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Vorwort. 


Bei einer Familie, von der Nachkommen mehrere Jahrhunderte 
in derſelben Landſchaft anſäſſig blieben, hängt das Geſchick beider 
eng zuſammen. Das gilt auch für meine Familie hinſichtlich eines 
Teiles des ehemaligen Landgebiets der Stadt Danzig, des Stüblau⸗ 
ſchen Werders, deſſen Name ſich nach Einverleibung Danzigs in den 
preußiſchen Staat in den des „Danziger Werders“ verwandelte. 


Was die Stadt Danzig in ſchweren Tagen, beſonders in Kriegs— 
zeiten zu erleiden hatte, traf die Bewohner ihres Landgebiets nicht 
ſelten noch erheblich härter als ihre eigenen Bewohner. Das laſſen 
die Urkunden erkennen, die unter der althergebrachten Benennung 
„Werderiſcher Amtskaſten“ im Staatsarchiv zu Danzig aufbewahrt 
werden. Zu ihnen kommen noch die „Werderiſchen Produkte“, die 
„Privilegien“ und die „Werderiſchen Amtsbücher von 1565—1814”. 
Der „Werderiſche Amtskaſten“ bot mir ſo einen guten Anhalt zur 
möglichſt zuverläſſigen Feſtſtellung des Wirkens und des Werdeganges 
meiner Vorfahren ſeit Mitte des ſechzehnten Jahrhunderts. Bei den 
für die Berichtszeit zu würdigenden politiſchen Vorkommniſſen und 
wirtſchaftlichen Zuſtänden in der Stadt Danzig und in ihrem dabei 
in Betracht kommenden ehemaligen Landgebiet hat ſich die vörliegende 
Arbeit über den Rahmen einer Familiengeſchichte hinaus zu einem 
Beitrag für die Geſchichte des Danziger Werders ausgeſtaltet, der 
deswegen auch über den Familienkreis hinaus für weitere Bewohner 
des Danziger Werders und ſolche Abkömmlinge aus demſelben von 
Jutereſſe ſein dürfte, die ihrer Heimatſcholle und ihrer Väter gern 
gedenken „und ſtill ſich freuend ans Ende dieſer ſchönen Reihe ſich 
geſchloſſen ſehen“. 

Zur Aufnahme der vorliegenden Arbeit wurde ich beſonders durch 
eine Stammtafel der Familie Weſſel angeregt, die ſeinerzeit der 
verſtorbene Sanitätsrat Dr. Preuß zu Dirſchau aufgeſtellt hat, deſſen 
Mutter eine Schweſter meines Großvaters Michael Wilhelm Weſſel 
war. Dr. Preuß blieb dabei auf die Kirchenbücher angewieſen, die 
nicht ſoweit zurückreichen wie der „Werderiſche Amtskaſten“, der über 
Grundbeſitzer ſeines Geltungsgebiets auch noch für eine weiter zurück— 
liegende Zeit Auskunft enthält, und dem ich ſolche auch entnommen 
habe. Dr. Preuß hat durch Aufſtellung der Stammtafel ein lebhaftes 
Intereſſe für die Familie ſeiner Mutter bekundet, weswegen ich ſeiner 
an dieſer Stelle in dankbarer Geſinnung gern gedenke. 


Die Aufnahme dieſer nun abgeſchloſſenen Arbeit mit Durchſicht 
des im hieſigen Staatsarchiv vorhandenen und für ihren Zweck 
verwendbaren Urkundenmaterials liegt ſchon ein Vierteljahrhundert 


zurück, denn ſie konnte mit Rückſicht auf meine Amtstätigkeit nur 
langſam fortſchreiten und mußte nach Ausbruch des Krieges Anfang 
Auguſt 1914 wegen der damit verbundenen ſtarken Steigerung meiner 
dienſtlichen Obliegenheiten völlig eingeſtellt werden. Auch nach 
meinem Ausſcheiden aus dem Amt und Eintritt in den Ruheſtand am 
1. Mai 1919 bin ich durch Abhaltungen verſchiedentlichſter Art erſt 
nach Ablauf eines Jahres dazu gekommen, ſie fortzuſetzen. Die 
erwähnte Unterbrechung hat mir das Wiederzurechtfinden in dem 
gleichzeitig auch für andere gleichartige Arbeiten geſammelten 
Material nicht unweſentlich erſchwert und eine nicht vollſtändige 
Ausnutzung desſelben zur Folge gehabt, was ich eben als Ergebnis 
des Wechſels der Zeit hinnehmen mußte. Der Zeit und der Not 
müßte ich eigentlich ſagen, denn im Hinblick auf die Zermürbung und. 
Zerſtückelung des preußiſchen Staates durch die Revolution vom 
9. November 1918 und des zielbewußt an feiner Schwächung weiter 
arbeitenden Regiments der Parteien, die zu ihr geführt haben und 
deren Vertreter gegenwärtig die Herrſchergewalt ausüben, bleibt eine 
Wiedererſtarkung Preußens in naher Zeit leider nicht zu gewärtigen, 
unter deſſen Regiment das Danziger Werder die größte Sicherheit 
gegen Ueberſchwemmungsgefahr und damit auch einen feſten Grund 
für ſeine wirtſchaftliche Entwicklung erlangte. Zur Begründung deſſen 
genügt es, auf die großartige Regulierung der Stromverhältniſſe der 
Weichſel und Nogat hinzuweiſen. Die Ausmündung der Weichſel in 
die See wurde von Neufähr nach Schiewenhorſt verlegt und dazu auf 
Grund des Geſetzes vom 20. Juni 1888 von Siedlersfähre bis 
Schiewenhorſt ein neues Flußbett hergeſtellt, durch das der Mündungs- 
lauf um 10 Kilometer verkürzt wurde. Die mit allen techniſchen 
Hilfsmitteln der Neuzeit ausgeführten großartigen Arbeiten wurden 
gegen Ende des Jahres 1894 beendet und beim Eisgang im Frühjahr 
1895 der Weichſel der neue Endlauf zur See freigegeben. Die Koſten 
beliefen ſich auf 20203000 M., zu denen die Deichverbände 
7 230 000 M. beizutragen hatten, während der überſchießende Teil 
derſelben dem Staat zufiel, der auch die Arbeiten ausführen ließ. 


Eine Folge dieſer Arbeiten war dann die notwendige Regulierung 
des Hochwaſſerprofils der Weichſel von Gemlitz bis Pieckel auf Grund 
des Geſetzes vom 25. Juni 1900. Die in dieſem Geſetz auf 9 200 630 M. 
bemeſſenen Koſten beliefen ſich tatſächlich auf 11 945 025 M., zu denen 
die Deichverbände 3 756 487 M. beitrugen. Dem ſchloß ſich ſchließlich 
dann noch das Geſetz vom 20. Juli 1910 betreffend den Nogatabſchluß 
an, das für dieſen 11 546 000 M. und für die mit dem Nogatabſchluß 
verbundene Erweiterung der Dirſchauer Weichſelbrücken 6 560 000 M., 
zuſammen alſo 18 106 000 M. feſtſetzte, wozu die Deichverbände 
3 496 686 M. beizutragen hatten. 5 


Nur ein ſtarker Staat von hoher finanzieller Leiſtungsfähigkeit 
konnte ſolche umfangreichen Beihilfen zur Vermehrung des Deich- 
ſchutzes gewähren, wie dies für die Weichſel- und Nogatniederungen . 
desſelben nach dem rechtsſeitigen Nogatdurchbruch des Jahres 1888 
geſchehen iſt, und was ihnen gegenwärtig um ſo mehr zugute kommt, 
weil bei ihrer jetzigen Staatsangehörigkeit ſchon im Hinblick auf die 
finanzielle Kraft der betreffenden Staatsweſen mit einer gleich weit— 


gehenden Hilfe kaum zu rechnen ſein dürfte. Deſſen müſſen die 
Bewohner der Weichſel- und Nogatniederungen und beſonders auch 
die des Danziger Werders immer eingedenk bleiben, wenn ſich nun 
das Hochwaſſer der Weichſel und die Eisgänge auf derſelben gefahr— 
loſer vollziehen, und dabei dann aber auch nicht vergeſſen, was ſie 
der Teilnahme und Fürſorge der preußiſchen Könige gerade bei 
Ueberſchwemmungen und auch bei anderen Notſtänden zu danken 
hatten, ſolange ſie und ihre Vorfahren im Staat derſelben lebten. 


Gerade aus der geſtern, am 11. Juli 1920, in den Abſtimmungs⸗ 
gebieten vollzogenen Abſtimmung über die nationale Zugehörigkeit der 
Abſtimmenden geht mit überwältigender Deutlichkeit hervor, wie ſehr 
nicht nur die deutſchen Bewohner derſelben, ſondern auch ſolche 
polniſcher Mutterſprache es empfinden, was ſie am preußiſchen Staat 
und an ſeinen Herrſchern aus dem Hohenzollernhauſe gehabt, und 
was ſie jeit der Zertrümmerung dieſes Staates nach der Beſeitigung. 
ſeines alten, bewährten Regiments verloren haben. Als langjähriger 
Bewohner des Kreiſes Stuhm, den ich 14 Jahre als Landrat verwaltet 
habe, kannte ich die Haltung und Sinnesrichtung der bäuerlichen 
Grundbeſitzer polniſcher Nationalität desſelben aus jener Zeit recht 
gut, und ich habe bei entſprechender Veranlaſſung gegen ander— 
jeitige Meinungen ſtets die Ueberzeugung vertreten, daß dieſe Grund— 
beſitzer in der Mehrzahl ein ausreichendes Verſtändnis für das 
beſäßen, was ihnen frommte, und deswegen zu den Deutſchen halten 
würden; daß dieſe Abſtimmung nun aber bei der Geſamtbevölkerung 
jenes Kreiſes derart vernichtend für die Polen ausfallen könnte, wie 
dies nunmehr eingetreten iſt, habe auch ich nicht vorausgeſetzt. Um 
ſo mehr freue ich mich, daß ich ein guter Prophet geweſen bin. 

Aus dem Abſtimmungsergebnis der dabei in Betracht kommenden 
Gebiete geht unzweifelhaft hervor, daß man die Hoffnung auf eine 
beſſere Zukunft und Wiedererſtarkung Preußens nicht aufgegeben hat. 
Und wenn auch das Danziger Werder zurzeit dem von Preußen 
abgetrennten Staatsweſen, der Freiſtadt Danzig angehört, ſo wird 
die Lebensdauer desſelben wohl kaum lange währen. Das dürfte noch 
mehr für das neuerſtandene Polenreich zutreffen, das nach dem 
Beſitz von Danzig und dem Staatsgebiet desſelben noch immer ſtrebt, 
wennſchon Polens militäriſche und wirtſchaftliche Lage ſich täglich 
kläglicher herausſtellt. Der Wunſch nach Wiedervereinigung mit dem 
preußiſchen Staat tritt bei den Bewohnern der abgetrennten Gebiete 
desſelben immer lebendiger hervor, und er wird bei dem großen 
Ungeſchick der polniſchen Verwaltung in denſelben auch wachſen und 
zur baldigen Erfüllung heranreifen. Dann wird auch die Stunde für 
die Wiedervereinigung der Freiſtadt Danzig und ihres Gebiets mit 
dem preußiſchen Staat gekommen ſein, die hoffentlich nicht mehr 
fern liegt. Allein die Erſtarkung des preußiſchen Staates bietet eine 
ausreichende Gewähr für das Wiederemporkommen des deutſchen 
Volkes, beſonders auch gegen die Beſtrebungen zur Minderung der 
Einwirkung des Proteſtantismus und des proteſtantiſchen Charakters 
des preußiſchen Staates, der dieſem durch ſein Herrſchergeſchlecht 
gegeben war und gewahrt wurde. Was die Hohenzollern ſeit einem 
halben Jahrtauſend bei dem Werdegang des brandenburg-preußiſchen 


Staates geſchaffen, das kann nicht durch eine Revolution wie die vom 
9. November 1918 ausgelöſcht werden. Die Anzeichen dafür mehren 
ſich, daß das gegenwärtige deutſche und auch das preußiſche Staats⸗ 
weſen nicht von langer Dauer ſein dürften. Möge drum die weitere 
Entwicklung mit Gottes Hilfe zur Wiederherſtellung Preußens in 
ſeinen Grenzen und ſeiner Machtſtellung vor Ausbruch des Krieges 
im Jahre 1914 unter einem Regenten aus dem Geſchlecht ſeines alten 
Herrſcherhauſes führen, damit würde auch die beſte Bürgſchaft für 
eine gedeihliche Zukunft des Danziger Werders und ſeiner Bewohner 
gegeben ſein. Das iſt der Wunſch, den ich dieſer Gedenkſchrift auf 
den Weg gebe, deren ſpätere Veröffentlichung durch den Druck ich 
erhoffe. 


Danzig⸗Langfuhr, den 12. Juli 1920. 


Max Weſſel. 


Als ich vor nunmehr faſt fünf Jahren die vorſtehenden Worte 
ſchrieb, rechnete ich nicht damit, daß die vorerwähnte Hoffnung noch 
zu meinen Lebzeiten in Erfüllung gehen könnte; jetzt iſt ſie wieder 
lebendig geworden, da die Drucklegung dieſer Arbeit bis zum Herbſt 
des laufenden Jahres geſichert erſcheint. Die Tatſache, daß das 
deutſche Volk in ſeiner Mehrheit inzwiſchen wieder zur richtigen 
Erkenntnis über das gekommen iſt, was zur Herbeiführung geordneter 
ſtaatlicher Verhältniſſe notwendig war, hat die Wahl des General- 
feldmarſchalls von Hindenburg zum Reichspräſidenten erwieſen. 
Das begrüßen auch die noch immer von Deutſchland abgetrennten 
deutſchen Bewohner des Danziger Freiſtaatgebiets freudigen Herzens, 
was ja beſonders auch für die Bewohner meiner Heimatlandſchaft, 
des Danziger Werders, zutrifft. Ihrer gedenke ich beim Schluß dieſer 
Zeilen im Sinne Rudolf Herzogs, der in ſeiner Schrift: „Die vom 
Niederrhein“ ſagt: „Das Weſensinnere einer Heimatſcholle, das einen 
ausgeſprochenen Charakter beſitzt, läßt ſich nicht abſchütteln wie der 
Staub von den Füßen. Durch ſie, durch das Feſthalten an ihr, werden 
ihre Söhne in der Fremde zur Kraft gelangen wie Eichen im Bufch- 
wald, ohne ſie, unter Preisgabe ihrer Art, werden ſie unkennbar im 
Niederholz verſchwinden.“ 


Danzig-Langfuhr, den 9. Juni 1925. 
Max Weſſel. 


J. Die Stammlinie zu Sperlingsdorf. 


1567 Albrecht Weſſel, Nachbar daſelbſt. 


Nach Ausweis von Kirchenbüchern und der im Archiv der Stadt Danzig 
befindlichen Amtsbücher der Amtsverwalter des ehemaligen Stüblauiſchen Werders 
läßt ſich der Stammbaum der gegenwärtig noch zu Stüblau und Gr. Zünder 
im Danziger Werder anſäſſigen Familie Weſſel einwandfrei auf Jochim Weſſel 
zurückführen, der im Jahre 1623 den Kaufvertrag über den Erwerb eines Hofes 
zu Sperlingsdorf in das Amtsbuch eintragen ließ, den er nach Inhalt dieſes 
Vertrages wahrſcheinlich ſchon etliche Jahre zuvor erftanden hatte. Sieht man 
dagegen von der geſchloſſenen Reihenfolge ab und will man es für beweiskräftig 
genug erachten, daß Träger des Namens Weſſel auch ſchon in früherer Zeit zu 
Sperlingsdorf gelebt haben, um in ihnen die Vorfahren des Jochim Weſſel 
anzuerkennen, ſo darf man auf das Jahr 1567 zurückgehen, für welches das 
Sperlingsdorfer Schöppenbuch bereits einen Albrecht Weſſel als Kumpan 
des Schöppenmeiſters aufführt. Dieſes Schöppenbuch erhielten die Sperlings— 
dörfer am 4. Februar 1568 zu Grebin vom Bürgermeiſter Johann Brandes 
und dem Ratmann Auguſtin Moler als verordneten Verweſern des Stüblauiſchen 
Werders, „weil ihr voriges Schöppenbuch faſt klein, auch nicht viel mehr Raum 
darin, worauf zu ſchreiben“. Schon in der erſten Eintragung vom 18. Novem- 
ber 1567, nach der Hans Schöweke vor Schöppen und gehegtem Ding ein 
Drittel Part des ganzen „Freien“ von Sperlingsdorf mit Haus, Hof und an— 
deren Wirtſchaftsgebäuden nebſt 35 Morgen kulmiſch Acker und Wieſe, zwiſchen 
der Schönauer und Sperlingsdorfer Grenze gelegen, für 2033 Gulden polniſch 
à 30 Groſchen an ſeinen Bruder Mauritz abtritt, heißt es zum Schluſſe: 
„In Gegenwärtigkeit der arbeitſamen Peter Baryk, Schulzen, Alex Möller, 
Schöppenmeiſter, Albrecht Weſſel und Peter Janeken ſeine Kumpans.“ 

Im Hinblick auf den Zeitpunkt der Verleihung des Schöppenbuches iſt 
die Eintragung mithin nachträglich erfolgt, was zu jener Zeit wohl die Regel 
war, weil ſie durch den Amtsſchreiber zu Grebin in ſämtlichen Ortſchaften des 
Stüblauiſchen Werders zu beſtimmten Terminen vor Schöppen und gehegtem 
Ding bewirkt wurde. Sie iſt auch um deswegen intereſſant, weil der Schöwekeſche 
Beſitz ſeine Geſchichte hat. Im Jahre 1503 erwarb der damalige Danziger 
Bürgermeiſter Hans Schöweke den Grundſtock desſelben mit 1 Hufe 19 Morgen, 
„das Freie oder die Sperlingsdorfer Grund“ genannt, von Peter Neukirch und 
andern Nachbarn zu Sperlingsdorf, frei von allem Herrenzins, Scharwerk und 
Biſchofsgeld, unter Königlicher Beſtätigung. Sein Sohn gleichen Namens er— 
hob auf Grund des ſo beſtätigten Kaufvertrages ſpäter den Anſpruch auf Weide— 
gerechtigkeit hinſichtlich ſolcher Ländereien, die zum Hofe Grebin gehörten, was 
der Rat der Stadt Danzig dieſem aber beſtritt, weil das betreffende Bruchland 
an andere vertan und verſchrieben war, ſo daß Schöweke ſich beſchwerdeführend 
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an den König von Polen wandte, deſſen Kommiſſarien, unter denen Stanislaus 
Koſtka, Kulmiſcher Woiwode, und Achatius Zehrem, Marienburgiſcher Woiwode, 
aufgeführt werden, dann den Streit ſchlichteten. Nach dem im Jahre 1552 
geſchloſſenen Vergleich überwies der Rat dem Hans Schöweke 2¼ Hufen von 
den zum Hofe Grebin gehörigen Ländereien zur dauernden Nutzung, die aber 
im Eigentum der Stadt verblieben, wie es heißt: „weil Hans Schöweken ein 
alter Bürger der Stadt und herrlichen Herkommens und ſein Vater der Stadt 
und gemeinem Gut getreulich gedienet“. 


Die Söhne dieſes zweiten Hans Schöweke: Mauritz, Hans und Görgen, 
teilten nun durch Erbvertrag im Jahre 1561 das damals 3½ Hufen große 
„freie Gut“ Sperlingsdorf, wie es da ſchon benannt wird, in Natur, wonach 
dann durch den vorhin aufgeführten Vertrag vom Jahre 1567 wieder zwei 
Teile in den Beſitz des Mauritz Schöweke gelangten. Den dritten Anteil kauft 
1594 der Rat von Georg Schöweke für 3500 M. à 20 Groſchen, womit der 
urſprüngliche Beſitz des Bürgermeiſters Hans Schöweke in das Eigentum der 
Stadt überging. Hinſichtlich des Georg Schöweke iſt in dem bezüglichen Ver— 
trage von 1594 geſagt, „daß er mit keinem natürlichen Leibeserben geſegnet 
und ziemliche Jahre ſeines Alters erreicht, ſo daß ihm mit Ruhe und Friede 
beſſer denn mit Fortſtellung ſeines Ackerwerks gedienet wäre“. Dem Enkel des 
Danziger Bürgermeiſters ſcheint danach nur ein recht beſcheidenes Los im 
Leben beſchieden geweſen zu ſein. — 

Da ſeit Lebzeiten des Albrecht Weſſel Nachkömmlinge der Familie Weſſel 
bis zum Jahre 1837, wenn auch mit Unterbrechung, in Sperlingsdorf anſäſſig 
geweſen ſind, ſo iſt zur Beurteilung ihrer geſamten Lebensverhältniſſe die Be— 
jigverteilung in dieſer Gemeinde von mitbeſtimmender Bedeutung, weshalb ich 
auf die Geſchichte des Schöwekeſchen Beſitzes näher eingegangen bin. Dasſelbe 
gilt auch hinſichtlich eines weiteren Aktes des Sperlingsdorfer Schöppenbuchs, 
bei dem Albrecht Weſſel wiederum aufgeführt iſt. 


Danach kauft am 23. März 1568 Hans Windmöller von Albrecht Fechter 
ein Erbe mit Haus, Hof und 10 Morgen Acker zu Sperlingsdorf, zwiſchen 
Peter Janeken und Görgen Schöweken gelegen, für 130 M. Zur Ausweiſung 
hat Käufer 40 M. erlegt und den Reſt ſoll er jährlich mit 5 M. Erbgeld bis 
zur Tilgung des Kaufpreiſes abtragen. Der Käufer übernimmt mit dem Hof 
1 Wagen, 1 Pflug, 2 Eggen, 4 Pferde, 2 Paar Sielen, 4 Gänſe, 4 Schweine 
und 4 Hühner. Am Schluſſe der Eintragung heißt es: „Bei dieſem Kauf und 
Vertrage find geweſen, nämlich die ehrbaren Männer als Peter Baryk, auf dieſe 
Zeit Schulz, Albrecht Weſſel, auf dieſe Zeit Schöppenmeiſter, Peter Janeke, 
ſein Beiſitzer, Johann Schwarz. Dies zeuget Richter und Schöppen und ein 
gehegtes Ding.“. 

Außer bei dieſem Akte wird Albrecht Weſſel noch einmal im Jahre 1572 
als Beiſitzer des gehegten Dings im Schöppenbuche aufgeführt; dasſelbe reicht 
nur bis zum Jahre 1576 und es iſt auch wohl leider das einzige der Gemeinde 
Sperlingsdorf, das erhalten geblieben iſt; es befindet ſich jetzt im ſtädtiſchen Archiv. 


Zum Verſtändnis des vorſtehenden Aktes bemerke ich noch, daß „Auswei⸗ 
ſung“ die Anzahlung bedeutet, und daß bei Kaufverträgen zu jener und auch 
noch in erheblich ſpäterer Zeit die Reſtkaufgelder als Erbgelder, wohl ſo be⸗ 
nannt, weil „das Erbe“, d. h. der Hof mit Ländereien, für ſie haftete, bezeichnet 
wurden und zu beſtimmten Terminen, der Regel nach jährlich abzutragen und 
ſtets unverzinslich waren. 
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Das Dorf Sperlingsdorf, deſſen Verleihungsurkunde verloren gegangen 
it, wurde ſicher ſchon durch den Orden mit 12 ſolcher Stellen zu je 10 Mor- 
gen kulmiſch beſetzt, wie die im Kaufvertrage näher bezeichnete. Ganz gleich— 
artig wurde das Dorf Schönau ausgegeben, nur mit dem Unterſchied, daß dort 
17 ſolcher Stellen nachweisbar ſind. Die Begründung dieſer Stellen, die als 
Gärtnererbe in der älteren Zeit bezeichnet werden, muß einen beſtimmten Zweck 
gehabt haben, da ſie von der Beſiedelung aller anderen Ortſchaften des Danziger 
Werders durch den Orden, die mit bäuerlichen Stellen von 2 bis 4 Hufen 
beſetzt wurden, vollſtändig abweicht. Sie erklärt ſich aber unſchwer aus der 
benachbarten Lage der beiden Ortſchaften zum Hofe Grebin, auf dem der Ordensvogt 
ſeinen Sitz hatte, und von dem aus er ſeine Vogtei, „das Stobelauſche Werder“, 
verwaltete. Zum Hofe Grebin gehörten rund 100 Hufen, die ſich der Orden 
zur eigenen Nutzung vorbehalten. Sie beſtanden aber, mindeſtens bald nach der 
Beſitznahme durch den Orden, überwiegend aus Wieſen und Weiden und nur 
zum geringeren Teile aus Wald und Ackerland. Als Letzteres kamen wohl 
vornehmlich die ſogenannten beiden Berge, zwei rückenartige Erhebungen, die 
bis zu 10 Meter Meereshöhe die umliegende Niederung überragen und der 
Ueberſchwemmung bei Weichſeldurchbrüchen nicht ausgeſetzt ſind, in Betracht, ſo 
daß mit Einſchluß einiger höher gelegenen Niederungsländereien etwa 10 Hufen 
dem Pfluge unterworfen werden konnten. Zur Ausführung der Ackerarbeiten 
und des ſonſtigen Hofſcharwerks waren nun jedenfalls die Stelleninhaber der 
Gärtnererbe zu Sperlingsdorf und Schönau zur Ordeuszeit verpflichtet, was 
auch noch in ſpäterer Zeit von den ſogenannten Scharwerksdörfern in ihren 
Beſchwerden über die Scharwerksgelder wiederholt hervorgehoben wird. Inſo— 
weit deshalb bei den übrigen Dorfſchaften des Danziger Werders in den Ver— 
leihungsurkunden des Ordens Scharwerksdienſte überhaupt feſtgeſetzt ſind, kommt 
dabei urſprünglich lediglich das Scharwerk in der Heuernte in Betracht, da die 
Beſchaffenheit und Nutzungsart der Ländereien des Hofes Grebin die meiſten 
Arbeitskräfte gerade für die Heugewinnung erforderte. Als dann nach Ende 
der Ordensherrſchaft das Stüblauſche Werder an die Stadt Danzig gefallen 
war, trat in der Mitte des 16. Jahrhunderts eine völlige Verſchiebung in den 
Scharwerksdienſten ein. Daß dieſelben aber in Sperlingsdorf 1568 noch ſehr 
groß geweſen ſein müſſen, geht daraus hervor, daß beim ſcharwerkspflichtigen 
Gärtnererbe der Morgen mit 13 M., bei dem „freien Beſitze“ Schöwekes 
dagegen 1567 mit 87 M.) bezahlt wurde. 

Da die Größe der in Rede ſtehenden Gärtnerſtellen nur 10 Morgen kul— 
miſch betrug und damit noch keine geſpannfähige Beſitzung ausmachte, ſo kann 
man die Frage aufwerfen, ob die Inhaber dieſer Stellen bei der Kleinheit ihres 
Beſitztums zur Ausführung von Geſpann-Scharwerk überhaupt fähig waren. 
Schon der Beſtand von 4 Pferden, wie ihn der vorſtehend angeführte Kauf— 
vertrag aus dem Jahre 1568 ergibt, ſteht in gar keinem Verhältnis zur Mor⸗ 
genzahl, wozu noch kommt, daß auch ein ſo kleiner landwirtſchaftlicher Betrieb 
ohne Kuhhaltung nicht gut denkbar und die Nichtaufführung von Kühen nur 
damit zu erklären iſt, daß der Verkäufer dieſelben ſich vorbehalten hat und der 
Käufer ſie ſich noch beſchaffen mußte, ſofern er ſie nicht ſchon beſaß. Es kann 
deshalb auch keinem Zweifel unterliegen, daß die in Betracht kommenden Gärt— 
ner noch Weidegerechtigkeit auf den zum Hofe Grebin gehörigen Ländereien 
beſeſſen haben, weil ſie ſonſt ihr Vieh nicht durchfüttern und ſomit das Hof— 
ſcharwerk nicht leiſten konnten. Dafür ſpricht auch der vorerwähnte Verkauf 
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von 1 Hufe 19 Morgen ſeitens der Sperlingsdorfer Nachbarn an den Bürger— 
meiſter Schöweke im Jahre 1503. Das betreffende Land dürfte unzweifelhaft 
urſprünglich zum Hofe Grebin gehört haben und den Sperlingsdorfern nur zur 
Nutzung überwieſen geweſen ſein, was dann im Laufe der Jahre und insbeſon— 
dere nach dem Wechſel der Herrſchaft in Vergeſſenheit geraten oder ftrittig 
geworden iſt. Außergewöhnlich iſt jedenfalls ſchon die Beſtätigung des Kauf- 
vertrages durch den König, woraus man ſchließen muß, daß der Bürgermeiſter 
Hans Schöweke hinſichtlich der Rechtsgültigkeit desſelben nicht ohne Bedenken 
war und deshalb eine ganz beſondere Garantie für erforderlich erachtete und auch 
erlangte. Auch der Umſtand, daß ſein Sohn und Beſitznachfolger auf Grund jenes 
Vertrages eine erhebliche Abfindung für die mit ſeinem Beſitze angeblich verbundene 
Weidegerechtigkeit durchſetzte, ſpricht dafür, daß die Sperlingsdorfer neben ihrem 
Gärtnererbe weitergehende Berechtigungen als Entgelt für das zu leiſtende 
Hofſcharwerk überkommen hatten. Mit dem Verluſt dieſer Berechtigungen durch 
den Verkauf des Landes an den Bürgermeiſter Schöweke wird die Entlaſtung 
vom Hofſcharwerk Hand in Hand gegangen ſein, auf die dann allerdings ſpäter⸗ 
hin noch andere Umſtände erheblich einwirkten. Erſatz für die veräußerte Weide- 
gerechtigkeit und Landnutzung haben die Sperlingsdorfer jedenfalls darin geſucht, 
daß ſie Ländereien vom Hofe Grebin pachteten, die zu dieſer Zeit ſchon zum 
größeren Teile an die benachbarten Ortſchaften in Miete ausgegeben wurden. 


Albrecht Weſſel hat nun jedenfalls ein Gärtnererbe in Sperlingsdorf be- 
ſeſſen, was daraus hervorgeht, daß er als Beiſitzer und Schöppenmeiſter im 
gehegten Ding auftritt und ſomit vollberechtigter Nachbar in der Gemeinde ge— 
weſen ſein muß, und was ferner auch dadurch erwieſen wird, daß ein ſolches 
Erbe im Beſitze der Familie Weſſel noch längere Jahre verbleibt. Unter welchen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen Albrecht Weſſel gelebt hat, geht aus dem Geſagten 
hinreichend hervor, immerhin bleibt dabei zu beachten, daß er und ſeine Nach— 
barn trotz der Kleinheit ihres Beſitzes und der Hofdienſte freie Leute waren 
und in der Selbſtverwaltung ihrer Gemeinde die gleichen Rechte beſaßen, wie 
die angeſeſſenen größeren Beſitzer in den anderen Dorfſchaften des Werders. 
In der Inſtitution des gehegten Dings, des Dorfsgerichts, das ſich aus dem 
Schulzen, Schöppen und ihren Beiſitzern zuſammenſetzte und ſomit lediglich aus 
Nachbarn der Gemeinde beſtand, kommt dies am beſten zum Ausdruck und iſt 
charakteriſtiſch für die weitgehende Selbſtverwaltung, die unterſchiedslos allen 
Gemeinden des Werders ſeit der Ordenszeit verblieben war. Ueber ſonſtige 
Lebensſchickſale des Albrecht Weſſel habe ich nichts ermitteln können. Seine 
Exiſtenz zu jener Zeit in Sperlingsdorf läßt meines Erachtens aber erkennen, 
daß der Stammvater der Familie Weſſel nicht, wie das Ueberlieferung in der 
Familie iſt, mit der Einwanderung der Holländer in der Mitte des 16. Jahr— 
hunderts in das Werder gekommen iſt, ſondern daß dies ſchon früher geſchehen. 
Die Einwanderung der Holländer in den Jahren 1547 bis 1550 beſchränkte 
ſich zunächſt auf die Dörfer Scharfenberg, Landau, Reichenberg und Weßlinken, 
und in den Jahren 1552 und 1561 werden denn auch die Dorfſchaften Schmeer- 
block und Proitenfelde vornehmlich durch ſie beſetzt ſein. Ebenſo treten ſie in 
der ſich anſchließenden Zeit als Pächter von Mietsländereien der Stadt im 
Werder auf, doch iſt nicht erſichtlich, daß ſie auch in anderen Dorfſchaften des 
Werders zu dieſer Zeit ſchon Eingang gefunden. Vielmehr tritt eine ſehr leb⸗ 
hafte Abneigung der alteingeſeſſenen Bevölkerung gegen die Holländer vielfältig 
in die Erſcheinung. Der Grund lag in erſter Reihe darin, daß die Beſitzer der 
vorhin benannten Dorfſchaften, die „Landherren“, wie ſie ſpäter genannt werden, 
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welche die einzelnen Dörfer entweder von den fortziehenden Inſaſſen oder 
vom Rate erworben hatten, neue Privilegien von Letzterem erhielten, durch 
welche ſie ſehr viel günſtiger geſtellt waren als die anderen Dorfichaften des 
Werders. Abgeſehen von einer begrenzten und verhältnismäßig geringen Schar: 
werksleiſtung beim Weichſeldamm blieben ſie von dem Hofſcharwerk auf Grebin 
gänzlich, und von den Abgaben und Dienſten, die das Stüblauſche Werder als 
Kommunalverband auch neben der Dammunterhaltung zur Durchführung der 
ihm im öffentlichen Intereſſe auferlegten Pflichten erforderte, in der Hauptſache 
befreit. Unter der Herrſchaft der Stadt Danzig waren die Dörfer des Stüblau— 
ſchen Werders in immer zunehmendem Maße zu Scharwerksleiſtungen heran— 
gezogen worden, die nicht nur in Acker- und Erntearbeiten auf dem Hofe Grebin, 
ſondern auch in zahlreichen Dienſten für die Stadt ſelbſt beſtanden. Alle dieſe 
Scharwerksdienſte wurden nun den 15 ſogenannten Scharwerksdörfern aufge: 
bürdet, von welcher Zeit ab ſich der Gegenſatz zwiſchen „Freidörfern“ und 
„Scharwerksdörfern“ bildete. Zu den bereits aufgeführten Freidörfern traten 
ſpäter noch andere Ortſchaften hinzu, die mit gleich günſtigen Privilegien vom 
Rate ausgeſtattet wurden. 


In den Freidörfern ſiedelten ſich nun die Holländer der Regel nach derart 
an, daß ſie die Ländereien von den Landherren zur Miete annahmen und ſich 
ihre eigenen Wohn- und Wirtſchaftsgebäude auf denſelben errichteten. Die ge⸗ 
ſchloſſene Dorfslage, welche bis dahin auch in dieſen Dörfern beſtand, hörte 
damit auf und dieſelben nahmen nun in der zerſtreuten Lage ihrer Gehöfte den 
Charakter an, den ſie auch gegenwärtig noch tragen. Der wirtſchaftliche Vor⸗ 
ſprung, den die Holländer durch dieſe Art der Anſiedlung erlangten, liegt auf 
der Hand, ſie war aber auch zweifellos auf die Gepflogenheit der Ankömmlinge 
in ihrer alten Heimat zurückzuführen und läßt ſo annehmen, daß dieſe zunächſt 
auch gar nicht beſtrebt geweſen ſind, in den unter dem alten Recht lebenden 
Dorfſchaften Fuß zu faſſen, in denen ohne einhellige Zuſtimmung der Nachbar- 
ſchaft die Errichtung von Ausbauten ausgeſchloſſen war. Die Freiheit von 
Scharwerksdienſten, die ihnen zudem in den Freidörfern in demſelben Umfange 
zugute kam, wie ſie ihren Vorpächtern verliehen war, blieb ſelbſtredend in den 
anderen Dorfſchaften unerreichbar, ſo daß auch ſchon der Hinblick auf dieſe Dienſte 
ihnen in der erſten Einwanderungszeit die Erwerbung von Scharwerkshufen 
ſicherlich verleidet hat. 

Inſoweit die Holländer der Stadt gehörige Ländereien zur Miete erlangten, 
machten ſie den Dorfſchaften, die dieſelben vor ihnen in Miete gehabt, durch 
Zahlung höherer Pachtgelder empfindliche Konkurrenz, was ſie natürlich zu 
äußerſt unbequemen Eindringlingen für die alte Einwohnerſchaft des Werders 
ſtempelte. 

Die Einwanderung der Holländer hängt einerſeits mit der Verwüſtung 
des Unterwerders infolge der Weichſeldurchbrüche in den Jahren 1540 und 
1543, dann aber auch ganz beſonders mit der reformatoriſchen Bewegung in 
ihrer alten Heimat und mit dem Druck und der Verfolgung zuſammen, denen 
die Anhänger der neuen Lehre unter Kaiſer Karl V. ausgeſetzt waren. Man 
gewinnt den Eindruck, als wenn die erſten Einwanderer ganz überwiegend der 
wiedertäuferiſchen Richtung zugetan geweſen find, wennſchon die Holländer ge- 
wöhnlich als Anhänger von Calwin bezeichnet werden, ſoweit ſie nicht Menno— 
niten waren. Letztere ſollen ſich indeſſen nach Dr. W. Mannhardt!) in größerer 
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Anzahl zuerſt um das Jahr 1567 in Danzig und feiner Umgegend niedergelaſſen 
haben. 

Bei den Beſchwerden und Angriffen der alteingeſeſſenen Bevölkerung 
gegen die Holländer mußte deren religiöſes Bekenntnis denn auch ſtets in erſter 
Reihe herhalten, wenn dieſe Anfeindungen auch in Wahrheit auf die Vergüniti- 
gungen zurückzuführen waren, deren die Einwanderer ſich nach Vorſtehendem 
auf Koſten der Scharwerksdörfer zu erfreuen hatten. Zu bemerken iſt dabei 
noch, daß die Bewohner des Stüblauſchen Werders bei der erſten Einwanderung 
der Holländer wohl ſchon überwiegend der lutheriſchen Lehre zugetan waren 
und daß ſpäteſtens im Jahre 1558 mit Ausnahme von Gemlitz ſich ſämtliche 
Kirchen in dem Beſitz der Lutheriſchen befanden. 

Bei der geſchilderten Lage der Dinge iſt es deshalb auch geradezu aus— 
geſchloſſen, daß zur Zeit Albrecht Weſſels ſchon holländiſche Einwanderer in 
Sperlingsdorf gewohnt haben. Bis auf den Namen Weſſel ſprechen auch die 
Namen der übrigen damaligen Nachbarn dagegen. Will man deshalb aus dem 
Namen Weſſel den holländiſchen Urſprung der Familie ableiten, ſo wird man 
jedenfalls auf eine erheblich frühere Einwanderung zurückgehen müſſen. Nach 
meinen Ermittelungen tritt der Name zur Ordenszeit zuerſt in Elbing auf, wo 
nach Peter Himmelreichs Chronik Herr Heinrich Weſſel, Ratmann alter Stadt, 
1363 zum Hanſetage nach Lübeck abgeſchickt wird. Die Familie Weſſel hat 
ſich dann durch Jahrhunderte in angeſehener Stellung in Elbing erhalten und iſt 
dort wohl erſt in den erſten Jahrzehnten des neunzehnten Jahrhunderts erloſchen; 
das Gut Gr. Weſſeln bei Elbing trägt nach ihr noch heute ſeinen Namen. 
Da Elbing vornehmlich von Lübeck aus beſiedelt ſein ſoll, ſo dürfte ſie 
auch von dorther ihren Eingang in erſtere Stadt genommen haben. Daß 
Albrecht Weſſel oder ſeine Voreltern mit dieſer Elbinger Familie gleicher Ab- 
kunft ſein ſollten, iſt wenig wahrſcheinlich, aber immerhin möglich. Wenn man 
ſich erinnert, daß der Enkel des Danziger Bürgermeiſters Hans Schöweke als 
Bauer in Sperlingsdorf lebte, was für ſeinen Bruder Mauritz und deſſen Nach- 
kommen gleichfalls nachweisbar iſt, ſo ſieht man, wie auch in jener Zeit ſoziale 
Stellung und Beſitz im Laufe weniger Generationen bei ein und derſelben Fa— 
milie auffällig wechſelten, und daß ſomit der Gedanke, den Beſitzer eines Gärt— 
nererbes zu Sperlingsdorf mit dem Sendboten der Stadt Elbing zum Hanſetage 
nach Lübeck der Abſtammung nach in Verbindung bringen zu wollen, nicht ſo 
haltlos iſt, als wie das auf den erſten Blick erſcheint. 

Nach Albrecht Weſſel beſitzt ein Barthelmes Weſſel ein Erbe mit 
9⅝ Morgen Land zu Sperlingsdorf; ich nehme an, daß er ein Sohn des 
erſteren iſt und das väterliche Grundſtück bewohnt hat. Genannt wird Barthelmes 
Weſſel nur bei der Erbteilung ſeines Nachlaſſes. Er hinterläßt bei ſeinem Tode 
4 Kinder, deren Geburt in die ſiebziger Jahre des 16. Jahrhunderts fällt, ſo 
daß er alſo in den vierziger Jahren desſelben geboren ſein wird. Die Tochter 
heißt Lene, die Söhne Jacob, Lorenz und Hans. Seine Witwe Lena, geb. 
Fehrmann, heiratet in zweiter Ehe Bartholomäus Pahl, der auch ſchon 1594 
verſtorben iſt. Ihre zweite Ehe blieb kinderlos, denn ſie gibt am 12. Juni 1594 
den Geſchwiſtern des Bartholomäus Pahl Schicht und Teilung, wobei ſie das 
Erbe mit 4 Pferden, 2 Kühen, 2 Wagen, 1 Pflug, 2 Eggen, 2 Schweinen 
und dem Federvieh für 500 M. übernimmt. Auf dem Erbe laſteten 274 M. 
Schulden, doch als Vatergut ihrer Kinder. 

Die Witwe behält den Beſitz bis zum 5. Februar 1600, an welchem 
Tage ſie ihn mit allem Inventar im Einverſtändnis mit ihren Kindern an 
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ihren jüngſten Sohn Hans für 1250 M. abtritt. Derſelbe hat 400 M. zur 
Ausweiſung zu entrichten und ferner alljährlich zu Weihnachten 30 M. Erb- 
gelder abzuzahlen. Die Mutter bleibt im Erbe und der Käufer gelobet: „ſie 
mit Eſſen und Trinken, ſo gut es ihm der Allmächtige beſcheren wird, und mit 
freier Wohnung zu unterhalten und zu verſorgen. Im Fall ſie ſich aber mit 
ihm oder mit ſeiner künftigen Ehefrau nicht würde vertragen können, ſo ſoll 
und will er jährlich geben: / Rindfleiſch vom Ochſen oder 10 M., 1 fettes 
Schwein oder 8 M., 1 Tonne gut Tafelbier, 4 Scheffel Roggen und ein 
Viertel Holz oder 10 M., auch ſonderlichen noch eine freie Wohnung auf feine 
eigenen Unkoſten verſchaffen. Eine Kuh ſoll Verkäuferin, ſo lange ſie lebt, 
nutzen, frei ohne irgend eine Erſtattung, und davon die Milch und Kälber zu 
ihrem Beſten gebrauchen. Nach ihrem Abſterben aber ſoll alles, was die Ver— 
käuferin ſich ausbedungen, in das Erbe fallen. 


Des hat die Verkäuferin ſich ausbedungen: vier Federbetten, ſieben Kiſſen, 
drei Pfühle, zwei zinnerne Kannen, einen großen und einen kleinen Keſſel und 
einen Dreifuß, welche Parſchel und was ſonſten mehr übrig ſein möchte, nach 
ihrem Tode durch die ſämtlichen Kinder ſoll geteilet werden, alles ganz getreu— 
lich und ſonder Gefahr.“ 


Die Tochter Lene erſcheint bei dieſem Vertrage ſchon in ehelicher Vor— 
mundſchaft von Gregor Trecheler, die beiden älteren Söhne Jacob und Lorenz 
ſind zu dieſer Zeit wahrſcheinlich auch ſchon verheiratet, doch wird nicht erſicht— 
lich, wo ſie wohnen und wie ſie ſich ernähren. 

Das Leibgedinge, das die Mutter des Käufers ſich für den Fall ausſetzt, 
daß ſie genötigt wäre, den Hof zu verlaſſen, iſt im Verhältnis zum Beſitz nicht 
klein, wenn auch berückſichtigt wird, daß zu dieſer Zeit ſchon 14 Morgen 218 ¼ 
Quadratruten feſtes Mietsland vom Hof Grebin zu demſelben gehörten. Die 
„eiſerne Kuh“, wie ein derartiges Nutzungsrecht in gleichartigen Verträgen viel- 
fach benannt wird, ſtand der Berechtigten auch bei ihrem Aufenthalt im Hofe 
zu und die Einnahmen aus dem Verkauf der Milch und der Kälber dienten 
zur Beſchaffung der Kleidung und zur Beſtreitung von ſonſtigen Ausgaben. 
Intereſſant ſind die Geldwerte für die eventuell zu liefernden Naturalien, wobei 
zu bemerken iſt, daß unter einem Viertel Holz etwa 20 ebm zu verſtehen ſind 
und die damalige Mark die Kaufkraft von etwa 10 M. der Reichsmark von 
1914 hatte. 


Beim Ausgedinge von einer Tonne gut Tafelbier muß man ſich ver 
gegenwärtigen, daß der Kaffee erſt in viel ſpäterer Zeit ein Volksgetränk wurde 
und das Bier als Haustrunk damals allgemein war. In der Hauptſache 
brauten ſich die ländlichen Bewohner allerdings ihr Bier ſelbſt, wenn auch, 
ſoweit das Stüblauſche Werder dabei in Betracht kommt, nachdem es in den 
Beſitz der Stadt Danzig gelangt war, in beſtändigem Kampfe mit der Danziger 
Brauerzunft, die den Landleuten auch das Brauen des Haustrunks niemals 
zugeſtehen wollte. Tafelbier war eine beſſere Qualität, deſſen Herſtellung im 
Hausbrau zwar ſtattfand, aber verboten war. 


Der Kaufpreis, den Hans Weſſel für den elterlichen Beſitz bezahlt, iſt 
mehr als doppelt ſo hoch wie der Preis, für den ihn ſeine Mutter in der 
Schicht und Teilung des Jahres 1594 annimmt. Im letzteren Falle darf man 
aber nicht überſehen, daß der Mutter der Beſitz gehörte, wie ſie ihren zweiten 
Mann heiratete, und daß die Erben desſelben dieſem Umſtande wohl Rechnung 
getragen haben werden. Immerhin iſt auch ſchon hierbei gegen das Jahr 15 68, 
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wo ein gleichartiger Beſitz am ſelben Orte für 130 M. verkauft wird, eine er- 
hebliche Preisſteigerung nicht zu verkennen. Mitbeſtimmend für dieſe iſt nun 
wohl geweſen, daß der Rat im Jahre 1578 den Nachbarn zu Sperlingsdorf, 
die ein Gärtnererbe beſaßen, die Vogtswieſe derart vermietet hatte, daß er jedem 
Nachbarn 17 Morgen zumeſſen ließ und zur alleinigen Nutzung überwies. Die 
Pacht pro Morgen betrug zunächſt 3 M. 6 Gl. 2 Schillinge = 100 M. pro 
Hufe; ſie ſteigerte ſich zwar ſpäter, das Mietsland blieb aber dauernd bei dem 
betreffenden Erbe, wodurch dieſe Beſitzungen erſt den Charakter bäuerlicher 
Stellen nach der im Werder geltenden Anſchauung erlangten. Da dieſes Miets— 
land zudem von allen ſonſtigen Laſten und Dienſten, ſelbſt vom Dammſchar— 
werk frei war und die nicht auf Gärtnererbe angeſeſſenen Nachbarn der Ort— 
ſchaft lediglich gleich freie Ländereien der Stadt in Miete hatten oder ſonſt 
vertragsmäßig nutzten, ſo nahm Sperlingsdorf nunmehr ganz überwiegend den 
Charakter eines Freidorfs an. Gleichmäßig günſtig entwickelten ſich auch die 
Verhältniſſe in der Dorfſchaft Schönau, ſo daß die beiden von den Kreuzherren 
urſprünglich zur Leiſtung des Hofſcharwerks auf Grebin beſtimmten Ortſchaften 
nunmehr gegenüber den 15 Dörfern, denen dieſes Scharwerk inzwiſchen auferlegt 
war, eine ſehr bevorzugte Stellung einnahmen. 


Nach einer Vermeſſung vom Jahre 1595 waren nur nach 8 Gärtnererbe 
in Sperlingsdorf vorhanden, die je aus 24 bis 28 Morgen einſchließlich des 
Mietslandes beſtanden. Die demnach fehlenden 4 Stellen hatte der Rat käuf— 
lich an ſich gebracht. Unter den acht Stellenbeſitzern wird bereits Hans Weſſel 
aufgeführt, woraus ſich ergibt, daß er ſchon damals der Wirtſchaft ſeiner Mutter 
vorſtand und demnach dem Kindesalter entwachſen ſein mußte. Die übrigen 
Stellenbeſitzer heißen: Peter Janeke, Hans Windmüller, Alex Möller, Görgen 
Pahl, Peter Kneiphof, Stenzel Seidel, welcher gleichzeitig Krüger war, und 
Marten Zimmermann. Mieter des ehemaligen George Schöwekeſchen Beſitzes von 
1 Hufe 19 Morgen war ein Hans Mix, der 4 M. pro Morgen Pacht zahlte, 
während das Nutzungsrecht des Moritz Schöweke auf den ſeinem Vater vom 
Rate zugewieſenen 2 Hufen 14 Morgen die Witwe des Moritz ausübte. Miets⸗ 
ländereien in gleicher Größe bewirtſchaftete ſchließlich ein Heinrich Freſe. Daraus 
ergibt ſich ein Bild von der damaligen Nachbarſchaft Sperlingsdorfs; nach der 
erwähnten Vermeſſung betrug der geſamte Flächeninhalt der Dorfſchaft 14 Hufen 
7 Morgen 266 ½½ Quadratruten, was mit der gegenwärtigen Größe von 2166 
Hektar annähernd übereinſtimmt. 


Aus den Namen der bei der Vermeſſung von 1595 aufgeführten Nachbarn 
in Sperlingsdorf ergibt ſich, daß zur betreffenden Zeit noch etliche am Leben 
ſind, die nach den vorſtehend erwähnten Kaufverträgen des Sperlingsdorfer 
Schöppenbuchs ſchon 1567 und 1568 dort anſäſſig waren. Es iſt das ein Be— 
weis dafür, daß ſie die ſchwere Kriegszeit der Jahre 1576 und 1577 überſtanden 
und ſich in ihrem Beſitz erhalten haben. In einer dem Bürgermeiſter und 
Werderiſchen Amtsverwalter gelegten Rechnung der Kirchenväter zu Wotzlaff, 
wohin Sperlingsdorf als Nachbarortſchaft ſeit alter Zeit zur Kirche gehört, 
heißt es: „1576 den Mittwoch vor Michaelis des Erzengels, welches war der 
26. September, ſind die Polen ins Werder gefallen, darüber haben wir alle 
unſer Klocken verloren und iſt ein großer Schaden an der Kirche geſchehen.“ 
Zum Kriege mit Polen war die Stadt Danzig gekommen, weil ſie ſich bei der 
polniſchen Königswahl für den deutſchen Kaiſer Maximilian II. entſchieden 
hatte, während ein ſehr einflußreicher Teil des polniſchen Adels die Krone 
Polens dem Fürſten von Siebenbürgen Stephan Bathori übertragen wollte. 
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Letzterer, damals 41 Jahre alt, gelangte auch auf dem kürzeſten Wege zu der— 
ſelben, indem er ſich 1575 mit der ſechszigjährigen Prinzeſſin Anna aus dem 
alten Königsgeſchlecht der Jagellonen vermählte, das mit König Sigismund II. 
1572 im Mannesſtamme erloſchen war. Um nun auch Danzig zur Anerfen- 
nung ſeiner Herrſchaft zu zwingen, überzog Stephan Bathori die Stadt mit 
Krieg, und wenn ihm auch die Eroberung derſelben nicht gelang, ſo hielt ſie 
es ſchließlich doch für ratſam, mit dem Könige Frieden zu ſchließen und deſſen 
Oberherrſchaft anzuerkennen. Während dieſes Krieges hatte das Stüblauſche 
Werder nun die ſchwerſten Unbilden zu erleiden, was bei der Lage desſelben 
zur Stadt naturgemäß bei jeder feindlichen Belagerung eintrat, der die Stadt 
ausgeſetzt war. Gleich nach dem vorhin bezeichneten Einfall der Polen ins 
Werder wurden die Bewohner desſelben aus ihren Höfen vertrieben und mußten, 
wie dies der Deichgräf und die Deichgeſchworenen in einer Eingabe an den 
Rat vom Oktober 1577 hervorheben, nachdem ihnen alles genommen, mit Weib 
und Kind 18 Wochen lang umherirren und dabei „groß Armut und Not, 
Hunger und all Ungemach erleiden“. Als ihnen dann unter Verheißung fried⸗ 
lichen Schutzes verſtattet war, auf ihre Höfe zurückzukehren, beſtellten ſie im 
Frühjahr mit vieler Mühe und Not ihre Aecker, vermochten ſich aber des Ernte 
ſegens nicht zu erfreuen, denn ſobald ſie die Ernte eingebracht, kamen die Polen 
wieder und nahmen dieſe wie ihre ſonſtige Habe, wobei, wie es heißt, „ihrer 
viele am Leibe beſchädigt und allen bei Verluſt des Leibes ihr Eigentum zu 
räumen anbefohlen wurde“. 

Der Hof Grebin wurde während des Krieges faſt vollſtändig verwüſtet, 
was wohl den Hauptanlaß dazu gegeben hat, daß der Rat ſich 1578 zur Ver⸗ 
pachtung desſelben entſchloß. Es war dies der erſte dahingehende Verſuch, der 
ſich zunächſt allerdings als wenig erfolgreich erwies. Pächter war Hans Feld⸗ 
ſtete, an den 11 Hufen 22 Morgen gegen einen jährlichen Pachtzins von 100 M. 
pro Hufe auf 10 Jahre zur Miete ausgetan wurden. Feldſtete übernahm außerdem 
in der Hauptſache auf ſeine Koſten die Wiederherſtellung der durch Feuer 
zerſtörten Gebäude, als welche die häuslichen Wohnungen, die Ställe, Scheunen, 
Schuppen und das Brauhaus aufgeführt wurden, wozu er aber außer Stande 
war, jo daß der Vertrag ſchon nach vier Jahren durch gütliches Uebereinkom⸗ 
men gelöſt wurde. 

In Wotzlaff kam 1578 die Kirchenhube zur Verpachtung; trotzdem dies 
an drei Sonntagen von der Kanzel abgekündigt war, fand ſich kein Bieter, weil 
das Land unter Waſſer ſtand, da die zur Trockenlegung desſelben unentbehr- 
liche Entwäſſerungsmühle im Kriege vernichtet war. Der Kirchenvater Simon 
Kuſch ſah ſich deshalb genötigt, die Hube ſelbſt zur Miete anzunehmen und 
zwar für 20 M. jährlich, die er auch nur aus Anlaß ſeiner ehrenamtlichen 
Stellung bewilligte, um die Kirche nicht ganz leer ausgehen zu laſſen. 

Sperlingsdorf liegt nun zwiſchen dem Hof Grebin und Wötzlaff, jo daß 
man ſich vorſtellen kann, welche Verwüſtungen auch die erſtere Ortſchaft wäh- 
rend der Kriegszeit erlitten haben wird und welcher Not ihre Bewohner aus⸗ 
geſetzt geweſen ſind. Ob Barthelmes Weſſel zur Kriegszeit noch gelebt hat, 
ſteht nicht feſt, doch iſt es anzunehmen, weil die Geburt feines jüngſten Sohnes 
in dieſe Zeit gefallen ſein dürfte. Jedenfalls will es in Betracht der Zeit⸗ 
umſtände viel ſagen, daß er und nach ihm ſeine Witwe ſich auf der Scholle zu 
erhalten wußten, ſo daß der Beſitz auch noch auf ihre Kinder übergehen konnte. 
Lange hatten dieſe ſich allerdings desſelben nicht mehr zu erfreuen, denn der 
jüngſte Sohn Hans, der nach Vorſtehendem im Jahre 1600 den Hof übernahm, 


10 


ſtarb noch im ſelben Jahre. Er war unverheiratet geblieben und der Hof ging 
nun auf ſeinen Bruder Lorenz nach einem Vertrag der überlebenden Geſchwiſter 
vom 5. Dezember 1600 für 1400 M. über. Lorenz Weſſel hatte danach 600 
Mark zur Ausweiſung und fernerhin jährlich 30 M. Erbgelder zu zahlen; der 
Mutter, die noch am Leben war, blieb ihr Ausgedinge im bisherigen Umfange 
verſichert. 

Aber auch Lorenz Weſſel war nur eine kurze Lebensdauer beſchieden, 
denn am 15. März 1603 werden auf Antrag ſeiner Witwe Catharine geb. 
Kniewel ſein Bruder Jacob und Adrian Schele zu Sperlingsdorf zu Vormün— 
dern des einzigen hinterbliebenen Kindes Helena ernannt. Am 12. April des— 
ſelben Jahres gibt die Witwe bereits im Beiſtande ihres Bräutigams Simon 
Krolau ihrer Tochter, die durch die benannten Vormünder vertreten wird, 
Schicht und Teilung, wobei ſie derſelben 35 M. und ein aufſtehendes Bette 
ausſetzt und dabei gelobet: „auch ihr Kind zur Schule und Furcht Gottes zu 
halten, auch mit Koſt, Kleidung und aller ehrbarlichen Pflege bis zu ſeinen mündigen 
Jahren zu verſorgen“. 

Von der Mutter des Lorenz Weſſel iſt in dieſer Schicht und Teilung, 
bei der jeine Witwe den Hof behält, nicht mehr die Rede, und ft jo anzuneh— 
men, daß ſie inzwiſchen verſtorben war. 


Die Witwe Lorenz Weſſels überlebt auch ihren zweiten Ehemann Simon 
Krolau, der 1638 ſtirbt. Sie übergibt nunmehr den Hof ihrem Sohn Jacob 
Krolau für 5200 M. wie ein geringes Ausgedinge und bleibt im Hofe woh— 
nen. Jacob Krolau verkauft dann 1640 den Hof an Andreas Gieſebrecht für 
4500 M., der 4000 M. anzahlt, d. h. wohl Schulden in dieſer Höhe über⸗ 
nimmt und den Reſt von 500 M. mit 7 Prozent verzinſt. Der Käufer über⸗ 
nimmt auch das an die Mutter des Verkäufers zu leiſtende Ausgedinge, die 
beim Käufer im Hofe verbleibt. 


Jacob Weſſel der Aeltere, der älteſte Sohn des Barthelmes Weſſel, war 
im Anfang des Jahres 1614 geſtorben. Auf Antrag ſeiner Witwe Anna wer— 
den Jacob Weſſel der Jüngere und Lorenz Dolgen aus Sperlingsdorf zu Vor— 
mündern der hinterbliebenen vier unmündigen Kinder Lene, Eliſabeth. Paul 
und Merten ernannt. In welchem verwandtſchaftlichen Verhältnis dieſer Jacob 
Weſſel der Jüngere zur Familie ſtand, wird nicht erſichtlich. Im Jahre 1618 
kauft er von den Erben ſeiner Schwiegermutter ein Gärtnerhaus zu Sperlings- 
dorf für 110 M; ſeine Frau Anna war eine geborene Windmüller. Wahr⸗ 
ſcheinlich lebte er ſpäter in Schmeerblock, wo 1633 ein Jacob Weſſel als Nach- 
bar aufgeführt wird. 


1. Jochim Weſſel 
der gemeinſame Stammvater der Stammlinie und der Seitenlinien 
zu Gottswalde, Kl. und Gr. Zünder und Stüblau. 


Wie ich das ſchon Eingangs dieſer Schrift erwähnt, führt der Stammbaum 
der hier in Rede ſtehenden Familie Weſſel einwandfrei auf Jochim Weſſel 
zurück. In dieſer Begrenzung iſt der Vertrag, den er über den Kauf eines 
Hofes in Sperlingsdorf im Jahre 1623 abgeſchloſſen hat, ſicherlich das älteſte 
bekannte Dokument über den freihändigen Erwerb von Grundbeſitz im Stüblau⸗ 
ſchen Werder ſeitens eines Vorfahren der Familie, weshalb ich ihn hier im 
Wortlaut folgen laſſe: 
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„Zu wiſſen, daß ein aufrichtiger und unwiderruflicher Kauf berahmet und 
geſchloſſen worden zwiſchen nachſtehenden Perſonen dergeſtalt und alſo: 


Es hat Jochim Ratzke ſeinen Hof ſamt Schuppen und Scheune und dazu 
gehörigen 9½ Morgen Gartenackers, zu Sperlingsdorf gelegen, wie auch 
die Miete an 17 Morgen Herrenland und 7½ Morgen in der Vogtswieſe 
liegend, ſo zu dieſem Erbe in Miete gebraucht werden, erd- und nagelfeſt 
nebenſt Paten und Pflanzen eines erblichen und unwiderruflichen Kaufs 
verkauft, zedieret und abgetreten, wie auch hiermit und kraft dieſes verkaufen, 
zedieren und abtreten tut dem Jochim Weſſel, itziger Zeit beim Hofe Grebin 
wohnend, umb und vor die Summe eines wahren, abgehandelten Kaufgeldes 
2350 M. bei Einräumung des Hofes baar zu erlegen oder mit 7 Prozent 
zu verzinſen. Deß verzeihet ſich Verkäufer aller an dieſem Hofe und Lande 
gehabten Gerechtigkeit, An- und Zuſprüche, und gelobet Käufern ein getreuer 
Gewährsmann zu ſein und vor jedermänniglichs An- und Zuſprüchen zu 
evincieren, not- und ſchadlos zu halten, wie ſolches in allen Käufen 
und dero Evictionibus löblich und gebräuchlich iſt. Alles getreulich ſonder 
Argliſt und Gefahr. 


Nachdem nun des Jochim Ratzke nachgelaſſene Witwe Gertrud, in krie— 
giſcher Vormundſchaft Mathis Janzen und Valtin Caſpers zugeſtanden, daß 
noch bei Leben ihres ſeligen Mannes obgeſchriebener Kauf richtig berahmet 
und geſchloſſen worden, als hat der Herr Bürgermeiſter auf beider Parte 
Bitten und Begehren denſelben Amts halben confirmiret und beſtätigt, dem 
Werderiſchen Amtsbuch wie auch Sperlingsdorfer Schöppenbuch einzuverleiben 
nachgegeben. Actum den 17. Juni Anno 1623.“ 


Wenn in dem Vertrage vom Mitverkauf des Inventars nichts geſagt iſt, 
ſo kann mit Beſtimmtheit angenommen werden, daß dasſelbe vom Verkäufer 
zurückbehalten wurde. Den Hof hat vordem Stenzel Seidel beſeſſen, doch war 
der Krug von demſelben inzwiſchen abverkauft worden. Die 17 Morgen Miets⸗ 
land dürften zweifellos dieſelben ſein, die im Jahre 1578 dem damaligen Be— 
ſitzer des Hofes von der Vogtswieſe zugemeſſen wurden, wenn ſie nunmehr 
auch als Herrenland bezeichnet werden. 


Nach Inhalt des Kaufvertrages wohnte Jochim Weſſel vor Uebernahme 
des Hofes in Sperlingsdorf „beim Hofe Grebin“, was ſo zu verſtehen iſt, daß 
er auf den zum Hof gehörigen Mietsländereien ſaß. Sein zweiter Sohn An⸗ 
dreas, der in einer Streitigkeit zwiſchen den Trutenauern und Großzünderſchen 
wegen der Entwäſſerungsmühle zu Grebinerfeld im Jahre 1632 als Zeuge 
vernommen wurde, ſagt bei dieſer Gelegenheit aus: „ſein Vater habe mit der⸗ 
ſelben Mühle gemahlen, auch er ſelbſt, und wenn ihnen angeſaget worden, habe 
die Mühle nachbargleich gemahlen, auch in der Zeit, weil die Zünderſchen das 
Land in Miete gehabt. Bis an den Krieg wäre die Mühle fertig geweſen und 
habe das ihrige getan; die Mühle tue genug, wenn ſie den Mühlengraben 
rein halte, wenn aber das Waſſer aus dem Felde nicht ablaufen könne, wäre 
der Müller und die Mühle entſchuldigt. Ob die Beklagten ihre Gräben auf⸗ 
gegraben, darin das Waſſer aus dem Felde ablaufen könne, wiſſe er nicht.“ 


Die Trutenauer hatten von den Großzünderſchen, die das betreffende 
Herrenland vor ihnen zur Miete gehabt, die Entwäſſerungsmühle käuflich an⸗ 
nehmen müſſen, ſo daß Bemängelungen hinſichtlich der Leiſtungsfähigkeit der⸗ 
ſelben durch die Trutenauer den Prozeß veranlaßten. 
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Aus der Ausſage geht unzweifelhaft hervor, daß Jochim Weſſel Entwäſſe— 
rungsmüller zu Grebinerfeld geweſen iſt. Zu welchem Zeitpunkt er dieſe Stel- 
lung angetreten hat, ließ ſich nicht feſtſtellen; in den Rechnungen des Hofes 
Grebin wird ſein Name zuerſt im Jahre 1611 als Landmieter genannt. Aus 
dieſen Rechnungen geht dann auch hervor, daß er nebenher auf Mietsland 
Landwirtſchaft betrieben und einen ganz anſehnlichen Viehſtand unterhalten hat. 
So hat er 1616 auf den Hof Grebin 13 Haupt Vieh in Weide gegeben, wo— 
für er 3 M. pro Stück bezahlt. Im Verhältnis zur Pacht für das Land, die 
4 und 5 M. pro Morgen beträgt, erſcheint das Weidegeld recht hoch. In 
einem andern Falle zahlt er allerdings für 14 Morgen Weideland im ganzen 
nur 16 M., doch wird es ſich dabei wohl nur um die Nutzung des Landes 
nach Aberntung des erſten Schnitts gehandelt haben. Da die Geſpannarbeiten 
auf dem Hofe Grebin durch die Scharwerkspflichtigen zu dieſer Zeit verrichtet 
werden mußten, ſo wurde faſt gar kein Zugvieh gehalten, weshalb die Grummet— 
und Stoppelweide der Regel nach nicht knapp war. Ein beſtimmtes zum Hofe 
Grebin gehöriges Landſtück in Größe von 1 Hufe 11 Morgen muß Jochim 
Weſſel längere Zeit dauernd genutzt haben, denn ſeit ſeiner Zeit führt es den 
Namen der „Weſſelshube“. Dieſe Bezeichnung tritt zuerſt bei der Verpachtung 
des Hofes Grebin im Jahre 1630 an Gabriel Borkmann auf und erhält ſich 
dann in allen ferneren Pachtverträgen bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts. 

Nach dem Erwerb des Hofes in Sperlingsdorf hat Jochim Weſſel die 
Mietsländereien, die er bis dahin genutzt, entweder an ſeinen zweiten Sohn 
Andres abgetreten oder doch dieſen mit der Bewirtſchaftung desſelben betreut, 
denn im Jahre 1641, ſo heißt es, „hat der alte Landbote Görgen Höpner auf 
ſeinen Eid eingezeuget, wie Recht iſt, daß A. Weſſel die Weſſelshube in 
währenden Kriegsjahren nicht gebrauchen können, ſondern daß dieſelbe Hube 
des Kriegs halber wüſte gelegen, deswegen der Herr Iirael Jeske als jetziger 
Werderiſcher Amtsverwalter für billig befunden, daß die hinterſtelligen Zinſen 
von den Kriegsjahren wegen ſolcher Huben im Zinsregiſter mögen kaſſiert und 
abgeſchrieben werden“. 

Jochim Weſſel hinterließ bei ſeinem Tode 7 Kinder, die ſämtlich noch 
in Grebinerfeld geboren ſein müſſen. Man kann ſich ſo eine Vorſtellung 
davon machen, was für ein raſtloſer Fleiß und welche Sparſamkeit dazu 
gehörten, um unter den Verhältniſſen, in denen er lebte, nicht nur ſeine Familie 
zu unterhalten, ſondern auch noch die Mittel zum Ankauf des Hofes in 
Sperlingsdorf zu erwerben. Annähernd dürfte er dazu allerdings auch ein 
Vierteljahrhundert gebraucht haben, denn da ſein älteſtes Kind um 1600 
geboren iſt, ſo muß man annehmen, daß er etwa 1598 geheiratet und zu dieſer 
Zeit auch ſeinen ſelbſtändigen Erwerb aufgenommen hat. Gering wird die 
Habe, die er dazu aus ſeinem Elternhauſe mitbrachte, auf jeden Fall geweſen 
ſein, und dasſelbe dürfte auch hinſichtlich ſeiner Ehefrau gelten, deren Namen 
leider nicht einmal bekannt iſt. Daß Jochim Weſſel aus Sperlingsdorf 
ſtammt, ſcheint mir zweifellos, ſchon weil die Familie Weſſel dort ſicherlich 
am erſten anſäſſig geworden iſt und weil der Name zur Zeit Jochim Weſſels 
nur noch vereinzelt in anderen Ortſchaften des Stüblauſchen Werders auftritt. 
So ein Michael Weſſel im ſogenannten Gottswaldeſchen Außendeiche, der dort 
als Entwäſſerungsmüller lebte, ein Mathias Weſſel, der Schneider und Haus— 
beſitzer in Kl. Zünder war, und ein Simon Weſſel, deſſen Wohnort nicht 
angegeben iſt. Dieſe können ſehr wohl Brüder oder ſonſtige nahe Verwandte 
des Jochim Weſſel ſein und ebenfalls direkt oder durch ihre Eltern von 
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Sperlingsdorf herſtammen. Wahrſcheinlich iſt Jochim Weſſel ein Großſohn 
des Albrecht Weſſel, der 1567 in Sperlingsdorf lebte, und ein Neffe des 
Barthelmes Weſſel, ſein Vater demnach ein Bruder des letzteren. Denn 
die Geburt des Jochim Weſſel wird in die Zeit von 1570 — 1575 fallen, jo daß 
der Unterſchied im Lebensalter ſehr groß wäre, wenn man ihn für einen 
Bruder des Barthelmes Weſſel anſehen wollte. Für eine ſehr nahe verwandt— 
ſchaftliche Beziehung der Beiden ſpricht beſonders der Umſtand, daß Jochim 
Weſſel ſeinen älteſten Sohn auch Barthel benannt hat. Dieſer Vorname 
kehrt ſo häufig, beſonders bei den älteſten Söhnen in der Familie wieder, daß ich 
darin eine Tradition erkenne, die ſich aus einer Zeit herleitet, welche noch über 
Albrecht Weſſel zurückreicht. Die weitere Tatſache, daß Jochim Weſſel gerade 
in Sperlingsdorf ſeinen Grundbeſitz erwirbt, deutet gleichfalls auf ſeine Zu— 
gehörigkeit zur dortigen Familie hin; es erſcheint ſo verſtändlich, daß es das 
Ziel ſeines ſicherlich arbeitsreichen Lebens und Strebens geweſen iſt, in ſeinem 
Heimatsorte ſeine Tage als vollberechtigter Nachbar zu beſchließen. 


Diooch ihm ſollte kein friedlicher Lebensabend beſchieden ſein, denn wenige 
Jahre nachdem er ſeinen Hof erworben, wurde das Stüblauſche Werder durch 
die Kriegsnot heimgeſucht, die der ſchwediſch-polniſche Erbfolgekrieg für das 
unter polniſcher Oberhoheit ſtehende Preußen mit der Stadt Danzig zur Folge 
hatte. König Stephan Bathori war am 12. Dezember 1586 geſtorben und der 
ſchwediſche Königsſohn Sigismund aus dem Hauſe Waſa zu ſeinem Nachfolger 
gewählt, der im Juni 1587 als Sigismund III. zum polniſchen König gekrönt 
wurde. Beſtimmend für ſeine Wahl war geweſen, daß ſeine Mutter, eine 
Prinzeſſin aus dem Hauſe der Jagellonen, ihn in der katholiſchen Religion 
erzogen hatte. Nach dem 1592 erfolgten Tode ſeines Vaters, des Königs 
Johann von Schweden, wurde er nun zwar 1594 auch zum ſchwediſchen König 
gekrönt, doch erſt nachdem er den Schweden weitgehende Garantie hinſichtlich 
ihres evangeliſchen Bekenntniſſes gegeben hatte. Das Regiment in Schweden 
hatte nach dem Tode des Königs Johann deſſen Bruder Herzog Carl von 
Södermannland in Abweſenheit des Thronfolgers geführt, und er blieb auch 
nach der Krönung ſeines Neffen zum ſchwediſchen Könige Reichsverweſer. 
Herzog Carl ſtand feſt auf dem evangeliſchen Bekenntnis und ihm hingen ins— 
beſondere die Bürger und Bauern in unverbrüchlicher Treue an, die auf dem 
Reichstage zu Sederköpnig den Beſchluß durchſetzen, daß die evangeliſch— 
lutheriſche Religion die allein geduldete Landesreligion ſein ſollte. Ein Verſuch 
Königs Sigismund III. ſich mit Waffengewalt in Schweden feſtzuſetzen, mißlang 
1598, und nach weiterer Verſchärfung des Konflikts mit ihm wurde ſchließlich 
1604 der Herzog Carl als Carl IX. zum König von Schweden gewählt. 
Dies gab den Anlaß zu Kriegen zwiſchen den Kronen von Polen und 
Schweden, die länger wie ein halbes Jahrhundert ſich fortpflanzten und nur 
durch längere oder kürzere Waffenſtillſtände unterbrochen wurden. So ging 
auch auf Guſtav Adolf, den Sohn und Nachfolger König Carl IX. mit der 
Krone der Kampf gegen die Polen über. Er hatte den Thron 1611 beſtiegen, 
in den folgenden Jahren verſchiedene Kämpfe mit den Polen ausgefochten und 
war insbeſondere 1625 erfolgreich in Lievland vorgedrungen. Nachdem er 
dabei erkannt, daß er einen anderen Kriegsſchauplatz wählen müſſe, wenn er 
Polen ins Herz treffen wollte, landete er am 6. Juli 1626 mit ſeinen Truppen 
in Pillau, das er beſetzte und befeſtigte, wennſchon es dem Kurfürſten Georg 
Wilhelm von Brandenburg als Herzog von Preußen gehörte, mit dem er in 
Frieden lebte und der ſein Schwager war. Der König zwang den Herzog 


14 


ſodann zur Neutralität, durchzog deſſen Land und nahm in wenigen Tagen das 
Bistum Ermland wie die Städte Elbing, Marienburg, Stuhm und Chriſtburg 
ein. Noch im Juli hatte er das Große und das Kleine Marienburger Werder wie die 
Danziger Schanze auf dem Haupt und die Montauer Spitze beſetzt und ein 
Lager bei Dirſchau bezogen. Von hier aus unterhandelte er mit den Danzigern, 
die ſich zur vollen Neutralität verſtehen und ihrem Oberherrn, dem König von 
Polen, keinerlei Unterſtützung zukommen laſſen ſollten, was dieſe jedoch 
ablehnten und was dann dazu führte, daß der König Guſtav Adolf ihnen am 
14. Auguſt den Krieg erklärte. Schon vor der Kriegserklärung hatte der 
ſchwediſche König 500 Mann Verſtärkungstruppen durch das Stüblauſche 
Werder nach dem Danziger Haupt geſchickt und ſich auch perſönlich zu einer 
Rekognoſzierung dort hinbegeben. Als ihn dann am 19. Auguſt Meldung 
geworden, daß Danziger Truppen bis nach Stüblau auf Kundſchaft vorgeſchickt 
geweſen und ſich dann nach Grebin zurückgezogen hätten, rückte er ihnen nach 
und nahm trotz der tapferen Gegenwehr der Danziger Musketiere den damals 
noch befeſtigten Hof Grebin am nächſtfolgenden Tage. Was an Pferden, 
Kleidern, Proviant und Munition dort vorhanden war, wurde gute Beute und 
282 Gefangene „wie das Vieh ganz elendiglich zwiſchen den Piquenierern und 
Reitern nach Dirſchau getrieben, unter welchen ihr Leutenant von der Reiterei 
und Capitän König mittraben mußten“. “) 

Das wertvolle Geſtüt, welches die Stadt zu jener Zeit auf dem Hofe 
Grebin unterhielt, war indeſſen vorher innerhalb der Stadtmauern Danzigs in 
Sicherheit gebracht, was für die Werderſchen Ortſchaften die Folge hatte, daß 
ſie nunmehr während der dreijährigen Kriegszeit Heu und Stroh zur Unter— 
haltung des Geſtüts von Grebin zur Stadt ſchaffen mußten. Wenn einzelne 
Ortſchaften hierzu außerſtande waren, wurde der Transport auf ihre Koſten 
in Kähnen auf der Mottlau bewirkt. An und für ſich war dieſe Futterzufuhr 
zur Stadt ja keine ſonderlich erhebliche Leiſtung, ſie fiel aber um ſo ſchwerer 
ins Gewicht, weil ſie neben ungemeſſenen Kriegsfuhren und Scharwerksleiſtungen, 
die Freund und Feind zur Unterhaltung der Truppen wie zur Befeſtigung 
der Verteidigungswerke und der Läger unerbittlich forderten, verrichtet werden 
mußte. Die unheilvolle Lage des Stüblauſchen Werders zwiſchen den feind— 
lichen Streitkräften brachte das von ſelbſt mit ſich. Während die Schweden 
ihr befeſtigtes Lager bei Dirſchau und ihre Beſatzung auf dem Danziger Haupt 
hatten, bot den Danziger und den polniſchen Truppen die Feſtung Danzig 
den erforderlichen Rückhalt, von welchen feſten Stützpunkten ſie ihre Vorſtöße 
gegen einander ausführten, wobei dann ein oder mehrere Werderſchen Dörfer 
in jedem Falle die Leidtragenden waren. Die Dörfer Stüblau und Güttland 
lagen faſt während der ganzen Kriegsdauer im Machtbereich der Schweden und 
waren von dieſen beſetzt, während die anderen nach Danzig zu belegenen Ortſchaften 
nur bei kriegeriſchen Operationen oder bei Plünderungen und Brandſchatzungen 
von den Schweden heimgeſucht wurden. Dieſe Brandſchatzungen vollzogen ſich 
in der Weiſe, daß entweder den ganzen Dorfſchaften oder auch einzelnen 
Beſitzern die Summen angeſagt wurden, die ſie in beſtimmter Friſt zu erlegen 
hatten und wobei ihnen im Weigerungsfalle die Niederbrennung ihrer Gehöfte 
angedroht wurde, die dann auch der Regel nach bei unterlaſſener Zahlung 
prompt zur Durchführung gelangte. Von ſeiten der befreundeten Danziger 
und polniſchen Truppen wurden dieſe ſelben Dörfer dann noch mit harter 
Einquartierung und ſchweren Kriegsleiſtungen belegt, wobei die Anweſenheit 


*) Israel Hoppe: Geſchichte des erſten ſchwediſch⸗polniſchen Krieges in Preußen. 
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dieſer Truppen ihnen nur ſelten irgendwelchen Schutz gegen die Schweden 
bot. Man verſteht ſo den Schmerzensſchrei der Käſemarker, die den in 
polniſchen Dienſten ſtehenden Oberſten Buttler mit 600 Mann zu Roß und 
zu Fuß Anno 1626 ganze 9 Wochen in Ouartier hatten und, wie ſie an den 
Rat ſchreiben: „nicht mit notdürftigem Eſſen und Trinken. ſondern mögen wohl 
ſagen, mit überflüſſigem Freſſen und Saufen, als wenns alle Tage Hochzeit 
geweſen wäre, aushalten müſſen“, wodurch ihnen nach ihrer vorgelegten Rechnung 
11751 Fl. Koften entſtanden waren. 

Das Elend im Werder wurde nun noch ganz erheblich dadurch vergrößert, daß 
bei der großen Mehrzahl der Wirtſchaften die Aecker in den Kriegsjahren 1627 bis 
einſchließlich 1629 unbeſtellt geblieben waren. Teils hatten die niedergebrannten 
oder ausgeplünderten und von allem Inventarentblößten Gehöfte dies nicht zugelafien, 
teils waren die Beſitzer auch mit ihrer beweglichen Habe, ſelbſt mit ihrem Vieh 
in die Stadt Danzig geflüchtet und hatten ihre Höfe wüſt ſtehen laſſen. Dazu 
kam dann noch, daß im Sommer 1628 vom 16. Juli ab anhaltendes Negen- 
wetter eintrat und der König von Schweden, weil er infolgedeſſen die Pferde 
ſeiner Truppen, die im Marienburger Werder lagen, dort nicht mehr hinreichend 
mit Futter verſehen laſſen konnte, einen Teil derſelben in das Stüblauſche 
Werder verlegte und zwiſchen Stüblau und Grebin Quartier nehmen ließ. 
Was hier mithin auf Wieſen und Aeckern noch gewachſen war, mußte ſo dem 
Feind preisgegeben werden, der ſich deſſen allerdings nicht lange zu erfreuen 
hatte, weil die Polen das Wehr am Lübjchauer See durchſtachen und jo eine 
Ueberſchwemmung des größeren Teils der Ländereien des Stüblauſchen Werders 
herbeiführten. 

Man kann ſich ſo ein Bild machen, wie es beim Eintritt des ſechs— 
jährigen Waffenſtillſtandes, der durch die Bevollmächtigten der feindlichen 
beiden Vettern, des Königs Guſtav Adolf von Schweden und des Königs 
Sigismund III. von Polen, am 26. September 1629 zu Altmark im Kreiſe 
Stuhm abgeſchloſſen wurde, im Stüblauſchen Werder und in dem dazugehörigen 
Dorfe Sperlingsdorf ausgeſehen haben muß. Letzteres Dorf war im Herbſt 
1627 durch ſchwediſche Soldaten, die vom Danziger Haupt herabgekommen 
waren, vollſtändig ausgeplündert worden und bei dieſem Ueberfall wurden 
gleichzeitig auch noch etliche Nachbarn dieſer Ortſchaft gefangen genommen und 
behufs Erpreſſung von Löſegeld an dem benannten Standorte der Schweden 
in Haft gehalten. Die Namen dieſer Nachbarn wurden nicht genannt und iſt 
ſo nicht erſichtlich, ob Jochim Weſſel zu ihnen gehörte, wenn es nicht der 
Fall war, ſo hat er jedenfalls zur Beſchaffung des Löſegeldes mitwirken 
müſſen. Obgleich dasſelbe nur 139 Mark ausmachte, ſo konnte es doch nur 
in der Weiſe aufgetrieben werden, das die Vorſteher der Kapelle zu Sperlings— 
dorf aus deren Vermögen dieſe Summe der gleichnamigen Dorfſchaft, wie ſie 
ſagen: „in ihrer höchſten Not vorſtreckten“. 

Wie Jochim Weſſel beſtrebt geweſen iſt, jede Gelegenheit zum Verdienſt 
wahrzunehmen, um ſich und die Seinen bei ſolcher ſchweren Zeit durchzubringen, 
läßt die nachfolgende Eintragung im Amtsbuch vom 19. Dezember 1628 er- 
kennen: „Es hat der Herr Bürgermeiſter und regierende Herr des Stüblauiſchen 
Werders dem Jochim Weſſel und ſeinem Sohn Barthel Weſſel vergönnt und 
nachgegeben, daß ſie im gedachten Werder Haſen, Füchſe und Ottern, aufn 
Monat vom heutigen Tage anzunehmen, ſchießen mögen, jedoch,? daß ſieꝛdes 
Großwildſchießens ſich gänzlich enthalten und alles, was ſie an vorgedachtem 
kleinen Wilde an Haſen, Füchſen und Ottern ſchießen werden, dem bürgermeiſter⸗ 
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lichen Amt treulich einliefern, davon dann ihnen ihre Gebühr auch ſoll gegeben 
werden.“ Die Jagdgerechtigkeit ſtand damals noch der Stadt Danzig im Stüb— 
lauſchen Werder uneingeſchränkt zu; dieſes Recht war auf ſie mit der Verleihung 
des Werders durch den Polenkönig Caſimir im Jahre 1454 übergegangen, 
vordem gehörte es zu den Herrſchaftsrechten, die ſich der Orden bei der Beſiede— 
lung des Landes vorbehalten. 


Daß Barthel Weſſel zur Zeit der Erteilung jener Jagderlaubnis ſchon 
ſelbſtändiger Nachbar in Sperlingsdorf war, erſcheint nach dem Wortlaut der— 
ſelben nicht wahrſcheinlich, jedenfalls muß er es aber bald nachher geworden 
ſein, denn beim Tode ſeines Vaters im Jahre 1630 befand er ſich bereits im 
Beſitze des Grundſtücks zu Sperlingsdorf, das nach der Vermeſſung vom Jahre 
1595 im Eigentum von Marten Zimmermann war und zu dem 10 Morgen 
Eigenland und 24½ Morgen Mietsland gehörten. Einen Kaufvertrag über 
den Erwerb dieſes Beſitzes durch Barthel Weſſel habe ich im Amtsbuche nicht 
gefunden, weshalb anzunehmen iſt, daß er durch Heirat zu dem Hofe gelangte. 
Jedenfalls hat Jochim Weſſel ſo noch die Freude erlebt, ſeinen älteſten Sohn 
und ſeine älteſte Tochter Catharina, die inzwiſchen einen Heinrich Eggert ge— 
heiratet hatte, ihren eigenen Hausſtand gründen zu ſehen, denn im Juni 1630 
war er bereits geſtorben. Er erreichte demnach ein Alter von etwa 60 Jahren, 
und man kann wohl annehmen, daß die während der langen Kriegszeit aus— 
geſtandenen Leiden und Entbehrungen ſeine Lebenskraft aufgezehrt haben. Seine 
Hinterlaſſenſchaft iſt in Rückſicht hierauf und auf den kleinen Beſitz noch immer 
verhältnismäßig groß, denn von den zugezogenen guten Männern Elias Lemmke, 
Hans Frieſe und Jacob Petermann wird dieſelbe auf 5200 M. geſchätzt, für 
welchen Preis auch der zweite Sohn Andreas das geſamte Anweſen in der 
Erbteilung vom 17. Juli 1630 übernimmt. Unter Anrechnung der Abfindun— 
gen, welche die älteſten beiden Kinder Catharina und Barthel bereits zu Leb— 
zeiten ihres Vaters erhalten hatten, wird bei dieſer Erbteilung jedem Kinde ein 
Betrag von 827 M. 2 Gl. und 2 Pf. an Vater- und Muttergut feſtgeſetzt. 
Für die noch unmündigen Kinder waren Hans Ratzke aus Reichenberg und 
Jacob Ließau aus Schönau zu Vormündern ernannt. Zu dieſen Unmündigen 
gehörte auch ein Sohn Peter, von dem es „heißt, daß er aus dem Hofe ift 
und daß ſein Erbteil am 1. Mai 1631 fällig ſein oder von da ab aus dem Hofe 
verwertet werden ſoll“. Von ihm iſt ſpäter niemals mehr die Rede. Hin— 
ſichtlich der andern Unmündigen iſt dann geſagt: „Was aber Dorothea und 
Paul anbelangt, ſollen dieſelben, wo ſie ſich mit ihrem Bruder wohl vereini— 
gen und vertragen können, in dem Hofe bleiben bis zu ihren mündigen Jahren; 
wofern ſie ſich aber nicht einigen könnten und der Bruder ſie nicht mit Koſt 
und Kleidern der Gebühr nach verſorgen würde, ſo daß ſich die Vormünder 
darüber zu beſchweren hätten, ſoll ihr Geld alsbald aus dem Hofe gezahlt oder 
verwertet werden. Den kleinſten Erben Hans belangend, iſt vor gut erachtet 
worden, daß er beim Bruder im Hof bleiben ſoll, bis er ſein Brod verdienen 
kann. Unterdeſſen aber ſoll ihn der Bruder fleißig zur Schule und Gottesfurcht 
anhalten, wie auch mit Koſt und notdürftigen Kleidern zu verſorgen ſchuldig 
ſein.“ Der Erbvertrag iſt von dem geſtrengen, edlen, hochweiſen Herrn Eggerd 
von Kempen, präſidierenden Bürgermeiſter der Kgl. Stadt Danzig und des 
Stüblauſchen Werders geordneten Verwalter beſtätigt. 


Andreas Weſſel hat demnach einen mehr als doppelten Preis bei der 
Uebernahme des väterlichen Beſitzes ſich anrechnen laſſen, als wie ihn ſein 
Vater vor kaum einem Jahrzehnt beim Erwerb desſelben gezahlt hatte. Zum 
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Teil läßt ſich dies ja dadurch erklären, daß Jochim Weſſel den Beſitz ohne 
Juventar kaufte, während ſein Sohn ihn mit vollem Beſatz übernahm, immerhin 
bleibt die Höhe des Uebernahmepreiſes aber auffällig, wenn man berückſichtigt, 
daß zu dieſer Zeit zahlreiche Höfe im Werder lediglich für die darauf ruhenden 
Schulden und rückſtändigen Steuern zu erwerben waren. Noch am 15. Februar 
1630 ließ der regierende Bürgermeiſter und Werderſche Amtsverwalter Tiede⸗ 
mann Gieſe von ſämtlichen Kanzeln des Stüblauſchen Werders ablündigen, 
daß alle Schulzen und Nachbarn desſelben, welche ihre Höfe zu dieſer Zeit noch 
nicht bewohnten, ſich binnen Monatsfriſt auf ihren Huben und Höfen bei Ver⸗ 
luſt ihrer Gerechtigkeit wieder einzufinden und dem Rate ihre Gebühr abzulegen 
hätten. Wie ſehr der Kulturzuſtand ſolcher Höfe zurückgegangen und wie der 
Wohlſtand im Werder allgemein geſunken geweſen ſein muß, läßt ſich daraus 
erkennen. Pferde und Vieh waren zum großen Teile entweder vom Feinde 
fortgenommen oder bei den ſchweren Kriegsleiſtungen und ſchlechter Ernährung 
eingegangen, ſo daß die Preiſe dafür nach Beendigung des Krieges ſich ſehr 
geſteigert hatten. Wenn deshalb bei ſolchen traurigen Zeitverhältniſſen und bei 
der Kleinheit des Grundbeſitzes Andreas Weſſel letzteren kurze Zeit nach dem 
Kriege für 5200 M. annahm, dann muß es ſeinem Vater durch Umſicht und 
günſtige Umſtände gelungen ſein, ſein Inventar vor dem Feinde in Sicherheit zu 
bringen, denn nur bei vollem Beſatz mir Pferden und Vieh konnte der Hof 
einen ſolchen Wert präſentieren. Jochim Weſſel, der ſich durch eigene Tatkraft 
erſt die Mittel zum Ankauf dieſes Hofes erwerben mußte, hat damit und durch 
die ſchuldenfreie Vererbung desſelben auf ſeine Kinder auch ſeinen Nachkommen 
in ſpäteren Generationen die Bahn frei gemacht, um ſich in der Heimatsland- 
ſchaft jahrhundertelang im Beſitze zu erhalten und dabei ihr Gut zu mehren 
und ſich zu einer höheren ſozialen Stellung emporzuarbeiten. a 


2. Andreas Weſſel 


der gemeinſame Stammvater der Seitenlinien zu Gottswalde, 
Kl. und Gr. Zünder und Stüblau. 


Andreas Weſſel muß ſich bald nach der Uebernahme des väterlichen Hofes 
verheiratet haben, denn im Mai 1631 wird er in einem Erbvertrage der Nach⸗ 
kommen des Heinrich Gieſebrecht aus Scharfenberg-Landau bereits als ehelicher 
Vormund ſeiner Frau Anna aufgeführt. Ob ſie eine Tochter oder Großtochter 
des Heinrich Gieſebrecht geweſen, habe ich nicht zuverläſſig feſtſtellen können, 
doch dürfte letzteres richtig ſein und ihr Vater Meweßen geheißen haben und 
gleichfalls in Scharfenberg anſäſſig geweſen ſein. Heinrich Gieſebrecht wird 
ſchon 1607 als Beſitzer von 47 Morgen in Scharfenberg⸗Landau genannt, die 
zum Stamme des Adrian Floriſſen gehörten. Letzterer war ein Bruder des 
Antonius Floriſſen, dem in Gemeinſchaft mit Hermann von Bömeln im Jahre 
1547 die Dörfer Scharfenberg und Landau vom Rate verliehen wurden. An⸗ 
tonius Floriſſen war ein zugewanderter Holländer, der ſeinen Anteil an den 
beiden Dörfern vornehmlich mit ſeinen Geſchwiſtern und ſonſtigen Verwandten 
beſetzt und auch perſönlich einen Teil ſeines Grundbeſitzes bewirtſchaftete, wäh⸗ 
rend Hermann von Bömeln dem Kaufmannsſtande in Danzig angehörte und 
ſeinen Anteil wohl lediglich an holländiſche Anſiedler zur Miete austat. Er ſelbſt 
war ſicher auch holländiſcher Abkunft, und wenn er nicht perſönlich aus Holland 
nach Danzig einwanderte, dann trifft das doch jedenfalls für ſeine Vorfahren zu. 
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Antonius Floriſſen ſtarb nun ohne Leibeserben und vermachte laut Tefta- 
ment vom Jahre 1560 ſeine Hinterlaſſenſchaft, abgeſehen von einigen Legaten, 
ſeinen Geſchwiſtern und deren Kindern, denen der größte Teil ſeines Grund— 
beſitzes erb⸗ und eigentümlich zufiel. Zu dieſer Hinterlaſſenſchaft gehörte auch 
der Grundbeſitz des Heinrich Gieſebrecht, auf den derſelbe vermutlich durch Hei— 
rat einer Tochter aus dem Stamme der Floriſſen überging. 


Welchen Zuſchuß an geiſtiger und religiöſer Kraft das Stüblauſche 
Werder durch die calviniſtiſchen Holländer neben dem wirtſchaftlichen Vorbilde, 
das ſie gaben, erhielt, läßt eine Stiftung des Antonius Floriſſen erkennen. 
In ſeinem Teſtamente vom 16. Mai 1560 vermachte er „ſeinen Hof, darin er 
bishero gewohnet, ſamt allen Gerechtigkeiten, Freiheiten und Zubehörungen, ſo 
dem Grunde anhängig, Gebäuden, Gewäſſern, Bäumen, Pflanzen, Fiſchereien, 
Gräben, Teichen, wie es jetzund ſtehet oder künftiger Zeit kann gebauet werden, 
ad pias causas dergeſtalt, daß ſich darauf ein frommer, peinlicher Gelehrter, 
der die Jugend desſelben Dorfs und der umliegenden Nachbarſchaft zur Gottes— 
furcht, Tugend und Ehrbarkeit auferziehe, erhalte und denſelbigen Hof, ſo lange 
er ſeines Amtes treulich und fleißig vorſtehet, nach ſeinem beſten Vorteil und 
Nutz urbaren und brauchen möge, ausgenommen das Brauhäuslein an der 
Mottlau, beim Teiche gelegen, welches dem gemeinen Erbgut folgen ſoll.“ Zum 
Schluſſe ſeines Teſtaments richtet er an ſeine Erben die Mahnung: „daß ſie 
ſich an dem, was Gott ihnen durch ſeine Hand, ſeinen Schweiß und Arbeit 
zugefüget, genügen laſſen und untereinander freundlich, chriſtlich und brüderlich 
vertragen ſollen.“ 

Von dieſen Floriſſens ſtammte auch Andreas Weſſels Ehefrau ab, und 
durch ſie wurde ſo das holländiſche Blut in der Familie Weſſel wieder auf— 
gefriſcht, wenn ſolches vordem überhaupt in derſelben vorhanden war. Ihr Erb— 
gut, das ſie aus der Hinterlaſſenſchaft ihres Vaters oder Großvaters Heinrich 
Gieſebrecht erhielt, wird das Vermögen ihres Mannes nicht erheblich überſtiegen 
haben, denn wenn zu der Hinterlaſſenſchaft auch zwei Höfe zu Scharfenberg 
und Landau mit 40 reſp. 36 Morgen gehörten, welche für 13 300 M. an einen 
Daniel Janſen aus Scharfenberg verkauft wurden, ſo war doch die Zahl der 
Erberechtigten recht groß. Bemerkenswert ſind unter dieſen beſonders die 
Namen der Männer, die als Vormünder ihrer erbberechtigten Frauen aufgeführt 
werden, da aus einer Zahl dieſer Namen hervorgeht, daß der Gegenſatz 
zwiſchen der alteingeſeſſenen Bevölkerung und den Holländern nicht mehr ſtark 
genug war, um Eheſchließungen untereinander zu verhindern. Zur erſteren 
Kategorie rechne ich Peter Kiepe, Andreas Weſſel, Daniel Barſack und Jacob 
Schulte, während bei Hans Peterſen, Paul Corneließen, Hans Meweßen, Hein— 
rich Jacobſen und Hans Clauſſen die holländiſche Abkunft wohl außer Frage 
ſtehen dürfte. 

Leicht werden Andreas Weſſel und ſeine junge Frau es nicht gehabt 
haben, um in ihrer Wirtſchaft vorwärts zu kommen, denn nachdem ſie am 
25. Januar 1632 ihren älteſten Sohn Bartholomäus taufen ließen, mehrte ſich die 
Zahl ihrer Kinder in ſchneller Folge. Dabei waren die unmündigen Geſchwiſter 
des Mannes während der erſten Jahre noch im Hofe zu unterhalten und war 
der Hausſtand ſo ein entſprechend großer. Treuen Beiſtand hat Andreas Weſſel 
unverkennbar an ſeinem älteren Bruder Barthel gehabt, der in kinderloſer Ehe 
lebte und ſpäter auch ſeinen jüngſten Bruder Hans zu ſich genommen zu 
haben ſcheint. Barthel Weſſels Wohlſtand nahm ſo ſchnell zu, denn ſchon 
im April 1636 vergrößerte er ſeine Wirtſchaft durch Zukauf des am Landwege 
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nach dem Grebiner Wald belegenen Hofes des Andreas Schlichting mit 
14 Morgen Mietsland, wofür er 1000 M. bar erlegte. Er war demnach auch 
am eheſten in der Lage, ſeine jüngeren Geſchwiſter mit Rat und Tat zu unter— 
ſtützen, was er auch nicht nur bei dieſen, ſondern auch bei ihren Kindern redlich 
und bis zur Aufopferung getan hat, was ihm aber in ſeinem ſpäteren Alter 
ſchlecht gelohnt wurde. Mit ſeinem Bruder Andreas hat er bis an deſſen 
Lebensende im ſchönſten brüderlichen Verhältnis gelebt und beide gehörten nicht 
nur in ihrer Gemeinde, ſondern auch in einem weiteren Bezirke zu den geachtetſten 
Nachbarn. So wurde Barthel Weſſel ſchon im Jahre 1630 zum Kirchen—⸗ 
vateramt bei der Kirche zu Wotzlaff verordnet und beſtätigt, das er lange Jahre 
in führender Stellung wahrgenommen hat. Die Kirchenväter bildeten zu jener 
Zeit bei den einzelnen Kirchen ein ſelbſtändiges Kollegium, in dem der Orts— 
pfarrer weder Sitz noch Stimme hatte und auf das er nur beratend einzuwirken 
vermochte. Die Amtsgeſchäfte wurden der Regel nach unter einzelne Mitglieder 
des Kollegiums verteilt, in deren Führung ſie entweder jährlich wechſelten oder 
die ſie oft auch viele Jahre beibehielten. An allen Sonn- und Feiertagen 
hatten fie abwechſelnd mit der „Tafel“ umzugehen, die ſpäter durch den Klingel— 
beutel erſetzt wurde, und die freiwilligen Gaben der Kirchenbeſucher entgegen zu 
nehmen. Barthel Weſſel war nun in erſter Reihe an der Vermögensverwaltung 
der Kirche beteiligt und ſo mit ſeinen Kollegen beſtrebt, das Einkommen der 
Kirche zu erhöhen, weil die Wiederinſtandſetzung der Kirchen- und Pfarrgebäude 
nach dem Kriege erhebliche Koſten verurſachte. Zu dieſem Zweck war man in 
Wotzlaff wie auch in anderen Kirchengemeinden auf den Ausweg gekommen, 
die Kirchenſitze zu beſteuern und neu zu vergeben. Da dieſe Sitze aber alter 
Gewohnheit nach mit den einzelnen Höfen zuſammenhingen, ſo gab das zu 
Unfrieden Anlaß, der für Barthel Weſſel viele Termine auf dem Amte und 
auch zahlreiche Verhandlungen mit den beteiligten Nachbarn zur Folge hatte, 
die erſt im Jahre 1652 ihren völligen Abſchluß fanden. Bezeichnend iſt dabei, 
daß gerade die Bank, welche die Kirchenväter für ihre Frauen reſerviert hatten, 
am meiſten umſtritten war. Erſt nachdem die widerſtreitenden Frauen einzel— 
ner Kirchenväter ſich mit dem Kollegium abgefunden und der Kirche die Gebühr 
erlegt, wird bei der Vereinbarung im Jahre 1649 folgende Rangordnung feſt⸗ 
geſtellt und der Beſtätigung durch den Bürgermeiſter und Werderſchen Amts⸗ 
verwalter vorbehalten: „daß wenn die Ties Dauſche in die Kirche kommen 
würde, ſoll ſie die erſte und vorderſte Stelle beſitzen, in der Ties Dauſchen 
Abweſen die Gregor Kohlſche die erſte Stelle, in deren beider Abweſen die Jan 
Ziemſche die erſte Stelle. Wenn aber des Ties Dauen ſeines Sohnes Friedrich 
Dauen Frauen in die Kirche kommen würde, ſoll fie die andern alle fürbei- 
gehen und die vierte Stelle beſitzen, weil ſie in der Succeſſion die Jüngſte; 
ſollen alſo hinfüro eine der andern ſucceſſive folgen. Die Cornels Dirkſche aber, 
weil ſie an ſelber Bank keinen Anſpruch, viel weniger Raum drinnen hat, 
ſoll ſolche Bank ihr hiermit unſerſaget ſein.“ Zum Schluß der Vereinbarung 
iſt dann noch geſagt, daß nach einer oder der andern Frauen Tode die nach— 
kommende, wenn ſie den Stand betreten würde, einen Reichstaler geben ſoll. 


Barthel Weſſel war zu dieſer Zeit bereits Witwer, weshalb von ſeiner 
Frau nicht die Rede iſt. Späterhin muß nach dem Tode der Frau eines 
Kirchenvaters erneut Streit ausgebrochen ſein, denn noch am 25. Mai 1652 
erklärt ein Henrich Dau vor dem Bürgermeiſter in Gegenwart der Kirchenväter 
Barthel Weſſel, Hans Nickel und Hans Eckholz, daß er von dieſen auf ſeinen 
Antrag im Sinne der vorerwähnten Vereinbarung abgefunden ſei. 
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In gleicher Weiſe wie Barthel Weſſel ſein Kirchenvateramt bei der Kirche 
zu Woglaff mit Pflichttreue und gutem Erfolg wahrnahm, geſchah dies ſeitens 
ſeines Bruders Andreas bei der Kapelle zu Sperlingsdorf, zu deren Kirchenvater er 
am 29. März 1631 vom Bürgermeiſter vereidigt wird. Zufolge deſſen klagt 
er ſchon im Juli 1633 mit ſeinem Mitvorſteher beim Werderſchen Amte gegen 
die Dorfſchaft Sperlingsdorf, weil ſie die ihr während des Krieges zur Aus— 
löſung der Nachbarn vorgeſchoſſenen 139 M. der Kapelle noch immer nicht 
zurüclerſtattet hatte. Die Rückzahlung verzögerte ſich vornehmlich deshalb, weil 
Jacob Mix, der Sohn und Nachfolger von Hans Mix, auf dem von George 
Schöweke ſeitens des Rats erworbenen Mietslande die Zahlung verweigerte, 
indem er hervorhob, „daß er in die Nachbarſchaft des Dorfes nicht gehöre, ſon— 
dern ein freier Mann ſei“. Abgeſehen davon, ob ſein Anſpruch, wenn er 
berechtigt war, nicht den Rat als den Eigentümer des Mietslandes zur Zahlung 
verpflichtete, da es ſich um eine Kriegsleiſtung handelte, weiſen ſeine Worte 
darauf hin, wie das planmäßige Vorgehen des Rats, durch welches er die in 
ſeinem Territorium angeſeſſenen Bauern, der Zeitrichtung folgend, immer mehr 
in ein der Leibeigenſchaft ähnliches Untertänigkeitsverhältnis herabzudrücken 
ſuchte, in der beteiligten Bevölkerung Verſtändnis gefunden hatte. Wenn auch 
ohne bemerkbaren Druck und Nachteil für die auf ihrem eigenen Grund und 
Boden ſitzenden Bauern, ſollten dieſe mit ihren Kindern an die Scholle gebun— 
den ſein, während dagegen Pächter, Handwerker und Arbeiter freie Leute blieben 
oder es auch wurden, ſofern fie ſich von ihrer auswärtigen Herrſchaft losgekauft 
hatten. 


Im vorliegenden Falle hatte der Bürgermeiſter und Werderiſche Amts— 
verwalter im Jahre 1633 zunächſt zu ungunſten des Jacob Mix entſchieden, 
im Jahre 1637 aber ſeinen Anſpruch für berechtigt anerkaunt und den übrigen 
Nachbarn von Sperlingsdorf die Aufbringung des Geldes überlaſſen, womit 
dann die Kapelle das gewährte Darlehn nach Ablauf von 10 Jahren zurück— 
erhielt. 

Beſonders nahm aber die Beſeitigung der Schwierigkeiten, die der 
Abhaltung von beſchränkten Gottesdienſten in der Sperlingsdorfer Kapelle durch 
den Prediger und die Kirchenväter zu Wotzlaff bereitet wurden, die Wirkſam— 
keit des Andreas Weſſel in ſeiner Eigenſchaft als Kapellenvorſteher in Anſpruch. 
Wann dieſe Gottesdienſte in der erwähnten Kapelle aufgenommen ſind, habe 
ich nicht feſt ſtellen können, doch dürfte es bald nach Uebertritt der Sperlings— 
dorfer zum evangeliſchen Bekenntnis geſchehen ſein. Denn die Kapellenväter 
und die Bewohner des Dorfes heben ſchon in einer Eingabe an den Rat im 
Jahre 1594 hervor, „daß der in Gott ruhende Bürgermeiſter Roſenberg ihnen 
ein Kapellenbuch, darinnen Einnahmen und Ausgaben aufgeführet würden, am 
30. März 1591 beſtätiget, auch ſich mit eigener Hand darinnen unterſchrieben 
und ferner am 4. Mai desſelben Jahres nachgegeben, daß der Schulmeiſter 
ihren Kindern alle Sonntage das Evangelium und den lutheriſchen Katechismus 
vorleſe und auslege, auch die Kapellenvorſteher mit der Tafel umgehen könnten, 
was ſie auch fernerhin zu genehmigen bitten“. Wenn nach des Bürgermeiſters 
Roſenberg Tode auf des Pfarrers Hardwichs Inſtändigkeit dies habe abgeſtellt 
werden müſſen, ſo bleibe doch zu berückſichtigen, daß ſie, ſoweit ihnen Gott 
die Geſundheit gönne, jeden Sonntag vormittag in der Kirche zu Wotzlaff, 
wohin ſie gehörten, wären, daß ſie dort die Sakramente nähmen, die kleinen 
Kinder taufen ließen und der Pfarrer ſomit keine Einbuße erlitte, daß ſie 
aber bei Regen, größerem Schnee, auch anderer erheblicher Urſachen halber 
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nicht zum Gottesdienſte nach Wotzlaff gehen, auch alte und junge Leute wie 
ihr Geſinde zu einem ſo weiten Wege nicht zwingen könnten, weshalb zu dem 
früher üblich geweſenen Nachmittagsgottesdienſt durch den Schulmeiſter ein 
dringendes Bedürfnis vorliege. 

Dabei iſt dann hervorzuheben, daß in Sperlingsdorf vielfach angehende 
Theologen als Schulmeiſter tätig waren, was auch für das Jahr 1594 zutraf. 
Es war dies der Student Jeremias Bodenſack, der ſich nicht verpflichten 
wollte, ein ganzes Jahr dort zu bleiben, weshalb ihm die Sperlingsdorfer 
zwei Fuhren Holz, die ſie ihm zu liefern hatten, vorenthielten. Er ſchreibt 
deshalb im Dezember 1594 an den Rat: „In Erwägung, daß der Dienſt 
etwas gering und das Salarium ſich auch nur auf 15 Mark jährlich erſtreckt, 
wofür ich den Tiſch, Bücher, Kleidung, Bette- und Bettgewand und andere 
nötige Unterhaltung und Vermehrung meiner Studien leiſten ſoll, bitte ich 
darauf hinzuwirken, daß meine Beſoldung entweder aufgebeſſert oder mir die 
Hälfte des Geldes bewilligt werde, das alle Sonntage mit der Tafel in der 
Kapelle geſammelt wird, damit ich armer Studioſus gleichwohl auch auf meine 
Studia aufgewandte Unkoſten und erlittene Mühe möchte ergötzet werden und 
meinen täglichen Unterhalt haben, bis ich durch günſtige Beförderung ehrliebender 
Leute zu anderen Dienſten möchte promovieret werden.“ 


Wenn nun trotz dieſer mangelhaften Beſoldung häufig angehende Theologen 
als Lehrer in Sperlingsdorf tätig waren, ſo kann man wohl annehmen, daß der 
Rat ſie im Hinblick auf die notwendige Bedienung der Kapelle dort hingewieſen 
hat. Es erklärt ſich daraus dann aber auch weiter, daß ſolche Schulmeiſter 
nicht ſelten geneigt geweſen ſind, in Wahrnehmung gottesdienſtlicher Handlungen 
weiter zu gehen, als wie dies vom Bürgermeiſter verſtattet war, was dann 
zu erneuten Beſchwerden des zuſtändigen Predigers des Kirchſpiels führte. 
Gebote zur Einſchränkung, auch Einſtellung des Gottesdienſtes in der Kapelle 
wechſeln deshalb mit Wiederfreigabe desſelben mehrfach ab. So hatte denn 
auch im Jahre 1634 der Schulmeiſter und Student Johann Hoier, wie es 
heißt, ſich unterſtanden, des Sonntags früh in der Kapelle zu predigen, was 
einen lebhaften Proteſt der Wotzlaffer Kirchenväter beim Werderſchen Amts- 
verwalter hervorrief, weil ihrer Kirche das Tafelgeld dadurch geſchmälert würde. 
Nach Wahrnehmung eines Termins auf dem Amte gelingt es den Kapellen— 
vorſtehern Andreas Weſſel und Paul Roß jedoch unter Hinweis auf das vor⸗ 
liegende dringende Bedürfnis für Abhaltung des Gottesdienſtes in der Kapelle 
mit den Kirchenvätern von Wotzlaff zu einem günſtigen Vergleich zu kommen. 
Nach demſelben wird dem Schulmeiſter Johannes Hoierus vergönnt, hinfüro 
des Sonntags die Evangelia und Epiſteln von der Kanzel abzuleſen und auch 
daſelbſt zu predigen und Gottes Wort nach ſeinem Vermögen, ſo ihm Gott 
darreichen wird, zu explizieren und auszulegen, damit die Nachbarn zu 
Sperlingsdorf ſich nicht beklagen möchten, daß man ihnen Gottes Wort nicht 
gönnte. An den großen Feſttagen, als Weihnachten, Neujahr, Oſtern und 
Pfingſten, habe der Schulmeiſter aber mit ſeinem Predigen einzuhalten und „die 
Nachbarſchaft auf Sperlingsdorf ſich zu ihrer Pfarrkirchen nach Wotzlaff in großer 
Frequenz zu halten. Dagegen ſollen die Kapellenvorſteher ſchuldig ſein, den Kirchen⸗ 
vätern zu Wotzlaff jährlich auf St. Stephanstag das halbe eingeſammelte 
Tafelgeld zuzuſtellen, damit die Kirche zu Wotzlaff nicht verkürzet werde, und 
ſolches auf ihren Eid, welchen ſie der Obrigkeit und ihrer Kapelle geſchworen. 
Gleichzeitig wird den Kapellenvorſtehern vergönnte, daß ihre Kapelle auf eine 
Rute lang möge erweitert und ausgebauet werden“. In den Vergleich willigt 
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auch der Bürgermeiſter und Werderſche Amtsverwalter unterm 18. Februar 1634, 
vorbehaltlich der Zuſtimmung des Senats. 

Wenn man berückſichtigt, daß bei den Wegeverhältniſſen jener Zeit die 
Sperlingsdorfer bei ungünſtiger Witterung die Kirche zu Wotzlaff nur ſehr 
ſchwer erreichen konnten, ſo ſtellt der vorſtehende Vergleich einen nennenswerten 
Erfolg der Kapellenvorſteher dar, wenn er die Kapellengemeinde auch nicht un— 
erheblich belaſtete. 


Die Freiheit des Gottesdienſtes in der gekennzeichneten Begrenzung 
ſcheint dann zu Lebzeiten des Andreas Weſſel nicht weiter beſchränkt worden 
zu ſein, denn noch im Jahre 1646, ſeinem letzten Lebensjahre, lehnte er ein 
Geſuch des damaligen Schulmeiſters und Predigtamtskandidaten Tobias Colerus 
ab, der ſein allerdings recht geringes Einkommen dadurch verbeſſern wollte, daß 
ein zweiter Umgang mit der Tafel in der Kapelle für ihn eingeführt werde. 
In einem Bittgeſuch an den Bürgermeiſter und Werderſchen Amtsverwalter 
aus dieſem Jahre führt Tobias Colerus aus, daß die Nachbarn nur 7 oder 
8 Kinder zu ihm in die Schule ſchickten und ihm für jedes Kind nur einen 
Dreipölcher wöchentlich zahlten, dabei auch noch die Wochen lediglich nach den 
Tagen zuſammenrechneten, an denen die Kinder in der Schule geweſen wären. 
Andreas Weſſel und die übrigen Nachbarn erklärten dagegen bei einer bezüg— 
lichen Anhörung dem Bürgermeiſter gegenüber, daß der Schulmeiſter bei ihnen 
außer der Nachtafel zu guter Gebühr etwas bittlich noch nicht nachgeſucht 
hätte. Im übrigen wäre er nicht fleißig bei der Jugend, ſondern oft und viel 
von dieſer weggegangen und hätte die Kinder ſich unter einander verhören laſſen. 


Der Bürgermeiſter verfügt nun, daß dem Schulmeiſter ſein völliges 
Quartal ohne Verkürzung entrichtet werden ſolle, und das alle Eltern, welche 
Kinder hätten, die des Alters wären, daß ſie zur Schule gehen könnten, und 
nicht ſoviel als wohl nötig gelernt hätten, dieſe hineinſchicken und die doppelte 
Gebühr für jedes Kind zu zahlen ſchuldig ſein ſollten. Der Obrigkeit bleibe es 
trotzdem unbenommen, wegen der Schulverſäumnis zu eifern und zu ahnden. 
Dahingegen ſolle auch der Schulmeiſter gehalten ſein, die Jugend fleißig zu 
unterrichten, ſeines Dienſtes treulich zu warten und nicht ſo viele Tage von 
den Kindern wegzubleiben, mit der Verwarnung, „wo darüber geklaget würde, er 
ſein Abenteuer dafür auszuſtehen und der Obrigkeit Einſehen ſich zu vermuten hätte. 
Was die begehrte Verbeſſerung anbelange, weil er nichts aufzulegen hätte, was 
ihm zu Steuer kommen möchte, möge er nochmals bittlich und gebührend bei 
den Nachbarn vorſtellig werden, welche auch ermahnet wurden, die Gütigkeit 
nicht ganz aus dem Herzen zu ſetzen, ſondern dahin bedacht zu fein, daß den— 
noch ihrer Kinder Schulmeiſter notdürftige Unterhaltung gegönnet und gereichet 
werde, damit er ſich mit genauer Not durchbringen möge“. 

Letzteres iſt Herrn Tobias Colerus auch ſicher und wie ich annehme 
beſſer als bloß notdürftig gelungen; er war ſpäter Prediger in Letzkau, weiter⸗ 
hin in Gr. Zünder, und bekundete ſich dauernd als guter Rechner. 

Bei dem lebhaften Intereſſe, das ſowohl Barthel wie Andreas Weſſel 
ihrem kirchlichen Ehrenamt zuwandten, läßt ſich annehmen, daß ſie auch der 
Kirche und ihrem evangeliſch lutheriſchen Bekenntnis mit großer Treue anhingen, 
was bei Andreas um ſo mehr ins Gewicht fällt, weil ſeine Frau ihrer 
Abſtammung und Erziehung nach ſicher dem reformierten Bekenntnis angehörte. 
Ihre Einwirkung nach dieſer Richtung hin hat ſich dann auch ſpäter bei ihrem 
Sohne Jacob bemerkbar gemacht, der als Nachbar in Gottswalde lebte und 
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über den das dortige Kirchenbuch ſich dahin ausläßt, „daß er der reformierten 
Religion zugetan war“. 

Daß die beiden Brüder ſich auch als Schöffen und Ratmänner am 
kommunalen Leben ihrer Dorfgemeinde beteiligten, liegt bei der geringen Zahl 
der Nachbarn auf der Hand; das Schulzenamt ſcheint zu jener Zeit in Sperlings— 
dorf mit einem beſtimmten Hofe verbunden geweſen zu ſein. Einen wie hohen 
Wert ſelbſt die Nachbarn einer ſo kleinen Gemeinde auf eine feſt geregelte 
Gemeindeverfaſſung zu jener Zeit legten, ergibt ſich aus der Dorfswillkür, die 
ſie im Jahre 1641, wie es ausdrücklich heißt „unter ſich berahmten“ und dem 
Werderſchen Amtsverwalter zur Beſtätigung einrichten. Die Willkür“) behandelt 
nach dem urſprünglichen Entwurf in 25 Paragraphen: die Verpflichtung der 
Nachbarn, ſich nach Aufforderung durch den Schulzen pünktlich im Schulzen— 
amte zu geſtellen, die Aufſichtsbefugniſſe des Schulzen und der Ratmänner wie 
die Leiſtungen der Nachbarn bei Unterhaltung der Entwäſſerungsmühle mit der 
dazu gehörigen Schleuſe, der Waſſergänge, der ſonſtigen Entwäſſerungs- und 
Grenzgräben, der Wälle, Brücken und des Landweges, die Beſtimmungen über 
die Erhebung der Kontribution wie der ſonſtigen Abgaben, die Rechnungslegung 
durch den Schulzen und die Ratmänuer. 

Beraten und beſchloſſen iſt dieſe Willkür von dem Schulzen Hans Voß 
und den Nachbarn Andreas Gieſebrecht, Hans Dolge, Andreas Weſſel, 
Barthelmes Weſſel, Gregor Riebe, Kurt Jungmann und Jacob Mix 
— letzerer wird hierbei nun doch wieder als zur Nachbarſchaft gehörig 
aufgeführt — „nebſt dem ehrbaren Jacob Schwarzen“. Von den Namen 
der Nachbarn, die das Vermeſſungsregiſter aus dem Jahre 1595 aufführt, 
kehren demnach nur diejenigen der Familien Mix und Weſſel wieder. 


Die Willkür iſt von dem Bürgermeiſter und geordneten Verwalter des 
Stüblauiſchen Werders Johann Czierenberg unterm 30. Oktober 1641] beſtätigt, 
einem der bedeutendſten Männer in der Reihe der Danziger Bürgermeiſter. 
Seine nur fünfjährige Tätigkeit als Werderſcher Amtsverwalter hat durch die 
von ihm angeordnete Sammlung der hinſichtlich der Deich-, Borfluts-, Gemeinde⸗ 
wie der ſonſtigen öffentlich-reſtlichen Verhältniſſe beſtehenden Obſervanzen, 
Verträge und rechtlichen Entſcheidungen, die den Namen der „Landtafel“ fährt 
und eine Ergänzung des „Grünen Buches“ darſtellt, das die für das Werder 
maßgebenden Verordnungen und Abſchriften der Privilegien der einzelnen 
Ortſchaften enthält, bleibende Bedeutung erhalten. Sein Beſtreben, die ſeiner 
Fürſorge anvertrauten Werderaner gegen die eigennützigen Anforderungen der 
in der Stadtverwaltung einflußreichen Kaufmannſchaft und Zünfte zu ſchützen, 
tritt bei verſchiedentlichen Anläſſen deutlich hervor. 


Die von dem Bürgermeiſter Czierenberg beſtätigte Willkür betrachteten 
die Sperlingsdorfer denn auch als ein koſtbares Gut, ſie wurde in der 
Schulzenlade aufbewahrt, zu der der Schulze und die Ratmänner verſchiedene 
Schlüſſel beſaßen und die nur geöffnet werden konnte, ſofern mindeſtens zwei, 
wenn nicht alle drei beifammen waren. Trotzdem war es dem Schulzen Voß 
gelungen, ohne Wiſſen der Ratmänner die Willkür entweder aus der Lade 
zu entnehmen oder nach gemachtem Gebrauch in der Schulzenverſammlung ihrem 
Verwahrſam vorzuenthalten und unter Hinweis auf den Inhalt der Willkür 


) Inzwiſchen abgedruckt in dem Werke Bertrams: Die Entwicklung des 
Bee und Entwäſſerungsweſens im Gebiet des heutigen Danziger Deichverbandes“. 
eite 14). 
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mit einem Nachbarn Litkeherr aus Möncherigrebin über ein Verkaufsgeſchäft zu 
verhandeln, was den Anlaß zu einer lebhaften Auseinanderſetzung mit nach— 
folgendem Prozeß zwiſchen dem Ratmann Andreas Weſſel und dem Schulzen 
gab, die für Geſinnung und Charakter des erſteren ſehr bezeichnend ſind. 


Nachdem Andreas Weſſel den Schulzen in öffentlicher Schulzen— 
verſammlung darüber zur Rede geſtellt und ihn um Auskunft erſucht, auf 
welche Weiſe er in den Beſitz der Willkür gelangt ſei, erklärt der Schulze, daß 
er in dieſer Frage eine Injurie erblicke, da ſie andeute, daß er die Willkür 
geſtohlen habe, weshalb er ſein Recht beim Amte ſuchen werde, was er denn 
auch tut. Vor dem Werderſchen Amtsverwalter führt Andreas Weſſel durch 
die Mehrzahl der Nachbarn aber dann den Nachweis, daß er als Ratmann 
zu der geſtellten Frage begründete Urſache gehabt habe, wonach der Schulze 
unter Einwirkung des Amtsverwalters eine friedliche Beilegung des Streites 
doch für ratſam gehalten zu haben ſcheint, denn es kommt nun zu folgendem 
Vergleich zwiſchen den Streitenden: 


„Zu wiſſen ſei hiermit allen und jedem, ſo hieran gelegen und ſolches 
zu wiſſen vonnöten tut, daß heute dato den 10. Aprilis des 1646. Jahres im 
Schulzenamt zu Sperlingsdorf ein aufrichtiger, ehrlicher, unwiderruflicher Ver— 
trag auf des wohledlen, geſtrengen Herrn Bürgermeiſters, Herrn Conſtantin 
Ferbers, Werderiſchen Amtsverwalters Bewilligung iſt geſchloſſen worden zwiſchen 
den nachbenannten Perſonen: Hans Voß, Schulzen, eines, Andreas Weſſel, 
Nachbarn daſelbſt, anderes, und Andres Litkeherr von Münchgrebin, dritten 
Teils, und lautet ſelbiger Vertrag nachfolgend alſo: 


Nachdem dieſe gemeldeten drei Perſonen, in Sachen des Willkürs zu 
Sperlingsdorf betreffend, ſtreitig und uneinig worden, alſo daß dadurch ſie in 
einen gerichtlichen Prozeß geraten, ſind ſie um Verhütung weitläuftiges 
Prozeßes zuſammen getreten und mit Beliebung der ſämtlichen Nachbarn und 
in dero Beiſein ſich mit einander vertragen, alſo daß dieſe ſtreitigen Perſonen 
einer dem andern mit Hand und Mund angelobet und zugeſaget, daß ſie wegen 
des Unheils, ſo unter ihnen wegen des Willkürs entſtanden, keiner dem andern, 
weder Hans Voß dem Andres Weſſel und Andres Litkeherrn, oder Andres 
Weſſel dem Hans Voß und Andres Litkeherrn, noch Andres Litkeherr dieſer 
beiden einen in keinerlei Dingen an keinem Ort nimmermehr, weder unter 
geiſt⸗ noch weltlicher Jurisdiktion, auch von der Freundſchaft keinen aus— 
geſchloſſen, hiervon etwas vorwerfen, aufrühren, noch gedenken ſoll. Dafern 
ſolches geſchehe, es ſei von welchem Part es wolle, ſelbige Perſon ſoll dem 
Herrn Bürgermeiſter, ſeiner wohledlen Herrlichkeit, 10 Reichstaler verfallen 
haben. Hierbei verſpricht Hans Voß, des Herrn Bürgermeiſters Amt zu ent— 
ſcheiden, dem Andres Weſſel ſeine Unkoſten, die er deswegen ausgegeben, zu 
erſtatten, und der Willkür wieder in das Sperlingsdorfſche Schulzenamt ein— 
zuliefern. Und wiſſen dieſe obgemeldten drei Perſonen einer dem andern 
nichts nachzureden, denn was der Ehren zuſtehet, auch die ſämtliche Nachbar⸗ 
ſchaft daſelbſt wiſſen von dem Hans Voſſen nichts denn alles Liebes und 
Gutes und was der Ehren zuſtehet nachzureden. 

Solches ſoll von allen Parten ohne Defendirung und Beſchützung geiſt— 
licher und weltlicher Gerichte, ſie ſei an welche Orte ſie wolle, ſtets und feſt 
gehalten werden. 

So wie nun Obſtehendes dem Amte iſt vorgetragen und bezeuget worden, 
alſo hat der Herr Bürgermeiſter, ſeine wohledle Herrlichkeit, jedoch ohne Schaden 
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der Amtsſtrafe, auch darin gewilliget und zu verſchreiben, auch zu extradieren 
nachgegeben“. 

Man ſieht, daß der Schulze Hans Voß recht erhebliche Opfer bringen 
mußte, um ſeine leichtfertige Handlungsweiſe zu ſühnen und die umſtändlichen 
Ehrenerklärungen zu erlangen, die für ihn wohl unbedingt notwendig waren, 
wenn er ſich in ſeinem Amte erhalten wollte. Andererſeits läßt der Ausgang 
des Streites auch erkennen, daß Andras Weſſel zwar mit feſtem Willen 
auf Recht und Ordnung in der Gemeindeverwaltung hinwirkte, dabei aber durchaus 
verſöhnlichen und friedliebenden Sinnes geweſen ſein muß. Er vertritt auch 
aus anderen Anläſſen die Intereſſen der Gemeinde wiederholt vor dem Amte, 
wobei man den Eindruck gewinnt, daß der Bürgermeiſter Conſtantin Ferber 
ihm großes Vertrauen entgegenbrachte. Aus alledem geht hervor, daß ſowohl 
Andreas wie Barthel Weſſel eine Bildung beſaßen, wie man ſie bei Männern 
ihres Standes und Beſitzes zu jener Zeit nicht vorausſetzt. Für Barthel 
Weſſel wird dies noch beſonders durch die Bücher erwieſen, die ſich in ſeinem 
Beſitze befanden und die in einem Inventarienverzeichnis aufgeführt ſtehen, das 
nach dem Tode ſeiner Ehefrau behufs Erbteilung aufgeſtellt wurde; es waren 
das: Eine alte pommerſche Bibel, 12 geiſtliche Andachten, 1 Geſangbuch und 
Herrn Michael Albini Buch vom Ackerbau. Albinus war eine Zeit 
hindurch Prediger in Woſſitz, weiterhin Pfarrer an der St. Catharinenkirche 
zu Danzig. Sein erwähntes Buch war eine Schilderung des Landlebens in 
Verſen. Unerwähnt ſoll nicht bleiben, daß das Inventarienverzeichnis auch 
eine Diskantgeige aufführt, ſo daß Barthel Weſſel auch ſchon im Violinſpielen 
Unterricht gehabt haben muß. Fragt man ſich nun, wie er und ſein Bruder 
Andreas bei den beſcheidenen Verhältniſſen ihres Vaters einen für jene Zeit 
bei Landbewohnern doch ſchon recht guten Schulunterricht erhalten konnten, 
ſo geben die eigenartigen Zuſtände, welche hinſichtlich der Schule zu Sperlings— 
dorf vorlagen und die vorhin erörtert ſind, darauf die Antwort. Denn dieſe 
Schule haben ſie auch von Grebinerfeld aus in ihrer Jugend jedenfalls beſucht, 
und der Umſtand, daß an derſelben der Regel nach wiſſenſchaftlich gebildete 
Männer eine geringe Zahl von Schülern zu unterrichten hatten, wird ihnen 
ganz beſonders zu gute gekommen ſein. 

Das gilt auch bei voller Würdigung der Fürſorge, die der Rat der Stadt 
Danzig den Landſchulen ſeines Gebiets nach Einführung der Reformation all— 
gemein angedeihen ließ und deren Erfolge ſich im Anfange des 17. Jahrhunderts 
nach Ausweis der Amtsbücher ſchon dadurch bekunden, daß es nur wenig 
bäuerliche Beſitzer zu jener Zeit gab, die ſchreibensunkundig waren. 

Will man nun ferner die wirtſchaftlichen Leiſtungen und Erfolge der 
beiden Brüder auf ihren Beſitzungen beurteilen, ſo wird es notwendig, die da⸗ 
malige politiſche Geſamtlage ihrer Heimatlandſchaft kurz zu betrachten, da es ja 
von dieſer in erſter Reihe abhing, ob der Landwirt ſein Feld in Ruhe und 
Frieden beſtellen und die Frucht ſeiner Arbeit genießen konnte. Der Waffen⸗ 
ſtillſtand zu Altmark hatte zwar dem Kriegselend ein Ende gemacht, doch blieb 
nach Ablauf der ſechsjährigen Friſt der Wiederausbruch des Krieges immerhin 
zu befürchten, was das Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung ſehr beeinträchtigen 
mußte. Zudem waren nach dem Waffenſtillſtandsvertrage die Stadt Elbing mit 
ihrem Gebiet, ein Teil der Nehrung, das Haff, das Fiſchauſche Werder und 
Braunsberg wie Tolkemit in den Beſitz der Schweden übergegangen, während 
Stuhm und Marienburg mit dem Großen Werder zwar unter die Sequeſtration 
des Kurfürſten von Brandenburg und Herzogs von Preußen geſtellt wurden, 
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dabei aber doch den Schweden offen ftanden, ſo daß ſchon die ſtändige Nachbar: 
ſchaft der ſchwediſchen Truppen den Bewohnern des Stüblauſchen Werders die 
ſchwebende Kriegsgefahr dauernd zum Bewußtſein brachte. In den preußiſchen 
Gebieten, die in den Beſitz der Schweden gekommen waren, führte ihr Reichs— 
kanzler Axel von Oxenſtierna als Generalgouverneur das Regiment. Von den 
Truppen, die ihm dort unterſtellt geblieben waren, hatte er wiederholt ſeinem 
Könige Verſtärkungen zum Kriegsſchauplatz in Deutſchland nachzuſenden, die 
dann unbehindert ihren Marſch durch das Stüblauſche Werder nahmen, wo 
ihnen Quartiere bereitgeſtellt werden mußten. Auch der Reichskanzler ſelbſt 
nahm mit ſeinem Truppengefolge in Gr. Zünder Quartier, als er Ende 1631 
von Elbing ſeinem Könige nachzog. Guſtav Adolf ſtand damals, nachdem er 
am 17. September desſelben Jahres die kaiſerliche Armee bei Breitenfeld ge— 
ſchlagen, auf dem Gipfel ſeiner Macht und feines Ruhmes. Welchen Reſpekt 
der Durchzug des Reichskanzlers den Bewohnern der Stadt Danzig und ihres 
Gebietes einflößte, läßt ſich aus einem Mandat des Bürgermeiſters und Wer— 
derſchen Amtsverwalters Eggerd von Kempen vom 8. Dezember 1631 an die 
Deichgeſchworenen und Schulzen erkennen, in dem ſie ermahnt werden: „daß 
ſie es an nichts verwinden laſſen wollen, was zur Beförderung Ihrer Gnaden 
Durchzugs dienen möchte, ſondern ſich gegen ſolchen Aufbruch gefaßt machen, 
ihm beförderlich ſein und fleißig aufwarten, inſonderheit aber die böſen Wege, 
böſen Brücken und Brüche angeſichts dieſes mit äußerſtem Fleiße und Arbeit 
reparieren und anfertigen ſollen.“ 


Daß indeſſen dem Könige Guſtav Adolf, der durch den Waffenſtillſtands— 
vertrag von Altmark die Glaubensfreiheit der Evangeliſchen im polniſchen 
Preußen ſichergeſtellt und durch ſeine Siege in Deutſchland die dortigen Pro— 
teſtanten vor dem Untergange gerettet, zu jener Zeit von den Bewohnern des 
Stüblauſchen Werders irgendwelche Sympathien entgegengebracht worden 
wären, habe ich nirgend feſtſtellen können. Und das gilt auch hinſichtlich ſeines 
Heldentodes in der Schlacht bei Lützen am 16. November 1632, wie denn 
allerdings auch der Tod ſeines feindlichen Vetters, des Königs Sigismund III. 
von Polen, der ſchon am 30. April desſelben Jahres verſtorben war, nur ganz 
nebenher erwähnt wird, wenngleich er der Landesherr und oberſte Gebieter 
war. Man kann dies ja auch dadurch erklären wollen, daß die Urkunden zu— 
fälligerweiſe über die erwähnten Ereigniſſe und die Stimmungen, welche ſie bei 
den Bewohnern des Stüblauſchen Werders hervorgerufen, nichts enthalten; 
wahrſcheinlich iſt mir dies aber nicht, ich neige vielmehr zu der Anſicht, daß 
die ausgeſtandene Kriegsnot mit dem gleichwertigen Verhalten der Truppen 
beider Könige bei der Ausplünderung und Verwüſtung des Werders bei den 
Geſchädigten kein anderes Gefühl gegen das der Erbitterung hat aufkommen laſſen. 


Anders ſtehen ſie ſchon den kommenden Ereigniſſen gegenüber, denn der 
Ausgang der bevorſtehenden polniſchen Königswahl nimmt wegen der nach dem 
Tode des Königs Sigismund III. immer mehr einreißenden Unſicherheit ihr 
Intereſſe von ſelbſt in Anſpruch. Bezeichnend iſt dafür die nachfolgende Be⸗ 
kanntmachung vom 22. Mai 1632: „Demnach ein ehrbarer, hochweiſer Rat 
der Kgl. Stadt Danzig in Erfahrung kommen, daß bei tödtlichem Abgange 
unſeres Allergnädigſten Königs und Herrn in dieſem Interregno allerhand Geſindel 
und Herrenloſe, ſowohl Reiſige als Fußknechte ſich vergarderen und zuſammen 
laufen, und da ſie können, einen Raub nach dem andern wegholen, die Leute 
ängſtigen und denſelben allerhand Muthwillen und Verdruß zufügen, als hat der 
geſtrenge, edle und hochweiſe Herr Bürgermeiſter und des Stüblauiſchen Werders 


27 


geordneter Verwalter, Herr Eggerd von Kempen, aus tragender Vorſorge und 
Amts halben dem Teichgräben, Teichgeſchworenen und ſämmtlichen Schulzen 
des Stüblauiſchen Werders hiermit zu innoteſciren und anzudeuten eine hohe 
Nothwendigkeit erachtet, daß ſie ihre Nachbarn deſſen erinnern und ſich, ſo wie 
ihnen und den Ihrigen daran gelegen, für dergleichen ſtreifenden Rotten und 
gardenden Brüdern mit allem Fleiße in Acht nehmen, gute Kundſchaft halten, 
ihr Gewehr in guter Bereitſchaft haben, die Gräben und Brücken fertig halten, 
auch auf allen Fall von einem Ort zum andern Feuerbaken oder andere Ab— 
zeichen in den Dörfern aufrichten ſollen, damit, wenn ſich dergleichen zuſammen 
geſammelte Burſche einſtellen thäten, ſie ihnen mit geſammter Hand begegnen, 
dieſelben mit allem Ernſt zurücktreiben und ſich und die Ihrigen nebenſt ihrem 
Viehe und Mobilien ſalviren und retten können.“ 

Daß etwa auch noch ſtädtiſche Beamte des öffentlichen Sicherheitsdienſtes 
zur Aushilfe ins Werder geſchickt ſein ſollten, um die ſo arg gefährdete Ordnung 
und Sicherheit wieder herzuſtellen, erſcheint für jene Zeit ausgeſchloſſen, denn 
in der Erziehung ihrer ländlichen Untertanen zur Selbſthilfe hat die Stadt, ſo 
lange ſie ſolche beſaß, ſtets Muſtergültiges geleiſtet; ſie waren nach der da— 
maligen Auffaſſung dazu beſtimmt, die ſtädtiſchen Bürger zu entlaſten und den Stadt- 
ſäckel wie die Taſchen der Zunftgenoſſen zu füllen, hatten aber auch in Zeiten 
der Not nur dann einen Anſpruch auf Hilfe von ſeiten des Stadtregiments, 
wenn gleichzeitig der Stadt Wohlfahrt dies dringend erforderte. 

Nach der am 8. November 1632 zu Warſchau erfolgten Königswahl 
beſſerten ſich auch die Sicherheitsverhältniſſe im Werder allmählich; durch dieſe 
Wahl war Wladislaus, der älteſte Sohn Königs Sigismund III. auf den pol⸗ 
niſchen Thron berufen worden. In einem Publikandum des Rats von Danzig, 
das in allen Kirchen ſeines Territoriums verleſen werden mußte, wurde mit 
einer Fürbitte für den neugewählten König Gott für den glücklichen Ausgang 
der Wahl gedankt. 

Gegen Weihnachten 1634 war der neue Herrſcher Wladislaus IV. nach 
Danzig gekommen. Seine Anweſenheit dort und in der Provinz hat jedenfalls 
ſchon mit dem Ablauf des Waffenſtillſtandes im Herbſt 1635 im Zuſammen⸗ 
hange geſtanden, denn ſeitdem wurden die Rüſtungen energiſcher aufgenommen 
und auch das Stüblauſche Werder erneut mit ſtädtiſchen und polniſchen Truppen 
ſtark belegt. Glücklicherweiſe kam es aber nicht zum Wiederausbruch des 
Krieges; die Machtſtellung der Schweden in Deutſchland war ſeit dem Tode 
Guſtav Adolfs zurückgegangen, zur Fortſetzung des Krieges daſelbſt mußten ſie 
den erneuten Ausbruch der Feindſeligkeiten mit den Polen vermeiden, weshalb 
denn auch vornehmlich durch Vermittlung des franzöſiſchen Geſandten eine 
Verlängerung des Waffenſtillſtands gelang. Am 16. September 1635 kam 
derſelbe bei Stuhmsdorf im Kreiſe Stuhm zum Abſchluß, und zwar auf weitere 
26 Jahre. Die Schweden behielten nach dieſem Vertrage Livland, mußten aber 
ſämtliche Eroberungen in polniſch Preußen zurückgeben. Letzteres konnte nun 
mit Ausſicht auf Erfolg an die Heilung ſeiner Kriegsſchäden gehen, während in 
Deutſchland der dreißigjährige Krieg noch lange Jahre fortwährte und den größten 
Teil des Reiches zur Wüſte machte. 

Gegen Ende des Jahres 1635 befand ſich Wladislaus IV. wieder in 
Danzig und hielt dort bis zum Februar nächſten Jahres Hof. Als er dann 
fortzog, nahm er an dem nächſten auf den 22. Februar 1636 folgenden Sonn⸗ 
abend ſein Nachtlager zu Stüblau, von wo er die Reiſe am folgenden Tage 
fortſetzte. Da ihn zahlreiches Gefolge und Kriegsvolk begleitete, ſo waren die 
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Anforderungen, welche aus dieſem Anlaß an das Stüblauſche Werder und 
insbeſondere an die Dorfſchaft Stüblau in der Geſtellung von Fuhrwerken und 
Herbeiſchaffung von Mundvorräten und Futter für Menſchen und Pferde 
geſtellt wurden, keine geringen. Die Stüblauer mußten jahrelang beim 
Rate vorſtellig werden, bevor ſie auch nur einen Teil der gehabten Unkoſten 
von dieſem erſetzt bekamen. 

Und ſo wie bei dieſem Anlaß, wurden auch noch fernerhin beſonders die 
Geſpannkräfte der Beſitzer des Stüblauſchen Werders durch den Danziger Rat 
zur Inſtandſetzung ſeiner Befeſtigungswerke und zur Offenhaltung der ver: 
ſandeten Weichſelmündung in umfangreichſtem Maße in Anſpruch genommen, 
was natürlich bei der geſchwächten Leiſtungsfähigkeit doppelt ſchwer empfunden 
wurde; trotzdem aber ging es nach dem Stuhmsdorfer Waffenſtillſtande mit 
dem Wohlſtande doch wieder allmählich in die Höhe. Das wird auch bei den 
beiden Brüdern Barthel und Andreas Weſſel erſichtlich. Zunächſt kam es 
ihnen wie auch allen andern Nachbarn des Werders hart an, daß ſie im 
Jahre 1636 den noch immer rückſtändigen Pacht- und Grundzins für die drei 
Kriegsjahre nachzahlen ſollten. Auf viele Vorſtellungen verſtand der Rat ſich 
ſchließlich dazu, daß er die Hälfte des Pachtzinſes und der Scharwerksgelder 
allgemein erließ, die Einzahlung des Grundzinſes an die Kämmerei aber 
unnachſichtlich forderte. Wenn man erwägt, daß es ſehr fraglich war, ob der 
Rat für die drei Kriegsjahre, in denen die Pächter ihr Land der großen 
Mehrzahl nach nicht nutzen konnten, nach dem beſtehenden Mietsrecht überhaupt 
auf den Pachtzins Anſpruch erheben durfte, und daß er vor und nach und 
während des Krieges geradezu erdrückende Scharwerksdienſte im Intereſſe der 
Wehrfähigkeit der Stadt in Anſpruch genommen hatte, ſo vermag man ein 
beſonderes Wohlwollen in jenem Nachlaß an Pachtzins und Scharwerksgeld 
nicht zu erkennen. 

Für Andreas Weſſel liegt der Nachweis vor, daß er, nachdem er ſeine 
rückſtändige Schuld an den Rat entrichtet, im Jahre 1638 ſchon ſeinen Bruder 
Barthel und ſeine Schweſter Catharina mit ihrer Reſtforderung an Vater- und 
Muttergut, die auf feinen Grundſtücke laſtete, befriedigen konnte. Acht Jahre 
ſpäter war er genötigt, in gleicher Weiſe auch ſeine Brüder Paul und Hans 
abzufinden, doch mußte er hierzu ein Darlehn von 1000 Mark aufnehmen, 
das zu Pfennigszins, was die erſte Stelle bedeutet, mit 7% verzinsbar auf 
ſein Grundſtück eingetragen wurde. Bemerkenswert iſt dabei noch, daß das 
Geld ſeinen Mündeln, den Kindern ſeiner vorausſichtlich inzwiſchen verſtorbenen 
Schweſter Catharina gehörte, die in zweiter Ehe an einen Hans Dreyer ver⸗ 
heiratet geweſen war, und daß er dasſelbe mit Zuſtimmung ſeines Mit⸗ 
vormundes, des Nachbarn Michael Jeſchke aus Kl. Zünder und mit Genehmigung 
des Werderſchen Amtverwalters aufnahm. Das Darlehn war nach halbjähriger 
Aufſage zurückzuzahlen und der Darlehnsgeber berechtigt, ſich am Fälligkeits⸗ 
termine ſeines Kapitals, der Intereſſen und der Unkoſten vor allen anderen 
Kreditoren an dem Beſitze und geſamten Eigentum des Schuldners zu erholen 
und bezahlt zu machen, „nicht anders als wenn parata executio vorhanden 
und alle solennia juris darüber erhalten und ausgeübt wären“. 

Außer den erſtſtelligen eintauſend Mark laſteten beim Tode des Andreas 
Weſſel noch 806 Mark Erbgeld auf ſeinem Beſitz, die entweder ſeinem Bruder 
Peter oder ſeiner Schweſter Dorothea zukamen. Auch über Letztere, deren Name 
nach dem Sprachgebrauch der damaligen Zeit meiſtens ins „Orthie“ abgekürzt 
wird, liegt keine weitere Kunde vor. Bei der Uebernahme des Hofes im 
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Jahre 1630 für 5200 Mark wird Andreas Weſſel unter Hinzurechnung der 
Mitgift ſeiner Frau ein eigenes Vermögen von annähernd 2000 Mark beſeſſen 
haben, ſo daß er alſo im Laufe von 16 Jahren etwa 1500 Mark bei ſeinem 
Wirtſchaftsbetriebe erſpart und zur Schuldentilgung verwandt haben muß. 
Will das ſchon im Hinblick auf ſeine große Kinderzahl viel ſagen, ſo wird es 
noch beachtenswerter, wenn man berückſichtigt, wie ſchwer die Folgen des 
Krieges auf zahlreichen Nachbarn des Stüblauſchen Werders mit größerem 
Beſitz laſteten und wie langſam dieſe wieder emporkamen. So ſchreiben 
noch 10 Jahre nach Beendigung des Krieges im Jahre 1639 vier Nachbarn 
aus Güttland mit einem Beſitzſtande von je 3 bis 4 Hufen an den Rat: 
„es wäre notoriſch, daß ſie wegen der großen Dammſcharwerke und anderer 
Auflagen halber es noch nicht ſoweit hätten bringen können, um ihre Häuſer, 
Schuppen und Scheunen wieder aufbauen zu können. Einer von ihnen wohne, 
salva venia, im Pferdeſtall, der andere unter einem Schuppen und die übrigen 
beiden noch elendiglicher. Wenn ſie es ſich auch blutſauer werden ließen, 
um der lieben Obrigkeit das Zukommende zu leiſten, ſo kämen ſie doch nicht 
vorwärts, denn im vorigen Jahre wären alle ihre Pferde und Kühe geſtorben 
und im laufenden Jahre wäre wegen des vielen Regens alles Getreide erſoffen. 
Was ſie noch geſammelt hätten, ſtände unter freiem Himmel und würde bei 
dem feuchten Wetter noch verfaulen, ſo daß leicht Krankheiten für Menſchen 
und Vieh ſich daraus ergeben könnten, wenn man es gebrauchen wollte“. 


Dagegen erſcheint die Lage des Andreas Weſſel noch als eine bevorzugte, 
und wenn er ſie auch ſicherlich zum größeren Teile eigener Tüchtigkeit zu 
verdanken hatte, ſo wird doch der Umſtand, daß er nur einen kleinen Land— 
beſitz hatte und überwiegend Mietsland bewirtſchaftete, nicht unweſentlich dazu 
beigetragen haben. Denn die Pächter überwanden die Kriegsverluſte, wenn ſie 
dieſe auch an ihren Gebäuden, die ihnen der Regel nach gehörten, zu tragen 
hatten, leichter, weil die Eigentümer des Grund und Bodens ihnen die Pacht 
teils ſtunden, teils erlaſſen mußten und auch die Kriegslaſten mitzutragen 
hatten. Letzteres geſchah nun zwar von ſeiten des Rates nicht, die Sperlings⸗ 
dorfer befanden ſich aber nach dem Kriege in einer günſtigeren Lage wie die 
größeren bäuerlichen Beſitzer, weil ſie von dem ſchwer drückenden Dammſchar— 
werk ganz frei blieben, auch kein Scharwerksgeld zahlen brauchten, ſondern 
nur gewiſſe Fuhren zu ſtellen hatten, wenn die Werderſchen Herren, d. h. der 
Amtsverwalter und ſeine beiden Kollegen auf dem Hofe Grebin anweſend 
waren, oder wenn eine Reparatur des Herrenhauſes und des Stalles das 
erforderte. Die Schönauer hatten ſich ſogar auch dieſer Geſpanndienſte zu 
entziehen gewußt und wurden erſt im Jahre 1646 erneut zu denſelben 
gezwungen, ſo daß die beiden urſprünglich für das Hofſcharwerk angeſetzten 
Dorfſchaften nunmehr hinſichtlich ſämtlicher Scharwerksleiſtungen am 
günſtigſten im Stüblauſchen Werder daſtanden. Es erklärt ſich das nach der 
Abwälzung des Hofſcharwerkes auf die Scharwerksdörfer leicht dadurch, daß das 
Mietsland des Rats an und für ſich von allen ſolchen Dienſten frei war und 
daß der kleine Stellenbeſitz von 10 Morgen Eigenland von alters her nicht 
mit Geſpanndienſten beim Dammſcharwerk belaſtet worden iſt. 


Waren Andreas Weſſel und ſeine gleichgeſtellten Nachbarn demnach von 
mancher drückenden Laſt entbunden, welche beſonders die Beſitzer in den 
Scharwerksdörfern zu tragen hatten, ſo galt dies doch keineswegs für die 
rückſtändigen Kriegslaſten und für die Kriegsleiſtungen nach dem Kriege, 
weshalb die ſchwere Not der Zeit noch immer ihre volle Wirkung auf ihr 
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Leben und ihre Leitungen ausgeübt hat. Dieſe Not wurde noch erhöht durch 
ungünſtige Ernten, wie die des Jahres 1639. Noch in ſeinem letzten Lebens— 
jahre iſt Andreas Weſſel durch ſolche Ernteſchäden erneut ſchwer betroffen 
worden. Gabriel Borckmann, der damalige Pächter von Hof Grebin, ſagt 
hinſichtlich ſeiner benachbarten Ländereien darüber aus: „daß Anno 1644 bei 
dem großen Kladauausbruche ihm allerlei Getreide im Felde, theils im Regen 
und naſſem Wetter ſehr verdorben, theils das Waſſer ſo tief geſtanden, daß 
man oben die Spitzen nur davon geſehen und war dieſes ausgewachſen, daß 
es salvo honore nur Miſt geweſen, alſo er damals an 64 Morgen Haber, 
15½ Morgen Gerſte, auch gleichſoviel an Bohnen, Erbſen, nicht weniger an 
Grummet und Weide 2835 Fl. Schaden gelitten habe. 

Noch größer wäre der Schaden Anno 1646 geweſen, da er alles Heugras 
im Waſſer verloren habe und der Roggen vom Auswachs rein zunichte gekom— 
men, daß er alles Heu zum Futter und alles Saat- und Brotkorn für gerecht 
Geld mit großem Schaden hat kaufen müſſen.“ 

Wenn man zu den ſchwierigen Verhältniſſen in den erſten ſechs Waffen— 
ſtillſtandsjahren nach dem Kriege nun noch die drei naſſen Erntejahre in der 
ſechszehnjährigen Wirtſchaftsperiode des Andreas Weſſel mitrechnet, dann iſt es 
geradezu erſtaunlich, daß er ſeine Familie bei ſeinem Ableben noch in einer 
verhältnismäßig günſtigen Lage zurücklaſſen konnte. Er dürfte November 1646, 
und zwar vor der Geburt ſeiner einzigen Tochter Maria geſtorben ſein, denn 
bei der Taufe derſelben am 18. November desſelben Jahres wird er im Wotz— 
laffer Kirchenbuche bereits als „ſelig“ aufgeführt. Ueber Beſitz und Hausſtand, 
den er hinterließ, gibt die Schicht und Teilung, welche ſeine Witwe ihren Kin— 
dern gab, bevor ſie nach Jahresfriſt zur zweiten Ehe ſchritt, die beſte Auskunft, 
weshalb ich den Wortlaut derſelben nachſtehend folgen laſſe: 

„Vorm Werderſchen Amte ſind perſönlich erſchienen Anna, des ſeligen 
Andreas Weſſels, geweſenen Nachbars zu Sperlingsdorf nachgelaſſene Wittwe, in 
kriegiſcher Vormundſchaft Peter Kiepen von Scharfenberg, als Schichtgeberin 
an einem, und Mathias Janzen und Paul Weſſel als verordnete und beſtätigte 
Vormünder zu ihren acht unmündigen Kindern, Barthelmes, Jacob, Andreas, 
Henrich, Gerd, David, Hans und Maria genannt, Erbnehmer am andern Teil, 
und haben allda frei und öffentlich bekannt und zugeſtanden, daß, nachdem ge— 
dachte Wittwe Schicht und Theilung zu thun ſchuldig worden, ſie auf fleißige 
Unterſuchung des ganzen Gutes und darauf folgende Taxe ihren vorgenannten 
8 Kindern aus aller und jeder Verlaſſenſchaft, die ſich denn auf 8600 M. be- 
laufen, hiervon aber die Schuld des Gutes, nämlich 1806 M. 3 Gl. abgezogen, 
und alſo zu theilen übrig geblieben 6793 M. 17 Gl., die Hälfte deſſen, näm— 
lich 3396 M. 18 Gl. 9 Pf. ausgemachet und zugeeignet habe, aus welcher 
Hälfte ein jedes Kind zu ſeinem väterlichen Antheil bekommt 424 M. 12 Gl. 
51 f. 
0 Mu gelobet die Erbgeberin, ihre Kinder, bis die Knaben 20 Jahre alt 
das Mägdelein aber 15 Jahre alt ſein werden, mit nothdürftiger Koſt und 
Kleidung und aller ehrbarlichen Pflege zu verſorgen, ſie fleißig zur Schule zu 
halten und gut leſen und ſchreiben, die Knaben auch rechnen, und das Mägd— 
lein nähen lehren zu laſſen. Wofern aber eines von dieſen Kindern vor ſeinen 
mündigen Jahren oder ehe es begeben würde, mit Tode abginge, ſo ſoll das— 
ſelbe Erbtheil auf die anderen Kinder fallen. Wenn es ſich nun auch begeben 
möchte, daß die Kinder von der Mutter oder künftigem Stiefvater nicht zu 
Gebühr gehalten würden, alſo daß ſich die Vormünder darüber zu beſchweren 
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hätten und dahero verurjachet würden, die Kinder wegzunehmen und bei fremden 
Leuten zu thuen, je ſollen dieſelben vom Stiefvater und ihrer Mutter voll- 
kömmlich mit Koſt und Kleidung verſorget werden oder wofür ſie bei fremden 
Leuten in die Koſt und Kleidung verdungen werden von ihnen — erleget und 
bezahlet werden, der Kinder Vatergut unvermindert. Dagegen behält Erbgeberin 
an ſich Haus und Hof, Rücken und Brücken, Paten und Pflanzen, erd- und 
nagelfeſt, wie es zuvor beſeſſen und befunden worden, ſammt aller Schuld und 
Widerſchuld, wie es immer Namen haben mag. Der Schichteid hängt an bis 
zu der Kinder mündigen Jahren; alles treulich, ſonder Gefährde und arriger Liſt. 


So wie nun dieſes Obſtehende in allen Puncten und Clauſulen nochmals 
beim Amte von der Wittwe und ihrem kriegiſchen Vormunde, ſowohl auch der 
Kinder Vormünder bejahet und angenommen, vom Bräutigam Hans Dolgen 
auch beliebet worden, daß dadurch den Kindern gleich und recht geſchehe, als 
hat der Herr Bürgermeiſter, ſeine edle, hochweiſe Herrlichkeit, als regierender 
Werderſcher Herr ſolche Schicht und Theilung Amts halben auch beſtätiget und 
confirmiret, dem Werderiſchen Amts- und Sperlingsdorfiſchen Schöppenbuche 
einzuverleiben, und wenn es begehret würde, authentice zu extradiren nach- 
gegeben, jedoch eines edlen, hochweiſen Raths der Stadt Danzig Grundrecht, 
Scharwerk und Dienſtgebühr in alle Wege ohne Schaden und Abbruch. 


Actum, den 19. Oktober Anno 1647.“ 


Wie die vorſtehende Schicht und Teilung das erſichtlich macht, hat An— 
dreas Weſſel den Beſitz ſeinen Nachkommen in durchaus geordneten Verhält— 
niſſen hinterlaſſen, was in Verbindung mit den anderen Nachrichten, die über 
ihn vorliegen, ihn als einen Mann erſcheinen läßt, der auf Ordnung in Wirt⸗ 
ſchaft und Familie hielt und der es mit den Pflichten, die das Leben ihm in 
Haus und Gemeinde auferlegte, ernſt nahm. Dabei war die Zeit, in der er 
lebte, mindeſtens jeit ſeinen beginnenden Mannesjahren nicht gerade dazu an— 
getan, jene Tugenden allgemein zu fördern; der Krieg lockerte die Bande der 
Ordnung vielmehr und auch in der folgenden Waffenſtillſtandszeit feſtigten ſie 
ſich nur ſehr allmählich wieder. Eine Verwilderung der Sitten zeigt ſich un— 
verkennbar als Folge des Krieges; Trunkſucht und liederliches Leben nehmen 
zu und dementſprechend ſteigern ſich nach Ausweis der Amtsbücher auch die 
Klagen der Nachbarn untereinander wegen Beleidigungen, Körperverletzungen 
und ſonſtigen Rohheiten und Ausſchreitungen. Ich habe aber keinen Fall ge— 
funden, der auch nur einen Anhalt dafür böte, daß Andreas Weſſel an ſolchem 
Treiben oder ſolchen Händeln jemals beteiligt geweſen iſt, während verſchiedene 
ſeiner Sperlingsdorfer Nachbarn wiederholt dabei genannt werden. Man muß 
vielmehr aus allem ſchließen, daß er gottesfürchtig, nüchtern und ſparſam ge— 
weſen, denn nur ſo konnte er ſich und ſeine ſtarke Familie durch die ſchwere 
Zeit mit ſolchem guten Erfolge durchbringen. Daß ſeine Lebenstage trotzdem 
nicht in Einförmigkeit verliefen, dafür hatte die Zeit geſorgt. Die langjährigen 
Belegungen des Stüblauſchen Werders mit Truppenkörpern der verſchiedenſten 
Nationen, als Schweden, Polen und deutſchen Völkern aus dem Reich, waren 
jedenfalls dazu angetan, auch ſeine geiſtigen Kräfte auf das Aeußerjte”anzu- 
ſpannen, wenn er, was ihm ja gelang, ſich auf ſeiner Scholle erhalten wollte. 
Als er im beſten Mannesalter von 42 oder 43 Jahren ſtarb, hatte er’ ein be- 
wegtes und ſchweres, aber immerhin auch erfolgreiches Leben hinter ſich. 


Hans Dolge, der die Witwe Andreas Weſſels heiratet, war ſeinem Vor⸗ 
gänger wenig ähnlich; die verſchiedentlichſten Konflikte, in die er mit dem Amt 
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wegen feiner Trink- und Liebeshändel geriet, erweiſen vielmehr, daß jein Wandel 
vor ſeiner Verheiratung ein recht unſolider geweſen. Zur Ehe iſt er erſt ſpät 
geſchritten, denn da er ſeinen väterlichen Hof ſchon im Jahre 1632 von ſeinen 
Miterben übernahm, kann er nicht ſehr viel jünger wie Andreas Weſſel geweſen 
ſein, und er wird ſich deshalb mit deſſen Witwe und ſeiner demnächſtigen Ehe— 
frau annähernd im gleichen Lebensalter befunden haben. Letztere muß trotz 
ihrer vorgeſchrittenen Jahre noch immer eine begehrenswerte Frau geweſen ſein, 
denn bei der günſtigen Vermögenslage, in der ſich Hans Dolge befand, kann 
ihn wohl nur Neigung zu ihr geführt haben. Daß ſie ſich zur neuen Ehe 
bald entſchloſſen hat, erklärt ſich ſchon aus ihren Verhältniſſen. Von ihren 
acht Kindern war der älteſte Sohn beim Tode ſeines Vaters 14 Jahre alt, ſo daß 
zur Fortführung der Wirtſchaft die Hand eines Mannes unentbehrlich blieb, 
wenn ſie ſich mit ihren Kindern im Nahrungsſtande erhalten wollte. Hans 
Dolge war zudem ihr nächſter Nachbar, deſſen Wert ſie mithin zu ſchätzen 
wußte; man darf deshalb wohl annehmen, daß er trotz ſeines nicht einwand— 
freien Wandels ein tüchtiger Wirt geweſen ſein muß, weil er ohnedem auch 
ſeinen Beſitz bei den ſchweren Zeiten, die er ja ebenfalls durchgemacht hatte, 
nicht in ſo gutem Stande hätte erhalten können. Weſentlich dürfte allerdings 
ſeine Schweſter Nele (Cornelia) mit dazu beigetragen haben, die ihm ſeinen 
Hausſtand führte. Sie war an einen Andres Barthold verheiratet geweſen, der 
aber bald geftorben ſein muß, denn fie lebte von dem Zeitpunkt ab, zu dem 
Hans Dolge den väterlichen Beſitz übernahm, in deſſen Hauſe. Ob ihr ſo die 
neue Schwägerin und deren Kinder ſehr willkommen geweſen ſein werden, er— 
ſcheint mindeſtens fraglich; ſie blieb aber jedenfalls auch nach der Heirat ihres 
Bruders im Hofe und die beiden Frauen ſind ſo genötigt worden, ſich ſchlecht 
und recht zu vertragen. Lange Jahre währte es auch nicht, denn Hans Dolges 
nunmehrige Ehefrau ſtarb nach kaum ſechsjähriger Ehe mit ihm im Juni 1653 und 
ſomit im Alter von etwa 44 Jahren. Während ſie ihrem erſten Manne 9 Kinder 
geſchenkt hatte, ſcheint ihre zweite Ehe kinderlos geblieben zu ſein, jedenfalls 
war bei ihrem Tode kein Kind aus dieſer Ehe am Leben. Mit ihrem erſten 
Manne hat ſie zweifellos in glücklicher Ehe gelebt, ob auch mit dem zweiten, 
der immerhin ganz anders geartet war, wird nicht erſichtlich; wenn es, wie ich 
annehme, nicht der Fall geweſen, dann werden wohl ſchwierige Verhältniſſe im 
neuen Familienleben ihre Lebenskraft ſchnell verbraucht haben. 


Nach ihrem Tode wird neben Mathias Janzen und Paul Weſſel, welche 
die Vormundſchaft über ihre Kinder erſter Ehe führten, nun auch noch Barthel 
Weſſel zu deren Mitvormund ernannt. Dieſe drei Vormünder laſſen ſchon am 
12. Juli 1653 den Hans Dolge zur Schicht und Teilung mit ihren Mündeln 
laden; dieſelbe wird dann auch an dem nächſtfolgenden 18. Oktober vor⸗ 
genommen, kann aber nicht zu Ende gebracht werden, weil Nele Barthold nun— 
mehr durch ihren kriegeriſchen Vormund Stephan Baſtian mit einer Forderung 
an ihren Bruder hervortritt, welche die Vormünder der Andreas Weſſelſchen 
Kinder nicht anerkennen. Dieſe Forderung ſetzt ſich aus 1456 Mark 2 Gl. 9 Pf. 
Vatergut, die als Erbgelder auf dem Hofe ruhten, nebſt rückſtändigen Intereſſen 
für 21 Jahre und aus einem rückſtändigen Lohne von 50 Mark pro Jahr 
für den gleichen Zeitraum zuſammen und wird im ganzen auf 4648 Mark 
2 Gl. 9 Pf. berechnet. Die Vormünder erkennen allein die Erbgelder als 
berechtigte Forderung an, beſtreiten aber den Anſpruch auf Zinſen und Lohn, 
weil Nele Barthold einmal im Hofe gelebt und ſodann durch das Halten von 
Kühen für ihre eigene Rechnung auf demjelben Hinfichtlich ihrer geleiſteten 
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Arbeit entſchädigt worden ſei. Umſtändliche Zeugenvernehmungen durch das 
Amt führen indeſſen dazu, daß der Nele Barthold der Eid zugeſchoben wird, 
den dieſe auch ſchwört, womit dann ihre Forderung im vollen Umfange 
anerkannt wird. Zur endgültigen Schicht und Teilung kommt es demnächſt 
am 4. Juli 1654. Bei derſelben werden die beweglichen Güter und auch das 
Getreide auf dem Felde von beiden Beſitzungen zur Hälfte zwiſchen Hans Dolge 
und den Unmündigen in natura geteilt, während die Höfe mit der Miets— 
gerechtigkeit am Herrenlande geſchätzt werden, und zwar wird für beide Höfe ein 
Geſamtwert von 17500 Mark ermittelt. Dazu tritt dann noch ein Bar— 
vermögen von 5042 Mark 17 Gl. 9 Pf., dem einſchließlich der Forderung von 
Nele Barthold 7544 Mark 17 Gl. 9 Pf. Schulden entgegenſtehen, ſo daß 
14998 Mark zur Verteilung kommen und auf die Unmündigen demnach 
7499 Mark entfallen. Hans Dolge überweiſt denſelben zur Deckung dieſes 
Betrages ihren väterlichen Hof für 6000 Mark und entrichtet den Reſt ſofort 
bar an die Vormünder. Aus dem Verkauf der Mobilien und des Getreides 
fallen den Unmündigen noch 4825 Mark 15½ Gl. zu, jo daß jedes Kind ein 
Muttergut von 1760 Mark 13 Gl. 11½ Pf. erhält, da zu dieſer Zeit nur 
noch 7 Geſchwiſter am Leben find, denn David war inzwiſchen verſtorben. 
Im Verhältnis zum Vatergut der Kinder war dies viel, und es wird ſo 
erſichtlich, daß Hans Dolge einen nicht unerheblichen Teil ſeines Vermögens 
bei der Teilung mit ſeinen Stiefkindern hat herausgeben müſſen. Letztere 
erhielten von ihm im ganzen 12324 Mark, während ihre Mutter ihm nach 
der Schicht und Teilung vom Jahre 1647 nur 3396 Mark zugebracht hatte. 
Allerdings wird bei dem letzterwähnten Teilungsakte die Schätzung niedrig und 
ſomit zugunſten der Mutter vollzogen ſein, weil die Kinder im Hofe blieben 
und bis zu ihren mündigen Jahren auf demſelben unterhalten werden mußten, 
während bei der Teilung mit Hans Dolge die Vormünder der Kinder ſicher 
dafür geſorgt haben werden, daß die zur Teilungsmaſſe gehörigen beiden 
Beſitzungen desſelben auch zu einem dem tatſächlichen Verkaufswert jener Zeit 
entſprechenden Betrage geſchätzt wurden. Ueber die Tätigkeit der Vormünder 
nach dieſer Richtung hin enthalten die Amtsbücher mehrfache Ausweiſe; die 
betreffenden Schriftſätze laſſen auch erkennen, daß insbeſondere Barthel und 
Paul Weſſel keine Zeit und keine Mühe geſcheut haben, um das Intereſſe der 
Kinder ihres verſtorbenen Bruders Andreas ſo vollkommen wie nur möglich 
wahrzunehmen. 


Den ehemaligen Andreas Weſſelſchen Hof übernimmt gleich nach 
vollzogener Schicht und Teilung deſſen älteſter Sohn Barthel, der zu dieſer 
Zeit im dreiundzwanzigſten Lebensjahre ſtand. Die Vormünder übergaben 
ihm den Hof für 6000 Mark und damit zu demſelben Preiſe, für den ſie ihn 
in der Schicht und Teilung mit Hans Dolge angenommen. Außerdem 
gewährten ſie ihm aus dem Erbgut ſeiner Geſchwiſter ein Darlehn von 
3000 Mark, das er mit 7% zu verzinſen hatte. Da ſein Vater- und Mutter⸗ 
gut ſich nur auf etwas über 2000 Mark belief, ſo betrug ſein Vermögen 
annähernd den vierten Teil des Kaufwertes, denn er übernahm den Hof am 
4. Juli 1654 und ſomit kurz vor der Ernte ohne das auf dem Felde ſtehende 
Getreide und ohne Inventar, deſſen notwendigſte Beſchaffung zur Fortführung 
der Wirtſchaft doch auf mindeſtens 2000 Mark zu ſchätzen ſein wird. Barthel 
Weſſel der Jüngere, wie er ſeit Uebernahme des Hofes zur Unterſcheidung 
von ſeinem Onkel und Mitnachbarn Barthel Weſſel dem Aelteren benannt wird, 
hätte demnach den väterlichen Beſitz wohl kaum übernehmen und noch weniger 
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ſich in demſelben halten können, wenn er nicht ſchon vorher mit dem Heirats— 
gut ſeiner künftigen Ehefrau beſtimmt rechnen durfte und demnach mit dieſer 
bereits verſprochen war. Er heiratet eine Tochter des Nachbarn Jochim 
Jacobſen aus Mönchengrebin, der in der Lage geweſen ſein muß, ihm die 
fehlende Unterſtützung in der einen oder der anderen Form zu gewähren. 

Wo die Geſchwiſter Barthel Weſſels des Jüngeren nach dem Tode ihrer 
Mutter untergekommen ſind, wird nicht erſichtlich. Schwierigkeiten werden den 
Vormündern durch die Unterbringung derſelben nicht entſtanden ſein, da jedes 
Kind nunmehr ein jährliches Zinseinkommen von mehr wie 100 M. hatte, das 
über den Betrag hinausging, der zu jener Zeit für Koſt und Kleidung bei der 
Jupflegenahme von Nachbarkindern verlangt wurde. 

Bevor ich jedoch den weiteren Lebensgang der Kinder Andreas Weſſels 
verfolge, wende ich mich erſt wieder den Schickſalen ſeiner Geſchwiſter zu. Paul 
Weſſel, der als Vormund der Kinder ſeines verſtorbenen Bruders Andreas 
ſchon mehrfach erwähnt iſt, ſaß auf einem Teil der Herrenländereien des Hofes 
Grebin zur Miete, die vordem ſchon ſein Vater gepachtet hatte, während der 
jüngſte Bruder Hans Pächter im Landauer Bruche war. Beider Geſchicke ſind 
ſo eng mit dem ihres älteſten Bruders Barthel verbunden, daß ich deſſen fer— 
neren Lebensgang nunmehr in den Mittelpunkt der Darſtellung ſetze, zumal 
derſelbe auch recht weſentlich durch das verwandtſchaftliche Verhältnis zu den 
Kindern ſeines Bruders Andreas beeinflußt wird. 

Kurze Zeit nach dem Ableben ſeines Bruders Andreas hatte Barthel 
Weſſel der Aeltere auch den Tod ſeiner Ehefrau Gertrud zu beklagen, die 
am 10. März 1647 ſtarb. Dieſelbe vermachte ihm durch Teſtament, das ſie 
vor Schulz und Schöppen mündlich abgab, von ihrem geſamten Gut den vierten 
Pfennig, was alſo den achten Teil des geſamten gemeinſchaftlichen Beſitzes 
bedeutete, und den Kindern ihrer verſtorbenen Schwägerin Catharina geb. Weſſel, 
die in ihrem Hauſe lebten, ſetzte ſie folgende Legate aus: dem Hans Eggert 
500 M. und der Catharina Dreyer ihren ſilbernen Gürtel, einen roten Samt— 
und einen dunklen Wandkragen, einen macheyern Rock, ein gutes aufſtehendes 
Bett und vier flächſerne Bettlaken. Die geſetzmäßigen Erben von Barthel Weſſels 
Ehefrau waren die Kinder ihrer Halbgeſchwiſter, als welche ſpäter ein Max 
Segeler aus Deutſch-Weſtphalen im Schwetziſchen, Michael und Paul Froſt 
aus Roſenthal im Raudniſchen Gebiet und ein Peter Ruth aus Garz auftreten. 
Da dieſe Erben ſich zunächſt nicht meldeten, jo mußte Barthel Weſſel ein voll— 
ſtändiges Inventarium ſeines geſamten Beſitzes aufſtellen, das einen guten 
Ueberblick über ſeine damalige wirtſchaftliche Lage gibt. Auf ſeinem bereits 
früher näher bezeichneten eigenen und Pachtlande von zuſammen 48%, Morgen 
kulmiſch waren vorhanden: 6 Zugpferde, 6 melke Kühe, 1 großer Bulle, 3 Hock— 
linge, 2 Kälber und 6 große Schweine, alſo ein Viehſtand, wie er auch gegen— 
wärtig auf einer Wirtſchaft gleicher Größe im Werder gehalten wird. Neben 
Gänſen, Hühnern und Enten werden dann auch noch 8 Rümpfe Bienen auf— 
geführt, deren Haltung bei den damaligen hohen Zuckerpreiſen wohl allgemein 
ein erheblich größeres Jutereſſe zugewandt wurde als zur heutigen Zeit. 

Wagen und Ackergeräte waren dem Wirtſchaftsbedürfnis entſprechend vor— 
handen, außerdem aber ein reicher Vorrat von Schirrholz und vollſtändiges 
Handwerksgerät zur Bearbeitung desſelben, woraus hervorgeht, daß Barthel 
Weſſel ſich auch darauf verſtanden und die in ſeiner Wirtſchaft erforderlichen 
Schirrarbeiten mit eigener Hand geleiſtet hat. Die Nähe des Grebiner Waldes 
erleichterte zudem den Ankauf und die Anfuhr guten Holzmaterials. Die Möbel 
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entſprachen nur dem einfachſten Bedürfnis, während das Speiſen- und Küchengeſchirr 
eine gewiſſe Wohlhabenheit erkennen läßt. So ſind nicht nur zinnerne große und 
kleine Schüſſeln, Halbkannen und Kannen zu 3 Halben, wie zinnerne Löffel in gutem 
Beſatz vorhanden, ſondern es werden unter dem reichlich vertretenen Irdenzeug, 
auch noch 7 blaue holländiſche Schüſſeln beſonders hervorgehoben. Die Leuchter 
beſtehen aus Meſſing, Keſſel und Grapen durchweg aus Kupfer. An Betten 
und Leinen iſt natürlich ein guter Vorrat vorhanden; bemerkenswert iſt dabei, 
daß 10 weiße und nur 3 blaue Bettbezüge aufgeführt werden. Wenn man 
ſich vergegenwärtigt, daß 200 Jahre ſpäter und zum Teil auch wohl heute 
noch die bunten Bettbezüge in Bauernhäuſern die Regel bildeten und bilden, 
ſo läßt ſich daran erkennen, daß die Einführung der Baumwollengeſpinnſte die 
Lebenshaltung nach dieſer Richtung hin nicht vorteilhaft beeinflußt hat. 

Die Barſchaft beſtand aus 7 doppelten und 2 enkelten ungariſchen Gul— 
den zum Geſamtwert von 144 M., wonach der ungariſche Gulden (Dukaten) 
damals alſo 180 Gl. = 9 M. wert war. Die Bücher, welche nach dieſem 
Inventar vom 20. Juli 1647 Barthel Weſſel beſaß, habe ich ſchon vorher 
näher bezeichnet. 

Da Barthel Weſſel zudem keine Schulden auf ſeinem Beſitz hatte, ſo er— 
ſcheint ſeine geſamte Lage zu dieſer Zeit als eine günſtige und durchaus geſicherte, 
zumal er ein Mann war, der, wie das aus allem, was bisher über ihn geſagt 
iſt, hervorgeht, nicht nur ſich ſelbſt zu helfen, ſondern auch noch anderen gut 
zu raten verſtand, und es ihm ſo an Umſicht und Geſchick nicht fehlte, um den 
Anforderungen zu entſprechen, welche Zeit und Verhältniſſe an ihn ſtellten. 
Mit den Erben ſeiner Ehefrau, die ſich in der geſetzlich gebotenen Friſt, d. h. 
binnen Jahr und Tag, melden, einigt er ſich dahin, daß er ihnen zuſammen 
2700 M. überweiſt. Zur Auszahlung dieſes Geldes nimmt er demnächſt ein 
Darlehn von 2000 Fl. = 3000 M. von dem wohlgelehrten Herrn Joachim 
Buchholz zu Danzig auf, das nach einem Jahr zurückzuzahlen iſt. Ueber den 
Zinsfuß iſt nichts geſagt. Neben der Zahlung von 6 oder 7 % Schuldzinſen, 
die damit jedoch zweifellos für ihn begann, hatte er zu dieſer Zeit auch ſchon 
einen erhöhten Pachtzins für die Mietsländereien des Rats zu entrichten, und 
beides zuſammen dürfte den erſten Anſtoß zu einer ungünſtigen Wendung in 
ſeiner Vermögenslage gegeben haben. Im Jahre 1652 ſchließen die Sperlings⸗ 
dorfer einen neuen Mietsvertrag auf 5 Jahre über die Ratsländereien; nach 
demſelben haben ſie nunmehr 8 M. pro Morgen und damit mehr als das 
Doppelte gegen den alten Pachtſatz zu zahlen. Außerdem müſſen ſie auch noch 
von dem geſamten Mietslande von 6 Hufen 24 Morgen dem Rate 25 Scheffel 
guten Hafer auf den Stadthof nach Danzig jährlich liefern und ein Füllen, 
das ihnen vom Stadthofe zugewieſen wird, alljährlich frei aushalten. Da es 
ſich im Jahre 1652 nur um die Erneuerung eines bereits in Kraft ſtehenden 
Mietsvertrages handelt, ſo wird die Erhöhung der Pacht ſchon 5 oder 10 Jahre 
vorher eingetreten ſein. 

Während die Amtsbücher keinen Aufſchluß über eine zweite Ehe des 
Barthel Weſſel geben, kann nach dem Wotzlaffer Kirchenbuche kein Zweifel 
darüber beſtehen, daß er fie tatſächlich geſchloſſen hat. Denn in den Tauf- 
regiſtern desſelben iſt ein Barthel reſp. Barthelmes Weſſel aus Sperlingsdorf 
in den Jahren 1650, 1651 und 1653 als Vater von Täuflingen eingetragen, 
und das kann kein anderer als der hier in Rede ſtehende Barthel Weſſel ge— 
weſen ſein, da ſein Neffe gleichen Namens früheſtens 1654 geheiratet hat. Im 
Jahre 1655 läßt denn auch ein Barthel Weſſel am 27. Juli und ein Bar- 
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thelmes Weſſel am 28. Oktober taufen, jo daß dabei klar erſichtlich wird, daß 
nunmehr Onkel und Neffe als Väter in Betracht kommen. Im Jahre 1658 
wird ausdrücklich ein Täufling als Sohn Barthel Weſſels „des Alten“ bezeich— 
net. Sämtliche Kinder desſelben müſſen aber früh verſtorben ſein, auch ſeine 
zweite Frau hat er wahrſcheinlich noch vor dem Jahre 1660 verloren, denn 
bei einem ſpäteren Ableben derſelben würden die Amtsbücher etwas über eine 
Schicht und Teilung enthalten, die er den Erben derſelben zu geben verpflichtet 
war, was aber nicht der Fall iſt. 


Während der Kriegsjahre von 1655—1660 und insbeſondere in den Peſt— 
jahren 1658 und 1659 wurde dagegen mit Zuſtimmung des verwaltenden 
Bürgermeiſters vielfach von Schicht und Teilungen ſelbſt bei Eingehung einer 
neuen Ehe Abſtand genommen, weil entweder nichts zu teilen war oder weil die 
Auseinanderſetzung bis nach eingetretenem Frieden hinausgeſchoben werden ſollte. 


Zum Ausbruch des Krieges zwiſchen Polen und Schweden kam es ſchon 
wieder im Jahre 1655, und damit 6 Jahre vor Ablauf der Friſt, die in dem 
Vertrage von Stuhmsdorf für den Waffenſtillſtand feſtgeſetzt war. In Schwe— 
den hatte die Königin Chriſtine, die Tochter Guſtav Adolfs, die Krone zu 
gunſten ihres Vetters, des Pfalzgrafen Karl Guſtav von Zweibrücken, im Juni 
1654 niedergelegt. Er beſtieg als Karl X. Guſtav den ſchwediſchen Thron, 
und der polniſche König Johann Cafimir, der im Jahre 1648 nach dem Tode 
ſeines Bruders Wladislaus IV. durch Wahl auf den polniſchen Thron berufen 
war, verſagte ihm die Anerkennung, was dem jungen und kriegsluſtigen ſchwe— 
diſchen König und ſeinem gleichgeſinnten Adel den erwünſchten Anlaß zur 
Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten gab. Im Juli 1655 fiel er in Polen ein, 
das er zum großen Teil in wenigen Wochen eroberte, jo daß ſich ſchon im 
Auguſt Warſchau und bald nachher auch Krakau in ſeinem Beſitz befanden. 
Johann Caſimir ſah ſich genötigt, nach Oppeln zu flüchten. Thorn und Elbing 
ergaben ſich dem ſchwediſchen König noch im Dezember 1655, bald nachher 
beſetzte er auch Dirſchau, während das Schloß Marienburg ſich ihm erſt am 
16. März 1656 ergab, nachdem er mit ſeinem Vetter, dem Kurfürſten von 
Brandenburg, den Vertrag zu Königsberg geſchloſſen und deſſen Truppen, die 
bis dahin die Schloßbeſatzung verſtärkt hatten, von dort abgezogen waren. 
Bevor der Große Kurfürſt den erwähnten Vertrag einging, hatte er nach Ein— 
marſch der Schweden in ſein Herzogtum Preußen den Danzigern und den 
Ständen des polniſchen Preußen ein Defenſivbündnis angeboten, das dieſe aber 
ablehnten, weil ſie es mit der Treue, die ſie dem polniſchen König ſchuldeten, 
nicht für vereinbar hielten. Ebenſo ablehnend hatten ſich die Danziger dem 
ſchwediſchen König gegenüber verhalten, der ſie zur Neutralität veranlaſſen 
wollte. Sie mußten deshalb auf einen ſchwediſchen Angriff gefaßt ſein, und 
waren es auch, wie es ein Mandat des Rats erkennen läßt, das am erſten 
Adventsſonntage des Jahres 1655 von allen Kanzeln des Stüblauſchen Wer— 
ders verleſen wurde, deſſen Einleitung lautet: „Es iſt nun leider am Tage, 
und erfahren es täglich, was vor böſe Zeiten wir erlebet haben und was vor 
große Landſtrafen der Allerhöchſte Gott aus ſeinem gerechten Gerichte über uns 
ergehen läſſet, indem wir nichts anderes hören, als von Krieg und Kriegs— 
geſchrei und wie die edle Krone Polen von feindlichen Einfällen ganz und gar 
verderbet und zunichte gemacht wird, und wohl nichts anderes zu beſorgen, als 
daß auch uns dieſes Ortes das Racheſchwert treffen und dafern wir uns nicht 
beſſern, eben alſo umkommen möchten.“ Es werden dann weiter die hervor— 
getretenen Mißſtände und Laſter aufgeführt und Strafen angedroht. Nebendem 
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ließ der Rat aber auch die Befeſtigungswerke in der Stadt und in deren Ge— 
biet in ſtand ſetzen. So wurde die Befeſtigung auf dem Danziger Haupt für 
ungenügend befunden und daſelbſt eine Sternſchanze erbaut, Käſemark und eine 
Kämpe in der Weichſel befeſtigt, der Hof Grebin zur Verteidigung eingerichtet 
und die alten Werke von Güttland und Stüblau mit Geſchützen armiert. Doch 
waren die Werke auf der Nehrung und im Stüblauſchen Werder nicht dazu 
angetan, dem Feinde einen irgendwie erheblichen Widerſtand zu leiſten. Als die 
Schweden in den Tagen des 22. bis 24. Mai 1656 gegen Danzig vorrückten, 
fielen ſie entweder wie das Haupt nach kurzer Gegenwehr in ihre Hände oder 
die Beſatzungen ergaben ſich ſchon bei der Androhung des Sturmes. Die 
ſchwediſchen Truppen ſtanden unter dem Kommando des Generals Stenbock. 
Der König Carl X. Guſtav begab ſich erſt am 23. Mai von Marienburg über 
Dirſchau nach Schottland bei Danzig, um die Belagerung von Danzig einzu— 
leiten, und am nächſten Tage war er bereits im Beſitze des Stüblauſchen 
Werders. In dem Amtsbuche, in dem die Amtsakte für die Jahre 1656 bis 
1659 jedenfalls nachträglich eingetragen ſind, lautet der Eingang ausdrücklich: 
„Am 24. Mai 1656 iſt der Hof Grebin zuſammt dem Stüblauiſchen Werder 
von den Schweden feindlich occupirt worden, und folget was fürder der Zeit 
beim Werderſchen Amte vorgelaufen.“ Seit dieſem Tage blieb das Stüblau— 
ſche Werder bis zum Ausgang des Krieges in der Gewalt der Schweden, 
wenn ſchon die Erfolge Carls X. Guſtav in Polen keine nachhaltigen waren 
und die Polen vielmehr in ihrem Lande, nachdem ſie ſich zur mannhaften Gegen— 
wehr zuſammengeſchloſſen hatten, die meiſten verlorenen Plätze bald wieder 
zurückeroberten. Auch der große Sieg bei Warſchau, den der ſchwediſche König 
vornehmlich durch die Hilfe des Großen Kurfürſten mit ſeinen Brandenburgern 
nach dreitägigem harten Kampfe am 29. Juli 1656 über die Polen erneut 
errang, vermochte es nicht zu verhindern, daß Johann Caſimir ſchon am 
15. November desſelben Jahres mit 20000 Mann in Danzig einzog, um von dort 
aus den Kampf gegen die Schweden fortzuſetzen. Der ſchwediſche König bezog 
dagegen am 27. Dezember ein Lager bei Stüblau und die zwiſchen den feind— 
lichen Stellungen liegenden Dorfſchaften des Stüblauſchen Werders waren nun 
natürlich ebenſo wie in dem erſten ſchwediſch⸗polniſchen Kriege auch in dieſem 
zweiten ſchwediſch-polniſchen Erbfolgekriege den Einfällen und Bedrückungen von 
Feind und Freund ausgeſetzt. So erfolgte am 26. Januar 1657 ein großer 
Ausfall der Danziger gegen den Hof Grebin, den der ſchwediſche König wieder 
hatte befeſtigen laſſen; die Beſatzung, welche aus 60 Finnen beſtand, die kein 
Quartier nehmen wollten, wurde bis auf 4 Mann niedergehauen und das Schloß 
geſchleift. Die Danziger verloren dabei 200 Mann. Für den Ausgang des 
Krieges waren ſolche Erfolge natürlich bedeutungslos, wie denn andererſeits 
Carl X. Guſtav in der Belagerung Danzigs, das er zur Uebergabe zwingen 
wollte, keine Fortſchritte machte. Deshalb ließ er am 5. März 1657 den 
Weichſeldamm bei Käſemark in einer Breite von 10—12 Ellen durchſtechen, 
weil er die Niederſtadt von Danzig dadurch unter Waſſer zu ſetzen hoffte, was 
aber nicht eintrat. Der Schaden für das Werder war dagegen außerordentlich 
groß, zumal die Durchſtiche in der Folgezeit noch vermehrt wurden und im 
ganzen zwei bei Käſemark, einer bei Letzkau und einer bei Schmeerblock genannt 
werden. Die Verſuche, welche die Danziger in den Tagen vom 24. bis 28. Mai 
1657 machten, um den Schweden das Danziger Haupt und die Schanze bei 
Käſemark wieder abzunehmen, blieben erfolglos. Die Belagerung von Danzig 
nahm vielmehr ihren Fortgang, nachdem auch der Krieg zwiſchen Schweden und 
Dänemark ausgebrochen und Carl X. Guſtav im Juni desſelben Jahres den 
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größten Teil ſeiner Armee gegen das letztere Land führen mußte. Die ſchnellen 
Erfolge, die er dort in einem glänzenden Feldzuge errang, führten zwar zu— 
nächſt zum Frieden mit Dänemark im Februar 1658, im Auguſt desſelben 
Jahres brach der Krieg indeſſen erneut aus und nahm eine günſtige Wendung 
für die Dänen, nachdem dieſe die Unterſtützung Oeſterreichs, Polens und des 
Großen Kurfürſten von Brandenburg gefunden hatten. Als Dänemark ſo im 
Mai 1659 von den Schweden befreit war, wurde der Kampf im Herbſt dieſes 
Jahres mit Pommern und Preußen mit erneuter Heftigkeit fortgeſetzt, wobei 
die Werder vom ſchwediſchen General Paul Würtz plündernd durchzogen und 
ſchwer heimgeſucht wurden. Den Danzigern im Verein mit den Polen unter 
dem Fürſten Lubomirski gelang es dann aber noch vor Ablauf des Jahres, die 
Schweden aus dem Werder zu vertreiben. Die Wiedereroberung des Danziger 
Haupts war eine der glänzendſten Waffentaten der Danziger während dieſes 
Krieges, die durch Feſte und Prägung einer Denkmünze verherrlicht wurde. 


Die Mißerfolge der letzten Kriegszeit hatten Carl X. Guſtav zum Frieden 
geneigt gemacht und es kam um ſo ſchneller dazu, als ihn am 23. Februar 
1660 plötzlich der Tod im Alter von 38 Jahren dahinraffte. Am 3. Mai 
1660 wurde der Friede zu Oliva geſchloſſen, in dem der polniſche Zweig der 
Hauſes Waſa für alle Zeit den Anſprüchen auf den ſchwediſchen Thron entſagt 
und der Große Kurfürſt die Beſtätigung des Vertrages von Wehlau am 
19. September 1657 erhielt, durch den er die volle erbliche Souveränität über das 
Herzogtum Preußen vom polniſchen König erlangt hatte. Die Eroberungen 
wurden bei dem Olivaer Frieden in der Hauptſache zurückgegeben, ſo daß er 
nur ſehr geringe territoriale Aenderungen zur Folge hatte. 


Nachdem die Schweden das Stüblauſche Werder geräumt hatten, galt die 
erſte Sorge der Schließung des Weichſeldammes an den verſchiedenen Durchſtich— 
ſtellen. Schon im Dezember 1659 und Januar 1660 verhandelt der Bürger— 
meiſter und Werderſche Amtsverwalter Adrian v. d. Linde mit den Deich— 
geſchworenen darüber, und am 4. Mai, alſo unverzüglich nach erfolgtem 
Friedensſchluß, ergeht dann die Anweiſung der Deichgeſchworenen, daß von 
5 Huben 1 Wagen mit 4 Pferden und 1 Mann zum Bruch geſchickt und 
3 Taler von der Waſſerhube gegeben werden ſollen. Die Arbeiten werden 
alsbald aufgenommen und bis zur erſten Auguſtwoche fortgeſetzt, in Rückſicht 
auf die Ernte dann zu dieſem Zeitpunkt aber ſiſtiert. Am 1. September fragt 
der Bürgermeiſter jedoch ſchon wieder an, wann die Weiterführung dieſer Arbeiten 
beginnen würde. Eine notdürftige Schließung der Brüche, ſo werden die 
Durchſtiche nunmehr benannt, ſcheint denn auch im Sommer 1661 gelungen 
zu fein, doch erweiſen ſich die errichteten Werke nicht an allen Stellen ſtark 
genug, um den Eisgang im Frühjahr 1662 zu überſtehen. Beim Letzkauer 
Durchſtich wurden ſie vielmehr durchbrochen, und zwar entſtand dort ein Bruch 
von einer ſolchen Länge und Tiefe, daß man geradezu ratlos der Frage 
gegenüberſtand, wie die Schließung desſelben bewerkſtelligt werden ſollte. Bei 
einer Beſichtigung des Bruches durch Deputierte der ſämtlichen Ordnungen 
der Stadt kommen dieſelben zu dem Schluß, „daß die Ausführung oder doch 
mindeſtens die Leitung der Arbeiten einem in derartigen Bauten erfahrenen 
Manne übertragen werden müſſe“. Es heißt dann aber weiter: „Unter den 
Bedienten der Stadt, ob es ihnen an Profeſſion oder Kapazität nicht mangelt, 
iſt den Herren Deputierten niemand vorgekommen, dem ein ſolch hochwichtiges 
und ſo vielmal mißlungenes Werk ſicherlich aufgetragen werden könnte; es dabei 
aber auf die Bauern ankommen zu laſſen, ſei ſehr gefährlich, denn die ſämt— 
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lichen unter Waſſer liegenden Dorfſchaften hätten nur kürzlich darauf angetra— 
gen, daß letzteres nicht geſchehe, weil die Arbeit dann nicht taugen würde. Die 
Bauersleute hätten auf Anfrage, ob ſie den Bruch für Geld nach Notdurft 
fangen wollten, auch ſelbſt erklärt, daß ſie ſich deſſen nicht unterwinden könnten.“ 


Man erkennt daraus, wie unzureichend die beſtehende Organiſation einem 
ſolchen großen Unglück gegenüber war und wie auch der Obrigkeit keine geeig- 
neten Kräfte zur Verfügung ſtanden, denen die techniſche Leitung der Arbeiten 
zur Schließung des Dammes übertragen werden konnte. Trotz aller Bedenken 
werden es deswegen ſchließlich doch wohl die Deichgeſchworenen geweſen ſein, 
die das Werk zuſtande brachten, das im Sommer 1662 gelang. 

Durch die Waſſersnot waren die niedrig gelegenen Freidörfer härter be— 
troffen wie die Scharwerksdörfer, unter denen beſonders die ſogenannten Ober— 
dörfer doch mindeſtens einen Teil ihrer Ländereien nutzen konnten. Nach einer 
Beſichtigung durch die Deichgeſchworenen und dem diesbezüglichen Bericht der— 
ſelben vom 14. Auguſt 1659 waren jedoch auch in den 15 Scharwerksdörfern 
zu jener Zeit nur im Ganzen 69 Hufen 26 ⅛ Morgen beſätes Land und 55 
Hufen 4 Morgen nutzbares Weideland ermittelt worden. Dabei entfielen auf 
die ſchon niedrig gelegenen Scharwerksdörfer Gr. Zünder 20 Morgen, Käſemark 
15 Morgen und Wotzlaff 3 Hufen nutzbares Weideland, auf ſämtliche drei 
Ortſchaften aber kein einziger Morgen beſätes Land, wonach ſich leicht ermeſſen 
läßt, wie es in den Freidörfern ausgeſehen hat. Weit über tauſend Hufen der 
linksſeitigen Weichſelniederung bei Danzig waren volle ſieben Jahre durch die 
Ueberſchwemmung jeder Nutzung entzogen, ein Teil davon ſogar acht Jahre 
hindurch, weil die Danziger ſchon im Juni 1656 den Kladauer wie den Wall 
am Liebſchauer See durchſtechen ließen, um den Schweden die Quartiere zu 
verderben. Dazu kamen nun noch die Verluſte durch Plünderungen, Einquar- 
tierungen, Kontributionen und ſonſtige Kriegsleiſtungen für Feind und Freund, 
ſo daß wohl für die Ortſchaften des Stüblauſchen Werders allgemein galt, 
was die Scharfenberger und Landauer an den Rat ſchrieben: „daß die Nach- 
barn zum öftern entlaufen und alles verlaſſen müſſen, da denn bald die Schwe— 
den, bald die Dantzker Völker kommen und was ſie gefunden, weggenommen.“ 

Den Sperlingsdorfern bezeugt der Prediger Philippus Tautenius aus 
Woſſitz im Mai 1663: „daß ihr Land vom Jahre 1657 mehrentheils im Waſſer 
gelegen und die Nachbarn dieſer Ortſchaft in den vorangehenden Jahren von 
dem Feinde zum öfteren ſeien gehindert und geſtöret worden.“ Studioſus 
Philipp Tauten wurde auf Antrag der Kirchenväter am 9. Juli 1653 als 
Schulmeiſter von Sperlingsdorf beſtätigt und hat als ſolcher wohl die geſamten 
Kriegsjahre durchlebt. Da die Sperlingsdorfer bei ihrer Lage zum Hofe Grebin 
durch die verſchiedentlichen Kämpfe um denſelben doch ſicherlich ſehr in Mit— 
leidenſchaft gezogen wurden, ſo dürften die Behinderungen und Störungen, die 
ſie durch Feind und Freund erlitten, ſchon recht ruinierender Art geweſen ſein. 
Bei der gleichzeitigen ſiebenjährigen Waſſersnot vermag man ſich allerdings 
kein Bild davon zu machen, wie es den Nachbarn möglich wurde, ſich mit ihren 
Familien und einem Teile ihres Viehbeſtandes durch dieſe lange Zeit hindurch— 
zubringen. Daß ſie auf der Höhe Ländereien mieteten, um Weide und Futter 
für ihr Vieh zu erlangen, wird wiederholt bekundet, erſtaunlich bleibt nur, daß 
ſie die Koſten dafür aufzubringen vermochten. Andererſeits iſt es erklärlich, 
daß diejenigen Nachbarn, die die Kriegszeit überlebten, zu denen auch die beiden 
Barthel Weſſel in Sperlingsdorf gehörten, zunächſt in ihrem Beſitz verblieben. 
Denn vor eingetretenem Frieden waren die Gläubiger ſelbſtredend kaum in der 
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Lage, rückſtändige Forderungen von den ländlichen Grundbeſitzern einzutreiben, 
und auch nachher gingen erſtere bis zur erfolgten Schließung der Dammbrüche 
langſam damit vor. Vom Jahre 1663 ab iſt dann aber die Zahl der Höfe, 
auf die der Strohwiſch ausgeſteckt wird oder die den Gläubigern ex officio 
zugeſchrieben werden, eine ſehr große. Ebenſo fordert der Rat die rückſtändigen 
Grundzinſen, Scharwerksgelder, Landmieten ꝛc., die faſt ſämtliche Ortſchaften für 
die Kriegsjahre rückſtändig geblieben waren, nunmehr energiſcher ein, wenn auch 
mit geringem Erfolge. Zwangsmaßnahmen unterließ er indeſſen einſtweilen, 
denn es lag doch zu ſehr im Intereſſe der Stadt, daß die Ländereien des 
Stüblauſchen Werders wieder nutzbar gemacht wurden, wozu nach Schließung 
der Dammbrüche in erſter Reihe die Wiederherſtellung der Binnenentwäſſerung 
durch Aufräumung der Vorfluten und Inſtandſetzung der Wälle, Schleuſen und 
Entwäſſerungsmühlen gehörte, um Aecker und Wieſen trocken zu legen, was 
allein die Kräfte und Mittel der Nachbarn über ihr Vermögen hinaus in An— 
ſpruch nahm. Bei der Leiſtungsunfähigkeit zahlreicher Gemeinden bewilligte 
der Rat denſelben vielmehr auch trotz der finanziellen Bedrängnis, in der ſich 
die Stadt infolge der ſehr hohen Kriegsaufwendungen befand, Vorſchüſſe, ins— 
beſondere zur Wiederherſtellung der Entwäſſerungsmühlen und Schleuſen, die 
ſie mit 6 %/, zu verzinſen hatten. Die Tatkraft, mit der die größtenteils ver— 
armten und in ihren Wirtſchaften tief heruntergebrachten Nachbarn an die Aus— 
führung dieſer Arbeiten gingen, läßt erkennen, daß ihr Lebensmut durch die 
ausgeſtandenen langen Leiden nicht gebrochen war und daß ſie in der Hoffnung 
auf beſſere Zeiten mit großer Energie und Zähigkeit ihre Ländereien wieder 
ertragsfähig zu machen und ſich in ihren Höfen zu erhalten ſuchten. Im Juni 
1663 waren nach den Berichten der Schlickgeſchworenen die Entwäſſerungs— 
mühlen zu Wotzlaff und Sperlingsdorf bereits wieder betriebsfähig. Zu den an— 
teiligen Leiſtungen, welche die Inſtandſetzung der letzteren Mühle und der ſon— 
ſtigen Entwäſſerungsanlagen ihnen auferlegte, müſſen Barthel Weſſel der Aeltere 
und ſein gleichnamiger Neffe noch imſtande geweſen ſein. Vermerkt iſt nur, 
daß Barthel Weſſel dem Aelteren im Jahre 1665 der Pachtzins für die Rats⸗ 
ländereien vom Jahre 1657 bis Lichtmeß 1662 gänzlich erlaſſen wird und daß 
er dieſen Zins für die Jahre 1663 und 1664 bezahlt haben will, was er 
allerdings noch beweiſen ſoll. Es handelt ſich hierbei natürlich nicht um einen 
einſeitigen Erlaß an Barthel Weſſel, ſondern der Rat verfuhr nach dieſer Rich— 
tung hin mit den Pächtern ſeiner Ländereien inſofern gleichmäßig, als er nach 
Verhältnis des feſtgeſtellten Schadens Pachterläſſe eintreten ließ. Auch hierbei 
tritt wieder hervor, daß der Pächter den durch höhere Gewalt verurſachten 
Schäden ſicherer gegenüberſtand, als der Grundeigentümer. Daß Barthel Weſſel 
der Aeltere den Pachtzins für die Jahre 1663 und 1664 bereits entrichtet 
hatte, läßt darauf ſchließen, daß ſeine Ländereien ihm im letzteren Jahre wieder 
Erträge geliefert haben und ſeine Wirtſchaft ſomit wieder emporkam. Trotzdem 
geſtalteten ſich ſeine Tage immer ſorgenvoller. Neben den Schäden, die er 
perſönlich durch Kriegs- und Waſſersnot erlitten, laſtete nun noch die Verant⸗ 
wortlichkeit für ſolche Kapitalien auf ihm, die er als mehrfacher Vormund vor 
dem Kriege für ſeine Mündel begeben hatte. Nach den damaligen geſetzlichen 
Beſtimmungen konnten die Vormünder mit Zuſtimmung des Werderſchen Amts— 
verwalters die Mündelgelder unbeſchränkt ausleihen, ſie hafteten aber ſolidariſch 
für die Sicherheit derſelben unter allen Umſtänden mit ihrem geſamten Ver⸗ 
mögen. So zweckmäßig dies auch gerade in jener Zeit im Hinblick auf das 
Beleihungsbedürfnis des ländlichen Grundbeſitzes war, weil derſelbe dadurch die 
langfriſtigen Darlehen erhielt, ſo nachteilig mußte es für die Vormünder werden, 
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wenn Ereigniſſe eintraten, die eine Entwertung der Grundſtücke zur Folge 
hatten, was nach mehrjährigen feindlichen Okkupationen natürlich nicht ausblei— 
ben konnte. Bei Barthel Weſſel dem Aelteren machten ſich nun die Folgen 
einer ſo weitgehenden vormundſchaftlichen Haftbarkeit auf ſeinem weiteren Lebens— 
gange in geradezu grauſamer Weiſe geltend. So hatte er unter Zuſtimmung 
ſeiner beiden Mitvormünder Paul Weſſel und Mathis Janzen von dem Erbteil 
der Kinder ſeines verſtorbenen Bruders Andreas 2800 M. an den Nachbarn 
Görgen Radefiſch aus Schönau auf Handſchrift begeben, wobei die Gebrüder 
Gerd und Jan Claaßen, Nachbarn zu Schönau, die Bürgſchaft übernahmen, ſo 
daß die weiteſtgehende Vorſicht zur Sicherſtellung des Kapitals beachtet war. 
Der Schuldner war auch vor Ausbruch des Krieges in der Lage, 1000 M. 
zurückzuzahlen, die er in Gegenwart des Gerd Claaßen nebſt 196 M. Zinſen 
an Barthel Weſſel abführen wollte, der ſie aber nicht annahm, ſondern mit 
den beiden Vorbenannten zu ſeinem Mitvormund Mathis Janzen nach Grebiner— 
feld ging, der das Geld empfing und behielt. Von Barthel Weſſel wird dabei 
ausdrücklich hervorgehoben, daß er allein das Geld nicht annehmen wollte, 
was ja auf große Vorſicht desſelben in Geldangelegenheiten hinweiſt, die 
er aber weiterhin außer Augen gelaſſen zu haben ſcheint, weil er das Geld 
dem Mitvormund Mathis Janzen ohne weitere Bürgſchaft überließ. Als Letz— 
terer nun während des Krieges geſtorben war, gingen Barthel und Paul Weſſel 
nach eingetretenem Frieden gegen ſeinen Schwiegerſohn und Nachfolger im 
Beſitze, Lenhard Baſtian, wegen Herausgabe der 1196 M. vor. Derſelbe lehnte 
die Zahlung aber rund ab, weil er von der ganzen Angelegenheit nichts wiſſe; 
er beſchuldigte die beiden Vormünder vielmehr in ſeiner Antwort vom November 
1660 noch, daß ſie Unfleiß und Nachläſſigkeit bei der Verwaltung des Ver— 
mögens ihrer Mündel bewieſen, weil ſie ſo lange Zeit nach dem Tode des 
Mathis Janzen geſchwiegen hätten und auch zur Zeit erſt mit ihrer Forderung 
hervorgetreten wären, weil der Justizator officii ſie dazu getrieben. Ob Letzteres 
zutreffend war, wird nicht erſichtlich, jedenfalls iſt es ſehr erklärlich, daß die 
beiden Vormünder während der Kriegszeit alle Schritte unterließen, weil in 
derſelben eine Realiſierung der Angelegenheit ſowohl im friedlichen wie im 
Prozeßwege völlig ausſichtslos blieb. Trotzdem richteten ſie ſpäterhin gegen 
Lenhard Baſtian nichts mehr aus, denn ſie ſind in der Folgezeit ſelbſtſchuldne— 
riſch für dieſes Geld eingetreten. 


Der Reſt des dem Görgen Radefiſch ſeinerzeit geliehenen Kapitals mit 
1800 M. war durch die nach dem Kriege eingetretene Zahlungsunfähigkeit des⸗ 
ſelben ebenfalls gefährdet. Die Bürgen Gerd und Jan Claaßen ſtellen deshalb 
beim Amte den Antrag, daß die Vormünder Barthel und Paul Weſſel ange 
halten werden möchten, die Rückzahlung dieſes Betrages von Radefiſch zu for— 
dern, weil bereits andere Gläubiger gegen denſelben mit Exekutionen vorgingen 
und fie jo als Bürgen durch die Nachläſſigkeit der Vormünder in Mitleiden- 
ſchaft gezogen werden könnten. Es kommt deshalb zum Prozeß zwiſchen den 
Bürgen und den Vormündern, in dem erſtere den Antrag ſtellen, ſie zur Auf— 
ſagung der Bürgſchaft für berechtigt zu erklären, weil die Vormünder „in Ein— 
forderung ihrer Unmündigen Gelder keinen rechten Ernſt gebrauchet, ſondern 
hierin billig beſſeren Fleiß hätten anwenden ſollen“. Die Vormünder weiſen 
aber nach, daß ſie bereits vor zwei Jahren das Kapital aufgeſagt hätten, 
„worauf Debitor auch 1 Pferd von 44 Rthlr. ad rationem ſolcher Schuld 
abgegeben, auch danebenſt ihren Unmündigen etwas Land eingeräumet, welches 
dieſe zu ihrem eigenen Nutzen gebraucht, und dabei gebeten, bei ſo ſchwerer Zeit 
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mit ihm Geduld zu haben und ihm noch etwas Friſt zu laſſen“. Was die 
Aufſagung der Bürgſchaft anbelange: „ſo ſei es nicht ohne, daß Kläger dahin 
bedacht ſein können, wie ſie der geleiſteten Bürgſchaft mögen erledigt werden, 
allein es ſei aus der Exception zu erſehen, daß ſie mit ihrem petito nicht an 
den rechten Mann gekommen, denn wenn ſie die Sache recht angreifen wollten, 
fie nicht mit nichtigen und ungültigen Rationibus gegenſt Beklagte procediren 
ſollten, ſondern principalem Debitorem ſelbſt dahin halten, daß er durch 
Abtragung ſeiner Schuld ſie von der Bürgſchaft losmache und befreie. Und 
bleiben dannenhero Beklagte füglich dabei, daß fie mit Aufſagung der ausgetha⸗ 
nen Gelder ſich niemand subject machen, vielweniger aber Kläger als Bürgen 
ſich begeben wollen. Wie ſie denn dieſes auch Klägern nicht geſtehen können, 
daß ſie ihrer Unmündigen Beſtes und Securität nicht genugſam beobachtet, an— 
gemerket aus der Klage ſelbſt das Contrarium gar eigen zu erſehen, indem daß 
ſie bei Auslehnung mehrerwähnter Gelder nicht auf den Debitoren Radefiſch 
allein ſehen wollen, ſondern ihre danebenſt Kläger als wahre und gewiſſe Bür— 
gen der gemachten Schuld ſetzen laſſen.“ 


Der von den Bürgen angeſtrengte Prozeß blieb für dieſe natürlich erfolg— 
los, die Angelegenheit zog ſich bis zum Jahre 1666 hin, in dem dann 
der Hof des Görgen Radefiſch zum öffentlichen Ausruf kam und demnächſt den 
Gläubigern überwieſen wurde, weil ſich kein Käufer gemeldet hatte. Gläubiger 
find die Wotzlaffer Kirche mit 746 M. 13 Gl. 12 Pf., die durch die Kirchen⸗ 
väter Barthel Weſſel, Hans Nickel, Gerd Claaßen und Marten Gertzen ver— 
treten wird, die Gebrüder Gerd und Jan Claaßen mit 2123 M. 6 Gl. 6 Pf. 
aus Bürgſchaften herrührend, die ſie für Radefiſch übernommen hatten, und die 
Nachkommen des Andreas Weſſel mit 1920 M. Den Hof erwirbt nun der 
dritte Sohn des Letzteren gleichen Namens für 4800 M. und damit für die 
darauf haftenden Schulden, um ſo das Geld ſeiner Familie zu retten. Er 
verpflichtet ſich dabei, der Kirche ihr Kapital mit 7 „ zu verzinſen und die 
Gebrüder Claaßen ſobald wie möglich zu befriedigen, denen er auch gleich 1000 M. 
abzahlt, die er von Hans Janzen zu Sperlingsdorf zu 6 % leiht, für welche 
Schuld die Gebrüder Claaßen aber die Bürgſchaft übernehmen müſſen. Die 
Reſtforderung desſelben ſcheint danach unverzinſt ſtehen geblieben zu ſein. Die 
1920 M. der Andreas Weſſelſchen Erben werden ihm von den Vormündern 
auf ſein Erbteil überwieſen. Der Hof beſtand aus 10 Morgen Eigenland und 
38 Morgen Ratsmietsland und dürfte vorausſichtlich von allem Inventar ent— 
blößt geweſen ſein. 


Da Andreas Weſſel der Jüngere auf dieſem Hof gut fortkam, ſo dürften 
ſeine beiden Oheime und Vormünder, abgeſehen von den langjährigen Mühen 
und wohl auch recht erheblichen Koſten, hierbei nichts verloren haben. 


Wie in dieſem Falle, ſo wurden auch bei Jacob Weſſel zu Gottswalde 
1600 M., die ihm die Vormünder ſeinerzeit zur Uebernahme des Hofes da— 
ſelbſt geliehen hatten, nur dadurch gerettet, daß ſein Bruder Heinrich, der vierte 
Sohn Andreas Weſſels des Aelteren, im Jahre 1665 dieſen Hof übernahm, 
während Jacob durch Heirat in den Beſitz eines anderen Grundſtücks zu Gotts— 
walde gelangte. 


Zum Schluß des Jahres 1663 wurden die Beſitzer der wüſten Höfe im 
Stüblauſchen Werder noch durch öffentlichen Ausruf aufgefordert, ſich innerhalb 
6 Wochen entweder auf denſelben einzuſtellen oder ſie durch andere zu beſetzen, 
weil ſolches zur Entrichtung nachbargleicher Pflichten und Beſſerung des Landes 
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vonnöten wäre. Wo ſolches nicht geſchehe, werde mit den wüſten Höfen als 
mit verlaufenem Gut verfahren werden und der Eigener hinfüro keine Gerech— 
tigkeit an ſolchen Höfen zu genießen haben. Die Nachfrage nach Grundſtücken 
war deshalb auch in den nächſtfolgenden Jahren noch nicht vorhanden, ſo daß 
es den Vormündern Barthel und Paul Weſſel immerhin noch zugute kam, 
daß ihre Neffen Andreas und Heinrich ſich bereits in einem Lebensalter befan— 
den, in dem ſie mit ihrer Perſon zur Rettung der auf Grundſtücke ausgegebenen 
Familiengelder eintreten konnten. 


Bei einer anderen Vormundſchaft, die Barthel Weſſel dem Aelteren in 
Gemeinſchaft mit Hans Dolge, dem zweiten Ehemann der Witwe Andreas 
Weſſels des Aelteren, über die Unmündigen des Hans Ratzke übertragen war, 
gingen bei zwei verſchiedenen Schuldnern zuſammen 2600 M. verloren, weil 
ſowohl Schuldner als Bürgen zahlungsunfähig geworden waren. Hans Dolge 
war inzwiſchen geſtorben und Barthel Weſſel, der für den Verluſt hatte ein— 
treten müſſen, nahm nun im Klagewege deſſen Erbin und Schweſter Nele für 
die Hälfte im Jahre 1670 in Anſpruch; ob auch mit Erfolg, wird indeſſen 
nicht erſichtlich. 

Jedenfalls waren die Verluſte, welche er durch ſein Amt als Vormund 
erlitten oder noch zu gewärtigen hatte, bei ſeiner ohnehin durch Krieg und 
Waſſerſchäden geſchwächten Vermögenslage derart, daß er es ſich nicht mehr 
zugetraut hat, ſich in ſeinem Beſitz zu erhalten, weshalb er denſelben am 1. Mai 
1668 an ſeinen jüngſten Bruder Hans verkaufte, der zu dieſer Zeit Pächter im 
Landauer Bruche war. Barthel Weſſel war zudem nunmehr 65 Jahre alt, 
und da er allein daſtand, in ſeiner Wirtſchaft lediglich auf fremde Perſonen 
angewieſen, was ihm auch den Verkauf nahegelegt haben wird. Sein Bruder 
Hans bezahlte ihm für ſeinen Beſitz 4000 M., wovon 1500 M. zur Auswei— 
ſung zu entrichten und der Reſt mit 150 M. Erbgeldern jährlich abzutragen 
war. Der Verkäufer blieb im Hofe. „Käufer hatte ihn zu ſeinen Lebtagen mit 
Eſſen und Trinken zu verſorgen, ſeine Kleider reinigen und waſchen zu laſſen, 
ſeiner in Krankheit zu pflegen, ihn zu heben und zu legen, item auf Stegen 
und Wegen, wo er hin und ſo oft es ihm beliebet, zu führen und zu bringen.“ 
Als mit dem Hofe übergeben werden ausdrücklich aufgeführt: 20 Scheffel Gerſte, 
½ Laſt Hafer, 15 Scheffel Roggen, 1 Mangel und 1 unbeſchlagener Schlitten, 
was darauf hinweiſt, daß alles übrige lebende und tote Inventar nicht in den 
Verkauf mit eingeſchloſſen war. Der Hof des Barthel Weſſel mit Eigen- und 
Mietsland war ebenſo groß wie der Hof des Radefiſch zu Schönau, den Andreas 
Weſſel (Sohn) zwei Jahre zuvor für 4860 M. erworben hatte; beim Kauf- 
preis, den Hans Weſſel an ſeinen Bruder Barthel zahlt, bleibt aber das Aus— 
gedinge des letzteren zu berückſichtigen, ſo daß eine beſondere Begünſtigung des 
Hans Weſſel ſich bei dieſem Geſchäft nicht erkennen läßt, auch wenn die gün— 
ſtige Abtragung der Reſtkaufſumme in Erbgeldern hinreichend gewürdigt wird. 
Die erhaltene Anzahlung und den Erlös aus dem Inventar mußte Barthel 
Weſſel jedenfalls zur Befriedigung ſeiner Gläubiger verwenden, beides dürfte 
aber immerhin nicht ausgereicht haben, um die Verluſte zu decken, die ihm durch 
die vormundſchaftliche Verwaltung des Vermögens der Ratzkeſchen Minorennen 
und der Kinder ſeines verſtorbenen Bruders Andreas entſtanden waren. Letztere, 
feine früheren Mündel, waren nunmehr ſämtlich großjährig und fie haben auch 
ſicher beim Verkauf ſeines Hofes die Auszahlung ihres Erbgutes von ihrem 
Vormunde verlangt, auch gegen denſelben geklagt, wie er ſie nicht befriedigen 
konnte, doch wurde der Streit, nachdem die Forderungsberechtigten bereits die 
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Befugnis zur Exekution gegen Barthel Weſſel erlangt, durch einen gütlichen 
Vergleich, den der damalige Werderiſche Amtsverwalter und Bürgermeiſter Adrian 
von der Linde im Jahre 1670 herbeiführte, zunächſt beigelegt. Worauf dieſer 
Vergleich beruhte, iſt nicht zu erſehen, doch dürften die Forderungsberechtigten 
wohl auf die Erbgelder hingewieſen ſein, die für Barthel Weſſel auf ſeinem 
ehemaligen Hofe ruhten. Jedenfalls wird aber auch der Umſtand, daß leiſtungs— 
fähigere Käufer wie Hans Weſſel zur damaligen Zeit nicht zu haben waren, 
auch die Erkenntnis, daß die Zeitereigniſſe und nicht perſönliches Verſchulden 
ihren Oheim in ſeine bedrängte Lage gebracht hatten, wie auch wohl der Wunſch, 
dieſem eine geſicherte Heimſtatt für ſeine alten Tage zu belaſſen, zur Nachgie— 
bigkeit der forderungsberechtigten Verwandten nicht unweſentlich beigetragen 
haben. Von einem Verzicht derſelben auf ihr noch rückſtändiges Erbgut oder 
einen Teil desſelben iſt indeſſen nirgend die Rede. 


Jedenfalls ruht die Angelegenheit nun 16 Jahre hindurch, während welcher 
Zeit ſich Barthel Weſſel wahrſcheinlich ſeines Altenſitzes unbehelligt erfreuen 
konnte. Am 1. Dezember 1685 quittiert er ſeinem Bruder Hans über den 
Empfang der geſamten Erbgelder, die er nach dem Verkauf ſeines Grundſtücks 
von dieſem zu fordern hatte, wobei noch ausdrücklich hervorgehoben wird, daß 
dem Leibgedinge dadurch nichts benommen werde. Die vertragsmäßige Friſt 
zur Abtragung des Erbgelderreſtes war zu dem erwähnten Termin abgelaufen. 
Daß Barthel Weſſel dieſelben aber mit 150 M. jährlich neben freiem Unterhalt 
für ſeine Perſon verbraucht haben ſollte, iſt wenig wahrſcheinlich, ſo daß die 
dane nicht unbegründet erſcheint, daß er ſie im vollen Umfange nicht erhalten 

atte. Es wäre dies auch dadurch zu erklären, daß Hans Weſſel infolge 
der großen Schäden, die er aus Anlaß des Dammdurchbruchs bei Langfelde 
und bei Letzkau am 10. April 1674 erlitten, zur Abtragung der Erbgelder eine 
Reihe von Jahren hindurch völlig außerſtande geweſen ſein wird. Ueber die 
Schäden zu Sperlingsdorf und zu Schönau werden der Schulze Marten Cor— 
nelſen und der Nachbar Heinrich Dau aus Wotzlaff am 23. Februar 1675 vor 
dem Werderiſchen Amte vernommen und ſie ſagen darüber übereinſtimmend aus: 
„Es ſei ihnen wohl bewußt, daß der Schönauer und Sperlingsdorfer ausgeſäetes 
Wintergetreide durch den entſtandenen Tammbruch vom Waſſer ganz erſäufet 
und umbkommen. Die Ländereien des Dorfes Sperlingsdorf auch dieſen ver- 
wichenen Sommer über mehrentheils unter Waſſer gelegen, ſo daß kaum hin 
und wieder ein Hügelchen hervorraget. Sei zwar in etwas geſäet worden, aber 
gar ſpät zur Unzeit, nämlich nach Johannis, alſo daß nichts aus der Saat 
geworden, ohne allein etwas Futter vor das Vieh. Und ſei ſelbiges Land auch 
jetzo noch großentheils unter Waſſer gelegen; in specie addirt Zeuge Heinrich 
Dau, daß er umb Jacobi aus hin und wieder über das Sperlingsdorfer Land 
im Kahnen gefahren. 

Die Dorfſchaft Schönau betreffend, ſo ſei derſelben Land ebenfalls eine 
lange Zeit von dem Waſſer überſchwemmt geweſen, liege auch annoch großen— 
theils unter Waſſer, und haben zwar einige Nachbarn, und inſonderheit deren 
Land an der Herzberger Grenze gelegen, etwas von demſelben beſäet, aber eben— 
falls zur Unzeit, jo daß es ſchlecht und gar wenig getragen. De caetero 
atteſtiren Zeugen beiderſeits, daß obgenannte beide Dörfer ihrer Handfaſſung 
nach Freidörfer, und kein Scharwerk an dem Tamme zu thun verbunden ſeien, 
auch kein Erblos in demſelben haben und dennoch nichtsdeſtoweniger alle und 
jede Unpflicht und Scharwerke, bei dem Tamme vorgefallen, gleich den andern 
Scharwerksdörfern dieſen Sommer über verrichten und auf ſich nehmen müſſen.“ 
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Die Schlußerklärung der beiden Zeugen iſt auch deswegen beſonders inter- 
eſſant, weil daraus hervorgeht, daß zu dieſer Zeit auch ſchon die Vertreter 
eines benachbarten Scharwerksdorfes die Ortſchaften Sperlingsdorf und Schönau 
für Freidörfer halten. Daß dieſe beiden Dörfer nach dem Dammbruche zum 
Dawmſcharwerk herangezogen wurden, bietet nichts Auffälliges, weil auch die 
ſämtlichen Freidörfer zur gleichen Leiſtung ihren Urkunden nach beim Durch— 
bruch des Weichſeldammes verpflichtet waren. 


Wenn bei dem langſamen Abgange des Ueberſchwemmungswaſſers die 
Ernteausſichten der Sperlingsdorfer im Jahre 1675 wohl ſchon recht gering 
waren, ſo wurde ihnen das, was gewachſen war, noch dadurch geſchädigt, daß 
die Subkauer im Juni den Hauptwall an drei verſchiedenen Stellen durchſtachen, 
um ihre bei Czattkau gelegenen Wieſen vom Waſſer zu befreien. Subkau ge— 
hörte dem Biſchof von Leßlau und ſtand zu dieſer Zeit unter der Verwaltung 
des Kgl. Staroſten Jacob Graliewski, was das eigenmächtige und der rechts— 
beſtändigen Vorflutsordnung hohnſprechende Verhalten erklärt. 


Hans Weſſel hatte ſo einen zweijährigen Ernteausfall zu erleiden und 
auch die nächſtfolgenden Ernten werden noch durch die Verſumpfung des Landes 
ungünſtig beeinflußt geweſen ſein, was ihn in ſeinen wirtſchaftlichen Verhält— 
niſſen naturgemäß zurückgebracht haben muß. Wenn Barthel Weſſel bei dieſer 
Situation auf einen Teil der ihm zuſtehenden Erbgelder verzichtet hat, ſo er— 
ſcheint das mindeſtens verſtändlich, wenn auch jeder Nachweis darüber fehlt, 
daß er es tatſächlich getan. Der Umſtand jedoch, daß die Kinder ſeines ver— 
ſtorbenen Bruders Andreas, die wegen ihres Erbgutes noch Forderungen an 
ihn hatten, keine Abzahlung aus den Erbgeldern erhielten, die Barthel Weſſel 
von ſeinem Bruder Hans empfangen haben wollte, läßt darauf ſchließen. Auf— 
fällig bleibt es immerhin, daß die noch forderungsberechtigten früheren Mündel 
bis zur vollendeten Abtragung der Erbgelder im Jahre 1685 keinen Verſuch 
zu ihrer Befriedigung durch Barthel Weſſel gemacht haben, weshalb man wohl 
annehmen kann, daß Rückſichtnahme auf ihren alten Oheim ſie von allen 
Schritten nach dieſer Richtung hin abgehalten hat. Das änderte ſich aber 
nach dem Tode des Ehemannes der einzigen und nachgeborenen Tochter Maria 
Andreas Weſſels des Aelteren. Dieſelbe hatte im Jahre 1667 den Nachbarn 
Lehnert Wiedehöft aus Schmerblock geheiratet, der, nachdem er einen Teil des 
Erbguts ſeiner Frau von Barthel Weſſel erhalten hatte, wie dieſer ſeinen Hof 
au ſeinen Bruder Hans verkaufte, ſtets im verſöhnlichen Sinne auf ſeine 
Schwäger Gerd und Hans Weſſel eingewirkt zu haben ſcheint, die mit ihrem 
Erbgut noch nicht befriedigt waren. Lehnert Wiedehöft ſtarb nun im Jahre 
1685 und ſeine Witwe heiratete im folgenden Jahre einen Jacob Maker, der 
jedenfalls anderen Sinnes war wie der verſtorbene Ehemann ſeiner nunmehri— 
gen Frau. Schon 1687 ging er auf Grund des Exekutionsmandats, das die 
noch forderungsberechtigten Mündel im Jahre 1670 gegen Barthel Weſſel aus— 
gebracht hatten, gegen dieſen vor und ließ die Exekution wegen 1015 M. noch 
rückſtändigen Erbguts ſeiner Frau vollführen. Dieſelbe blieb aber fruchtlos, 
denn der Werderiſche Amtsdiener berichtete, „daß er zwar bei dem alten Barthel 
Weſſel geweſen, aber außer ſeinen Kleidern weder etwas an beweglichen noch 
au unbeweglichen Gütern gefunden habe“. Jacob Maker ging nunmehr gegen 
die Erben von Paul Weſſel, des Mitvormundes und Bruders von Barthel 
Weſſel vor. Paul Weſſel war anfangs 1685 verſtorben und hatte aus zweiter 
Ehe zwei unmündige Söhne Barthel und Paul hinterlaſſen, zu deren Vor— 
mündern ihr Oheim Hans Weſſel aus Sperlingsdorf und Barthel Eggert aus 
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Grebinerfeld ernannt wurden. Letzterer iſt wahrſcheinlich ein Großſohn der 
Schweſter Catharina von Barthel und Paul Weſſel dem Aelteren geweſen. Die 
benannten Vormünder erkennen nun die Klage Jacob Makers nicht im vollen 
Umfange als berechtigt an, ſondern ſie erklären, daß der erſte Ehemann von 
des Klägers Ehefrau, Lehnert Wiedehöft, von Barthel Weſſel bereits 500 M. 
erhalten habe, wie dieſer zugunſten ſeiner Gläubiger ſeinen Hof hat verkaufen 
müſſen, und daß Lehnert Wiedehöft ebenſo von Paul Weſſel 200 M. und ein 
gutes Pferd bekommen habe, ſo daß höchſtens ein Nachreſt von 300 M. in 
Frage ſtehen könne. Der Prozeß zieht ſich über ein Jahr lang mit endloſen 
Terminen und Schriftſätzen hin und führt dann am 31. Juli 1688 zu einer 
Vereinbarung, bei der Jacob Raker ſich mit einer Summe von 300 fl. für be— 
friedigt erklärt, über die er denn auch am 2. Oktober desſelben Jahres namens 
ſeiner Ehefrau quittiert und Barthel Weſſel den Aelteren wie die Vormünder 
der Unmündigen des Paul Weſſel von jeder weiteren Anforderung freiſpricht. 


Bei der Vermögenslage, in der ſich Barthel Weſſel zu dieſer Zeit befand, 
hat wohl ſein Bruder Hans einen erheblichen Teil der Vereinbarungsſumme 
zahlen müſſen, doch ſollte dem erſteren damit wenig geholfen ſein, denn nun 
begannen für ihn erſt die ſchwerſten Tage ſeines Lebens. Der Erfolg, den 
Jacob Maker gehabt, regte nunmehr auch Gerd und Hans Weſſel zum Vor— 
gehen gegen ihren Oheim und früheren Vormund an. Sie klagten gegen den— 
ſelben auf Auslieferung ihres Muttergutes, das jeder auf 2300 M. bezifferte. 
Tatſächlich betrug dasſelbe nur 1760 M., wozu das Vatergut mit 424 M. 
kam, doch läßt ſich nicht überſehen, inwieweit bei der geſtellten Forderung 
rückſtändige Zinſen mit in Betracht kamen. Anzunehmen iſt ferner, daß beide 
Gebrüder einen Teil ihres Erbgutes erhalten hatten, denn ihrem älteſten Bruder 
Barthel, der den väterlichen Hof zu Sperlingsdorf übernommen hatte, quittierten 
ihre Vormünder Barthel und Paul Weſſel bereits am 24. September 1678 
über den Empfang der vollen Kaufſumme von 6000 M. und damit über die 
erfolgte Abtragung des Erbgeldes laut Kaufvertrag vom 4. Juli 1654, die 
ohne Zweifel den erbberechtigten Geſchwiſtern zugefloſſen ſein werden. Die 
Brüder Andreas und Jacob hatten zum Ankauf ihrer Beſitzungen neben ihrem 
Erbgut aber noch Darlehen aus dem Vermögen ihrer Geſchwiſter von den 
Vormündern erhalten, zu deren Abzahlung ſie leiſtungsfähig verblieben, ſo daß 
es wenig wahrſcheinlich iſt, daß Gerd und Hans Weſſel mit ihrem Erbgut 
ganz leer ausgegangen ſein ſollten. Wenn man deshalb von etwaigen Zins— 
reſten abſieht, wird der wirklich rückſtändige Betrag ihres Erbgutes erheblich 
geringer geweſen ſein, als wie die letztbenannten beiden Brüder dies in ihrer 
Klage angaben. Barthel Weſſel der Aeltere läßt ſich als Beklagter bei den 
Terminen durch ſeinen Großneffen, den Nachbarn Barthel Eggert aus Herren— 
grebin vertreten, weil er dieſelben wegen hohen Alters nicht perſönlich wahr— 
nehmen kann. Sein Beauftragter macht alle möglichen Einwendungen gegen 
die Zuläſſigkeit der Klage und verlangt Sicherſtellung der Prozeßkoſten durch 
Hinterlegung einer Kaution ſeitens der Kläger, wodurch der Prozeß ſchon 
erheblich verſchleppt wird. Dieſe Sicherſtellung erfolgt dann dadurch, daß Jacob 
Maker die Bürgſchaft für die Prozeßkoſten übernimmt, in dem man wohl nicht 
mit Unrecht die eigentlich treibende Kraft zur Durchführung auch dieſes Prozeſſes 
wird erblicken können. Die übrigen Einwände des Beklagten werden vom 
Bürgermeiſter und Werderiſchen Amtsverwalter als unbegründet zurückgewieſen, 
worauf denn Beklagter die Erklärung abgeben läßt, daß ſelbſt, wenn die 
geſtellte Klage richtig wäre, was er beſtreite, er den Klägern doch nichts geben 
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könne, weil ſattſam bekannt ſei, daß, wenn er nicht feinen freien Tiſch bekäme, 
er ſchon längſt vor Hunger und Durſt hätte ſterben müſſen. Er wäre eben 
ein altbetagter Mann von 86 Jahren, der nichts mehr verdienen könne, weshalb 
die ganze Aktion gegen ihn belanglos bliebe, denn da gelte das bekannte 
Sprichwort: Wo nichts iſt, da hat der Kaiſer ſein Recht verloren! — 

Ueber dieſe Erklärung ſind die Kläger empört; ſie wäre das gute Papier 
nicht wert, auf das ſie geſchrieben worden. So gut wie Beklagter als Vor— 
mund ihre Brüder und ihre Schweſter befriedigt hätte, müſſe er auch ihnen 
das Ihre zukommen laſſen, davon könne ihn weder Armut noch Alter befreien. 
Schon bei Lebzeiten des ſeligen Bürgermeiſters Adrian v. d. Linde wären ſie 
genötigt geweſen, gegen ihn als Vormund wegen ihrer Forderung zu klagen, 
ſie ſeien aber zum gütlichen Vergleich verwieſen worden und hätten bisher noch 
keinen Schilling von ihm erhalten. Was ihnen von Gottes und Rechts wegen 
zukomme, das habe er krandolenter et dolose ſeinen Erben gegeben, welche 
ihn denn auch bis zu ſeinem Ende in ihre Häuſer und Koſt genommen. 


Der letzte Satz gibt wohl den vollkommenſten Aufſchluß über die Beweg— 
gründe, die Jacob Maker und ſeine Schwäger Gerd und Hans Weſſel bei ihrem 
Vorgehen gegen Barthel Weſſel den Aelteren geleitet haben. Nachdem es dem 
Beſitznachfolger und Bruder des letzteren allmählich beſſer ging und er nach 
Ueberwindung der ſchweren Schäden, die er durch den Dammdurchbruch des 
Jahres 1674 erlitten, wirtſchaftlich wieder emporkam, nahmen die Kläger 
natürlich an, daß dies auf ihre Koſten geſchehe und fühlten ihren Verluſt um 
ſo ſchmerzlicher. Daß der Beſitznachfolger Barthel Weſſels des Aelteren dieſer 
ſeinen Bruder doch eigentlich vor dem vollen Ruin gerettet, weil zu der Zeit, 
als er deſſen Beſitz erwarb, kein beſſerer Käufer zu haben war, und daß er 
jedem bei dem langen Leben ſeines Vorbeſitzers durch Leiſtung des dieſem 
gebührenden Ausgedinges einen ſehr hohen Kaufpreis gezahlt hatte, blieb 
dagegen völlig überſehen, wie ſich das zu allen Zeiten auch unter Verwandten 
wiederholt, wenn das Mein und Dein in Frage kommt. 

Im Jahre 1690, nachdem der Prozeß ſich über zwei Jahre hingeſchleppt 
hatte, erlangten die Kläger dann ein obſiegendes Urteil, doch wird nicht erſichtlich, 
welchen Betrag Barthel Weſſel der Aeltere danach an dieſelben zu zahlen hatte. 
Weil dieſer aber zur Zahlung keinen Rat ſchaffte, genehmigte der Bürgermeiſter 
nunmehr auf Erſuchen von Gerd und Hans Weſſel, daß die Exekution in des 
Barthel Weſſel bereiteſte Güter vollzogen werden könne. Der Amtsdiener 
vollzieht dieſelbe denn auch demnächſt und berichtet darüber unterm 
18. November 1690, daß er bei Barthel Weſſel zu Schönau geweſen und 
deshalb ihm, weil er ſich dort bei fremden Leuten aufhalte, ſelbſt ſein eigen 
Gut habe anweiſen müſſen. Dasſelbe habe aus einem Satz Betten, 17 Hemden, 
16 Laken und Handtüchern, einem alten und einem neuen Rock, einem alten 
Futterhemd, 2 Zimmerbeilen, 14 Stück Bohrern und Durchſchlägen, 1 Drehwerk 
mit Zubehör, einem alten Rohr (Gewehr) und 3 Stöcken Bienen beſtanden. 
Barthel Weſſel habe erklärt, daß er nicht nackend ziehen könne und deshalb 
hoffe, daß er Barmherzigkeit erhalten werde. 

Wenn man das mit dem Inventar vergleicht, das Barthel Weſſel im Jahre 
1647 nach dem Tode ſeiner erſten Ehefrau aufſtellte, dann erkennt man am beſten, 
wie hart das Leben ihm mitgeſpielt hat! — Seine Ueberſiedlung nach Schönau 
dürfte mit ſeiner Zuſtimmung erfolgt ſein. Veranlaßt wurde dieſelbe wohl 
dadurch, daß ſein Bruder und Beſitznachfolger Hans den Hof im Juli 1689 
an ſeinen gleichnamigen Sohn übergab und ſich dabei gleichfalls einen Altenſitz 
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in demſelben vorbehielt, jo daß es an dem erforderlichen Raum für zwei Alt— 
ſitzer im Hauſe gefehlt haben wird. Bei der Uebergabe des Hofes ſetzte Hans 
Weſſel ſich gleich mit ſeinen übrigen Erben auseinander, zu denen auch die 
Kinder ſeines in demſelben Jahre verſtorbenen älteſten Sohnes Andreas gehörten, 
deſſen Witwe in dem Hofe des Verſtorbenen zu Schönau verblieben war und 
die nun wohl auf Grund dieſer Auseinanderſetzung den alten Bruder ihres 
Schwiegervaters in Koſt und Pflege nahm. Vom Ausgedinge, das Barthel 
Weſſel ſich in ſeinem früheren Beſitze zu Sperlingsdorf ausgemacht, iſt in dem 
Uebergabevertrage von 1689 keine Rede. 

Nach dem fruchtloſen Ausfall der Exekution gingen Gerd und Hans 
Weſſel aber nicht, wie vordem ihr Schwager Hans Maker, gegen die Erben 
des verſtorbenen Mitvormundes Paul Weſſel vor, ſondern ſie beantragten nun 
vielmehr am 17. Februar 1691, daß ihr alter Oheim, „weil er zur Zahlung 
ihrer Schuld keine Mittel anzuweiſen, auch keine genugſame Kaution zu beſtellen 
gewußt, ſelbſt Cavent werden möchte“. „Welches,“ wie es weiter heißt, „der 
Herr Bürgermeiſter, Se. geſtrenge Herrlichkeit, auch nachgegeben, jedoch der— 
geſtalt, daß ſie den Inhaftierten mit täglicher Koſt verſehen ſollen, widrigenfalls 
er ihn alsbald der Haft wieder entſchlagen und auf freien Fuß ſtellen wolle.“ 
Barthel Weſſel wird nun auch tatſächlich in Schuldhaft genommen und verbleibt 
über zwei Monate in derſelben. Am 28. April 1691 erſcheinen dann Gerd 
und Hans Weſſel vor dem Werderſchen Bürgermeiſterlichen Amte und verlaut— 
baren allda: „daß ſie über den Beklagten die Execution, auch weil weder in 
bonis mobilibus und immobilibus etwas zu finden geweſen, in deſſen Perſon 
erhalten und wirklich zur Haft bringen laſſen. Weil er aber alt und ſchwach 
iſt, und deswegen ſeine Freunde ihnen den Vertrag angeboten, als haben ſie 
in Erwägung deſſen ſich dergeſtalt verglichen und vertragen, daß Barthel 
Weſſel ihnen für alle und jede praetensiones, die ſie an denſelben haben und 
durch Urtheil und Recht erhalten, 120 fl. zu geben verſpricht. Womit die 
Comparenten auch zufrieden und gedachten Barthel Weſſel nunmehr von allen 
und jeden praetensionibus, ſie mögen Namen haben wie ſie wollen, hiemit und 
kraft dieſes in optima et plenissima juris forma am allerſicherſten quittiren, 
nicht wollend ferner auf ihn weder ſachen, noch ſachen zu laſſen, innen oder 
außerhalb Landes in allen kommenden Zeiten. Caſſiren auch den bisher 
wider ihn geführten Executionsproceß und ſind zufrieden, daß er der Haft 
entlaſſen werden möge.“ 

Das iſt die letzte Nachricht, die über Barthel Weſſel den Aelteren vor— 
liegt. Er ſtand im 89. Lebensjahre, wie er aus der Schuldhaft entlaſſen 
wurde, und es iſt anzunehmen, daß dieſe dem alten Manne den Reſt gegeben 
hat. Im Kirchenbuche zu Wotzlaff, das die Sterbefälle aus jener Zeit ſchon 
enthält, ſteht ſein Tod nicht vermerkt, ſo daß er weder in Sperlingsdorf noch 
in Schönau geſtorben ſein kann, da beide Ortſchaften zur Kirche nach Wotzlaff 
gehören. Wahrſcheinlich war er bei ſeiner Haftentlaſſung ſchon ſo hinfällig, 
daß er in Danzig verbleiben mußte und dort auch geſtorben und begraben iſt. 

Soweit Nachrichten über ihn vorliegen, war er ein Mann von tadellojer 
Lebenshaltung, der ſeinen Verwandten ſtets treu zur Seite ſtand und ſeinen 
Platz in Haus und Gemeinde voll ausfüllte, ſolange ſeine Verhältniſſe ihm das 
geſtatteten. Die vernichtende Wirkung des zweiten polniſch-ſchwediſchen Erb— 
folgekrieges auf zahlreiche Nachbarn des Stüblauſchen Werders, auf die ich 
weiterhin noch zurückkomme, zeigt ſich auch an ſeinem Geſchick; über die direkt 
erlittenen Verluſte wäre er aber vorausſichtlich fortgekommen, denn was ihn 
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ruinierte, war die Haftbarkeit für die Vermögensverluſte ſeiner Mündel, die ihm 
ohne jede Rückſichtnahme auf die durch den Krieg herbeigeführte Entwertung 
der Beleihungsobjekte zufiel. Das erſcheint als eine außerordentliche Härte, 
wenn das damalige Geſetz es auch vorſchrieb, und geradezu abſtoßend wirkt es, 
inſoweit Kinder ſeines verſtorbenen Bruders trotz ſeiner hilfloſen Lage darauf 
fußten und es in rückſichtsloſeſter Weiſe zur Geltung brachten, uneingedenk aller 
Fürſorge, die er ihnen in ſeinen guten Tagen bekundet hatte. 


Was aus den Brüdern Gerd und Hans Weſſel, die ſich eines ſo pietät— 
loſen Verhaltens ihrem alten Oheim gegenüber ſchuldig gemacht, ſchließlich ge— 
worden iſt, habe ich nicht feſtſtellen können. Zum Beſitz oder zu einer jelbit- 
ſtändigen Pachtung im Stüblauſchen Werder ſind ſie jedenfalls nicht gelangt, 
und vermutlich blieben ſie auch ehelos. 


Hinſichtlich ihrer Geſchwiſter, alſo der übrigen Kinder Andreas Weſſel 
des Aelteren, iſt hier noch folgendes anzuführen: 


Barthel Weſſel der Jüngere, der den Hof ſeines Vaters in 
Sperlingsdorf übernommen hatte, verkaufte dieſen 1694 und zog nach Mönchen— 
grebin. Wahrſcheinlich trieb ihn die Not dazu, denn er verkaufte den Beſitz, 
den er 1654 ohne Juventar und Ernte für 6000 M. übernommen hatte, im 
Auguſt 1694 für 5500 M. Käufer war Barthel Eggert aus Herrengrebin, 
ein Urenkel des Jochim Weſſel, der zuerſt dieſen Hof erwarb. Barthel Weſſel 
quittierte ihm bei der Ausweiſung über den geſamten Kaufpreis, was wohl nur 
bedeutet, daß der Käufer die auf dem Hof laſtenden Schulden mit übernommen 
hat. Im Falle eines berechtigten Einſpruchs binnen Jahresfriſt verpflichtete 
ſich Verkäufer, dem Käufer die Kaufſumme mit 8¼ %, »Zinſen, dem damals 
geſetzlichen Zinsfuße, zurückzuzahlen. 

Die auffällige Erſcheinung, daß Barthel Weſſel der Jüngere nach vierzig— 
jähriger Beſitzzeit nicht einmal den Preis beim Verkauf ſeines Hofes erzielte, 
den er beim Erwerb desſelben dafür gezahlt, ſteht nicht etwa vereinzelt da, 
ſondern fie bildet die Regel für jene Periode. Der Wert der Höfe im Stüblau— 
ſchen Werder war nach Beendigung des Krieges unter die Hälfte des Preiſes 
geſunken, der vor Ausbruch des Krieges für dieſelben bezahlt wurde. Eine 
Preisſteigerung trat dann nur ſehr allmählich ein, und ſie erlitt wieder einen 
Rückſchlag durch den Weichſeldurchbruch im Jahre 1674, ſo daß ſie 1694 all⸗ 
gemein noch nicht den Stand erreicht hatte, zu dem ſie vor dem Kriege bereits 
fortgeſchritten war. Man kann daraus deshalb wohl ſchließen, daß Barthel 
Weſſel der Jüngere während ſeiner ganzen Wirtſchaftszeit unter dem Druck des 
hohen Kaufpreiſes gelebt hat, den er ſeinerzeit für den väterlichen Beſitz be— 
zahlte. Wenn ihm trotzdem die Vormünder ſeiner Geſchwiſter im Jahre 1678 
über den Empfang des ganzen Kaufpreiſes quittierten, ſo hat er ſich die Mittel 
zur Berichtigung desſelben leihen müſſen. 


In Mönchengrebin lebte eine Tochter von Barthel Weſſel, auf die wahr— 
ſcheinlich der Beſitz ſeines Schwiegervaters übergegangen war. Sie war dort 
verheiratet und zu ihr dürfte ihr Vater gezogen ſein. Er ſtarb 67 Jahre alt 
1699. Ihm wurden zwar mehrere Söhne geboren, doch dürften ſie ſämtlich 
im jugendlichen Alter verſtorben ſein, ſo daß er männliche Nachkommen nicht 
hinterlaſſen zu haben ſcheint. 


. Sein Bruder Andreas, der in Schönau wohnte, beſaß auch in Sper- 
lingsdorf einen Hof mit 10 Morgen Eigen- und 22 Morgen Mietsland, den 
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ihm ſeine Frau Barbara, geb. Langwald, zugebracht hatte, die demnach wohl 
das einzige Kind ihrer Eltern geweſen iſt. Daß Andreas Weſſel im Jahre 
1666 den Hof des George Radefiſch kaufte, um die auf denſelben begebenen 
Mündelgelder ſeiner Geſchwiſter zu retten, iſt bereits früher angeführt. Wenn 
er den Hof unter dieſen Umſtänden auch ſchon teuer bezahlte, ſo ſtand der 
Kaufpreis doch noch immer im Verhältnis zu den derzeitigen tief geſunkenen 
Preiſen, und er konnte ſo ſchon an und für ſich beſſer vorwärts kommen, als 
ſein Bruder Barthel, der zur Zeit der hohen Wertbezifferung der Grundſtücke 
vor dem Kriege ſeinen Beſitz übernommen hatte und ſo ſchon allein durch den 
Preisſturz der Höfe nach dem Kriege in ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz 
in hohem Grade bedroht war. Da dem Andreas Weſſel ſpäter dann noch 
durch ſeine Frau der vorhin erwähnte Hof in Sperlingsdorf zufiel, ſo war ſeine 
Lage eine günſtige, was auch daraus hervorgeht, daß nach ſeinem frühen Tode 
im Jahre 1676 die nachgelaſſene Witwe ihren Kindern bei der Schicht und 
Teilung zuſammen 4000 M. ausſetzte. Andreas Weſſel, der 41 Jahre alt 
wurde, hinterließ vier Töchter und einen Sohn mit Namen Hans. Bis auf 
eine Tochter Anna, die ſpäter den Nachbarn Görgen Fromm zu Sperlingsdorf 
heiratete, verſtarben aber ſämtliche Kinder im jugendlichen Alter und wurden 
von der oben benannten Schweſter beerbt. Die Witwe des Andreas Weſſel 
heiratete in zweiter Ehe einen Görgen Holländer. 


f Männliche Nachkommen haben nach Vorſtehendem alſo die oben erwähnten 
Brüder Barthel und Andreas Weſſel nicht hinterlaſſen; über die Lebensſchickſale 
ihrer Geſchwiſter Jacob, Henrich und Maria gibt der Abſchnitt „Gottswalde“ 
Auskunft. 


2. Hans Weſſel. 


Hans Weſſel war der jüngſte Sohn von Jochim Weſſel. Bei der Erb— 
teilung am 17. Juli 1630 wird er noch als ſchulpflichtig aufgeführt und er 
dürfte demnach etwa 1620 geboren ſein. Am 12. Mai 1646 quittiert er 
ſeinem Bruder Andreas über den Empfang ſeines Vatergutes aus dem 
väterlichen Erbe zu Sperlingsdorf, und iſt ſo anzunehmen, daß er etwa um 
dieſe Zeit ſeinen eigenen Hausſtand gegründet hat. Er wurde zunächſt Pächter 
im Landauer Bruche. Ueber ſeine Pacht liegt ein Vertrag aus dem Jahre 1664 
vor, bei dem es ſich um eine Verlängerung des beſtehenden Mietsverhältniſſes 
handelt und der beſonders deswegen intereſſant iſt, weil die Beſitzer des Grund— 
ſtückes zu den ſogenannten Landherren und damit zu den Nachfolgern eines 
derjenigen Unternehmen aus dem Danziger Kaufmannsſtande gehörten, die 
ſeinerzeit vom Rate mit den Freidörfern beliehen wurden. Vermieter waren 
die Unmündigen des Siegmund Chriſtian Kerſtenſtein, die durch ihren Vormund 
Robahn Gieſe vertreten werden, der einem alten Patriziergeſchlecht der Stadt 
angehörte. Im ganzen beſaßen die Unmündigen 5 Hufen im Landauer Bruche, 
von denen aber Hans Weſſel in Gemeinſchaft mit Haus Halben nur 40 Morgen 
pachtete. Die Pacht wurde, wie das in dieſer Zeit die Regel war, nur auf 5 Jahre 
abgeſchloſſen und betrug jährlich 76 Spezie Reichstaler für die 40 Morgen, was 
alſo 8½ M. pro Morgen ausmacht. Beide Pächter hafteten für die Pacht 
ſolidariſch. „Sofern aber durch einen Weichſelbruch oder einfallende Kriegsnot 
die Miether am Gebrauch des Landes ganz und gar ſollten verhindert werden, dann 
erbietet ſich Vermiether auf ſolch einen oder beide unverhoffte Fälle den 
Miethern zu fügen und die Billigkeit in acht zu haben oder gleich andern 
benachbarten Landherren mit ihnen zu verfahren. Die Miether verpflichten ſich 
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dagegen mit dem Lande, als ehrlichen Miethsleuten gebühret, umzugehen, dasſelbe 
nicht auszumergeln, noch über Gebühr zu gebrauchen, es auch nicht ohne Vor— 
bewußt und ausdrücklichen Conſens des Vermiethers theils oder ganz an andere zu 
überlaſſen, nicht die Gebäude zu verkaufen oder zu verpfänden, noch neue Gebäude 
auf dem Lande zu errichten. Sie haben die Gräben, Grenzen, Schleuſen, Dämme 
und Brücken zu unterhalten, auch das Land mit Miſtung nach Nothwendigkeit 
zu verſehen. Die nicht gereinigten Gräben ſollen bald nach Anfang der Miethe 
geworfen und mit Ausgang derſelben durchweg von den Miethern im guten 
Zuſtande überliefert werden. Im letzten Pachtjahre dürfen die Miether das 
Land nicht pflügen, auch nicht den vorhandenen Miſt auf anderes Land fort— 
fahren. Sie ſind verpflichtet, alle Beſchwer, die während der Miethszeit auf das 
Land entfallen ſollte, nachbargleich zu tragen und nicht nur den laufenden, 
ſondern auch den aus der vorherigen Miethsperiode rückſtändigen Grundzins an 
den Rat zu entrichten. Ebenſo verpflichten ſie ſich 900 fl. rückſtändige Miethe 
binnen eines Jahres an den Vermiether abzutragen. Zur Sicherheit verpfänden 
ſie dem Vermiether ihre auf dem Lande ſtehenden Gebäude, Haus und Scheune 
ſamt allem auf dem Lande ſtehenden Getreide und Futter, alle ihre Wehr, groß 
und klein, und alle ihre beweglichen und unbeweglichen Güter, wie ſie Namen 
haben mögen. Sie räumen auch im Nichtzahlungsfalle dem Vermiether das Recht 
ein, ſich an ihren Gütern dergeſtalt bezahlt zu machen, als wenn alle Rechts— 
mittel ausgeübt und die wirkliche Execution ausgebracht wäre, und begeben ſich 
zudem auch noch jeden Schutzes, ſowohl weltlichen wie geiſtlichen Gerichts.“ 

Der Vertrag iſt neben Robahn Gieſe auch von Hans Weſſel eigenhändig 
unterſchrieben; letzterer hat ſeine Hofmark außerdem neben ſeinen Namen geſetzt. 
Hinſichtlich Hans Halben heißt es buchſtäblich: „Im nahmen Hank Halben, welcher 
nicht ſchreiben kan, habe ich Hans Weſſel auf Sein Bitt und in Sein Gegen- 
wart unterſchrieben, auch Hanß Halben ſein Mark anbei geſetzt.“ 

Aus dem Vertrage läßt ſich entnehmen, wie ſchwer die Kriegsſchäden 
auch noch 4 Jahre nach dem Frieden auf dieſen kleinen Pächtern laſteten. 
Sie waren danach mit dem vierjährigen Pachtzins und wohl mindeſtens eben— 
ſolange mit Abführung des Grundzinſes rückſtändig geblieben. Letzterer betrug 
zu dieſer Zeit für Landau allerdings nur 4 M. pro Hufe und fiel ſomit 
nicht ſonderlich ins Gewicht. Leider liegt kein Anhalt dafür vor, welchen 
Pachterlaß ſie von den Vermietern für die Kriegsjahre erlangt hatten. 

Bemerkenswert iſt auch der Unterſchied im Bildungsgrade der beiden 
Pächter, der ſich aus der Vollziehung des Vertrages ergibt. Man erſieht daraus, 
daß der gehobene Standpunkt der Schule zu Sperlingsdorf auch Hans Weſſel 
zugute gekommen iſt; das bekundet ſich weiter dadurch, daß er ſchon vor 1660 
Schulze vom Landauer Bruch war und 1667 auch zum Schlickgeſchworenen 
ernannt wurde. In den Freidörfern wurden die Schulzen auf Vorſchlag der 
Nachbarn von den Landherren dem Werderiſchen Amtsverwalter zur Beſtätigung 
präſentiert. Das Schlickgeſchworenenamt war ein ſehr verantwortliches; den 
Schlickgeſchworenen lag die Aufſicht über die Inſtandhaltung der Vorfluts— 
einrichtungen, d. h. der Entwäſſerungsgräben, Waſſergänge, Entwäſſerungsmühlen, 
Schleuſen und Wälle in ihrem Revier ob, die ſich aus einer größeren Zahl 
von Ortſchaften zuſammenſetzten, ſo daß die Durchführung der damit verbundenen 
Unterhaltungsarbeiten und die Heranziehung der Pflichtigen zu denſelben ſchon 
immer einen hohen Grad von Sachkenntnis und Autorität verlangte. Und 
wenn Hans Weſſel als Pächter eines kleinen Grundſtücks zu dieſem Ehrenamt 
berufen wurde, ſo läßt ſich das eben nur dadurch erklären, daß er mehr gelernt 
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hatte als die Mehrzahl der Nachbarn innerhalb feines Reviers, die ihn wohl an 
Beſitz zum nicht geringen Teil recht erheblich überragten. 

Unter welchen Umſtänden und Bedingungen Hans Weſſel dann am 
1. Mai 1668 den Hof feines älteſten Bruders Barthel Weſſel zu Sperlings— 
dorf übernahm, iſt bereits vorſtehend dargelegt. Hans Weſſels Ehefrau Maria 
war eine Tochter des Andreas Jantzen aus Sperlingsdorf, der dort die 2 Hufen 
14 Morgen Ratsland in Miete hatte, die 1552 im Vergleichswege dem Hans 
Schöwek zur Nutzung überwieſen waren. Nach Andreas Jantzens Tode im 
Jahre 1661 erwarb ſein Bruder Peter die Gebäude mit der Mietsgerechtigkeit 
für 9800 M. von den Erben, doch wird die Höhe des Erbteils von Hans 
Weſſels Frau aus dem Verkaufsvertrage nicht erſichtlich. Wahrſcheinlich iſt es ſo 
kurze Zeit nach dem Kriege recht gering geweſen, weil Hans Weſſel ſonſt wohl 
ſelbſt in das Pachtverhältnis ſeines verſtorbenen Schwiegervaters eingetreten wäre. 


Als Beſitznachfolger ſeines Bruders Barthel hatte Hans Weſſel die bereits 
vorhin geſchilderten Schäden in Folge des Weichſeldammbruches im Jahre 1674 
zu erleiden, und ſpäterhin haben die langjährigen Prozeſſe dieſes Bruders mit 
ſeinen früheren Mündeln auch ihm das Leben verbittert. 


Nach dem Jahre 1689 erfolgten Tode ſeiner Ehefrau gibt Hans Weſſel 
ſeinen Kindern reſp. Großkindern Schicht und Teilung, wobei er gleichzeitig den 
Hof an feinen Sohn Hans „mit aller Hofesbeſatzung und Bauergeräthſchaft, wie 
es reitet und fährt und einen Namen haben mag“, für 7000 M. abtritt. Dem 
Käufer werden 2000 M. als Erbteil angerechnet, während er den Reſt mit 
150 M. Erbgeldern jährlich abzutragen hat. 


Der Verkäufer bleibt im Hof und hat ihn der Sohn mit Eſſen und 
Trinken, ſo gut es ihm der liebe Gott geben wird, an ſeinem Tiſch zu verſorgen, 
ſeine Kleider reinigen und ſäubern zu laſſen, ihn in Krankheiten voll und 
gut zu verpflegen, auch zu Stege und Wege, wohin und ſo oft es ihm beliebt, 
zu bringen und zu führen. Sofern Käufer dagegen handelt, ſollen jedesmal 
200 M. verfallen fein sub parata de mandata excecutiono. Sollte Käufer 
vor dem Verkäufer fterben, jo bleibt die Verpflegung auf dem Hofe beſtehen, 
und kommt der neue Beſitzer desſelben dieſer nicht nach, ſo ſollen die dann 
noch reſtierenden Erbgelder in einer Summe fällig ſein und gezahlt werden. 


Hans Weſſel, der Verkäufer, ſtarb 1694 im Alter von etwa 74 Jahren. 
Von ſeinen Kindern überlebten ihn ſein Sohn Johann, von dem nachſtehend 
die Rede iſt, und ſeine einzige Tochter Maria, die an einen Nachbarn Aries in 
Schmerblock verheiratet war. 


Sein älteſter Sohn Andreas, Nachbar zu Schönau, war ſchon 1689 
und ſomit vor ihm geſtorben. Andreas Weſſel hinterließ aus erſter Ehe einen 
Sohn Gerd, der ſchon 1700 ledigen Standes verſtarb. In zweiter Ehe war 
er mit Eliſabeth geb. Mierau verheiratet und aus dieſer Ehe blieben zwei 
Töchter Anna und Eliſabeth und ein Sohn Andreas zurück, der im Kindesalter 
ſtarb. Die Witwe ging eine weitere Ehe mit Gerd Claaßen aus Schönau ein, 
ſtarb in dieſer aber ſchon 1693. 


Ihre vorerwähnte Tochter Anna heiratete am 28. Jauuar 1709 den Nachbarn 
Heinrich Fröſe aus Scharfenberg, der dort einen Hof von 2½ Hufen beſaß und 
mit dem ſie in 25 jähriger Ehe lebte. Nach deſſen Tode ging ſie im Alter 
von 50 Jahren eine zweite Ehe mit dem Nachbarsſohn Ephraim Philipſen 
aus Scharfenberg ein, dem ſie ihren Hof am 2. April 1735 verſchreiben ließ. 
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Sie ſtarb ſchon 1738 und war eine Couſine des Nachbarn Hans Weſſel aus 
Woſſitz, der ſchon ſeit 1718 mit Maria geb. Philipſen aus Scharfenberg, im 
Eheſtande lebte. 


3. Johann Weſſel. 


Er iſt ein Sohn Hans Weſſels und deſſen Ehefrau Maria geb. Jantzen. 
Unter welchen Bedingungen er den väterlichen Beſitz zu Sperlingsdorf im Jahre 
1689 übernommen hat, iſt bereits vorſtehend dargelegt. Zur Ehe iſt er ver— 
mutlich erſt zur ſelben Zeit und ſomit im Alter von 38 Jahren geſchritten, da 
er am 18. Februar 1651 getauft wurde. Seine Ehefrau Anna war eine 
geborene Gieſebrecht. 

Daß ſein Vater bis zu deſſen Tode als Altſitzer im Hof wohnen blieb, 
iſt bereits erwähnt, und desgleichen auch, daß für deſſen Bruder, Barthel Weſſel 
den Aelteren, der bis zum Jahre 1668 denjelben Hof beſeſſen, ein Leibgedinge 
darauf ruhte. Es iſt ſo anzunehmen, daß der Prozeß, der zwiſchen Letzterem 
und ſeinen Mündeln noch während der Jahre 1689 bis 1691 ſchwebte, auch 
Johann Weſſel nicht unerheblich in Mitleidenſchaft gezogen haben wird. Im 
übrigen dürfte er bis zum Jahre 1695 in ſeiner Wirtſchaft gut vorwärts ge— 
kommen ſein, dann traten aber ſchwere Zeiten ein. Das Jahr 1695 war vom 
Frühjahr ab ein ſehr regenreiches geweſen und die Schäden, die den Land— 
wirten des Stüblauſchen Werders daraus erwuchſen, wurden in den niedrig 
belegenen Ortſchaften desſelben dadurch vervielfacht, daß der Hauptwall, der das 
von der Höhe herabkommende Waſſer abwehren ſollte, an 40 Stellen durchbrach. 
Die Nutzung der überſchwemmten Ländereien fiel für das Jahr in der Hauptſache 
aus, weshalb der Rat aus Anlaß der rückſtändigen Pachtzinſe hinſichtlich ſeiner 
in Miete ausgetanen Ländereien Schadensermittelungen anſtellen ließ, die fol— 
gendes Bild ergaben: 

Beim Hofe Grebin, den der Arrendator Andreas Hanau in Pacht hatte, 
ſtand nach Ausſage des Zeugen auf den 4 Hufen im Bruche das Waſſer vom 
Frühjahr bis in den Auguſtmonat „und iſt nicht ſo viel trocken Land geweſen, 
daß eine Krähe darauf ſitzen möge“. Auf der Weſſelshube war Haber geſät, 
wovon aber die Hälfte erſoffen und nichts geerntet werden konnte. Die Kobbel— 
wieſe konnte nicht genutzt werden und 10 Morgen Schafwieſe, die etwas trocken 
geworden waren, wurden durch erneuten Regen im Auguſt wiederum über— 
ſchwemmt. Von der Freitagshube waren 22 Morgen mit Weizen beſtellt, im 
Herbſt aber, als derſelbe geſchnitten werden ſollte, trat ſo ſtarker Regen ein, 
daß die Ernte meiſtens auf dem Felde blieb und wenig davon eingebracht wer— 
den konnte. Sieben Morgen Gerſte wurden im Waſſer gehauen und herausgetragen, 
das meiſte davon verdarb aber. 

Den Woſſitzern ſtanden von ihrem Mietsland 2 Hufen, den Oſterwickern 
viel Land den ganzen Sommer und Herbſt hindurch unter Waſſer. Ebenſo das 
Mietsland der Trutenauer, die dasſelbe zum Teil beſät hatten, aber nichts 
ernteten. 

In Schönrohr ſtand das Binnenland bis auf die Hofſtätten unter Waſſer, 
ſo daß man auf Kähnen verkehren mußte. Heu wie Getreide waren verkommen 
und viel Vieh eingegangen. 

Das Bodenbruch, das die Großzünderſchen in Miete hatten, konnte noch 
zum geringen Teile zur Heugewinnung genutzt werden. Die Abfuhr des zu— 
ſammengebrachten Heus war aber unmöglich, weshalb es bis zum Winter ſtehen 
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bleiben mußte. Bei eintretendem Tauwetter wurde es dann durch das Waſſer 
fortgeriſſen und bis an die Schleuſe der Grebiner Mühle getrieben, von wo es 
die benannte Dorfſchaft mit ſchweren Unkoſten fortſchaffen mußte. 


In Schönau ſtand das Waſſer am 14. Juli auf etlichen Feldern noch 1½¼ Ellen 
hoch; das niedrige Feld nach Herzberg zu blieb das ganze Jahr unter Waſſer. 
Das Vieh mußte zum Teil auf die Höhe zum Durchfüttern gebracht, auch Hen 
dort gekauft werden. 

Gleichartig lagen die Verhältniſſe in Sperlingsdorf, wo um Michaeli das 
Waſſer noch ſo hoch im Dorfe ſtand, daß es bis in die Kapelle gekommen und 
der Gottesdienſt dort kaum verrichtet werden konnte. Die Entwäſſerungsmühle 
mußte wegen des hohen Vorwaſſers in der Mottlau außer Betrieb bleiben. 


Daß neben den Verluſten an den Mietsländereien auch die Schäden bei 
dem eigenen Grundbeſitz der Beteiligten ähnlich groß geweſen ſein werden, liegt 
bei einer derartigen Situation auf der Hand, und ebenſo geht aus derſelben 
hervor, daß die nachteilige Einwirkung derſelben auf die Ernte des nächſten 
Jahres ſich noch ſehr bemerkbar gemacht haben muß. 

Wenn nach den großen Verluſten, die der zweite ſchwediſche Erbfolgekrieg 
und der Weichſeldurchbruch des Jahres 1674 den Bewohnern des Stüblauſchen 
Werders verurſacht hatten, der Wohlſtand allmählich emporgekommen war, ſo 
brachten die Schäden des Jahres 1695 die davon Betroffenen wieder ſehr zu— 
rück. Demſelben folgten nun aber leider nicht beſſere Jahre, ſondern es reihten 
ſich die traurigen Zeiten an, die das Interregnum vor der Wahl Auguſt des 
Starken zum König von Polen und der ſich anſchließende Nordiſche Krieg in 
ihren Rückwirkungen auf das Stüblauſche Werder ausübten, wie dies die nach— 
folgenden Abſchnitte erſichtlich machen. 

Welche ſchweren Tage Johann Weſſel, der am 18. November 1702 im 
Alter von 51 Jahren ſtarb, in ſeinen letzten Lebensjahren noch durchzumachen 
hatte, läßt ſich aus Vorſtehendem ſchließen. Einen Tag nach ſeinem Tode 
wurde ſein jüngſter Sohn geboren. Er hinterließ ſeine Witwe jo mit 6 un⸗ 
mündigen Kindern, die Maria, Hans, Anna, Andreas, Suſanna und Barthel 
hießen, denen die Nachbarn Cornelius Ackermann zu Wotzlaff und Simon 
Philipſen aus Scharfenberg zu Vormündern beſtellt wurden. Die Witwe hei— 
ratete 1704 Andreas Strauß und ſetzte bei der Schicht und Teilung vom 
11. Oktober desſelben Jahres ihren Kindern zuſammen 1598 M. 15 gl. aus, die 
von dem Zeitpunkt ab, wo die Knaben das zwanzigſte, die Mädchen das acht⸗ 
zehnte Lebensjahr erreichten, mit 5 % zu verzinſen waren. Bis dahin blieben 
die Kinder im Hofe und es waren 100 M. Verpflegungsgeld für jedes Kind 
zu entrichten, wenn die Vormünder ſich genötigt ſehen ſollten, ſie anderwärts 
unterzubringen. Beim Eintritt in die Ehe hatte jedes Kind lediglich ein Schock 
flächſerne Leinwand zu erhalten; von anderen Zu- und Uebergaben, wie ſie ſonſt 
allgemein gebräuchlich waren, iſt nicht die Rede. 

Auf dem Hof laſteten 1500 M. zu Pfennigzins, ſo daß er bei der Schicht 
und Teilung mit vollem Beſatz und Hausinventar auf 4697 M. geſchätzt ſein 
muß. Der Erblaſſer Johann Weſſel hatte ihn 1689 von ſeinem Vater für 
7000 M. übernommen, woraus erſichtlich wird, wie ſchnell die eingetretenen 
kriegeriſchen Ereigniſſe ſich im Preisſtand der Grundſtücke geltend machten. 
Trotz des niedrigen Annahmepreiſes wird es dem nunmehr Straußſchen Ehe— 
paar ſchwer genug geworden ſein, ſich mit ſeinen Kindern durchzubringen, denn 
bis 1719 ſtand das Stüblauſche Werder unter dem Drucke der ruinierenden 
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Einquartierungen und Kontributionen aus Anlaß des Nordiſchen Krieges, wie 
dies in den folgenden Abſchnitten „Gottswalde“ und „Kl. Zünder“ eingehender 
dargelegt iſt. Erſt die dann kommenden ruhigeren Zeiten werden ſie auch wirt— 
ſchaftlich gefördert haben, ſo daß beim Tode des Andreas Strauß, der 1727 
ſtarb, die Vermögenslage verhältnismäßig keine ungünſtige war. Leibliche 
Kinder ſcheint Andreas Strauß nicht hinterlaſſen zu haben, denn nach ſeinem 
Tode übergab ſeine Witwe am 5. April 1727 den Hof an ihren Sohn Andreas 
Weſſel, wobei ſie ſich nur für ihre Perſon ein Altenteil vorbehielt. Außer 
freier Koſt und Wohnung hatte der Beſitznachfolger ihr 30 fl. jährlich zur 
Kleidung zu gewähren. Für das Koſtgeld und die Wohnungsberechtigung waren 
ihr 100 fl. jährlich zu zahlen, wenn ſie nicht im Hofe verbleiben wollte. An— 
dreas Weſſel übernahm den Hof für 5500 fl. = 8250 M., wovon 1500 fl. 
für ſeine Mutter anſcheinend unverzinslich ſtehen blieben. Die Differenz gegen 
den Uebernahmepreis, den ſeine Mutter 1704 für dieſen Hof bezahlte, iſt ja 
ſehr beträchtlich; ſie erklärt ſich einmal aus der inzwiſchen eingetretenen Friedens— 
zeit, dann aber auch aus dem immer weiter ſinkenden Geldwerte. 


Am Tage der Hofübergabe quittierten der Witwe Strauß auch gleichzeitig 
ihre Kinder Andreas, Barthel und Suſanna Weſſel, verehelichte Lau, über den 
Empfang ihres Vatergutes. Ob die Töchter Maria und Anna mit ihrem 
Vatergut bereis abgefunden oder ob ſie nicht mehr am Leben waren, wird nicht 
erſichtlich. Ihr Altenteil hat die Witwe Strauß nicht lange genutzt, ſie ſtarb 
ſchon am 8. Januar 1728 im faſt vollendeten 59. Lebensjahre. 


Ihr älteſter 1693 geborener Sohn, Johann Weſſel, hatte ſich ſchon 
1718 ſelbſtändig gemacht. Er wurde am 4. Juni 1718 mit Jungfrau Maria 
Philipſen in der Kirche zu Wotzlaff getraut und wohnte zunächſt in Scharfen— 
berg. Ich nehme an, daß ſeine Ehefrau eine Tochter ſeines Vormundes Simon 
Philipſen aus Scharfenberg war, der am 30. Juli 1718 einen 58 Morgen 
großen Hof zu Kl. Scharfenberg von der Witwe Helene Jantzen aus Schönau 
für 4072 fl. erwarb. Der Kaufvertrag wird wahrſcheinlich ſchon früher abge— 
ſchloſſen und erſt zu dem erwähnten Zeitpunkt in das Amtsbuch eingetragen ſein. 
Ob Hans Weſſel nun dieſen Hof ſpäter eigentümlich beſeſſen oder ob er Pächter 
desſelben war, wird nicht erſichtlich; jedenfalls wird er bis zum Jahre 1723 
bei der Taufe ſeiner Kinder als Mitnachbar zu Scharfenberg im Wotzlaffer 
Kirchenbuch aufgeführt. 


Nach meinen Ermittelungen war dies das erſte Ehebündnis zwiſchen 
Gliedern der Familien Weſſel und Philipſen. Die Philipſens ſind ſicher aus 
Holland eingewandert. Gegen Ende des ſechzehnten Jahrhunderts treten jie . 
bereits in der Nachbarſchaft zu Landau auf, ſie verbreiten ſich dann bald nach 
Scharfenberg, wo lange Zeit hindurch eine Mehrzahl von Nachbarn dieſes 
Namens vorkommt, und ſie ſind im Anfang des achtzehnten Jahrhunderts auch 
in Wotzlaff und Sperlingsdorf anſäſſig. 

Johann Weſſel muß etwa 1724 ſeine Wirtſchaft in Scharfenberg aufge: 
geben haben. Er tritt ſpäter als Mitnachbar in Herrengrebinerfeld auf, wo er 
am 18. September 1728 45 Morgen Ratsmietsland für 3100 M. erwirbt. 
Dieſe verkauft er dann ſchon wieder am 5. April 1732 mit erheblichem Gewinn 
für 4800 fl. bei einer Anzahlung von 1800 fl., womit er am ſelben Tage 
einen 2 Hufen 271/, Morgen großen Hof vom Nachbarn Daniel Schulz zu 
Woſſitz für 8350 fl. erſteht, zu welchem Beſitz außerdem noch 18¾ Morgen 
Ratsmietsland gehörten. Bei dieſem Kauf zahlte Johann Weſſel nur 1350 fl. 
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an und übernahm 7000 fl. Schulden, die auf dem Hofe laſteten. Bei Ver: 
äußerung der Mietsgerechtigkeit in Herrengrebinerfeld dürfte ihm auch nicht viel 
mehr wie die Anzahlung von 1800 fl. verblieben ſein, ſo daß ſein Vermögen 
noch nicht einmal ¼ des Kaufpreiſes ausmachte, den er für den Hof zu Woſſitz 
zahlte. Die Mitteilungen über Kaufverträge von ländlichen Grundſtücken, welche 
dieſe Schrift enthält, laſſen es erkennen, daß wohl in der Mehrzahl der Fälle 
die Anzahlung der Käufer und damit auch das Vermögen derſelben im Ver— 
hältnis zum Kaufpreiſe recht gering war. Das trifft nicht gerade ſelten auch 
für die gegenwärtige Zeit zu, und wenn es der Regel nach auch als leichtfer— 
tige Handlungsweiſe hinſichtlich des Käufers verurteilt wird, ſo hat eine ſolche 
Auffaſſung doch mehr den Vorzug der leichten Verſtändlichkeit, als daß man 
ſie für zutreffend anerkennen kann, ſofern man nicht außer Augen läßt, daß in 
dieſer Beziehung ſich die Verhältniſſe im Laufe von mehreren Jahrhunderten 
beim freien Beſitz weder im Werder noch überhaupt in Weſtpreußen merkbar 
geändert haben. Die Urſache für den Verkauf bei geringer Anzahlung iſt 
in der durchſchnittlich hohen Verſchuldung des freien Beſitzes nach Ende der 
Ordensherrſchaft, und für den Ankauf mit ſolcher Anzahlung in der geringen 
Kapitalkraft der ländlichen Bevölkerung zu ſuchen, auf welche der Kreis der 
Käufer ganz überwiegend begrenzt war und es auch geblieben iſt. Wird ein 
Gut bei hoher Verſchuldung verkauft, dann iſt der Verkäufer eben mit einer 
verhältnismäßig geringen Anzahlung zu befriedigen und er läßt eventuell, um 
nur loszukommen, auch noch einen Teil des Reſtkaufgeldes unſicher ſtehen, 
weil er anders alles zu verlieren fürchtet. Das bleibt in zahlreichen Fällen 
im Laufe der Jahrhunderte dasſelbe Bild bei Verkäufen im Stüblauſchen 
Werder, und trotzdem gewinnt man den Eindruck, daß unter denjenigen, die den 
Wagemut beſaßen, einen zu ihrer Kapitalkraft unverhältnismäßig großen Beſitz 
zu erwerben, die Zahl derer, denen dies zum Erfolg gereichte, größer iſt als 
die Zahl derjenigen, die bei ſolchem Unterfangen ſcheiterten. 

So erhielt ſich auch Johann Weſſel bei der geringen Anzahlung und der 
hohen Schuldenlaſt im Hofe zu Woſſitz, obgleich er die Kriegsleiſtungen des 
Jahres 1734 zu beſtehen hatte und ihm ein Jahr danach auch noch das erſt— 
ſtellige Kapital von 6000 fl., das für ein Danziger Inſtitut auf ſeinem Hofe 
eingetragen ſtand, wegen rückſtändiger Zinſen gekündigt wurde. Er ſtarb ſchon 
1738 im Alter von 47 Jahren. Am 30. Mai 1739 gab ſeine Witwe Maria, 
geb. Philipſen ſchon im Beiſtande ihres Bräutigams Salomon Gertzen ihren 
drei Kindern Barthel, Helene und Anna in beſtätigter Vormundſchaft von 
Barthel Weſſel dem Aelteren aus Kl. Zünder und Daniel Kohl aus Wotzlaff 
Schicht und Teilung, wobei ſie den Hof übernahm. Die Witwe Johann Weſſels 
überlebte auch noch ihren zweiten Ehemann, der 1759 ohne Hinterlaſſung von 
Leibeserben aus dieſer Ehe ſtarb, wonach ſie dann den Hof an ihren Schwieger— 
ſohn Johann Sommerfeld übergab, der ihre Tochter Anna Weſſel zur Ehe 
hatte und bei dem ſie im Hofe blieb. 

Ihre Tochter Helene Weſſel war an einen Johann Chriſtian Marx ver- 
heiratet; Stand und Wohnort desſelben werden nicht benannt. 

Barthel, der einzige Sohn Johann Weſſels und der Maria geb. 
Philipſen, war ſeit etwa 1750 Nachbar in Woſſitz. Seine Ehefrau Anna⸗ 
Eliſabeth war eine geborene Randt und ſtammte wahrſcheinlich ebenfalls aus 
Woſſitz. Ihre Mutter Catharina geb. Rexin hatte in zweiter Ehe den Nach— 
barn Andreas Schumacher am ſelben Orte geheiratet. Barthel Weſſel ſtarb 
ſchon 1758 im Alter von 37 Jahren mit Hinterlaſſung einer Tochter Eleonore. 
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Der Prediger Carl Rhode aus Woſſitz, der 1752 verſtarb, hatte in ſeinem 
Teſtament den wohlbeliebten Mitnachbarn Barthel Weſſel neben dem Schulzen 
Andreas Schumacher und dem hochgeehrten Herrn Dodenhoff zum 3. Kurator 
ſeines Nachlaſſes eingeſetzt und ihm für ſeine Mühe 60 fl. vermacht, während 
Schumacher und Dodenhoff je 100 fl. erhielten. Außerdem hatte der Verſtor— 
bene teſtamentariſch beſtimmt, daß ein jeglicher Kandidat, der ihn bei ſeiner 
Beerdigung tragen würde, einen Dukaten erhalten ſollte. Barthel Weſſel muß 
danach eine angeſehene Stellung in der Gemeinde eingenommen haben. 

Seine Mutter überlebte ihn noch 15 Jahre, ſie ſtarb 1773. In ihrem 
Teſtament vom 24. Juli desſelben Jahres legiert fie / Part ihres Vermö— 
gens den 4 Kindern ihrer Tochter Anna, verehelichte Sommerfeld, in deren 
Hauſe ſie als Altſitzerin lebte, während der Reſt zu gleichen Teilen an ihre 
beiden noch lebenden Töchter und an ihre Enkelin Eleonore, Tochter ihres 
verſtorbenen Sohnes Barthel fiel. Eleonore Weſſel war bereits mit dem Nach— 
barn Benjamin Balau zu Kohling verheiratet. 

Gegen das Teſtament wurde von einigen Erben Einſpruch erhoben, weil 
es der Erblaſſerin in der Todesſtunde durch die Sommerfelds abgerungen ſei. 
Nur durch das Weinen der Umſtehenden und das Heranholen einer ganzen 
Macht Menſchen, die der Sterbenden, welche kaum noch die Zunge rühren 
konnte, zugeredet hätten, wäre das Teſtament zuſtande gekommen. Durch die 
Sommerfelds ſeien die anderen Erben nun um ſo mehr benachteiligt, weil jene 
ſchon bei der Uebernahme des Hofes kaum die Hälfte des wahren Wertes für 
denſelben bezahlt hätten. 


Juwieweit die Vorwürfe, die den Sommerfelds damit gemacht wurden, 
begründet waren, ſteht dahin; aber über die Art und Weiſe, wie zu jenen 
Zeiten letztwillige Verfügungen von Sterbenden nicht gerade ſelten herbeigeführt 
wurden, dürfte die Begründung des Einſpruchs gegen das Teſtament der Witwe 
Gertzen kein unzutreffendes Bild geben. 


Der jüngſte Sohn Johann Weſſels zu Sperlingsdorf, der einen Tag 
nach deſſen Tode 1702 geboren wurde und der bei der vorhin erwähnten Schicht 
und Teilung, die ſeine Schwägerin Maria geb. Philipſen 1739 ihren Kindern 
aus der Ehe mit ſeinem Bruder Johann gab, als Barthel Weſſel der 
Aeltere aus Kl. Zünder aufgeführt iſt, war ſeit 1732 an letzterem Orte 
anſäſſig. Er hatte am 30. Oktober 1732 die Witwe des Nachbars Salomon 
Mittag, Anna geb. Kniewel, geheiratet und war damit in den Beſitz eines im 
Klein-Zünderſchen Felde gelegenen Hofes von 2 Hufen gelangt. Sie war 
1701 als Tochter des Nachbarn Hans Kniewel zu Kl. Zünder geboren und 
ſtand mit ihrem zweiten Manne im gleichen Lebensalter. Während ihre erſte 
Ehe kinderlos geweſen zu ſein ſcheint, beſchenkte ſie Barthel Weſſel bis zum 
Jahre 1748 mit 8 Kindern — 7 Töchter und 1 Sohn — die ſämtlich in 
Kl. Zünder getauft ſind. 


8 Wie Barthel Weſſel in Kl. Zünder anſäſſig wurde, war die Familie 

Weſſel dort ſchon durch Jacob Weſſel vertreten, der daſelbſt 1707 einen Hof 
gekauft hatte. Letzterer war nach der gemeinſamen Abſtammung von Jochim 
Weſſel zu Sperlingsdorf ein Vetter zweiten Grades von dem hier in Rede 
ſtehenden Barthel, ſo daß ſeine verwandtſchaftlichen Beziehungen zu den Nach— 
kommen Jacobs ſchon recht entfernte waren. Durch das nachbarliche Verhältnis 
wurden dieſelben nun wieder enger geknüpft, denn dieſe Nachkommen und ihre 
Angehörigen treten mehrfach als Taufzeugen bei den Kindern Barthel Weſſels 
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auf. Der ältefte Sohn Jacob Weſſels hieß ebenfalls Barthel; nachdem er 
Mitnachbar in Kl. Zünder geworden, wurde er zur Unterſcheidung von ſeinem 
gleichnamigen Verwandten „der Jüngere“ genannt. 

Nachdem Barthel Weſſel der Aeltere 17 Jahre in Kl. Zünder ſeinen 
Hof bewirtſchaftet hatte, verkaufte er denſelben am 22. März 1749 für 6000 fl. 
und erwarb am ſelben Tage den Hof des Nachbarn Johann Daniel Schulz 
zu Woſſitz für 1400 fl. Letzterer Hof war 3½ Hufen groß, außerdem gehörten 
zu demſelben noch 1 Hufe und 6 Morgen Ratsmietsland. Barthel Weſſel zahlte 
beim Kaufvertrage nur 400 fl. an, verpflichtete ſich aber bei der Verſchreibung 
im Erbbuche den Reſt zu zahlen, auch die rückſtändige Pacht für das Mietsland 
und das fällige Oſtergeld (Scharwerksablöſungsgeld) zu zahlen. Dieſe Rück— 
ſtände laſſen darauf ſchließen, daß der Verkäufer den Beſitz nicht länger hat 
halten können und daß die Reſtzahlung Barthel Weſſels wohl ganz überwiegend 
in der Uebernahme der auf dem Hofe laſtenden Schulden beſtanden haben wird. 
Bei ihm rächte ſich das im Gegenſatze zu ſeinem Bruder Hans. Wie ihm ein 
größeres Kapital gekündigt wurde, wußte er ſich keinen anderen Rat, als daß er den 
Hof nach dreijährigem Beſitz für denſelben Preis, zu dem er ihn erworben, 
verkaufte. Käufer war der Nachbar Erdmann Jochem aus Käſemark, der mit 
einer Schweſter Barthel Weſſels des Jüngeren zu Kl. Zünder verheiratet war. 
In der Hauptſache handelte es ſich hierbei aber wohl um ein Tauſchgeſchäft, 
denn Barthel Weſſel der Aeltere übernahm gleichzeitig die Mietsgerechtigkeit 
an der Sandhube und an weiteren 50 Morgen Ratsmietsland zu Käſemark 
für 2000 fl. und 6000 M., die dem Erdmann Jochem bis dahin zugeſtanden 
hatte. Die 50 Morgen hatte vordem Hans Hell, der erſte Mann von Erdmann 
Jochems nunmehriger Ehefrau Anna-Maria geb. Weſſel in Miete gehabt, 
weshalb die Pachtverträge über die beiden Grundſtücke geſondert liefen. In Käſemark 
hat Barthel Weſſel der Aeltere ſicherlich nur ein ſehr beſcheidenes Fortkommen 
gehabt. Nach dem Tode ſeiner Ehefrau ſetzte er bei der Schicht und Teilung 
vom 13. April 1754 ſeinen 4 Kindern Suſanna, Andreas, Anna-Eliſabeth und 
Adelgunde zuſammen 1200 fl. aus und außerdem als Zu- und Uebergabe noch 
jeder Tochter ein Ehrenkleid oder 60 fl., dem Sohne ein Hengſtpferd oder 
denſelben Geldbetrag. Das Muttergut der Kinder wird auf den Pachthöfen 
zur erſten Verbeſſerung eingetragen und außerdem kavieren noch die Vormünder, 
der Schulze Prohl und der Mitnachbar Conrad Behrend aus Käſemark dafür. 

Von den 8 Kindern Barthel Weſſels ſind bei der Schicht und Teilung 
nur noch die 4 vorhin benannten am Leben geweſen, denn Suſanna, die dabei 
aufgeführt wird, war ſein älteſtes Kind. 

Barthel Weſſel der Aeltere verkauft denn auch ſchon am 28. Mai 1757 
ſeine Mietsgerechtigkeiten zu Käſemark, wofür er für die Sandhube 2130 fl., 
für die weiteren 50 Morgen Ratsmietsland 7000 fl. erzielt. Das iſt die letzte 
Kunde von ihm. Für ihn wurde der Verkauf ſeines Hofes in Kl. Zünder, wo 
er Kirchenvorſteher war und in Anſehen lebte, verhängnisvoll. Wahrſcheinlich 
hat das Beiſpiel ſeines Bruders Hans, deſſen Erben es zu jener Zeit in 
Woſſitz gut ging, ihn zum Ankauf des vorhin näher bezeichneten Hofes an 
dieſem Orte angeregt, was für ihn aber zu Verluſten führte, die er nicht mehr 
eingebracht hat. 

Sein einziger Sohn Andreas heiratete 1759 die Witwe des Peter 
Janzen, Anna geb. Röhm zu Landau, die dort einen Hof mit 1 Hufe und 
8 Morgen eigen Land beſaß. Weiteres habe ich über dieſen nicht feſtzuſtellen 
vermocht, insbeſondere auch nicht, ob er männliche Nachkommen hinterlaſſen hat. 
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Von den vorhin benannten Töchtern Barthel Weſſels des Aelteren heiratet 
Anna⸗Eliſabeth, geboren Februar 1745, Johann Jacob Preuß, der 1787 die 
Güttländer Fähre erwarb. Auf das Geſchick dieſes Ehepaares komme ich in 
dem Abſchnitt „Stüblau“ zurück. 


4. Andreas Weſſel. 


Er wurde am 19. Oktober 1696 geboren und übernahm, wie vorhin 
ſchon angeführt, am 5. April 1727 den elterlichen Hof zu Sperlingsdorf, der 
zum letzteren Zeitpunkt ſchon annähernd 100 Jahre im Beſitz der Familie war. 
Bald nach der Hofübernahme, am 10. Juni 1727, heiratete er Jungfrau Su— 
ſanna, Tochter des Nachbarn Jacob Eichholz aus Schönau. In der Ehe mit 
ihr wurden ihm 12 Kinder geboren — 6 Söhne und 6 Töchter —, von denen 
aber 3 Söhne und 3 Töchter ſchon in früher Jugend ſtarben. 

Am 30. April 1746 verkaufte Andreas Weſſel den Hof, der ſo lange Zeit 
im Beſitze der Familie geweſen war, für 7000 fl. an die Gebrüder Peter und 
Andreas Janzen. Sein Vater hatte dieſen Beſitz 1689 für 7000 M. über⸗ 
nommen, wonach eine Wertſteigerung von 33 %% vorliegt, die aber zum er— 
heblichen Teile auf den geſunkenen Geldwert zurückzuführen iſt. Andreas Weſſel 
hatte ſeinen Hof zu Sperlingsdorf veräußert, um einen Beſitz in Mönchengrebin 
zu erwerben, den er in Größe von 2 Hufen am 1. Mai 1746 für 6000 fl. 
dort erſtand. Er gab ſo für einen faſt noch einmal ſo großen Beſitz 1000 fl. 
weniger, als wie er für den Sperlingsdorfer bekommen hatte. Es fällt dabei 
aber ins Gewicht, daß der Mönchengrebiner Hof lediglich zu Mietsrecht vergeben 
war und daß gar kein eigenes Land zu demſelben gehörte. 

Mönchengrebin ſoll 1317, alſo bald nach Beginn der Ordensherrſchaft 
über das Stüblauſche Werder, an das Kloſter Oliva gekommen ſein, dem es 
bis zur Beſitznahme Weſtpreußens durch König Friedrich den Großen gehörte. 
In älteren Urkunden wird es auch nicht ſelten als „Oliviſch-Grebin“ bezeichnet. 
Von dieſem 35 Hufen großen Landbeſitz beſiedelte das Kloſter 28 Hufen mit 
Mietsleuten und behielt 7 Hufen in eigener Bewirtſchaftung, was dann im 
Laufe der Zeit den Anlaß zur Bildung von Landgemeinde und Gutsbezirk 
Mönchengrebin gegeben hat, wie ſie gegenwärtig getrennt in kommunaler Be— 
ziehung beſtehen. Wann jene Beſiedelung erfolgt iſt, habe ich nicht feſtſtellen 
können, jedenfalls dürften ſpäteſtens gegen Ende des 16. Jahrhunderts auch in 
Mönchengrebin evangeliſche Mietsleute angeſetzt worden ſein, denn ſeit jener Zeit 
gehören die Bewohner der jetzigen Landgemeinde Mönchengrebin ganz über— 
wiegend nicht der katholiſchen Kirche an. Das Kloſter wird deshalb wohl 
ſeinerzeit in der Zwangslage geweſen ſein, auf andersgläubige Koloniſten zu— 
rückzugreifen, wenn es bei Lage der damaligen Verhältniſſe ſeine Ländereien in 
einen verbeſſerten Kulturzuſtand bringen und ſo ſeine Einkünfte aus denſelben 
vermehren wollte. 

Das Verhältnis zwiſchen dem Kloſter Oliva und ſeinen andersgläubigen 
Untertanen zu Mönchengrebin dürfte geraume Zeit ein gutes geweſen ſein. 
Später tritt dann aber die Unduldſamkeit der geiſtlichen Gutsherrſchaft in 
ſchroffſter Form auf und wird beſonders den evangeliſchen Bewohnern von 
Mönchengrebin beim Ausbruch einer ſeuchenartigen Krankheit im Jahre 1722 
ſehr ſchwer fühlbar. Dem evangeliſchen Prediger wurde es nicht geſtattet, die 
Kranken ſeiner Konfeſſion in ihren Wohnungen zu Mönchengrebin zu beſuchen 
und ihnen das Abendmahl zu ſpenden, ſie mußten vielmehr in das ſtädtiſche 


60 


Gebiet überführt werden, wenn fie dasſelbe empfangen wollten. Dafür führt 
der Prediger Nathanael Kützmann aus Oſterwick bei der Seuche des erwähnten 
Jahres in einer Eingabe an den Rat folgende Fälle an: 


Am 6. Januar wäre der Nachbar Jacob Lietke nach Sperlingsdorf ge— 
bracht, aber wegen ſtrenger Luft noch am ſelben Abend verſtorben. 


Am 10. Januar ſei die Ueberführung des Nachbarn Seegler in eine 
Herrengrebinſche Wohnung bei der Schleuſe erfolgt, der jedoch am Leben ge— 
blieben. a 


Am 14. Januar hätten Michael Paſewark, ein Stiefſohn des Nachbarn 
Jacob Strauß und ein Knecht des Letzteren gemeinſam in einer Herrengrebin— 
ſchen Wohnung das Abendmahl empfangen und wären dort bald danach ver— 
ſtorben. 


Am 15. Januar endete Peter Lietke, ein Sohn des gleichnamigen Nach- 
barn, ebenfalls in einer Herrengrebiner Wohnung ſein Leben. 


Am 25. Januar wurde der Nachbar Gerhard Klinge nach der Grebinſchen 
Mühle transportiert, genas aber wieder. 


Am 18. März 1723 hätte des Nachbars Peter Lietke alte Ehefrau früh- 
morgens unter freiem Himmel auf einem Bagger an des Herrengrebiners Müllers 
Garten auf der Mottlau kommuniziert und wäre dann, bald nachdem ſie nach 
Hauſe gekommen, eines ſanften und ſeligen Todes geſtorben. 


Der letzte Fall, der mit der ſeuchenartigen Krankheit wohl nichts zu tun 
hat, zeigt, daß ſolche troſtloſen Verhältniſſe für die Evangeliſchen in Mönchen- 
grebin Jahre hindurch beſtanden haben. Da die Pocken ſeit 1717 wiederholt 
ſchwer auftraten, ſo dürfte es ſich um dieſe Krankheit gehandelt haben. Wie 
die Verſchleppung derſelben durch die Unduldſamkeit der katholiſchen Geiſtlichkeit 
gefördert ſein muß, kann man ſich vorſtellen. Auf dem Hofe Grebin wurde 
ſeit Mitte des ſiebzehnten Jahrhunderts ein Kandidat der Theologie vom Dan— 
ziger Rat als Lehrer angeſtellt, der gleichzeitig die Gottesdienſte in der dort 
im Herrenhauſe eingerichteten Kapelle abzuhalten hatte und der denn auch wohl 
den Kranken und Sterbenden, die aus Mönchengrebin herübergebracht wurden, 
das Abendmahl gereicht haben wird. 


Uebrigens darf man nicht annehmen, daß die dargelegte Unduldſamkeit 
außergewöhnlich dem Kloſter Oliva anhaftete; in Quadendorf, das dem Kloſter 
Karthaus, und Gemlitz, das damals den Jeſuiten zu Altichottland gehörte, 
lagen die Verhältniſſe nicht anders, nur waren in Gemlitz ſehr wenig evange— 
liſche Einwohner vorhanden. Eine Beſchwerde des Predigers zu Woſſitz über 
den katholiſchen Geiſtlichen zu Gemlitz aus derſelben Zeit iſt aber gerade beſon— 
ders charakteriſtiſch für die damalige Stellung der katholiſchen Prieſterſchaft den 
Evangeliſchen gegenüber, weshalb ich ſie hier wiedergebe. Sie lautet: 


„Im verwichenen Jahre A0 1722 den 1. November bin ich Peter Tanck, 
Prediger in Woſſitz, am XXII. Sonntage nach Trinitatis gleich nach gehal— 
tener Predigt zu einer tödtlich kranken Gärtnerfrau nach Gemlitz zu communi— 
eiren verlangt worden, wozu ich mich ſobald willig erfand, in Erwägung, daß 
die willige und fleißige Beſuchung der Kranken eine beſondere Pflicht von einem 
evangeliſchen Prediger ſei. Es gedachte aber gleich der Bote, daß der Herr 
Pleban des Ortes um Erlaubniß wäre angeſprochen worden, daß er ſich aber 
auf keinerlei Weiſe verſtehen wollte. 
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Dem ungeachtet ich im Namen Gottes meinem Beruf gemäß mit meinem 
Schulmeiſter dahingefahren. Zu mehrer Vermeidung beſorglicher Weitläuftigkeit 
ließ ich bei der Mühle ſtille halten und ſchickte zu dem Herrn Pleban meinen 
Schulmeiſter ab, mit freundlicher Bitte, er möchte es ihm doch nicht entgegen 
ſein laſſen, der allhie kranken lutheriſchen Frauen das heilige Abendmahl, ihrem 
Verlangen gemäß, zu reichen. Dabei gab ich ihm weiter dieſe Anweiſung, daß 
auf den Fall, da der Herr Pleban ſich widerſetzlich zeigen würde, ſo ſollte er 
bei ihm um ein ſchriftliches Verbot anhalten, damit ich ins Künftige wiſſe, daß 
mirs verboten ſei, und wo er das nicht thun wollte, ſo möchte er ihm andeuten, 
daß ich mir dennoch die Freiheit nehmen würde, zum Kranken hinzufahren. 


Nach langem Warten brachte mir mein Schulmeiſter dieſe Nachricht: daß 
der Herr Pleban durchaus nicht darinnen willigen wollte, noch viel weniger ein 
ſchriftliches Verbot von ſich geben, ſondern meine, es wäre ſchon mündlich genug; 
und ich ſollte mich nicht unterſtehen zur Kranken zu begeben, oder er wollte 
mir was anderes beweiſen laſſen. 


Dieſe faſt harte Bedrohung war nicht vermögend, mich in Furcht zu ſetzen, 
ſondern damit ich meinem Amte, ſo viel möglich, ein Genüge thäte, fuhr ich 
ins Dorf hinein. Da ich aber nur noch einige Schritte von der Hütte, worin 
ſich der Kranke befand, entfernt war, ſo wurde von einem papiſtiſchen Weibe, 
welches die Todtengräberin ſoll geweſen ſein, gewegelagert, und mußte auf ihr 
vieles Rufen und lautes Schreien ſtille halten. Ich fragte ihr, warum ſie denn 
ſolches thäte? ſie gab mir zur Antwort: ich wollte zum Kranken hin und das 
ſtünde mir nicht frei. „„Warum denn nicht?““ fragte ich weiter, es hätte mir 
das noch niemand verboten; ſie zeigte mir alsbald an, es käme ſchon derjenige, 
ders mir verbieten würde. 


Als ich desfalls mich umſah, ſo erblickte ich den Herrn Pleban ſelbſt mit 
gar geſchwinden Schritten und ſtörrigen Gebärden auf mich zugehen. Ich ſtieg 
indeſſen von meinem Wagen herunter und ging ihm entgegen; aber kaum 
hatten wir uns erreichet, ſo brach der Herr Pleban mit gar harten Worten 
gegen mich aus: was ich in ſeinem Dorf zu thun hätte? ich ſollte fortmachen 
oder er würde mir was anderes erweiſen! — Auf dieſe harte Anrede begegnete 
ich ihm ganz freundlich und mit aller Höflichkeit: er möchte es nicht übel 
nehmen, daß ich mich unterſtanden hätte in ſein Dorf zu kommen, hätte ihm 
ja meine Aukunft melden laſſen und bäte keine Weitläuftigkeiten zu machen den 
Kranken, der ſich bisher zu meinem Amte gehalten hätte, auch jetzo in der 
äußerſten Schwachheit zu beſuchen und ihm das heilige Abendmahl zu reichen. 


Allein ich erhielt von ihm zur Antwort: „„Durchaus nicht,““ es wäre 
ſolches ungebräuchlich und er werde es nicht zugeben. Dagegen verſetzte ich in 
aller Beſcheidenheit: wie man von demjenigen, was ſelten geſchehe, garnicht 
ſprechen könne, daß es nicht gebräuchlich ſei. Und ſo er's verlangte, ſo wollte 
ich ihm aus meinem Kirchenbuch gar deutlich darthun, daß in vorigen Jahren 
vielmals von Gemlitz in Woſſitz getaufet, getrauet und begraben worden. (Exempel 
zu geſchweigen, ſo hat der ſeelige Herr Martinus Scheritius, damaliger Prediger 
in Woſſitz, in unſerem Kirchenbuche verzeichnet, daß er A0 1627 einen alten 
Mann, Andreas Lange, ſo 28 Jahre papiſtiſch geweſen, in Gemlitz communicirt 
und ihm daſelbſt die Leichenpredigt gehalten.) Daß aber ſo ſelten es geſchehe, 
komme daher, weil in Gemlitz von unſern Glaubensgenoſſen wenige oder 
zuweilen keine darinnen wohnten, und deswegen könnte es dennoch wohl 
gebräuchlich ſein. Ja, daß es gebräuchlich ſein könnte, ſchlöße ich auch daraus, 
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weil die evangeliſchen Prediger in der Stadt die Freiheit hätten auf ihren 
Parochien die Kranken zu beſuchen, imgleichen im Großen und Kleinen Werder 
könnten die Herren Prediger ganz ungehindert zu ihren Patienten gehen, wiſſe 
alſo nicht, warum es eben unſerm Danziger Werder ſollte verboten ſein, nachdem 
kein Verbot davon aufzuweiſen wäre. 

Der Herr Pleban verlangte von nichts zu wiſſen, ſondern blieb beim 
Vorigten mit dieſer Bedrohung: ich ſollte mich fortmachen oder er wollte mir 
gleich Pferd und Wagen wegnehmen laſſen. 


„„Ei,““ ſagte ich, „„das wäre wohl nicht nöthig,““ er höre ja von mir nicht, 
daß ich mich weigerte auf ſeine Verantwortung unverrichteter Sachen umzukehren, 
ſondern ich verlangte nur ſoviel Recht als er es bei allen unſern Dorfſchaften übte 
bei Beſuchung und Communicirung der Kranken. Worauf er mir wieder nach 
ſeiner Gewohnheit antwortet: „„durchaus nicht,““ und ſetzte hinzu, daß wenn 
wirs auch nicht haben wollten, ſo wollte er gleichfalls nicht kommen. 


Nachdem ich alſo durch mein vieles inſtändiges Bitten und Verhalten 
bei dem Herrn Pleban nichts effectuiren konnte, ſo nahm von ihm Abſchied und ſetzte 
hinzu, wie ich mich deswegen bei Einem hochedlen Rat der Stadt melden würde. 
Er gab darauf zur Antwort: das könnte ich thun, er dependire nicht von unſerm 
Magiſtrat, der hätte ihm nichts zu ſagen, ſondern von Collegio. 


Auf ſolche Weiſe war mir das freie Religionsexercitium von dem Herrn 
Pleban in Gemlitz benommen und mußte unverrichteter Sachen zurückkehren. 
Wie ich aber aus dem Dorf wieder hinausfahren wollte, kam der Mann von 
der kranken Frauen mit vielen Thränen und kläglicher Bitte zum Wagen geeilet 
und bat heftig, daß wo ich könnte, möchte ich doch zu ſeiner ja ſehr ſchwachen 
Frauen hinkommen. Mußte ihm aber die betrübte Antwort ertheilen, wie es 
vor diesmal nicht geſchehen könnte, weil der Herr Pleban, wie er ſelbſt geſehen, 
es durchaus nicht zugeben wollte. Sprach ihm inzwiſchen einen guten Mut 
ein, und daß er ſeiner kranken Frauen, auch nur nach ſeiner Einfalt und ſo 
gut wie er könnte, fleißig vorbeten und ihr die feſte Verſicherung geben ſolle, 
daß die jetzige Beraubung des heiligen Abendmahls an ihrer Seligkeit nicht würde 
hinderlich ſein; ſie ſollte ſich deswegen auf keinerlei Weiſe zum Abfall von den 
Papiſten bewegen laſſen, wie ſolches leider viele andere zu ihrem eigenen 
Schaden gethan hätten, ſondern ſie möchte ihrem Jeſu getreu verbleiben bis in 
den Tod, ſo würde ſie ganz gewiß der ewigen Seligkeit theilhaftig werden. 
Wie ſie denn auch am vierten Tag darauf ohne Genießung des heiligen Abend— 
mahls und tröſtlichen Zuſpruchs eines evangeliſchen Predigers, darnach ſie doch 
herzliches Verlangen getragen, geſtorben. 


Ich habe mich alsbald bei unſerem Werderiſchen Amte gemeldet und die ganze 
Sache Seiner Hochlöblichen Geſtrengen Herrlichkeit dem Hochſeeligen Herrn 
Bürgermeiſter Andreas Borkmann, hochgebietendem Adminiſtratori umſtändlich 
referiret, wie der Herr Pleban aus Gemlitz mir und allen evangeliſchen Predigern 
im Werder das freie Religionsexercitium eigenmächtig benehmen wollte, welches 
doch aber durch ſeinen erfolgten ſeligen Tod nicht hat völlig zu einer 
glücklichen Endſchaft gelangen können. 

Vorjetzo iſt noch dieſes beizufügen, daß ſichere Nachbarn aus dem Munde 
des Herrn Pleban gehöret zu haben bezeugen, daß er mir etwas anderes bewieſen 
hätte, wo ich nicht ein Danziger und alſo ſein Landsmann geweſen wäre, und 
dabei von den Woſſitzer Geſchworenen verlanget, daß ſie wieder bei ſolcher Ge— 
legenheit mir keine Pferde geben möchten, wo ſie nicht um dieſelben kommen wollten. 


63 


Gott fördere in Gnaden das Werk aller Derer, die für die Freiheit der 
evangeliſchen Kirche wider alle Bedrückung mit aller Treue ſorgen!“ 


Das Jeſuiten-Kollegium zu Altſchottland, von dem der katholiſche Geiſtliche 
zu Gemlitz, wie er ſelbſt ſagt, „dependirte“, war ja dazu berufen, die Gegen— 
reformation mit allen Mitteln zu betreiben und ſeinem Einfluß iſt die zunehmende 
Verſchärfung der konfeſſionellen Gegenſätze auch im Danziger Werder ſicherlich 
ganz überwiegend zuzuſchreiben. Daß faſt ein Vierteljahrhundert ſpäter, wie 
Andreas Weſſel feinen Hof in Mönchengrebin erſtand, ſich die Verhältniſſe 
in dieſer Beziehung erheblich gebeſſert haben ſollten, iſt nicht anzunehmen. Das 
ſchließt indeſſen nicht aus, daß hinſichtlich des leiblichen Wohles der Anſiedler 
von Mönchengrebin das Wort Geltung behielt: daß es ſich unter dem Krumm— 
ſtabe gut leben läßt. Mindeſtens traf es für das wirtſchaftliche Fortkommen 
Andreas Weſſels zu. Am 26. Januar 1750 ſtarb ſeine Frau, die am 
5. Februar in Herrengrebin begraben wurde. Er heiratete dann im Alter von 
faſt 58 Jahren, am 20. Juni 1753, wie es in den Aufzeichnungen ſeines 
Sohnes heißt: „die tugendſame Jungfer Barbara Klein, des ſeligen Paul Klein, 
Aelteſtenvorſteher, Geſchworenen, Schöppen und wohlbeliebten Mitnachbarn zu 
Letzkau nachgelaſſene Tochter“. In der Ehe mit ihr wurden ihm noch 2 Töchter 
geboren, die aber im jugendlichen Alter verſtorben ſein dürften. Er ſelbſt ſtirbt 
im Alter von 61 Jahren am 13. November 1757 und wird am 22. November 
mit einer Leichenpredigt begraben. Nach dem Woglaffer Kirchenbuche zu Wotzlaff, 
und zwar unter Angabe der Herkunft aus Herrengrebin. Da es aber aus— 
geſchloſſen iſt, daß er den Hof noch zu feinen Lebzeiten an ſeinen Sohn und Beſitz— 
nachfolger übergeben hat, ſo iſt anzunehmen, daß er während ſeiner letzten 
Krankheit nach Herrengrebin gebracht wurde, um der Tröſtungen ſeiner Kirche 
teilhaftig zu werden, und daß er dann dort verſtorben und von dort aus in 
Wotzlaff begraben iſt. 


Abgeſehen von ſeinem Sohne Bartholomäus, der den Beſitz zu Mönchen— 
grebin ſpäterhin übernimmt, iſt mir über die Lebensſchickſale ſeiner ihn überlebenden 
Kinder nichts bekannt geworden. Insbeſondere auch nicht über die ſeiner 
beiden Söhne Jacob und Andreas, von denen nur der letztere einmal als 
Taufzeuge bei einem Kinde ſeines Bruders Bartholomäus auftritt. Da Letzterer 
beim Tode ſeines Vaters erſt 18 Jahre alt war, ſein älteſter Bruder Jacob aber 
bereits im 27. Lebensjahre ſtand, ſo iſt anzunehmen, daß dieſer oder der um 
drei Jahre jüngere Bruder Andreas mit der Stiefmutter die Wirtſchaft fort— 
führten und die Erbauseinanderſetzung erſt nach Verlauf mehrerer Jahre ſtattfand. 


5. Bartholomäus Weſſel. 


Er wird ſtets mit dem vollen Vornamen und nicht Barthel benannt, 
weshalb ich das auch beibehalten habe. Bei ſeiner Geburt am 29. April 1739 
lebten ſeine Eltern noch in Sperlingsdorf und er wurde im Hauſe derſelben 
am 7. Mai getauft, wobei Jacob Nickel und Wilhelm Philipſen von dort als 
Taufzeugen aufgeführt werden. Haustaufen kamen zu jener Zeit nur ausnahms— 
weiſe vor, im vorliegenden Falle wird ſie aber wohl mit dem ſchlechten und 
weiten Weg bis zur Kirche nach Wotzlaff begründet worden ſein. In der Ka— 
pelle zu Sperlingsdorf nahm der Prediger aus Wotzlaff nur während der hohen 
Feſttage nachmittags Gottesdienſte und im Anſchluß an dieſelben kirchliche Amts— 
handlungen vor. 
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Bei der Ueberſiedlung jeiner Eltern nach Mönchengrebin war Bartholo— 
mäus Weſſel erſt 7 Jahre alt. Ob dort eine Schule vorhanden war, habe ich 
nicht feſtſtellen können, wahrſcheinlich war es nicht der Fall, und es iſt ſo an— 
zunehmen, daß er die Schule zu Sperlingsdorf beſucht hat. Jedenfalls bekun— 
dete er ſpäterhin durch Aufzeichnungen, die er über ſeine Familie machte, daß 
er auch Intereſſe für ſolche Dinge beſaß, die über das gewöhnliche Tagewerk 
des Bauern hinausgingen. Dieſe Aufzeichnungen haben mir auch einen weſent— 
lichen Anhalt für die Periode geboten, in der dieſer Familienzweig in Mönchen⸗ 
grebin lebte, da bei der Zugehörigkeit des Ortes zum Klofter Oliva in den 
Werderſchen Amtsakten gewöhnlich nur dann von ihm die Rede iſt, wenn 
öffentliche Intereſſen dazu Anlaß gegeben haben. Bemerkenswert bleibt übri- 
gens, daß Bartholomäus Weſſels Familienchronik nur bis zu deſſen Großvater 
Johann Weſſel zurückreicht, ein Beweis dafür, daß ſchon ihm über die ältere 
Vergangenheit der Familie nichts mehr bekannt war. 

Bartholomäus Weſſel heiratete am 18. Oktober 1768 die Witwe des 
Nachbarn Wulff aus Sperlingsdorf, Florentine geb. Jox. Sie war eine Tochter 
des Nachbarn George Jox zu Guteherberge und deſſen Ehefrau Concordia geb. 
Haſelau. Frau Florentine war erſt 24 Jahre alt, wie ſie Bartholomäus Weſſels 
Ehefrau wurde, trotzdem war ſie ſchon zweimal vorher verheiratet geweſen. In 
erſter Ehe mit dem Witwer Chriſtian Eller aus Grebin, der nach 1½jähriger 
Ehe mit ihr ſtarb. Schon vier Monate nach dem Tode ihres Mannes hei— 
ratete ſie den Nachbarn Heinrich Wulff, und wie auch dieſer nach 2½ jähriger 
Ehe mit ihr ſtarb, ging ſie nach einem gleich kurzen Witwenſtande die Ehe mit 
Bartholomäus Weſſel ein. Das Trauerjahr wurde der Regel nach auch zu 
jener Zeit eingehalten, ſo daß die erhebliche Abkürzung desſelben zu beiden 
Malen auffällig bleibt, die Zeitverhältniſſe mögen indeſſen darauf hingewirkt 
haben. Im Jahre 1765, in dem Chriſtian Eller ſtarb, hatten die Ruſſen im 
Stüblauſchen Werder Quartiere eingenommen (ſiehe Abſchnitt: Gr. Zünder), 
was ſicher dazu angetan war, eine alleinſtehende Witwe zur beſchleunigten 
Wiederverheiratung auch gegen die übliche Sitte zu beſtimmen. 

Während die Ehe der Florentine Jox mit Chriſtian Eller kinderlos ge— 
blieben zu ſein ſcheint, entſtammt ihrer Ehe mit Heinrich Wulff ein Sohn. 
Ueber eine Schicht und Teilung, die ſie letzterem vor ihrer Wiederverheiratung 
hätte geben müſſen, habe ich jedoch nichts ermitteln können. 

Den väterlichen Hof zu Mönchengrebin hat Bartholomäus Weſſel wohl erſt 
wenige Jahre vor ſeiner Verheiratung übernommen. Bald nach dem Tode ſeines 
Vaters treten die ſchweren Bequartierungen des Stüblauſchen Werders mit 
ruſſiſchen Truppen aus Anlaß des Siebenjährigen Krieges in der Zeit von 1758 
bis 1761 alljährlich ein (ſiehe Abſchnitt: Kl. Zünder), wovon auch Mönchen⸗ 
grebin nicht ausgeſchloſſen war, wennſchon es nicht zum Danziger Gebiet ge— 
hörte. In jenen ſchweren Tagen werden die Erben ſchon Mühe und Not genug 
gehabt haben, um vereint den Beſitz zu erhalten, ſo daß die Erbauseinander— 
ſetzung wohl erſt einige Jahre ſpäter möglich wurde. Den Wirren der Zeit 
hatte denn auch Bartholomäus Weſſel nicht lange nach ſeiner Verheiratung 
gerecht zu werden. 1770 belegten nunmehr die Preußen bei einem Konflikt 
Friedrichs des Großen mit der Stadt Danzig unter dem Oberſten von Ingers⸗ 
leben den Hof Grebin und die umliegenden Ortſchaften mit Einquartierung 
(ſiehe Abſchnitt: Gr. Zünder), wobei Mönchengrebin ebenfalls nicht leer aus— 
gegangen ſein dürfte. Mit der erſten Teilung Polens trat dann eine weſent— 
liche Wendung zum Beſſeren für Mönchengrebin ein. Während die Stadt 
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Danzig mit ihrem Gebiet noch bei der Krone Polen verblieb, fiel mit dem dem 
brandenburgiſch-preußiſchen Staat einverleibten Teil des ehemaligen polniſch 
Preußen auch der biſchöfliche oder ſonſt geiſtliche Beſitz 1722 unter die Hoheit 
dieſes Staates. Vom biſchöflichen und klöſterlichen Grundbeſitz gingen auch 
zahlreiche Güter und Dörfer in das Eigentum des Staates gegen ſpätere Ent— 
ſchädigung der katholiſchen Kirche über, was auch für Gut und Gemeinde 
Mönchengrebin zutraf. Während der preußiſche Fiskus das Gut Vorwerk 
Mönchengrebin ſchon 1777 in Erbpacht austat, blieb das Pachtverhältnis der 
Nachbarn in Dorf Mönchengrebin noch zwei Jahrzehnte hindurch unverändert 
beſtehen. Nur eine Art Grundſteuer, die fixierte Hubenkontribution, auch Kgl. 
Kontribution benannt, wurde ihnen auferlegt. Dieſe Steuer wurde aber nach 
der öffentlich-rechtlichen Qualität des Beſitzes erhoben und durfte nicht mehr 
als 3 Thlr. pro Hufe beim Bauern betragen, wozu man im Unterſchiede von 
Kolonne, Freien ꝛc. die Zeitpächter in Gemeinde Mönchengrebin nach Höhe der 
von ihnen entrichteten Kontributionsbeträge gerechnet zu haben ſcheint. 

Wenn die wirtſchaftlichen Intereſſen der Nachbarn zu Mönchengrebin 
nach ihrer Zugehörigkeit zum preußiſchen Staate ſicherlich bald eine kräftige 
Förderung erhielten, ſo dürfte der Wechſel in der Gutsherrſchaft andererſeits 
für Bartholomäus Weſſel zu erheblich vermehrter Arbeit und Verantwortlichkeit 
geführt haben. Anſcheinend war er ſchon zur Uebergangszeit Schulze von 
Mönchengrebin, ſo daß er in ſeiner Gemeinde an erſter Stelle für die Durch— 
führung der Anordnungen zu ſorgen hatte, die ſeitens der neuen Behörden er— 
gingen. Mönchengrebin wurde dem ehemaligen biſchöflichen Amte Subkau 
unterſtellt, deſſen Verwaltung nun preußiſchen Beamten übertragen war. Subkau 
liegt auf der Höhe bei Dirſchau, ſo daß die Erledigung von Dienſtgeſchäften 
auf dieſem Amte bei dem damaligen Zuſtande der Wege für den Schulzen von 
Mönchengrebin nicht gerade ſelten mit recht erheblichen Schwierigkeiten verknüpft 
geweſen ſein muß. Und dasſelbe traf auch hinſichtlich des Domänen-Juſtizamtes 
Subkau zu, das wohl ſeinen Sitz in Dirſchau ſelbſt hatte. 

Bald nach Eintritt des preußiſchen Regiments hatte Bartholomäus Weſſel 
den Tod ſeiner Ehefrau zu beklagen. Sie ſtarb am 1. April 1773 im Alter 
von 28 Jahren. Ihrer Ehe mit Bartholomäus Weſſel entſtammten 3 Söhne, 
von denen aber nur „Andreas“ zu mündigen Jahren gelangte. Schon nach 
einem halben Jahre, und zwar am 19. Oktober desſelben Jahres geht Bartho⸗ 
lomäus Weſſel die zweite Ehe ein, und zwar, wie er ſelber ſchreibt: „mit der 
viel ehr- und tugendreichen Jungfer Anna Maria Segler, des weiland ehrbaren 
Michael Segler, wohlangeſehenen Mitnachbars in Mönchengrebin nachgelaſſene 
Jungfer Tochter“. In dieſer Ehe wurden ihm 13 Kinder geboren, von denen 
jedoch 8 ſchon in früheſter Jugend verſtarben. Die Kinder werden überwiegend 
in der Kapelle des Hofes Grebin, teilweiſe auch im elterlichen Hauſe getauft. 
Zur Bekundung von Intoleranz der evangeliſchen Nachbarn zu Mönchengrebin 
gegenüber fehlt es der katholiſchen Geiſtlichkeit nunmehr an Machtfülle. 

1787 erwarb Bartholomäus Weſſel einen zweiten Hof zu Mönchengrebin 
mit 1 Hufe 24 Morgen, jo daß ſein geſamtes Pachtland nun 3½ Hufen aus: 
machte. Die Pachtbedingungen ſcheinen bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
unverändert dieſelben wie zur Zeit der Gutsherrſchaft des Kloſters Oliva ge- 
blieben zu ſein, d. h. ſie wurden von 5 zu 5 Jahren zum Mietszins von etwa 
5 fl. Danz. Cour. und einer nicht ſehr ins Gewicht fallenden Naturallieferung 
von Hafer und Gerſte pro kulm. Morgen verlängert. Mit Ablauf des bezeich- 
neten Jahrhunderts nimmt die preußiſche Verwaltung dann die Verhandlungen 
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auf, um den Nachbarn zu Mönchengrebin ihre Pachtländereien zu emphyteuti⸗ 
ſchen Rechten zu übertragen. Zu dieſem Behufe hatte die Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer zu Marienwerder eine Taxe aufſtellen laſſen, bei der für die zu ermit- 
telnde Pacht die Lieferung eines Scheffels Roggen pro magdeburger Morgen 
bei Acker und Gärten und ½ Scheffels beim Moorlande zugrunde gelegt war. 
Die Größe der zinspflichtigen Geſamtländereien ſtellte ſich dabei nur auf 
25 Hufen 14 Morgen kulmiſch heraus, während die Nachbarn bisher für 26 Hufen 
10 Morgen geleiſtet hatten, welche Differenz wohl darauf zurückzuführen war, 
daß die Taxe Dorfs- und Unland unberückſichtigt gelaſſen hatte. Sie erſtrebt 
auch augenſcheinlich keine ſofortige Zinserhöhung, ſondern bezweckt zunächſt ein 
geſicherteres Nutzungsrecht der Landmieter. Denn der Kontrakt ſollte auf dreißig 
Jahre abgeſchloſſen und während der Geltungsdauer desſelben der Wert des 
Roggens, der erſtmalig auf 60 gl.*) pro Scheffel normiert war, nach einer von 
der Kriegs- und Domänenkammer jeweilig feſtzuſetzenden Taxe abgetragen wer— 
den, ſoweit nicht eine verhältnismäßig geringe Naturallieferung kontraktmäßig 
zu erfolgen hatte. Gegen die Einſtellung eines ſchwankenden Roggenwertes in 
den Vertrag richtet ſich nun vornehmlich der Widerſtand der Pflichtigen. So 
heben ſie 1801 auf dem Domänen-Juſtizamt Subkau unter Führung ihres 
Schulzen Bartholomäus Weſſel hervor: „Sie würden es dankbar anerkennen 
und durch bereitwillige Erfüllung ihrer Pflichten thätig beweiſen, wenn Se. 
Kgl. Majeſtät allergnädigſt geruhen wolle, ihnen den Beſitz ihrer Höfe erblich 
zuzuſichern, auf welchen Fall ſie jedoch die Bitte wagen müſſen, die Zahlung 
der 1326 Scheffel Roggen für die Zukunft blos in Gelde zu 884 Thlr. anzu— 
nehmen, da ſie ohnehin bei ihrer Erklärung, ſich der Erhöhung der Taxe zu 
unterwerfen, übereilt worden und dieſen Umſtand nicht überlegt hätten. Allein 
ſchon die vorgeſehene Naturallieferung von 131 Scheffel 4 Mtz. Roggen würde 
ſie bei einem Jahre, wie das verfloſſene geweſen, ruiniren, wenn ſolche gefor— 
dert würden, umſomehr alſo die Erhöhung der Taxe, bei der ſie ohne Bedenken 
arme Leute werden müßten.“ Unter Erhöhung der Taxe iſt zweifellos der 
ſchwankende Taxwert des Roggens zu verſtehen. Für das Jahr 1800 wird 
der Preis des Roggens in Danzig mit 2 Thlr. 49 ½ gl. preußiſch pro Scheffel 
angegeben; der Weizen galt gleichzeitig 4 Thlr. 45 gl. preußiſch. Die hohen 
Getreidepreiſe waren wohl ganz überwiegend durch den Bedarf Englands her— 
vorgerufen, das ſich zur ſelben Zeit mit den in der zweiten Koalition vereinigten 
Mächten im Kriege gegen Frankreich befand. Preußen hatte ſeinen Beitritt zur 
Koalition abgelehnt, was ſich allerdings ſpäter ſchwer rächte, zunächſt aber das 
Erwerbsleben ſeiner Bewohner erheblich förderte und den Wohlſtand in den ſich 
noch anſchließenden Friedensjahren ſehr hob. 

Eine Berückſichtigung der Wünſche der Mönchengrebiner erfolgte nicht, 
und wenn ſie dann auch ihre Zuſtimmung durch wenig belangreiche Ausſtel— 
lungen hinzuzögern verſuchten, ſo ließen ſie ſich doch zu derſelben herbei, nach— 
dem ihnen im Auftrage der Kriegs- und Domänenkammer bekannt gemacht war, 
daß bei Aufrechterhaltung ihrer Widerſprüche die Lizitation ihrer Ländereien 
verfügt werden würde. Der neue Kontrakt kam dann am 10. Januar 1803 
zum Abſchluß mit Gültigkeit für die Zeit von 1800 —1830. Die Differenz in 
den Leiſtungen der Pflichtigen beſtand zunächſt lediglich darin, daß ſie bis dahin 
Hubenzins und Naturalien im Werte von 934 Thlr. 25 gl. abgeführt hatten, 
nunmehr aber an Landzins einſchließlich der Naturallieferung an Roggen 
971 Thlr. 45 gl. aufbringen mußten. Allerdings mußte bei den anhaltend hohen 
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Getreidepreiſen mit einer Erhöhung des Landzinſes bei Neubemeſſung des dem: 
ſelben zugrunde liegenden Roggenwertes gerechnet werden und zum Schutze der 
Leiſtungspflichtigen nach dieſer Richtung hin war denn auch noch die Beſtim— 
mung in den Kontrakt aufgenommen, daß auch die allgemeine Landestaxe, die 
für Weſtpreußen geltend ſei, für Bemeſſung des Roggenwertes als Norm heran— 
gezogen werden könne. 

Als beſonders bemerkenswert iſt noch hervorzuheben, daß ſämtliche 
Emphyteuten der Ortſchaft für die aus dem Vertrage herrührenden Verbindlichkeiten 
ſolidariſch hafteten, daß ſie ihre Gebäude nach dem wahren Werte bei der Kgl. 
Feuerſozietät in Marienwerder zu verſichern hatten, daß ſie ihre ſämtlichen 
Zuchtſtuten bei dem Landgeſtüt zum Brennen und zur Bedeckung durch Land⸗ 
geſtütsbeſchäler ſtellen mußten und daß ihnen ſelbſtverſtändlich die geſamten 
Deich⸗, Entwäſſerungs- und Gemeindelaſten wie bisher zufielen. 

Die Verpflichtung zur Weiterzahlung der vorhin erwähnten fixierten 
Hubenkontribution wird durch den Vertrag nicht berührt. Neu ſcheint die Ein— 
ſtellung eines Erntetrinkegeldes zu ſein, das gleichmäßig 9 gl. 6 Pf. für jeden 
Hof betrug. Dafür erlangte jeder Nachbar das Recht, einen geringen Haustrunk 
während der Ernte für ſich und die bei ihm in Arbeit ſtehenden Leute von 
1 Scheffel Malz pro Tonne ſelbſt zu kochen. Zur anderen Jahreszeit hatte 
er aber Bier und Branntwein zum häuslichen Gebrauch wie bei beſonderen Aus— 
richtungen vom Vorwerks-Erbpächter zu entnehmen, auf welchen demnach die 
Brenn- und Braugerechtigkeit übergegangen war, die vordem die Kloſterherrſchaft 
über Gut Mönchengrebin für ſich in Anſpruch genommen hatte. 


Bei Aushändigung des Kontrakts hatten die nunmehrigen Emphyteuten 
dann noch einen einmaligen Betrag von 200 Thlr. als „neue Einmiete“ an 
die Kgl. Kaſſe zu zahlen. Der Kontrakt war auf Spezialbefehl des Königs 
unterm 16. März 1803 mittelſt Direktorial⸗-Reſkripts genehmigt worden, und am 
18. Juli desſelben Jahres nahmen denn auch der Schulze Bartholomäus Weſſel 
und der Ratmann Peter Philipſen auf dem Domänen-Juſtizamt Subkau die 
Originalverſchreibung nach Abführung jener Einmiete in Empfang. 

Für Bartholomäus Weſſel wird das ein Tag geſchäftlicher und auch ſee— 
liſcher Erleichterung geweſen ſein. Denn ſicherlich hat er während des faſt 
vierjährigen Zeitraums, in dem die Verhandlungen über den emphyteutiſchen 
Kontrakt ſich hinzogen, ſchwer zu tragen gehabt. Die Behörden werden ihn 
für die Verſchleppung der Angelegenheit verantwortlich gemacht haben, während 
es ihm ſchwer genug geworden ſein mag, die geſamte Nachbarſchaft unter einen 
Hut zu bringen. Er hatte ſich aber nur noch eine kurze Friſt eines ruhigeren 
Lebens zu erfreuen, denn er ſtarb ſchon im Alter von 65 Jahren am 14. Juni 1804. 


Die Aufzeichnungen Bartholomäus Weſſels laſſen ſeinen tief religiöſen 
Sinn erkennen; feſtes Gottvertrauen hielt ſeinen Mut in den ſchwierigen Lagen 
ſeines Lebens immer aufrecht. Sein Wandel entſprach ſolcher Ueberzeugung und 
wurde in Verbindung mit klarem Sinn und praktiſchem Verſtändnis dafür be⸗ 
ſtimmend, daß er ſich eines hohen Anſehens auch über die Grenzen ſeiner Dorfs— 
mark hinaus erfreute. Wie gezeigt, war er bereits beſtrebt, für ſich und ſeine 
Nachbarn die Scholle, die ſie bebauten, als freies Eigentum zu erlangen. Wenn 
er das auch nicht erreicht, ſo war doch mit dem emphyteutiſchen Kontrakte, der 
1803 geſchloſſen wurde, der in jener Zeit allein offen ſtehende Weg dazu ein⸗ 
geſchlagen. Zunächſt trat allerdings erſt wieder ein Wechſel ſowohl in der 
Staatszugehörigkeit wie in der Gutsherrſchaft der Gemeinde Mönchengrebin ein. 
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Nach dem Tilfiter Frieden vom 9. Juli 1807 kam es zu dem Danziger Frei 
ſtaate, bei dem es bis zur Beendigung der franzöſiſchen Herrſchaft über Danzig 
verblieb. Nach Aufhebung dieſes Freiſtaates und der Wiedervereinigung des— 
ſelben mit der preußiſchen Monarchie trat Mönchengrebin aber 1814 wieder in 
ſein altes Verhältnis zum preußiſchen Fiskus als Gutsherrn zurück. Beim 
Ablauf des emphyteutiſchen Kontrakts erfolgte dann der neuen preußiſchen Ge— 
ſetzgebung entſprechend die gutsherrlich-bäuerliche Regulierung, in deren Verlauf 
durch den unterm 17. Juli 1835 beftätigten Rezeß den Emphyteuten zu 
Mönchengrebin ihre Ländereien zum freien Eigentum übertragen wurden. Die 
dafür zu erlegende Rente blieb zunächſt noch eine ſchwankende, nach dem 14jäh— 
rigen Durchſchnittsmarktpreiſe der Stadt Danzig mit Ausſchaltung der zwei 
teuerſten und der zwei wohlfeilſten Jahre, was nun aber bei den dauernd nie— 
drigen Getreidepreiſen dieſer Periode lediglich den Grundbeſitzern zugute kam. 
1852 erfolgte dann die Ablöſung der Rente durch die Rentenbank. 


Auch ſchon bei Uebertragung des Beſitzes zum freien Eigentum waren 
die Nachkommen Bartholomäus Weſſels längſt aus der Liſte der Nachbarn zu 
Mönchengrebin geſtrichen. Seine Ehefrau ſtarb ſchon zwei Monate nach ihm 
am 18. Auguſt 1804 im Alter von 53 Jahren. Ebenſo wurde noch ihre 
Tochter Conſtantia Renate im ſelben Jahre durch den Tod dahingerafft, ſo daß 
man wohl annehmen kann, daß ſie ſämtlich einer anſteckenden Krankheit erlegen 
ſind. Aus der zweiten Ehe des Bartholomäus Weſſel blieben danach nur vier 
Kinder am Leben, von denen das jüngſte, Florentine Eliſabeth, 16 Jahre alt war. 


Andreas Weſſel, der am 13. Auguſt 1769 geborene Sohn erſter Ehe 
des Bartholomäus dürfte ſich beim Ableben ſeines Vaters nicht mehr in deſſen 
Haushalt befunden haben. Er iſt ſpäter Inhaber eines Kruggrundſtückes zu 
Stüblau und ſtirbt dort verarmt am 29. April 1809. Seine Ehefrau Anna 
Chriſtine geb. Wittezonska folgte ihm ſchon am 23. Mai nach und die drei 
hinterbliebenen Waiſen nimmt ſich dann Barthel Weſſel zu Sperlingsdorf, der 
Stiefbruder des Verſtorbenen an. Er ſchreibt darüber in Fortführung der Auf— 
zeichnungen ſeines Vaters, daß er die beiden Mädchen bei ſich aufgenommen 
habe und daß ſein Herr Schwager Jacob Kiep ſich des Knaben erbarmt. Darüber, 
was aus dieſen Kindern geworden, fehlt jegliche Auskunft. 


Von den Kindern zweiter Ehe des Bartholomäus Weſſel heiratet die am 
27. Oktober 1792 geborene Florentine Eliſabeth am 15. Januar 1818 den 
Lehrer und Organiſten Nathanael Gottlieb Scheibe zu Sperlingsdorf. 


Den väterlichen Beſitz zu Mönchengrebin übernahmen, jedenfalls noch vor 
Ausbruch des Krieges, bei der Erbauseinanderſetzung die beiden Söhne Gottlieb 
und Johann Jacob, während ihr Bruder Barthel durch Heirat 1806 in Sperlings— 
dorf anſäſſig wurde. 


Gottlieb Weſſel, geboren am 18. Dezember 1776, fiel dabei der von 
ſeinem Vater 1787 angekaufte Hof zu. Er verheiratete ſich Oktober 1806 mit 
Conſtantine Renate Segler, ſtarb aber ſchon im folgenden Jahre mit Hinter- 
laſſung einer Tochter Juliana Albertine. Seine Witwe heiratete bald nachher, 
wie die Franzoſen bereits im Lande waren, einen Johann Töws und ließ bei 
der vorhergehenden Schicht und Teilung für dieſe Tochter auf dem Hofe 4000 fl. 
eintragen. Dieſer Hof war aber bereits mit 5665 fl. Danz. Cour. für das 
Kloſter Oliva und mit 10000 fl. D. C. für ihren Schwager Barthel Weſſel 
zu Sperlingsdorf belaſtet. Wenn man dabei berückſichtigt, daß zu jener Zeit 
bei dem emphyteutiſchen Beſitzz lediglich die Gebäude und das Inventar als 
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Unterpfand für die Gläubiger in Betracht kamen, dann ſieht man, welch hoher 
Wert den landwirtſchaftlichen Nutzungen auch noch nach Eintritt des Krieges 
beigemeſſen wurde. Den dann ſich anſchließenden Schäden und Laſten, welche 
die Franzoſenzeit mit ſich brachte, war Töws natürlich nicht gewachſen und er 
verließ den Hof 1812, weil er ihn aus Mangel an Beſatz nicht mehr bewirt- 
ſchaften konnte. Zuf olgedeſſen mußten die übrigen Nachbarn zu Mönchengrebin die 
auf dieſen Hof entfallenden Fuhren und Podwodden leiſten, weshalb der Bürger— 
meiſter auf deren Antrag den öffentlichen Verkauf des Grundſtücks anordnete, 
nachdem die Vormünder der Julianne Albertine Weſſel zuvor anerkannt, daß 
die Mutter ihres Mündels bei der Schicht und Teilung und dem damaligen 
Wert des Beſitzes eigentlich kein Vermögen mehr beſeſſen und zur Ausſetzung 
der 4000 fl. nicht mehr imſtande geweſen wäre. Es ſei das eben in der 
Hoffnung auf beſſere Zeiten geſchehen, die jedoch noch viel ſchlechter geworden, ſo 
daß der Hof nunmehr noch einen geringeren Wert wie damals habe. 

Im Ausruf erſteht den Hof dann Barthel Weſſel aus Sperlingsdorf, um 
ſeine vorhin bezeichnete Forderung zu retten für 5400 fl. D.C. am 30. November 1812. 


Johann Jacob Weſſel, der jüngſte 1783 geborene Sohn des Bartholomäus 
übernimmt den Hof zu Mönchengrebin, der bereits auf ſeinen Vater im Erb— 
gange überkommen war. Er heiratet Anna Catharina Helena Strehlau, eine 
Tochter des Nachbarn Joh. Gottlieb Strehlau und deſſen Ehefrau Anna Catharina 
geb. König zu Mönchengrebin, der dort einen Hof mit 33½ Morgen, die 
Hälfte von einem Hofe mit 20 Morgen und einen Krug, den ſogenannten 
Stegkrug beſaß. Auf dem elterlichen Grundſtück, das Joh. Jacob Weſſel übernahm, 
ſtanden 375 Thlr. für das Kloſter Oliva und 750 Thlr. für einen Heinrich 
Wulff eingetragen. Bei Letzterem dürfte es ſich um den Sohn der erſten 
Ehefrau von Bartholomäus Weſſel geb. Jorx handeln. Bei der Uebernahme des 
Beſitzes wurden dann noch 10000 fl. D. C. für die Schweſter Eliſabeth Florentine 
des Käufers eingetragen, die deren Erbteil ausmachten, und da Joh. Jacob Weſſels 
Erbteil in gleicher Höhe durch die Uebernahme des Hofes beglichen ſein wird, 
ſo läßt ſich der Kaufpreis auf 6125 Thlr. bemeſſen. 1816 mußte er den Hof 
verkaufen, weil er ſich auf ihm nicht halten konnte. Er erhielt für ihn 3535 Thlr. 
und damit nicht viel über die Hälfte des Preiſes, für den er ihn angenommen. 
Seine Gläubiger vermochte er nur zu befriedigen, weil ſeine Schweſter ſich für 
ihre Forderung mit dem Reſt des Verkaufserlöſes begnügte, der nach Anrechnung 
der beiden erſten Hypotheken und nach Entrichtung von 1100 Thlr. rückſtändigen 
Zinfen, Kämmereis und Dorfsabgaben übrig blieb. Es waren das 1327 Thlr. 

2 gl. 6 Pf. anſtatt 2500 Thlr. Kapitalforderung und 500 Thlr. rückſtändiger 
Zuſen Der Krieg hatte mithin auch Joh. Jacob Weſſel zum Bettler gemacht. 
Zur Erhaltung ſeiner Exiſtenz ſcheint ihm die Familie ſeiner Ehefrau dann 
die Nutzung des Stegkruges überwieſen zu haben. Sein Schwiegervater 
Joh. Gottlieb Strelau war bereits 1813 geſtorben, 1818 ſchied auch ſeine 
Schwiegermutter aus dem Leben, und bei der dann folgenden Erbteilung nahm 
ſeine Ehefrau den Krug 1820 für 300 Thlr. an. Ihr Erbteil betrug im 
ganzen 573 Thlr. und ihre drei Geſchwiſter beließen es ihr auch im vollen 
Umfange, wenngleich in die Erbſchaftsmaſſe auch Schuldbeträge des Weſſelſchen 
Ehepaares eingeſtellt waren. Ein Zeichen dafür, daß es den Geſchwiſtern der 
Ehefrau beſſer gegangen ſein muß, wie dieſer. Auf dem Stegkruge, zu dem 
annähernd 1 Morgen kulm. gehörte, dürfte Joh. Jacob Weſſel ſich und die 
Seinen nur kümmerlich ernährt haben. 1838 beerbt er noch ſeinen Bruder 
Barthel zu Sperlingsdorf mit etwa 1600 Thlr., doch ſcheint er wirtſchaftlich nicht 
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mehr vorwärts gekommen zu ſein. Er ſtirbt 66 Jahre alt am 11. Dezember 1849, 
während ſeine Ehefrau bis zum Jahre 1857 lebt. 

Nach dem Tode der Letzteren treten als Erben nur 2 Söhne auf, der Arbeiter 
Gottlieb Auguſt Weſſel aus Prauſterfelde, der mit Caroline Wilhelmine geb. 
Prczechlewski verheiratet iſt, und der Oekonom Barthel Weſſel. Letzterer findet 
ſeinen vorbenannten Bruder mit 100 Thlr. ab und behält den Krug. 

Barthel Weſſel, geb. 1812, heiratet wohl erſt nach dem Tode ſeiner 
Mutter Renate Schiedmann, eine Tochter des Arbeiters Johann Schiedmann. 
Die Krugwirtſchaft Lie er eingehen und er lebte dann als Eigenkätner auf dem 
Grundſtück. Seine Frau ſtarb am 8. September 1883, während ihm ein Alter 
von 81 Jahren beſchieden war, da ſein Leben am 14. Dezember 1893 endete. 

Der Ehe entſtammten drei Töchter: Ottilie Amanda, geb. 1858, Louiſe 
Emilie, geb. 1861, und Hulda Auguſte, geb. 1866, von denen zwei gegenwärtig 
noch das ehemalige Kruggrundſtück gemeinſam beſitzen, ſoweit meine Ermittelungen 
reichen. Die letzte kleine Scholle, die den Abkömmlingen der Sperlingsdorfer 
Stammlinie verblieben iſt, die den Familiennamen tragen! — 


6. Barthel Weſſel. 


Er wurde am 26. April 1779 zu Mönchengrebin geboren und ſtand ſo im 
Lebensalter zwiſchen ſeinen Brüdern Gottlieb und Joh. Jacob, von denen bereits 
vorſtehend die Rede war. Von den 4 Söhnen des Bartholomäus Weſſel, die 
beim Ausbruch des Krieges 1806 noch am Leben waren, iſt er der einzige, 
der durch denſelben nicht verarmte. Recht kritiſche wirtſchaftliche Situationen 
blieben natürlich auch ihm nicht erſpart. Jedenfalls begann er ſeinen eigenen 
Hausſtand unter recht günſtigen Umſtänden. 

Barthel Weſſel heiratete am 22. Juli 1806 Jungfrau Suſanne Eliſabeth 
Janzen, eine Tochter des verſtorbenen Nachbarn Andreas Janzen und deſſen 
Ehefrau Suſanne geb. Wulff. Letztere war in vierter Ehe mit dem Nachbarn Joh. 
Jacob Bluhm zu Sperlingsdorf verheiratet. Dieſes Bluhmſche Ehepaar beſaß 
4 Höfe in Sperlingsdorf und 1 Hof in Mönchengrebin mit zuſammen 9 Hufen 
11 Morgen. Bei der Schicht und Teilung, die Joh. Jacob Bluhm den drei 
Kindern ſeiner verſtorbenen Ehefrau aus deren erſten beiden Ehen am 3. Juli 
1800 gab — ihre beiden letzten Ehen waren kinderlos geblieben — übernahm 
die ältere an Salomon Bluhm verheiratete Schweſter der Suſanne Eliſabeth 
Janzen zwei Höfe in Sperlingsdorf, während der Schichtgeber die dortigen 
beiden anderen Höfe und den Hof zu Mönchengrebin behielt. Das Vater- und 
Muttergut der Suſanne Eliſabeth, das 34576 fl. 4 gl. 9 Pf. betrug, wurde 
mit 4% verzinslich auf den Höfen des Schichtgebers eingetragen. Wahr⸗ 
ſcheinlich blieb ſie im Hauſe ihres Stiefvaters, der 1806 ſtarb. In ſeinem 
Teſtamente hatte er feſtgeſetzt, daß Suſanne Eliſabeth die beiden ihm zu Sper— 
lingsdorf gehörigen Höfe für 60000 fl. übernehmen könne, wenn ſie das wolle. 
Bei der Schicht und Teilung im Jahre 1800 waren dieſe beiden Höfe auf 
36086 fl. ohne Inventar und Mobiliar geſchätzt worden. Suſanne Eliſabeth 
war mit der teſtamentariſchen Bedingung einverſtanden und ſie übernahm die 
beiden Höfe, die dann in das Eigentum ihres Mannes, des Barthel Weſſel 
übergingen. 

Von dieſen Höfen, die noch beide mit Gebäuden beſetzt waren, beſtand 
der eine aus 10 Morgen Eigenland und 38½ Morgen der Stadt emphhteu- 
tiſch Land, der andere lediglich aus 2 Hufen 14 Morgen der Stadt emphy⸗ 
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teutiſch Land. Der erſtere Hof war nun der alte Stammhof der Sperlings- 
dorfer Linie, den Hans Weſſel, der Stammvater dieſer Linie, am 1. Mai 1668 
von ſeinem Bruder Barthel übernahm und den ſein Großſohn Andreas am 
30. April 1746 verkaufte. Zu letzterem Zeitpunkt war der Hof einſchließlich 
der Beſitzzeit des eben erwähnten Barthel Weſſel mindeſtens 116 Jahre im 
Beſitz der Familie Weſſel geweſen. Daß der Abkömmling derſelben, dem dieſes 
Erbe erneut 1806 zufiel, das aber jemals erfahren haben ſollte, glaube ich nicht, 
denn im zutreffenden Falle würde er oder ſein Vater in ſeinen Aufzeichnungen 
es nicht unerwähnt gelaſſen haben. 


Bei der Schätzung der Höfe zur vorerwähnten Schicht und Teilung im 
Jahre 1800 wurde der Morgen Mietsland in Mönchengrebin mit 128 fl., der 
Morgen emphyteutiſch Land in Sperlingsdorf mit 304 fl. geſchätzt. Da der 
emphyteutiſche Vertrag mit den Mönchengrebinern erſt 1803 zum Abſchluß kam, 
ſo iſt daraus zu erſehen, welch höherer Wert dem emphyteutiſchen Mietsrecht 
im Verhältnis zur reinen Zeitpacht beigemeſſen wurde, ſelbſt wenn die Boden— 
qualität in Sperlingsdorf, was wohl anzunehmen, durchſchnittlich beſſer war. 


Den Sperlingsdorfern war das ihren Höfen zugemeſſene Mietsland vom 
Hofe Grebin bereits 1762 von der Stadt Danzig zu emphyteutiſchen Rechten 
zugewieſen worden, und zwar zu einem feſten Satze von 5½ fl. pro Morgen, 
der als Canon bezeichnet wird. Im übrigen waren die Verpflichtungen der 
Emphyteuten gleichartige, als wie ſie für Mönchengrebin zur Geltung gelangten. 
Die Vertragszeit blieb allerdings zunächſt eine fünfjährige und wurde wohl erſt 
unter Einwirkung des preußiſchen Regiments 1797 auf eine dreißigjährige ver- 
längert. Die erſte derart verlängerte Vertragsperiode wurde mit ihrem Beginn 
auf Lichtmeß 1792 zurückgelegt und währte mithin bis dahin 1822. Ihr ſchloß 
ſich dann ein 1821 abgeſchloſſener gleichartiger Vertrag an, nach dem die „neue 
Einmiete“ 191 Thlr. 14 Sgr. 3/, Pf. betrug. Der Canon wird nunmehr nach 
preußiſcher Währung auf 1 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf. pro Morgen berechnet. 1855 
wird dieſer Canon durch die Rentenbank abgelöſt und die Sperlingsdorfer er— 
halten denn auch erſt zu dieſem Zeitpunkt ihre früheren Mietsländereien zum 
freien Eigentum. 


Es handelte ſich dabei für die geſamte Nachbarſchaft zu Sperlingsdorf 
um 8 Hufen 4 Morgen 150 ( Ruthen, alſo um mehr als die Hälfte des 
Geſamtareals dieſer Ortſchaft. 


Wenn Barthel Weſſels Ehefrau die beiden Höfe mit zuſammen 3 Hufen 
12½ Morgen, worunter nur 10 Morgen Eigenland waren, 1806 für 60000 fl. 
übernommen hatte, ſo dürfte das ein angemeſſener Preis geweſen ſein, denn es 
machte das ſchon immer 4375 Thlr. für die Hufe aus. Bei dem fortſchrei⸗ 
tenden Sinken der Grundſtückswerte nach Ausbruch des Krieges und der gleich— 
zeitigen Steigerung aller Laſten war denn auch Barthel Weſſel 1812 bereits 
an das Ende ſeiner Leiſtungsfähigkeit gelangt. Er und ſeine Ehefrau erklären 
deshalb den Erben ihres Vorbeſitzers, daß ſie die Höfe zu dem vereinbarten 
Preiſe nicht behalten könnten und kommen denn mit dieſen auch am 16. Juli 
1812 zu einer Vereinbarung, wonach der Exwerbspreis auf 33 576 fl. 4 al. 
9 Pf. ermäßigt wird. Die Erben begnügten ſich nunmehr mit einer Abfindung 
von 8000 fl., die auf den Höfen zu 4% ſtehen blieb, und fie ſcheinen danach 
ihre urſprüngliche Forderung auf ein Drittel ermäßigt zu haben. Im anderen 
Falle hätten ſie wohl alles verloren, da zu jener Zeit andere Käufer nicht zu 
finden waren. 
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Trotz der ſchwierigen Lage, in der ſich Barthel Weſſel danach auf ſeinem 
Beſitze befand, entſchloß er ſich dennoch im ſelben Jahre zum Erwerb des ehe— 
maligen Beſitzes ſeines verſtorbenen Bruders Gottlieb zu Mönchengrebin, wie 
das bereits früher angeführt iſt. Es geſchah das natürlich, um ſein auf dem 
Hofe eingetragenes Erbteil von 10000 fl. zu retten, läßt aber in Anbetracht 
der Zeitverhältniſſe mit ihren unerſchwinglichen Forderungen der franzöſiſchen 
Bedrücker immerhin einen nicht geringen Wagemut erkennen. Lange ſcheint 
Barthel Weſſel den Mönchengrebiner Hof nicht beſeſſen zu haben; wie er beim 
Verkauf desſelben ſchließlich herausgekommen iſt, habe ich nicht feſtgeſtellt. 

Nach Eintritt des Friedens hat Barthel Weſſel zunächſt noch wirtſchaft— 
lich zu kämpfen gehabt, denn dies gab ihm wohl den Anlaß, 7½ Morgen 
emphyteutiſch Land, im Sperlingsdorfer Bruch gelegen, für 1500 fl. D. C. an 
den Nachbarn Wilhelm Nickel zu verkaufen. Auch bei den durch den Krieg 
nicht zu hoch verſchuldeten Landwirten trat die Hebung des Wohlſtandes doch 
erſt ſehr allmählich ein. 

1816 war für ihn inſofern ein ereignisvolles Jahr, als er in demſelben 
zum Vorſteher der Kirche zu Wotzlaff und zum Schulzen von Grebinerfeld ge— 
wählt wurde, nach welchem letzteren Ort 14 Morgen ſeines emphyteutiſchen 
Stadtlandes gehörten. Hinſichtlich des erſteren Amtes fleht er in ſeinen Auf— 
zeichnungen: „Gott ſchenke mir die Gnade und den Verſtand, daß ich immer 
auf rechten Wegen gehen möge!“ Ein Beweis dafür, wie ernſt er die Pflichten 
dieſes Amtes auffaßte. An die Führung des Schulzenamtes zu Grebinerfeld 
ging er aber mit großer Verzagtheit. „Aber o Gott,“ ſchreibt er, „ich hoffe 
auf Dich, Du wirſt mich aus aller Noth erlöſen und erretten.“ Da der Schulze 
des emphyteutiſchen Stadtdorfes Grebinerfeld ernannt wurde, ſo müſſen eigen— 
artige Verhältniſſe damals in der Ortſchaft vorgelegen haben, wenn die Wahl 
auf einen Nachbarn fiel, der außerhalb derſelben wohnte. Daß ſeine Ernennung 
zum Schulzen den dortigen Nachbarn genehm geweſen, iſt nicht wahrſcheinlich, 
und die Schwierigkeiten, die ihm von dieſen bei der Amtsführung in den Weg 
gelegt werden konnten, erfüllten ihn ſo wohl mit Sorge und Kleinmut. Dabei 
darf allerdings auch nicht überſehen werden, daß die Wiederinſtandſetzung der 
durch die Dammdurchſtiche während der Belagerung Danzigs und der ſich an— 
ſchließenden Ueberſchwemmung verſchlemmten Vorfluten und verwüſteten Waſſer⸗ 
abmahlmühlen außergewöhnliche Anforderungen gerade zu jener Zeit an die 
Schulzen ſtellte. 

Jedenfalls waren das kleine Sorgen gegen die Nöte, welche ſich dann in 
wenigen Jahren für alle Landwirte durch den anhaltenden Preisrückgang ihrer 
ſämtlichen Produkte herausſtellten, wozu dann noch am 9. April 1829 für die 
Bewohner des Stüblauſchen Werders die Weichſeldurchbrüche kamen. Bei der 
niedrigen Lage litt Sperlingsdorf dadurch ſchwer, denn bei der ſchwierigen 
Fortſchaffung des Waſſers war es zwei Jahre hindurch ohne Ernte. Erſt das 
Jahr 1831, in dem das Barthel Weſſelſche Ehepaar, wie er ſchreibt, „im ge- 
ſelligen Kreiſe guter Freunde und Freundinnen“ die ſilberne Hochzeit feierte, 
wird wieder eine einigermaßen dem Beſitz entſprechende Ernte gebracht haben. 
Wenige Jahre nach dieſem Feſte ſchied Barthel Weſſels Ehefrau im Alter von 
46 Jahren nach ſchwerem Krankenlager aus dem Leben. Die Ehe war kinder— 
los geweſen und die Verſtorbene hatte ihren Ehemann bis auf ¼ Part ihrer 
Hinterlaſſenſchaft, das ihrer Schweſter zufiel, zum Erben eingeſetzt. Das / Part 
entrichtete Barthel Weſſel mit 660 Thlr., wonach das Geſamtvermögen beider 
Eheleute zu jener Zeit auf 5280 Thlr. geſchätzt ſein muß und damit nur Y, 
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des Kapitalbeſtandes betrug, mit dem fie 1806 ihren Wirtſchaftsbetrieb aufnah- 
men. Selbſt wenn, wie anzunehmen, die Taxe eine niedrige war, bleibt das 
noch immer bezeichnend für die anhaltende Wertverminderung des Grundbeſitzes. 

Barthel Weſſel ging dann am 4. Auguſt 1835 die zweite Ehe mit Sara 
Euphroſine Segler, einer Tochter des Nachbarn Segler aus Schönau ein, die 
am 5. September 1798 geboren war. In dieſer Ehe lebte er nur noch zwei 
Jahre. Nach ſeinem Tode vermerkte ſeine Witwe zu den von ihm gemachten 
Aufzeichnungen: „Im Jahre 1837 den 6. Dezember iſt mein lieber unvergeß— 
licher Mann, Barthel Weſſel, Hofbeſitzer in Sperlingsdorf und Grebinerfeld, 
wie auch Vorſteher der Kirche in Wotzlaff, durch einen ſanften und ſeeligen Tod 
in die Ewigkeit eingegangen.“ In den gedachten Aufzeichnungen tritt damit 
zum erſten Male das Wort „Hofbeſitzer“ an Stelle der Standesbezeichnung 
„Nachbar“ oder „Mitnachbar“ in die Erſcheinung. 

Auch die zweite Ehe Barthel Weſſels war kinderlos geblieben. Die 
Witwe ſetzt ſich am 6. Juni 1838 mit den Erben ihres verſtorbenen Ehemannes 
auseinander, als welche deſſen Geſchwiſter Frau Florentine Eliſabeth Scheibe 
zu Danzig und Joh. Jacob Weſſel zu Mönchengrebin aufgeführt werden und 
die ſie zuſammen mit 3163 Thlr. 26 Sgr. abfindet. Der Lehrer Scheibe zu 
Sperlingsdorf war zu dieſer Zeit wahrſcheinlich ſchon verſtorben und feine Ehe— 
frau als Witwe nach Danzig verzogen. 

Die Witwe Barthel Weſſels heiratet am 25. Oktober 1838 Johann Jacob 
Maker aus Mönchengrebin, auf den ihres verſtorbenen Ehemannes Beſitz zu 
Sperlingsdorf damit überging. Sie ſtirbt aber auch ſchon am 13. März 1841 bei 
der Geburt einer Tochter. Die beiden Höfe befinden ſich auch gegenwärtig 
noch im Beſitz eines Nachkommen des Joh. Jacob Maker aus ſeiner zweiten 
Ehe, doch ſind auf dem einen Hof keine Gebäude mehr vorhanden. Ich 
nehme an, daß dies der Stammhof der Sperlingsdorfer Linie iſt. 

Von den Baulichkeiten aus alter Zeit ſteht in Sperlingsdorf wohl nur 
noch die Kapelle, und zwar in der Geſtalt, die ſie nach ihrer Vergrößerung 
unter der Verwaltung der Kapellenvorſteher Andreas Weſſel und Paul Roß 
1634 erhielt. 
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Gottswalde. 


Jakob und Henrich Weſſel. 


Jakob, geb. 1633, und Henrich, geb. 1638, ſind Söhne des im Jahre 
1646 zu Sperlingsdorf verſtorbenen Andreas Weſſel und deſſen Ehefrau Anna 
geb. Meweßen. Henrich iſt der Stammvater der ſpäteren Familienzweige zu 
Gr. Zünder und Stüblau. Das hebe ich deshalb beſonders hervor, um einen 
Irrtum zu berichtigen, den die Stammtafel der Familie Weſſel enthält, welche 
der Sanitätsrat Dr. Preuß aus Dirſchau im Jahre 1864 nach den Kirchen- 
büchern aufgeſtellt hat und die bis Andreas Weſſel, den oben erwähnten Vater 
des hier in Rede ſtehenden Henrich, zurückreicht. Dr. Preuß ſetzt irrtümlich 
an die Stelle von Henrich deſſen älteren Bruder Jakob. Beide Brüder wohn— 
ten gleichzeitig in Gottswalde und hatten je einen Sohn mit Namen Jacob, 
was den Irrtum erklärt, da das Geſchlecht durch einen Jacob Weſſel fort- 
gepflanzt wird. Es iſt das aber unzweifelhaft der Sohn Henrichs. Jakob Weſſel, 
der ältere Bruder von Henrich, gelangte durch Heirat der Witwe Hans Wolters 
in den Beſitz eines Hofes zu Gottswalde, der aus 1 Hufe und 21 Morgen 
Mietsland beſtand, das dem Rate zu Danzig gehörte und das von einem Hofe 
abgezweigt war, den der Rat ſeinerzeit mit 4 Hufen durch einen Einſpruch 
von des D. Johannis Mattheſius Erben für 4000 Reichsthaler an ſich gebracht 
hatte. Hinſichtlich dieſes Hofes heißt es im Amtsbuche unterm 5. Auguſt 1609: 
„Auf die Klage des Nachbarn zu Gottswalde gegen Johann Matheſius, der 
Arznei⸗Doctor, im Namen ſeiner Frau Mutter, ſelig D. Joh. Matheſius, wei- 
land beſtelltem Medico der Stadt Danzig nachgelaſſene Witwe, verabſcheidet der 
Hr. Bürgermeiſter ete, daß die Beklagte das Erbe bebauen oder in wahrende 
Hand bringen ſoll; weil aber ſolches nicht ſo ſchleunig geſchehen kann, ſo ſoll 
ſie das Land vor diesmal ihrer Zweien vermiethen und ſollen die Gottswalder 
allezeit zu der Miethe die Nächſten ſein, wenn ſie das geben wollen, was 
andere bieten werden.“ 

Die Gebäude wurden jedenfalls von den Eigentümern des Hofes nicht 
erbaut, was dann ſpäter zum Einſpruch des Rats geführt haben mag. 

Die Witwe Wolter gab der Tochter ihres verſtorbenen Mannes aus 
ſeiner erſten Ehe am 14. Februar 1654 Schicht und Teilung und ſetzte der— 
ſelben dabei 787 fl. als Vatergut aus. Dieſe, ihre Stieftochter, war damals 
ſchon verheiratet. Jakob Weſſel hat demnach noch vor dem zweiten ſchwediſch— 
polniſchen Erbfolgekriege geheiratet und den Beſitz übernommen. Er war 1633 
geboren und iſt mithin bei ſeiner Verheiratung höchſtens 22 Jahre alt geweſen. 
Seine Ehefrau dürfte nicht ſehr viel älter wie er und nur kurze Zeit mit ihrem 
erſten Manne verheiratet geweſen ſein, denn aus der Ehe mit dieſem hatte ſie 
keine Kinder. Nach dem Vatergut zu urteilen, das die Tochter Hans Wolters 
bei der vorerwähnten Schicht und Teilung erhielt, kann ſich auch feine hinter- 
laſſene Witwe nur in ſehr beſcheidenem Wohlſtande befunden haben, ſo daß für 
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Jakob Weſſels Eheſchließung mit ihr Vermögensrückſichten nicht ſonderlich ins 
Gewicht gefallen ſein dürften. Sein Erbteil von 2200 M., das er der Wirt⸗ 
ſchaft zuführte, bildete jedenfalls eine weſentliche Grundlage zur Fortführung 
derſelben. Trotzdem war die Ausſicht auf ein gutes Fortkommen für ihn durch 
den eintretenden Krieg bald geſchwunden. Was die Ortſchaft Gottswalde 
während desſelben gelitten, läßt ſich aus einem Geſuche gut entnehmen, das die 
Nachbarn derſelben in Verbindung mit den Nachbarn der Dörfer Letzkau, Käſe— 
mark, Kl. Zünder, Herzberg und Wotzlaff wegen Erlaß der aus den Kriegs— 
jahren reſtierenden Scharwerksgelder etliche Jahre nach dem Dlivaer Frieden 
an den Rat zu Danzig richteten. In dem Geſuche heißt es: „Unſer elende Zu— 
ſtand beſteht fürnehmlich darin, daß wir 

erſtens zu viel und unterſchiedenen Malen von dem Feinde beraubt und 
ausgeplündert, auch unſere Höfe hinwieder in Brand geſteckt worden und wir 
alſo um all das Unſrige gekommen, 

zweitens, daß durch die Ergießung der Wäſſer und Durchſtechung des 
Weichſeldammes unſere Höfe und Gebäude, theils vom Waſſer ganz weggetrie— 
ben, theils aber übern Haufen geworfen oder ſonſt gänzlich ruiniret worden. 
Zu geſchweigen der ſehr ſchönen und ſehr koſtbaren Obſt- und Baumgärten, 
dergleichen wir bei unſern Lebtagen nicht wieder verſchaffen werden, die eben— 
falls durch das Waſſer ganz verwüſtet und zunichte kommen. Ueberdas und vors 

dritte, ſo ſein auch die Mühlen, Schleuſen und Brücken vom Eiſe und 
Waſſer ganz ruiniret, die Gräben, wie nicht weniger auch ein großer Theil von 
unſerm Lande, verſandet und unbrauchbar gemacht, die Wallungen auch durch— 
gehends weggeſpület worden, welches alles wir nachgehends auf unſere eigene 
Unkoſten wieder anfertigen, aus Mangel der baaren Mittel aber nicht allein 
bei Einem Wohledlen und Hochweiſen Rath, ſondern auch bei andern Privat— 
leuten allhie etzliche tauſend Gulden aufnehmen müſſen, ſo noch bis dato nicht 
wieder abgegeben und gezahlet worden, 

viertens haben wir die ganze Waſſerszeit über uns nebenſt den Unſrigen 
an anderen Oertern hin und wieder aufhalten und zu unſerm Unterhalt nicht 
allein fremd Land mit ſchweren Zinſen verzinſen, ſondern auch zu Beurbarung 
deſſelben uns ander und neu Vieh anſchaffen müſſen, 


fünftens, ſo hat es auch an ſchweren Contributionen, ſowohl dem Feinde als 
der Stadt, Brandſchatzung, Auflegung der Einquartirung der Soldaten, injon- 
derheit der Kaiſerlichen Haupt- und Soldatengelder, ſo noch vor 5 Jahre ge— 
zahlet worden, ingleichen an allerhand Scharwerken und anderen Frohndienſten 
niemalen gemangelt, indem wir nicht allein Einem Wohledlen und Hochweiſen 
Rath mit Pferden und Wagen nach Berent und Dirſchau, auch ſonſt hin und 
wieder behülflich ſein müſſen, und unterweilen Pferde, Wagen und alles darüber 
quitt gegangen ſein, ſondern auch bei Wiederaufbauung des Hofes Grebin, in⸗ 
gleichen an dem Weichſelbruche ſehr ſchwere und faſt unerträgliche Unkoſten thun 
müſſen, zu geſchweigen der vielen Scharwerke, ſo wir bei dem Weichſeltamm 
eine lange Zeit mit unſern Pferden, ſo zum Theil ganz abgemattet, zum Theil 
darauf gegangen, thun und verrichten müſſen.“ 

Im weiteren Verlauf des Geſuchs heben ſie ausdrücklich hervor, daß der 
erſte ſchwediſch-polniſche Erbfolgekrieg auch nicht den dritten Teil jo beſchwer— 
lich geweſen als der nachfolgende. 

Läßt das vorſtehende Geſuch ſo mehr das allgemeine Elend in den be— 
treffenden Ortſchaften hervortreten, ſo ergibt ſich aus dem nachſtehenden Akte 


76 


die troſtloſe Lage, in welcher die am ſchwerſten Heimgeſuchten ſich am Ende des 
Krieges befanden. Danach erſcheint vor dem Werderſchen Amt am 15. De— 
zember 1659 Eliſabeth, ſeligen Georg Hollands, geweſenen Nachbars zu Gotts— 
walde nachgelaſſene Witwe in kriegiſcher Vormundſchaft Kerſten Schmidts und 
hat allda verlautbart, auch wehmütig zu vernehmen gegeben: „daß ihr ganzer 
Hof zu Gottswalde nicht allein von dem Feinde ganz eingeäſchert worden, ſon— 
dern ſie auch über das durch die vielfältige ausgeſtandene feindliche Plünderung 
in ſo einen elenden Stand gerathen ſei, daß ihr nunmehr als einer hochbetrübten 
Wittwe unmöglich fället, die vielfältige Schuld, damit ihr Hof beſchweret iſt, ab— 
zutragen. Derowegen ſie denn keinen Umgang haben könne, das flebile bene- 
ficium cessionis bonorum, jo den Wittwen im Rechten gegönnet iſt, zu 
apprehendiren und ſich deſſelben zu Befriedigung ihres Mannes Creditoren zu 
gebrauchen. Erkläret ſich demnach, daß ſie nicht allein des ganzen Hofes und 
dazu gehörigen Huben, zu Gottswalde gelegen, ſondern auch allen andern Gütern, 
ſoviel die tote Hand ihres ſeligen Ehemannes nachgelaſſen und im Krieg übrig 
geblieben, gänzlich verziehet und dieſelben ihres Mannes Creditoren eediret, 
transportiret und aufträget, conſentirend und nachgebend, daß gemeldte Cre— 
ditoren ſich aller ſolcher Güter anmaßen und ihre Bezahlung daraus ſuchen 
mögen. Demnach nun abgemeldte des Georg Hollands Wittwe überdies ein 
Inventarium aller beweglichen Güter hiebevor dem Amte ſchriftlich übergeben, 
auch ſich danebenſt erkläret, daß ſie zu jeder Zeit, wenn es die Creditoren be— 
gehren, erbötig ſei, ſolch Inventarium zu beeidigen, und daß ihres Wiſſens 
darin nichts ausgelaſſen, ſondern alles und jedes zum Beſten in den Ausruf 
geliefert ſei, als hat der Herr Bürgermeiſter, Sr. Herrlichkeit nicht allein dieſe 
cessio bonorum confirmiret und beſtätiget, ſondern auch die Wittwe des 
Georg Hollands von allen ferneren der Creditoren Anſprüchen, wofern ſie wider 
das übergebene Inventarium der beweglichen Güter nichts zu reden haben, ab— 
ſolviret und freigeſprochen.“ 


Die Zeitumſtände, die zu ſolchem Elend geführt, hatten natürlich auch 
Jakob Weſſel nicht verſchont, doch war er noch immer beſſer daran geweſen 
wie ſeine auf ihren eigenen Höfen angeſeſſenen Nachbarn, weil ihm die Miete 
für die Kriegsjahre erlaſſen wurde, und weil er auch als Pächter an Ratsland 
von den Scharwerkslaſten in der Hauptſache befreit blieb. Zwar war letzteres 
zu Unrecht geſchehen, weil der Hof, zu dem ſein Mietsland gehörte, vom Rate 
käuflich erworben war und die nachbargleichen Pflichten demſelben ſomit ver- 
blieben, was der Rat auf eine Beſchwerde der Gottswalder Nachbarſchaft auch 
anerkannte, wobei er aber auch gleichzeitig entſchied, daß, weil es einmal ge— 
ſchehen, es für die Vergangenheit damit auch ſein Bewenden haben ſolle. Trotz 
dieſer Vergünſtigungen befand ſich Jakob Weſſel nach dem Kriege doch in einer 
ſehr bedrängten Lage, ſo daß er während des Krieges neben anderen Verluſten 
auch ſehr erheblichen Schaden an ſeinen Gebäuden erlitten haben muß, die ihm 
eigentümlich gehörten. Denn von den Vormündern ſeiner Geſchwiſter hatte er 
aus deren Erbgut zur Fortführung der Wirtſchaft 1600 M. und von dem 
Kämmerherrn Clement Cölmer 200 M. aufgenommen, letztere zu 7 %,. Wie 
er dieſe Darlehne nach dem Kriege zurückzahlen ſollte, vermochte er ſich keinen 
Rat zu ſchaffen, weshalb ihm die Mündelgelder ſeiner Geſchwiſter mit Zuſtimmung 
des Werderſchen Amtsverwalters zu 6 % weiter belaſſen wurden. Der Kämmer— 
herr Clement Cölmer trat dagegen noch mit einer weiteren Forderung von 
1000 M. gegen ihn hervor, die er dem erſten Ehemann ſeiner Frau geliehen 
und zu deren Zahlung Jakob Weſſel als Nachfahr von Hans Wolter demnach 
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ſchuldig ſein ſollte. Desgleichen erhob der Nachbar Hans Klatte aus Gotts— 
walde gegen ihn den Anſpruch auf Zahlung von 400 M. aus demſelben Anlaß. 
Jalob Weſſel beſtritt zwar ſeine Verpflichtung zur Bezahlung dieſer beiden 
Forderungen, er wurde aber auf Klage Klattes zur Zahlung an dieſen verurteilt 
und anfangs 1663 die Exekution gegen ihn verfügt, weil er den feſtgeſetzten 
Zahlungstermin nicht eingehalten. 

Dazu kam nun noch, daß er 1662 ſeine Frau verloren hatte und mit 
drei kleinen Kindern zurückgeblieben war, ſo daß ſeine Lage zu dieſer Zeit eine 
recht verzweifelte geweſen ſein muß Wie er dieſelbe zunächſt überwunden, wird 
nicht erſichtlich; jedenfalls kam er nachher aus derſelben dadurch heraus, daß 
er die Schweſter Hans Klattes, ſeines größeſten Bedrängers heiratete. Dieſe, 
Maria geheißen, war die hinterbliebene Witwe des Nachbarn Jacob Haſelau zu 
Gottswalde, der dort einen Hof mit 2 Hufen 22½ Morgen erbeigenem Lande 
und der anteiligen Mietsgerechtigkeit am Ratslande beſeſſen hatte. Sie gibt 
am 2. Juni 1663 ihren beiden Kindern Gregor und Barbara Schicht und 
Teilung und ſetzt denſelben dabei 2800 M. zu gleichen Teilen aus, während 
ſie den Hof mit aller Hofesbeſatzung, mit allem Hausgerät und häuslichem 
Eigentum behält. Bemerkenswert iſt dabei, daß ihr verſtorbener Ehemann dieſen 
Hof 1651 für 18 000 M. gekauft, was auch den Preisſturz illuſtriert, den die 
Höfe durch den Krieg erlitten hatten. Wie tief das von den Beteiligten emp— 
funden wurde, läßt die nachſtehende Beſtimmung des Schicht- und Teilungs— 
vertrages erkennen: „Da auch, welches Gott in Gnaden verhüten wolle, mehr— 
bemeldeter Hof durch Krieg oder ſonſt anderes gefährliche Zufälle als Feuer— 
und Waſſersnoth vor der Kinder mündigen Jahren zu Schaden kommen ſollte, 
alſo daß den Unmündigen das Ihrige nicht völlig könnte herausgegeben werden, 
ſo ſollen auf ſolchen Fall beide Unmündige gehalten ſein, auf Gutachten und 
Befindniß Ihrer Geſtrengen Herrlichkeit, des Herrn Bürgermeiſters als geord— 
neten Adminiſtratoris des Stüblauiſchen Werders, an ihrem ausgemachten Vater— 
gut der erbgebenden Mutter ein Gewiſſes fallen zu laſſen und mit etwas we— 
niger vor gut zu nehmen.“ 

Am ſelben Tage, am 2. Juni 1663, gibt auch Jakob Weſſel ſeinen drei 
Kindern Andreas, Hans und Anna aus der Ehe mit ſeiner verſtorbenen Frau 
Nele (Cornelia) Schicht und Teilung, wobei er denjelben zuſammen 1000 M. 
ausſetzt, deren anteiliger Betrag nach vollendetem 18. Lebensjahr eines jeden 
Kindes zahlbar ſein ſoll. Er behält den Hof mit dem Mietslande und dazu 
gehöriger Beſatzung, Hausgerät und ſonſtigem Eigentum. Die Kinder bleiben 
im Hofe und ſind unbehindert ihres Muttergutes vom Vater mit Koſt, Klei— 
dung und notdürftiger Pflege zu verſehen, zur Schule zu halten, bis ſie beten, 
leſen, ſchreiben und rechnen können, auch hat der Vater ſie die polniſche Sprache 
erlernen zu laſſen. Wenn die Kinder von der künftigen Stiefmutter übel ge— 
halten werden ſollten und die Vormünder genötigt würden, dieſelben anderwärts 
unterzubringen, ſo hat Erbgeber für jedes Kind 100 M. Koſtgeld zu zahlen. 
Wenn die Kinder dereinſt zur Ehe ſchreiten ſollten, hat jedes Kind ein Ehren— 
kleid oder 100 M. und ein Schock flächſerne Leinwand oder 60 M. zu erhalten. 
Stirbt ein Kind, ſo hat der Vater dasſelbe aus dem ausgemachten Muttergut 
ehrlich und chriſtlich begraben zu laſſen. 

Die dem Schichtgeber auferlegte Verpflichtung, ſeinen Kindern neben dem 
Elementarunterricht auch noch die Gelegenheit zur Erlernung der polniſchen 
Sprache zu gewähren, kehrt zu dieſer Zeit ſehr häufig in den Teilungsverträ— 
gen wieder, doch der Regel nach nur betreffs der Söhne. Sie wird dann ge— 
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wöhnlich in der Weiſe zur Ausführung gebracht, daß die Söhne, wie es heißt, 
auf einige Jahre nach Polen gegeben werden, worunter aber wohl die benach— 
barten höhiſchen Diſtrikte mit überwiegend polniſcher Bevölkerung zu verſtehen 
ſind, wie beiſpielsweiſe die Mewer Gegend, in der die Dorfſchaften des Rau— 
dener Gebiets in der Hauptſache zum allergrößeſten Teile mit evangeliſchen 
Bauern deutſchen Stammes beſetzt waren, wo aber beim Verkehr mit der Arbeiter— 
bevölkerung lediglich die polniſche Sprache im Gebrauch ſtand. Bei der fort 
ſchreitenden Poloniſierung der preußiſchen Lande unter polniſcher Oberhoheit wird 
die Kenntnis der polniſchen Sprache zum erleichterten Fortkommen außerhalb des 
Danziger Gebiets immer unentbehrlicher geworden ſein, was darauf hinwies, ſie in 
den Erziehungsplan für den männlichen Nachwuchs aufzunehmen. Zudem macht 
ſich nach dem Olivaer Frieden die Einwanderung polniſcher Arbeitskräfte in das 
Stüblauſche Werder auffallend bemerkbar, worin auch eine Anregung zur An— 
eignung der Sprache derſelben gelegen haben mag. 


Ob nun Jakob Weſſel ſelbſt oder der Vormund ſeiner Kinder, Peter 
Janzen, auf dieſes Ziel hingeſtrebt hat, läßt ſich nicht erkennen, beſonders be— 
merkenswert bleibt die in Betracht kommende Feſtſetzung in dieſem Falle aber 
auch deswegen, weil gleichartige Beſtimmungen der Regel nach nur bei Nachbars 
kindern aus größerem bäuerlichen Beſitz und Wohlſtand vorkamen, da ſie dem 
Schichtgeber einen Koſtenaufwand von 200 M. oder auch Gulden pro Kind 
und Jahr während des auswärtigen Unterhalts desſelben auferlegten. 

Wie das ſchon die am ſelben Tage bewirkte Schicht und Teilung und 
der Hinweis auf die künftige Stiefmutter in dem Teilungsvertrag Jakob Weſſels 
erkennen läßt, ging dieſer denn auch ſehr bald, und zwar am 7. Juni 1663 den 
Ehebund mit der Witwe Haſelau ein. Damit übernahm er auch den Hof der— 
ſelben, wodurch ihm natürlich nicht unerheblich vermehrte Arbeit und Pflichten 
erwuchſen, da er ſeinen Beſitz zunächſt noch beibehielt. 

Mit dieſer Uebernahme gelangte er aber auch als erſter der Nachkommen 
des Jochim Weſſel in den erbeigenen Beſitz eines Hofes von ſolcher Hufenzahl, 
wie letztere ſeit der Ordenszeit her einem vollwertigen bäuerlichen Erbe in den 
Werderortſchaften zugemeſſen war und den einzelnen Höfen und ihren Eigen— 
tümern das Gepräge verlieh. In den Scharwerksdörfern, zu denen Gottswalde 
gehörte, hatte ſich dieſe Beſitzverteilung im großen und ganzen erhalten, wäh— 
rend in der Mitte des 16. Jahrhunderts in den neu beſiedelten Freidörfern darin eine 
völlige Wandlung eingetreten war. Letztere waren bei der neuen Verleihung 
in die Hand von Unternehmern gekommen, die ſie zunächſt lediglich mit Päch— 
tern beſetzten, welche ſich auf den gemieteten Parzellen ausbauten, ſo daß die 
alte Dorfsgemeinde mit ihrer hergebrachten Höfe- und Hufenverteilung damit ihr 
Ende fand. Der wirtſchaftliche Vorſprung, den dieſe neuen Pächterbetriebe 
durch ihre Loslöſung aus der Gemeinheitslage erlangten, muß immer ſtärker in 
die Erſcheinung getreten ſein und dürfte wohl zweifellos den Anſtoß zu der 
Separation in den Scharwerksdörfern gegeben haben, die gegen Ende des 16. Jahr— 
hunderts ihren Anfang nimmt und erſt hundert Jahre ſpäter ihren Abſchluß 
findet. Um die Bedeutung dieſer „Auslandung“ zu verſtehen, wie ſie benannt 
wird, muß man ſich vergegenwärtigen, daß die alte Flureinteilung auf der Ge— 
meinheitswirtſchaft beruhte und beide zuſammen die Bewegungsfreiheit des ein- 
zelnen Wirtſchaftsbetriebes ungemein beſchränkten. Das Ackerland lag in drei 
Feldern, von denen je eins mit Sommerung und Winterung beſtellt und das 
dritte gebracht wurde. In jedem Felde war dem einzelnen Nachbar zwar 
ein beſtimmter Acker nach Größe ſeines Geſamtbeſitzes zugeteilt, doch 


19 


bildeten dieſe Sonderſtücke der Regel nach lange ſchmale Streifen, die nur durch 
Raine von einander getrennt waren. Der Dünger durfte nur nach Anſagen 
des Schulzen ausgefahren und auch nur zur vorher feſtgeſetzten Zeit geſtreut, 
desgleichen die Brache nicht in größerem Umfange, als nach Hubenzahl frei— 
gegeben war, geſtürzt werden, um dieſelbe ſo lange als möglich zur Weide zu 
benutzen. Zudem gab bei dieſer Gemengelage das Abpflügen der Grenze, das 
Befahren der beſtellten Felder mit Ackergerätſchaften und das Uebertreten des 
Zugviehes zu dauernden Zwiſtigkeiten Anlaß. 

Die Wieſen befanden ſich in einem beſonderen Plane und wurden gemein— 
ſchaftlich genutzt. Die Stückzahl an Vieh, die von jedem Hofe auf die Weide 
gegeben werden konnte, war beſtimmt begrenzt und nach derſelben wurde der 
Lohn der gemeinſchaftlichen Hirten erhoben. Beim Ausbruch von Viehſeuchen, 
die nicht ſelten auftraten, wirkten dieſe gemeinſamen Weiden geradezu verheerend. 
Zur Heunutzung bekam jeder Nachbar eutweder eine beſtimmte Wieſenfläche 
zugewieſen oder es wurde das gemeinſchaftlich geworbene Heu durch Ausknobeln 
nach Verhältnis des Beſitzes verteilt. 

Daß bei einer ſolchen Gebundenheit eine Steigerung der Erträge durch 
Fleiß und Einſicht nur in geringem Maße herbeigeführt werden konnte, liegt 
auf der Hand. Man darf aber nicht überſehen, daß dieſe Wirtſchaftsweiſe ſeit 
Jahrhunderten in Uebung ſtand, und die Schwierigkeiten, welche ſich einer Aende— 
rung derſelben entgegenſtellten, naturgemäß ſehr große waren. Um ſo be— 
merkenswerter iſt es, daß die Initiative zu den Auslandungen ohne jede behörd— 
liche Einwirkung regelmäßig aus der Nachbarſchaft der einzelnen Ortſchaften 
hervorging und ſchließlich, wenn auch langſam, in allen Dörfern des Stüblau— 
ſchen Werders zur Durchführung gelangte. Da der Auslandung ſelbſtredend 
eine Neuvermeſſung der Dorfsflur voranzugehen hatte und bei der Neuvertei— 
lung des Beſitzſtandes die den einzelnen Nachbarn zugewieſenen Landſtücke ſtets 
mit Gräben umgrenzt werden mußten, ſo war das Auslanden mit ſehr erheb— 
lichen Koſten verbunden. Dies und das Mißtrauen gegen die Neuerung, das 
ja nicht ohne weiteres zu beſiegen war, machen es erklärlich, daß die Mehrzahl 
der Ortſchaften nur allmählich mit der Auslandung vorging und meiſtens mit 
der Separation der Wieſen und Weiden anfing und erſt, wenn dieſe geglückt 
war, auch die des Ackerlandes bewirkte. 

Die Hofſtätten wurden durch die Auslandung nicht berührt, ihre Lage im 
mehr geſchloſſenen Dorfsverbande blieb unverändert und die Verſetzung von 
Wirtſchaftsgehöften auf die neu zugewieſene Feldmark kam nur ganz vereinzelt 
vor; ſie ſcheiterte ſchon der Regel nach an der unerläßlichen und ſchwer zu 
erlangenden Zuſtimmung der geſamten Nachbarſchaft. Das ſiebzehnte Jahr— 
hundert mit ſeinen beiden mehrjährigen Kriegsperioden und der ſich anſchlie— 
ßenden öffentlichen Unſicherheit war außerdem auch wenig dazu angetan, zum 
Ausbau vereinzelter und vereinſamter Gehöfte in der Dorfsflur anzuregen. Der 
Umſtand aber, daß trotz dieſer Kriege und der damit verbundenen ſchweren 
Waſſerſchäden die Auslandungen ihren Fortgang nahmen, ſobald der eingetre— 
tene Waffenſtillſtand oder Friede es geſtattete, macht erſichtlich, wie überzeugend 
Beiſpiel und Erfolge der von der Gemeinheitswirtſchaft befreiten Nachbarn der 
Freidörfer gewirkt haben müſſen. 

Im Brandenburg-Preußiſchen Staat kam die Gemeinheitsteilung in der 
Hauptſache erſt vom Jahre 1821 ab zur Durchführung und ſie wird mit Recht 
als ein großartiges Reformwerk der Hardenbergſchen Periode auf dem Gebiete 
der Landeskultur angeſehen; ſie trat aber 250 Jahre ſpäter ein als der Beginn 
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der Auslandungen in den Scharwerksdörfern des Stüblauſchen Werders. Und 
wenn Treitſchke deshalb in ſeiner Deutſchen Geſchichte des neunzehnten Jahr— 
hunderts hervorhebt, daß die Durchführung der Gemeinheitsteilung nach dem 
Jahre 1821 erkennen laſſe: „wie hoch das Beamtentum noch über der wirt— 
ſchaftlichen Bildung des Volkes ſtand“, ſo dürfte der Entwicklungsgang der 
Auslandungen im Stüblauſchen Werder hinreichend erweiſen, daß die Anwen— 
dung des gleichen Urteils auf die damals dabei Beteiligten nicht zutreffen würde. 
Die Bauernſchaft der Weichſelniederungen hatte ſeit der Beſiedelung des Landes durch 
den Orden ſich unter einer faſt uneingeſchränkten Selbſtverwaltung fortentwickelt 
und ſie war dadurch auch zur Selbſthilfe erzogen; von behördlichen Beſtrebungen 
zur Förderung der wirtſchaftlichen Intereſſen der Landbewohner zeigt ſich, ſoweit 
das Stüblauſche Werder ſpäter als Landgebietsteil der Stadt Danzig dabei in 
Betracht kommt, kaum eine Spur. 

In Gottswalde war die Auslandung ſchon 1624 im Gange, ob das in— 
deſſen hinſichtlich der geſamten Dorfsflur oder nur eines Teiles derſelben gilt, 
ſteht nicht feſt. Jedoch iſt anzunehmen, daß ſie im Jahre 1663 bereits durch— 
geführt und Jakob Weſſel ſo den Hof ſeiner zweiten Ehefrau mit denjenigen 
Landſtücken übernahm, die dem Grundſtücke bei der oder bei den Auslandungen 
anteilig zugewieſen waren. 

Neben dieſem erbeigenen Grundbeſitz gehörte zum Hofe noch die anteilige 
Mietsberechtigung an den Ratsländereien zu Gottswalde. Da dieſes Dorf bei 
Ausſchluß der Ratsländereien 50 Hufen enthielt, die nach Abzug der Prediger— 
und Kirchenhufen auf 14 Höfe verteilt waren, ſo werden auf den einzelnen Hof 
durchſchnittlich 10 Morgen Mietsland entfallen ſein, da das Ratsland nur 
5 Hufen umfaßte. Wie der Rat zu denſelben gekommen iſt, habe ich nicht ermit— 
teln können. Im Jahre 1387 wurden ſie den getreuen Einwohnern von 
Gottswalde von dem Hochmeiſter Winrich von Kniprode zu Holz und Weide 
und zu demſelben Recht verliehen, wie ſie ihr ander Gut nach der Handfeſte 
vom Jahre 1334 beſaßen. Der Schulze erhielt davon / Hufe und „10 Morgen 
des Waldes, bei dem Herzenberge gelegen, zu Holze, doch wenn der Wald und 
das Holz von den 10 Morgen abgehauen wird, ſo ſollen die 10 Morgen zu 
gemeinem Nutze der Dorfſchaft gehören und kommen“. Danach kann nur an— 
genommen werden, daß die Gemeinde dieſe 5 Hufen, die gewöhnlich die Gotts— 
walder Roſenau benannt werden, in Zeiten der Not an die Stadt verpfändet 
und ſpäterhin abgetreten hat. 

Man kann ſich ſo ein Bild von der Zuſammenſetzung der Ländereien 
machen, die Jacob Weſſel nunmehr auf ſeinen beiden Höfen zu bewirtſchaften 
hatte. Daß dieſe Ländereien aber erſt 1663 nach den langjährigen Ueber— 
ſchwemmungen in einen nutzbaren Zuſtand gelangten, iſt vorſtehend ſchon dar— 
gelegt. Dabei mangelte es zu dieſer Zeit noch ſehr an Saatgut und Betriebs— 
inventar. Im Frühjahr 1663 laſſen Danziger Kaufleute zahlreiche Forderungen 
für Saatgetreide in das Amtsbuch eintragen, das ſie den Werderſchen Nachbarn 
auf Kredit verkauft hatten, wobei der Scheffel Gerſte 3 fl. 10 gl. bis 4 fl. 
galt, während in den Jahren vor- und nachher der Preis ſich auf 2 fl. bis 
2 fl. 10 gl. belief. Wie ſchlecht es mit dem lebenden und toten Inventar be— 
ſtellt war, läßt ein Pachtvertrag über einen Hof von 4 Hufen zu Gottswalde 
aus dem Jahre 1662 erkennen, den der Bürgermeiſter Ludwig Schlief für ſich 
und die Kinder des ſel. Herrn Johann Rüdiger hatte annehmen müſſen, um 
die darauf gegebenen Darlehen zu retten. Danach waren beim Hofe vorhanden 
6 Pferde und 1 Jährling, 10 Kühe und 2 Kälber, 16 Schweine wie einiges 
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Federvieh, und an totem Inventar: 1 beſchlagener Wagen, 1 Puffwagen, 
1 Scharwerkswagen, 1 Pflug, 1 Karrhaken, 3 Eggen mit eiſernen Zinken, 
2 Paar Sielen, 4 Zäume und 1 Häckſellade. Nach der Werderſchen Ordnung 
gehörten aber zu einem Hofe als Beſatz: 6 Pferde, 4 Kühe, 6 Schafe und 6 
Schweine pro Hufe, ferner 1 großer Wagen mit ledernen Sielen und Halsſielen, 
ebenfalls pro Hufe; 1 Scharwerkswagen und 1 Reitwagen mit Zubehör und 
Sielen für jeden Hof; außerdem auf je 2 Hufen 1 Pflug und 1 Karrhaken 
und auf je 1 Hufe 1 Egge und 1 Schlitten. 

In ähnlichem Mißverhältnis wie bei dieſem Hofe wird infolge der Kriegs— 
verluſte auch wohl bei den meiſten andern Gottswalder Höfen das vorhandene 
zu dem notwendigen Inventar geſtanden haben, was das Emporbringen der 
durch mehrjährige Waſſerſchäden verſumpften Ländereien ungemein erſchwert 
haben muß. Jacob Weſſel hatte darum auch nach ſeiner zweiten Heirat ſicher— 
lich noch einen ſchweren Stand, und eine merkliche Entlaſtung wurde ihm erſt 
dadurch zuteil, daß ſein jüngerer Bruder Henrich ihm 1665 den Hof mit dem 
Mietslande von 1 Hufe 21 Morgen abkaufte. 

Henrich Weſſel, der am 18. April 1638 getauft wurde und mithin im 
28. Lebensjahre ſtand, haben unverkennbar zweierlei Gründe zum Erwerb dieſes 
Hofes veranlaßt. Einmal konnte ſein Bruder Jacob dadurch die 1600 M., die 
er ſeinen Geſchwiſtern noch immer ſchuldete und zu deren Rückzahlung er außer— 
ſtande war, begleichen, indem Henrich dieſen Betrag auf ſein Erbteil übernahm, 
und ſodann wird letzterer ſchon damals mit der Schwägerin Jacobs, Anna 
Klatte, ſeiner ſpäteren Ehefrau, verſprochen geweſen ſein, was ihm die Erlangung 
einer eigenen Wirtſchaft nahe legte. Henrich Weſſel zahlte für den Hof 4000 M., 
wovon nach Abzug der bereits erwähnten 1600 M. ein Betrag von 1400 M. 
während der Jahre 1667 — 1672 in Erbgeldern von 200 reſp. 300 M. jährlich 
abzutragen war und der Reſt von 1000 M. für die unmündigen Kinder des 
Verkäufers aus erſter Ehe bis zu deren mündigen Jahren ſtehen blieb und vom 
Jahre 1669 ab mit 4 % zu verzinſen war. Als zum Hofe gehöriges Inven— 
tar wird nur 1 Pferd und 1 Kuh aufgeführt. 

Ueber das zu ſeinem Hofe gehörige Pachtland ſchloß Henrich 1667 einen 
neuen Mietsvertrag mit dem Rat auf weitere 5 Jahre ab, nach dem der auch 
bis dahin gezahlte Mietszins von 4 M. pro Morgen in Geltung blieb. 

Beim gänzlichen Mangel an Eigenland und faſt völlig fehlendem Inven— 
tar hat Henrich den Hof anſcheinend noch recht teuer bezahlt; da in den fol— 
genden friedlichen Jahrzehnten ſich die Erwerbsverhältniſſe aber allmählich 
beſſerten, ſo kam er doch gut vorwärts. Wie viel ſchwerer das ſeinem Bruder 
Jacob geworden war, läßt die Schicht und Teilung erkennen, die ihr gemein— 
ſamer Schwiegervater, der Schulze und Nachbar Gregor Klatte, nach Abſterben 
ſeiner Ehefrau Eliſabeth ſeinen 8 Kindern am 29. Juni 1669 gab. Dabei 
überläßt derſelbe ſeinen Hof zu Gottswalde mit 2 Hufen 24 Morgen und der 
anteiligen Mietsgerechtigkeit am Ratslande ſeinem Sohne Hans für 10000 M. 
und ein Altenteil, das ihm Wohnung und freien Unterhalt im Hofe gewähr— 
leiſtete. Auch behält er ſich zu ſeinen Lebzeiten die zum Hofe gehörigen Stühle 
und Bänke in der Kirche vor. Sein und ſeiner verſtorbenen Frau Geſamt— 
vermögen wird durch die guten Männer auf 15623 M. 5 gl. geſchätzt, ſo daß 
er im Hinblick auf den Verkaufspreis, der zudem das Inventar wohl nicht ein- 
geſchloſſen hat, ſich für jene Zeit in ſelten günſtiger Lage befand und vor dem 
Kriege ein recht wohlhabender Mann geweſen ſein muß. Von dem durch die 
Schätzung feſtgeſtellten Vermögen entfiel die eine Hälfte auf den Schichtgeber 

6 


82 


und die andere auf feine Kinder, bei deren Abfindung dann Jacob Weſſel und 
ſeine Ehefrau Maria erklären, daß ſie, „weil ſie das Ihrige ſchon vorher und 
auch ein Mehres als ihnen gebühret empfangen, von dieſen ausgemachten Gel— 
dern nichts zu erwarten haben ſollen“. Dann heißt es weiter: „Inmaßen 
denn der Jacob Weſſel und deſſen Ehefrau Maria ſich hiemit ihres mütter— 
lichen Antheils wie auch künftigen väterlichen Erbtheils expreſſe begeben und 
ſowohl dem Erbgeber als auch deſſen künftigen Erbnehmern deſſen am aller— 
beſten quittiren und ſich guter Entſcheidung wegen bedanken, wogegen erbgeben— 
der Vater den Jacob Weſſel hinwieder von allen An- und Zuſprüchen in beſter 
Form Rechtens quittirt, alſo daß einer dem andern dieſer Theilung wegen nichts 
zu ſprechen haben ſoll, nun und in allen künftigen Zeiten.“ 


Unter welchen günſtigen Bedingungen der Schichtgeber den Hof mit an— 
nähernd 3 Hufen Eigenland an ſeinen Sohn Hans abgetreten hat, fällt recht 
in die Augen, wenn man vergleicht, daß Henrich Weſſel ſeinen aus 51 Mor— 
gen Mietsland beſtehenden Hof 4 Jahre vorher mit 4000 M. bezahlte. Zudem 
werden die Hufen des Klatteſchen Grundſtücks, da es ſich um einen Schulzen— 
hof handelte, ganz oder zum Teil mit Ausnahme der Deichlaſten von allen 
anderen Abgaben, Scharwerken und vom Grundzins ebenfalls frei geweſen ſein. 
Dieſes Vorrecht war den Schulzenhöfen ſchon durch die Handfeſten des Ordens 
verliehen worden, wogegen den Beſitzern derſelben natürlich auch die Pflicht 
zur Führung der Schulzengeſchäfte oblag. Ob die Schulzenhufen zur erſten 
Ordenszeit in den einzelnen Dorfſchaften tatſächlich auch in einem beſonderen 
Beſitz zuſammengefaßt geweſen, oder ob ſie gleich von vornherein an verſchiedene 
Nachbarn verteilt worden ſind, läßt ſich nicht mehr feſtſtellen; tatſächlich war 
letzteres der vorhandene Zuſtand, ſolange Nachweiſe darüber vorliegen, und er 
hat ſich ſo auch bis zur Einführung der Kreisordnung im Jahre 1873 in den 
Scharwerksdörfern erhalten. Soviel Schulzenhufen zum Hofe gehörten, ſoviel 
Jahre war auch der Eigentümer desſelben der Regel nach zur Führung des 
Schulzenamtes zu jener Zeit verpflichtet. Die Deichgeſchworenen rekrutierten 
ſich faſt lediglich aus den Schulzen, was den Wert der Schulzenhöfe ſelbſt— 
redend noch ganz beſonders erhöhte, da dieſe ehrenamtliche Stellung neben der 
Verantwortlichkeit und Arbeit, die ſie ihrem Inhaber auferlegte, auch ſehr wert— 
volle Freiheiten von der allgemeinen Dammlaſt mit ſich brachte und Einfluß 
wie Anſehen desſelben in hohem Maße ſteigerte. Hans Klatte gelangte denn 
auch 11 Jahre ſpäter zu dieſer Würde, die aus ſeinem Geſchlecht vor ihm 
ſchon ſein Großvater, der Schulze Hans Klatte aus Gottswalde, inne gehabt 
hatte, der im Januar 1633 den Deichgeſchworeneneid leiſtete. 


Zu einer nicht geringen Belaſtung der Nachbarſchaft zu Gottswalde und 
damit auch der Brüder Jacob und Henrich Weſſel führte auch der Neubau der 
dortigen Kirche, der im Jahre 1672 ausgeführt wurde. Die Kirche zu Gotts— 
walde ſteht in dem Inventar aufgeführt, das im Jahre 1558 über die Kirchen 
des Stüblauſchen Werders von dem Amtsverwalter desſelben aufgenommen 
wurde, und es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß ſchon in der erſten 
Ordenszeit ein Gotteshaus zu Gottswalde erbaut worden iſt. Im Jahre 1582 
wurde das Kirchengebäude mit einem Koſtenaufwand von 550 Mark repariert, 
wie das aus einer Rechnung hervorgeht, welche die Kirchenväter Andreas Rein- 
feld, Fabian Zimmermann und Lorenz Stange 1585 legen. In derſelben iſt 
auch geſagt, daß die beiden Seitenwände in Fachwerk neu hergeſtellt, das Dach 
gehoben und neu gelegt wurde, und auch der Glockenturm neues Bindwerk er— 
hielt. Zu dieſer Zeit gehörte die Kirche ſchon zweifellos den Evangeliſchen, ſie 
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wird in der Rechnung aber noch altem Herkommen gemäß als „St. Matthäus⸗ 
kirche“ bezeichnet, was darauf hinweiſt, daß St. Matthäus der Ortsheilige von 
Gottswalde in der katholiſchen Zeit geweſen iſt. 


Eine zweite größere Reparatur des Kirchengebäudes mußte nach dem erſten 
ſchwediſch-polniſchen Erbfolgekriege ausgeführt werden; zu derſelben und zur 
Erbauung eines neuen Turmes nahmen die Kirchenväter 1631 ein Darlehn 
von 1000 M. auf, das mit 7½ % zu verzinſen war. 


Bei der vorhin gekennzeichneten Bauart des Gebäudes iſt anzunehmen, 
daß dasſelbe durch die vielfachen Ueberſchwemmungen während des zweiten 
ſchwediſch-polniſchen Erbfolgekrieges ſehr gelitten haben muß und der Neubau 
der Kirche 1672 trotz der noch immer recht ſchlechten Lage der Nachbarn nicht 
länger hinausgeſchoben werden konnte. Dieſer Neubau erforderte einen Koſten— 
aufwand von 5404 M. Darin waren aber nicht enthalten, wie es in der 
Rechnung heißt, die Koſten für die Fenſter und die Fenſterköpfe, welche die⸗ 
jenigen Perſonen verehrt hatten, deren Namen und Wappen in den Fenſter⸗ 
luken befindlich ſeien und die dafür 492 M. gezahlt. „Ueberdies,“ jo heißt 
es weiter, „ſind die Fuhren nicht gerechnet, welche die Nachbarſchaft in Herbei⸗ 
ſchaffung des Kalkes, Holzes, Dielen, Latten, Ziegel, Dachpfannen ꝛc. hat tun 
ſollen, aber des böſen Weges halber nicht zu Land verrichten können, ſondern 
zu Waſſer bringen laſſen. Ingleichen die Unkoſten, welche bei Beſichtigung der 
Arbeit und Einweihung der Kirche aufgegangen, welche die Nachbarn entrichtet. 
Noch können billig hier zugezogen werden die Scharwerke, welche die Nachbarn 
mit ihrem Geſinde bei Abbrechung der alten und Aufrichtung der neuen Kirche 
verrichtet und dazu täglich 12 bis 46 Perſonen nach Erforderung der Arbeit 
geſchicket, welche, wenn ſie nach Tagelohn ſollten gerechnet werden, eine große 
Summe austragen würden.“ 

Es war das ſicher für jene Zeit keine geringe Leiſtung für die Nachbar- 
ſchaft; aus der eingehenden Weiſe, in der ihre Nebenleiſtungen in der Rechnung 
hervorgehoben werden, die wahrſcheinlich von dem damaligen Ortslehrer im 
Auftrage der Kirchenälteſten aufgeſtellt iſt, kann man auch annehmen, daß die 
Nachbarſchaft dieſe Dienſte trotz der ſchweren Zeit gern und willig übernommen 
hat, daß ſie dieſelben aber auch gebührend anerkannt wiſſen wollte. 


Als Rechnungen für den Kirchenneubau werden aufgeführt: Bürgermeiſter 
Adrian von der Linde mit 703 M. 10 Gl., wobei es ſich wohl in der Haupt⸗ 
ſache um den Ertrag einer in der Stadt abgehaltenen Kollekte handeln dürfte, 
Ratsverwandter Chriſtian Schröter mit 54 M., Prediger Peter Vogt mit 45 M., 
Amtsſchreiber Chriſtoph Nixdorf mit 22 M. 10 Gl., Gerhard Weſſel und Paul 
Ehlert mit je 13 M. 10 Gl., George Schmitt mit 45 M. und Jacob Werner 
mit 1 M. 10 Gl. 


Gerhard Weſſel iſt zweifellos der im Jahre 1641 geborene jüngere Bruder 
von Jacob und Henrich Weſſel, der ſich zur Zeit des Kirchenbaues bei einem 
von beiden in Gottswalde aufgehalten haben und in deſſen Wirtſchaft tätig 
geweſen ſein wird. Wenn er in der Lage war, zum Kirchenneubau freiwillig 
den erwähnten Betrag zu ſpenden, dann iſt er damals ſicherlich nicht lediglich 
auf ſeinen Verdienſt angewieſen geweſen, ſondern dieſe Gabe ſpricht vielmehr 
dafür, daß er ſich ſchon im Genuß eines Teiles ſeines Erbgutes befand, was 
deshalb hervorgehoben werden muß, weil er ſpäter in dem Prozeß gegen ſei— 
nen Oheim Barthel, den er gemeinſam mit ſeinem Bruder Hans führte, angibt, 
daß er von dieſem ſeinem früheren Vormunde noch nichts erhalten habe. 
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Wenn ſo die Anforderungen, welche durch den Kirchenneubau an die durch 
den Krieg außerordentlich geſchwächte Nachbarſchaft zu Gottswalde geſtellt wer— 
den mußten, ſehr große waren, dann müſſen ſie für Jacob Weſſel, der ohnehin 
ſchwer zu ringen hatte, um ſich im Beſitze zu erhalten, ganz beſonders drückend 
geweſen ſein. Und auch die Folgezeit war wenig zur wirtſchaftlichen Erſtarkung 
für ihn angetan, denn der bereits erwähnte Weichſeldammbruch vom 10. April 
1674 fügte ihm wieder große erneute Verluſte zu, die ja allerdings die große 
Mehrzahl der Beſitzer des Stüblauſchen Werders gleichartig zu erdulden hatte. 
So ſagen die Ortſchaften Letzkau, Langfelde, Kl. Zünder, Käſemark, Herzberg, 
Wotzlaff und Gottswalde in einem Geſuche, das ſie wegen des in Rede ſtehen— 
den Bruches an den Rat einreichten: „Denn daß wir anjetzo nicht weitläufig 
anführen mögen, wie bald nach dem jüngſten ſchwediſchen Kriege und darauf 
folgendem lieben Frieden wir mit allerhand Mißwachs, Abſterbung unſeres 
Viehs und ſonſt Abgang der Nahrung, indem das liebe Getreidig, und was wir 
ſonſt anhero zur Stadt gebracht, faſt nichts gelten wollen, von dem lieben Gott 
heimgeſucht worden. So iſt außerdem männiglich bekannt und kann es auch 
nicht ungemeldet gelaſſen werden, in was kläglichen und erbärmlichen Zuſtand 
wir durch den unglückſeligen Weichſelbruch, wiewohl dennoch mit Unterſchied ge— 
rathen, ſo es den einen mehr und härter als den andern getroffen, indem nämlich 
die Dorfſchaften Kl. Zünder, Käſemark, Herzberg, Wotzlaff und Gottswalde 
allein vom Waſſer überſchwemmet worden, die Dorfichaften Letzkau und Lang— 
felde aber nebenſt der Ueberſchwemmung auch großentheils verſandet ſein, ins 
geſammt aber und durchgehends benannte Dorfſchaften ihr ausgeſäetes Winter- 
getreide alles im Waſſer laſſen müſſen, ſo daß beides, die Saat und Arbeit, 
verloren gegangen und wir anderwärts unſer Brodkorn holen und kaufen, unſer 
Vieh auch nicht mit geringen Koſten anderweit in die Weide und Futter geben, 
und dabei nichts deſto weniger alle und jede Unpflicht und inſonderheit die faſt 
unerträglichen Scharwerke, ſowohl bei dem neuen Bruche als auch bei Repa— 
rirung der alten Tämme über uns nehmen und verrichten müſſen, ohne was 
ſonſt an allerhand anderen Beſchwerden ſich gefunden, ſo allhier nicht alle nam— 
kündig gemacht werden können, den deputirten Herren aber, als die mehrentheils 
den Sommer über bei uns zugebracht, gar wohl bekannt ſeien. Wozu ferner 
auch noch dieſes kommet, daß unſere beim Tamm abgetriebenen und dazu 
den Sommer über unter ſchlechtem Futter gehaltenen Pferde hin und wieder 
häufig zu verrecken beginnen.“ 


Am 6. Juli 1674 wurde, wie es heißt, der Langfeldſche Weichſelbruch 
den Werderſchen ausgemeſſen, wonach auf die Hube 2 Schuh und 5 Zoll ent: 
fielen; die Gottswalder hatten nach dieſer Verteilung 6 Ruthen 5 Fuß und 
8 Zoll neuen Weichſeldamm herzuſtellen. Da hierbei nur von dem Langfelder 
Bruche die Rede iſt, ſo wird es ſich auch wohl tatſächlich nur um einen Bruch 
beim Stüblauſchen Werder im Jahre 1674 handeln, der auf der Grenze zwi— 
ſchen Langfelde und Letzkau ſich ereignete. 


Dies neue große Unglück, das ja bei den damaligen unzureichenden Hilfs— 
mitteln zur Fortſchaffung des Ueberſchwemmungswaſſers auch die Ernte des 
nächſtfolgenden Jahres völlig in Frage ſtellen mußte, ſcheint die Lebenskraft 
Jacob Weſſels gebrochen zu haben; er ſtarb den 9. Februar 1676 im 43. Le⸗ 
bensjahre. Aus ſeiner zweiten Ehe hinterließ er 6 Töchter und 1 Sohn, aus 
der erſten Ehe 2 Söhne und 1 Tochter, ſo daß ſeine Witwe, die aus ihrer 
erſten Ehe mit Jacob Haſelau 1 Sohn und 1 Tochter beſaß, mit 12 Kindern 
zurückblieb. Sie muß eine unverzagte und tüchtige Frau geweſen ſein, denn ſie 
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behielt den Beſitz, bewirtſchaftete ihn bis zu ihrem Tode und kam auf demſelben 
vorwärts. Man kann ſo wohl annehmen, daß Jacob Weſſel während ſeiner 
zweiten Ehe mindeſtens in ſeinem Familienleben Erſatz für all das Unglück 
fand, das ihn in ſeinem wirtſchaftlichen Leben ſo anhaltend verfolgte. Letzteres 
begann kurz vor Ausbruch der langjährigen Kriegszeit und endete bald nach 
dem Durchbruch des Jahres 1674; es fiel ſomit in die ſchwerſte Periode, welche die 
Bewohner des Stüblauſchen Werders in jenem Jahrhundert durchzumachen hatten. 

Die Witwe Jacob Weſſels gibt am 12. Juni 1677 den Kindern des— 
ſelben aus ſeiner erſten Ehe wie ihren eigenen 7 Kindern aus der Ehe mit 
dieſem ihrem zweiten Manne Schicht und Teilung. Zweck derſelben iſt wohl 
lediglich geweſen, ſich mit ihren Stiefkindern auseinander zu ſetzen; wenn auch 
in dem Teilungsvertrage von einem künftigen Stiefvater die Rede iſt, ſo hat 
doch die Witwe eine weitere Ehe nicht geſchloſſen. Sie ſetzt den am Teilungs- 
vertrage beteiligten 10 Kindern zuſammen 4000 M. aus, jo daß auf jedes Kind 
400 M. entfallen. Von den Kindern Jacob Weſſels aus feiner erſten Ehe iſt 
indeſſen der älteſte Sohn Andreas bald nach dem Tode ſeines Vaters geſtorben 
und es erhalten deswegen ſeine hinterbliebenen Geſchwiſter Anna und Haus je 
600 M. Als Vormünder dieſer Kinder treten Barthel Weſſel, der älteſte 
Bruder ihres verſtorbenen Vaters, und Peter Janzen aus Sperlingsdorf auf. 
Mit dieſer Abfindung ſcheiden die benannten beiden Kinder, die dem ſchulpflich— 
tigen Alter bereits entwachſen waren, aus dem Haushalt ihrer Stiefmutter. 
Wo ſie hinkamen, wird nicht erſichtlich; im Jahre 1687 ſind ſie bereits beide 
unvermählt geſtorben, denn ſie werden in dieſem Jahre von ihren Stiefgeſchwiſtern 
beerbt, deren Vormünder über den Empfang der hinterlaſſenen Erbſchaft quittieren. 


Die 7 Kinder Jacob Weſſels aus zweiter Ehe werden bei der hier in 
Rede ſtehenden Schicht und Teilung durch die Nachbarn Gerd Ahrike und 
Steffen Spankau aus Gottswalde als Vormünder vertreten. Hinſichtlich dieſer 
Kinder heißt es dann im Teilungsvertrage: „Danebenſt gelobet erbgebende 
Mutter obgenannte ihre 7 rechten Kinder bei ſich in dem Hof zu behalten, die— 
ſelben mit Koſt und Kleidung und aller ehrbarlichen Pflege bis zu ihren mün⸗ 
digen Jahren zu verſorgen, auch zur Schule zu halten, bis ſie zum wenigſten 
fertig leſen, der Sohn aber auch ſchreiben und rechnen gelernt, ihr ausgemachtes 
Vatergut dadurch unvermindert.“ 


Man erſieht hieraus, daß die Anforderungen, die an den Schulunterricht 
der Kinder geſtellt werden, nicht unweſentlich geringer ſind, als wie das bei der 
Schicht und Teilung der Fall war, die Jacob Weſſel ſeinen Kindern erſter Ehe 
im Jahre 1663 gab (S. 11). Es iſt das bezeichnend für den Rückſchritt, zu 
dem auch in dieſer Beziehung die traurigen Zeiten den Anlaß gegeben hatten. 


Des weiteren werden für jedes Kind 100 M. Koſtgeld feſtgeſetzt, wenn 
die Vormünder genötigt würden, es aus dem Hofe zu nehmen. Sodann heißt 
es: „Und wenn dieſe ihre Kinder dermaleins in den Stand der Ehe treten 
werden, ſo ſoll ein jedes derſelben zur Uebergabe haben 1 Pferd oder 100 M., 
1 Kuh oder 50 M., 1 Ehrenkleid oder 45 M., 1 aufſtehendes Bette, Y, Schock 
flächſerne Leinwand und eine halbe Hochzeit nach Werderiſcher Ordnung, wobei 
dem jüngſten Sohne Jacob noch abſonderlich einige ſilberne Knöpfe, 48 an der 
Zahl, verſprochen werden. So doch, daß auf des einen oder des anderen Kindes 
Todesfall, ehe es begeben würde, ſolche Uebergabe wieder an den Hof fallen, die aus⸗ 
gemachten Gelder aber von einem Kinde auf das andere ſterben und erben ſollen.“ 


Die Schichtgeberin behält natürlich den Hof mit vollem Beſatz. 
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Unter „Uebergabe“ iſt eine freiwillige Zuwendung des Schichtgebers zu 
verſtehen, die ſich nach der Vermögenslage desſelben richtet und fällig wird, 
wenn die ſo bedachten Kinder zur Ehe ſchreiten. Nachbarskindern, die aus 
erbeigenen Höfen ſtammen, wird deshalb auch faſt regelmäßig die halbe Hochzeit 
nach Werderſcher Ordnung zugebilligt; die jetzige Sitte, daß lediglich der Vater 
der Braut die Hochzeit auszurichten hat, war damals völlig unbekannt. Eine 
Werderſche Ordnung, die etwa Beſtimmungen darüber enthielt, was zu einer 
ſolchen Hochzeit gewährt werden mußte, habe ich nicht ermitteln können; es 
dürfte ſich bei dieſer Bezeichnung deshalb wohl nur darum gehandelt haben, 
der Obrigkeit gegenüber feſtzuſtellen, daß die nach dieſer Richtung hin in Kraft 
ſtehenden Vorſchriften bei Ausrichtung der Hochzeit zu beachten blieben. Solche 
Vorſchriften wurden nun vom Rat wiederholt erlaſſen. So heißt es in einer 
im Jahre 1582 erlaſſenen Verordnung unter der Ueberſchrift „von Lobelbiers 
und Köſten-⸗Ordnung“: g 

„Zum Kirchgange, Trauung, mag ein Jeder nach ſeiner Gelegenheit bitten; 
zur Ehefreude, Koſtung und Beilager aber ſoll den vermögens-erbgeſeſſenen 
Pauersleuten zugelaſſen ſein, aus dem Dorfe, da ſie wohnen, ehrliche Perſonen 
männlichen und weiblichen Geſchlechts nach ihrer Gelegenheit einzuladen. Aus 
anderen benachbarten oder ſonſt fremden Dörfern aber ſollen ſie mit nichten 
jemandes zu ſolcher Wirthſchaft einladen, außer Bruder, Schweſter oder Gebrü— 
der⸗ und Geſchwiſterkinder, und nicht weiter befreundet ſein. Und ſoll ſolche 
Ehefreude oder Wirthſchaft nicht länger als einen Tag währen und auch nicht 
mehr als zum höchſten ein Rumpf Rindfleiſch und zwei Faß Bier aufgeſpeiſet 
werden, alles bei 50 guter Mark Buße unerläßlich zu verfallen. Und über 
das, ſo jemand alſo aufſetzig wäre und über ernannte Zahl einladen oder ſich 
ſelbſt zu ſolcher Wirthſchaft eindrängen würde, ſoll eine jede ſolche Perſon 3 gute 
Mark Buße beſtanden ſein.“ Lobelbier bedeutet Verlobung und unter Köſte iſt 
die Hochzeit zu verſtehen. 

Nach vorſtehender Ordnung konnte in großen Ortſchaften und bei zahl⸗ 
reichen Geſchwiſtern der Brautleute die Zahl der Hochzeitsgäſte noch immer 
recht beträchtlich ſein, wenn das zugelaſſene Fleiſch⸗ und Bierquantum dieſelbe 
nicht beſchränkte. Zudem wird die Kontrolle ſich auch wohl ſchwer haben durch— 
führen laſſen, denn 1604 erging ſchon eine erneute Ordnung mit präziſeren 
Beſtimmungen. In dieſer lautet der Abſchnitt „von den Köſtungen“: 

„Die Pauersleute, ſo erbgeſeſſen ſeind und Höfe oder Hufen in der Miethe 
haben, ſollen zu ihrer Hochzeit oder Ehefreude, beide, von der Braut wie auch 
von des Bräutigams wegen, nicht mehr Volk als zum höchſten auf 4 vierkan⸗ 
tige Tiſche einladen, ſo daß an einem Tiſch nicht mehr als 12 Perſonen ſitzen, 
darunter auch Kinder und Geſinde und auch Fremde mit ſollen eingerechnet 
werden. Wer darwider handelt, der ſoll von jeder Perſon, ſo über die Zahl iſt, 
eine gute Mk. verfallen ſein. 

Zur Anrichtung aber ſollen nicht mehr denn drei Gerichte Eſſen aufge— 
tragen werden, bei Pön 5 guter Mk. 

Wenn jemand auch die Köſtung geringer als auf 4 Tiſche anſtellen will, 
das ſoll einem Jeden freiſtehen. Es ſoll auch die Köſte oder Ehefreude nicht 
länger denn einen Tag gehalten werden; würde ſich jemand erdreiſten, länger 
als einen Tag Köſtung zu halten, der ſoll 50 gute Mk. unerläßlich verfallen 
ſein, wie auch kein Nachtag ſoll gehalten ſein, bei der vorigen Pön. 

Soviel aber Geſinde, Gärtner und Arbeitsleute belanget, ſoll keiner zu ſeiner 
Köſtung über 12 Perſonen haben zum höchſten, bei der Strafe des Gefängniſſes. 
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So auch jemand von anderem Volk, Knechte, Mägde, Arbeiter, Dreſcher, 
Hirten oder ſonſten los Geſinde ſich unterſtehen ſollte, ungebeten zu der Köſtung 
einzudringen, die ſollen durch den Schulzen oder durch die Leute, ſo die Köſte 
verrichten, vermahnet werden, im Namen der Obrigkeit ſich von da zu machen, 
bei Strafe des Gefängniſſes.“ 

Da die Witwe Jacob Weſſels ſpäter in die Lage kam, ihren 6 Töchtern 
wie ihrem Sohn die zugebilligte halbe Hochzeit zu gewähren, und die letzt— 
erwähnte Verordnung zu jener Zeit in der Hauptſache noch in Kraft ſtand, ſo 
erſchien es mir angezeigt, auch auf dieſe Verhältniſſe näher einzugehen, zumal 
ſie ja zur Beurteilung des damaligen geſellſchaftlichen und Familienlebens einen 
guten Anhalt bieten. r 

In der Wirtſchaftsführung wird die Witwe Jacob Weſſels nach deſſen 
Tode wohl von Gregor Haſelau, ihrem Sohne aus erſter Ehe, unterſtützt wor— 
den ſein, der damals ſchon über 20 Jahre alt war. Er beerbte ſeine rechte 
Schweſter Barbara, die jung ſtarb, und ihm fiel ſo das für ſie beide ausgeſetzte 
Vatergut von 2800 M. allein zu, womit er ſich ſpäter in Trutenau ankaufte. 
Wahrſcheinlich iſt es auch, daß Gerd Weſſel ſchon zu Lebzeiten ſeines Bruders 
Jacob im Hof desſelben gelebt hat und auch nach deſſen Tode bei ſeiner 
Schwägerin geblieben iſt; außerdem konnte ſie auch noch des Beiſtandes ihres 
Bruders Hans Klatte und ihres Schwagers Henrich Weſſel teilhaftig werden, 
die beide am ſelben Ort mit ihr lebten. 

Letzterer, Henrich Weſſel, war bei dem Tode ſeines Bruders Jacob noch 
mit 429 M. Erbgeldern, die er an dieſen nach dem Kaufvertrage bis Ende 
1672 abzutragen hatte, rückſtändig; er entrichtete dieſe Reſtſchuld 1677 an die 
Erben. Die Schäden und Laſten des Weichſeldurchbruchs vom Jahre 1674 hat 
Henrich Weſſel natürlich auch tragen müſſen, doch ſcheint er in keine ſehr bedrängte 
wirtſchaftliche Lage dadurch gekommen zu ſein. Hart traf ihn ſicher der Tod 
jeiner Frau, die 1686 im Alter von 42 Jahren ſtarb und am 4. April begra- 
ben wurde. Er blieb mit 3 Söhnen und 1 Tochter zurück, welch letztere beim 
Tode ihrer Mutter erſt 6 Jahre alt war. Henrich Weſſel ſtand zu dieſer Zeit 
im 49. Lebensjahre; er ſcheint aber eine zweite Ehe nicht mehr eingegangen 
zu ſein, wennſchon der Gedanke nahe liegt, daß er in Rückſicht auf ſeinen 
Hausſtand und ſeine beiden jüngſten Kinder dies kaum hat vermeiden können. 
Am 25. Februar 1690 wurde er als Schlickgeſchworener des Niederquartiers 
vereidigt. Daß er zu dieſem Ehrenamt gelangte, wennſchon er nur Pächter 
eines kleinen Grundſtücks war, während ſeine meiſten Nachbarn auf ihren erb— 
eigenen Höfen mit größerer Hufenzahl ſaßen, ſpricht jedenfalls für ihn. Als 
Schlickgeſchworener ſchloß er im Jahre 1698 die Verträge über den Neubau 
der Rückforter Schleuſe ab, der unter ſeiner Aufſicht ausgeführt wurde. Die 
Rückforter Schleuſe war die größeſte im Stüblauſchen Werder; ſie hatte acht 
Türen, die jo eingerichtet waren, daß fie ſich ſchloſſen, wenn bei hohem Waſſer— 
ſtand das Weichſelwaſſer in den Vorflutgraben eindringen wollte, und ſich auch 
wieder ſelbſttätig öffneten, ſobald der Waſſerſtand in der Weichſel ſo tief ge— 
ſunken war, daß die Vorfluten unbehinderten Abfluß hatten. Unterm 28. Ja⸗ 
nuar 1702 heißt es im Amtsbuche: „Vorm Werderiſchen Amte ſind perſönlich 
erſchienen die Ehrbaren Sigismund Zumpf und Balthaſar Wagner und haben 
allda bekannt und zugeſtanden, daß ſie von den Ehrbaren Henrich Weſſel, 
Michael Kohnken, Peter Ziemen, Claus Lehnert und Andreas Gröning, Schlick— 
geſchworenen des Stüblauiſchen Werders, wegen Erbauung der Rückfortſchen 
Schleuſe ihren vermöge der Kontrakte vom 7. Mai und 25. Juli des 1698. 
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Jahres verdungenen Lohn richtig empfangen und erhalten haben, weswegen fie 
denſelben in der beſten und beſtändigſten Form Rechtens quittiren, nicht wollend 
ferner auf ſie weder ſachen noch ſachen zu laſſen in allen kommenden Zeiten.“ 

Von den 4 Kindern Henrich Weſſels war ſein älteſter Sohn Andreas 
ſchon im Jahre 1696 ſelbſtändiger Nachbar in Schönrohr. Deſſen Ehefrau 
Maria-Magdalena erklärt am 21. Juli des bezeichneten Jahres vor dem Amte, 
daß ſie die einzige Erbin ihres verſtorbenen Vaters, des Nachbarn Samuel 
Braden zu Schönrohr ſei und daß fie deſſen geſamte Verlaſſenſchaft, wozu 
2 Höfe in Schönrohr gehörten, ihr zufalle. Sie beantragt gleichzeitig die 
Verſchreibung der Höfe auf den Namen ihres Mannes. Es handelt ſich hierbei 
um 2 Höfe mit der Mietsgerechtigkeit auf 26½ und 21 Morgen Ratsmiets⸗ 
land, da das ehemalige Gut Schönrohr ſich zu dieſer Zeit noch gänzlich im 
Eigentum der Stadt befand. 

Der zweite Sohn Henrich Weſſels, Jacob, machte ſich im Jahre 1699 
dadurch ſelbſtändig, daß er einen Hof mit 50 Morgen Mietsland in 
Schmerblock erwarb. Da Henrich Weſſel hierbei wie bei der Heirat ſeines 
älteſten Sohnes zur erforderlichen Beihilfe imſtande war, kann angenommen 
werden, daß er ſeit dem Bruchjahr 1674 keine größeren Verluſte erlitten hat 
und ſo in ſeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen emporgekommen iſt. Damit hatte 
es nun aber ein Ende infolge der politiſchen Ereigniſſe, die ſich in den letzten Jahren 
des 17. Jahrhunderts im polniſchen Reiche vollzogen und die ſich mit Beginn 
des neuen Jahrhunderts in polniſch Preußen und ſpeziell im Danziger Gebiete 
ſehr ſchwer fühlbar machten. Um die kommende Zeit zu verſtehen, wird es 
erforderlich, einen kurzen Rückblick auf die politiſchen Vorgänge im polniſchen 
Reiche ſeit dem Olivaer Frieden zu werfen, inſoweit durch dieſe das Geſchick 
Danzigs und ſeines Gebiets berührt wurde. 

Der polniſche König Johann Caſimir hatte am 16. September 1669 die 
Krone niedergelegt und ſich mit einer Penſion von 300 000 fl., die ihm aus 
den königlichen Tafelgütern vom Reichstag bewilligt worden war, nach der 
franzöſiſchen Biſchofsſtadt Nevers zurückgezogen, wo er noch 3 Jahre lebte. 
Den Anlaß zur Niederlegung der Krone gab vornehmlich der am 10. Mai 1667 
erfolgte Tod ſeiner Gemahlin, der Königin Maria Louiſe, einer franzöſiſchen 
Prinzeſſin, die großen Einfluß auf den König und auf die Regierung ausgeübt 
hatte. Da das Königspaar kinderlos war, ſo hatte die Königin ſchon zu ihren 
Lebzeiten große Anſtrengungen gemacht, um die Wahl des franzöſiſchen Prinzen 
Karl von Lothringen zum polniſchen König ſicher zu ſtellen. Als Gegen— 
kandidat kam aber beſonders der Pfalzgraf Philipp Wilhelm von Neuburg in 
Frage, der in erſter Ehe mit einer Schweſter Johann Caſimirs verheiratet 
geweſen war. Nach dem Rücktritt des Königs bildeten ſich nun unter dem 
wahlberechtigten Adel ſtarke Parteien für jeden dieſer beiden Kandidaten, während 
der ruſſiſche Zar, der ſich ebenfalls um die polniſche Krone bewarb, keinen 
beachtungswerten Anhang fand. Sieben Monate hindurch wurde das Reich durch 
die Wirren der bevorſtehenden Wahl beunruhigt, bis endlich der niedere Adel 
durch feſten Zuſammenſchluß die Wahl eines einfachen Edelmannes Michael 
Wisniowski durchſetzte. Obgleich er unter Tränen bat, ihm nicht eine Laſt 
aufzulegen, die über ſeine Kraft gehe, wurde er doch zur Annahme der Königs⸗ 
würde beſtimmt. 

In Danzig erregte dieſer Ausgang der Wahl große Freude, für das 
polniſche Reich erwies er ſich indeſſen als ein recht unglücklicher. Im Kampfe 
mit dem Sultan Mohamed IV., der 1672 ganz Podolien erobert hatte, ſchnitt 
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König Michael ſo kläglich ab, daß er ſich in einem ſchimpflichen Frieden zur 
Tributzahlung an denſelben verpflichtete. Der polniſche Reichstag genehmigte 
deshalb auch dieſen Frieden nicht, was wohl zur Erkrankung und zum frühen 
Tode des Königs führte, der im Alter von 35 Jahren 1673 ſtarb. 


Auf die Weiterführung des Krieges mit den Türken hatte vornehmlich 
der Kronfeldherr Johann Sobieski hingewirkt, dem es auch noch im Jahre 1673 
gelang, dem türkiſchen Heer bei Choczim eine große Niederlage beizubringen. 
Unter dem Eindruck dieſes Sieges wurde er am 19. Mai 1674 zum König 
gewählt, obgleich ihm 6 fürſtliche Bewerber gegenüberſtanden. Schon im 
nächſten Jahre errang er einen erneuten Sieg über die Türken und kam ſo zu 
einem annehmbaren Frieden mit dieſen, der 1676 mit dem Sultan geſchloſſen 
wurde. Zwar mußte Polen dabei den größten Teil von Podolien an die 
Türken abtreten, doch verzichtete der Sultan auf den Tribut. 

Johann III., wie König Sobieski ſich nannte, gelang es trotz vielfacher 
weiterer Kämpfe mit den Türken nicht, das verlorene polniſche Landgebiet wieder 
zu erobern; ſeinen Weltruhm erwarb er ſich dadurch, daß er 1683 Wien vor 
der Türkengefahr bewahrte. 

In Danzig weilte der König 1677, das ihm eine größere Geldſumme 
bewilligen mußte. Bei dieſem Aufenthalt legte er den Grundſtein zur Kgl. 
Kapelle, die den Katholiken gewiſſermaßen Erſatz für die Marienkirche gewähren 
ſollte. Während ſeiner Regierungszeit erfreute ſich die Stadt Danzig mit ihrem 
Gebiet des Friedens; ſein im Jahre 1696 erfolgter Tod brachte dem polniſchen 
Reiche neue Wirren, denen ſich dann wenige Jahre ſpäter ſchwere Zeiten auch 
für das polniſche Preußen und Danzig anreihten. 


Bis zur neuen Königswahl verging ein volles Jahr. Der Adel in den 
einzelnen Landſchaften tat ſich in Conföderationen zuſammen, um ſo geſchloſſen 
bei der Wahl vorgehen zu können, wobei dann die gegneriſchen Parteien nicht 
ſelten hart aneinander kamen und die Unſicherheit der Zuſtände immer größer 
wurde, ſo daß das ganze Reich darunter litt. Die Söhne Johann Sobieskis 
ſchieden infolge Familienzwiſtes als Kandidaten für die Königswahl aus, und es 
kamen ſchließlich dabei nur noch der vom franzöſiſchen Hof unterſtützte Prinz 
Conti und der Kurfürſt Auguſt der Starke von Sachſen in Frage, den der 
Deutſche Kaiſer begünſtigte. Die Beſtechung des wahlberechtigten Adels hatte 
bei dieſer Wahl bereits einen ſolchen Umfang angenommen, daß es hieß, derjenige 
Kandidat werde gewählt werden, der den letzten Taler in der Taſche habe. 
Auguſt der Starke, der dann am 27. Juni 1697 zum König von Polen gewählt 
wurde, ſoll für ſeine Wahl 10 Millionen polniſcher Gulden ausgegeben haben. 
Zudem war er ſchon vorher zur katholiſchen Kirche übergetreten, da dies eine 
unerläßliche Vorbedingung für ſeine Kandidatur war. 


Der Prinz von Conti, der feſt auf ſeinen Erfolg bei der Wahl gerechnet 
haben muß, war ſchon vor dem Wahltage mit einer kleinen franzöſiſchen Flotte 
auf der Reede von Danzig angelangt und hatte auch in der Stadt Aufenthalt 
genommen. Er mußte nach der Wahl ſeines Gegners mit Gewalt zur Rückkehr 
nach Frankreich gezwungen werden, zu der er ſich erſt entſchloß, als 10000 
Sachſen in polniſch Preußen einrückten. 

Mitte März 1698 hielt dann Auguſt der Starke, als König von Polen 
Auguſt II. benannt, ſeinen feierlichen Einzug in Danzig. Genächtigt hatte er 
vorher mit ſeinem Gefolge in Ohra. „Die Stadt hatte von ihrer Seite nichts 
unterlaſſen, was den Empfang ausnehmend machen konnte, und der Einzug 
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übertraf an Koſtbarkeit alles dasjenige, was daſelbſt ehemals in dergleichen 
Fällen geſehen worden“. Neben einem zahlreichen Hofſtaat befanden ſich viele 
ſtaatliche und kirchliche Würdenträger wie auch ſonſtige Edelleute aus dem Reich 
und polniſchen Preußen im Gefolge des Königs. „Der König fuhr in einer 
von 8 iſabellenfarbenen Pferden gezogenen und mit einer Menge von Bedienten 
umgebenen Karoſſe, und ſo wie den Zug drei Compagnien Sächſiſche Küraſſiere 
eröffneten, alſo beſchloſſen ihn zwo Compagnien Trabanten. Während der 
Königlichen Anweſenheit wurden verſchiedene Luſtbarkeiten angeſtellt und unter 
anderen ein Feuerwerk aufgelaſſen“. Am grünen Donnerstag bewirtete der König 
12 arme alte Männer in ſeinem Zimmer zu Mittag, wonach er ihnen die Füße 
wuſch. Die Abreiſe geſchah von ſeiten des Königs mit weniger Gepränge, 
die Stadt aber wiederholte dasjenige, was ſie bei dem Einzuge beobachtet hatte, 
und begleiteten den König des Rats Abgeordnete und die Reiterei bis an das 
Dorf Prauſt.“) 

Das Stüblauſche Werder wurde natürlich bei dieſem Königsbeſuche mit 
Geldbeiträgen, Geſpannleiſtungen und Einquartierungen nicht verſchont, doch 
blieben dieſelben noch immer erträglich im Verhältnis zu den Laſten, welche die 
kriegeriſchen Unternehmungen für die Bewohner dieſes Werders zur Folge hatten, 
auf die ſich Auguſt II. im folgenden Jahre einließ. 

In demſelben Jahre, in dem Auguſt II. zum König von Polen gewählt 
worden war, hatte in Schweden Karl XII. den Thron beſtiegen. Er folgte 
ſeinem Vater Karl XI. Auf letzteren war die ſchwediſche Krone nach dem 
Tode ſeines Vaters Karl X. Guſtav übergegangen, wie er erſt 5 Jahre alt 
war, und die Regierung wurde deshalb bis zum Jahre 1672 im Beiſtande eines 
Reichsrates von ſeiner Mutter Hedwig Eleonore, einer Prinzeſſin von Holſtein— 
Gottorp, geführt. Während dieſer vormundſchaftlichen Regierung war durch den 
Einfluß der Reichsräte die königliche Gewalt ſehr geſchwächt, auch die Er— 
ziehung des Thronerben zur erleichterten Niederhaltung derſelben ſehr vernach- 
läſſigt worden. Die Rechnung war aber ohne den Wirt gemacht, denn 
Karl XI. brachte nach ſeiner Thronbeſteigung alle der Krone entzogenen Rechte 
und Güter in der energiſcheſten Weiſe wieder an ſich und gelangte zu einem 
abſoluten Regiment, wie es keiner ſeiner Vorgänger je beſeſſen hatte. Durch 
gleichzeitige gute Verwaltung und Sparſamkeit hinterließ er bei ſeinem Tode 
Schweden in einer hohen Machtſtellung; es beherrſchte insbeſondere die Oſtſee, 
da ein großer Teil der Südküſte derſelben mit den Städten Wismar, Stralſund, 
Stettin, Riga und Reval damals zum ſchwediſchen Reiche gehörte. 

Der Thronfolger Karl XII. war bei dem 1697 erfolgten Tode ſeines 
Vaters erſt 15 Jahre alt, weshalb letzterer eine vormundſchaftliche Regierung 
eingeſetzt hatte, die bis zum 18. Lebensjahre des Thronerben die Geſchäfte 
führen ſollte. Der junge König fügte ſich dem aber nur 7 Monate lang, dann 
trat er unter Zuſtimmung der Reichsſtände ſelbſtändig die Regierung an. 

Gegen dieſen jungen Fürſten richteten ſich nun die ehrgeizigen Pläne 
Auguſt des Starken, er wollte Livland von den Schweden zurückerobern, um 
dadurch ſeine Stellung in Polen zu befeſtigen. Im Jahre 1699 verband er 
ſich mit dem Zaren Peter von Rußland und dem König Friedrich IV. von 
Dänemark und eröffnete ohne Kriegserklärung die Feindſeligkeiten gegen 
Schweden. Die Zuſtimmung der Republik, wie fein polniſches Wahlreich da— 
mals benannt wurde, hatte Auguſt der Starke zu dem Kriege mit 


) Lengnich: Geſchichte der Lande Preußen polniſchen Anteils. 
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Schweden nicht eingeholt, weshalb er eigentlich nur als Kurfürſt von Sachſen 
Schweden feindlich gegenüberſtand, auch zunächſt ganz überwiegend nur ſächſiſche 
Truppen im Felde hatte, was ſich ſpäter ſchwer an ihm rächen ſollte. 


Die Feindſeligkeiten gegen Schweden begannen damit, daß der König 
von Dänemark den Schwager Karls XII., den Herzog von Holſtein-Gottorp, 
mit Krieg überzog, um Schleswig für ſich zu erobern, während ſächſiſche 
und ruſſiſche Truppen in Livland einfielen. Karl XII. beantwortete dies Vor⸗ 
gehen zunächſt mit der Belagerung von Kopenhagen, wodurch er ſchon im 
Auguſt 1700 den König von Dänemark zum Frieden und zur Losſagung von 
dem Bündnis mit Auguſt dem Starken zwang. Dann wandte ſich der 
Schwedenkönig gegen die Ruſſen, die er noch am 30. desſelben Monats unter 
dem Prinzen von Croy bei Narwa ſchlug, worauf er den Rachezug gegen 
Auguſt II. antrat. Nachdem Karl XII. im weiteren Siegeszug 1702 die 
ſächſiſch-polniſchen Truppen wiederholt geſchlagen, Warſchau und Krakau ein— 
genommen hatte, verfolgte er Auguſt II. auch nach polniſch Preußen, das 1703 
mit Thorn, Elbing und Danzig in ſeine Gewalt kam. 


Seit dem Tode König Johann Sobieskis läßt ſich die Rückwirkung 
der politiſchen Vorgänge in Polen auf das Stüblauſche Werder deutlich erkennen. 
So gab ſchon während des Interregnums die Furcht vor einem Einfall des 
konföderierten Adels in das Danziger Gebiet dem Rat den Anlaß zu Abwehr- 
maßnahmen. In Durchführung derſelben wurden die ſtädtiſchen Truppen durch 
ein Aufgebot der Bewohner des Landgebiets verſtärkt. Dasſelbe hatte eine 
100 Pferde ſtarke Reiterkompagnie zu ſtellen, wovon 50 Reiter und Pferde 
auf das Werder, die andere Hälfte auf das Bauamt, die Nehrung und die 
Höhe entfielen. Selbſt große Dörfer hatten nur 2 bis 4 Perde und Reiter 
zu ſtellen; letztere ſetzten ſich aus den Söhnen der Nachbarn und Eigengärtner, 
teils auch aus Handwerkern zuſammen. Die Waffen, als Karabiner, Piſtolen, 
Degen und Gewehr, auch die Sättel wurden aus dem Zeughauſe zu Danzig 
geliefert. Die Deichgeſchworenen hatten die Abholung derſelben zu veranlaſſen, 
ihre Verteilung unter Zuziehung der Schulzen zu bewirken, ſie ſollten auch 
für die richtige Rücklieferung verantwortlich ſein. Desgleichen lag den Deich— 
geſchworenen die Muſterung der geſtellten Pferde ob. 


Im Februar 1697 wurden die Werderſchen Reiter durch einen Korporal 
exerziert, und im März geht an die Deichgeſchworenen die Order, daß die 
50 Reiter dem Kommando des Herrn Leutnants Tiedemann zugeteilt werden. 
Desgleichen ſind demſelben Kommando auch noch andere Mannſchaften zu unter⸗ 
ſtellen, wenn ſie mit Gewehr, Röhren und anderen Gewehren verſehen ſein 
ſollten. „Das Volk, ſo kein Gewehr hat, ſoll mit Forken verſehen werden, 
auch ſollen die Deichgeſchworenen der Soldateska mit Wagen und anderen Dingen 
behilflich ſein.“ 


In einer Order für den Leutnant Tiedemann vom 28. März 1697 
heißt es dann: „Er wird mit 50 Mann aus der Stadt nach dem Werder ſich 
begeben und ſowohl über dieſe mitgegebene Stadtſoldateska als auch die 
50 Reiter aus den Dorfſchaften und Andere, die ſich zu Pferde oder zu Fuße 
aus dem Benachbarten dazu begeben werden, kommandiren, die ihm auch in 
allem zu pariren ſollen ſchuldig ſein. Und wenn die Conföderirten ankommen 
ſollten und durch das Werder gehen wollen, werden dieſelben abzuhalten ſein, 
und zwar anfangs mit freundlicher Abmahnung, daß ſie einen andern Weg 
herumb und nicht durchs Werder nehmen möchten, da ſie ſich aber daran nicht 
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ſollten kehren, ſondern mit Gewalt und Thätlichkeiten eindringen wollten, wird 
der Herr Leutenant ſich mit Gegenwehr und Gewalt zu opponiren haben. Und 
damit ein Dorf dem andern ſoviel beſſer ſuccuriren können, ſoll an alle Dorf— 
ſchaften Ordre gegeben werden: ſobald der Herr Leutenant von Annäherung 
ſolcher fremder Völker etwas vernehmen und Klocken ziehen laſſen ſollte, daß 
die andern alle im Werder ihre Klocken auch läuten, ſich in Gewehr 
bringen, und wo er ſie hinfordern wird, ſich ſtellen ſollen. Es wird auch der 
Herr Leutenant gute Anſtalt machen bei den Fähren der Weichſel, wo ſich die 
Conföderirten daſelbſt überſetzen laſſen wollten, ebenfalls erſtlich in der Güte 
abmahnen, dafern ſie ſich aber nicht wollten abhalten laſſen, ſondern mit Gewalt 
ſich eindringen wollen, mit gleicher Gewalt zurück zu kehren. 


Was aber die Gaſſe nach Dirſchau, Köhling und der Ohra und wo es 
ſonſt nöthig anbetrifft, wird er dieſelbe beſetzen und fleißig auf alles gute Acht 
geben laſſen. Die Brücke bei Grebin, falls es nöthig, abnehmen, und ſonſt 
alles was einem vorſichtigen Oberofficier oblieget fleißig in Acht nehmen, durch 
die Soldaten und Pauersleute auf eine oder mehrere Meilen nach Dirſchau, 
Kohling oder wie es ſonſt bewandt einige zu recognosciren ausſetzen, und täg— 
lich 7 Uhr, ehe man zu Rathauſe geht, oder ſo oft es die Notdurft erheiſchet, 
Nachricht wiſſen laſſen.“ 


Bunt genug muß demnach das Kommando ausgeſehen haben, das der 
Leutnant Tiedemann befehligte und mit dem er eine doch recht ſchwierige Auf— 
gabe löſen ſollte. Zur Aktion mit den Conföderierten ſcheint es jedoch nicht 
gekommen zu ſein, doch veranſchaulicht der Vorgang auch ohnedem die Zuſtände 
im Stüblauſchen Werder während des Interregnums nach dem Tode des 
Königs Johann III. Die Aufregung wurde noch erheblich dadurch vermehrt, 
daß Ende März wegen des bevorſtehenden Eisganges der Weichſel auch die 
Eiswachen bezogen werden mußten. N 


Daß die aus dem Werder aufgebotenen Reiter und Mannſchaften auch 
durch dasſelbe unterhalten werden mußten, war ſelbſtverſtändlich; aber auch 
wegen der ſtädtiſchen Soldaten, die ſich ſelbſt unterhalten ſollten, ſchreibt der 
Deichgeſchworene George Schwarzwald aus Güttland ſchon am 3. April an 
den Bürgermeiſter, daß dieſelben auf ihren Wachtpoſten für Geld nichts be— 
kommen könnten und er deshalb die Dorfſchaften erſucht habe, den Musketieren 
mit etwas Speiſeware behilflich zu ſein, wovon die Schulzen jedoch ganz und 
gar nichts wiſſen wollten. Vom Bürgermeiſter und Werderſchen Amtsverwalter 
Chriſtian Schröder ergeht deshalb folgenden Tags an die Schulzen die Weiſung: 
„Weil die Soldaten dem ganzen Werder zu gute im Werder ſein müſſen und 
nicht alle im Dorf ſein können, ſondern auf die Wach ſtehen müſſen, ihnen 
es aber an Eſſen fehlet, wie er (Schwarzwald) ans Amt geſchrieben hat, als 
werden die Teichgeſchwornen ſich mit einander bereden und dergeſtalt mit den 
Schulzen zu überreden und dieſe zu dirigiren ſuchen, daß ſolche Anſtalt möge 
gemachet werden, daß den Soldaten mit etwas Hauskoſt kann geholfen werden, 
damit ſie nicht Noth leiden, weil ſie in den Hakenbuden und ſonſt nicht allezeit 
etwas Warmes bekommen können.“ 


In der Hauptſache hat das Werder demnach wohl das ganze Kommando 
unterhalten müſſen; es wurde Ende Mai, nach erfolgter Königswahl aufgelöſt. 
An Einquartierung ſollte es dem Stüblauſchen Werder aber trotzdem nicht 
fehlen. König Auguſt II. ließ bald ſächſiſche Truppen nach Polen kommen, 
um die ſchwebenden Friedensverhandlungen mit den Türken mit größerem Nach- 
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druck zu führen und auch das wenig botmäßige Fürſtengeſchlecht Lapiehn in 
Litauen niederzuhalten. Der polniſche Adel wollte jedoch keine ſächſiſchen 
Truppen im Gebiet der Republik dulden und erzwang es wiederholt auf den 
Reichstagen, daß der König bis auf ein Regiment, das als ſeine Leibwache 
diente, ſeine Sachſen fortſandte, die dann zum Teil in polniſch Preußen Quartiere 
bezogen. So liegt eine Zuſammenſtellung aus dem Jahre 1702 vor, nach der 
das Stüblauſche Werder für die im Herbſt 1701 dort einquartierten ſächſiſchen 
Soldaten 34677 fl. aufgewandt hatte, wovon auf Gottswalde 1189 fl. ent- 
fielen. Auch während des Krieges ihres Königs mit Schweden wollten die 
Polen von ſächſiſcher Einquartierung verſchont bleiben, weil der König den 
Krieg ohne Zuſtimmung des Reichstages begonnen und die Republik ſo ihrer 
Meinung nach im Frieden mit Schweden lebte. Wie die Sachſen zufolge 
deſſen Winterquartiere im November 1702 in polniſch Preußen bezogen, wurde 
unterm 10. desſelben Monats aus dieſem Anlaß ein beſonderes Reglement 
publiziert, das die Unterſchrift Auguſt II. trug. Aus demſelben geht hervor, 
daß die adligen und geiſtlichen Güter mit keiner Einquartierung belegt werden 
ſollten. Es wurde dieſen vielmehr noch zugeſichert: „Daß den Unterthanen 
jeglicher Orte durch die einquartierte Milize an den Pflichten, Zinſen und 
Dienſten, ſo ſie ihren Herrſchaften und Obrigkeiten zu leiſten ſchuldig, keines⸗ 
wegs gehindert, noch minder davon abgehalten oder abwendig gemacht werden 
ſollten.“ Die Verpflegung in den Winterquartieren wurde nach dem Portions— 
fuß eingerichtet. Eine Portion für jeden Mann und jedes Pferd wurde auf 
je 18 Tympfen pro Monat gerechnet, die der Quartiergeber zu zahlen hatte, 
was alſo für Reiter und Pferd zuſammen 21 fl. 18 gl. monatlich ausmachte. In 
den näheren Beſtimmungen hierüber heißt es dann: „Wenn der Quartiersmann 
(Quartiergeber) auf Mann und Pferd die Naturalverpflegung reichet, ſo muß 
ihm ſolches an den Portionen hinwiderumb zu gute gehen. Und zwar was 
die Mundportion auf die gemeinen Soldaten betrifft, wenn derſelbe beim 
Wirth genießet die Hausmannskoſt, oder wie es ſonſt ausgerechnet wird: täg⸗ 
lich 1 Pfund Fleiſch, 2 Pfund Brod, 1 Stof Bier, womit ſich der Soldat 
allerdings genügen laſſen, ſo behält der Wirth dahingegen monatlich von jeder 
Portion 8 Tympfen inne und hat darauf alſo nur 10 Tympfen zu tragen. Was 
aber die Pferdeportiones anbelangt, ſo werden die Naturalien auf die Dienſt— 
pferde der gemeinen Reiter gerechnet auf 8 Pfund Haber, 10 Pfund Heu und darüber 
wöchentlich 3 Gebund Stroh. Dafür gehen anderweit dem Quartiersmann zu 
gute auf jegliche Ration 10 Tympfen, daß er alſo nur 8 Tympfen darauf an 
Gelde herausgeben darf. Auf andere als die gemeine Soldateska und die 
Dienſtpferde iſt dieſe Veranſtaltung der Naturalien nicht zu extendiren, ſo von 
andern ein jeder, er ſei Offizier oder was er ſonſt wolle, empfänget die ihm 
ausgeworfenen Portiones an Gelde, davon er ſich nebſt ſeinen Leuten und 
Pferden ſelbſt unterhalten muß, dergeſtalt, daß wenn er von den Wirthen an 
Naturalien eines oder das andere nimmt, er ſolches nach billigem, marktgängigem 
Preis zu bezahlen ſchuldig iſt.“ 


Der Quartierwirt hatte mithin neben der vollen Verpflegung von Mann 
und Pferd noch 10 fl. 24 gl. an den Einquartierten monatlich bar zu ent- 
richten. Dazu kamen nun noch die Portionsgelder an die Offiziere, die jelbit- 
redend ſehr viel höher waren, ſo daß die Wirte ſchon durch die Laſt, die ihnen 
ihr eigener Landesherr damit auferlegte, ſehr ſchwer mitgenommen wurden, was 
natürlich auch für die Bewohner des Stüblauſchen Werders zutraf. Einen 
Anhalt für dieſe Leiſtungen bietet eine Nachweiſung, die für Güttland vorliegt; 
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nach derſelben hatte dieſe Ortſchaft an Portionsgeldern für den Winter 1702/3 
den ſächſiſchen Truppen 7218 fl. zu zahlen, was 153 ½ fl. auf die Hufe aus⸗ 
machte. Neben dieſen reglementsmäßigen Leiſtungen wurde natürlich noch die 
Geſtellung zahlreicher Fuhren verlangt, und es fanden harte Bedrückungen aller 
Art ſtatt, wobei die adligen und geiſtlichen Güter keineswegs verſchont blieben, 
ſo daß die Klage darüber ganz allgemein war. Immerhin war das nur ein 
Vorſpiel für die kommenden Bedrückungen, welche die Beſetzung des Landes 
durch die Schweden zur Folge hatte, die nun auf ihrem Siegeszuge im An— 
marſch waren. 

Am 3. November 1703 melden die Deichgeſchworenen dem Bürgermeiſter 
Daniel Schlieff, daß viel ſchwediſches Volk die Weichſel herunter komme und 
am Damm und den Häuptern großen Schaden dadurch verurſache, daß es Pfähle 
und Strauch ausbreche, um es als Brennung zu benutzen. Den 15. desſelben 
Monats erhalten die Deichgeſchworenen durch den benannten Bürgermeiſter dann 
ſchon einen Schluß des Rats, durch den dem Werder die Geſtellung von 
7 vierſpännigen Wagen aufgegeben wird, um den Schweden das Geld von Danzig 
nach Dirſchau oder nach Marienburg zu bringen. Es wird ſich dabei um den 
Transport der 100000 Taler gehandelt haben, welche die Stadt Danzig nach 
einem Vergleich mit dem ſchwediſchen General Stenbock zu zahlen hatte, um 
ſich und ihr Gebiet von Einquartierung und anderen Geld- und Naturalien— 
forderungen zu befreien. Zu dieſer ſchwediſchen Kontribution hatte das Stüblau— 
ſche Werder 90 000 fl. aufzubringen, doch mußte es trotzdem ſchon Ende No— 
vember ſchwediſche Einquartierung aufnehmen, da der General Stenbock mit 
ſeinen Truppen im Ermlande und im Gebiet von Elbing, Marienburg und 
Danzig Winterquartiere bezog. Sein König Karl XII. nahm in Heilsberg 
Aufenthalt. 

In der Republik Polen bildeten ſich nach den wiederholten Niederlagen 
König Auguſts II. zahlreiche Parteien, von denen beſonders die beiden großen 
Adelskonföderationen von Sandomir und von Großpolen in Betracht kommen. 
Während erſtere an ihrem Wahlkönig feſthielt, nahm letztere unter Führung 
des Kardinal-Primas Radzijowski eine zweideutige Haltung an. Dieſer höchſte 
Kirchenfürſt der Republik iſt Auguſt II. von vornherein gegneriſch geſonnen ge- 
weſen; er bemühte ſich nun ohne Rückſicht auf die Rechte ſeines Königs mit 
Karl XII. zum Frieden zu gelangen, wobei er ſtets der Auffaſſung Geltung zu 
verſchaffen ſuchte, daß Polen ſich überhaupt nicht im Kriege mit Schweden be— 
finde, weil Auguſt II. ihn ohne Zuſtimmung der Republik begonnen hatte. 
Karl XII. forderte aber als unerläßliche Vorbedingung für jede Friedensver⸗ 
handlung die Abſetzung Auguſt II. als König von Polen, zu der dann auch 
die weitere Entwicklung der Dinge führte. Der Kardinal-Primas berief nun⸗ 
mehr den geſamten Adel der Nation zu einem Kongreß nach Warſchau, der 
indeſſen ganz überwiegend von Mitgliedern der großpolniſchen Konföderation 
und damit von Anhängern des Kardinal-Primas beſucht wurde. Die Bera— 
tungen begannen am 14. Januar 1704 und endeten dann auch unter dem Druck 
der Schweden und dem Einfluß des Kardinal-Primas mit der Abſetzung 
Auguſts II., die am 6. Mai 1704 ausgeſprochen wurde. 

Schon in den letzten Tagen des vorhergehenden Monats hatte der ſchwe— 
diſche General Graf Stenbock an die Stadt Danzig die Zumutung geſtellt, ſich 
der großpolniſchen Konföderation anzuſchließen, ihrem Könige Auguſt II. den 
Gehorſam zu kündigen und dieſen wie ſeine Anhänger für Feinde zu erklären, 
auch die dem Könige bis dahin gebührenden Gefälle an die ſchwediſche Kriegs— 


95 


kaſſe abzuführen. Da die Stadt ſich hierzu nicht entſchließen wollte, jo gab 
Graf Stenbock nach der inzwiſchen bekannt gegebenen Abſetzung Auguſts II. der- 
ſelben am 27. Mai auf, die geſtellten Forderungen nunmehr binnen drei Tagen 
durch Vollziehung einer bezüglichen Urkunde zu erfüllen, wobei er noch den 
Druck ausübte, daß er der Stadt für jede Stunde der Verzögerung innerhalb 
der geſetzten Friſt eine Buße von 1000 Talern auferlegte. Dazu kam dann 
noch die Drohung, daß die Stadt nach vergeblichem Ablauf der Friſt ſich dem 
ſchwediſchen Könige entweder auf Gnade und Ungnade zu ergeben oder zu ge— 
wärtigen habe, daß der König mit dem Degen in der Fauſt ſich ihrer bemäch— 
tigen, keines Menſchen ſchonen, aus der Stadt ein Eulenneſt machen und die 
Uebriggebliebenen zu Schiffe wegführen laſſen werde. 


Die Stadt war auf keine Belagerung vorbereitet, ſie mußte der Macht 
weichen und zudem noch 67 000 Taler zahlen, da ſich die Aushändigung der 
verlangten Schrift bis zum 30. Mai verzögert hatte. 


An Stelle Auguſts II. wurde nun auf dem Wahlreichstage zu Warſchau am 
12. Juli 1704 der Woiwode von Poſen, Stanislaus Leszezynski zum Könige 
gewählt, der zu dieſer Zeit 27 Jahre alt war. Seine Wahl entſprach dem 
Willen Karls XII., der keinen anderen Kandidaten akzeptieren wollte. Dem 
Fortgang des Krieges tat dieſe Wahl indeſſen keinen Einhalt, da die Konföde— 
rierten von Sandomir Auguſt II. treu geblieben waren, der mit ihnen und ſeinen 
ſächſiſchen Truppen den Kampf fortſetzte. 


Während der weiteren Kriegsereigniſſe in Polen hatte polniſch Preußen ver— 
hältnismäßige Ruhe, doch war immerhin eine hinreichend ſtarke ſchwediſche Beſatzung 
in dieſer Provinz zurückgeblieben, um den Bewohnern derſelben weiter fühlbar zu 
werden; auch kehrten zum kommenden Winter wieder ſchwediſche Regimenter dorthin 
zurück, um Winterquartiere einzunehmen. Das Stüblauſche Werder mußte im 
Februar 1705 auf Geheiß des Grafen Stenbock 400 Pferde zur Durchfütte- 
rung übernehmen. Für jedes Pferd ſollte der betreffende Wirt 5 fl. monatlich 
und damit noch nicht ganz die Hälfte des Rationsgeldes erhalten, das nach 
dem Reglement von 1702 die Sachſen für angemeſſen erachtet hatten. Am 
19. Mai mußten die durchgefütterten Pferde dann an allen Füßen mit Hufeiſen 
beſchlagen in Dirſchau abgeliefert und zudem noch 1 Scheffel Hafer für jedes 
Pferd hergegeben werden. Den Deichgeſchworenen, denen die Verteilung der 
Pferde auf die einzelnen Ortſchaften, die Empfangnahme und Abführung der 
Futtergelder obgelegen hatte und die auch für die Ablieferung der Pferde ver— 
antwortlich waren, wurden von dem ſchwediſchen Oberſt Taube, der die Pferde 
in Empfang nahm, 32 als nicht dienſtbrauchbar zurückgewieſen und für das 
Futtergeld überlaſſen. Da den Deichgeſchworenen dieſer Großmut bedenklich vor— 
kam und ihnen die Erhebung nachträglicher Anforderungen aus dieſem Anlaß 
von ſchwediſcher Seite nicht ausgeſchloſſen erſchien, ſo baten ſie den Oberſten 
auf Anraten des Bürgermeiſters um eine Quittung, die dieſer ihnen denn auch 
in folgendem Wortlaut erteilte: „Nachdemalen die Bauern aus dem Danziger 
Werder die Dragonerpferde von meinem in Gnaden anvertrauten Regiment, 
welche durch die üble Fütterung untauglich geworden, bei ſich behalten und mir 
davor bezahlt haben, als gebe ich ihnen hiemit frei ſolche Pferde zu verkaufen 
oder an ihren Nutzen zu behalten.“ Die 32 Pferde werden dann auch am 
9. Juni in Woſſitz verkauft, doch wird nicht erſichtlich, welchen Preis ſie erzielten. 


Auch abgeſehen von der unzureichenden Entſchädigung muß die Verwen— 
dung der Futtervorräte für die Dragonerpferde ſchwere wirtſchaftliche Nachteile 
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für die dadurch Betroffenen zur Folge gehabt haben. Doch nur zu ſchnell 
ſchloſſen ſich dem weit härtere Maßnahmen der Schweden an. 

Noch in demſelben Monat Mai hatte der König von Schweden durch 
ſeinen General Meyerfeld von der Stadt Danzig die Auslieferung des Marien— 
burgiſchen Woiwoden Krzewski und des Fürſten Radziwill verlangt, die ſich dort 
aufhielten. Die Stadt konnte dem Könige nicht zu Willen ſein, weil die beiden 
polniſchen Edelleute ſich heimlich entfernt hatten, was allerdings wohl nicht 
ganz ohne Zutun der Stadt geſchehen ſein wird. Zur Beſtrafung der Stadt 
ging der General v. Meyerfeld deshalb mit zwei Regimentern zu Pferde ins 
Stüblauſche Werder und nahm auf Koſten desſelben dort Quartier. Er zog 
erſt am 28. Auguſt 1705 ab, nachdem das Werder außerdem 52 716 Gulden 
Brandſchatzung an ihn abgeführt hatte und nachdem er von den übrigen Ort— 
ſchaften des Danziger Landgebiets in der Nehrung, der Scharpau und auf der 
Höhe 72 fl. von der Hufe beigetrieben. Nach Lengnichs Geſchichte der Lande 
Preußen ſoll die Belegung des Stüblauſchen Werders mit den beiden Regi— 
mentern erſt am 28. Juli begonnen haben, doch wird dies wohl nur der offi— 
zielle Zeitpunkt für den Beginn des Strafaktes geweſen ſein. Denn ſchon am 
30. Mai melden die Deichgeſchworenen dem Bürgermeiſter, daß die Leute im 
„Werder ſich vor den Schweden flüchten, worauf er ihnen antwortet: ſie möchten 
ſich nicht fürchten, mit Gottes Hilfe werde alles gut werden. Am 12. Juli 
verhandelten die Deichgeſchworenen dann mit dem Bürgermeiſter über eine An— 
forderung des Generals v. Meyerfeld, der einen Erſatz für 1200 Tympfen von 
ihnen verlangte, die ihm im Werder geſtohlen waren. 60 Scheffel Hafer zu 
36 Gl. pro Scheffel hatten ſie bereits in der Stadt gekauft und dem General 
für ſeine Pferde überliefert, derſelbe forderte von ihnen aber außerdem noch 
45 Pferde als Geſchenk, wogegen er denn auch nicht viele Podwoddewagen mit— 
zunehmen verſprach. Der Bürgermeiſter vermochte den Deichgeſchworenen nur 
zu ſagen, daß er ihnen nicht helfen könne. Aus dem Angeführten dürfte un— 
zweifelhaft hervorgehen, daß die Belegung des Werders durch die Schweden 
eine erheblich längere Zeit gewährt hat, als wie Lengnich dies angibt. 

Beim Abzuge der Schweden hatten dieſelben nach einer Zuſammenſtellung 
der Deichgeſchworenen außer Quartierleiſtungen und Brandſchatzungsgeldern auch 
noch 507 Pferde mit den Podwodden und mit Gewalt aus dem Stüblauſchen 
Werder an ſich gebracht. Die Deichgeſchworenen berechnen dabei den Wert des 
Pferdes auf 60 fl. und den Wert von 145 fortgenommenen Wagen nebſt Ge— 
ſchirr auf 5800 fl., womit ſie dann hierbei auf einen Geſamtverluſt von 36 220 fl. 
kommen. 

Beim Fortgange des Krieges rückte Karl XII. nun 1706 in Sachſen, 
dem Erblande ſeines Gegners ein, um dieſen ſo an ſeiner empfindlichſten Stelle 
zu treffen. Der Erfolg blieb auch nicht aus, denn Auguſt der Starke, der in 
Polen im Felde ſtand, wies nunmehr ſeine ſächſiſchen Räte zum ſchleunigen 
Abſchluß des Friedens an. Karl XII. hatte mit ca. 20000 Mann Sachſen 
beſetzt und im Schloſſe Altranſtädt mit ſeinem Gefolge Quartier genommen, 
das etwa 1½ Meilen von Leipzig gelegen iſt. In dieſem Schloſſe wurde 
dann am 24. September 1706 der für Auguſt II. tief demütigende Friede ver⸗ 
einbart, in dem er für alle Zeit auf den polniſchen Thron Verzicht leiſten mußte. 
Der Friedensvertrag blieb zunächſt geheim, weil er erſt Auguſt II. nach Polen zur 
Genehmigung überbracht werden mußte, weshalb gleichzeitig bis zur Bekanntgabe 
des Vertrages ein zehnwöchentlicher Waffenſtillſtand vereinbart wurde. „Die 
Stadt Danzig erhielt erſt im Dezember die offizielle Mitteilung vom Frieden 
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und von der Verzichtleiſtung Auguſts II. auf den polnischen Thron, worauf fie 
nun Stanislaus Leszezynski als König anerkannte und dieſes Ereignis am 
23. Januar 1707 durch öffentliche Freudenbezeigungen verherrlichte. 

Die Bewohner der Stadt und ihres Landgebietes werden nun wohl gehofft 
haben, daß damit das Ende ihrer Leidenszeit gekommen ſei, was ſich leider nicht 
erfüllen ſollte. Immerhin hörten die Bedrückungen der Landbewohner durch Ein— 
quartierung und Brandſchatzungen zunächſt auf, ſo daß ſie wieder neuen Mut zur 
Ueberwindung der traurigen Lage gewinnen konnten, in die ſie durch die Erpreſſungen 
des Feindes und die Anforderungen des Stadtregiments gebracht waren. Zur 
Beſchaffung der Mittel, die die Einquartierungen von Feind und Freund wie die 
Brandſchatzungen des Feindes erforderten, hatten ſie ihre Höfe belaſten und 
außerdem gemeinſchaftliche Darlehen aufnehmen müſſen, die in der Weiſe beſchafft 
wurden, daß einer der am beſten ſituierten Nachbarn der Gemeinde ſeinen Hof 
dafür verpfändete, während die Nachbarſchaft dieſem gegenüber dafür die Solidar— 
haft einging. So werden unter den Caventen für ein Darlehn von 2900 fl., 
das Peter Hankau im Intereſſe der Dorfſchaft Gotteswalde auf feinen Hof 
1705 aufnahm und das mit 6% zu verzinſen war, Henrich Weſſel und 
„Jacob Weſſel vor ſich und im Namen ſeiner Mutter Mariä, ſeligen Jacob 
Weſſels Wittiben“ aufgeführt. 

Die Ausſicht auf ruhigere Zeiten, die nach dem Frieden zwiſchen Auguſt 
dem Starken und Karl XII. wach wurde, hat wohl mit dazu beigetragen, daß 
Henrich Weſſel nunmehr ſeinen Hof an ſeinen jüngſten Sohn Barthel abtreten 
konnte. Letzterer zahlte dafür nach dem Kaufvertrage vom 25. Juli 1707 den 
Preis von 8000 M., wovon 3000 M. für den Verkäufer ſo lange unverzinslich 
ſtehen blieben, als derſelbe im Hofe mit Koſt und gebührender Pflege verſehen 
wurde; im andern Falle waren ſie entweder mit 6% zu verzinſen oder bar 
abzuzahlen. Dem Käufer wurden ſodann zur Begleichung des Kaufpreiſes 
1500 M. Muttergut angerechnet, er übernahm 500 M. auf dem Hofe ruhende 
Schulden, und er hatte zur Ausweiſung 3000 M. bar zu erlegen. Letzterer 
Betrag dürfte ſich aber wohl in der Hauptſache aus rückſtändigen Steuern, 
Mietszins und ſonſtigen Schulden zuſammengeſetzt haben, ſo daß die bare 
Erlegung darin beſtanden haben wird, daß der Käufer für dieſe noch ausſtehenden 
Zahlungen ſelbſtſchuldneriſch eintrat. Wenn Barthel Weſſel mithin den zwie— 
fachen Preis für den Hof bezahlte, als ſein Vater vor 42 Jahren, ſo bleibt 
dabei zu berückſichtigen, daß Barthel ihn nunmehr mit allem Inventar und 
Beſatz übernahm, während ſein Vater ihn ohne beides erſtand, daß der Geldwert 
immer mehr geſunken war und daß auch wohl die bedrängte Lage, in der ſich 
Henrich Weſſel zu dieſer Zeit augenſcheinlich ſchon befand, auf die Hinauf- 
ſchraubung des Kaufpreiſes eingewirkt haben wird. Die Pacht für das zum 
Hofe gehörige Mietsland war zu dieſer Zeit auch ſchon um 1 M. pro Morgen 
geſtiegen und betrug nunmehr 5 M. pro Morgen. 

Henrich Weſſel behielt ſich von dem Hof- und Hausinventar 1 Pferd, 
1 aufitehendes Bett mit Zubehör und 1 großes Spind vor, was auch darauf 
hinweiſt, wie ſehr ſein Wohlſtand durch die Einquartierungen, Kontributionen 
und ſonſtigen Laſten und Erpreſſungen in den letzten 6 Jahren zurückgegangen 
ſein muß. In dem vorerwähnten Kaufvertrage heißt es auch ausdrücklich, daß 
die Ueberlaſſung des Hofes an ſeinen Sohn Barthel mit Wiſſen und Willen 
ſeiner übrigen Kinder erfolgte, ſo daß man wohl annehmen kann, daß dies bei 
der ſchweren Zeit das letzte Auskunftsmittel geweſen iſt, um den Beſitz zu 
erhalten. Henrich Weſſel ſtand zudem im 70. Lebensjahre, und es wird ihm 
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nach den Erlebniſſen der letzten 6 Jahre, wohl ebenſo wie einſt Görgen Schöweken, 
mehr mit Ruhe und Frieden als mit Fortſtellung ſeines Ackerwerkes gedient 
geweſen ſein. Doch geſtalteten ſich die Verhältniſſe keineswegs derart, daß ſein 
Lebensabend ein freundlicher und ſorgenfreier geweſen ſein kann. Die Ein— 
quartierungslaſt, die nun ſein Sohn Barthel zu tragen hatte, wurde immer 
härter, Schweden, Sachſen, Polen und Ruſſen ſuchten nacheinander das 
Stüblauſche Werder heim und ruinierten es mit ihren ſchier unerſchwinglichen 
Anforderungen, wie das in dem folgenden Abſchnitt „Klein-Zünder“ näher 
dargelegt iſt. Daß Henrich Weſſel als Altſitzer bei ſeinem oben benannten 
Sohne dabei in ſtarke Mitleidenſchaft gezogen ſein wird, liegt auf der Hand. 

Trotz alledem ſcheint er auch im Alter rüſtig geblieben zu ſein, denn 
noch 1709 tritt er als Beiſtand ſeiner einzigen Schweſter Maria auf, als 
dieſe nach dem Tode ihres zweiten Ehemannes Jacob Maaker ihren beiden 
Kindern aus dieſer Ehe Schicht und Teilung gibt. Aus ihrer erſten Ehe mit 
Lehnert Wiedehöft waren 8 Kinder zurückgeblieben, von denen aber bei dieſer 
Schicht und Teilung nicht mehr die Rede iſt. Sie war, wie das beſonders 
ein Streit, den ſie mit einem ſchwediſchen Offizier wegen eines Pferdehandels 
hatte, erkennen läßt, eine reſolute Frau, die auf ihrem Rechte beſtand und es 
auch mit Erfolg durchſetzte. Ihre Wirtſchaft, die aus 22 Morgen Eigen- und 
44 Morgen Mietsland beſtaud, führte fie nach dem Tode ihres zweiten Mannes 
ſelbſtändig weiter. Die 22 Morgen Eigenland, von denen 12 in Schmerblock 
und 10 in Käſemark lagen, hatte ihr erſter Ehemann Lehnert Wiedehöft lediglich 
als Mieter genutzt; ſie erwarb dieſelben nach deſſen Tode 1685 zum freien 
Eigentum. Der Kaufpreis betrug 1500 fl. Auf dem Grundſtück blieben 
1200 fl. ſtehen, doch muß bei dieſer Verſchuldung der Wert der Gebäude, die 
der Käuferin auch ſchon vor dem Ankauf des Landes gehörten, berückſichtigt werden. 

Nach dem zweiten ſchwediſchen Erbfolgekriege fingen die Landherren an, 
ſich ihres Grundbeſitzes in den Freidörfern zu entäußern. 

Im September 1719 verkaufte die Witwe Maaker das Grundſtück mit 
der Mietsgerechtigkeit, wobei der Käufer den rückſtändigen Landzins für 15 Jahre 
mit 2200 fl. übernahm. Im Frühjahr desſelben Jahres war das Stüblauſche 
Werder endlich von den Einquartierungen befreit worden, was dann den Land— 
herren den Mut zur Einforderung der rückſtändigen Pachtbeträge verlieh und 
die zahlungsunfähigen Mieter zur Veräußerung ihrer Grundſtücke zwang, was 
auch hinſichtlich der Witwe Maaker anzunehmen iſt. Sie behielt indeſſen ihr 
Grundſtück mit 22 Morgen Eigenland, auf dem ſie auch wohl ihre Tage beſchloſſen 
haben dürfte. 1726 übergab ſie dieſes Grundſtück an ihren Sohn Peter Maaker. 


Wie der Verkehr mit ſeiner Schweſter wird auch der mit ſeinen Kindern 
trotz aller Not der Zeit die letzten Lebensjahre Henrich Weſſels verſchönt haben. 


Seine einzige Tochter Anna lebte in erſter Ehe mit dem Nachbarn 
Cornels Henrichs zu Scharfenberg, der dort ein Grundſtück mit 1 Hufe 
8 Morgen Mietsland beſaß. Deſſen Schweſter Anna war an den Bruder 
ſeiner Ehefrau, an Jacob Weſſel zu Klein⸗Zünder, verheiratet. Cornel Henrichs 
ſtarb ſchon 1712 mit Hinterlaſſung von 4 Kindern, ſeine Witwe heiratete dann 
im folgenden Jahre Martin Dau und behielt bei der Schicht und Teilung mit 
ihren Kindern den Hof zu Scharfenberg. 

Sie und ihre 3 Brüder überlebten ihren Vater Henrich Weſſel, der im 
Alter von 77 Jahren 1715 ſtarb und am 13. Juni begraben wurde. Der 
Leichenrede legte der Prediger Pſalm 119, V. 92 und 93 zugrunde: 
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„Wo dein Geſetz nicht mein Troſt geweſen wäre, ſo wäre ich vergangen 
im meinem Elende. 

Ich will deine Befehle nimmermehr vergeſſen: denn du erquickeſt mich damit.“ 

Der Text iſt ſicher als bezeichnend für die Lebensſchickſale und die 
Lebenshaltung des Verſtorbenen anzuſehen. 

Am 27. Juni 1716 erklären dann die Erben des Henrich Weſſel, daß 
ſie durch ihren Bruder Barthel mit ihrem Anteil an den 3000 M,, die auf 
deſſen Hof für den Verſtorbenen eingetragen ſtanden, befriedigt wären. 

Barthel Weſſel verkaufte 1722 ſeinen Hof zu Gottswalde an Erdmann 
Lau für 3283 fl. Er hatte an feinen Vater 1707 für denſelben Hof 8000 M. — 
5333 fl. gezahlt, doch übernahm er ihn damals mit vollem Beſatz, während 
Erdmann Lau 15 Jahre ſpäter nur die Gebäude und die Mietsgerechtigkeit 
erwarb, ſo daß eine bemerkenswerte Differenz im Kaufpreiſe nicht vorliegt. 
Barthel Weſſel zog nach Proitenfelde, und mit ihm ſchieden auch ſeine Kinder 
aus Gottswalde, ſo daß Nachkommen ſeines Vaters Henrich Weſſel daſelbſt nicht 
verblieben. 

Die Nachkommen des ältern Bruders Henrichs, des im Jahre 1676 
verſtorbenen Jacob Weſſel, lebten dort dagegen noch längere Zeit. Die 
Witwe des letzteren, Maria geb. Klatte, wird etwa 1707 verſtorben ſein. Ihr 
einziger Sohn zweiter Ehe, Jacob Weſſel, hatte ſchon 1700 die Witwe 
des Nachbars Henrich Henrichſen, Maria geb. Ziemſen, zu Gottswalde geheiratet 
und war dadurch in den Beſitz eines Hofes von 2 Hufen und 6 Morgen gelangt. 
Ebenſo ſcheinen ihre 6 Töchter ſämtlich noch zu ihren Lebzeiten geheiratet zu 
haben. Nach ihrem Tode übernehmen im Schicht- und Teilungsvergleich vom 
11. Januar 1708 Dirk Gieſebrecht, Nachbar zu Naſſenhuben, der ihre Tochter 
Barbara, und Andreas Bartſch der Jüngere, der ihre Tochter Cornelia zur Ehe 
hatte, gemeinſam ihren hinterlaſſenen Hof mit vollem Beſatz für 15500 M. 
Ihr erſter Ehemann Gregor Haſelau hatte 1651 den Hof für 18 000 M. gekauft 
und damit zu einem Preiſe, der demnach einige 50 Jahre ſpäter nicht einmal 
nominell wieder erreicht wurde, ganz abgeſehen von der inzwiſchen eingetretenen 
ſehr erheblichen Wertverminderung des Geldes. Auf dem Hof ſtanden bei dem 
Tode der Witwe Jacob Weſſels 5778 M., 17 gl. Schulden, ſo daß 9721 M. 
3 gl. zur Verteilung an die Erben kamen, zu denen auch ihr Sohn erſter Ehe 
Gregor Haſelau, Mitnachbar zu Trutenau, gehörte. Da die Witwe außerdem 
noch zu ihren Lebzeiten ihre Kinder mit ihrem Vatergut und den ihnen aus— 
geſetzten Zu- und Uebergaben befriedigt und ihnen die halbe Hochzeit aus— 
gerichtet hatte, ſo muß ſie wirtſchaftlich viel geleiſtet haben. 

Eine Tochter Eliſabeth Weſſel, die an den Nachbarn Hans Neumann 
zu Käſemark verheiratet war, ſtarb ſchon vor ihrer Mutter mit Hinterlaſſung 
eines Kindes. Von den übrigen Töchtern waren Maria mit dem Nachbarn 
Peter Huppe aus Bürgerwald, Catharina mit dem Nachbarn Cornelius Brandt 
und Regina mit dem Nachbarn Andreas Bartſch dem Aelteren aus Käſemark 
verheiratet. Der Schicht- und Teilungsvertrag, in dem die ſämtlichen Erben 
und die Ehemänner der erbbeteiligten Frauen aufgeführt ſind, iſt erſt am 
27. Juni 1711 in das Amtsbuch eingetragen; die Verzögerung dürfte auf die 
mit den Einquartierungen verbundenen Unruhen und Unordnungen zurückzu— 
führen ſein, unter denen das Stüblauſche Werder zu dieſer Zeit litt. 


Unter der Nachbarſchaft zu Gottswalde blieb der Name Weſſel ſomit nur 
noch durch Jacob, den Sohn ſeines gleichnamigen Vaters und der Maria geb. Klatte, 
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vertreten. Bevor Jacob Weſſel der Jüngere die Witwe Henrichſen heiratete, 
hatte dieſe ihrer Stieftochter Schicht und Teilung geben müſſen und derſelben 
dabei am 5. Juni 1700 1333 fl. 10 gl. ausgeſetzt. Auf dem 2 Hufen 
6 Morgen großen Hofe ſtanden außerdem für dieſe Stieftochter 3000 M. 
Muttergut eingetragen, ſo daß Jacob Weſſel, wie er durch Heirat zu dieſem Hof 
kam, mit demſelben 5000 M. Schulden übernahm. Der Wert des Hofes zu 
jener Zeit wird etwa 9000 M. betragen haben. Jacob Weſſels Vatergut 
betrug nur 400 M., jo daß er vollauf zu tun hatte, um ſich durch die lange 
und ſchwere Einquartierungszeit zu bringen, die in den erſten beiden Jahr— 
zehnten ſeiner wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit das Stüblauſche Werder aus Anlaß 
des Nordiſchen Krieges bedrückte. 1734 übten dann wieder der Krieg und das 
Bombardement der Stadt Danzig ihre nachteiligen Einwirkungen auf die Land— 
ſchaft aus, wie das in dem folgenden Abſchnitt geſchildert iſt. Nach dem Kriege 
erwarb ſein gleichnamiger älteſter Sohn einen Hof zu Herzberg, und dieſer 
Kauf, der am 24. Dezember 1734 abgeſchloſſen wurde, gewährt einen intereſſanten 
Einblick in die traurige Lage, in der ſich nicht wenige Beſitzer des Stüblauſchen 
Werders zu jener Zeit befanden. Die Verkäuferin, eine Witwe Marx geb. 
Henrichſen, die im Hinblick auf ihren Geburtsnamen wohl in einem verwandt— 
ſchaftlichen Verhältnis zur Mutter des Käufers geſtanden haben wird, überließ 
letzterem ihren 3 Hufen 11 ½ Morgen großen Hof, zu dem außerdem noch 
ein Grundſtück mit 9½ Morgen gehörte, für 7500 fl. Mit dem Hof über⸗ 
nahm der Käufer 4400 fl., die zu Pfennigzins auf dem Hofe ſtanden, 2000 fl., 
die als Vatergut für die beiden unmündigen Söhne der Verkäuferin eingetragen 
waren, und außerdem die Dorfſchulden, deren Betrag nicht genannt wird. 
Bar erhielt die Witwe nur 179 fl., ſie blieb aber mit ihren beiden Söhnen 
im Hofe, wogegen der Käufer die 2000 fl. nicht zu verzinſen hatte. Sofern 
ſie aber den Hof mit ihren Söhnen verlaſſen ſollte, hatte der Käufer ihr 50 fl. 
jährlich zu zahlen und die 2000 fl. mit 5 % jährlich zu verzinſen. 

Wenn das Geſchäft ſo für den Käufer anſcheinend günſtig war und er 
dabei nicht viel riskierte, ſo kam es doch anders. Im Jahre 1740 traten noch 
ſein Vater und ſein Schwager Andreas Bartſch für ihn ein und deckten eine 
Schuld, wennſchon der Strohwiſch bereits 6 Monate auf dem Hofe ausgeſteckt 
war. Am 25. Februar 1741 wurde der Hof aber trotzdem auf Antrag der Vor: 
münder der beiden unmündigen Söhne der Witwe Marx, letzteren ex officio zu— 
geſchrieben und dem bisherigen Beſitzer, wie üblich, die Rücknahme des Hofes 
binnen Jahr und Tag dabei vorbehalten, zu der es aber nicht kam. Zum 
Schluß hat ſicherlich ein Brandſchaden, den Jacob Weſſel im Winter 1740/41 
erlitten hatte, für ihn den Verluſt des Hofes beſchleunigt, denn vom Februar 
1741 ab werden für ihn Brandgelder in den Ortſchaften erhoben, die zur 
Brandordnung der Scharwerksdörfer gehörten. Ohne das Brandunglück würde 
er den Hof trotz der geringen eigenen Mittel wohl haben behaupten können, 
denn die Zeiten beſſerten ſich und der Wert der Grundſtücke ſtieg, ſo daß bei 
dem immerhin niedrigen Preiſe, für den er den Hof erworben, ein günſtiger 
Erfolg nicht ausgeſchloſſen war. 

Sein Vater wird durch dies mißglückte Unternehmen nicht unerheblich in 
Mitleidenſchaft gezogen ſein. Letzterer ſtarb Ende 1741 oder Anfang 1742. 
Seine Witwe Maria gibt in kriegiſcher Vormundſchaft ihres Bruders, des Nach- 
barn Johann Siemens aus Wotzlaff, ihren Kindern am 7. April 1742 Schicht 
und Teilung, bei der fie denſelben zuſammen 5000 fl. ausſetzt,? während ſie 
den Hof mit 2 Hufen 6 Morgen und der anteiligen Mietsgerechtigkeit am 
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Ratsland behält. Von den 5 Kindern war eine Tochter Helena als Ehefrau 
des Nachbarn Arend Bieberſtein mit Hinterlaſſung eines Sohnes ſchon vor 
ihrem Vater verſtorben. Eine andere Tochter Anna-Maria lebte in der Ehe 
mit dem Kirchenälteſten und Nachbarn Johann Weyl zu Gottswalde. Dieſe 
beiden Töchter wie ihr Bruder Jacob, der frühere Beſitzer des Hofes zu Herz— 
berg, hatten ihr Vatergut ſchon bei Lebzeiten des Vaters erhalten, ſo daß nur 
noch die beiden jüngſten Kinder Suſanna und Henrich mit ihrem Vatergut von 
je 1000 fl. zu befriedigen blieben. Dasſelbe wurde nunmehr für ſie auf dem 
Hofe ihre Mutter zur 2. Verbeſſerung eingetragen, woraus hervorgeht, daß 
derſelbe bereits mit Kapitalien zu Pfennigzins und zur 1. Verbeſſerung 
belaſtet war. 

Die Witwe Jacob Weſſels behielt den Hof noch bis zum Jahre 1752 
und bewirtſchaftete ihn im Beiſtande ihres Sohnes Henrich. Am 21. Oktober 
des erwähnten Jahres übergab ſie ihn dann an ihren Schwiegerſohn Gabriel 
Hell, der ihre Tochter Suſanna zur Ehe hatte, für 7333 fl. Ihr verblieben 
von dem Kaufpreiſe 2197 fl., ſo daß der Hof mit 5136 fl. belaſtet war. Wie 
ſie ihren zweiten Mann Jacob Weſſel im Jahre 1700 heiratete, übernahm 
dieſer mit ihrem Hofe 5000 M. — 3333 fl. 10 gl. Schulden, woraus her- 
vorgeht, daß der Hof im Zeitraum von 52 Jahren nicht einmal das Vatergut 
der Kinder als Ueberſchuß gebracht hat. Bei Berückſichtigung der nachteiligen 
Einwirkungen, welche die kriegeriſchen Ereigniſſe während dieſer Periode auf 
das Erwerbsleben der ländlichen Bevölkerung ausübten, war das trotzdem kein 
ungünſtiges Ergebnis. 

Die Witwe blieb im Hofe, in dem ſie ſich eine beſondere Stube vorbehalten 
hatte. Neben freier Verpflegung hatte ihr der Käufer 18 fl. jährlich zur 
Kleidung zu geben. Im Falle ſie im Hofe nicht der Gebühr nach gehalten 
werden ſollte, waren ihr 150 fl. jährlich zur Beſchaffung eines anderweiten 
Unterkommens zu gewähren. Nach ihrem Tode blieben die 2197 fl. nach 
Abzug der Begräbniskoſten unter ihre Erben zu verteilen; das gewährte Alten— 
teil ſchloß mithin die Verzinſung dieſer Summe ein. 

Die Erben bewirkten die Verteilung ſchon am 14. April 1753, fo daß 
die Witwe bald nach Uebergabe des Hofes an ihren Schwiegerſohn Gabriel 
Hell geſtorben ſein muß. Ihr Sohn Henrich wird wahrſcheinlich bei einem 
ſeiner Schwäger zu Gottswalde und unverheiratet geblieben ſein. Er wird 
1755 als Ratmann zu Gottswalde vereidigt, das iſt die letzte Nachricht, die 
mir über ihn vorliegt. Mit ihm dürfte die Familie Weſſel zu Gottswalde, 
wo ſie ein Jahrhundert hindurch anſäſſig geweſen, im Mannesſtamm erloſchen ſein. 

Sein älterer und einziger Bruder Jacob kaufte nach dem Verluſt ſeines 
Hofes zu Herzberg am 1. Mai 1742 einen Hof mit 1 Hufe und 20 Morgen 
Eigenland zu Proitenfelde für 4400 fl. Verkäufer war ein Nathanael Berent, 
nach dem Namen zu ſchließen ein Danziger Bürger, der zu den Landherren 
gehörte und ſich mit dem Verkaufe eines Teiles feines Grundbeſitzes in Proiten- 
felde entäußerte. Zur Ausweiſung mußte Jacob Weſſel 3000 fl. entrichten, 
wozu er ſich von den Vormündern der Maria Magdalene Nürenberg, einer 
Großtochter des zu Proitenfelde verſtorbenen Barthel Weſſel, 900 fl. lieh, die 
mit 4 % zu verzinſen waren. Ob er die dann noch fehlenden 2100 fl. eigen- 
tümlich beſeſſen hat, erſcheint mindeſtens fraglich. Möglich, daß ſeine Ehefrau 
Anna geb. Wedekind ihm dieſelben zugebracht hat. Jedenfalls kam er auch in 
Proitenfelde nicht ſonderlich vorwärts. Nachdem ſeine Ehefrau 1759 geſtorben 
war, übergab er den Hof am 12. Juli desſelben Jahres an ſeine älteſte Tochter 
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Maria für 7000 fl., die einen Jacob Hanmann heiratete. Trotz des erheblich 
höheren Verkaufspreiſes betrug das Muttergut ſeiner 4 Kinder, das er den— 
ſelben bei der gleichzeitigen Schicht und Teilung ausſetzte, nur je 101 fl., während 
für ihn 507 fl. ohne Zinſen im Hof zur 2. Verbeſſerung eingetragen 
wurden. Er blieb als Altſitzer auf dem Hof und ſtarb 1774. Am 12. Februar 
desſelben Jahres erklären die vorerwähnte Tochter Maria, verehelichte Hanmann, 
und die weiteren Töchter Suſanna, verehelichte Ephraim Töge, Jungfrau Con— 
ſtantia, die ihre Kürjahre erreicht, und der einzige Sohn Jacob, daß ſie ſich 
über die Hinterlaſſenſchaft ihres Vaters auseinandergeſetzt hätten. 


Was aus dieſem einzigen Sohne, der auch gleichzeitig, ſoweit ich das habe 
feſtſtellen können, der einzige Urenkel im Mannesſtamme des Jacob Weſſel und 
der Maria geb. Klatte, zu Gottswalde war, geworden iſt und ob derſelbe Nach— 
kommen hinterlaſſen oder ob mit ihm dieſer Zweig der Familie ausgeſtorben iſt, 
habe ich nicht ermittelt. 


Als ſein Vater 1742 den Hof zu Proitenfelde erwarb, fand dieſer dort 
und in der benachbarten Ortſchaft Schönrohr bereits zahlreiche Verwandte vor. 
Es waren das die Nachkommen von Andreas und von Barthel Weſſel, der Söhne 
des 1715 zu Gottswalde verſtorbenen Henrich Weſſel. 


Andreas war, wie bereits S. 88 angeführt, durch Heirat der Maria— 
Magdalena Breden in den Beſitz zu Schönrohr gekommen. 1714 war Andreas 
Weſſel Schulze von Schönrohr. Er ſtarb 1728, und da er am 9. Januar 
1667 getauft wurde, hat er mithin ein Alter von 61 Jahren erreicht. Seine 
Witwe behielt die beiden Höfe bis 1733 und übergab dann den einen Hof an 
ihren Sohn Henrich, den anderen an ihre Tochter Florentine, die an einen 
Henrich Froſt verheiratet war. Eine andere Tochter Anna lebte in Proiten⸗ 
felde als Ehefrau des Nachbarn Peter Kuhl, während der jüngſte Sohn Barthel 
keine Wirtſchaft erworben zu haben ſcheint. Sein älterer Bruder Henrich und 
deſſen Ehefrau, eine Schweſter des vorerwähnten Peter Kuhl, ſtarben nach 
kurzer kinderloſer Ehe. Noch zu Lebzeiten des Andreas Weſſel in Schönrohr 
hatte deſſen jüngſter Bruder Barthel aus Gottswalde einen Hof in Proiten— 
felde erworben. Er kaufte dort 1721 von der Witwe des Predigers Endler aus 
Gottswalde einen Hof mit 2 Hufen und 1 Part an der Mühlenhube für 6000 fl. 
Der Hof war abgebrannt und das ſich auf 950 fl. 14 gl. belaufende Brand⸗ 
geld kam dem Käufer zugute. Letzterer zahlte 1000 fl. an und ließ für das 
Reſtkaufgeld ſeinen Hof in Gottswalde verpfänden. Es war das jeden— 
falls bei der Vermögenslage von Barthel Weſſel ein gewagtes Unternehmen, 
und es hat auch wohl dazu beigetragen, daß er ein Jahr ſpäter ſein Miets⸗ 
grundſtück zu Gottswalde verhältnismäßig billig an einen Erdmann Lau ver⸗ 
kaufte. Er erhielt für dasſelbe 3283 fl., während er 1707 ſeinem Vater dafür 
8000 M. - 5333 fl. gezahlt hatte. Allerdings übernahm er es damals mit 
vollem Beſatz, während ſein Käufer wohl nur die Gebäude und die Miets— 
gerechtigkeit an den 1 Hufe 20 Morgen Ratsland erwarb. 


Wenn Barthel Weſſel bei der Erwerbung des Beſitzes zu Proitenfelde 
zum Wiederaufbau der abgebrannten Gebäude auch ſchon die Wohltat der 
Feuerverſicherung zugute kam, jo wird ihm bei ſeiner Vermögenslage die Be- 
ſchaffung der geſamten Bauſumme doch noch ſchwer genug geworden ſein. 
Proitenfelde gehörte zur Feuerordnung der Frei- oder Niederdörfer, die neben 
der Feuerordnung der Scharwerksdörfer beſtand, ſo daß auch bei dieſer Wohl⸗ 
fahrtseinrichtung der alte Gegenſatz zwiſchen Frei- und Scharwerksdörfern auf- 
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recht erhalten blieb. Die Scharwerksdörfer waren 1605 mit der freiwilligen 
Organiſation eines Verbandes zur Entſchädigung von Brandverluſten vorgegan— 
gen. Vordem hatten die Nachbarn des Stüblauſchen Werders in Brandſchadens— 
fällen nach den Beſtimmungen der Werderſchen Ordnung nur auf die be— 
grenzte Lieferung von Bauholz Anſpruch, das dem Abgebrannten nach Anwei— 
ſung der Deichgeſchworenen von den für den einzelnen Brandſchadensfall 
herangezogenen Dorfſchaften zu gewähren war. Dieſe nachbarliche Hilfe beſtand 
ſchon ſeit der Ordenszeit, fie hatte ſich aber immer mehr als unzureichend 
erwieſen, weil, wie es heißt, die Abgebrannten dabei nur langſam wieder auf— 
bauen und auch nicht zurecht kommen konnten. 


Am 2. Juli 1605 verſammelten ſich deshalb auf dem Hof Grebin der 
Teichgraf, die Teichgeſchworenen und die geſamten Schulzen der Scharwerks— 
dörfer und vereinbarten dort unter den Amtsverwaltern, dem Burggrafen und 
Bürgermeiſter Johann von der Linde wie den Ratsverwandten Melchior Schach— 
mann und Johann Schwarzwald eine freiwillige Feuerordnung, die dem Abge— 
brannten bei Aufrechterhaltung der Lieferung von Bauholz nach der Werder— 
ſchen Ordnung auch noch den Anſpruch auf eine Entſchädigung an Geld und 
Naturalien ſicher ſtellte. 


Bei dieſer Vereinbarung erklären die Erſchienenen: „Weil das Glück in 
dieſer Welt unbeſtändig und die Menſchen demſelben unterworfen ſein müſſen, 
als ſollen und wollen alle auf den Fall, dafür Gott ſei, einem unter ihnen 
aus den obſpecificirten Dorfſchaften ſein ganzes Gehöft Haus und Scheune durch 
Gottes Wetter oder ſonſt aufgehendes Feuer (doch nicht vorſätzlichem) verzehret 
würde und zunichte käme, und der Abgebrannte nur 1 Hube Landes erblichen 
im Beſitz hätte, dem Abgebrannten zu Hilfe eine Beiſteuer geben von jeder 
Hube, die ein jeder beſitzet, 5 gl. ete.“ Beſaß der Abgebrannte 2 Hufen, dann 
betrug die Beiſteuer von jeder Hufe 10 gl., beſaß er 3 Hufen, 15 gl. und ſo 
weiter, immer ſteigend um 5 gl. pro beitragspflichtige Hufe. Im ganzen 
ſchloſſen ſich bei der erſten Vereinbarung 540 Hufen derſelben an. Beim teil— 
weiſen Schaden hatte der Beſchädigte nur auf die Hälfte der bezeichneten Bei— 
hilfe Anſpruch. War Getreide mitverbrannt, dann waren von jeder beitrags— 
pflichtigen Hufe ¼ Scheffel Gerſte und ½¼ Scheffel Roggen zur Saat wie 
5 Bund Stroh zum Dach zu liefern. Konnte der Abgebrannte ſein Vieh nicht 
durchwintern oder nicht durchfüttern, dann ſollte ihm nach Erkenntnis der 
Schulzen Hilfe werden. 


Dieſe Feuerordnung wurde vom Rate unterm 27. Juli 1605 beſtätigt; 
auch ſie bekundet für alle Zeit den kraftvollen Sinn unſerer Vorfahren für 
Selbſthilfe und Gemeinwohl! — 5 


Die Freidörfer folgten dieſem Vorgange erſt nach geraumer Zeit, ſetzten 
dann aber auch gleich eine wirkſamere Hilfe für den Beſchädigten feſt. Sie be- 
ſchloſſen ihre Feuerordnung am 20. Dezember 1622. Die Schulzen der betei— 
ligten Ortſchaften erklärten in der betreffenden Verhandlung ausdrücklich, daß die 
Bewohner derſelben meiſtenteils zur Erbmiete, teils auch zur Miete auf ihrem 
Lande wohnten, daß ſie aber meiſtenteils ihre eigenen Gebäude hätten. Abge— 
ſehen von den Landherren bildete erblicher und eigentümlicher Beſitz in den 
Freidörfern mithin zu dieſer Zeit noch immer eine ſeltene Ausnahme. Dem 
Abgebrannten ſind nach der Feuerordnung der Freidörfer 20 M. pro Morgen 
— 600 M. pro Hufe ſeines Geſamtbeſitzes zu gewähren, doch zählen dabei 
ſolche Ländereien, die er etwa außerhalb der zur Feuerordnung gehörigen Dorf— 
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ichaften bewirtſchaftet, nicht mit. Ueberſteigt die zu gewährende Entſchädigungs⸗ 
ſumme den Wert der abgebrannten Baulichkeiten, dann hat der Beſchädigte 
Part des Schadens ſelbſt zu tragen, „ſonſt möchte bei manchem die Sorge für 
ſein Haus nicht groß ſein“. Die Beſchlußfaſſung darüber ſteht den Aelteſten 
und Schulzen zu, die mit Wahrnehmung der Geſchäfte für die einzelnen Ort— 
ſchaften betraut find, welche die Durchführung der vereinbarten Ordnung erfor⸗ 
dert. Teilſchäden werden lediglich nach Erkenntnis der Aelteſten und Schulzen 
vergütet. 

Zur Anfuhr von Bauholz, Kalk, Rohr, Dachſteinen ꝛc. hat jedes Mitglied 
der Ordnung von 4 Hufen einen Tag einen vierſpännigen Wagen zu ſtellen. 


Neben Kirchen, Predigerhäuſern, Schulen und Mühlen werden von Auf- 
nahme in die Ordnung auch noch alle anderen Baulichkeiten ausgeſchloſſen, die 
nicht Beſtandteile eines landwirtſchaftlichen Betriebes ſind. Als ſolche werden 
ausdrücklich Handwerkerhäuſer, Krüge, Hakenbuden und auch Herren- und Junker⸗ 
häuſer benannt. Hinſichtlich der letzteren heißt es dann aber weiter: „Will 
jemand von den Landherren oder Junkern ſeine Häuſer anſchließen, dann hat 
er erſt anzugeben, von wie viel Morgen er leiſten will.“ Dieſe Vorſicht den 
Landherren gegenüber dürfte ſich wohl daraus erklären laſſen, daß dieſelben bei 
ſolchen Grundſtücken, auf denen ihnen auch die Gebäude gehörten, bei jeder 
Neuverpachtung eine größere oder kleinere Morgenzahl mitvermieten konnten. 
Die Landherren, welche rechtlich lediglich Grundſtücksbeſitzer in einem Dorfs— 
verbande waren, hatten ſtets danach geſtrebt, ihren Pächtern gegenüber in ein 
der Gutsherrſchaft entſprechendes Verhältnis zu gelangen; daß ihnen das ver- 
möge ihres Einfluſſes in der Stadtverwaltung zum Teil gelungen war, läßt 
ſchon die Benennung „Junker“ erkennen. 


Neben den Beſtimmungen, welche die Rechte und Pflichten der Verſicherten 
regeln und den Kreis der Mitglieder begrenzen, enthält die Ordnung auch noch 
feuerpolizeiliche Vorſchriften, für deren Beachtung die Aelteſten und Schulzen 
ebenfalls zu ſorgen hatten. Dieſen war denn auch die Befugnis zur Feſtſetzung 
recht empfindlicher Geldbußen beigelegt, wenn ein Verſicherter ſeine Feuerwehr 
gerätſchaften nicht in vorſchriftsmäßigem Stande erhielt oder wenn er ſich in 
Abführung der Brandentſchädigungsbeiträge unpünktlich erwies. 

Bemerkenswert iſt hierbei auch noch, daß die Geſchäfts- und Aufſichts⸗ 
befugniſſe, welche die Feuerordnung für die Scharwerksdörfer den Deichgeſchworenen 
zuweiſt, in den Freidörfern von den „Aelteſten“ wahrgenommen werden. Der 
Gegenſatz der Freidörfer gegen die Scharwerksdörfer, aus deren Schulzen ſich 
die Deichgeſchworenen ergänzen, tritt auch hierbei wieder hervor. Die Vertreter 
der Freidörfer betonen auch ganz ausdrücklich, daß ſie den Abgebrannten der 
Scharwerksdörfer niemals Hilfe geleiſtet hätten. 


Die Ortſchaften des Bauamtes: Gr. und Kl. Plehnendorf, Gr. und 
Kl. Walddorf wie Neuendorf ſchloſſen ſich gleich von vornherein der Feuer⸗ 
ordnung der Frei- und Niederdörfer an, während die Ortſchaft Nobel, die zum 
Amte „Höhe“ gehörte, erſt ſpäter beitrat. Wenig konſequent erſcheint es bei 
der Abneigung gegen die Scharwerksdörfer allerdings, daß die Mehrzahl der 
Nachbarn der Ortſchaft Wotzlaff auch bald in die Feuerordnung der Frei- und 
Niederdörfer aufgenommen wurde. Daß jene Nachbarn das erſtrebten, iſt 
verſtändlich, weil ſie dadurch im Schadensfalle erheblich beſſer fortkamen, als 
wenn fie in der Ordnung der Scharwerksdörfer verblieben. Wahrſcheinlich 
werden verwandtſchaftliche Beziehungen zur Geſtattung der Ausnahme beigetragen 
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haben, denn zur betreffenden Zeit hatten die Nachkommen der Holländer ſchon 
feſten Fuß in Wotzlaff gefaßt. Für die Freiwilligkeit der Organiſation iſt die Auf- 
nahme der Woglaffer in die Feuerordnung der Freidörfer ganz beſonders bezeichnend. 


Bei den zahlreichen Brandſchäden, die die Plünderungen und Brand- 
ſchatzungen der Schweden während des erſten ſchwediſch-polniſchen Erbfolgekrieges 
mit ſich brachten, verſagte die Feuerordnung natürlich. Es kam deshalb nach 
dem Kriege zu verſchiedenen Prozeſſen, die dem Verbande viele Ungelegenheiten 
bereiteten und zu folgender Ergänzung der Feuerordnung von 1622 im Jahre 
1633 führten: „Da ſichs auch künftig zutragen ſollte, daß der allmächtige Gott, 
durch unſere Sünde verurſacht, dieſe Stadt und Land mit Kriegsempörung 
(welche er doch nach ſeiner großen Güte gnädig abwenden wolle) heimſuchen 
ſollte, und alſo jemandes Haus und Gebäu (doch ohne ſonderlich gegebene 
Urſache) durch den Feind in die Aſche geleget oder aber auch ruiniret und ein— 
geriſſen würde, demſelben Abgebrannten oder Ruinirten ſoll nicht vermöge dieſer 
Feuerordnung, ſondern nach geendetem Kriege auf Erkenntnis der Schulzen und 
Aelteſten ex gratia, aus gutem Willen, keineswegs aber aus Pflicht etwas 
zuſammengeleget und eingeſammelt werden, damit derſelbe etzlichermaßen wiederumb 
reſtituiret und aufgeholfen werde.“ 


Bei der Feuerordnung der Scharwerksdörfer ſcheinen die durch den Krieg 
veranlaßten Brandſchäden mindeſtens gleichmäßig, wenn auch nicht annähernd 
in ſatzungsmäßiger Höhe beglichen zu ſein. Denn auf ergangenes Pönalmandat 
des Werderſchen Amtes erklären die Deichgeſchworenen Andreas Arendt und 
George Worau gleichzeitig im Namen ihrer Kollegen im November 1631 vor 
demſelben, daß ſie für die Abgebraunten bei den Beitragspflichtigen nicht mehr 
hätten erlangen können, als daß ſie den Beſchädigten, die ganz abgebrannt und 
bei der Ordnung zu bleiben geſonnen ſein, 19 M. von der Hube gewähren 
wollten, während die nur halb abgebrannt wären, auch nur die Hälfte jener 
Entſchädigung erhalten ſollten. „Weiter und höher hätten fie es bei den Unter- 
thanen, ſo ſich großer Dürftigkeit und Ungelegenheit ſelbſt beklaget, nicht 
bringen können.“ 

Ob die danach zugebilligte Entſchädigung dahin ging, daß der Beſchädigte 
bei vollem Schaden nur 19 M. pro Hufe erhalten ſollte, oder ob die Beitrags⸗ 
pflichtigen für alle durch Feuer während des Krieges Beſchädigten im ganzen 
19 M. pro Hufe beiſteuern wollten, muß dahingeſtellt bleiben. Letzteres 
ſcheint aber wenig annehmbar, weil bei einem ſolchen Beitrage und bei 
540 pflichtigen Hufen immerhin 60 bis 70 beſchädigte Hufen zum ordnungs⸗ 
mäßigen Satz hätten befriedigt werden können. Dazu wird man ſich in jener 
ſchweren Zeit aber wohl nicht verſtanden haben, zumal damals viele Höfe noch 
wüſte ſtanden und auf anderen der Strohwiſch ausgeſteckt war. 


Trotz dieſer troſtloſen Zuſtände hatten die Nachbarn der Scharwerks— 
dörfer doch den Mut, ſchon im folgenden Jahre ihre Feuerordnung dem vor⸗ 
liegenden Bedürfnis anzupaſſen und entſprechend höhere Leiſtungen auf ſich zu 
nehmen. Am 2. Oktober 1632 erklärten die Deichgeſchworenen und Schulzen: 
„Die Unkoſten wären ſo geſtiegen, daß ein armer abgebrannter und in ſolchem 
Fall troſtloſer Mann mit der Anno 1605 bewilligten Contribution und Zulage 
nicht weit kommen, ja ihm faſt weniger, denn nichts, in dieſen koſtbaren theuren 
Zeiten damit werde können geholfen werden.“ 


Der neuen Feuerordnung, die fie dann beſchließen, ift die der Frei- und 
Niederdörfer aus dem Jahre 1622 zugrunde gelegt. Dem Beſchädigten werden 
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ſtatt 600 aber nur 400 M. pro Hufe zugeftanden. Hinſichtlich der Kriegs- 
ſchäden heißt es: „So wie es auch die Erfahrung an die Hand giebt, daß 
mancher bei Kriegszeiten ſein Haus und Hof nicht groß achtet und ſolches, 
zumal wenn es ſchlecht, leichtlich verläßet und in die Rabbuſe giebt, als ſoll 
auf ſolchen Fall, da uns Gott mit Krieg heimſuchen ſollte (welches er doch 
nach ſeiner großen Gnade väterlich von uns abwenden wolle), dieſe Feuerordnung 
nicht gezogen werden.“ Die Funktionen, die den Aelteſten nach der Feuer— 
ordnung der Niederdörfer übertragen ſind, haben die Deichgeſchworenen wahr⸗ 
zunehmen. Es werden aus den 15 Scharwerksdörfern drei Bezirke gebildet, 
das Ober⸗, Mittel- und Niederquartier,*) und jeder dieſer Bezirke zweien Deich- 
geſchworenen unterſtellt, denen aufgetragen wird: „auf alles gute Aufſicht zu 
geben, damit alles, was Hemmung und Abwehrung einer Feuersbrunſt von 
nöthen, fertig und wohl unterhalten werde, die Brandgelder dem Abgebrannten 
zum beſten unverzüglich eingefordert und zugeſtellet, und die Hilfsfuhren 
ungeſäumt fortgeſtellt werden mögen.“ 

Der neuen Feuerordnung traten die Nachbarn aus den Scharwerksdörfern 
mit 610 Hufen bei. 

In beiden Feuerordnungen, ſowohl in der für die Frei- wie in der für 
die Scharwerksdörfer, war die Brandſchadensvergütung für den Einſchnitt und 
für das Inventar in das diskretionäre Ermeſſen der Aelteſten oder der Deich— 
geſchworenen und der Schulzen geſtellt. Das wird natürlich in nicht ſeltenen 
Fällen zur Unzufriedenheit des Beſchädigten und zu Mißhelligkeiten für die be- 
rufenen Vertreter der Feuerordnung Anlaß gegeben haben, ſo daß das Bedürf— 
nis nach einer feſteren Regelung ſolcher Schadensvergütungen früh genug her— 
vorgetreten ſein dürfte. Wenn trotzdem ein halbes Jahrhundert darüber verging, 
bevor es dazu kam, ſo wird der zweite ſchwediſch-polniſche Erbfolgekrieg und 
die Verarmung der Bewohner des Stüblauſchen Werders durch denſelben wohl 
am meiſten zu der Verzögerung beigetragen haben. Zuerſt gingen die Freidörfer 
mit dieſer Regelung vor, und zwar im Jahre 1674, das am 10. April durch 
den Weichſeldurchbruch bei Langfelde eine neue große Heimſuchung über das 
Stüblauſche Werder gebracht hatte, ſo daß das Bedürfnis zur Ergänzung der 
Feuerordnung von 1622, wenn ſie trotzdem erfolgte, nunmehr unaufſchiebbar 
geweſen ſein muß. Sie erfolgt durch Vereinbarung vom 25. Auguſt 1674 
und geht in erſter Reihe dahin, daß die Schäden an Vieh, Getreide und Mo— 
bilien durch die Aelteſten und Schulzen ordnungsmäßig geſchätzt werden ſollen, 
und daß dem Beſchädigten die Hälfte der ermittelten Schadensſumme zugeſtan⸗ 
den wird. Iſt letzterer mit der ihm danach zugebilligten Entſchädigung nicht 
zufrieden, jo hat eine nochmalige Schätzung durch unparteiiſche, geſchworene 
Männer zu erfolgen, deren Ergebnis auch in dem Falle gilt, wenn es hinter 
der erſten Schätzung zurückbleibt. 


Weiter wird dann noch feſtgeſetzt, daß Getreide, das jemand nach Ausgang 
des Monats Mai noch zu ſeinem Vorteil liegen hat, d. h. ſoweit es nicht zum 
Wirtſchaftsverbrauch beſtimmt iſt, nicht erſetzt werden ſoll. Ebenſowenig bares 
Geld, das durch den Brand verloren geht. Dem Verſicherten wird ſchließlich 
noch die Befugnis verliehen, nach dem Wert ſeiner Gebäude die Morgenzahl 
zu bemeſſen, von der er zur Ordnung beiſteuern will, wenn er auch eine klei⸗ 
nere Morgenzahl bewirtſchaftet, was natürlich nur gilt, wenn der Wert der 


9 Es gehörten zum Oberquartier: Güttland, Kriefkohl, Stüblau, Zugdam, 
Oſterwick. Zum Mittelquartier: Woſſitz, Langfelde, Trutenau, Gr. Zünder, Letzkau, 
Zum Niederquartier: Käſemark, Kl. Zunder, Herzberg, Wotzlaff, Gottswalde. 
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Gebäude den nach der Morgenzahl zu gewärtigenden Schadenserſatz überſteigt, 
aber nicht umgekehrt. Für den zu gewährenden Entſchädigungsbetrag bleibt in 
allen Fällen feſtſtehend, daß derſelbe niemals den Wert der abgebrannten Ge— 
bäude oder des daran erlittenen Schadens überſteigen darf. 


Die Scharwerksdörfer gehen dann erſt 1686 mit einer ähnlichen Ergän— 
zung ihrer Feuerordnung aus dem Jahre 1632 vor, die am 25. Februar 1687 
vom Rate beſtätigt wird. Sie ſetzen in derſelben ſchon feſt, daß verbranntes 
Getreide, das nach der Schätzung durch die Deichgeſchworenen und Schulzen 
ermittelt iſt, nach dem Marktgange, alſo dem Marktpreiſe, zu entſchädigen 
bleibt. Das gilt aber für die jedesmalige Ernte nur bis Johanni des nächſten 
Jahres, nach dieſem Zeitpunkte ſind aus der vorjährigen Ernte nur 15 Scheffel 
Brotkorn und 10 Scheffel Gerſte pro Hufe zu vergüten, ſofern ſie vorhanden waren. 


Die Entſchädigung von Vieh und Inventar wird auf die Stückzahl be— 
grenzt, die nach der Werderſchen Ordnung (S. 80) beim Hofe pro Hufe vor⸗ 
handen ſein ſoll. Als Schadenserſatz werden feſtgeſtellt: Für 1 Pferd 40 fl., 
1 Kuh 20 fl. wobei zwei einjährige Tiere für eins zu rechnen find, für 1 Schaf 
und 1 Schwein je 2 fl., für einen Wagen mit Brettern und Leitern 30 fl., 
1 Scharwerkswagen 15 fl., 1 Reitwagen 45 fl. 1 Pflug 6 fl., 1 Haken 3 fl., 
1 Egge 1 fl., 1 Schlitten mit Trog 6 fl. 1 Paar lederne Sielen 4 fl. 1 Paar 
hänfene Sielen 1 fl. 15 gl., 1 Sattel 3 fl., 1 Häckſellade 10 fl. 


Dieſe Entſchädigungsſätze werden kaum mehr als die Hälfte des Durch— 
ſchnittswertes feſtſtellen, den die bezeichneten Stücke zu jener Zeit tatſächlich hatten. 


Für Kupfer, Meſſing, Zinn, Leinen, Wollen, Betten und Bettgewand, 
wie es Namen haben mag, alles und jedes Eigentum werden im Höchſtbetrage 
66 fl. 20 gl. pro Hube vergütet. 


Bei Teilſchäden hat die Ermittelung derſelben durch Schätzung einzutreten. 


Die letzte Ergänzung der Feuerordnung für die Scharwerksdörfer erfolgt 
dann 1753. Sie betrifft vornehmlich das ungedroſchene Getreide und ſcheint 
darauf zurückzuführen zu ſein, daß die Schätzungen desſelben nach der allge— 
meinen Anficht nicht ſelten zu hoch ausgefallen find. Die Feſtſetzungen, welche 
man zur Abſtellung dieſes Mißſtandes trifft, ſtellen ſich aber als ein Rückſchritt 
dar, weil ſie mit dem Grundſatz brechen, daß der Beſchädigte im Verhältnis 
des erlittenen Schadens Erſatz bekommen ſoll. Es werden nunmehr nach Maß⸗ 
gabe der beſtehenden Dreifelderwirtſchaft pro Hufe 10 Morgen Wintergetreide 
mit je 10 Taler, 10 Morgen Sommergetreide mit je 8 Taler und 10 Morgen 
Brache insgeſamt mit 4 Taler für Heuertrag entſchädigt. Ob das Land tat- 
ſächlich anders genutzt wurde, bleibt ohne Einfluß, ſelbſt wenn dasſelbe wegen 
Ueberſchwemmungswaſſers nicht beſät werden konnte, iſt es mit zu berechnen, 
doch bleibt der Wert des Saatkorns abzuziehen. Nur wenn das Land, wenn— 
ſchon kein Waſſer die Beſtellung behinderte, unbeſät geblieben, erfolgt keine 
Entſchädigung. 

Das gedroſchene Getreide bleibt dagegen nach dem Marktpreiſe zu ſchätzen 
und von der Hufenentſchädigung abzuziehen. 


Zur Vornahme der Schadensregulierung wird neben den Deichgefchtvo- 
renen und Schulzen für jedes Quartier noch ein Aelteſter beſtellt, wodurch 
ſicherlich eine vermehrte Garantie für zutreffende Schätzung der entſtandenen 
Brandverluſte herbeigeführt werden ſoll. 
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Dies dürfte bis zur Einverleibung der Landſchaft in den brandenburg- 
preußiſchen Staat wohl die letzte Ergänzung und Abänderung der Feuerordnung 
geweſen ſein. Ich bin auf die Entſtehung und die Entwickelung der beſpro— 
chenen beiden Feuerordnungen ausführlicher eingegangen, weil ſie einen wert— 
vollen Anhalt zur Beurteilung des Bildungsgrades und der wirtſchaftlichen 
Einſicht des Bauernſtandes im Stüblauſchen Werder während der in Betracht 
kommenden Perioden bieten. Gewiß hat die Not die Leute zuſammengeführt; 
das Wort: „was dem einen heute paſſiert, kann dem anderen morgen wider— 
fahren“, kehrt häufig in den Verhandlungen über die Notwendigkeit der Orga— 
niſation wieder. Es läßt aber auch erkennen, daß der klare Sinn für die 
Vorteile der genoſſenſchaftlichen Bindung wie die Widerſtandskraft und der gute 
Wille zur Ueberwindung eintretender Notzuſtände in hohem Maße vorhanden 
waren. Denn daran bleibt feſtzuhalten, daß die Initiative zur Gründung und 
weiter zur Vervollkommnung der Feuerordnungen ſtets von den Nachbarn aus— 
ging; wenn der Rat dieſe Ordnungen beſtätigte, ſo verlieh er ihnen damit nur 
die Rechtsbeſtändigkeit als öffentliche Wohlfahrtseinrichtungen. 


Intereſſant iſt es auch, daß, abgeſehen von Vereinbarung der erſten Feuer— 
ordnung im Jahre 1605 durch die Scharwerksdörfer, es ſpäter immer die Frei— 
oder Niederdörfer waren, die ihre Feuerordnung zuerſt ſo ausgeſtalteten, daß 
ſie dem Beſchädigten einen möglichſt auskömmlichen Erſatz gewährte, und dann 
auch durch ein ordnungsmäßiges Schätzungsverfahren den tatſächlichen Verluſt 
zu ermitteln und ſo die Intereſſen des Beſchädigten und der Beitragspflichtigen 
gleichwertig zu berückſichtigen ſuchten. Der Umſtand, daß die Beitragspflichtigen 
in den Niederdörfern ganz überwiegend aus Pächtern kleinerer Grundſtücke be— 
ſtanden, deren Habe ſich in der Hauptſache aus dem Wert ihrer Gebäude und 
ihres Inventars zuſammenſetzte, während in den Scharwerksdörfern die erbeigenen 
Hufen das Fundament des Vermögens bildeten, macht das ja im gewiſſen 
Grade erklärlich. Daneben dürfte dabei aber auch zur Geltung kommen, daß 
ſich in der Nachkommenſchaft der Holländer in den Freidörfern ein regerer und 
freierer, durch dorfsgenoſſenſchaftliche Feſſeln weniger beengter Geiſt erhalten 
hatte als in den Scharwerksdörfern, in denen das Feſthalten am Herkommen, 
am „Nachbargleich“ allen Neuerungen einen nicht leicht zu überwindenden 
Widerſtand entgegenſetzte. 


Beim Ankauf des Hofes zu Proitenfelde wurde Barthel Weſſel die Ent— 
ſchädigung von 950 fl. 14 gl. = 1425 M. 14 gl. für die abgebrannten Ge⸗ 
bäude überwieſen. Da dieſelbe ſatzungsmäßig für 2 Hufen nur 1200 Mark 
ausmachte, ſo entfällt der überſchießende Betrag auf das Anteilpart an der 
Mühlenhube, das demnach 11 Morgen groß geweſen ſein muß. Das zum 
Hofe gehörige Land hat Barthel ſicher ſchon als erbeigenes erworben, während 
die Verkäuferin oder deren verſtorbener Ehemann noch zur Kategorie der Land— 
herren gehörten. Proitenfelde führte ſeinen Namen nach dem Bürgermeiſter 
Johann Proite, dem die „alte Fähre“ mit 15 Hufen, wovon einige in der 
Roſenau lagen, im Jahre 1556 vom Bürgermeiſter und den Ratmannen der 
Stadt Danzig verliehen wurde. Zu jener Zeit wird er noch als „Rathsfreund“ 
aufgeführt. Die Verleihung geſchah unter denſelben Bedingungen wie bei den 
anderen Freidörfern. 1580, als Proitenfelde ſchon im Beſitze der Erben des 
Beliehenen war, wurde ein Uebermaß von 2 Hufen 6 Morgen ermittelt, für 
das dieſelben dann ebenfalls den Grundzins entrichten mußten. Durch Erb- 
gang und Verkäufe wurde die Zahl der Landbeſitzer eine immer größere, ſo daß 
allmählich dort auch bäuerliche Beſitzer erbeigenes Land erwarben, während das 
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Dorf nach der Verleihung an den Bürgermeiſter Proite zunächſt lediglich mit 
Pächtern beſiedelt wurde. Gegen Ende des achtzehnten Jahrhunderts beſitzen 
die Nachbarn daſelbſt ihre Höfe aber wohl ſchon durchweg zum erblichen Eigen— 
tum. Im neunzehnten Jahrhundert wird der Name Proitfelde in völlig wider- 
ſinniger Weiſe in „Breitfelde“ verhochdeutſcht, denn die Geſtalt der Feldmark, 
die ſich in einem ſchmalen und ſich immer mehr verengenden Streifen an der 
Heringslake entlang zieht, iſt eben nichts weniger als „breit“. 


Barthel Weſſel lebte nur noch 10 Jahre in Proitenfelde, er ſtarb 1732. 
Sein Tauftag war der 22. September 1676, wonach er 56 Jahre alt wurde. 
Bei ſeinem Tode war ſeine älteſte Tochter Eliſabeth bereits an den Nachbarn 
Nürnberg zu Proitenfelde verheiratet. Er hinterläßt noch 4 unmündige Söhne, 
denen der Nachbar Andreas Dreyer aus Proitenfelde und der Windmüller Peter 
Boſchke aus Kl. Zünder zu Vormündern geſetzt werden. Von dieſen Söhnen 
quittieren Barthel und Henrich erſt am 7. Juni 1749 ihren Vormündern über 
ihr Vatergut, jo daß ſie beim Tode ihres Vaters noch im Kindesalter geweſen 
ſein dürften, was vermuten läßt, daß ihre Mutter noch eine jüngere Frau ge— 
weſen ſein muß und Barthel Weſſel deshalb bei ſeinem Tode in zweiter 
Ehe gelebt hat. Seine Witwe Maria-Magdalena gibt ihren 4 Söhnen am 
1. Oktober 1732 Schicht und Teilung, wobei fie ihnen zuſammen 2000 fl. und 
jedem Kinde außerdem als Uebergabe 1 Schock flächſerne Leinwand ausſetzt. 
Sie behält den Hof und geht wahrſcheinlich ſpäter eine neue Ehe ein. Ihre 
Söhne Friedrich und Jacob ſind 1738 bereits verſtorben und werden von ihren 
vorbenannten Brüdern beerbt. Im Jahre 1759 beſitzt den Hof ein Johann 
Scharping und es ſtehen auf demſelben 4000 fl. für einen Barthel Weſſel ein- 
getragen. Letzterer dürfte zweifellos ein Sohn des früheren Beſitzers des Hofes 
ſein, der inzwiſchen auch noch ſeine Mutter beerbt hatte und ſein Vater- und 
Muttergut auf dem Hofe ſtehen ließ. Ueber ſeine Lebensſchickſale liegt 
nichts vor. 

Von den männlichen Nachkommen der Brüder Jacob und Henrich Weſſel, 
die in der Mitte des ſiebzehnten Jahrhunderts in Gottswalde anſäſſig wurden, 
hat ſich der Mannesſtamm demnach nachweisbar nur durch Jacob, den Sohn 
des letzteren, über den der folgende Abſchnitt handelt, bis zur Gegenwart fort⸗ 
gepflanzt. 
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Klein Zünder. 


Jacob Weſſel, geb. 1668. 


Während des 17. Jahrhunderts geben die Kirchenbücher hinſichtlich der 
vorgekommenen Geburten nur über die Tauftage der Kinder Auskunft; da die 
Taufen aber nach der damals geltenden Verordnung ſpäteſtens 8 Tage nach 
der Geburt des Kindes vollzogen ſein mußten, ſo lag zwiſchen Geburts- und 
Tauftag ſtets nur ein geringer Zeitraum. Jacob Weſſels Taufe erfolgte am 
30. Dezember 1668; er war der zweite Sohn Henrich Weſſels und deſſen 
Ehefrau Anna geb. Klatte zu Gottswalde. Ueber ſeine Jugendjahre, die er 
zweifellos im elterlichen Hauſe verlebt hat, iſt nichts bekannt. Beim Tode 
ſeiner Mutter war er 18 Jahre alt; es iſt anzunehmen, daß er bis zu ſeinem 
32. Lebensjahre, in dem er ſich ſelbſtändig machte, ſeinem Vater in deſſen 
Wirtſchaft behiflich geweſen iſt. Mit der Begründung der eigenen Wirtſchaft 
war für ihn natürlich auch der Eintritt in den Eheſtand verbunden, zu dem er 
nach Brauch und Gewohnheit der ländlichen Bevölkerung verhältnißmäßig ſpät 
geſchritten iſt. Man kann den Faden erkennen, der ihn zu ſeiner Frau führte. 
Sein älterer Bruder Andreas war, wie bereits angeführt, ſchon ſeit 1696 in 
Schönrohr anſäſſig, und durch dieſen dürfte er auch mit ſeiner Frau bekannt 
geworden ſein. Sie war eine Tochter des Nachbarn Cornels Henrichs und 
deſſen Ehefrau Anna zu Schönrohr, die dort auf einem Hofe mit 2 Hufen 
und 15 Morgen Mietsland ſaßen. Von den ſechs Kindern dieſes Ehepaares 
ſcheint Jacob Weſſels Ehefrau Anna das älteſte geweſen zu ſein. Bei ſeiner 
Heirat war ſein Schwiegervater bereits verſtorben. Die Verbindung mit der 
Familie Henrichs erweiſt ſich für Jacob Weſſel und ſpäterhin für feine Nach- 
kommen als eine ſehr glückliche; ſie wird bald noch dadurch verſtärkt, daß auch 
ſeine einzige Schweſter Anna ſeinen Schwager Cornels Henrichs heiratet. Zudem 
geht auch noch, wie bereits angeführt, ſein Vetter Jacob Weſſel zu Gottswalde 
die Ehe mit der Witwe des Henrich Henrichſen, derzeitigen Nachbarn am ſelben 
Orte ein, welcher letztere jedenfalls derſelben Familie angehörte, deren Name 
bald Henrichs, bald Henrichſen, vereinzelt auch Heinrich ſpäterhin geſchrieben wird. 


Jacob, der Sohn Henrich Weſſels, kauft zunächſt einen Hof mit der 
Mietsgerechtigkeit an 50 Morgen Mietsland zu Schmerblock von dem Nachbarn 
und Krüger Schumacher zu Käſemark für 3400 fl. wonach erſt ſeine Trauung 
am 26. April 1699 in Käſemark ſtattfand. Die Kaufſumme wurde nach dem 
Kaufvertrage vom 30. Mai 1699, der mithin erſt nachträglich zur Eintragung 
in das Amtsbuch kam, bei der Ausweiſung von ihm voll erlegt, doch hatte er 
ſich die erforderlichen Mittel dazu in der Hauptſache leihweiſe beſchaffen müſſen. 
Denn eine fernere Eintragung im Amtsbuche von dem eben bezeichneten 
Tage lautet: „Vorm Werderiſchen Bürgermeiſterlichen Amte iſt perſönlich 
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erſchienen Jacob Weſſel und hat allda bekannt und zugeſtanden, daß er von 
dem Ehrbaren Paul Jochem, Nachbarn und Schulzen zu Käſemark, aufgenommen 
und baar zu ſeinen Händen empfangen hat 2000 M. zu Pfennigzins, gelobend 
dieſelben jährlich mit 6 Procent zu verintereſſiren, ſo daß der erſte halbjährige 
Zins fällig ſein ſoll auf Michaelis dieſes jetztlaufenden Jahres und ſo fortan 
all halbe Jahr, ſolange dieſe Gelder nicht aufgeſagt und nicht abgegeben ſeien. 
Damit aber der Creditor dieſes ſeines Capitals und dahero rührender Intereſſen 
deſto ſicherer ſein möge, verpfändet ihm der Debitor Jacob Weſſel ſeinen Hof 
zuſammt der Miethsgerechtigkeit an dem dabei ſeienden Lande und all des 
Hofes Beſatzung, ſich im Mangel richtiger Zahlung nach vorgängiger, halb— 
jähriger Aufſage daraus zu erholen und bezahlt zu machen, conſentiret auch 
und iſt wohl zufrieden, daß obiges Kapital von 2000 M. auf ſeinen Hof im 
Erbbuch Folium 273 zu Pfennigzins verſichert werde.“ 


Neben dieſer erſtſtelligen Hypothek gibt Paul Jochem dem Jacob Weſſel 
dann noch ein weiteres Darlehn von 500 M., für das ſeine Schwiegermutter 
Anna Henrichs die Bürgſchaft übernimmt, und desgleichen ein Darlehn im ſelben 
Betrage an Andreas, den älteren Bruder Jacobs, für das ihr Vater Henrich 
Weſſel als Bürge eintritt. Beide Darlehen wurden auf Schuldſchein gegeben 
und waren ebenfalls mit 6% zu verzinſen. 


Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß die Geſamtdarlehen von 
3000 M. = 2000 fl. in den erwähnten Teilbeträgen von den Beteiligten auf- 
genommen wurden, um Jacob Weſſel die Mittel zur Deckung der Kaufſumme 
zu beſchaffen; die dazu noch weiter erforderlichen 1400 fl. wird er aus 
ſeinem und ſeiner Frau Vermögen beſtritten haben. Ebenſo muß dasſelbe noch 
zur Beſchaffung des erforderlichen Inventars und Hausgeräts ausgereicht haben, 
weil ſolches nach Inhalt des Kaufvertrages nicht miterworben war. 


Es könnte auffällig erſcheinen, daß in dem Kaufvertrage, der von dem 
Bürgermeiſter und Werderſchen Amtsverwalter beſtätigt wurde und deſſen Ein- 
tragung in das Erbbuch er genehmigte, von dem Eigentümer des Mietslandes 
gar nicht die Rede iſt, doch erklärt ſich dies dadurch, daß die Landherren eine 
behördliche Genehmigung zum Beſitzwechſel nicht für notwendig erachteten, 
ſoweit ihr Intereſſe dabei in Frage ſtand, deshalb fehlt auch die Angabe über 
die Höhe des zu entrichtenden jährlichen Mietzinſes, der 8 bis 9 M. pro 
Morgen zu dieſer Zeit betragen haben wird. Eigentümer des Landes war 
Herr Gerhard Schumann aus Danzig, der mithin zu den ſogenannten Land— 
herren gehört hat. 

Die Ländereien des Dorfes Schmerblock befanden ſich zu dieſer Zeit noch 
zum großen Teil im Beſitze von Landherren und wurden dementſprechend von 
Pächtern bewohnt, die ihre Höfe auf Mietsland erbaut hatten. Schmerblock 
war im Jahre 1552 von Bürgermeiſter und Ratemannen der Stadt Danzig 
an den Bürgermeiſter Johann Stulte und den Ratmann Görgen Gieſe wie 
ihre Konſorten Walter von Holten, Gerd Clauſſen und Friedrich Geritſen mit 
55 Zins- und 6 freien Huben gegen einen jährlichen Zins von 4 M. pro 
Zinshube und mit der üblichen Bevorzugung der Freidörfer verliehen worden. 
Die benannten Konſorten waren zweifellos Holländer, die das Dorf dann mit 
ihren Landsleuten beſiedelten, ſo daß dasſelbe zunächſt wohl eine rein holländiſche 
Kolonie gebildet hat. Von den Bewohnern, die vorher dort angeſeſſen waren, 
heißt es in der Verleihungsurkunde ausdrücklich, daß ſie vor dem Rate „in 
ſtarker Seſſion erſchienen ſeien, ſich beklagend, daß ſie ihre Nothdurft und 
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Nahrung in dem Dorf nicht haben könnten, weil ihr Land gar untüchtig, ie 
auch nicht vermöchten daſſelbe zu repariren und in vorigen Urbar und Gebrauch 
zu bringen, derowegen uns (den Rath) anlangend, ihnen ihre Höfe ſammt den 
Huben oder Grunde, dazu gehörig, abzukaufen um ein Leidliches, damit ſie ſich 
anders wohin, da ſie Nahrung möchten haben, thäten begeben. Worauf ihre 
fleißige und mannigfaltige Bitte angemerket, haben wir mit ihnen gehandelt, auch 
accordiret und alſo daſſelbige Dorf ſammt allem dem, was dazu gehörig, an 
die Stadt gebracht, die Leute auch vor das Ihre vergnügt und entrichtet.“ 

Wenig genug wird es wohl geweſen ſein, was die Abziehenden erhielten. 
Die neuen holländiſchen Anſiedler, welche die verſumpften Ländereien durch 
energiſche Inſtandſetzung der verfallenen Entwäſſerungsanlagen wieder ertrags— 
fähig machten, wozu ihnen 5 Freijahre bewilligt waren, brachten ihre Grundſtüͤcke 
bald in hohe Kultur, ſo daß das Beſitzrecht der Landherren immer wertvoller 
wurde. So erklärt es ſich auch, daß länger als ein Jahrhundert hindurch bei 
den ſtädtiſchen Patriziern oder ſonſtigen vermögenden Stadtherren ſich eine 
beſondere Vorliebe für die Erhaltung eines ſolchen Grundbeſitzes bemerkbar 
machte. Beſonders durch Erbteilungen ging er häufig verkleinert, in die 
verſchiedenſten Familien über, doch kamen Verkäufe aus anderem Anlaß ſeltener 
vor, woraus zu ſchließen iſt, daß eine derartige Vermögensanlage immerhin 
keine ungünſtige geweſen ſein kann. Mehr fiel aber wohl ins Gewicht, daß 
die Nachkommen der einſt mit den Freidörfern beliehenen Bürger bald den 
angeſehenſten und einflußreichſten Familien der Stadt angehörten, ſo daß der 
anteilige Beſitz an den von ihren Vorfahren hinterlaſſenen Ländereien ſchon 
gewiſſermaßen die Zugehörigkeit zu den erſten Geſchlechtern der Stadt verbürgte 
und ſo für die Stellung des Einzelnen im öffentlichen und geſellſchaftlichen 
Leben von mitbeſtimmender Bedeutung war. 

Für die Pächter dieſer Landherren hatte ſich nun das Mietsverhältnis 
im Laufe der Jahre ſo entwickelt, daß es der Regel nach tatſächlich als Erb— 
pacht behandelt wurde, wenn auch von 5 zu 5 Jahren ſtets eine Erneuerung 
der Verträge ſtatttfand. Der Grund dafür iſt wohl lediglich darin zu ſuchen, 
daß dem Pächter die geſamten Baulichkeiten gehörten, was bei einer Pachtaufſage 
die Auseinanderſetzung ſehr erheblich erſchwerte. Die Folge davon war, daß die 
Pächter ſolcher Mietsländereien ihre Höfe ebenſo wie freies Eigentum verkauften 
und mit Schulden belaſteten, zumal nach Einrichtung des Erbbuches, des 
damaligen geſetzlichen Kataſters über Grundeigentum und Belaſtung desſelben, auch 
die Höfe dieſer Pächter Aufnahme in dasſelbe fanden. Vor Errichtung des Erb- 
buches waren die Amtsbücher, die auch alle möglichen anderweitigen Eintragungen 
bunt durcheinander enthielten, und die Schöppenbücher der einzelnen Dorfſchaften die 
alleinige amtliche Quelle für die Grundeigentumsverhältniſſe, wobei die Schöppen⸗ 
bücher, in denen der Regel nach jeder Hof ſein beſonderes Blatt hatte, der 
leichteren Ueberſicht halber von maßgebender Bedeutung blieben. Insbeſondere 
die verſchiedenen mehrjährigen Kriegsperioden hatten ſie aber an vielen Orten 
in Unordnung gebracht, ſo daß der Rat ſich behufs Abhilfe der hervorgetretenen 
Mißſtände zur Abänderung des bisherigen Verfahrens genötigt ſah. Doch 
ging es damit nur langſam vorwärts. Während die Verordnung des Rats 
wegen Einrichtung eines Erbbuches für das Stüblauſche Werder erſt 1680 
publiziert wurde, hatte derſelbe ſchon 1662 den damaligen Amtsſchreiber 
Samuelz Rhemus zur Einreichung eines bezüglichen Gutachtens veranlaßt, das 
die damaligen Zuſtände gut beleuchtet und das ich deshalb in ſeinem Wortlaut 
wiedergebe: 


113 


„Demnach Ein Edler Hochweiſer Rath für zuträglich befunden, daß über 
das Stüblauiſche Werder zur Verhütung fernerer Unrichtigkeit ein Erbbuch 
verfertiget und vorhero ein gewiſſer Modus und Methodus verfaſſet werden möge 
wie ſolches aufänglich zu Werke zu richten, als iſt zu wiſſen nöthig, daß in 
Jämmtlichen Scharwerksdörfern ein richtiges und wohl disponirtes Schöppen— 
buch vorhanden, in welchem einem jeden Hofe mit dazu gehörigen Huben und 
Hofmark ein gewiſſes Feld von etlichen Bogen Papier zugeeignet und abgetheilet 
iſt, in welchem auch bis dahero durch den Werderiſchen Amtsſchreiber alle Käufe, 
Schicht und Theilungen, und was zu einem jeden Hofe gehöret nach vorher— 
gegangener Beſtätigung des regierenden Herrn Bürgermeiſters, Seiner Geſtrengen 
Herrlichkeit, im Beiſein des Schulzen und der geſchworenen Schöppen bei gehegter 
Banke an Stelle der Vorlegung und Intromiſſion als in einem Erbbuche 
eingeſchrieben worden, nur daß des ſchwediſchen Krieges und anderer der Unter— 
thanen großer Beſchwer halber ſieder 1655 ſolches nicht hat können continuiret 
werden, und dahero allerhand Unrichtigkeit entſtanden. Sollte nun ein Erbbuch 
angeleget und verfertiget werden, ſo würden die Schöppenbücher vorhero in 
Richtigkeit gebracht und aus denſelben die Dispoſition des Erbbuches genommen 
werden müſſen, zumalen weil viel wüſte Hufen vorhanden, die Zahl der 
Nachbarn in den Dörfern ſehr abgenommen und viel Huben allbereit ein— 
getheilet ſind. 


Betreffend aber die Freidörfer, in denſelben ſind auch zwar alte Schöppen— 
bücher vorhanden, aber es findet ſich in denſelben keine richtige Abtheilung, 
ſondern es iſt nur dann und wann, nach eines jedes Belieben ein Kaufbrief 
eingeſchrieben, ja es ſind ſolche Schöppenbücher von langen Jahren nicht 
continuiret worden, alſo daß ſolche Bücher für keine richtigen Schöppenbücher 
beſtehen können. Die Urſach deſſen, daß die Schöppenbücher der Freidörfer 
nicht continuiret worden, rühret daher, daß die Landherren, die ihre erblichen 
Huben in den Freidörfern haben, der Meinung bishero geweſen, als wenn es 
ihren Handfeſten zum Präjudicio gereiche, daß ſie zur Alienation oder Umſchrift 
ihrer Huben oder deren Höfe, die auf ihrem Lande von ihren Miethsleuten 
erbauet ſind, Conſenſum des regierenden Werderiſchen Herrn Bürgermeiſters 
requiriren ſollten. Gleich wie aber bei dem Nehringſchen und Scharpauſchen 
Erbbuch dieſer Stadt es ganz nicht präjudicirlich iſt, daß die Höfe ſammt der 
Miethsgerechtigkeit an zugehörigem Lande, welches der Stadt zukommt und 
von 5 zu 5 Jahren vermiethet wird, dem einen ab, und dem anderen zu— 
geſchrieben wird, wenn nur die Priorität zu den Höfen wegen des Landzinſes 
der Stadt reſerviret wird, alſo kann auch den Landherren der Freidörfer im 
Stüblauiſchen Werder kein Präjudicium daraus erwachſen, wenn salvis 
privilegiis et salva prioritate wegen der Landzinſen, die Höfe, auf ihrem 
Lande ſtehend, im Erbbuch eingeſchrieben werden; ja es dienet zu mehrer 
Sicherheit der Landherren, wenn mit ihrem Conſens die Unterſchrift vollzogen 
wird, und dem Eigener der Huben iſt inſonderheit daran gelegen, wenn ein 
Jeder, wie mit den Häuſern in der Stadt gebräuchlich, ſeine Huben im Erbbuch 
auf ſeinen Namen acquiriret, wodurch dann viel Streitigkeiten und Proceſſe 
können verhütet werden. 


Wofern nun eine völlige Richtigkeit aller Höfe und Huben im Werder 
zu Werke geführet werden ſoll, ſo müſſen nothwendig zwei Erbbücher verfertiget 
werden, eines über die freien Dörfer und eines über die Scharwerksdörfer, und 
ſolche Erbbücher müſſen bei dem Werderiſchen Amte in der Werderiſchen Lade 
in eustodia verbleiben, damit man einem Jeden, wenn es arg wird, all: 
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hie in der Stadt Nachricht geben könne, wie es mit einem jeden Hofe beſchaffen, 
welches aus den Schöppenbüchern, weil die Dorfichaften weit abgelegen find, ohne 
Reiſen und Unkoſten ſo geſchwinde nicht zu Wege gebracht werden kann. Nichts 
deſto weniger iſt es umb mehrerer Richtigkeit willen ſehr gut und zuträglich, 
daß die Schöppenbücher unterhalten und die neuen Käufe oder Schicht und 
Theilungen an Stelle der Vorlegung und Intromiſſion in einem jeden Dorfe 
jährlich auf einen gewiſſen Tag eingeſchrieben werden mögen, damit ein Jeder 
wiſſen möge, wenn die Erbgelder abgefordert werden ſollen und zugleich die 
Gerechtigkeit und Freiheit eines jeden Dorfes conſerviret werde. 


Dieweil aber die meiſten Höfe im Werder mit Intereſſegelder beſchweret 
ſind und allbereit verſchiedene Proceſſe entſtanden, ob die Erbgelder als ein 
Theil der nicht gezahlten Kaufſumme den Intereſſegeldern zu präferiren ſind, 
ſo wird es nöthig ſein, durch einen öffentlichen Anſchlag oder Publication von 
der Kanzel kund zu thun, daß ein Jeder, der etwas zu ſprechen hat, ſich inner- 
halb gewiſſer Zeit bei dem Werderiſchen Amte anmelde und ſein Recht bei— 
bringe, damit nichts hinterſtellig bleibe, was zu guter Richtigkeit eines jeden 
Hofes vonnöthen, den Privatſchulden hierdurch nichts benommen, die ein Jeder 
abſonderlich wird zu fordern wiſſen.“ 


Wie ſchwerfällig der ſtädtiſche Verwaltungsapparat aber damals arbeitete, 
läßt ſich daraus erkennen, daß trotz des ſicherlich durchaus zutreffenden Gut— 
achtens des mit den Verhältniſſen genau vertrauten Amtsſchreibers Rhemus 
erſt 1675 mit den Vorarbeiten zur Einrichtung des Erbbuches im Stüblauſchen 
Werder begonnen wurde. Im Juni jenes Jahres erhielt der Amtsſchreiber von dem 
Werderſchen Amtsverwalter und Bürgermeiſter Adrian von der Linde den ernſtlichen 
Befehl, „während des laufenden Sommers die Schöppenbücher in den Frei— 
dörfern in gute Richtigkeit zu bringen, weil wegen Nichtkontinuirung der 
Schöppenbücher es allerhand Konfuſion und Verwirrungen wie nicht weniger 
auch ſehr ſchwere Proceſſe gegeben, wodurch nicht allein die Parteien in große 
Weitläuftigkeiten gerathen, ſondern auch zu beſorgen ſtehe, daß bei anhaltender 
ſolcher Verwirrung die Bürger der Stadt Bedenken tragen möchten, ihre 
Kapitalien ferner im Werder auszuthun und den Unterſaßen deſſelben damit 
auf den Nothfall dienlich zu ſein.“ Mit Erledigung der ihm geſtellten Aufgabe 
dürfte der Amtsſchreiber aber wohl ſo ſchnell nicht fertig geworden ſein, denn 
die Verordnung des Rats wegen Einrichtung des Erbbuches erging erſt unterm 
24. Februar 1680. In derſelben werden alle Gläubiger, die aus einem Kauf, 
Schicht und Teilung, Teſtament oder ſonſtigen gerichtlichen Verſchreibung eine 
Forderung an einen Grundſtücksbeſitzer haben, aufgefordert, dies innerhalb 
4 Monaten beim Werderſchen Amte anzugeben und ihre Forderungen durch 
einen Extrakt aus dem Amtsbuch oder durch ſonſt beglaubigte Dokumente zu 
beweiſen. Und zwar geſchieht dies mit der Verwarnung: „Daferne jemand in 
angeſetzter Zeit ſich hierin ſäumig bezeigen ſollte, daß alsdann ſolche ſeine An— 
forderung und Judizial-Inſkription, weil fie intimirter maßen in beſagtem Erb— 
buch nicht verſchrieben worden, bei künftig erfolgendem Verkauf und Veralienirung 
der Höfe und Erben, mehr nicht, als ein nudum chirographum und Privat⸗ 
handſchrift validiren und gelten ſolle.“ 


Nach dem Vorſchlage des Amtsſchreibers Rhemus wurden dann geſonderte 
Erbbücher für die Frei- und für die Scharwerksdörfer angelegt und dieſe Ein- 
richtung auch bis zur Einverleibung der Stadt Danzig mit ihrem Gebiet in 
das Königreich Preußen beibehalten, N N 
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Die Umſtände, die nach Vorſtehendem zur Einrichtung der Erbbücher 
führten, geben ebenfalls ein Bild von dem großen Rückgang der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe, die der zweite ſchwediſch-polniſche Erbfolgekrieg für die Bewohner 
des Stüblauſchen Werders zur Folge hatte, und ſie laſſen auch die ſich an— 
ſchließende Lockerung in den beſtehenden kommunalen Gebräuchen und in der 
adminiſtrativen Aufſicht erkennen. Die Jugendjahre Jacob Weſſels fielen in 
die Periode, die unter ſolchen Nachwirkungen des Krieges ſtand, und man kann 
ſo wohl annehmen, daß er an harte Arbeit und Entbehrungen gewöhnt war, 
als er ſeinen Hausſtand in Schmerblock begründete. Wenige Jahre ſpäter trafen 
ihn dann dort die harten Bedrückungen, die der Nordiſche Krieg für die Stadt 
Danzig und für ihr ländliches Gebiet zur Folge hatte, wie ſie bereits bei den 
Lebensſchickſalen ſeines Vaters geſchildert find. (S. Abſchnitt: Gottswalde S. 55 ff.) 

Jedenfalls war es Jacob Weſſel auch unter ſolchen ſchwierigen Verhält— 
niſſen gelungen, ſich auf ſeinem Mietsgrundſtück bis 1707 durchzubringen, in 
welchem Jahre er es verkaufte. In Schmerblock wurden ihm fünf Kinder ge— 
boren, die in der Kirche zu Käſemark getauft ſind. Am erſteren Orte lebte noch 
die einzige Schweſter ſeines Vaters, Maria, die in zweiter Ehe an Jacob Maker 
verheiratet war, ſo daß es ihm dort auch an verwandtſchaftlichen Beziehungen 
nicht fehlte. Trotzdem ſcheint ihm ſein Beſitz und das Leben daſelbſt wenig 
zugeſagt zu haben, wie das ſein Fortzug ergibt. Er war in Gottswalde, einem 
Scharwerksdorfe groß geworden, in dem die Beſitzverhältniſſe und die Stammes— 
art der Nachbarn von denen der Mietsleute in den Freidörfern ſich noch merklich 
unterſchieden. Das holländiſche Element iſt in letzteren ſicher auch noch im 
Beginn des achtzehnten Jahrhunderts das herrſchende geweſen, wenn auch durch 
die wiederholten Kriege Verſchiebungen darin vorgekommen ſind. Man kann 
ſich jo vorſtellen, daß es bei der ſtarken Eigenart der holländischen Nachkömm⸗ 
linge einem Nachbarn anderer Abſtammung nicht leicht geworden iſt, feſten Fuß 
unter ihnen zu faſſen. Während zahlreiche Gebräuche der Holländer im wirt— 
ſchaftlichen und häuslichen Leben ſich nicht nur von Geſchlecht zu Geſchlecht 
erhielten, ſondern auch in den Scharwerksdörfern Eingang fanden und dieſen ſo 
allmählich einen gewiſſen holländiſchen Anſtrich verliehen, müſſen die Nach— 
kömmlinge dieſer holländiſchen Einwanderer ihre Sprache dagegen leicht auf— 
gegeben haben, was ſich wohl daraus erklärt, daß ſie im Plattdeutſchen, der 
damaligen allgemeinen Umgangsſprache, eine ihrer eigenen nahe verwandte und 
ihnen leicht verſtändliche Sprache vorfanden. Bemerkenswert iſt übrigens die 
Zähigkeit, mit der die Bewohnerſchaft des Werders an der plattdeutſchen Sprache 
feſtgehalten hat, die bei ihr auch gegenwärtig noch ganz überwiegend im Ge— 
brauch ſteht. Denn ſchon ſeit mindeſtens drei Jahrhunderten kommt gleichzeitig 
im amtlichen und im privaten Schriftverkehr faſt durchweg das Hochdeutſche zur 
Anwendung, ohne der plattdeutſchen Umgangsſprache ſehr erheblichen Abbruch 
getan zu haben. Das Feſthalten an der letzteren dürfte nicht unweſentlich mit 
dazu beigetragen haben, um auch in der polniſchen Zeit nicht nur das Eindrin- 
gen der polniſchen Sprache in das Werder zu verhindern, ſondern vielmehr die 
eingewanderten polniſchen Arbeiter zu germaniſieren, welcher letztere Prozeß ſich 
dort dauernd vollzogen hat und auch gegenwärtig noch vollzieht. 


Als intereſſanten Beleg für die Anwendung des Hochdeutſchen im privaten 
Schriftverkehr zu Schmerblock gegen Ausgang des ſiebzehnten Jahrhunderts 
laſſe ich eine Hochzeitseinladung folgen, die auch gleichzeitig einen Anhalt für 
den Bildungsſtand und die geſelligen Gepflogenheiten der damaligen Nachbar— 
ſchaft bietet: 

8 


116 


„Edler, Wohlehrenfeſter, Wohlweiſer, Vornehmer und Hoch— 
geachteter, inſonders Hoch- und Vielgeehrter Herr Amtsſchreiber! 


Nächſt gebührender freundlichen Ehrenbegrüßung und Darbietung meiner 
jederzeit bereitwilligſten Dienſte, kann ich demſelben hiemit aus guter Wohl— 
meinung nicht verhalten, wie daß aus ſonderbarer Providenz und Schickung 
Gottes des Allmächtigen ich mich mit der Ehrbaren und Ehrentugendſamen 
Jungfrauen Marie Corſchen, des Wohlehrbaren und Vornehmgeachteten Cornelii 
Corſchen, wohlverordneten und ſorgfältigen Kirchenvorſtehers unſer Kirchen zu 
Käſemark, wie auch wohlverdienten Schulzen und Vornehmen Mitnachbarn zu 
Schmerblock eheleiblichen Jungfrau Tochter in ein chriſtliches Ehegelöbniß ein— 
gelaſſen, auch nunmehr vermittelſt göttlicher Hülfe ſolch unſer angefangen Ehe— 
werk auf den nächſtkünftigen Dienſtag, geliebt es Gott, wird ſein der zweite 
Tag Marti, durch prieſterliche Copulation oder Trauung zu beſtätigen und zu 
vollziehen gänzlich entſchloßen. Wenn wir dann bei Celebrirung dieſer unſer 
hochzeitlichen Ehrenfreude den Hochgeehrten Herrn benebenſt ſeiner Eheliebſten 
und Kinderlein inſonderheit gerne ſehen und haben wollten, als gelanget an ſie 
ſämmtlich hiemit mein und meiner allerliebſten Jungfer-Braut ganz freund— 
fleißiges Bitten, ſie wollen uns dieſe hohe Ehre und Gunſt erzeigen, auf ge— 
ſetzten Tag umb 10 Uhr allhier zu Schmerblock in meiner Behauſung ſich 
günſtig einſtellen und der Copulation mit ihrer anſehnlichen Präſenz und Gegen— 
wart beiwohnen, und den lieben Gott umb reichen Segen, glückliches Gedeihen 
und Wohlergehen in einem andächtigen Gebet anrufen helfen. 

Nach verrichteter Copulation oder Trauung wolle ſich der hochgeehrte Herr 
nebſt ſeiner Eheliebſten und lieben Kinderlein bei uns zu Tiſche niederſetzen und 
mit den Tractamenten oder Gaben Gottes, ſo Gott der Allmächtige an Eſſen 
und Trinken beſcheeren und auftragen laſſen wird, großgünſtigſt vorlieb und 
willen nehmen und alſo unſere hochzeitliche Freude und Ehrentag in aller 
Fröhlichkeit anfangen, mitteln und vollenden helfen. Solches gereicht zuvörderſt 
Gott dem Allmächtigen als Stifter des Heiligen Eheſtandes zu Ehren, mir und 
meiner herzlieben Jungfrauen Braut ſammt der ganzen Freundſchaft zu ſonderm 
angenehmen Gefallen, und ſeind wir es gegen den hochgeehrten Herrn und die 
lieben Seinigen nebenſt Empfehlung göttlicher Protection hinwiederumb zu ver— 
ſchulden allezeit willig und bereit. 


Schmerblock den Verbleibend meines Hoch- und Vielgeehrten Herrn 

25. Februarii Anno 1683. ſtets dienſtfertiger 
Mathis Felgenhauer, Bräutigam und Mitnachbar 

auf Schmerblock.“ 


Die äußere Adreſſe der Einladung lautet: „Dem Wohledlen, Wohlehren— 
feſten, Achtbaren, Wohlgelehrten, Wohlweiſen, Vornehmen und Hochgeachteten 
Herrn Chriſtian Mixdorf, Vornehmen Großbürger, Kauf- und Handelsmann der 
Kgl. Stadt Danzig, wie auch der Rechten wohlerfahrener Notario publico et 
perato, und des Stübl. Werders wohlbeſtallten Amtsſchreiber, meinem inſonders 
hochgeehrten und günſtigen Herrn gelanget dieſes zur großgünſtigen Entſiegelung 
dienſtfertigſt.“ 

Wahrſcheinlich iſt dieſes Schriftſtück nicht vom Bräutigam ſelbſt, ſondern 
in deſſen Auftrag vom Ortslehrer verfaßt worden. Aber auch bei dieſer Vor— 
ausſetzung kann man daraus entnehmen, daß die höflichen, wenn auch etwas 
geſchrobenen Formen der höher ſtehenden Kreiſe auch den Bauersleuten jener 
Zeit im Familienleben und geſelligen Verkehr nicht fremd geblieben ſind. 
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Jacob Weſſel verkaufte feinen Hof zu Schmerblock am 11. Juni 1707 
an ſeinen Schwager Peter Henrichs. Der Kaufpreis wird aus dem betreffenden 
Amtsakt nicht erſichtlich, doch nimmt Peter Henrichs zur Erlegung desſelben 
ein Darlehn von 2500 M. zu 5½ ¼ övon Johann Rebeſchke, Gerichtsverwandten 
der alten Stadt Danzig, auf. 


Den Anlaß zu dieſem Beſitzwechſel ſcheint die ungünſtige wirtſchaftliche 
Lage eines Nachbarn Hans Henrichs zu Klein-Zünder gegeben zu haben, deſſen 
zwei Hufen großen, im Erbbuch Fol. 160 A eingetragenen Hof Jacob Weſſel 
für 8150 M. erwirbt. Hans Henrichs dürfte ein Bruder des verſtorbenen 
Schwiegervaters von Jacob Weſſel geweſen ſein. Der Kaufvertrag iſt erſt un— 
term 22. Oktober 1707 in das Amtsbuch eingetragen, doch hat die Ueber— 
nahme des Hofes durch Jacob Weſſel ſchon früher ſtattgefunden, da deſſen am 
5. April 1707 getaufter Sohn Barthel ſchon zu Klein-Zünder geboren iſt. 
Die bereits geſchilderten Bedrückungen, denen das Stüblauſche Werder ſeit 1701 
durch Einquartierungen, Brandſchatzungen und ſonſtige Kriegsleiſtungen ausgeſetzt 
war, bedrohten viele Beſitzer mit dem Verluſt ihrer Höfe, was auch wohl bei 
Hans Henrichs zutraf, der ſich mit dem Verkauf des Hofes an einen Verwandten 
auf die beſte Art aus ſeiner ſchwierigen Lage gebracht haben wird. Daß Jacob 
Weſſel ſich auf dieſes Geſchäft nur einlaſſen konnte, wenn ſein Schwager Peter 
Henrichs ihm ſeinen Schmerblocker Hof abnahm, ergibt ſich aus ſeiner Vermö— 
genslage, und es wird daraus auch erſichtlich, daß die Henrichsſche Familie 
feſt zuſammengehalten hat, um den Klein-Zünderſchen Hof nicht in fremde 
Hände gelangen zu laſſen. 

Nach Inhalt des Kaufvertrages entrichtete Jacob Weſſel ſofort den ganzen 
Kaufpreis, doch iſt dies dahin zu verſtehen, daß er 4000 M., die für das Dan- 
ziger Gymnaſium auf dem Hofe ſtanden, ſelbſtſchuldneriſch übernahm und hin— 
ſichtlich des Reſtes die übrigen Gläubiger und den Verkäufer befriedigte. 


Klein⸗Zünder war ein Scharwerksdorf. Auf den dazu gehörigen 40 Zins— 
und 4 freien Schulzenhufen ſaßen 15 Nachbarn mit Höfen von 2 bis 4 Hufen 
und 10 Eigengärtner. Abgeſehen von einer Verſchiebung bei den letzteren, hat 
ſich dieſe Beſitzverteilung dort bis zur Gegenwart erhalten. Die Auslandung 
oder Separation war bereits 1623 — 1625 erfolgt, jo daß Jacob Weſſel ſeinen 
neuen Beſitz alſo ohne gemeinwirtſchaftliche Beſchränkungen antrat. Trotzdem 
ſollte es lange dauern, bevor er ſich desſelben in Ruhe erfreuen konnte; denn 
die Hoffnung, daß mit dem Altranſtädter Frieden auch das Ende der Bedrückun— 
gen des Landmannes durch Feind und Freund gekommen ſein würde, erfüllte 
ſich nicht. 

In Polen hatte die Verzichtleiſtung Auguſt des Starken auf den pol— 
niſchen Thron nicht zur Einigung der feindlichen Parteien geführt. Seine 
Anhänger erklärten, daß er ohne Zuſtimmung der Republik zu einem ſolchen 
Schritt nicht befugt ſei, und ſie verſagten der Wahl Stanislaus Leszezynskis 
ihre Anerkennung, weil fie einmal unter dem Druck der ſchwediſchen Waffen 
und zudem auch durch einen nicht rechtmäßig berufenen und beſetzten Reichstag 
erfolgt wäre. Die Folge davon war natürlich die weitere Dauer des Bürger— 
krieges, in dem die Anhänger Auguſts II. die Unterſtützung der Ruſſen, die 
Anhänger Königs Stanislaus die Hilfe der Schweden nach wie vor fanden. 

So waren denn, wie Karl XII. nach dem Altranſtädter Frieden mit ſeiner 


Armee noch in Sachſen ſtand, ſchon ruſſiſche Hilfsvölker unter General von 
Rönne bis in das Danziger Gebiet vorgedrungen, das ſie mit Plünderungen 
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und Brandſchatzungen heimſuchten, dann aber auf Geheiß des Zaren bald vet- 
ließen, als die Stadt ſich beſchwerdeführend an dieſen gewandt hatte. 


Als Karl XII. darauf im Herbſt 1707 ſeinen Rachezug gegen Peter den 
Großen antrat, ließ er zum Beiſtande des Königs Stanislaus 6800 Mann 
Schweden unter dem General Kraſſau in polniſch Preußen zurück, die dort auf 
Koſten der Provinz Quartiere bezogen. Das Stüblauſche Werder und einige 
angrenzende höfiſche Dorfſchaften des Danziger Gebiets bekamen das 1500 
Mann ſtarke Kraſſauſche Dragoner-Regiment ins Quartier, das bis zum Sommer 
1708 dort blieb. Dieſe Einquartierung muß eine ſehr harte geweſen ſein; die 
Deichgeſchworenen ſchreiben, daß ſie insbeſondere für die Oberdörfer unerträglich 
geweſen und den Ruin derſelben am meiſten befördert habe. Nach dem Abzuge 
des Generalmajors Kraſſau wären ſie durch deſſen „grauſamen Nachlaß“, den 
Kapitän Plaate, noch ſchwerer und härter mit Einquartierung bedrückt worden. 
Nach einer Notiz zu dem erwähnten Schreiben der Deichgeſchworenen mußten 
von 1052 Hufen täglich geliefert werden: 8456 Pfd. Brot und ebenſoviel Fleiſch, 
2114 Pfd. Speck oder Butter, 2114 Kannen Grütze oder Erbſen, 4118 Kannen 
Bier, 6531 Lispfund Heu, 783 Scheffel Hafer und 422 fl. 24 gl. wäriſch Geld. 


Da dies für 1500 Mann und Pferde nicht verbraucht werden konnte, 
wenn man auch die Anforderungen, welche die Offiziere für ſich und ihren Troß 
machten, hoch veranſchlagt, ſo muß die Belegung zeitweiſe eine ſehr viel ſtärkere 
geweſen ſein. 

Aus der Zahl von 1052 Hufen geht hervor, daß ſowohl die Frei- wie 
die Scharwerksdörfer zu den gekennzeichneten Leiſtungen herangezogen wurden. 
Die Frei- oder Niederdörfer führten deshalb beim Bürgermeiſter und Werder- 
ſchen Amtsverwalter darüber Klage, daß ſie im Verhältnis zu den Scharwerks— 
dörfern zu ſehr belaſtet worden wären und beantragten angemeſſene Schadlos— 
haltung durch letztere. Dagegen verwahren ſich nun der Deichgraf, die Deich- 
geſchworenen und ſämtliche Schulzen der Scharwerksdörfer in einer Gegenſchrift, 
in der ſie ſagen: „Denn was die in ſoviel Jahren her erlittenen Einquartie— 
rungen, welche die Supplikanten zu ihrem entſtandenen Ruin anführen, anbe- 
langt, ſo iſt wohl kein Zweifel, daß das ganze Werder mit ſelben gar ſehr be— 
ſchweret, am härteſten aber die Ober- und beſonders die Frontiéredörfer, welche 
insgemein dem erſten Anlauf exponirt ſind, damit angegriffen worden, indem 
die Mannſchaften, jo oft ſie ins Werder eingerücket, ehe und bevor die Nepar- 
tition reguliret und eingerichtet worden, in den Dörfern eine geraume Zeit ſtehen 
blieben, alles, ſo ihnen angeſtanden, in der erſten Confuſion genommen und in 
unſern Höfen gleichſam auf Discretion gelebet, welches wir ſammt den Unſrigen 
öfters mit weinenden Augen anſehen müſſen, davon aber niemals einige Erſtat— 
tung prätendiret, noch weniger erhalten, dahingegen den ſupplicirenden Nieder- 
dörfern dergleichen erſter Anfall niemals widerfahren, ſondern dieſelben allererſt 
nach gemachter Repartition und ſo wie alles zuvor reguliret worden, die Ein— 
quartirung ihres Orts nach Hubenzahl getragen.“ 


Im Monat Juni 1708 traten dann ſämtliche Schulzen des Werders bei 
Jacob Hein zu Trutenau zuſammen, um die erlittenen Schäden der einzelnen 
Dorfſchaften zu liquidieren. Die Schulzen der Niederdörfer überzeugten ſich 
dabei, daß die Oberdörfer ſchon im Hinblick auf die faſt täglichen Durchmärſche 
von Truppen eine weit höhere Belaſtung als die Niederdörfer erlitten hatten 
und nahmen von jeder Gegenforderung Abſtand. Einhellig bewilligten dann 
aber ſämtliche Schulzen den Dorfſchaften Güttland und Gr. Zünder eine Ver— 
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gütung von 6 gl. von jeder beitragspflichtigen Hufe, weil dieſe Orte vor anderen 
„ein Vieles“ erlitten. 


Aus dem ganzen Vorgange läßt ſich erkennen, daß der Gegenſatz zwiſchen 
den ehemaligen Holländerdörfern, die dabei als Niederdörfer bezeichnet werden, 
und den Scharwerksdörfern noch ungeſchwächt fortbeſtand. 


Das ſchwediſche Kommando unter dem Kapitän Plaate, das von dem 
Kraſſauſchen Dragoner-Regiment im Werder zurückgelaſſen war, blieb dort bis 
Ende Mai 1709. In der ſchon erwähnten Zuſammenſtellung der Quartier— 
und Geldleiſtungen der Dorfſchaft Güttland während der erſten beiden Jahr— 
zehnte des achtzehnten Jahrhunderts wird unterm 22. Mai 1709 die letzte 
Zahlung an den Kapitän Plaate aufgeführt. Die Kontributionen, die er den 
Werderſchen Ortſchaften bis dahin auferlegt hatte, beliefen ſich zuſammen auf 
eine ſehr hohe Summe. 


Neben der harten Einquartierung hatten die Bewohner des Werders nun 
auch noch zu all den hohen Geldabfindungen beizutragen, welche die Stadt 
Danzig bald dem einen, bald dem andern polniſchen Gegenkönige und deren 
Bundesgenoſſen machen mußte, um ſich vor Gewaltakten zu ſchützen. Dazu 
kamen ferner noch die nachteiligen Folgen des außergewöhnlich langen Winters, 
der am Heiligen Dreikönigstage 1709 mit ſolcher Kälte einſetzte, daß viele 
Menſchen umkamen und die Winterſaat völlig verloren ging. Die ſchon dadurch 
ſtark beeinträchtigte Ernte erlitt dann noch während des nachfolgenden Sommers 
durch vielen Regen erheblichen Schaden und ſie konnte zudem auch noch aus 
Mangel an Arbeitskräften nur ſehr ſchwer eingebracht werden, weil die Peſt 
gerade im Auguſtmonat beſonders verderblich wütete. Die Seuche war im Mai 
aus dem ſüdlichen Polen nach Danzig eingeſchleppt und raffte hier bis zu ihrem 
Erlöſchen im Dezember 24533 Menſchen fort, wobei 6139 Todesfälle auf den 
Monat Auguſt entfielen. Bei der damaligen Bevölkerungsziffer der Stadt muß 
annähernd ein Drittel ihrer Bewohnerſchaft der Peſt erlegen ſein. In den 
Vorſtädten ſtarben außerdem noch 8066 Menſchen und auch in den ländlichen 
Ortſchaften des ſtädtiſchen Gebiets forderte die Seuche große Opfer. 


Das Jahr 1709 iſt demnach wohl in der langen Leidenszeit, welche die 
Stadt und ganz beſonders ihr ländliches Gebiet in den erſten beiden Jahr— 
zehnten des achtzehnten Jahrhunderts durchzumachen hatten, als das der furcht— 
barſten Heimſuchung anzuſehen. Wenn trotzdem nicht dumpfe Verzweiflung die 
Bewohnerſchaft erfaßte, ſo iſt daraus zu entnehmen, welche zähe Lebens- und 
Willenskraft in ihr vorhanden war. Ob die inzwiſchen eingetretene Entſcheidung 
in dem Kampfe zwiſchen Karl XII. und Peter dem Großen ſie mit neuer Hoff— 
nung erfüllte, läßt ſich nicht erkennen. Erſterer hatte auf dem ruſſiſchen Feld— 
zuge nach verſchiedenen ſiegreichen Kämpfen ſchließlich am 8. Juli 1709 in der 
Schlacht bei Pultawa eine ſolche Niederlage erlitten, daß er ſich zur Flucht 
nach der Türkei genötigt ſah. Mit dieſem großen Siege Peters des Großen 
nahm ſein Schützling Auguſt der Starke auch wieder ſeine Anjprüche an die 
polniſche Krone auf. Seine Verzichtleiſtung auf dieſelbe erklärte er für eine 
erzwungene, und im Beiſtande der ihm treu gebliebenen Sandomirer Konföde— 
rierten kehrte er wieder nach Polen zurück. In Thorn hatte er eine Zuſam— 
menkunft mit dem Zaren und nach derſelben nahmen ſeine ſächſiſchen Regimenter, 
die ihm dorthin gefolgt waren, Winterquartier in Polniſch-Preußen. Das 
Stüblauſche Werder erhielt ſo gegen Ende des Jahres 1709 an Stelle der ſchwe— 
diſchen wieder polniſche und ſächſiſche Einquartierung. 
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Der Stadt Danzig wurde es ſehr ſchwer, die Verzeihung Auguſts II. zu 
erlangen, der es ihr nachtrug, daß fie Stanislaus Leszezynski als König an— 
erkannt hatte. Erſt durch die Vermittelung Hollands und Englands und durch 
Hergabe einer Summe von 600000 fl. gelang es der Stadt, den König zu 
beſchwichtigen. Zur Aufbringung ſolcher Geldabfindungen wurden regelmäßig 
auch die Bewohner des Landgebiets der Stadt herangezogen und in deren In— 
tereſſe dann auch faſt in jedem Falle die Beſtimmung in den betreffenden Ver— 
trag aufgenommen, daß fie von Einquartierung der Truppen des Geldempfän- 
gers verſchont bleiben ſollten. Gehalten wurde dieſes Verſprechen aber niemals, 
ſo daß es für die Stadt nur inſofern von Wert war, als ſie ihre ländlichen 
Untertanen immer darauf hinweiſen konnte, daß ſolche Geldaufwendungen auch 
weſentlich im Hinblick auf deren Schutzbedürftigkeit geleiſtet ſeien. 

Das Stüblauſche Werder behielt demnach auch ſeine Einquartierung, die 
der ſächſiſche Feldmarſchall Ogilvi, unter dem die Truppen ſtanden, beſonders 
ſolange die Ungnade Auguſts II. gegen die Stadt währte, zu einer ſehr harten 
geſtaltete. Damit war aber auch die Grenze der Leiſtungsfähigkeit dieſes Wer- 
ders nunmehr erreicht. Sämtliche Dorfſchaften nahmen zwar wieder die ſchon 
vorhin gekennzeichneten Darlehen mit Solidarhaft auf, ſoweit ihnen noch Geld 
zugänglich war, um wenigſtens die Einquartierungskoſten leiſten zu können, 
doch reichte dies nicht mehr aus, denn ebenſo ſahen ſich die Deichgeſchworenen 
zur Aufnahme gleichartiger Darlehen für das geſamte Werder genötigt, weil 
die Zahlungen der einzelnen Dorfſchaften zu ſpät oder gar nicht eingingen. Der 
Zinsfuß betrug durchweg 6 %; die Darlehnsgeber waren teils ſtädtiſche Bür⸗ 
ger, teils auch Werderſche Nachbarn, die Mündelgelder und vereinzelt auch noch 
eigene Kapitalien auszuleihen vermochten. 

Wie groß die Not indeſſen allgemein geweſen ſein muß, geht am beſten 
daraus hervor, daß der Rat zur Bewilligung eines Moratoriums ſeine Zuftim- 
mung gab, das unterm 17. Mai 1710 mit folgendem Wortlaut erlaſſen wurde: 
„Demnach bei jetzigen ſchweren Zeiten, da der Landmann nicht allein mit un— 
erträglicher Einquartirung und Contribution belegt iſt, niemand ſich in Abtra— 
gung der Intereſſen richtig halten kann, und dennoch einige Creditores hart in 
die Zahlung dringen und nicht allein mit Aufſage, ſondern auch dem Stroh— 
wiſchrechte verfahren, wodurch die Leute vollends ruiniret werden müſſen, als 
hat der Herr Bürgermeiſter, Seine Hochedle Geſtreuge Herrlichkeit befunden, 
daß diejenigen Creditores, ſo kürzlich Capitalien auf Höfen verſichern laſſen, 
nicht berechtigt ſein ſollen, ihre Capitalien aufſagen zu laſſen, bis drei Jahre 
werden verfloſſen ſein.“ 

Die Zahl der verlaſſenen Höfe hatte jedenfalls ſchon derart zugenommen, 
daß im Hinblick auf die Einquartierungen und Kontributionen die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Dorfſchaften in Frage geſtellt wurde, was wohl der Hauptgrund 
zur Bewilligung des Moratoriums geweſen iſt. Ein Danziger Bürger Henrichs 
dorf, der in Letzkau einen 4 Hufen großen Hof hatte annehmen müſſen, bot 
denſelben der Nachbarſchaft dieſes Dorfes auf zwei Jahre zur Nutzung an, wenn 
dieſelbe dafür als Gegenleiſtung lediglich die Dorfsunpflichten wie die Kontri— 
butionsbeträge und die Einquartierungslaſt übernehmen wollte. Die Nachbarn 
wollten ſich dazu aber nur dann verſtehen, wenn der bezeichnete Beſitzer des 
Hofes zuvor 600 fl. noch reſtierende Dorfsabgaben entrichtete, worauf er jedoch 
nicht einging, ſondern den Hof anderweit zu verpachten ſuchte. Danach läßt 
ſich der ſchwere Druck jener Leiſtungen ermeſſen, die zudem noch mit großer 
Härte beigetrieben wurden. So erging auf eine Meldung des Schulzen von 
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Langfelde, daß er von einem nicht zahlungsfähigen Nachbarn nichts mehr erlan- 
gen könne, ein Mandat des Werderſchen Amtsverwalters, daß der Schulze zur 
Entrichtung der ſächſiſchen Portions- und Kontributionsgelder ſchon im März⸗ 
monat die Winterſaat des Schuldners verpfänden oder verkaufen ſolle. 

Bei den weiteren Opfern, welche die Entwicklung der politiſchen Ver— 
hältniſſe für das Stüblauſche Werder zur Folge hatte, mußte die Verarmung 
in demſelben eine immer allgemeinere werden. Der Krieg zwiſchen Rußland 
und Schweden nahm ſeinen Fortgang, wenngleich Karl XII. ſich zur Rückkehr 
nach Schweden nicht entſchließen konnte, ſondern in der Türkei verblieb und 
den Sultan zum Bundesgenoſſen im Kampf gegen Peter den Großen zu gewinnen 
ſuchte. Ebenſo dauerten die Unruhen in Polen fort, da die Anhänger Königs 
Stanislaus Leszezyuski deſſen Sache gegen Auguſt II. weiter verfochten. Der 
Krieg verpflanzte ſich ſo auch wieder nach Polniſch-Preußen, wo die Ruſſen 
am 7. Februar 1710 Elbing erorberten, das die Schweden ſeit 1703 im Beſitz 
hatten. Die ſchwediſche Beſatzung wurde in die Gefangenſchaft nach Rußland 
abgeführt. Dagegen blieben die ruſſiſchen Hilfsvölker, wie ſie genannt wurden, 
in Elbing und deſſen Umgebung, wie im Ermlande. Die größte Sorge des 
Landtages von Polniſch-Preußen, der im Herbſt 1710 in Oliva tagte, ging 
deshalb auch dahin, das Land von dieſer Einquartierung und gleichzeitig auch 
von den ſächſiſchen und polniſchen Truppen zu befreien, doch hatten ſeine 
dahingehenden Vorſtellungen bei Auguſt II. nur geringen Erfolg. 8 

Im September des folgenden Jahres kam der Zar vielmehr mit ſeiner 
Gemahlin nach Thorn und Elbing, was eine erhebliche Vermehrung der 
ruſſiſchen Einquartierung zur Folge hatte. Weil dieſelbe in der Landſchaft 
auf der rechten Seite der Weichſel nicht mehr ausreichendes Unterkommen fand, 
legte der Zar ſeine 3000 Mann ſtarke Leibwache in die Dorfſchaften des Land— 
gebiets der Stadt Danzig. Der beträchtlichſte Teil davon entfiel auf das 
Stüblauſche Werder, das dieſe Gäſte vom 2. November 1711 bis 27. Juni 1712 
bewirten mußte, wodurch demſelben ein Koſtenaufwand von 320 fl. pro 
Hufe entſtand. Für ſämtliche Ortſchaften des Danziger Landgebietes bezifferten 
ſich die Koſten auf 600000 fl. Daß die ſchon ſtark erſchöpfte Landſchaft zu 
dieſer Leiſtung noch imſtande war, iſt nur deswegen nicht erſtaunlich, weil ſie 
in der ſich anſchließenden Zeit noch immer zu weiteren harten Opfern fähig blieb. 

Nachdem die Ruſſen zur Fortſetzung des Kampfes in Schwediſch-Pommern 
abgezogen waren, nahmen ihre Quartiere im Stüblauſchen Werder bald wieder 
polniſche Völker ein. Ende Oktober 1712 langte der polniſche General von 
Rybinski mit 2000 Mann dort an, um die Stadt Danzig dadurch zur Zahlung 
von Beiträgen zu zwingen, mit denen ſie für die Unterhaltung der Kron-Armee 
noch rückſtändig war. Ueber die Höhe der Summe gingen die Anſichten indeſſen 
weit auseinander, ſo daß es zu keiner Einigung kam und die Bedrückungen 
des Generals, deſſen Truppen nach Kriegsgebrauch im Werder hauſten, immer 
unerträglicher wurden. Die Stadt entſchloß ſich deshalb zur bewaffneten Ab— 
wehr und entſandte den Oberſten Sinclär mit Stadtſoldaten und Freiwilligen 
ins Werder, der Rybinski zum Abzuge zwang. Auf beiden Seiten waren 
einige Leute gefallen. Das Stüblauſche Werder wurde noch dadurch betroffen, 
daß General von Rybinski den Deichgräfen Hans Hacker aus Oſterwick, den 
Deichgeſchworenen Bieberſtein aus Kriefkohl, noch andere Deichgeſchworene, 
Schulzen und Ratleute, im ganzen 28 Perſonen gefangennahm und unter 
harter Behandlung zunächſt nach Dirſchau und dann nach Culm führte. Am 
letzteren Orte wurden ſie 32 Wochen lang in mühſeligem Arreſt gehalten, 
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wonach Rybinski ſie ſchließlich doch freigeben mußte, ohne das Löſegeld, das er 
durch die Feſtnahme und Einſperrung der angeſehenſten Männer des Stüblauſchen 
Werders von dieſen erzwingen wollte, erlangt zu haben. Zur Deckung der 
Unkoſten, die den Arreſtanten während der Haftzeit entſtanden waren, brachte 
das Werder 3 fl. 12 gl. pro Hufe auf. General von Rybinski war ſtets ein 
treuer Anhänger Auguſts II. geweſen und geblieben. Es charakteriſiert des⸗ 
halb ſo recht die Ohnmacht dieſes Königs, wenn die Stadt trotzdem mit Waffen— 
gewalt gegen Rybinski einſchritt, was ſie gegen ſchwediſche oder ruſſiſche 
Truppen zu jener Zeit ſicherlich nicht mehr gewagt hätte. 


Nach dem entſchloſſenen Vorgehen der Stadt Danzig gegen den General von 
Rybinski blieb ihr Landgebiet bis gegen Ende 1713 möglichſt von Einquartierung 
verſchont. Die ſächſiſchen und polniſchen Truppen Auguſts II. befanden ſich 
während des in Betracht kommenden Zeitabſchnitts ebenfalls auf dem Kriegs— 
ſchauplatz in Schwediſch-Pommern und kehrten erſt mit Ablauf des Jahres 1713 
von dort zurück, um ihre Winterquartiere wiederum in Polniſch-Preußen zu 
nehmen. Das Stüblauſche Werder wurde mit einem ſächſiſchen Regiment zu Pferde 
unter General Milkan belegt, doch ſcheint dasſelbe nur zum Teil auf Koſten 
der Quartierwirte reſp. des Stüblauſchen Werders unterhalten worden zu ſein. 
Dasſelbe gilt hinſichtlich der weiteren ſächſiſchen Einquartierungen bis Ausgang 
des Jahres 1715. Die ſächſiſchen Kontributionen und die ſächſiſchen Proviant⸗ 
gelder, welche während dieſer Zeit in den Dorfſchaften des Stüblauſchen Werders 
pro Hufe erhoben werden, bleiben immerhin gegen die vorhergehenden gleichartigen 
Auflagen erheblich zurück. Es hatte das wohl vornehmlich darin ſeinen Grund, 
daß die ſächſiſchen und polniſchen Truppen Auguſts II. ganz überwiegend in 
Polen ſelbſt zuſammengezogen waren. Karl XII. hatte nach fünfjährigem nutz⸗ 
loſen Aufenthalt in der Türkei ſein dortiges Lager verlaſſen, als ihm die 
Meldung zuging, daß die ſchwediſchen Beſitzungen in Deutſchland bis auf 
Stralſund und Wismar in die Hände ſeiner Gegner übergegangen waren, und 
daß man in Schweden mit dem Gedanken umging, einen Reichsverweſer zu 
ernennen. Nachdem er mit nur einem Begleiter 286 Meilen in wenigen Wochen 
zu Pferde zurückgelegt, traf er am 11. November 1714 in Stralſund ein, was 
den Kriegsmut der Schweden wieder neu belebte und Auguſt II. zu den 
vermehrten Sicherheitsmaßnahmen gegen Stanislaus Leszezynskis Anhänger 
in Polen den Anlaß gegeben hatte. Das Kriegsglück kehrte Karl XII. indeſſen 
nicht mehr wieder; ſeinen Gegnern ſchloſſen ſich auch noch König Friedrich 
Wilhelm I. von Preußen und der König Georg J. von England als Kurfürſt 
von Hannover an, ſo daß er trotz der heldenhaften Tapferkeit ſeiner Truppen 
Pommern nicht behaupten konnte, ſondern Ende 1715 nach Schweden zurück— 
kehren mußte, um die von den Ruſſen und Dänen beabſichtigte Landung in 
ſeinem Erblande abzuwehren. Dieſer Fortgang des Krieges gab dann auch 
dem Zaren Peter dem Großen Anlaß, zu einer Zuſammenkunft mit Auguſt II. 
erneut nach Polniſch⸗Preußen und diesmal nach Danzig zu kommen, wo er am 
29. Februar 1716 mit ſeiner Gemahlin eintraf und zunächſt im Ganskruge, 
dann aber nach 3 Tagen, wie ihm dieſes Quartier nicht zuſagte, in dem Gaſthof 
„Zur Hoffnung“ vor dem Hohen Tor (Krebsmarkt 8) Wohnung nahm. Im 
Hinblick auf dieſe Reiſe hatte der Zar ſchon im vorhergehenden Herbſt ſeine 
Leibwache und ſonſtige Truppen nach Polniſch-Preußen geſchickt, die dort 
Winterquartier auf Koſten dieſer Provinz einnahmen. Im Stüblauſchen Werder 
traf die Moskowitiſche Einquartierung, wie ſie ſtets benannt wird, in den 
letzten Tagen des Jahres 1715 ein, und ſie blieb dort bis Mitte Mai 1716. 
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Der Aufenthalt des Zaren in Danzig hatte ſich bis zum 10. desſelben Monats 
ausgedehnt, und der Stadt große Koſten verurſacht, zu denen die Ortſchaften 
des Landgebiets neben ihrer Einquartierungslaſt herangezogen wurden. Nach 
dem Schulzenbuche von Stüblau mußte dieſe Ortſchaft 976 fl. „zur Groß 
Czariſchen Küche“ beiſteuern. Die Koſten für die hier in Rede ſtehende Mosko— 
witiſche Einquartierung beliefen ſich für das Stüblauſche Werder auf 140 fl. 
pro Hufe. 

König Auguſt II. kam erſt Anfang April nach Danzig. Er hatte die 
Zuſammenkunft mit dem Zaren wohl bis dahin hinausgeſchoben, um gleichzeitig 
an der Hochzeitsfeier einer Nichte desſelben teilzunehmen, die ſich am 19. April 
mit dem Herzog Karl Leopold von Mecklenburg-Schwerin in Danzig vermählte. 
Die Stadt veranſtaltete aus dieſem Anlaß auch Feſtlichkeiten und war in jeder 
Weiſe beſtrebt, die Gunſt des Zaren zu gewinnen, was ihr jedoch nicht gelang. 
Nach ſeiner Abreiſe aus Danzig ließ er vielmehr die Forderung an die Stadt 
ſtellen, daß ſie ſich, ſo lange der Krieg zwiſchen Rußland und Schweden nicht 
beendigt ſei, jeglichen Verkehrs mit letzterem Lande zu enthalten habe und zur 
Sicherſtellung dieſer Maßnahme alle in ihrem Hafen einlaufenden Schiffe durch 
ein in Weichſelmünde zu ſtationierendes ruſſiſches Kommando viſitieren laſſe, auch 
4 Kaperſchiffe ausrüſte, die ſie zum Teil mit ruſſiſchen Offizieren und Matroſen 
zu bemannen, auch deren Beſoldung zu tragen habe. Das kam natürlich einer 
Vernichtung des Danziger Seehandels gleich, weshalb die Stadt durch Bitten 
und Vorſtellungen dieſen ſchweren Schlag von ſich abzuwenden ſuchte. Während 
der darüber ſchwebenden Verhandlungen gaben die Ruſſen ihrer Forderung 
dadurch Nachdruck, daß ſie wieder Truppen in das Landgebiet der Stadt einrücken 
ließen. Letzeres hatte dabei wenige Wochen nach dem Abmarſch der zariſchen 
Leibwache und ſonſtigen ruſſiſchen Truppen (Mai 1716) ſächſiſche Einquartierung 
erhalten, die das Stüblauſche Werder vom 30. Juni bis 20. November belegte 
und demſelben einen Koſtenaufwand von 521 fl. pro Hufe verurſachte. Die 
Sachſen räumten zum letzteren Termin endgültig Polen und Polniſch-Preußen, 
weil Auguſt II. nunmehr zu einer friedlichen Vereinbarung mit den Konföderationen 
und damit zur Beendigung des Bürgerkrieges in der Republik gelangt war. 
Eine weſentliche Vertragsbeſtimmung ging dabei dahin, daß die geſamten 
polniſchen Lande von den ſächſiſchen Truppen geräumt wurden und nur 
1200 Mann Sachſen als Leibwache des Königs in Polen verblieben, wogegen 
die Konföderationen ſich auflöſten. 

An Stelle der Sachſen trafen aus dem vorhin dargelegten Grund ſchon am 
6. Januar 1717 wieder die Ruſſen im Stüblauſchen Werder ein. Unter dem 
Fürſten Dolgorucki bedrückten ſie dieſes und das übrige ſtädtiſche Landgebiet 
derart, daß die Stadt ſich, um die vollſtändige Verwüſtung der Dorfſchaften 
und die angedrohte Ausplünderung zu verhüten, zu folgendem Zugeſtändnis 
gezwungen ſah, das der Zar, der am 29. September 1717 erneut ſelbſt nach 
Danzig gekommen war, genehmigte: „Die Stadt gelobte, aller Handlung und 
Gemeinſchaft mit Schweden ſich zu enthalten; einen ruſſiſchen Agenten oder 
Kommiſſär, dem gleiche Ehre wie anderen fremden Agenten und Kommiſſären 
erwieſen werden und der, damit aller Verkehr mit Schweden unterbliebe, genaue 
Acht haben, auch daferne etwas in Anſehung deſſelben wider den Vergleich 
ginge, der Obrigkeit anzeigen ſollte, zu dulden; die im vorigen Jahre verſpro— 
chenen und ſchon gebauten drei Kaper oder Fregatten, doch mit Genehmhaltung 
Seiner Kgl. Majeſtät in Polen, wider Schweden auszurüſten und unter Kgl. 
Flaggen und Kgl. Kommiſſion nach gewiſſen vorgeſchriebenen Kgl. Befehlen 
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kreuzen und vorher halb mit ruſſiſcher Mannſchaft unter Kgl. Eide und Pflicht, 
dafern Sr. Kgl. Majeſtät darin willigen, beſetzen zu laſſen; 140 000 harte 
Thaler innerhalb 15 Monaten in drei Terminen zu zahlen, und den ruſſiſchen 
Fregatten, Kapers oder Galeen ihren Hafen, um in demſelben einzulaufen, zu 
verſtatten.“ 

Der Zar verſprach dagegen: den Danziger Kaufleuten alle die Rechte in 
ſeinen Landen zu vergönnen, die auch anderen auswärtigen Völkern, mit denen 
er in Freundſchaft lebte, zuteil würden, ſodann aber auch die Danziger Ort— 
ſchaften ungeſäumt zu räumen und ſie künftig von allen Einquartierungen, Geld— 
und anderen Forderungen freizulaſſen. 

Dieſer Vergleich iſt ein ſprechender Beleg dafür, daß nicht nur die Stadt 
Danzig, ſondern auch der polniſche König dem Zaren ſchon zu jener Zeit völlig 
ohnmächtig gegenüberſtanden. Die Ruſſen räumten dann aber zunächſt das 
Danziger Gebiet am 20. Oktober 1717; dem Stüblauſchen Werder hatte ihre 
Unterhaltung 108 fl. pro Hufe gekoſtet. 


Zu der von der Stadt Danzig zugeſagten Ausrüſtung und Entſendung 
der drei Kaperſchiffe kam es aber nicht, weil König Auguſt II. erklärte, daß er 
nur mit Zuſtimmung des Reichstages ſeine Genehmigung dazu erteilen könne, 
da die Wegnahme polniſcher Schiffe durch die ſchwediſche Flotte zu befürchten 
ſei, ſobald die Kaper unter der Flagge des polniſchen Königs auslaufen wür— 
den. An eine Zuſtimmung des polniſchen Reichstags war natürlich nicht zu 
denken, weshalb alles Drängen der Ruſſen hinſichtlich Erfüllung dieſes Punktes 
der Vereinbarung erfolglos blieb. Als letztere das erkannt, ſchufen ſie ſich 
einen anderen Anlaß, um der Stadt Danzig ihre Gewalt fühlbar zu machen. 
Nachdem fie die erſte Abſchlagsrate der ihnen zugebilligten 140000 Taler un- 
beanſtandet in harten Talern, zu 6 Tympfen gerechnet, angenommen hatten, 
ſtellte der Fürſt Repnin, der die in Polniſch-Preußen ſtehenden ruſſiſchen 
Truppen kommandierte, mit einemmal die Forderung, daß die Zahlung in Joachims— 
talern erfolgen müſſe, was von der Stadt beim beſten Willen nicht geleiſtet 
werden konnte. Das hatte der Fürſt auch ſicher vorausgeſehen, und er ſandte 
dann, als die Stadt ſeinen Willen nicht erfüllte, trotz aller Bitten und Vor— 
ſtellungen der ſtädtiſchen Behörden ſeine Truppen erneut ins Danziger Gebiet, 
um dasſelbe zu bedrücken, aus welchem Anlaß das Stüblauſche Werder am 
12. September 1718 erneut mit moskowitiſcher Einquartierung belegt wurde. 
Dieſelbe blieb dort bis zum 7. Februar 1719 und zog am letzteren Tage ab, 
nachdem die Zahlung der 140 000 Taler bewirkt und dem Stüblauſchen Werder 
durch ihre Verpflegung ein Koſtenaufwand von 94 fl. pro Hufe entſtanden war. 
Die Ruſſen hatten ſich ſchließlich doch dazu verſtanden, die Zahlung der in 
Rede ſtehenden Summe in harten Talern anzunehmen, wie das auch urſprüng— 
lich vereinbart war. Ihre Nachgiebigkeit und ihr Abzug war aber wohl vor— 
nehmlich auf die politiſchen Ereigniſſe zurückzuführen, die ſich inzwiſchen in 
Schweden vollzogen hatten. Karl XII. war am 11. Dezember 1718 vor der 
norwegiſchen Feſtung Friedrichshall vermutlich durch Mörderhand gefallen. Den 
ſchwediſchen Thron hatte danach ſeine Schweſter Ulrike Eleonore unter Ver— 
drängung ihres zunächſt erbberechtigten Neffen, des Herzogs Carl Friedrich von 
Holſtein⸗Gottorp, beſtiegen. Sie war mit dem Erbprinzen Friedrich von Heſſen 
vermählt und ſuchte nun unter deſſen Einfluß zum Frieden mit dem Zaren, 
dem König von Polen und Schwedens weiteren Gegnern zu gelangen, um ſo 
ihre Poſition zu befeſtigen, da insbeſondere der ſchwediſche Adel des Krieges 
und der koloſſalen Opfer an Menſchen und Geld, die derſelbe während der 
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Regierungszeit Karls XII. erfordert hatte, überdrüſſig war. Bei ſämtlichen 
Gegnern Schwedens fand die Königin denn auch eine ihren Wünſchen entgegen— 
kommende Stimmung, und ſo kam es denn ſchon Ende 1719 und Anfang 1720 
zu Verträgen und zum Waffenſtillſtand mit dem Kurfürſten von Hannover, 
den Königen von Preußen und Polen und am 10. September 1721 im Ver⸗ 
trage von Nyſtädt ſchließlich auch zum Frieden mit dem Zaren. Schweden 
hatte zufolge deſſen die Provinzen Ingermannland, Eſtland und Livland an 
Rußland, Stettin mit dem größten Teil von Vorpommern an den König 
Friedrich Wilhelm J. von Preußen und das Herzogtum Bremen und Verden 
an den Kurfürſten von Hannover und König von England gegen allerdings 
nicht unerhebliche Geldentſchädigungen abzutreten, ſo daß es damit von der 
Großmachtſtellung, die es ſeit einem Jahrhundert in Europa eingenommen 
hatte, wieder abtrat. Auguſt II. wurde gleichzeitig auch von Schweden als 
König von Polen anerkannt, doch behielt auch Stanislaus Leszezynski, der ſich 
nach Weißenburg im Elſaß zurückzog, die Berechtigung, den Königstitel weiter 
zu führen; auch ſollte ihm Polen für ſeine eingezogenen Güter eine Million 
Gulden zahlen, die er aber wohl niemals im vollen Umfange erhalten hat. 

Für das Stüblauſche Werder bildete der Abzug der Ruſſen im Februar 
1719 noch nicht das Ende der Einquartierungen, die dort zwei volle Jahrzehnte 
hindurch im bunten Wechſel der Nationalitäten einander abgelöſt hatten. Die 
Schlußſzene blieb vielmehr den Polen vorbehalten, welche am 2. April 1719 
in die Ortſchaften des Danziger Landgebiets einrückten und dort Quartiere be— 
zogen. Das Kommando ſetzte ſich aus 6 Kompagnien der Kron-Armee unter 
dem Befehl des Oberſten Riedeſel zuſammen. Seine Aufgabe war, von der 
Stadt 405 000 fl. beizutreiben, die ſich vornehmlich aus rückſtändigen Beiträgen 
zur Unterhaltung der Kron-Armee zuſammenſetzen ſollten und zu deren Zahlung 
die Stadt durch das Radomſche Tribunal verurteilt war. Wie bei dem gleich— 
artigen Vorgehen des Generals von Rybinski im Jahre 1712 weigerte die Stadt 
ſich auch diesmal, die Höhe der Forderung im vollen Umfange anzuerkennen, 
und für ihr weiteres Verhalten in dieſer Angelegenheit ſcheint ihr der Rybinski— 
ſche Fall ebenfalls vorbildlich geweſen zu ſein. Denn als die Verhandlungen 
mit dem Oberſten Riedeſel zu keinem Ziele führten, ſchickte ſie den Major 
Conradi mit ſtädtiſchen Truppen und freiwilligen Bürgerſchützen gegen ihn aus, 
um ihn mit Gewalt aus dem ſtädtiſchen Landgebiet zu entfernen. Oberſt 
Riedeſel, der mit 3 Kompagnien in Stüblau ſtand, wurde denn auch am 9. April 
zum Rückzuge über die Weichſel bei Palſchau gezwungen, wonach die anderen 
drei Kompagnien, die in Woſſitz, Trutenau und Gr. Zünder ſtanden, freiwillig 
das Stüblauſche Werder räumten. Später fielen dann zwar noch drei Fahnen 
polniſcher Reiter in das Stüblauſche Werder ein und zogen erſt von dort ab, 
als die Stadt Ende Mai 1719 einen Teil der erwähnten Summe zahlte. Dieſe 
Art der Selbſthilfe gegen das Kommando des Oberſten Riedeſel ſcheint zu 
keinen nachteiligen Folgen für die Stadt geführt zu haben. 

Der ſchon vorhin erwähnte Nyſtädter Frieden ließ nun weiter ruhigere 
und beſſere Zeiten aufkommen. Für die Stadt fielen die Feſſeln damit fort, 
die Peter der Große ihrem überſeeiſchen Handel angelegt hatte, und die Be— 
wohner ihres Landgebiets konnten nun wieder einmal daran denken, für ſich 
ſelbſt und nicht lediglich für die Einquartierungen und Kontributionen zu wirt— 
ſchaften. Die nachteiligen Folgen der ſchweren Bedrückungen machten ſich aller— 
dings noch eine lange Reihe von Jahren ſehr bemerkbar, denn die Stadt hatte 
ihre Schuldenlaſt vermehren müſſen und die Bewohner ihres Landgebiets waren 
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zudem mit ihren Grundzinſen, Scharwerksgeldern und Pachtzinſen faſt durchweg 
rückſtändig geblieben, da ſchon die Entrichtung der Kontributionen, der Einquar— 
tierungskoſten und der Beiträge zur Unterhaltung der Kron-Armee und der 
Stadtmiliz ihre Kräfte voll erſchöpft hatte. Noch 40 Jahre ſpäter, im Jahre 
1762, ſchreiben die Deichgeſchworenen im Namen aller Schulzen und Nachbarn 
in einer Eingabe an den Rat über dieſe Periode: „daß alle Werderſchen Huben, 
deren Eigenthum ſowohl mit älteren als neueren Handfeſten bewähret iſt, nicht 
nur im 17. Jahrhundert mit unſäglichen Summen von den ſchwediſchen Trup— 
pen, ſondern auch noch zu Anfang dieſes 18. Jahrhunderts von 1701 bis 1717 
zu unſerer Vorfahren faſt unüberwindlicher Beſchwerde und Laſt, die wir großen— 
theils in unſern Schulden auch noch jetzo tragen, von den ſächſiſchen, mosko— 
witiſchen und anderen Truppen ſo gut als von Neuem gekauft gerechnet werden 
können. Was unſern Vorfahren das 17. Jahrhundert gekoſtet, iſt uns wegen 
Länge der Zeit eigentlich nicht mehr bewußt, doch wiſſen wir ſehr viel von 
unſäglichen Klagen unſerer Väter und Großväter. Der Anfang dieſes gegen— 
wärtigen Jahrhunderts aber, und zwar die erſten 17 Jahre haben an außer— 
ordentlichen Ausgaben von einer jeden Hube 2869 fl. 4 gl. gekoſtet, wie wir 
durch ganz glaubhafte Rechnungen noch allemal vorzulegen, auch derſelben Nich- 
tigkeit zu beeidigen im Stande ſind.“ 

Wenn die Deichgeſchworenen in dem vorſtehenden Schreiben angeben, daß 
die Einquartierungen und ſonſtige Bedrückungen ſchon 1717 ihr Ende erreicht 
hätten, ſo iſt das ein Irrtum. Die Bemerkung in der mehr erwähnten Gütt— 
länder Zuſammenſtellung, daß die letzte Moskowitiſche Einquartierung in dieſer 
Periode vom 12. September 1718 bis 7. Februar 1719 gewährt hätte, ſtimmt 
mit den Angaben Lengnichs über die Räumung des Danziger Landgebiets durch 
die Ruſſen überein und iſt deshalb nicht anzuzweifeln. Nach der Güttländer 
Zuſammenſtellung belaufen ſich die extraordinären Unkoſten, die während des 
Zeitraumes von 1699 bis 1721 auf 1 Hufe Landes zu den in Rede ſtehenden 
Leiſtungen entfielen, allerdings nur auf 2151 fl. 23 gl. 6 Pf.; die Differenz 
gegen die Angabe der Deichgeſchworenen dürfte aber daraus zu erklären ſein, 
daß in dem Güttländer Geſamtergebnis die Anteilsbeträge der Summen noch 
nicht enthalten ſind, welche die Deichgeſchworenen als Darlehen für das ganze 
Werder zu gleichartigen Leiſtungen aufgenommen hatten. 

Berückſichtigt man nun noch, daß die Darlehen, die ſowohl die einzelnen 
Beſitzer wie die Gemeinden und das Werder als Geſamtverband zur Beſtreitung 
dieſer extraordinären Koſten machen mußten, mit 6% zu verzinſen waren, dann 
erſcheint die vorſtehend wiedergegebene Auslaſſung der Deichgeſchworenen aus 
dem Jahre 1762 über die ruinierende Wirkung der dadurch herbeigeführten 
Verſchuldung nicht übertrieben. 

Neben den Hufengeldern wurde zudem noch ein Kopfgeld erhoben, das in 
den oben beſprochenen Koſtenzuſammenſtellungen nicht enthalten iſt. Es wurde 
in den ſtädtiſchen Ländereien zuerſt bei Ausbruch des zweiten ſchwediſch-polniſchen 
Erbfolgekrieges eingefordert und unterm 11. Dezember 1655 folgende Taxe für 
dasſelbe feſtgeſetzt: 

„Ein jeder Bauer oder Landwirth, er ſei ein eigener oder ein Mieths— 
mann; item ein Krüger, Häker oder Krämer ſoll für ſeine Perſon geben 2 M., 
für feine Frau 2 M., für 1 Kind jo über 18 Jahre iſt 1 M., für 1 Kind, unter 
18 Jahr 10 gl., für jeden Dienſtboten, Handwerksgeſellen und Tagelöhner 5 gl. 

Ein jeder Gärtner oder Kammermann aber ſoll für ſich, ſeine Frau und 
Kinder nur die Hälfte dieſer Taxe zahlen.“ 
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Es wurde dann nach Bedarf das zwei- oder dreifache Kopfgeld in einem 
Jahre erhoben. Gegen Ende des 17. Jahrhunderts beſchloß auch der Landtag 
für Polniſch-Preußen die Erhebung eines Kopfgeldes zur Unterhaltung der 
polniſchen Truppen, was aber zunächſt eine ſonderliche Erhöhung dieſer Abgabe 
für das ſtädtiſche Landgebiet nicht zur Folge hatte. Erſt als nach Beendigung 
des Bürgerkrieges in Polen der Reichstag zu Warſchau 1717 das Heer der 
Krone auf 18000 Mann feſtgeſetzt und zur Unterhaltung desſelben die Erhebung 
halbjähriger Steuern beſchloſſen hatte, vereinbarten die Städte in Polniſch-Preußen, 
dieſe Steuer in Form von Kopfgeldern aufzubringen. Im Stüblauſchen Werder 
wurde ſeit jenem Jahre das e Kopfgeld während einer Reihe ſich 
anſchließender Jahre erhoben und die Taxe desſelben 1719 auch noch abgeändert. 
Die Hebung erfolgte ſeitdem halbjährig in folgenden Sätzen, die mithin die 
Hälfte des ſechsfachen Kopfgeldes bedeuten: 


„Der Teichgräf und die Teichgeſchwornen 12 fl., die Schulzen und 
Bauern 3 fl. 18 gl., dero Weiber und Kinder 3 fl. 18 gl., ihre Knechte und 
Mägde, ſo von dieſen ihren Lohn zu kriegen 1 fl. 24 gl., Arbeitsleute 3 fl. 18 gl., 
deren Weiber und Kinder 24 gl. 


Die Wittwen aller Abgeſetzten betreffend, wird eine jede die Hälfte deſſen, 
was ihre Männer, wenn ſie leben ſollten, würden geben müſſen, zahlen. 


Wegen der Kinder wird nur von denen dieſes Kopfgeld gezahlet, ſo über 
14 Jahre ſind. 

So wird auch dieſes Kopfgeld mit nicht geringeren Münzſorten als 
Sechsgroſchen abgetragen ſein.“ 

Man ſieht, es kam der Stadt in ihrer bedrängten Lage ſchließlich nur 
noch darauf an, alles herbeizutreiben, was noch zu haben war, weshalb ſie 
auch vor der ungleichmäßigen Belaſtung der Arbeiterklaſſe nicht zurückſchreckte. 
Denn wenn die Beſitzer ja nebendem auch noch ihre extraordinären Hufen— 
beiträge zu entrichten hatten, ſo fanden ſie die Belaſtung der Arbeiter doch ſelbſt 
ſo ungerecht und unhaltbar, daß ſie bald um Abſtellung dieſes Mißverhältniſſes 
baten, worauf ich noch ſpäter zurückkomme. 


Durch eine ſo langjährige Periode des Elends, wie ſie das Stüblauſche 
Werder in den erſten 20 Jahren des 18. Jahrhunderts aus Anlaß des Nordiſchen 
Krieges zu erdulden hatte, iſt dasſelbe weder vor noch nachher je heimgeſucht 
worden. Wenn man ſich deshalb vergegenwärtigt, mit welchen geringen eigenen 
Mitteln Jacob Weſſel zunächſt ſeine Pachtung in Schmerblock und dann 
ſpäter den Hof in Kl. Zünder übernahm, dann vermag man ſich kaum zu erklären, 
durch welche Umſtände es ihm gelungen iſt, ſich in dem letzteren zu erhalten, 
zumal die Zahl der Nachbarn, die durch dieſe Zeit an den Bettelſtab kam, keine 
geringe war. Nach dem Wenigen, was über ſeine wirtſchaftliche Lage bekannt 
iſt, muß man trotzdem annehmen, daß er ſich noch im Jahre 1712, nachdem die 
Einquartierungen und ſonſtigen Bedrückungen ſchon länger als ein Jahrzehnt 
ihre ruinierenden Wirkungen ausgeübt hatten, in keiner Geldnot befand. Denn 
als bei der Schicht und Teilung nach dem Tode ſeiner Schwiegermutter am 
23. April 1712 die Erben ſich auseinanderſetzten, war er der einzige, der dem 
Erwerber des Hofes von dem 2000 M. betragenden Erbteil ſeiner Frau 1500 M. 
zu 5 % ſtehen ließ. Der Hof der Verſtorbenen zu Schönrohr mit 2 Hufen 
15 Morgen Mietsland, den ein Großſohn derſelben, Henrich Wulf, übernahm, 
wurde bei der Auseinanderſetzung mit 12000 M. bewertet. 
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Schon im Jahre 1711 war Jacob Weſſel als Ratmann der Dorſſchaft 
Kl. Zünder beſtätigt worden. Die Natleute hatten den Schulzen bei Verwal— 
tung der Gemeindeangelegenheiten zu unterſtützen und beſonders bei den Gemeinde— 
dienſten die Aufſicht zu führen. Infolge der faſt ununterbrochenen Einquar— 
tierungen und Kontributionen mit ihren umfangreichen Geſpannleiſtungen wird 
das Amt derſelben zu jener Zeit beſonders verantwortlich und arbeitsreich ge— 
weſen ſein. Die außergewöhnlichen Anforderungen, welche die Verpflegung der 
Truppen an die Bewohner des Werders ſtellte, haben auch wohl weſentlich 
dazu beigetragen, daß von den Werderſchen Verwaltern und der dritten Ordnung 
1711 die Erlaubnis zur Erbauung der erſten Kornwindmühle im Stüblauſchen 
Werder, und zwar in Kl. Zünder erteilt wurde. In den biſchöflichen Enklaven 
dieſes Werders, in Gemlitz und Gzattfau, beſtanden ſolche Mühlen ſchon ſeit 
langer Zeit, in dem ſtädtiſchen Gebiet war die Erbauung derſelben aber wegen 
der Mahlzwangsberechtigung der der Stadt gehörigen Waſſermühlen bis dahin 
unterſagt worden. Für das Stüblauſche Werder beſtand der Mahlzwang zur 
Waſſermühle in Grebin; es iſt aber leicht erklärlich, daß dieſelbe zur Befriedi⸗ 
gung des vorhandenen Bedürfniſſes zu jener Zeit nicht leiſtungsfähig genug 
war. Die Erlaubnis zur Erbauung der Windmühle wird an einen Peter 
Gräske aus Kl. Zünder denn auch nur mit der Beſchränkung erteilt, „daß weder 
aus dem Dorf Kl. Zünder noch ſonſt irgend ein Unterſaſſe des Stüblauiſchen 
Werders gezwungen werden ſolle, bei ihm zu mahlen, ſondern daß dieſe viel— 
mehr nur berechtigt wären, ihm ihr Mahlgut hinzubringen, wenn die Wege 
nach der Grebinſchen Mühle unbrauchbar oder es dieſer am nothwendigen Waſſer 
mangle, ſo daß der Grebiner Müller den Mahlgaſt der Gebühr nach nicht 
fördern könne“. Gräske wurde zudem für die Erlaubnis die Verpflichtung zum 
Neubau der Schleuſe und des Waſſerganges bei der Grebiner Mühle auferlegt, 
wozu er allerdings die Materialien geliefert erhielt und wofür ihm ferner noch 
10 Freijahre bewilligt wurden. Nach Ablauf der Freijahre hatte er einen Zins 
von 100 fl. jährlich zu entrichten. In der Folge kam es natürlich zu Differenzen 
zwiſchen den beiden Müllern. Sie einigten ſich 1746 aber dahin, daß es ledig— 
lich den Bewohnern der 7 Dörfer Kl. Zünder, Schmerblock, Käſemark, Schön— 
rohr, Proitenfelde, Reichenberg und Weſſlinken freiſtehen ſollte, ihr Malgut der 
Kl. Zünderſchen Mühle zuzubringen, wogegen die Bewohner ſämtlicher anderer 
Ortſchaften des Stüblauſchen Werders nur dann in dieſer Mühle bedient wer- 
den durften, wenn die Grebinſche Mühle kein Waſſer hatte oder wenn deren 
Mahlpflichtige aus ſonſtigen Gründen innerhalb 3 Tagen und 3 Nächten nicht 
befriedigt werden konnten. 


Aus der Erlaubnis zur Erbauung der Kornwindmühle in Kl. Zünder 
läßt ſich entnehmen, wie ſchwierig die Beſchaffung des Mehles zur Herſtellung 
der notwendigen Brotportionen für die Einquartierung den Nachbarn des 
Stüblauſchen Werders zur betreffenden Zeit geworden ſein muß. Für Jacob 
Weſſel und ſeine Nachbarn war die Erbauung der Kornwindmühle in ihrer 
Dorfſchaft jedenfalls ein Ereignis, das dazu angetan war, ihnen bei ihren 
Wirtſchaftsfuhren und Geſpannleiſtungen für die Einquartierungen nicht uner⸗ 
hebliche Erleichterungen zu verheißen, und es verdient ſchon deswegen angeführt 
zu werden. Das Leben Jacob Weſſels blieb eben arm an Vorkommniſſen, die 
fördernd auf ſeine Wirtſchaft einwirkten. Er ſtarb ſchon im 54. Lebensjahre. 
Als er im Jahre 1699 ſeinen eigenen Hausſtand begründete, brach wenige 
Monate ſpäter der Nordiſche Krieg aus, der dann von 1701-1719 das 
Stüblauſche Werder faſt andauernd zum Lager, bald von freundlichen, bald von 
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feindlichen Truppen machte, jo daß er ohne dieſe drückende Belaſtung nur in 
den letzten drei Jahren ſeines Lebens gewirtſchaftet hat. Dabei war ſeine Fa— 
milie eine zahlreiche, denn in Kl. Zünder wurden ihm noch 7 Kinder geboren, 
während 5 bereits vorhanden waren, als er von Schmerblock nach Kl. Zünder 
verzog. Sein Lebensende dürfte einer damals herrſchenden ſeuchenartigen Krank— 
heit zuzuſchreiben ſein, denn er wurde am 26. November 1722 gleichzeitig mit 
ſeinem ſchon in Schmerblock geborenen Sohn Jacob begraben, der demnach ſchon 
erwachſen war. Für beide wurde eine gemeinſame Leichenpredigt gehalten. 
Ihnen folgte dann bald ihr Sohn und Bruder Cornelius Henrich, der auch 
bereits das Jünglingsalter erreicht hatte, und deſſen Begräbnis am 23. Januar 
1723 ſtattfand. Ich nehme an, daß wohl alle drei den Pocken erlegen find, 
die in jener Zeit wiederholt ſehr bösartig auftraten und viele Opfer forderten. 
Was das für die hinterbliebene Witwe zu bedeuten hatte, der der Tod in 
wenigen Wochen den Mann und die beiden älteſten Söhne entriſſen, und deren 
jüngſtes Kind erſt drei Jahre alt war, kann man ſich unſchwer vorſtellen. Wie 
ſie 1724 ihren Kindern Schicht und Teilung gab, waren nur noch fünf von 
dieſen am Leben, es iſt aber anzunehmen, daß etliche von den verſtorbenen 
ſchon zu Lebzeiten ihres Vaters mit Tode abgegangen waren. 

Die erſte Zeit nach dem Tode ihres Mannes muß für die Witwe auch 
wirtſchaftlich eine ſehr ſchwere geweſen ſein, denn ihr am Leben gebliebener 
älteſter Sohn Barthel war erſt 14 Jahre alt, ſo daß ihr lediglich ihre älteſte 
Tochter Anna Marie, die ſchon erwachſen war, zur Seite ſtand. Und dabei 
trafen ſie bald ſchwere wirtſchaftliche Verluſte, die das regenreiche Jahr 1724 
herbeiführte. Der Umfang derſelben läßt ſich aus einer Beſchwerde erkennen, 
die die Niederdörfer an den Bürgermeiſter und Werderſchen Amtsverwalter 
gegen die Oberdörfer richteten und die von den Deichgeſchworenen beantwortet 
wurde. 

Die Niederdörfer beklagten ſich darüber, daß ſie mit den Oberdörfern in 
gleichem Verhältnis zur Erlegung des Kopfgeldes und ſonſtiger Ungelder heran— 
gezogen würden. Ihr Getreide ſtehe im Waſſer, ſo daß dasſelbe bis an den 
Band der Hafergarben an verſchiedenen Orten heranreiche und bei dem anhal— 
tenden Regenwetter keine Ausſicht auf Einbringung des Getreides vorhanden 
ſei. Viele Nachbarn hätten das Vieh bereits in den Stall nehmen müſſen, 
obgleich das Futter noch draußen ſtehe. Aber auch unter normalen Verhält— 
niſſen bleibe zu berückſichtigen, daß in den Niederdörfern nur kleiner Beſitz vor— 
handen wäre, deſſen niedrige Ländereien durch viele Gräben durchzogen wären 
und nur mit ſchweren Unkoſten, die die Unterhaltung der Entwäſſerungsmühlen 
verurſache, genutzt werden könnten, während die Oberdörfer viel beſſeres und 
höheres Land beſäßen, von dem ſchönes Wintergetreide, Weizen und Roggen 
geerntet würde, wogegen die Niederdörfer faſt jahraus jahrein das Brotkorn 
kaufen müßten. Von den Oberdörfern würden die Nachbarn in den Nieder- 
dörfern auch nicht weit mehr als Gärtner angeſehen, weil erſtere ein weit 
Mehreres einnehmen könnten und ſich auch weit höher als letztere aufführten. 

Der Deichgräf und die Deichgeſchworenen, denen dieſe Beſchwerde zur 
Aeußerung zugeſtellt war, gaben dieſelbe dahin ab, daß ſie zwar das Elend der 
Nieder- wie der Oberdörfer beklagten, aber nicht wüßten, wie zu helfen ſei, 
wenn nicht der liebe Gott oder die Obrigkeit es täte. Sollte wegen des Scha— 
dens, den der viele Regen verurſacht, eine Unterſuchung angeſtellt werden, ſo 
würde ſich ergeben, daß die Oberdörfer ebenſo hart wie die Niederdörfer betroffen 
ſeien, da allenthalben viel Getreide im Felde geblieben, ausgewachſen, ver⸗ 
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fault oder vom Vieh verdorben ſei. Das von der Höhe ſtromweiſe herabgekom— 
mene Waſſer habe alle längs derſelben gelegenen Weideländer überſchwemmt, 
ſo daß man auf denſelben weder Heu ſchlagen noch zuſammenbringen könne. 
Auch von dem hohen Lande müſſe bis dato das Getreide noch in Kähnen ab— 
geführt und auf den Dämmen aufgeſetzt werden, allwo es aber auch ausgewachſen, 
verfault oder vom Vieh aufgefreſſen ſei. Wenn das Land in den Oberdörfern 
höher liege und Wintergetreide trage, ſo ſei es auch ſtärker und ſchwerer zu 
bearbeiten und zum höheren Preiſe erworben, müſſe auch alle drei Jahre brach 
liegen, während das Land in den Niederdörfern mit geringer Mühe alle Jahre 
zu Sommergetreide oder Heu genutzt werden könne und dabei gute Erträge 
bringe. „Zu geſchweigen, daß die Oberdörfer keine Stuten zur Zucht und 
ſchöne Pferde zum Verkauf wie die Niederdörfer halten können, ſondern nur 
dahin ſorgen müſſen, wie ſie von einem Jahr zum andern Pferde zur Arbeit 
erziehen und anſchaffen. So haben auch die Niederdörfer wegen ihrer geſunden 
Weide, Gott zu danken, von einer Zeit zur andern nicht allein ihr reichliches 
Auskommen an Butter und Zwergen, ſondern können auch wöchentlich mit der— 
gleichen Ware nach der Stadt fahren und ein Ziemliches dafür einnehmen. 
Dahingegen die Oberdörfer wegen des ungeſunden Moorgrundes leider faſt ein 
Jahr um das andere oder höchſtens im dritten Jahre das Unglück haben, daß 
ihnen Pferde und Kühe zuweilen und jetzo wieder ſo häufig wegfallen, daß in 
manchen Höfen nicht ein Stück übrig bleibt, ſie auch, wenn es am beſten iſt, 
kaum ſo viel an Milch zuſammen bringen können, als zu eines jeden Hauſes 
Nothdurft gebraucht wird.“ 

Die Koſten der Entwäſſerungsmühlen wären zudem bei den Oberdörfern 
nicht geringer, wohl aber kämen ſie dieſen ſchwerer an, weil ſie außerdem noch 
bei den Dämmen und ſonſt dem ganzen Werder zugute mit großen Unkoſten 
ſcharwerken müßten, wovon die Niederdörfer befreit blieben. Die Niederdörfer 
brächten jedesmal die gleichen Klagen vor, wenn ein neuer Adminiſtrator über 
das Werder gekommen ſei, ſie wären aber auch jedesmal damit abgewieſen 
worden. a 


Wenn man nun auch nicht unberückſichtigt läßt, daß wohl auf beiden 
Seiten die eigene Lage ſchwärzer, die der Gegner in günſtigerem Lichte geſchil— 
dert wird, als wie das der Wirklichkeit entſprach, ſo läßt ſich daraus doch ein 
zutreffendes Bild über die Wirtſchaftsweiſe und den Kulturzuſtand der in Rede 
ſtehenden Landſtriche gewinnen. In der Pferde- und Rindviehzucht ſtanden 
danach die Niederdörfer noch immer obenan, was aber ſicherlich nicht lediglich 
den Bodenverhältniſſen, ſondern auch ſehr weſentlich dem Umſtande zuzuſchreiben 
ſein wird, daß die Holländer bei Beſiedelung der Niederdörfer dort das wert— 
vollere Tiermaterial aus ihrer alten Heimat in nicht unerheblicher Menge ein— 
führten. Bemerkenswert iſt übrigens auch der unabgeſchwächte Gegenſatz zwi- 


ſchen den ehemaligen Hokländer Dörfern und den Oberdörfern, wie er in den 


inhaltlich wiedergegebenen Auslaſſungen derſelben auch noch zur damaligen Zeit 
ſo klar zutage tritt. 

Daß die Ueberwindung ſolcher wirtſchaftlichen Kalamitäten, wie ſie der 
regenreiche Sommer des Jahres 1724 nach Obigem mit ſich brachte, einer 
Frau, die ſich in einer ſolchen Situation wie die Witwe Jacob Weſſels befand, 
doppelt hart ankommen mußte, liegt auf der Hand. Und dieſe ungünſtige Lage 
geſtaltete ſich noch dadurch ſchwieriger, daß die Arbeitskräfte im Stüblauſchen 
Werder immer knapper und teurer wurden. Schon gegen Ende des Jahres 
1723 hatten ſich der Deichgräf, die Deichgeſchworenen und die ſämtlichen Schulzen 
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des Stüblauſchen Werders mit der Bitte an den Rat gewandt, eine Herabminde— 
rung in Erhebung der Kopfgelder eintreten zu laſſen, weil die Beitreibung 
derſelben die Abwanderung ihrer Arbeiter zur Folge habe. Die betreffende 
Eingabe lautet: „Einem Hochedlen und Hochweiſen Rath kann nicht unbekannt 
ſein, was vor heftiges Wehklagen und Lamentiren wegen des binnen dero Ge— 
biete wohnenden Landleuten auferlegten Kopfgeldes durchgehends geführt wird. 
Ob nun zwar die Nachbarn des Stüblauiſchen Werders alles, ſo ihnen nach ſo 
vielen ausgeſtandenen Draugſalen übrig geblieben, gerne daran ſetzen, um ihre 
ſchuldige Pflicht gegenſt ihre hochgebietende Obrigkeit mit willigem Gehorſam 
zu erweiſen, ſo wiſſen gleichwohl die Schulzen keinen Rath mehr, wie von den 
armen Eigengärtnern und Käthnern die auf ſie geſetzten Kopfgelder, wenn ſelbige 
ferner gefordert werden ſollten, heraus zu bringen; geſtalt, den Jammer und 
Herzeleid, ſo bei Einſammlung derſelben antreffen, genugſam auszudrücken un— 
vermögend ſind. Allermaßen denn auch die Gärtner und Käthner haufenweiſe 
das Werder verlaſſen und ſich auf fremde Grenzen hinbegeben, ſo daß, wie der 
Augenſchein ausweiſet, ein großer Theil unſerer Kathen zu unſerer großen Be— 
ſchwerde allbereits wüſte ſtehen, ſintemal dadurch von Dreſchern und Arbeits- 
leuten, der Zinſe nicht zu gedenken, entblößet werden, da imgleichen die noch 
übrigen insgeſammt bei Eintreibung des letzten Martinskopfgeldes wegzuziehen 
in Bereitſchaft geſtanden, wenn ſie nicht durch gegebene Hoffnung, einer von 
unſerer gütigen und barmherzigen Obrigkeit gewiß zu erlangenden Linderung, 
vor diesmal zu bleiben von uns überredet wären. Es entſpringt aber aus 
dieſer Quelle noch etwas Mehreres, welches den ſämmtlichen Nachbarn ihre 
Wirtſchaft unglaublich ſauer macht, nämlich der Mangel guten und tüchtigen 
Geſindes. Denn da vorhin das Geſinde von allen Orten häufig herüber zu 
kommen und bei uns Dienſte oder Arbeit zu ſuchen pflegte, ſo daß wir das 
Ausleſen gehabt und keine als Tüchtige und die ihres Wohlverhaltens wegen 
gute Zeugniſſe gehabt, in unſern Dienſt nehmen dürfen, ſo hat es nunmehr, 
ſeitdem die Kopfgelder gegangen, damit eine ganz andere Bewandniß, daß näm— 
lich das tüchtige Geſinde ſich verliert und lieber ins Große Werder und da 
herum, wo ſelbige mit ſolchen oftmaligen und ſchweren Kopfgeldern nicht belegt 
ſind, in Dienſt begiebt, wir hingegen verlaufenes und unwiſſendes Geſinde, ſo 
ſonſt nirgends fortkommen kann, wider unſern Willen annehmen und damit zu 
unſerm äußerſten Ruin plagen, ja noch froh ſein müſſen, wenn nur welche zu 
uns kommen, indem viele Wirthe, die wohl 4 Knechte benöthigt, jetzo mit einem 
einzigen ſich behelfen müſſen, die aber mehrere haben, mit ungewöhnlichem großen 
Lohn an ſich zu ziehen genöthigt werden.“ 


Es iſt das ein ſprechender Beweis dafür, wie ſchwierig ſich auch ſchon 
bei unſern Voreltern die Arbeiterfrage in einzelnen Zeitabſchnitten geſtaltet hat 
und wie ſehr die Rentabilität ihrer Wirtſchaften von dem größeren oder geringeren 
Angebot zuverläſſiger und geſchulter Arbeitskräfte abhängig war. Wenn nun auch 
ein Beſitz von zwei Hufen, wie ihn die Witwe Jacob Weſſels bewirtſchaftete, 
kein zahlreiches Geſindeperſonal erforderte, ſo darf man doch nicht außer acht 
laſſen, daß die Verpflichtung zum Damm- und Gemeindeſcharwerk erhöhte An— 
forderungen an die Zahl der Arbeitskräfte ſtellte und der Mangel an geeig— 
netem Dienſtperſonal ſich gerade bei der Wirtſchaftsleitung durch eine Frau 
beſonders nachteilig fühlbar machen mußte. Dies iſt denn auch wohl als der 
weſentlichſte Anlaß dafür anzuſehen, daß die Witwe Jacob Weſſels zur zweiten 
Ehe ſchritt. Sie wurde am 19. September 1724 mit Johann Klemm, „ein 
Geſell von Myrauer Feld“, wie es im Kirchenbuche heißt, getraut, der demnach 
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wohl der Sohn eines Nachbarn aus Mierauerfelde bei Neuteich, und beim Ein- 
tritt in den Eheſtand noch Junggeſelle war. Ihre älteſte Tochter Anna Marie 
hatte ſchon am 28. Juli 1723 den Nachbarn Johann Hell aus Käſemark ge— 
heiratet. Vor Eingehung ihrer zweiten Ehe hatte die Witwe Jacob Weſſels 
ihren Kindern Schicht und Teilung geben müſſen; die darüber am 2. September 
1724 aufgenommene Verhandlung hat folgenden Wortlaut: 

„Zu wiſſen, daß Frau Anna, geb. Henrichſen, des ſeligen Jacob Weſſels, 
geweſenen Mitnachbars in Kl. Zünder nachgelaſſene Wittwe, in kriegiſcher Vor: 
mundſchaft des ehrbaren Peter Henrichs, Mitnachbars in Schönrohr, ihren vier 
unmündigen leiblichen Kindern, Barthel, Gerhard, Eliſabeth und Chriſtina genannt, 
in beſtätigter Vormundſchaft des ehrbaren Barthel Weſſel, Mitnachbars in 
Proitenfelde, und Andreas Segler, Mitnachbars in Herrengrebinerfelde, richtige 
Schicht und Theilung, gethan, und ihnen (nachdem ihre mündige Tochter Anna, 
des Johann Hellen, Mitnachbars in Käſemark Ehefrau, auf ¼0 Part befriedigt 
iſt und deswegen in assistentia mariti ihrer Mutter quietiret, conſentirend, 
daß ihr ½ Part in dem zu Kl. Zünder fol. 160 A gelegenen Hofe und Lande 
ihrer Mutter zugeſchrieben werden möge) wegen obgedachten ihres ſeligen Ehe— 
mannes, ſo derſelben leiblicher Vater geweſen, nach fleißiger Unterſuchung und 
Taxe der ganzen Verlaſſenſchaft aus allen ihren bereiteſten beweglichen und 
unbeweglichen Gütern, jo die todte Hand verlaſſen, zu Vatergut auf ¼ Part 
zugeeignet 2666 fl. 20 gl., tut jedem Kinde auf '/,; Part 666 fl. 20 gl., 
auf ihren in Kl. Zünder fol. 160 A gelegenen Hof, Land und Beſatz zur Ver— 
ſicherung Vaterguts zur erſten Verbeſſerung verſchreiben zu laſſen; dazu zur 
Uebergabe einem jeden Sohn ein Hengitjährling oder 60 fl. einer jeden Tochter 
bei ihrer Ausſtattung ein aufſtehendes Bette oder 60 fl. Dagegen behält Frau 
Schichtgeberin an ſich den zu Kl. Zünder fol. 160 A gelegenen Hof mit 2 Huben 
eigen Landes, ſammt allem Beſatz, Bauer- und Ackergeräthſchaft, nebſt allen 
Mobilien und häuslichem Eigenthum, ſo wie es die todte Hand verlaſſen, nichts 
daran ausgeſchloſſen, ſammt Schuld und Gegenſchuld, gelobend, obgedachte ihre 
4 unmündigen Kinder bei ſich zu behalten, dieſelben mit Koſt, Kleidung, aller 
guten Pflege und Wartung zu unterhalten und zu verſorgen bis zu ihren mün— 
digen Jahren, auch fleißig zur Schule und Gottesfurcht anzuhalten, bis ſie 
fertig werden leſen, ſchreiben und rechnen können, auch einen guten Grund in 
ihrem Chriſtenthum geleget haben. Dafern aber gemeldete Kinder der Gebühr 
nach nicht ſollten unterhalten werden, alſo daß die Vormünder dieſelben weg— 
zunehmen und anderwärts in die Koſt zu bringen gemüßiget würden, ſo ſoll 
Schichtgeberin oder der künftige Stiefvater zu anderweit beſſerer Verpflegung 
einem jeden Kinde jährlich 50 fl. zu geben ſchuldig ſein. Der Schichteid ſtehet 
an bis zu der Unmündigen mündigen Jahren.“ 

Die Schichtgeberin nahm den Hof nach Vorſtehendem für 6666 fl. 20 gl. 
— 10000 M. an. Ihr verſtorbener Ehemann hatte denſelben für 8150 M. 
im Jahre 1707 erworben, ſo daß die Wertbemeſſung des Hofes annähernd die— 
ſelbe geblieben iſt, wenn berückſichtigt wird, daß bei der Schicht und Teilung 
Beſatz und Mobiliar mit in Anſatz gebracht wurde, die beim Kaufpreiſe von 
1707 auszuſcheiden ſind. 

Die weitere Entwicklung der Verhältniſſe in Haus und Familie läßt 
erkennen, daß Frau Anna geb. Henrichſen keinen Anlaß hatte, den getanen 
Schritt zu bereuen. Johann Klemm muß vielmehr ein tüchtiger Mann geweſen 
ſein, der die Wirtſchaft vorwärts brachte und auch die Vaterpflichten ſeinen 
Stiefkindern gegenüber getreulich erfüllte. Das ſchließt nicht aus, daß ſeine 
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Ehefrau in allem den beſtimmenden Einfluß behielt, was der Fall geweſen zu 
ſein ſcheint, da es ihrem unverzagten Mut und klugen Sinn wohl in erſter 
Reihe zu danken iſt, wenn ihre Kinder zu tüchtigen Menſchen heranwuchſen, 
die im Leben vorwärts kamen. Wie ſehr zu jener Zeit ſchon das Verſtändnis 
für die Notwendigkeit eines guten Schulunterrichts zurückgegangen war, den ihre 
Kinder jedenfalls genoſſen haben, erweiſen gerade die Schulverhältniſſe in 
Kl. Zünder. Dieſe Erſcheinung erklärt ſich zu unſchwer durch die ruinierende Wir— 
kung der zwanzigjährigen Einquartierungsperiode und die Armut der Bewohner. 
Für Kl. Zünder lagen die Dinge außerdem auch noch beſonders ungünſtig, weil 
es zur Kirche nach Gr. Zünder gehört und urſprünglich auch wohl dort ein: 
geſchult war, da es anfangs ja nur Kirchſchulen gab. Als Kl. Zünder ſich des— 
halb entſchloß, des weiten Weges nach Gr. Zünder halber einen eigenen Lehrer 
anzuſtellen, mußte es denſelben allein unterhalten, trotzdem aber auch noch zur 
Unterhaltung des Gr. Zünderſchen Lehrers in ſeiner gleichzeitigen Stellung als 
Kirchendiener beiſteuern. Die damaligen Kl. Zünderſchen Schulverhältniſſe 
kennzeichnet der nachſtehende Erlaß des Werderſchen Amtsverwalters vom 
22. Mai 1723: 

„Demnach die Nachbarſchaft von Kl. Zünder von undenklichen Jahren her 
einen eigenen Schulmeiſter gehalten, die Nothwendigkeit es auch von ſelbſt er— 
heiſcht, daß, da ihnen ihre Kinder wegen Entlegenheit der Schule in Gr. Zünder 
zu ſchicken höchſt unbequem, ſie bei ſich in der Nähe jemand haben müſſen, der 
die unwiſſende rohe Jugend in der im gemeinen Wandel unentbehrlichen Wiſſen— 
ſchaft des Leſens, Schreibens und Rechnens wie auch in dem Grund des 
Chriſtenthums unterweiſen könne, inzwiſchen dem Amte beigebracht worden, was— 
geſtalt Einige ſich der gemeinſchaftlichen Unterhaltung ihres Schulmeiſters zu 
entziehen gemeint wären, als hat hierauf der Herr Bürgermeiſter Gabriel von 
Bömeln als hochverordneter Adminiſtrator des Stüblauſchen Werders, Seine 
Hochedle, Geſtrenge Herrlichkeit, hiemit und kraft dieſes verordnet, daß alle und 
jede Nachbarn, ohne Unterſchied ob ſie Kinder zur Schule zu ſchicken haben oder 
nicht, zu dem bishero gewöhnlichen jährlichen Salario ihres Schulmeiſters von 
45 fl. nach Hubenzahl ihre Quoten unweigerlich mit beizutragen, die Gärtner 
und Käthner aber vor ihre Kinder, ſo wirklich die Unterweiſung genießen, alle 
Quartal etwas nach ihrem Vermögen zu erlegen ſchuldig ſein ſollen. Was 
übrigens die gewöhnliche Beköſtigung des Schulmeiſters anbetrifft, werden nur 
diejenigen Nachbarn, dero Kinder unter der Information des Schulmeiſters 
ſtehen, den freien Tiſch zu reichen gehalten ſein. Deſſen werden hiebei alle und 
jede Einwohner des Dorfes Kl. Zünder ernſtlich erinnert, ihre Kinder der ſo 
benöthigten Unterrichtung des Schulmeiſters nicht zu entziehen, und nicht durch 
deren muthwillige Verwahrloſung eine ſchwere Verantwortung auf ſich zu laden, 
wie denn das Amt diejenigen Eltern, ſo ihrer Pflicht hierinnen zuwider leben 
möchten, nach Verdienſt zu beſtrafen wiſſen wird.“ 

Bei der geringen Beſoldung und der Gewährung des Reihentiſches werden 
der Regel nach wohl jüngere oder unverheiratete ältere Lehrer die Schulſtelle 
zu Kl. Zünder innegehabt haben. Man darf deshalb aber nicht annehmen, daß 
es ſich gleichzeitig auch um minderwertige Kräfte gehandelt hat; vielmehr iſt 
nicht zu verkennen, daß während des ſtädtiſchen Regiments in deſſen Landgebiet 
durchſchnittlich Lehrer zur Verwendung gelangten, die ihrem Bildungsgrade nach 
der ihnen geſtellten Aufgabe durchaus gewachſen waren. 

Wenn nun dem Klemmſchen Ehepaare nach Schließung der Ehe auch ein 
Jahrzehnt des Friedens beſchieden war, ſo iſt es von der Furcht vor erneuten 
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Einquartierungen oder kriegeriſchen Ereigniſſen auch während dieſer Periode 
ſicherlich nicht befreit geweſen. Insbeſondere ſcheint das „Thorner Blutgericht“ 
die Angſt vor Gewalttätigkeiten von ſeiten der Polen wachgerufen zu haben. 
So meldeten die Deichgeſchworenen dem verwaltenden Bürgermeiſter am 9. De— 
zember 1724, daß 50 Kompagnien Polen dem Vernehmen nach parat ſtehen 
ſollten, um auf Exekution in das Stüblauſche Werder zu kommen. Der Bürger- 
meiſter empfiehlt ihnen zunächſt, ihre beſten Sachen nach der Stadt zu bringen, 
eröffnet ihnen dann aber ſchon am 16. desſelben Monats, daß die Sache ſchon 
abgetan wäre und zurzeit nichts zu befürchten ſei. Jedenfalls hat die Furcht 
vor polniſchen Uebergriffen auch bei der Stadtverwaltung angehalten, denn am 
3. Februar 1725 eröffnet der verwaltende Bürgermeiſter den Deichgeſchworenen, 
daß der Rat die Bildung einer Landmiliz im Werder beſchloſſen habe und zu 
dieſer von je 4 Hufen 1 Mann geſtellt werden ſolle. Die Deichgeſchworenen traten 
dann auch ſofort mit den Schulzen in Verhandlungen, die aber erfolglos blieben, 
weshalb der Bürgermeiſter und Werderſche Amtsverwalter am 17. Februar die 
ſämtlichen Schulzen in Danzig um ſich verſammelte und ihnen bekannt gab, 
daß die Uebungen der Mannſchaften nur am Sonntag nach der Predigt ſtatt⸗ 
finden ſollten, und daß die Gewehre dazu aus dem Zeughauſe geliefert werden 
würden. Als Entſchädigung ſollten die Mannſchaften 1 Paar Stiefel und 
1 Paar Strümpfe erhalten. Auch das ſcheint aber wenig gezogen zu haben, denn 
am 21. Februar und ſpäter nochmals im April meldeten die Deichgeſchworenen, 
mi ſowohl die Gärtner als die Knechte ſich nicht zu den Uebungen verſtehen 
wollten. 


Der Rat hat aber weiterhin ſeinen Willen doch durchgeſetzt, denn in den 
folgenden Jahren wird nunmehr ein Milizengeld von 6 gl. pro Hufe und 
Monat in den Ortſchaften des Stüblauſchen Werders erhoben, und in der erſten 
Zeit an einen Chriſtoph Poſten, ſpäter an einen Philipp Raben und damit 
wohl an die mit der Leitung der Uebungen vom Rat beauftragten Korporale 
abgeführt. Im September 1732 müſſen die Uebungen dann ſogar ſchon ganz 
kriegsgemäß bewirkt ſein, weil die Deichgeſchworenen melden, daß die Miliz in 
den Strohbuden, in die es einregne, nicht länger bleiben könnte, weshalb ſie 
Bretterbuden bauen wollten. Der Bürgermeiſter billigt dies und ordnet gleich- 
zeitig an, daß die Oſterwicker anfangen und Tag und Nacht ſtehen bleiben 
ſollten. Jeder Knecht habe 3 gl. Biergeld und jeder Gärtner 9 gl. für Tag 
und Nacht zu erhalten. 

Der Befehl an die Oſterwicker klingt ſo, als wenn es ſich um eine ernſte 
Aktion gehandelt haben könnte, doch läßt ſich nicht erkennen, welche Umſtände 
dieſe veranlaßt haben ſollten. Immerhin lag die Zeit für eine ſolche nicht 
mehr fern. Auguſt der Starke, als König von Polen Auguſt II. benannt, war 
am 1. Februar 1733 geſtorben. Nach einem ſiebenmonatlichen Interregnum, 
das ohne große Wirrungen verlief, wurde dann unter franzöſiſchem Einfluß 
Stanislaus Leszezynski, der ehemalige Gegenkönig des Verſtorbenen, auf dem 
Wahlfelde bei Warſchau am 12. September erneut zum Könige von Polen ge— 
wählt. Seine Tochter Maria war die Gemahlin Ludwigs XV. von Frankreich, 
der ſeinen Schwiegervater auf dem polniſchen Thron ſehen wollte. Das wider⸗ 
ſprach aber den Abſichten von Rußland und Oeſterreich, deren Kandidat für die 
polniſche Thronfolge der Kürfürſt Friedrich Auguſt von Sachſen, der Sohn 
Auguſts II. war. Dem Einfluß beider Mächte gelang es, unter dem polniſchen 
Adel eine Gegenpartei zuſammenzubringen, die dann ſchon am 5. Oktober 
den ſächſiſchen Kurfürſten als Auguſt III. zum König wählte. Die ruſſiſche 
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Kaiſerin Anna Iwanowna, eine Bruderstochter Peters des Großen, die 1730 
nach dem frühen Tode von deſſen Großſohn Peter II. den Thron erlangt hatte, 
gab ihrer Parteinahme für den Kurfürſten dadurch Nachdruck, daß fie ein ruſſi⸗ 
ſches Heer unter dem General Lascy in Polen einrücken ließ, ſo daß König 
Stanislaus ſchon am 22. September Warſchau verlaſſen mußte und nach Danzig 
ging, wo er am 2. Oktober eintraf. Hier wurde er vom Rat und der Bürger- 
ſchaft, die ihm huldigten, ſehr herzlich empfangen. Auch das Mißfallen, das 
die ruſſiſche Kaiſerin der Stadt hierüber ausdrücken ließ, änderte nichts an der 
Haltung des Stadtregiments. In der Begleitung des Königs Stanislaus be— 
fand ſich neben polniſchen Würdenträgern auch der franzöſiſche Geſandte Marquis 
de Monti, der die größten Verſprechungen hinſichtlich der Hilfe Frankreichs 
machte, denen Rat und Bürgerſchaft von Danzig ein um ſo willigeres Ohr 
liehen, weil ihnen noch die ſchwere Schädigung des Handels in Erinnerung 
war, welche die franzöſiſche Flotte 1697 nach der mißglückten Königskandidatur 
des Prinzen Conti der Stadt zugefügt hatte. 


Während die Danziger ſich ſolchen Hoffnungen hingaben, wurde unter 
dem Schutze der Kaiſerin Anna Iwanowna Auguſt III. am 17. Januar 1734 
in Krakau zum König von Polen gekrönt. Damit ſtand der Krieg für die Stadt 
in Ausſicht, auf den ſie ſich denn auch vorbereitete. Die Danziger Garniſon 
wurde durch Anwerbung von Offizieren und Mannſchaften auf 8000 Mann 
verſtärkt, wozu noch 2000 polniſche Soldaten kamen, die König Stanislaus 
der Stadt überließ, und welche dieſe in Eid und Pflicht nahm. Außerdem 
wurde eine ſtädtiſche Miliz aus Bürgern und Geſellen gebildet, die etwa 10 000 
Mann ſtark war und ſich aus geſonderten Bürger- und Geſellenregimentern 
zuſammenſetzte. Einſchließlich einer Abteilung Freiſchützen — Schnapphähne 
genannt, weil ihnen die Beute, die ſie machten, als Eigentum verblieb — ver— 
fügte die Stadt mithin über 20000 Mann zu ihrer Verteidigung. Dazu kam 
dann noch die Landmiliz, die beim Anrücken des Feindes zur Beſetzung der 
Außenwerke herangezogen werden ſollte. Kommandant der Danziger Garniſon 
war der Generalmajor von Vittinghoff. 


Die Ruſſen ließen denn auch nicht lauge auf ſich warten; am 5. Februar 
trafen ſie in der Gegend von Dirſchau ein und rückten von dort in das 
Danziger Gebiet. Den 16. Februar verlegte ihr Befehlshaber, der General 
Lasch, ſein Hauptquartier nach Weßlinken im Stüblauſchen Werder, wohin er 
zum 22. Februar die ſämtlichen Schulzen dieſes Werders beorderte, um mit 
ihnen die Lieferungen zu vereinbaren, welche die einzelnen Ortſchaften für die 
ruſſiſchen Truppen zu leiſten hatten. Das Gros der 12 000 Mann ſtarken 
Ruſſen ſtand jedoch zwiſchen Prauſt und Danzig; ſchon am 20. Februar war 
Zigankenberg von einer ſtarken ruſſiſchen Abteilung beſetzt. Am ſelben Tage 
verlangte General Lascy von der Stadt Danzig die Anerkennung Auguſts III. und 
die Entfernung des Königs Stanislaus, jedoch ohne Erfolg, worauf die Ruſſen 
den Radaunekanal ableiteten und der Stadt ſo das Waſſer für ihre Brunnen 
und die Betriebskraft der großen Mühle entzogen. Während der ſich 
anſchließenden Belagerung blieb die Stadt zur Beſchaffung des erforderlichen 
Mehles in der Hauptſache auf Handmühlen beſchränkt; ihren Waſſerbedarf 
mußten die Bewohner aus den Stadtgräben oder der Mottlau entnehmen, da 
die Tempelhofer Leitung ebenfalls von den Ruſſen durchſtochen wurde. 


Die Stadt ſetzte nun durch Schließung der Steinſchleuſe den nahe der 
Stadt belegenen Teil des Werders, das Bauamt, unter Waſſer, um ſo von 
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der Werderſeite her einen vermehrten Schutz zu erlangen. Desgleichen legte ſie 
bei Ohra eine Verſchanzung an, die mit 400 Mann beſetzt wurde. 

Auf größere Unternehmungen ließ ſich der General von Lascy zunächſt 
nicht ein, was wohl darin ſeinen Grund hatte, daß er von polniſchen Partei— 
gängern Königs Stanislaus beunruhigt wurde. So griff der Woiwode von 
Kiew, Potocki, das ruſſiſche Lager am 12. März mit 10000 Mann, wenn 
auch ohne Erfolg, an, was die Ruſſen auch immerhin zur Vorſicht mahnen mußte. 

Energiſcher wurde die Kriegsführung aber, nachdem der Feldmarſchall 
Graf Münnich im ruſſiſchen Lager am 16. März erſchienen war und den Ober— 
befehl übernommen hatte. Von ſeinem Hauptquartier zu Prauſt aus forderte 
auch er die Stadt zur Anerkennung Auguſts III. und zur Uebergabe der 
Schlüſſel binnen 24 Stunden auf. Die Stadt lehnte auch diesmal unter Hin- 
weis darauf, daß ſie dem König Stanislaus die gelobte Treue halten müſſe, 
das Anſinnen ab. In der Nacht vom 19. auf den 20. März ließ der Feld—⸗ 
marſchall deshalb die Danziger Beſatzung in der Verſchanzung bei Ohra an⸗ 
greifen, die trotz tapferer Gegenwehr weichen mußte. Die Höhen bei Ohra 
wurden dann gleich von den Ruſſen ſo befeſtigt, daß der Feldmarſchall ſchon 
am 26. März ſein Hauptquartier dorthin verlegen konnte. Der Rat ließ 
nunmehr Altſchottland niederbrennen, weil er fürchtete, daß die Ruſſen ſich 
dort feſtſetzen könnten. 

Ebenfalls am 20. März hatten die Ruſſen auch die Befeſtigung auf 
dem Danziger Haupt genommen. Sie verſtärkten dann ihre Verſchanzungen 
bei Zigankenberg wie den umliegenden Höhen und ſuchten auch mit Erfolg auf 
beiden Seiten der Weichſel durch Anlage von Schanzen feſten Fuß zu faſſen, 
um die Verbindung zwiſchen Danzig und der Feſtung Weichſelmünde lahm zu 
legen. Am 4. April gelang es ihnen auch, die ſchwach beſetzte Winterſchanze 
auf dem Holm zu nehmen, die auf dem unteren Teile desſelben am rechten 
Weichſelufer belegen war. Wenn auch alle anderen Befeſtigungen auf dem 
Holm ſich im Beſitze der Danziger Truppen befanden und gut beſetzt waren, 
ſo blieb die Beſitznahme der Winterſchanze durch die Ruſſen für die Feſtung 
Weichſelmünde doch ſehr bedenklich, insbeſondere weil ihre Verbindung mit der 
Stadt dadurch immer ſchwieriger wurde. 

Zu einer Beſchießung der Stadt war es bis gegen Ende des Monats 
April nicht gekommen, weil es den Ruſſen an dem erforderlichen Belagerungs— 
geſchütz fehlte. Der Feldmarſchall Graf Münnich hatte ſolches deshalb aus 
Elbing und Putzig heranſchaffen laſſen und Nachſendungen von Geſchützen und 
Munition aus Rußland und Sachſen beordert. Ebenſo hatte er gleich nach 
ſeiner Ankunft im Lager für die Heranziehung ruſſiſcher und ſächſiſcher Truppen 
zur Verſtärkung der Belagerungsarmee Sorge getragen. Am 28. April wurde 
dann in Danzig bekannt, daß die ruſſiſchen Geſchütze bei Käſemark eingetroffen 
und 1200 Pferde zum Transport derſelben aus der Nehrung und dem 
Stüblauſchen Werder requiriert waren. Das war richtig, und ebenſo traf auch 
am 29. April die ſächſiſche Artillerie ein. 

Das Bombardement der Stadt begann dann auch am 30. April, abends 
8 Uhr. Wenn auch eine der erſten Bomben den Rathausturm traf, ſo waren 
die Beſchädigungen zunächſt doch keine großen. Immerhin wurden Handel und 
Verkehr in der Stadt durch das Bombardement lahmgelegt. Die den feindlichen 
Geſchoſſen am meiſten ausgeſetzten Häuſer mußten verlaſſen werden, weshalb 
ſich zahlreiche Bürger nach Langgarten in Sicherheit brachten, wohin auch König 
Stanislaus zog. Während die Beſchießung der Stadt nun ihren Fortgang 
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nahm und vom 3. Mai ab täglich über 100 Bomben in dieſelbe geworfen 
wurden, ſetzten die Ruſſen ihre Operationen gegen die Feſtung Weichſelmünde 
gleichzeitig fort. Am 6. Mai eroberten ſie die Sommerſchanze auf dem Holm, 
die auf der äußerſten unteren Spitze dieſer Inſel gelegen war, ſo daß mit deren Beſitz— 
nahme durch die Ruſſen jede Verbindung zu Lande zwiſchen Weichſelmünde 
und der Stadt aufhörte. Die Situation geſtaltete ſich demnach für die belagerte 
Stadt immer ungünſtiger, doch traten nun Zwiſchenfälle ein, welche die Hoffnung 
auf einen günſtigen Ausgang in der Bürgerſchaft wieder neu belebten. 

Am Abend des 10. Mai verſuchten die Ruſſen den Hagelsberg mit 
Sturm zu nehmen. Der beabſichtigte Angriff war aber den Belagerten ver— 
raten worden, und ſie ſchlugen denſelben trotz der heldenhaften Bravour der 
Ruſſen mit verhältnismäßig geringen Verluſten ab. Während die Ruſſen dabei 
120 Offiziere und 4000 Mann verloren, betrug der Verluſt der Danziger Truppen 
nur 42 Tote und 50 Verwundete. 692 gefallene Ruſſen wurden in der Nähe 
des Kampfplatzes begraben, die Stelle heißt noch heute „das ruſſiſche Grab“. 
Seit dem Herbſt 1898 ſteht dort ein Denkmal, das die ruſſiſche Regierung aus 
finnländiſchem Granit zum Gedächtnis der Gefallenen hat errichten laſſen. Es 
wurde am 28. September 1898 vom Propſt der ruſſiſchen Botſchaft zu Berlin, 
Alexis von Maltzew, feierlich nach griechiſch-katholiſchem Ritus eingeweiht. 
Die ruſſiſche Armee wurde durch den Fürſten Engalitſcheff vertreten, während 
der Deutſche Kaiſer den Kommandeur des 3. Armeekorps, General der Infanterie 
von Lignitz, zu dieſer Feier entſandt hatte, der im Auftrage des Kaiſers einen 
Lorbeerkranz am Denkmal niederlegte. Sämtliche Danziger Truppenteile waren 
bei der Feier durch Deputationen vertreten, desgleichen nahmen an derſelben 
die Generalität wie die Spitzen der Staats- und Stadtbehörden teil. 

Die Freude der Danziger über die Niederlage der Ruſſen wurde noch 
dadurch erhöht, daß am 11. Mai 1734 dann wirklich die lang erſehnte franzöſiſche 
Flotte angekommen war. Sie überführte 2 Regimenter, 1500 Mann zuſammen 
ſtark, die unter dem Kommando des Generals de la Motte ſtanden. Ein drittes 
Regiment war noch unterwegs. Die Franzoſen mußten nach ihrer Auslandung 
auf der Weſterplatte ein Lager aufſchlagen, da ſie ein anderes Unterkommen 
nicht finden konnten. Um ſich in die belagerte Stadt durchzukämpfen, waren 
ſie zu ſchwach, und da es ihnen in ihrem Lager an Lebensmitteln mangelte, 
ſchifften ſie ſich am 14. Mai wieder ein und verließen die Danziger Reede. 

Das ſtimmte natürlich die Hoffnungen der Belagerten wieder erheblich 
herab, unter denen ſich die Not immer mehr bemerkbar machte. Die Lebens— 
mittel waren knapp geworden und im Preiſe ſehr geſtiegen, trotzdem mußte 
die Stadt aber noch zu dieſer Zeit 2000 Bewohner der nahebelegenen Nehrungs— 
ortſchaften aufnehmen, deren Wohnungen von den Ruſſen zerſtört waren, damit 
die Franzoſen dort kein Quartier finden ſollten. Zudem fingen die ruſſiſchen 
Heeresverſtärkungen jetzt an einzutreffen, ſo daß der Widerſtand der Stadt 
immer ausſichtsloſer wurde. Trotzdem wollte ein großer Teil der Bürgerſchaft 
von Friedensverhandlungen, zu denen der Rat nunmehr hinneigte, nichts wiſſen. 
Die Liebenswürdigkeit des Königs Stanislaus, die Verſprechungen und Geld— 
ſpenden des Marquis de Monti und nicht zuletzt der Ruſſenhaß hielten die 
große Maſſe der Bewohnerſchaft gefangen. Und letztere wurde in ihrem Ver— 
halten noch beſtärkt, als am 23. Mai die franzöſiſche Flotte erneut auf der 
Danziger Reede eintraf. Die von dort abgeſegelten beiden franzöſiſchen Kriegs⸗ 
ſchiffe waren bei Kopenhagen mit den Fahrzeugen zuſammengetroffen, die ihnen 
das dritte Regiment nachführten, weshalb ſie beſonders auf Einwirkung des 
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franzöſiſchen Geſandten am däniſchen Hofe, Grafen Plelo, ſich nach Danzig 
zurückbegaben. Graf Plelo ſchloß ſich ihnen perſönlich an. 

Die nunmehr 2400 Mann ſtarken Franzoſen mußten wieder auf der 
Weſterplatte ihr Lager aufſchlagen. Auf Anweiſung des Marquis de Monti 
verſuchten ſie auf dem Landwege ſich nach Danzig durchzukämpfen. Sie wurden 
aber an den ruſſiſchen Verſchanzungen bei Weichſelmünde am 27. Mai mit 
einem Verluſt von 500 Mann zurückgewieſen. Graf Plelo gehörte zu den 
Gefallenen. Ebenſo erfolglos blieb ſpäterhin ihr Vorgehen gegen die Sommer— 
ſchanze auf dem Holm, die ſie den Ruſſen abzunehmen verſuchten. Nach 
dieſen Mißerfolgen blieben die Franzoſen in ihrem Lager auf der Weſterplatte 
und leiſteten auch den wiederholten Aufforderungen des Marquis de Monti, 
nunmehr auf dem Waſſerwege nach Danzig vorzudringen, keine Folge. 

Die Situation der Belagerten in der Stadt Danzig verſchlechterte ſich nun 
Tag für Tag. Neben den ruſſiſchen Heeresverſtärkungen waren auch 8000 Sachſen 
unter dem Herzog von Sachſen-Weißenfels eingetroffen, jo daß die Belagerungs— 
armee nunmehr etwa 40000 Mann ſtark war. Während die Beſchießung der Stadt 
immer energiſcher und wirkungsvoller fortgeſetzt wurde, richtete der ruſſiſche Feld— 
marſchall gleichzeitig ſeine Maßnahmen gegen die Feſtung Weichſelmünde, um deren 
Uebergabe zu erlangen. Für die Franzoſen, die unter dem Schutze dieſer Feſtung 
auf der Weſterplatte lagerten, wurde die Lage eine verzweifelte durch das 
Erſcheinen einer ruſſiſchen Flotte, die mit 14 Linienſchiffen und 8 Fregatten 
am 12. Juni auf der Danziger Reede eintraf. Die franzöſiſchen Schiffe waren 
infolgedeſſen bis auf eine Fregatte, die in der Weichſel angelegt hatte, fort— 
gegangen, ſo daß die Franzoſen den Rückzug auf ihre Schiffe verpaßt hatten. 
Sie wurden denn nun auch von der ruſſiſchen Flotte in ihrem Lager ſo lange 
beſchoſſen, bis ſie am 20. Juni um Einſtellung der Feindſeligkeit baten, und 
der General de la Motte dann, nachdem er zuvor noch dem König Stanislaus 
ſeine Lage hatte darſtellen laſſen, am 24. Juni die Kapitulation unterzeichnete. 
Die Franzoſen zogen danach mit allen militäriſchen Ehren nach den ruſſiſchen 
Schiffen, auf denſelben wurden ſie aber entwaffnet und in die ruſſiſche Gefangen— 
ſchaft geführt. N 

Die Kapitulation der Franzoſen führte nun auch noch am ſelben Tage 
zur Uebergabe der Feſtung Weichſelmünde an den Feind. Die urſprünglich 
412 Mann ſtarke Beſatzung war durch Deſertierungen erheblich gelichtet, die 
Manneszucht nahm immer mehr ab und artete beim Bekanntwerden des 
Geſchickes der franzöſiſchen Truppen zur offenen Widerſetzlichkeit aus, weshalb 
der Kommandant, Hauptmann Patzer, ſich ebenfalls zur Kapitulation genötigt 
ſah. Die Beſatzung mußte Auguſt III. huldigen, erhielt dann aber freien 
Abzug mit allen kriegeriſchen Ehren, nur durfte ſie ſich nicht in die belagerte 
Stadt begeben. Die Feſtung Weichſelmünde wurde von den Sachſen beſetzt 
und erſt im Mai 1736 an die Stadt zurückgegeben. 

Mit der Uebergabe der Feſtung Weichſelmünde war auch der Widerſtand 
der Danziger Bürgerſchaft gebrochen. Der Rat ſuchte nunmehr beim ruſſiſchen 
Feldmarſchall einen Waffenſtillſtand nach, der ihm jedoch nicht bewilligt wurde. 
Dagegen empfing Graf Münnich am 27. Juni zu Ohra die Deputierten des 
Rats, Johann Wahl und Nathanael Ferber, mit denen er jedoch zu keiner Ver— 
einbarung gelangte. Der Feldmarſchall verlangte in erſter Reihe die Auslieferung 
des Königs Stanislaus, dann aber auch die der polniſchen Großen, die ſich 
in der Stadt befanden, und des franzöſiſchen Geſandten de Monti, worauf die 
Abgeſandten des Rats ihrer Inſtruktion gemäß nicht eingehen durften. 
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Noch am ſelben Tage kam aber dies ehrenvolle Bedenken des Rats 
gegen die der Stadt gemachten Kapitulationsbedingungen durch die Flucht des 
Königs Stanislaus in Fortfall. Am Abend des 27. Juni hatten er und 
der General Steenflicht in Bauernkleidung die Stadt verlaſſen und auf einem 
mit zwei Freiſchützen beſetzten Boote die Flucht durch den innundierten Teil 
des Werders unternommen. Erſt am 2. Juli gelangten die Flüchtlinge nach 
vielen Gefahren und Beſchwerden bis Käſemark, wo ſie über die Weichſel ſetzten 
und ſich dann auf geſonderten Wegen nach Marienwerder begaben, das ſie am 
folgenden Tage und damit auch den Schutz König Friedrich Wilhelms I. von 
Preußen erreichten. 

Wenngleich der Rat an der Flucht des Königs Stanislaus ſchuldlos 
war und dies auch dem Grafen Münnich gegenüber beteuerte, ſo ließ letzterer 
doch aus Anlaß derſelben das Bombardement gegen die Stadt ſteigern. Am 
30. Juni räumte dieſelbe dann den Sachſen das Neugarter Tor ein, worauf 
die Feindſeligkeiten eingeſtellt wurden. Die Kapitulation der Stadt erfolgte am 
7. Juli 1734. Die Stadt erkannte Auguſt III. als rechtmäßigen Herrſcher an, 
ſie hatte eine Million Taler an Rußland zu zahlen und ſollte ferner zur Ent— 
richtung eines gleichen Betrages verpflichtet ſein, wenn die zu veranſtaltende Unter- 
ſuchung ihre Mitſchuld an der Flucht des Königs Stanislaus ergeben würde, was 
jedoch nicht eintrat. Außerdem mußte fie 30000 Dukaten an die ruſſiſche 
Generalität entrichten, weil ſie bei der Belagerung gegen Kriegsgebrauch das 
Geläute der Glocken beibehalten hatte. Dazu kam ſpäterhin noch eine Zahlung 
von 800 000 Gulden an Auguſt III. 

Die Belagerung hatte 145, das Bombardement 62 Tage gedauert, wo— 
durch 1800 Häuſer beſchädigt und 1500 Einwohner getötet oder verwundet 
wurden. 


Die Treue und Anhänglichkeit an den König Stanislaus war der Stadt 
demnach ſehr teuer zu ſtehen gekommen. Schon als Gegenkönig Auguſts II. 
war Stanislaus ein willenloſes Werkzeug in Händen Karls XII. geweſen, ſo 
daß es ſchließlich doch nur eine grobe Täuſchung von Rat und Bürgerſchaft 
über die Bedeutung der ihnen zugeſagten franzöſiſchen Hilfe und die Abneigung 
gegen die Ruſſen war, welche die Stadt zu dem zähen, aber ſchließlich doch 
erfolgloſen Widerſtand verleitete. Auf die perſönlichen Eigenſchaften des macht⸗ 
und energieloſen Königs Stanislaus, der für die Belagerten nur Tränen und 
Klagen übrig hatte, dürfte man trotz ſeiner ihm nachgerühmten großen Liebens⸗ 
würdigkeit von vornherein keine Hoffnungen geſetzt haben. Sein weiteres Geſchick 
geſtaltete ſich indeſſen günſtig. Während er als Gaſt König Friedrich Wil⸗ 
helms I. in Königsberg lebte, wurde ihm in dem Wiener Präliminarfrieden vom 
3. Oktober 1735 mit Zuſtimmung des deutſchen Kaiſers Karl VI. die Anwart⸗ 
ſchaft auf die Herzogtümer Lothringen und Bar erteilt, die der Herzog Franz 
Stephan von Lothringen, der ſpätere Gemahl der Kaiſerin Maria Thereſia, der 
dafür den Anſpruch auf Nachfolge im Herzogtum Toskana erhielt, abtreten 
ſollte. Stanislaus ſprach nun am 27. Januar 1736 in Königsberg, wo er 
bis zum Mai desſelben Jahres verblieb, ſeine Abdankung als König von Polen 
aus, doch verblieb ihm, wie ſchon 1721 bei der Abdankung nach dem Frieden 
zu Nyſtädt, der Königstitel. Die Regierung in den Herzogtümern fiel ihm erſt 
1738 zu, nachdem der Herzog von Lothringen inzwiſchen in den Beſitz des 
Herzogtums Toskana gelangt war. Im Wiener Präliminarfrieden war gleich 
feſtgeſetzt, daß das Herzogtum Bar und das bis dahin zum Deutſchen Reich 
gehörige Lothringen nach dem Ableben von Stanislaus an Frankreich fallen 
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ſollten. Demzufolge und bei ſeiner ſchwankenden und unſelbſtändigen Haltung 
lag denn auch gleich nach dem Regierungsantritt von König Stanislaus das 
Regiment über die Herzogtümer in den Händen des franzöſiſchen Intendanten. 
Doch ſollen den König auch hier, gleich wie in Danzig, ſeine Untertanen geliebt 
und verehrt haben, was darauf hinweiſt, wie ſehr die Liebenswürdigkeit der 
Fürſten den Weg zum Herzen des Volkes bahnt. Er lebte in Luneville noch 
faſt 29 Jahre und ſtarb 1766 im Alter von 90 Jahren. 


Nach der Kapitulation von Danzig traf König Auguſt III. am 19. Juli 
in Oliva ein. Wenn er dort auch eine Deputation des Danziger Rats am 
25. Juli empfing und der Stadt verzieh, ſo vermied er doch jeglichen Aufent— 
halt in derſelben. Am 2. Auguſt huldigte die Stadt dem inzwiſchen abgereiſten 
König, den der Biſchof von Krakau bei der Feier vertrat. Mitte desſelben 
Monats rückten dann auch die Belagerungstruppen bis auf ein ruſſiſches und 
ſächſiſches Exekutionskommando ab, das bis zur bewirkten Zahlung der Kriegs— 
entſchädigung im Landgebiet der Stadt verblieb. Es beſtand aus 150 Mann 
Ruſſen unter dem Oberſten Uexeull und aus einer wohl ähnlich großen Zahl 
ſächſiſcher Soldaten. 


Ueber die Laſten und Leiden, die dieſer Krieg dem Stüblauſchen Werder 
zugefügt hat, enthalten die Werderſchen Amtsbücher faſt nichts. In einer Ein- 
gabe an den Rat aus dem Jahre 1762 heben die Deichgeſchworenen und die 
Schulzen darüber jedoch hervor: „Was die Bombardirung vor arme Leute im 
Werder gemacht, wie Vielen ihre Höfe weggebrannt, ihre Pferde und anderes 
häusliches Eigenthum mit Gewalt genommen, was vor ſchwere Auflagen an 
Gelde gezahlet worden, ſolches iſt noch leider in ſo friſchem Andenken, daß es 
unnöthig iſt, es weitläuftig vorzurechnen und zu ſpecificiren.“ Für die Ort⸗ 
ſchaften, in denen ruſſiſche Truppen zu jener Zeit gehauſt haben, wird das auch 
ſicher in vollem Umfange richtig geweſen fein. Was eine ruſſiſche Einquartie— 
rung zu bedeuten hatte, darüber geben die Aufzeichnungen des evangeliſchen 
Predigers Schneider zu Dirſchau ein lebendiges Bild.) In Dirſchau waren 
beim Vormarſch der Ruſſen nach Danzig vornehmlich die Maroden und Kranken ver— 
blieben, desgleichen wurden auch ſpäter die bei der Belagerungsarmee erkrankten 
Soldaten dort hingeſchickt. Prediger Schneider ſchreibt nun im März 1734: „Die 
bei uns im Quartier liegenden Ruſſen hatten meiſtentheils ekelhafte und anſteckende 
Krankheiten, daher von dem ganz unerträglichen Geſtankunſere Leute ſelbſt erkrankten 
und etliche Häuſer gar ausſtarben. Einer ſcheute ſich den andern zu beſuchen. 
Herrſchaft, Kinder und Geſinde lagen vielmals zugleich krank. In den Stuben, 
wo die Ruſſen lagen, war wegen des grauſamen Ungeziefers, da man ganze 
Scheffel voll Läufe hätte zuſammenſcharen mögen, und des entſetzlichen Geſtan— 
kes nicht möglich zu liegen. Daher die armen Leute (die Hausbewohner) in 
der Kälte auf den Söllern unter vielmals offenem Dache, da der Schnee auf 
den Betten ſtöberte, hinter den Hausthüren und anderen Winkeln liegen mußten, 
da der Prediger, wenn er hinkam, zuweilen weder ſtehen noch ſitzen, noch für 
Wind und Kälte ausdauern konnte. Da es nun an bequemlicher Pflege und 
Aufwartung dieſer armen Leute fehlte, war es kein Wunder, daß die Leute, 
welche meiſtentheils am Fleckfieber lagen, häufig dahinſtarben, wie denn allein von 
Lutheranern in dieſem Monat 31 begraben worden. Von den Ruſſen wurden 
täglich 11, 12 auch mehrere fortgeſchleppt und zum Theil anfänglich auf dem 
katholiſchen und unſerm Kirchhofe bei Nachtzeiten, hernachmals an der Weichſel 
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und auf ihrem eigenen Kirchhofe, wozu ein bejonderer Platz vor dem hohen 
Thor war angewieſen worden, begraben. Von durchmarſchirenden Truppen und 
beſonders den Coſacken und Calmücken wurden unſere Scheunen gewaltig mit- 
genommen.“ 


Im Monat April heißt es dann weiter: „Ein gutes Theil unſerer Ein- 
wohner lag an der rothen Ruhr und den Potatſchen krank und elend. Unſerer 
Häuſer waren wir nicht mächtig; das Geſinde ward auch krank und ließ ſich zu 
den Seinigen bringen, und in einigen Wohnungen war nicht ein einziger ge- 
ſunder Menſch anzutreffen. Es ſah auch überall in den Häuſern kläglich aus. 
Die Pferde ſtanden darinnen oftmals jo dicht beieinander, daß man nicht zur 
Stubenthüre kommen konnte. Die Dielen wurden alſo von dem Miſte ganz 
durchweichet. Die ruſſiſchen Weiber ſtellten in den Stuben ihre Wäſche an, 
die Vorhäuſer und Gänge wurden zu Kloaken gemacht, die Zimmer ſo heiß ge— 
macht, daß ein geſunder Menſch unmöglich darin ausdauern konnte. Mit dem 
Feuer ward unfürſichtig umgegangen. Wollten einige der armen Einwohner 
ſich den Ruſſen widerſetzen, wurden fie geſchlagen und geſtoßen. Des Feuer— 
heerdes konnte man nicht mächtig werden, denn da ſaßen Kranke und Geſunde 
ringsum, ſuchten ſich der beißenden Thiere zu entladen, zogen ſich nackend aus 
und ſchütteten das Ungeziefer aus den Kleidern in das Feuer. Es wurden 
alſo Junge und Alte durch ſo ſchändliche Entblößung unter uns geärgert, und 
wir erhielten ſoviel kriechende Thiere zum Erbtheil, daß wir uns derſelben 
kaum erwehren konnten. Unſere Gärten, Zäune, Scheunen und Häuſer wurden 
aus Mangel des Holzes gewaltig mitgenommen, und ſie ſchonten weder unſeres 
Kirchhofes noch auch der Gräber.“ 


Wenn man bei dieſer Schilderung an die verſchiedentlichen langen mos— 
kowitiſchen Einquartierungen in der Periode von 1710— 1719 denkt, dann be⸗ 
kommt man erſt ein Bild davon, was die Bewohner des Stüblauſchen Werders 
zu jener Zeit haben aushalten müſſen. Für nicht wenige Ortſchaften desſelben 
iſt der Krieg des Jahres 1734 indeſſen nicht annähernd ſo ruinierend geweſen, 
als faſt jedes Jahr während der Dauer des Nordiſchen Krieges, der ja abge- 
ſehen von belangloſen Zuſammenſtößen, zu keinen Kämpfen im Territorium der 
Stadt Danzig geführt hat. Sehr ſchwer gelitten haben während der Belagerung 
1734 ſicher die Ortſchaften des Amtes „Höhe“ und eines Teiles der Nehrung, 
während im Stüblauſchen Werder nur die nahe der Höhe belegenen Dörfer in 
harte Mitleidenſchaft gezogen geweſen ſein dürften. Aus den Rechnungen der 
Dorfſchaft Stüblau, allerdings einer ganz vereinzelten Unterlage für die eben 
ausgeſprochene Anſicht, geht mindeſtens hervor, daß dieſer Ort während der 
ganzen Belagerungszeit keine großen Drangſale erlitten. Zwar nahmen bei 
dem Marſch auf Danzig am 15. Februar 1734 zwei Regimenter ruſſiſcher 
Dragoner nebſt vielem Troß dort Quartier und zehrten während dreier Tage 
das Dorf aus, wobei ſie auch den Prediger des Orts nicht verſchonten, wie 
dieſer das als Berichterſtatter meldet, doch ſcheint weiterhin dieſes Dorf wäh⸗ 
rend der ganzen Belagerungszeit von größerer Einquartierung verſchont geblie— 
ben zu ſein. Denn neben Portions- und Rationsgeldern, die nach den erwähn⸗ 
ten Rechnungen in der Zeit von Mitte April bis Mitte Auguſt 1734 lediglich 
an das Archangelogorodſche und das Novitztroytziſche Regiment abgetragen wur⸗ 
den, ſtehen nur vereinzelt Zehrungskoſten für kleine ruſſiſche Kommandos, die 
zur „Exekution“, d. h. zur Beitreibung der Lieferungen im Orte erſchienen waren, 
und „Spendagen“ für Offiziere und höhere Militärbeamte, wie Lieferungen 
an Bier, Branntwein, Salz, Butter und Geflügel verzeichnet. Die Spendagen 
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beitanden meiſtens in Kälbern, Lämmern, Fiſchen, und nur ganz vereinzelt in 
geringen Geldbeträgen. Da für die Lieferung ſämtlicher Naturalien die Geld— 
beträge in die Dorfsrechnung eingeſetzt ſind, muß angenommen werden, daß, ab— 
geſehen von etwaigen Geſpannleiſtungen, weitergehende Laſten der Nachbarſchaft 
zu Stüblau von den Ruſſen nicht auferlegt worden ſind. Die Rechnung für 
Kriegsleiſtungen ſchließt mit 1149 fl. 29 gl. 12 pf. ab, was etwa 22 fl. pro 
Hufe ausgemacht haben wird, woraus ſich am beſten ergibt, wie gering dieſe 
Kriegslaſt im Verhältnis zu den ruinierenden Einquartierungslaſten iſt, die das 
Stüblauſche Werder während der erſten zwanzig Jahre des achtzehnten Jahr— 
hunderts zu tragen hatte. 

Nach Lage der Ortſchaft zu den Stellungen der Belagerungstruppen dürfte 
Kl. Zünder durch dieſelben wohl keine größeren Drangſale erlitten haben als 
Stüblau. Dafür ſpricht auch der Umſtand, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
des Klemmſchen Ehepaares durch den Krieg keinen ſonderlichen Rückgang erfahren 
haben können. Denn bald nach Beendigung desſelben heirateten ſeine beiden 
Töchter Eliſabeth und Chriſtina Weſſel, denen er mithin iht ausgeſetztes 
Vatergut abzutragen vermochte. Dabei traten bald nach dem Kriege wiederholt 
naſſe und unfruchtbare Jahre ein, und große Verluſte durch Viehſeuchen zogen 
ſich im Stüblauſchen Werder durch eine lange Reihe von Jahren hin, ſo daß 
Johann Klemm und ſeine Ehefrau neben gutem Geſchick auch noch Glück gehabt 
haben müſſen, um unter ſolchen ungünſtigen Umſtänden nicht nur ihren Beſitz 
zu erhalten, ſondern auch das Fortkommen ihrer Kinder reſp. Stiefkinder in 
hohem Grade zu fördern. Denn auch der älteſte Sohn Barthel vermochte ſich 
1740 durch den Ankauf eines Hofes in Kl. Zünder ſelbſtändig zu machen, was 
immerhin für die Leiſtungsfähigkeit ſeiner Eltern zu dieſer Zeit ſpricht. 

Die Ehe der Witwe Jacob Weſſels mit Johann Klemm hat ſich ſo zum 
Segen für die Nachkommen des erſteren geſtaltet. Johann Klemm ſtarb 1748 
und wurde am 24. Oktober mit Leichenpredigt begraben. Seine Ehe war 
kinderlos geblieben, weshalb die Witwe den Kindern ſeiner beiden vor ihm ver— 
ſtorbenen Schweſtern Schicht und Teilung gab. Es waren dies Bürger und 
Handwerksmeiſter zu Dirſchau und Neuteich reſp. deren Ehefrauen, welche die 
Witwe mit zuſammen 1500 fl. abfand. Bei dieſer niedrigen Abfindungsſumme 
bleibt zu berückſichtigen, daß die Witwe zu ihren Lebzeiten zur Teilung nicht 
verpflichtet war, ſofern ſie nicht eine weitere Ehe einging, was die Erben des 
Johann Klemm wohl zur Annahme des augenſcheinlich für ſie mageren Ver— 
gleichs veranlaßt haben wird. 

Die Witwe Johann Klemms lebte noch bis zum Jahre 1752 in ihrem 
Beſitz, in deſſen Bewirtſchaftung ſie ſicherlich von ihrem älteſten Sohne Barthel 
Weſſel unterſtützt wurde, der ja mit ihr am ſelben Orte angeſeſſen war. Sie 
wurde am 2. Oktober des bezeichneten Jahres mit Leichenpredigt begraben und 
wird ein Lebensalter zwiſchen 70 bis 75 Jahren erreicht haben. Wenn man 
an die zwei Jahrzehnte lange Einquartierungszeit denkt, die ſie in Gemeinſchaft 
mit ihrem erſten Manne durchzumachen hatte, und wenn man erwägt, wie hilf— 
los ſie nach dem Tode desſelben mit ihren Kindern daſtand, dann wird man 
die Widerſtandskraft, die ſie dem Unglück entgegenzuſetzen vermochte, und den 
klugen Sinn, der ſie bei Eingehung ihrer zweiten Ehe geleitet hat, hoch an— 
erkennen müſſen. Sie hat in dem wahrſcheinlich vermögensloſen Johann Klemm 
den Mann gefunden, der ihrem Hauſe und ihrer Wirtſchaft erfolgreich vorſtand. 
In der vierundzwanzigjährigen Ehe mit ihm dürfte ſich ihr Leben ſehr viel 
behaglicher geſtaltet haben, als in den unruhigen Zeiten ihrer erſten Ehe 
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Wenn fie nach dem Tode Johann Klemms bei hohem Alter bis zu ihrem Ende 
ungeſtört in ihrem Beſitze verbleiben konnte, ſo wird ihre Vermögenslage keine 
ungünſtige geweſen ſein. Nachdem auch ihr jüngſter Sohn Gerhard ſich 1748 
in Langfelde angekauft hatte, konnte ſie ſich noch einige Jahre des guten Fort⸗ 
kommens ihrer ſämtlichen Kinder erfreuen. Der aufſtrebende Sinn, den letztere 
auf ihrem Lebensgange bekunden, dürfte ſich von ihrer Mutter auf ſie vererbt 
haben. 


Der Vertrag über die Auseinanderſetzung der Erben — es ſind das 
lediglich die 5 Geſchwiſter Weſſel aus erſter Ehe der Verſtorbenen — iſt erſt 
1757 in das Amtsbuch eingetragen, ſicherlich aber viel früher erfolgt. In dem⸗ 
ſelben erklären die Erben: „daß ſie bei der gehaltenen Schicht und Theilung 
alles dasjenige, was ihnen laut Inventario pro Quote zugefallen, richtig und 
zu voller Genüge empfangen und erhalten haben, womit ſie wohl zufrieden und 
dannenhero ſich hiermit und kraft dieſes in der beſten und beſtändigſten Form 
Rechtens reciproce einander quittiren.“ Sie beſtätigen dann auch noch: „daß 
der in Kl. Zünder fol. 160 A gelegene und annoch auf ihrer ſeligen Mutter Name 
ſtehende Hof mit 2 Huben eigen Landes ihrem Bruder Barthel Weſſel ganz 
verbleiben ſolle und demſelben auch im Erbbuche cum onera umb= und zu— 
geſchrieben werden möge, weil ſie auch desfalls allbereits völlig befriediget und 
contentiret ſeien.“ Für welchen Preis Barthel Weſſel den Hof angenommen 
hat, wird nicht erſichtlich, ebenſowenig wie hoch ſein und ſeiner Geſchwiſter 
Erbteil aus ihrer Mutter Hinterlaſſenſchaft geweſen iſt. 


Barthel Weſſel, geb. 1707. 


Barthel Weſſel wurde, wie bereits angeführt, kurz nachdem ſein Vater 
von Schmerblock nach Kl. Zünder übergeſiedelt war, an letzterem Orte geboren 
und am 5. April 1707 getauft. Seine Kinderjahre fielen in die Periode der 
endloſen Einquartierungen und verliefen damit nicht in Abgeſchiedenheit von 
den Zeitereigniſſen. Bis zu feinem 12. Lebensjahre ſah er Soldaten der ver- 
ſchiedenſten Nationen, und das Leben und Treiben derſelben wird auch ihm in 
jeinem Elternhauſe fühlbar genug geworden ſein. Das dürfte bleibende Ein- 
drücke bei ihm hinterlaſſen und ſeinen Geſichtskreis erweitert haben. Der frühe 
Verluſt des Vaters und dann in der Folgezeit das Einleben mit dem Stiefvater 
— er war 16 Jahre alt, als ſeine Mutter die Ehe mit Johann Klemm ein⸗ 
ging — lehrten ihn ſchon in jungen Jahren ſich in ernſten und ſchwierigen 
Lagen zurechtzufinden. Ob er bis zu ſeinem 32. Lebensjahre, in dem er ſich 
ſelbſtändig machte, in dem Hofe ſeines Stiefvaters verblieben, oder ob er ſich 
anderswo als Hofmeiſter fein Brot verdient hat, wird nicht erſichtlich. Da er 
einen Hof in Kl. Zünder von den Erben des verſtorbenen Peter Kuhl erwirbt, 
iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß er dieſen Hof auch ſchon vorher für die Erben 
bewirtſchaftet hat. Wenn er 16 Jahre hindurch lediglich in der kleinen Wirt⸗ 
ſchaft ſeines Stiefvaters mitgearbeitet haben ſollte, wäre wohl kaum ſoviel 
Unternehmungsluſt in der Richtung auf Vergrößerung ſeines Grundbeſitzes in 
ihm verblieben, als wie er ſie auf ſeinem Lebensgange bekundet. 


Der von Barthel Weſſel angekaufte Hof war 2 Hufen 20 Morgen groß. 
Er bezahlte dafür 7000 fl. die er durch eine Anzahlung von 3400 fl. und 
durch Uebernahme von 3600 fl., die zu Pfennigzins auf demſelben eingetragen 
waren, deckte. Gläubiger des Kapitals zu Pfennigzins war ein Bürger Thomas 
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Hagedorn aus Danzig, der Barthel Weſſel noch weitere 400 fl. zu 5% lieh 
und dieſelben ebenfalls auf dem Hofe verſichern ließ. 


In dem Kaufvertrage heißt es: „Käufer behält ſich vor, daß ſofern je— 
mand in währenden Fatalien einen ordentlichen Einſpruch in Hof und Land 
thun und erhalten möchte, der Einſprecher ihm nicht allein ſeine ausgezahlte 
Kaufſumme von 7000 fl. ſamt willkürlichen Intereſſen von 8 ¼ %, ſondern 
auch alle aufgewandten Baureparaturen, wie auch Verſchreibungs- und andere 
gethane Unkoſten baar und in einer Summe zu erlegen ſchuldig und gehalten 
ſein ſoll.“ 

Der Kaufvertrag iſt unterm 20. Auguſt 1740 in das Amtsbuch ein— 
getragen, doch dürfte er ſchon im Jahre vorher abgeſchloſſen ſein. Denn Barthel 
Weſſel heiratet bereits am 14. Juli 1739 Jungfrau Eliſabeth, des Andreas 
Stanke „weiland Nachbars in Steegen und Kirchvaters in Kobbelgrube nach— 
gelaſſene jüngſte Tochter“, zu welcher Zeit er wohl ſchon ſicherlich im Beſitze 
des Hofes war, zumal auch die Trauung in der Kirche zu Gr. Zünder 
ſtattfand. 


Da das Vatergut des Barthel Weſſel nur 660 fl. 20 gl. betrug, ſo iſt 
anzunehmen, daß er die geleiſtete Anzahlung von 3000 fl. zum erheblichen 
Teile aus dem Vermögen ſeiner Frau bewirkt hat. Deren Bruder Ephraim 
Stanke hatte den elterlichen Beſitz zu Steegen übernommen; er war als Wald— 
reiter der Nehrung gleichzeitig ſtädtiſcher Beamter, dem die Aufſicht über die 
Nehrunger Forſt oblag. Von ihm ſtammt die weiterhin in Gr. Zünder an— 
geſeſſene Familie Stanke ab.“) ö 


Daß die Zeit, in der Barthel Weſſel ſeinen Hof kaufte, immerhin noch 
ſchwer war, geht daraus hervor, daß die Dorfſchaft Kl. Zünder am 8. Juni 1741 
zur Abzahlung gekündigter Dorfsſchulden vom Gerichtsverwandten Chriſtian 
Gabriel von Schröder zu Danzig ein Darlehn von 2300 fl. aufnehmen mußte, 
das fie mit 57% zu verzinſen hatte. Dabei wird die Dorfſchaft durch den 
Schulzen Thomas Mix und neben anderen Nachbarn durch den Ratmann 
Barthel Weſſel den Aelteren und durch Barthel Weſſel den Jüngeren vertreten. 
Barthel Weſſel der Aeltere war ſchon ſeit 1732 in Kl. Zünder anſäſſig, er iſt 
ein Sohn des Johann Weſſel zu Sperlingsdorf. (Sperlingsdorf Seite 57.) 
Der Schulze Thomas Mix war jedenfalls ein Nachkomme des Hans Mir, 
der ſchon gegen Ende des ſechzehnten Jahrhunderts auf den 2 Hufen Rats— 
mietsland zu Sperlingsdorf ſaß, die ehemals zum Schöwekſchen Beſitz gehörten, 
ſo daß ſich Abkömmlinge der Sperlingsdorfer Stammväter der Familien Weſſel 
und Mix nun wieder auf erbeigenen Hufen in der Dorfſchaft Kl. Zünder 
zuſammenfanden. 


Das Jahr 1743 brachte eine ſehr reiche Ernte, was das Fortkommen 
des Barthel Weſſel auf ſeinem Beſitze weſentlich gefördert haben dürfte. Denn 
wenn auch gleichzeitig über ſehr niedrige Preiſe geklagt wird, ſo wird ſie trotz— 
dem, da ſie in ſeine erſten Wirtſchaftsjahre fiel, von großer Bedeutung für den 
Geſamtzuſtand ſeiner Wirtſchaft geworden ſein. 


Aus Anlaß dieſer reichen Ernte werden die ſämtlichen Nachbarn des 
Stüblauſchen Werders anfangs 1744 mit folgender Bitte beim Rate vorſtellig: 
„Wenn nun aber zur Zeit, da wie jetzo, gottlob! ein voller Ueberfluß des 


) Inzwiſchen im Mannesſtamm erloſchen. 
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Getreides im Lande, und der Preis des Getreides ſehr geringe iſt, die Stadt, 
welche mit Korn angefüllet und überhäufet iſt, hiervon gar keinen Nutzen hat, 
wir armen Lente aber, die wir unſer zu Markt gebrachtes Getreide entweder 
umb ein geringes Geld mit großem Schaden verkaufen oder in Ermangelung 
eines Käufers gar zurücknehmen müſſen, darbei garnicht beſtehen können, ſondern 
in die äußerſte Armuth gerathen, da hergegen die Großwerderiſchen Ein— 
geſeſſenen davon profitiren und ihr Getreide auf adelichen und geiſtlichen 
Gründen) einige Groſchen per Scheffel höher, als es in der Stadt gilt, frei und 
ungehindert abſetzen dürfen, als gelanget an Einen Hochedlen und Hochweiſen 
Rath unſer gehorſamſtes und demüthigſtes Anſuchen, es wolle derſelbe bei 
dieſen ſchweren, dem Landmanne kümmerlichen Zeiten uns zu Hilfe kommen und 
dieſem noch zu geſtatten geruhen, daß wir bei gegenwärtigem wohlfeilen Markt 
des Getreides, da die Bürger und Einwohner dieſer Stadt einen Ueberfluß an 
Getreide haben und unſerer Zufuhr nicht benöthigt ſind, unſer Getreide, gleich 
den Großwerderiſchen Einſaſſen, auf adeliche und geiſtliche Gründe mit verführen und 
daſſelbe, jo wie in der Stadt, auch daſelbſt beſtmöglichſt ausbringen und ver- 
kaufen dürfen. Es würde dieſe hohe obrigkeitliche Gnade nicht allein dazu 
dienen, daß die Großwerderiſchen nicht ſo, wie bishero geſchehen, von unſerm 
Schaden profitiren und mit ihrem Getreide die umliegenden adelichen und geiſt— 
lichen Gründe, wozu ſie der ordentlichen Straße des Danziger Werders, die 
wir mit ſaurer Mühe bahnen, beſſern und unterhalten, ſich bedienen müſſen, 
anfüllen und überhäufen können, ſondern auch uns in den Stand ſetzen, unſere 
Onera richtiger, als bishero möglich geweſen, dem Publico abzutragen.“ 


Das Bittgeſuch hält in ſeiner Motivierung unverkennbar die Gründe im 
Auge, die der Rat in ſeinen bezüglichen Verboten für die Notwendigkeit der- 
ſelben gewöhnlich anführte. So lautet ein ſolches Mandat aus dem Jahre 
1630 beiſpielsweiſe: „Demnach Einem Ehrbaren Rath angebracht worden, daß 
die Werderiſchen Unterthanen unangeſehen dieſer ſchweren Zeiten, da die Stadt 
und angehörige Oerter des einheimiſchen Gewächſes ſelbſt benöthigt und zur 
Nothdurft nicht verſorget, und dennoch die Unterthanen ihr Getreide an andere 
Oerter verführen und an Fremde verkaufen und ausführen laſſen, als thut Ein 
Ehrbarer Rath männiglichen rechtlich gebieten, daß ſich niemand unterſtehen 
ſoll, Weizen, Roggen, Gerſte, Haber anderswohin als anhero nach der Stadt 
zu führen, noch an jemand, der ſie anderweit abführen möchte, zu verkaufen, 
bei Verluſt des Guts oder deſſen Werths, ſo oft er darüber betroffen wird.“ 


Die häufigen Wiederholungen des Verbots laſſen ſchon erkennen, daß es 
ſehr viel übertreten wurde; es beſtand für das Stüblauſche Werder wahrſchein— 
lich ſeit deſſen Zubehör zur Stadt Danzig. Welche Beſchränkungen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Bewegungsfreiheit den Bewohnern des ländlichen Gebiets im Intereſſe 
der billigeren Ernährung und auch des Erwerbslebens der Stadtbevölkerung 
auferlegt wurden, läßt ſich daraus entnehmen. Die Entſcheidung auf das vor⸗ 
ſtehend wiedergegebene Bittgeſuch lautete denn auch nach Vortrag desſelben 
unterm 10. Februar 1744: „Und weiß Ein Rath Supplicanten gebetener 
Maßen nicht zu fugen.“ 

Aber trotz aller Hemmniſſe, die dem Erwerbsleben der Nachbarn des ſtädti— 


ſchen Landgebiets entgegenſtanden, blieb bei der perſönlichen und wirtichaft: 
lichen Unabhängigkeit von jedem Herrendienſt dem tüchtigen Manne dennoch die 


*) Langfuhr und Altſchottland werden vornehmlich dabei in Betracht 
gekommen ſein. 
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Bahn zum gedeihlichen Fortkommen frei, wenn nicht durch höhere Gewalt herbei— 
geführte Verluſte ihm die Erfolge ſeiner Arbeit raubten. Von ſolchen Verluſten 
blieb Barthel Weſſel zunächſt verſchont. So war er 1752 ſchon ſtark genug, 
um nach dem Tode ſeiner Mutter auch deren Beſitz von den Miterben zu 
übernehmen, wie das vorſtehend bereits erwähnt iſt. Sein Geſamtbeſitz ver— 
größerte ſich dadurch auf 4 Hufen 20 Morgen. Aber auch damit ſcheint er 
ſeine Leiſtungsfähigkeit noch nicht für erſchöpft gehalten zu haben. Denn ſchon 
Ende 1753 kauft er ferner von Peter Heinrich zu Wotzlaff deſſen Höfe 71 b 
mit 4 Hufen, worunter 2 Schulzenhufen, und 70a mit 21 Morgen. Für den 
erſteren Hof gibt er 15000 fl., für den letzteren 5000 fl. Bis auf 8500 fl., 
die auf den größeren Hof zu Pfennigzins eingetragen ſtanden, und die Barthel 
Weſſel ſelbſtſchuldneriſch übernimmt, entrichtet er ſofort die ganze Kaufſumme. 


Der Verkäufer dürfte, wenn er im Kaufvertrage auch „Heinrich“ genannt 
wird, derſelben Familie Henrichs angehört haben, der auch die Mutter Barthel 
Weſſels entſtammte. Geſchwiſter werden es wohl aber nicht geweſen ſein, denn 
ein Schweſterſohn des Verkäufers, Jacob Lau, erhob mit Erfolg geſetzlichen Ein— 
ſpruch gegen den Verkauf des Haupthofes an Barthel Weſſel. Das Einſpruchs— 
recht gründet ſich auf die Beſtimmungen des damals geltenden Kulmiſchen 
Rechts. Letzteres kennzeichnet die Zuläſſigkeit „der Abtreibung oder Einſpruch 
eines Kaufes“ folgender Art: 5 


„Verkauft jemand einen liegenden Grund, Haus, Hof, Erbe oder Erbzins 
und dergleichen, ſo für unbeweglich Gut zu Rechte gehalten wird, welches ihm 
angeſtorben, oder er durch Kauf oder ſonſt an ſich gebracht hat, ſo mag der 
nächſte Blutsverwandte und Freund des Verkäufers männliches und weibliches 
Stammes binnen Jahr und Tag von der Zeit an zu rechnen, da derſelbe Kauf 
gerichtlich verlanget oder verſchrieben, durch einen rechtlichen Einſpruch den Käu— 
fer wohl abtreiben; doch alſo und dergeſtalt, daß er vor Gerichte ſeine Nahig— 
keit und Magſchaft, wo die nicht wiſſentlich, beweiſen und den Einſpruch mit 
ſo viel Geld, als der Käufer darum gegeben, wirklich belegen ſoll, und ſoll 
alsdann der Käufer das Erbe dem nächſten Blutsfreunde abtreten und zukom— 
men laſſen.“ 

Jacob Lau deponierte denn auch bei Anbringung ſeiner Einſpruchsklage 
6500 fl. auf dem Amte; den Verkauf des kleineren Hofes beanſtandete er nicht, 
weshalb der Kaufpreis desſelben zunächſt außer Betracht blieb. 

Barthel Weſſel proteſtierte gegen den Einſpruch und machte den Kläger 
wegen Schimpf, Schaden und Unkoſten haftbar. Er begründete ſeinen Proteſt 
damit, daß der Kauf für beide Höfe abgeſchloſſen ſei, von denen der Hof 70a 
ohne Gebäude und deshalb ſehr viel weniger wert wäre als der andere. Wolle 
Kläger den Einſpruch aufrecht erhalten, dann habe er ihn auf beide Höfe zu 
ſtellen, wie das die von ihm, dem Beklagten, näher bezeichnete Beſtimmung des 
Kulmiſchen Rechts ergebe, wonach ein Verwandter, wenn ein Kauf von zwei 
oder drei Huben, von denen eine fruchtbar, die andere unfruchtbar wäre, ſtatt— 
gefunden habe, die fruchtbare Hube ohne die unfruchtbare nicht abtreiben könne. 

Der Einſpruchskläger beſtritt dies, weil die erwähnte Geſetzesſtelle ſich 
auf ſolche Höfe beziehe, die auf ein und demſelben Blatt eingetragen wären. 
Hiervon ſei aber im vorliegenden Falle keine Rede. Jeder Hof habe ſein eige— 
nes Blatt, und zudem ſei das Land des Hofes 70a ſogenanntes „Frei-Kaiſer⸗ 
land“ “) und ſehr wertvoll. Der Fall, daß ein Beſitzer in verſchiedenen Dorf— 


*) Von jeglicher Abgabe und Leiſtung frei. 
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ſchaften Höfe habe, die auf verſchiedenen Blättern im Erbbuche eingetragen 
wären, ſei nicht ſelten, keineswegs verpflichte eine ſolche Sachlage aber den Ein- 
ſpruchskläger, ſeinen Einſpruch auf ſämtliche Höfe zu erheben. 


Der letztere Einwand muß jedoch wenig ſtichhaltig geweſen ſein, denn 
Jacob Lau erhob nunmehr auch den Einſpruch auf den Hof 70 a, worauf der 
Bürgermeiſter und Werderſche Amtsverwalter zu deſſen Gunſten entſchied. Barthel 
Weſſel appellierte zunächſt an den Rat, zog dann aber die Berufung zurück 
und fügte ſich der getroffenen Entſcheidung. In dem Vergleichungstermin mit 
Jacob Lau, der am 15. Januar 1754 ſtattfand, wurde Barthel Weſſel, der 
erkrankt war, durch ſeinen Bruder Gerhard und durch ſeinen Schwager Johann 
Kniewel vertreten. Der Vergleich vollzog ſich auf Grund der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen: Rückgewährung der Anzahlung nebſt geſetzmäßiger Zinſen von 
8¼/ „%. Letztere kamen aber wenig in Betracht, da der Streit in einer für 
jene Zeit auffallend kurzen Friſt von etwa 3 Wochen zum Austrag gebracht 
worden war. 

Wahrſcheinlich lag in dem Erwerb des Hofes zu Wotzlaff ein gutes Ge— 
ſchäft für Barthel Weſſel vor, das er ſo gezwungenermaßen hat aufgeben 
müſſen. In der Folgezeit mag dieſer ungünſtige Verlauf aber trotzdem zu ſei— 
nem Beſten ausgeſchlagen ſein, denn es traten erneut böſe Zeiten für das 
Danziger Landgebiet ein, die ihm das Durchkommen in Woͤtzlaff, ſelbſt wenn 
er den Kl. Zünderſchen Grundbeſitz rechtzeitig hätte verkaufen können, doch wohl 
mehr erſchwert haben würden, als wie dies auf letzterem der Fall war, den er 
ſchon länger als ein Jahrzehnt beſaß und nutzte. 


Durch den Ende Auguſt 1756 ausgebrochenen Siebenjährigen Krieg wurde 
auch Polniſch-Preußen in Mitleidenſchaft gezogen. Der polniſche König Auguſt III., 
deſſen Kurland Sachſen gleich beim Beginn des Krieges durch preußiſche 
Truppen beſetzt wurde und deſſen ſächſiſche Armee in preußiſche Gefangenſchaft kam, 
hatte ſich den Gegnern Friedrichs des Großen angeſchloſſen. Die beiden Herr— 
ſcherinnen von Oeſterreich und Rußland hatten ſich mit dem franzöſiſchen Hofe 
vereint, um den durch die Eroberung Schleſiens zu einer hohen Machtſtellung 
emporgekommenen Preußiſchen Staat zu zerſchmettern. Wenn dies Beſtreben 
bei der Kaiſerin Maria-Thereſia wegen des Verluſtes von Schleſien ſehr ver— 
ſtändlich iſt, ſo wurde die ruſſiſche Kaiſerin Eliſabeth wohl lediglich durch ihren 
perſönlichen Haß gegen Friedrich den Großen geleitet, deſſes ſpöttiſche Bemer— 
kungen über ihren ſittenloſen Lebenswandel ihr hinterbracht waren. Am fran— 
zöſiſchen Hofe hatte aus gleichem Grunde die frömmelnde Pompadour ihren 
Einfluß auf Ludwig XV. für das Bündnis mit dem gutkatholiſchen Oeſterreich 
gegen den mächtigſten proteſtantiſchen Staat auf dem Kontinent geltend gemacht, 
ſo daß die gewaltige Uebermacht der Gegner Friedrichs des Großen und der 
konfeſſionelle Gegenſatz, der in den ſich bekämpfenden Mächten während dieſes 
Krieges noch voll zum Ausdruck kam, für die Stellungnahme Auguſts III. be⸗ 
ſtimmend geweſen ſein werden. Nach Beſetzung ſeines Erblandes durch die 
Preußen begab er ſich nach Warſchau. Die polniſche Republik lehnte auch 
diesmal die Teilnahme an dem Kriege ab, den ihr König als Kurfürſt von Sachſen 
führte, doch wurde ihre neutrale Stellung, die ſie damit einnahm, von den Ruſſen 
wenig reſpektiert. 


Die ruſſiſche Kaiſerin Eliſabeth braunte vor Ungeduld nach der Demütigung 
Friedrichs des Großen. Sie war die jüngſte Tochter Peters des Großen und 
durch eine Palaſtrevolution Ende 1741 auf den Thron gekommen. Die 1740 
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geſtorbene Kaiſerin Anna-Iwanowna hatte den erſt einige Wochen alten Sohn 
Iwan einer Nichte, die ihren Namen führte und mit einem Herzog Anton Ulrich 
von Braunſchweig verheiratet war, zum Erben unter der Vormundſchaft ihres 
Günſtlings, des Herzogs Biron von Kurland, eingeſetzt. Letzterer wurde aber 
bald durch den Feldmarſchall Grafen Münnich geſtürzt, der im Einverſtändnis 
mit den Eltern Iwans II. handelte. Des letzteren Mutter wurde nunmehr die 
vormundſchaftliche Regierung übertragen, und dieſe berief dann den Grafen 
Münnich als Premierminiſter zur Führung der Geſchäfte. Das neue Regiment 
hielt ſich aber nur kurze Zeit, es wurde, wie bereits erwähnt, im Dezember 
1741 durch die Palaſtrevolution beſeitigt, die Peters des Großen jüngſte Tochter 
auf den Thron brachte. 


Graf Münnich wurde zum Tode verurteilt und erſt auf dem Schaffot 
zur Verbannung nach Sibirien begnadigt, wo er 20 Jahre hindurch ſein hartes 
Schickſal heroiſch trug. Es war derſelbe Mann, der 1734 die ruſſiſche Bela— 
gerungsarmee vor Danzig ſo erfolgreich kommandierte und der auch als Sieger 
auf anderen Schlachtfeldern dem ruſſiſchen Reiche große Dienſte geleiſtet hatte. 
Nach dem Tode der Kaiſerin Eliſabeth ſetzte ihn deren Nachfolger wieder in 
ſeine Würden und Güter ein. 


Der unglückliche Iwan II., dem als Säugling die Kaiſerkrone zugefallen 
war, wurde auf der Feſtung Schlüſſelburg in ſtrenger Abgeſchloſſenheit gehalten. 
Seine Eltern mußten nach einem entlegenen Orte im Norden Rußlands in die 
Verbannung gehen. 


Edleren Empfindungen war die Kaiſerin Eliſabeth nicht zugänglich, ihr 
Daſein wurde vornehmlich von der Befriedigung ihrer Begierden beherrſcht. 
Und die Begierde nach Rache an Friedrich dem Großen brachte denn auch nach 
dem Vertrage mit Oeſterreich die ruſſiſche Armee bald in Bewegung, die 100000 
Mann ſtark unter dem Grafen Apraxin ohne jede Rückſicht auf die Neutralität 
der polniſchen Republik durch deren Gebiet auf Königsberg marſchierte. Den 
Widerſtand, den der preußiſche Feldmarſchall Lehwaldt ihr entgegenſetzte, be— 
ſiegte ſie mit dreifacher Uebermacht am 30. Auguſt 1757 bei Gr. Jägerndorf. 
Die Provinz Friedrichs des Großen, die ſeinem Königreich den Namen gegeben 
hatte, war danach vollſtändig den Ruſſen preisgegeben, die nunmehr das Re— 
giment in derſelben übernahmen. Bald beſetzten ſie auch Thorn und Elbing 
im polniſchen Preußen. Das Danziger Gebiet durchzogen ſie im Frühjahr 
1758 und trafen dann nach der Schlacht bei Zorndorf, in der ſie am 25. Auguſt 
1758 von Friedrich dem Großen beſiegt wurden, dort wieder ein. Wennſchon 
ſie ſich den Sieg in dieſer Schlacht ſelbſt zuſchrieben, zogen ſie nach ihr es 
doch vor, nach Preußen zurückzukehren und dort Winterquartiere zu nehmen. 
Ihr Hauptquartier verlegten fie zwar nach Marienwerder, doch wurde Polniſch— 
Preußen gleichfalls zur Bequartierung herangezogen und dabei auch eine größere 
Truppenabteilung unter dem Grafen Panin nach Dirſchau und Umgegend verlegt. 


An die Stadt Danzig ſtellte der Graf Fermor ebenfalls die Anforderung, 
ruſſiſche Beſatzung aufzunehmen, doch gelang es dem Geſchick und den Geld— 
ſpenden der ſtädtiſchen Unterhändler, dies von der Stadt abzuwenden. Das 
ſtädtiſche Landgebiet mußte dagegen erneut die Heimſuchung der moskowitiſchen 
Einquartierung über ſich ergehen laſſen. Das Stüblauſche Werder hatte ſo 
wieder vom November 1758 bis zum kommenden Frühjahr dieſe ſchwere Laſt 
zu tragen. Zum letzteren Zeitpunkt wurde es dann vorübergehend davon befreit, 
denn die ruſſiſche Armee verließ nunmehr ihre Winterquartiere und marſchierte 
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auf Schleſien zu, um die Oeſterreicher zu unterſtützen. Sie bekam mit letzteren 
aber ſchon früher Fühlung und wartete deren Eintreffen auf den Höhen von 
Kunersdorf bei Frankfurt a. O. ab. Nachdem die Oeſterreicher dann unter 
dem Feldmarſchall Laudon herangekommen waren, bereiteten ſie in Gemein— 
ſchaft mit den Ruſſen Friedrich dem Großen die ſchwere Niederlage am 
12. Auguſt 1759. Glücklicherweiſe nutzten ſeine Gegner dieſen Sieg aber nicht 
aus, weil die Ruſſen, die nunmehr unter dem Oberbefehl des Grafen Soltykoff 
ſtanden, ſich mit den Oeſterreichern über den weiteren Operationsplan nicht 
einigen konnten. Die Ruſſen zogen infolgedeſſen vielmehr nach Preußen zurück 
und nahmen dort erneut Winterquartiere. 

Man kann ſich vergegenwärtigen, mit welchen Gefühlen die ihnen 
preisgegebenen Bewohner des polniſchen Preußens dieſe Gäſte wieder eintreffen 
ſahen. Der polniſche König Auguſt III., der in ſeinem Königreich machtlos, 
und deſſen Erbland Sachſen von den Preußen eingenommen war, machte ſich 
ſeinen Untertanen in Polniſch-Preußen nur durch Geldforderungen in ihrer 
Not bemerkbar. Die Stadt Danzig mußte ihm 300 000 fl. beiſteuern, für ihre 
Beſchwerden hatte er aber nur ein Achſelzucken. Zur Aufbringung dieſer Summe 
wurde auch das ſtädtiſche Landgebiet und damit auch das Stüblauſche Werder 
herangezogen. 

Der Aufenthalt der Ruſſen daſelbſt ſcheint diesmal noch länger gedauert 
zu haben als im vorhergehenden Jahre. Denn ſie trafen erſt im Sommer 1760 
in Schleſien ein, wo Friedrich der Große durch ſeinen glänzenden Sieg bei 
Liegnitz ihre Vereinigung mit den Oeſterreichern verhinderte. Bei der geringen 
Truppenzahl in der Mark, gelang es dagegen den Oeſterreichern und den 
Ruſſen, Anfang Oktober Berlin zu beſetzen. Als Friedrich der Große infolge- 
deſſen aus Schleſien herbeieilte, um Berlin zu entſetzen, kam es nach dem 
Abzug der Feinde von dort am 3. November 1760 zu der mörderiſchen Schlacht 
bei Torgau, die trotz furchtbarer Verluſte durch Zietens Eingreifen ſich ſchließ— 
lich zugunſten der Preußen entſchied. Die Mark wurde dadurch von den 
Feinden befreit, und die Ruſſen, die der Feldmarſchall Butturlin führte, traten 
abermals den Weg zu den Winterquartieren nach Polniſch-Preußen an. So 
wie ſie dann von dort im Frühjahr 1761 zum dritten Male nach Schleſien 
abmarſchierten, kehrten ſie auch dorthin wieder in die Winterquartiere zurück, 
ohne daß ſie in Schleſien zum Kampf mit Friedrich dem Großen gekommen 
waren. Dagegen hatten ſie im Dezember 1761 Kolberg bezwungen und das 
öſtliche Pommern in Beſitz genommen. 


Was eine ruſſiſche Einquartierung zu jener Zeit zu bedeuten hatte, darüber 
habe ich ſchon vorſtehend bei Erwähnung der Belagerung Danzigs im Jahre 
1734 ein Bild gegeben. Auch für die Zeit der Einquartierungen 
während der Jahre 1758 —1761 liegen Nachrichten aus dem Stüblauſchen 
Werder zur Ergänzung jenes Bildes vor. So führt aus dem Wohnort Barthel 
Weſſels, aus der Dorfſchaft Kl. Zünder, der Mitnachbar Jacob Schubert beim 
Amte darüber Beſchwerde, daß von den beiden ruſſiſchen Reitern, die bei ihm 
im Quartier gelegen, der eine ihm auf jede Art und Weiſe viel Herzeleid zu— 
gefügt und ſich ſehr unartig aufgeführt. Er habe deshalb den im Dorfe ſtehenden 
Wachtmeiſter gebeten, ihm für dieſen Reiter einen anderen Soldaten zu ſchicken. 
Der Wachtmeiſter ſei denn auch noch am ſelben Tage zu dem in Gottswalde 
ſtehenden Kornett gegangen, und letzterer habe ihm infolgedeſſeu dann zu den 
2 Reitern noch 5 andere mit 6 Pferden geſchickt, die er ohne Entgelt zu unter— 
halten hatte. Das habe ihn dann veranlaßt, zu dem ruſſiſchen Herrn Reſidenten 
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nach Danzig zu reiſen und deſſen Hilfe nachzuſuchen. Der Reſident habe ihm 
auch ein Schreiben an den Herrn Kornett mitgegeben. Wie er letzterem aber 
das Schreiben überreicht, habe derſelbe gleich mit Fäuſten auf ihn losgeſchlagen 
und nachher auch noch den anweſenden Soldaten befohlen, ihn mit Stöcken 
zu prügeln, worauf dieſelben denn auch erbärmlich auf ihn eingeſchlagen. Wie 
er dann in eine andere Stube retiriert ſei, wäre er auf Befehl des Kornetts 
von den Soldaten an den Haaren aus derſelben herausgeriſſen und erneut mit 
Stöcken geprügelt worden. Zuletzt habe ihm auch noch der Kornett einige Schläge 
auf den Kopf verſetzt, worauf ihn die Soldaten wiederum an den Haaren aus 
dem Hauſe herausgeſchleppt hätten. 


Auf ſeine erneute Beſchwerde bei dem Herrn Reſidenten habe dieſer ihm 
nun einen Brief an den Oberſten in Dirſchau gegeben, den er auch überbrachte, 
worauf er dann wieder ein Schreiben des Herrn Oberſten an den Herrn 
Reſidenten erhalten, welches mindeſtens ſoviel gefruchtet, daß ihm die 5 Reiter 
mit den 6 Pferden abgenommen wären. 


Faſt noch übler erging es einem Nachbarn Jacob Schapelau aus Woſſitz, 
von dem ſeine Einquartierungsmannſchaften behaupteten, daß er ihnen abſichtlich 
verunreinigte Milch habe vorſetzen laſſen. Wie er ebenfalls vor dem Amte 
ausſagt, habe der Wachtmeiſter ihn um 5 Uhr morgens holen laſſen. Er habe 
ſchon nichts Gutes geahnt und deshalb erſt zum Schulzen gehen wollen, was 
ihm aber verwehrt ſei. Der Wachtmeiſter habe ihm vielmehr einen Strick 
um den Hals werfen laſſen und ihm die Schüſſel mit der Milch in die 
Hände gegeben, die er dann in Begleitung der beiden bei ihm einquartierten 
und mit Stöcken bewaffneten Soldaten zu dem in Mönchengrebin ſtehenden Leut— 
nant habe bringen müſſen. Obgleich er letzterem erklärte, daß er die Milch den 
Soldaten nicht in einem ſolchen Zuſtande habe vorſetzen laſſen, hätte dieſer ihn 
doch für eine Kanaille ausgemacht und anbefohlen, daß ihm 500 Stockſchläge 
gegeben werden ſollten. Nachdem er 18 davon erhalten und jämmerlich um 
Hilfe geſchrieen, habe der Leutnant halt zu machen befohlen, zugleich aber für 
die noch ausſtehenden Stockſchläge 60 Taler verlangt. Da er eine ſolche 
Summe nicht erlegen konnte, habe der Nachbar Peter Nickel aus Mönchengrebin 
für ihn cavieren müſſen. 

Auf beide Beſchwerden befiehlt der Bürgermeiſter und Werderſche Amts— 
verwalter: „Dies künftiger Nachricht halber im Amtsbuche zu verſchreiben!“ — 

Wie bei der Behandlung der Duartiergeber, verhielten die ruſſiſchen 
Soldaten ſich auch ſonſt vielfach derart, als wenn ſie in Feindesland lägen. 
In einem Schreiben des Danziger Rats an den kommandierenden General und 
Reichsgrafen von Fermor bittet erſterer „um Wandlung folgender Beſchwerde— 
gründe“: 

Im Dezember 1759 wären in der Nehrung unweit Steegen zwei Juden 
auf öffentlicher Landſtraße von den ruſſiſchen Soldaten ermordet, geplündert 
und ihre nackten und verſtümmelten Leichname in Gebüſchen verſteckt worden. 

In Woſſitz ſei bei einem Hirten gewaltſam eingebrochen, dieſer und ſeine 
Frau getötet, der Sohn gebunden, und was in der Kate vorhanden war, von 
den Ruſſen ausgeraubt worden. Ebenſo hätten in der Nacht vom 1. auf 
2. Februar 1760 vier ruſſiſche Infanteriſten in der Nähe der Stadt einen Ein- 
bruch verübt und dabei ein Ehepaar getötet, die Kinder gebunden und das Haus 
ausgeplündert. „Durch dieſe und viele andere Exceße iſt nicht nur auf der 
Landſtraße eine ſolche Unſicherheit entſtanden, daß bei anbrechender Abendzeit 
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ſich niemand ohne Gefahr auf derſelben finden laſſen darf, ſondern auch in den 
Häuſern ſelbſt alle mit Schrecken erfüllet werden.“ 


Ein in Woſſitz einquartierter ruſſiſcher Leutnant habe den Deichgeſchworenen 
aus Herzberg erſt durch Schimpfungen gereizt und dann mit Stockſchlägen und 
Fußtritten derart traktiert, daß der Deichgeſchworene lebensgefährlich verletzt wäre. 


Bei den Fouragelieferungen kehrten die requirierenden Offiziere ſich an 
keine Ordnung, ſondern nähmen, von wem es ihnen beliebte. Den Beſitzern 
wäre das zur Durchfütterung ihres Viehs unentbehrliche Heu mit Gewalt fort— 
genommen und denjenigen, die ſich unterſtünden, ihrem Vieh Heu vorzulegen, 
aufs übelſte begegnet. Die Pferde würden mit Gewalt aus den Ställen und von 
beſpannten Wagen zu weiten Reiſen genommen und bei ſchlechter Fütterung 
völlig untüchtig gemacht. Die Landleute fürchteten ſich deshalb, mit ihren 
Geſpannen an die notwendigſten Dammarbeiten zu gehen, die nicht unterlaſſen 
werden könnten, wenn nicht ein Durchbruch beim Eisgang der Weichſel entſtehen 
ſolle, der auch die ruſſiſchen Truppen erheblich gefährden würde. 


Was für Laſten und Leiden das Stüblauſche Werder während der vier 
Winter von 1758—1761 zu tragen hatte, erhellt aus dem Geſagten. Vom 
machtloſen polniſchen König und der widerſtandsunfähigen Stadt den Ruſſen 
preisgegeben, hatten die Bewohner desſelben außerdem noch gegen unbillige 
Anforderungen anzukämpfen, welche die Stadtverwaltung an ſie ſtellte. Um ihre 
Einkünfte zu verbeſſern, war letztere auf den Ausweg gekommen, den Grund— 
zins in den Dörfern ihres Landgebiets dadurch zu erhöhen, daß ſie bei dem 
geſunkenen Geldwert einen Ausgleich durch eine dementſprechende Vervielfachung 
des Grundzinſes herbeiführen wollte. Eine Mark Grundzins ſollte in den 
Scharwerksdörfern mit 24 fl., in den Freidörfern mit 12 fl. vom Jahre 1763 ab 
bewertet werden. Ich komme darauf noch ſpäter zurück und führe das hier nur 
an, weil die nachſtehenden Auslaſſungen der Deichgeſchworenen über die Koſten 
der ruſſiſchen Einquartierungen ſich gegen die bekannt gegebene Erhöhung des 
Grundzinſes richten und nur bei Beachtung dieſes Umſtandes verſtändlich ſind. 
Sie ſchreiben in ihrer ſchon mehrfach erwähnten Eingabe an den Rat vom 
November 1762: 


„Eine Reihe naſſer und unfruchtbarer Jahre wie ein achtzehnjähriges und 
bis dato annoch anhaltendes Viehſterben, deſſen wir nicht ohne Furcht und 
Zittern gedenken können, die noch nicht gänzlich geendigten Podwodden, Liefe— 
rungen und Einquartierungen der ruſſiſchen Kriegsvölker, welche vor die Jahre 
1758 59, 60 und 61, wenn alles auch nur unter die Hälfte, und die Gefahr 
der Gewaltthätigkeiten, wobei mancher ſeinen Geiſt aufgegeben, garnicht gerechnet 
wird, vor jede Hube 248 fl. 24 gl. koſtet, find lauter Bewegungsgründe, jo 
Einen hochedlen und hochweiſen Rath zu einem erbarmungsvollen Mitleiden 
lenken können. Sind die ordinären Auflagen ſo eingerichtet, daß auch der beſte 
Wirth in mittelmäßigen Jahren kaum das Miteſſen dabei erlangen kann, wo 
bleibt die Liebe zu wirthſchaften? Wovon ſollen im Nothfall jetzt berührte 
ſchwere Summen aufgebracht, und wovon der Brandkaſſe, welche uns oftmals 
ſehr drücket, ihr Zuſchuß genommen werden? Auf ſolche Art würden wir nicht 
allein unſere Huben, ſondern in der größten Geſchwindigkeit auch unſere Höfe 
und alles, was wir an und bei uns haben, aufopfern, und wer nicht beizeiten 
würde davon gehen wollen, als ein Bettler aus ſeinem mit alten und neuen 
Handfeſten, auch zum Theil mit Kgl. Privilegien verwahrtem Erbe und Eigen— 
thum auszuwandern gedrungen werden.“ 
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Nach dem Schulzenbuche der Dorfſchaft Stüblau find für die in Betracht 
kommenden ruſſiſchen Einquartierungen 12 165 fl. bar verausgabt, was 230 fl. 
pro Hufe ausmacht und demnach mit der Angabe der Deichgeſchworenen an— 
nähernd übereinſtimmt. Berückſichtigt man nun noch, was dem einzelnen Quartier⸗ 
geber an Futter, ſonſtigen Wirtſchaftsvorräten, ohne daß er einen Erſatz dafür 
erhielt, genommen oder ruiniert wurde, dann dürfte man nicht fehlgreifen, wenn 
man annimmt, daß die Nachbarn des Stüblauſchen Werders in den bezeichneten 
4 Jahren vornehmlich für die Ruſſen gearbeitet und geerntet haben. 


Wenn Barthel Weſſel unter ſolchen Verhältniſſen den Mut hatte, im 
Sommer 1762 einen größeren Beſitz in Gr. Zünder zu erwerben, dann läßt 
das darauf ſchließen, daß er bis zum Beginn der ruſſiſchen Einquartierungen 
nicht unbeträchtliche Ueberſchüſſe aus ſeiner Wirtſchaft zurückgelegt haben muß. 
Zwar verkaufte er gleichzeitig bis auf 20 Morgen ſeine beiden Höfe zu Kl. Zünder, 
doch ließ er dem Käufer auf denſelben 12000 fl. zu 4% ſtehen, ſo daß 
er nach Verrechnung der auf dem Beſitze ruhenden Schulden nur 7000 fl. 
bar herausbekam, während er beim Kauf des Hofes in Gr. Zünder 23 000 fl. 
anzahlte. 

Käufer der Höfe zu Kl. Zünder war ein Peter Claaßen, der für den Hof 
159 b mit 2 Hufen 20 Morgen, den Barthel Weſſel 1740 für 7000 fl. erwor⸗ 
ben hatte, 19000 fl., für die 1 Hufe 10 Morgen des Hofes 160 à 8250 fl. 
bezahlte. Doch muß dabei im Auge behalten werden, daß Barthel Weſſel den 
erſteren Hof 1740 vermutlich in ſehr heruntergekommenem Zuſtande erwarb, 
ihn am 24. Juli 1762 aber beim Beginn der Ernte mit vollem Beſatz ver⸗ 
kaufte. Er behielt ſich in dieſem Hofe auf zwei Jahre eine kleine Stube wie 
freie Weide und Futter für 2 Kühe und 2 Pferde vor. 

Die Ausſichten auf Frieden zwiſchen den kriegführenden Mächten und 
Befreiung von der Ruſſenplage müſſen deshalb im Sommer 1762 doch ſchon 
recht allgemein in Polniſch-Preußen geweſen ſein. Genährt wurden ſie wohl 
dadurch, daß die ruſſiſche Kaiſerin Eliſabeth am 5. Januar 1762 geſtorben und 
ihr Nachfolger und Neffe Peter III. auf die preußiſche Seite übergegangen war. 
Letzterer war ein begeiſterter Verehrer Friedrichs des Großen, mit dem er nicht 
nur Frieden, ſondern am 5. Mai 1762 auch einen Allianzvertrag ſchloß, nach 
dem die in Schleſien ſtehenden ruſſiſchen Truppen nunmehr die Bundesgenoſſen 
der Preußen wurden. Peter III. wurde jedoch ſchon am 17. Juli ermordet, 
nachdem ſeine Gemahlin Catharina wenige Tage zuvor durch eine Palaſtrevo— 
lution das Regiment an ſich geriſſen. Sie kündigte Friedrich dem Großen 
zwar den Allianzvertrag, hielt aber den mit ihm geſchloſſenen Frieden aufrecht. 

Die Annahme, daß die übrigen Gegner Friedrichs des Großen nunmehr 
auch zur Beendigung der Feindſeligkeiten bereit ſein würden, erfüllte ſich denn 
auch im folgenden Jahre durch den Hubertusburger Frieden. 

Damit traten für die Bewohner des Stüblauſchen Werders zunächſt wieder 
geſicherte Zuſtände ein. 

Wie ſich das Leben Barthel Weſſels in Gr. Zünder geſtaltet, ergibt der 
folgende Abſchnitt. Hier ſchließe ich nur noch an, was ich über die Geſchicke 
ſeiner Geſchwiſter und einzelner Nachkommen derſelben ermittelt habe. 

Von feinen Brüdern war nur Gerhard oder Gerd, wie er meiſtens ge- 
nannt wird, am Leben geblieben. Gerhard Weſſel wurde am 19. November 
1719 getauft und war wohl das jüngſte Kind ſeiner Eltern. Beim Tode ſeines 
Vaters hatte er das dritte Lebensjahr eben erſt vollendet, und er wuchs ſo 
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unter den Augen feines Stiefvaters Johann Klemm auf. Seine weiteren 
Jugendjahre fielen in eine Periode, in der die politiſchen Verhältniſſe den länd— 
lichen Beſitzern ein wirtſchaftliches Emporkommen wieder möglich machten, ſo 
daß für ſeine Erziehung auch das geſchehen iſt, was damals bei bäuerlichen 
Verhältniſſen die Regel war. In ſeinem 29. Lebensjahre gründete er ſeinen 
eigenen Hausſtand, und zwar kaufte er am 4. Mai 1748 wenige Monate vor 
dem Tode ſeines Stiefvaters den Beſitz ſeines Schwagers Johann Kniewel zu 
Langfelde. Dieſer Beſitz beſtand aus einem Hofe von 3 Hufen 6 Morgen, den 
er mit 7000 fl., und einem zweiten Hofe von 2 Hufen 4 Morgen, den er mit 
5000 fl. bezahlte. Den größten Teil der Kaufſumme hat Gerhard Weſſel wohl 
bar erlegt und nur einen geringen Betrag in Hypotheken übernommen. Da 
ſein Vatergut nur 696 fl. betrug und ſein Stiefvater Klemm ihm auch wohl 
keine nennenswerte Summe zu der geleiſteten Anzahlung überweiſen konnte, iſt 
anzunehmen, daß ſeine Ehefrau Sara geb. Schumacher ihm eine ſolche Mitgift 
zugebracht haben muß, daß die Kaufſumme in der Hauptſache dadurch gedeckt 
wurde. Sara Schumacher war eine Stieftochter des Nachbarn Gregor Kling 
aus Güttland. 


Das erſte Kind des Gerhard Weſſelſchen Ehepaares, eine Tochter, wurde 
1753 geboren. Die Taufe, die am 15. März ſtattfand, und bei der der 
Täufling den Namen Anna-Renate erhielt, ſcheint beſonders feſtlich gefeiert zu 
ſein, denn als Taufzeugen werden folgende Perſonen aufgeführt: des Teichgrafen 
Valentin Hackers Frau Eheliebſte Anna Eliſabeth geb. Gröning aus Stüblau, 
des Teichgeſchworenen George Hackers Frau Eheliebſte Eliſabeth geb. Biber 
ſtein aus Güttland, des Nachbarn Wilhelm Scharping Frau ECheliebſte 
Eliſabeth geb. Görtzen, des Nachbarn Bartholomäus Weſſel Frau Eheliebſte 
Eliſabeth geb. Stankin, der Teichgeſchworene Johann Hacker aus Kriefkohl, der 
Nachbar Michael Hacker aus Güttland und der Nachbar Samuel Dyck aus 
Zugdam. 


Die Familie Hacker, deren Mitglieder ſo zahlreich vertreten ſind, gehörte 
damals zur einflußreichſten und angeſehenſten des Stüblauſchen Werders. Lang⸗ 
felde gehört zur Kirche in Stüblau, die Taufe wird aber in der Kapelle zu 
Langfelde ſtattgefunden haben, die zu jener Zeit dort noch vorhanden war. 
Gerhard Weſſel wird bei dieſem Taufakt auch ausdrücklich als Kapellenvorſteher 
bezeichnet. Den 2. Juni 1759 wurde er auch als Kirchenälteſter der Kirche zu 
Stüblau beſtätigt, in welcher Stellung er 20 Jahre hindurch blieb. 


Die ruſſiſchen Einquartierungen während des Siebenjährigen Krieges muß 
Gerhard Weſſel gut überwunden haben, denn 1764 kauft er 10 Morgen für 
1200 fl., und am 21. April 1768 die Grundſtücke des Martin Eggert zu 
Langfelde zu ſeinem Beſitz hinzu. Der Martin Eggertſche Beſitz beſtand aus 
2 Höfen, von denen der eine 3 Hufen, der andere 1 Hufe 5 Morgen groß 
war. Gerhard Weſſel erſtand dieſe beiden Höfe im öffentlichen Ausruf für 
25 860 fl. 


Martin Eggert war wegen ſeiner Schulden flüchtig geworden. Außer 
den beiden Höfen wurde noch eine Kaleſche für 220 fl. beſonders verſteigert, 
wozu noch ein vorhandener Barbetrag von 11 fl. trat, ſo daß die Aktivmaſſe 
26091 fl. betrug. Von dieſer wurden in erſter Reihe die Wechſelgläubiger und 
die Inhaber der eingetragenen Hypotheken mit ihren Forderungen an Kapital 
und Zinſen voll befriedigt. Ferner fanden die rückſtändigen Abgaben und die 
entſtandenen Unkoſten volle Deckung, ſo daß nur die ſogenannten Buchgläubiger, 


154 


deren Geſamtforderungen ſich übrigens auf den verhältnismäßig geringen Betrag 
von 1775 fl. beliefen, einen Ausfall von 30 % erlitten. Danach ſcheint es 
faſt, als wenn Martin Eggert die Flinte zu früh ins Korn geworfen, doch iſt 
es auch möglich, daß Gerhard Weſſel den Beſitz verhältnismäßig teuer erſtand, 
weil er Bürgſchaften übernommen, oder weil er ſonſt zu den Gläubigern gehörte, 
denn er verkaufte ihn 20 Jahre ſpäter zu einem niedrigeren Preiſe. 


Jedenfalls kam Gerhard Weſſel auf ſeinem für Werderſche Verhältniſſe 
nunmehr recht ſtattlichen Geſamtbeſitz von 10 Hufen 10 Morgen gut vorwärts. 
Nach dem Tode ſeiner Frau — ſie ſtarb am 7. Januar 1768 und wurde in 
der Kapelle zu Langfelde beigeſetzt — gibt er ſeinen 3 Töchtern, Anna-Renate, 
verheiratet an den Nachbarn Andreas Dyck zu Zugdam, Sara, verlobt mit 
Nathanael Döring, und Gertrud erſt am 7. März 1780 Schicht und Teilung. 
Er behält den geſamten Beſitz mit allem Beſatz, Mobiliar und ſonſtigem häus— 
lichen Eigentum, während die Töchter reſp. deren Vormünder ſich einfach für 
befriedigt erklären, ohne daß über die Höhe des Mutterguts irgend etwas ver— 
lautbart. Seit der Schicht und Teilung nach dem Tode von Gerhard Weſſels 
Mutter wird das gleiche Verfahren an ihren Nachkommen bei vorkommenden 
Erbauseinanderſetzungen regelmäßig beachtet, was erkennen läßt, daß ſie einmal 
ſtets einigen Sinnes geweſen ſind, und daß ſie ſodann aber auch niemand einen 
Einblick in ihre Vermögensverhältniſſe zugeſtehen wollten. 


Am 18. Juli 1783 überträgt Gerhard Weſſel den von ihm zuerſt erwor⸗ 
benen Beſitz von 5 Hufen 10 Morgen und die ſpäter zugekauften 10 Morgen 
an ſeine Tochter Gertrud, die ſich mit einem Peter Karſten verheiratet. Auch 
hierbei wird nichts über den Preis geſagt, für den er den Beſitz abtritt. Dieſer 
Peter Karſten bietet übrigens ein intereſſantes Beiſpiel für Namensumänderun— 
gen, wie ſie lediglich durch den Sprachgebrauch ſich vollzogen. Urſprünglich 
wird er im Stüblauer Kirchenbuch als „Kirſch“ aufgeführt, ſpäter heißt er dann 
ins Plattdeutſche übertragen „Karſch“ und ſchließlich verwandelt er ſich, wohl 
bei Neuübertragung des Namens ins Hochdeutſche, in einen „Karſten“. 


Das Karſtenſche Ehepaar blieb bis an ſein Ende im Hof zu Langfelde 
wohnen. Sie ſtirbt am 8. März 1813 und heißt im Kirchenbuche „Gertrud 
Karſchen“, während ihr Mann, der ihr am 16. Februar 1819 im Tode nachfolgt, 
wiederum „Peter Karſten“ benannt wird. Sie ſcheinen nur einen Sohn, Johann 
Gottlieb, hinterlaſſen zu haben, der den Hof übernimmt und am 6. Auguſt 1820 
die älteſte Tochter Anna Maria des Nachbarn Link aus Münſterberg heiratete. 


Gerhard Weſſel verkaufte am 24. März 1788 ſeinen 4 Hufen 20 Morgen 
großen Reſtbeſitz zu Langfelde an Joh. David Grunau für 23000 fl. Er ſtand 
zu jener Zeit im 69. Lebensjahre, was ihn wohl zur Aufgabe der Wirtſchaft 
veranlaßt haben wird. Nach dem Verkauf ſcheint er aus Langfelde verzogen 
zu ſein, denn ſein Tod ſteht im Stüblauer Kirchenbuche nicht vermerkt. Ich 
vermochte auch nicht zu ermitteln, wann und wo er verſtorben iſt. Ob ſeine 
Tochter Sara, die an Nathanael Döring verheiratet war, zur Zeit des Fortzuges 
Gerhard Weſſels aus Langfelde noch lebte, konnte ich auch nicht feſtſtellen, 
ebenſowenig, was deren Mann für einen Beruf hatte und wo er gewohnt hat. 
Die älteſte Tochter Anna-Renate, Ehefrau des Nachbarn Andreas Dyck zu 
Zugdam, war damals jedenfalls noch am Leben. Sie ſtarb erſt 1811 und 
hinterließ 10 Kinder, 4 Söhne und 6 Töchter, von denen nur die beiden 
jüngſten Söhne bei ihrem Tode noch nicht mündig waren. Bei der Schicht 
und Teilung, die Andreas Dyck ſeinen Kindern am 16. Juli 1812 gibt, werden 
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5 Töchter bereits als verheiratet und der älteſte Sohn, der ebenfalls Andreas 
heißt, als Nachbar zu Zugdam aufgeführt. Andreas Dyck der Aeltere ſtarb 
wenige Jahre nach ſeiner Ehefrau. Vor Eintritt der Belagerung Danzigs 
durch die Franzoſen im Jahre 1807 und der ſich anſchließenden franzöſiſchen 
Gewaltherrſchaft muß er ſich in ſehr günſtiger Vermögenslage befunden haben. 
Denn als ſeine Kinder am 2. Februar 1814 und damit kurz nach dem Wieder⸗ 
anheimfall Danzigs und ſeines Landgebiets an den preußiſchen Staat die 
Erbauseinanderſetzung bewirken, wird die Aktivmaſſe noch auf 151183 fl. feſt⸗ 
geſtellt. Da ſie ſich aber aus Vater- und Muttergut zuſammenſetzt, ſo dürfte 
in ihr auch die Mitgift enthalten ſein, die die verheirateten Kinder ſchon vorher 
erhalten hatten. Von dem elterlichen Grundbeſitz übernimmt der Sohn Johann 
Gerhard den Haupthof mit 4 Hufen eigen Land und 1 Hufe der Stadt 
emphyteutiſch Land für 37000 fl. während dem noch unmündigen Cornelius 
½ Hufe geduppelt für 13452 fl. überwieſen wird. Der andere noch unmündige 
Sohn war vor der Erbteilung verſtorben und wurde von ſeinen Geſchwiſtern beerbt, 
jo daß das Geſamterbteil jedes noch lebenden Kindes 15 779 fl. 16 gl. ausmachte. 


Um nun auf die Schweſtern von Barthel und Gerhard Weſſel zurück— 
zukommen, ſo hatte ſich, wie bereits angeführt, die etwa 1703 geborene Anna 
Maria bald nach dem Tode ihres Vaters am 28. Juli 1723 mit dem Nach⸗ 
barn Johann Hell aus Käſemark verheiratet. Sie fing beſcheiden an, denn ihr 
Mann ſaß dort auf 50 Morgen Ratsmietsland. Wie lange ihre Ehe mit 
dieſem währte, habe ich nicht feſtgeſtellt, nach ſeinem Tode ſcheint ſie mit nur 
2 Kindern, einem Sohn und einer Tochter, zurückgeblieben zu ſein, wonach 
man annehmen kann, daß ſie noch vor Beginn ihres 30. Lebensjahres Witwe 
wurde. In zweiter Ehe heiratete ſie den Nachbarn Erdmann Jochem aus Käſemark, 
doch tritt ſie nachweisbar erſt 1752 als deſſen Ehefrau auf, als er ſeinen 
Beſitz zu Käſemark mit dem des Barthel Weſſel zu Woſſitz (Sperlingsdorf 
Seite 58) vertauſchte. Letzteren 3 Hufen umfaſſenden Hof vergrößerte 
Erdmann Jochem noch am 12. Februar 1757 durch den Zukauf von zwei weiteren 
Beſitzungen zu Woſſitz von der Witwe des Arrendators Jacob Räck aus 
Hof Grebin, die jene Beſitzungen bei der Schicht und Teilung des Nach- 
laſſes ihres verſtorbenen Mannes übernommen hatte. Wie groß die beiden 
von Erdmann Jochem zugekauften Höfe waren, wird nicht geſagt; da nach 
ſpäterem Ausweis ſein Grundbeſitz ſich aber nur um einen Hof mit 2 Hufen 
27½ Morgen und um ein Kruggrundſtück vermehrt hatte, ſo nehme ich an, daß 
dieſe beiden Grundſtücke dem Kaufgeſchäft mit der Witwe Räck werden zugrunde 
gelegen haben. Ausgeſchloſſen iſt es aber auch nicht, daß der Räckſche Grund⸗ 
beſitz zu Woſſitz größer war und Erdmann Jochem davon in der Folgezeit 
einen Hof veräußert hat. Wahrſcheinlich iſt für Jochem der Ankauf des Räckſchen 
Beſitzes ſehr günſtig geweſen, denn die Verkäuferin war beſtrebt, ihn loszuwerden, 
weil ſie eine neue Ehe eingehen und die Gegend verlaſſen wollte. Sie heiratete 
den Kgl. Polniſchen und Kurſächſiſchen wirklichen Kammerherrn Michael Hieronymus 
Podowski, Staroſt von Pobrownick und Oberſt der Kgl. Polniſchen Kavallerie. 
Immerhin ein Ehebündnis, das ſeinerzeit kein geringes Aufſehen erregt haben 
mag! — 

Das Jochemſche Ehepaar muß es trotz der Opfer, die die ruſſiſchen 
Einquartierungen während des Siebenjährigen Krieges und die Aktionen 
Friedrichs des Großen gegen die Stadt Danzig den Bewohnern des Stüblauſchen 
Werders auferlegten, während eines allerdings langen Lebens in Woſſitz zu 
beträchtlichem Wohlſtande gebracht haben. Seine Ehe blieb kinderlos, weshalb 
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er in hohem Alter feine beiden Höfe zu Woſſitz am 21. Juli 1792 an den 
Nachbarn Peter Prohl aus Käſemark, einen Schweſterſohn des Erdmann 
Jochem, verſchenkte. Die Schenkung ſchloß Beſatz, Wirtſchaftsgerät und Mobilien 
ein, wogegen die Geſchenkgeber ſich freie Wohnung in einem der beiden Höfe 
nach ihrer Wahl, freie Alimentation und Verpflegung, ihre notwendigen 
Mobilien, ihre Kleider wie ihr Linnen vorbehielten und ſich 30000 fl. zu 4% 
auf beiden Höfen eintragen ließen. Ferner blieb der Beſitznachfolger verpflichtet: 
„ſie mit aller vergnüglichen und ihrem Alter gemäßen Beköſtigung zu verſorgen, 
und ſie in geſunden und kranken Tagen mit aller Wartung, Wäſche, Heizung 
und Arznei zu verſehen und zu verpflegen, ihnen auch ein beſonderes Mädchen 
zu ihrer Wartung und ein Fahrzeug zu ihrem beliebigen Gebrauch zu halten.“ 
Sollten ſie von dem Donatarius nicht der Gebühr nach gehalten werden und 
ſich mit Erlaubnis des Amtes von ihm wegbegeben, ſo hatte er ihnen bei ihrem 
Abzuge eine gute Kaleſche mit 4 guten Pferden ohne Entgelt zu geben, auch 
außer den Intereſſen der 30000 fl., die als Leibgedinge bezeichnet werden, 
2000 fl. jährlich zu zahlen, gleichviel ob beide Donanten oder nur einer von 
ihnen am Leben wäre. 


Seine ausſtehenden Forderungen, wie den Krug in Woſſitz, der dem 
Jochemſchen Ehepaar ebenfalls gehörte, ſchloß er von der Schenkung aus— 
drücklich aus. 

Anna⸗Maria Jochem geb. Weſſel ſtarb ſchon wenige Monate nach dieſer 
Schenkung im hohen Alter von etwa 90 Jahren. Am 30. November 1792 
gibt Erdmann Jochem ihren Nachkommen aus erſter Ehe Schicht und Teilung. 
Es waren dies ihr Sohn, der Nachbar Johann Erdmann Hell aus Ohra, und 
2 Kinder ihrer vor ihr verſtorbenen Tochter: Frau Anna Regina geb. Krieſe, 
Ehefrau des Nachbarn Andreas Kniewell zu Stüblau, und Maria Agathe 
geb. Krieſe, Ehefrau des Nachbarn Johann Jacob Siewert zu Prauſt. Der 
Sohn erhält ¼ Part der Hinterlaſſenſchaft und die beiden Großtöchter zuſammen 
denſelben Anteil; über die Höhe des Betrages wird aber nichts geſagt. 


Peter Prohl, der begünſtigte Erbe Erdmann Jochems, dürfte der Stamm— 
vater der bis zum 20. Jahrhundert in Woſſitz anſäſſig geweſenen gleichnamigen 
Familie ſein. Die Höfe Erdmann Jochems gehören ihr aber nicht mehr. Dieſe 
befinden ſich zur jetzigen Zeit im Beſitze des Nachbarn Doerkſen, des langjährigen 
Reichstagsabgeordneten der beiden Landkreiſe Danzig Höhe und Niederung. Auf 
dem Kirchhofe zu Woſſitz ſteht an dem Grabe Erdmann Jochems noch ein 
Denkſtein, der die Hofmarke eines dieſer Höfe trägt, und auf dem Peter Prohl 
ſeine dankbare Geſinnung gegen ſeinen heimgegangenen Onkel bekundet. 


Ein Nachbar Peter Prohl zu Woſſitz war 1812 mit Maria Renate Dyck 
aus Zugdam, einer Großtochter Gerhard Weſſels aus Langfelde, verheiratet; ob 
dies aber der hier in Rede ſtehende Erbe oder ein gleichnamiger Sohn desſelben 
geweſen iſt, ſteht dahin. 

Chriſtine, die jüngſte Schweſter von Barthel und Gerhard Weſſel, 
wurde am 20. Auguſt 1713 getauft. Ueber ſie habe ich nur ermittelt, daß ſie 
mit dem Nachbarn Wilhelm Daniel zu Gr. Zünder verheiratet war. 


Um ſo mehr Nachrichten liegen über ihre ältere Schweſter Catharina 
Eliſabeth und deren Nachkommen vor, die am 17. Dezember 1709 getauft 
wurde. Dieſe heiratete den Nachbarn Paul Köpke zu Langfelde, einen Sohn 
des Nachbarn Chriſtian Köpke aus Gr. Zünder. Paul Köpke ſtarb nach ver- 
hältnismäßig kurzer Ehe im Mai 1737 ohne Hinterlaſſung von Leibeserben, und 
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ſchon am 28. Dezember desſelben Jahres gab feine Witwe ihrem Schwiegervater 
Schicht und Teilung, was darauf hinweiſt, daß ſie vor einer Wiederverheiratung 
ſtand. Sie behielt den Hof zu Langfelde mit 3 Hufen 6 Morgen und verglich 
ſich mit ihrem Schwiegervater wegen des Uebernahmepreiſes, über den keine 
ziffermäßigen Angaben gemacht werden. 

Am 7. Januar 1738 wird Catharina Eliſabeth denn auch mit dem 
Witwer Johann Kniewel getraut, der ſeine Ehefrau im April 1737 verloren 
hatte, und aus deſſen erſter Ehe ebenfalls keine Kinder am Leben geweſen ſein 
dürften. Vor ſeiner Wiederverheiratung war er bereits Nachbar in Langfelde, 
denn als er 1748 ſeinen dortigen Beſitz an ſeinen Schwager Gerhard Weſſel 
verkaufte, beſaß er, wie ſchon erwähnt, außer dem Hofe, den ſeine zweite Ehe— 
frau ihm zugebracht, noch einen zweiten mit 2 Hufen 4 Morgen. 

Schon vor der Verſchreibung des Langfelder Beſitzes an Gerhard Weſſel, 
am 6. April 1748, hatte das Kniewelſche Ehepaar einen Hof mit 6 Hufen zu 
Stüblau für 17600 fl. erworben, wovon ca. 1 Hufe zu dem gemeinſamen Beſitz 
der Stüblauer Nachbarn in Oſterwick und Zugdam gehörte. Nach dem Wort⸗ 
laut des Kaufvertrages wird der Kaufpreis gleich bar entrichtet, doch dürfte 
Johann Kniewel immerhin einen Teil der auf dem Hof laſtenden Schulden zu— 
nächſt übernommen haben, wennſchon er mit ausreichender Kapitalkraft den neuen 
Beſitz antrat. Er muß ein äußerſt umſichtiger und rühriger Wirt geweſen ſein, 
denn trotz der drückenden ruſſiſchen Einquartierungen während des Siebenjährigen 
Krieges vermochte er doch noch am 6. Juni 1767 ſeinen Beſitz durch den Zu— 
kauf eines Hofes von 5 Hufen in Stüblau zu vergrößern, für den er 20 500 fl. 
bezahlte. Außerdem erwarb er auch noch die Güttländer Fähre mit ½ Hufe 
geduppelt, wohl um feinem Vater, der dieſelbe verwaltete, eine Nahrungsſtelle 
zu verſchaffen, ſo daß er es zu einem für jene Zeit und für werderiſche Ver— 
hältniſſe beträchtlichen Wohlſtande brachte. Wenige Monate vor ſeinem Tode 
übergab er ſeinen zuerſt in Stüblau gekauften Hof an ſeinen Sohn Andreas 
für 34000 fl. und damit für einen doppelt fo hohen Preis, als wie er ihn 
1748 erworben hatte. Er ſtarb am 27. Januar 1781, und bei der darauf 
folgenden Auseinanderſetzung übernahm ſein vorbenannter Sohn auch den Reſt— 
beſitz zu Stüblau, während ſeine Witwe ſich das Fährgrundſtück zu Güttland 
und damit das Einkommen aus demſelben vorbehielt. Sie blieb in Stüblau 
wohnen und überlebte ihren Mann noch 6 Jahre. Ihr Lebensabend dürfte ein 
glücklicher geweſen ſein, denn ihre Kinder — 4 Söhne und 2 Töchter — 
waren gut verſorgt, und ſie hatte die Genugtuung, daß der Grundbeſitz, den ſie 
und ihr Ehemann unter ſicherlich ſchwerer Mühe und Arbeit in Stüblau zu— 
ſammengefügt hatten, in der Hand eines ihrer Söhne erhalten blieb. Ihre 
beiden Töchter waren an die Nachbarn Michael und Johann Lange zu Letzkau 
verheiratet und konnten ſo im lebendigen Verkehr mit der Mutter bleiben, wäh— 
rend ihre anderen 3 Söhne in Danzig als Kaufleute und Gewerbetreibende 
lebten. Zudem wohnte in Stüblau auch noch ihr Neffe Barthel Weſſel, und 
ihren Bruder Gerhard zu Langfelde führte ſchon der damals noch regelmäßige 
Kirchenbeſuch nach Stüblau und in ihr Haus. Catharina Eliſabeth Kniewel 
ſtarb im 78. Lebensjahre am 20. März 1787 und ſomit 5 Jahre vor ihrer 
älteſten Schweſter Anna Maria, verehelichten Jochem zu Woſſitz, deren Groß— 
tochter, wie bereits vorhin erwähnt, Andreas Kniewel geheiratet hatte, ſo daß 
ihre Schwiegertochter gleichzeitig ihre Großnichte war. 

Bis zum Ablauf des 18. Jahrhunderts ſind die Nachkommen Jochim 
Weſſels im Mannesſtamme dem Berufe ihrer Väter treu geblieben, ich habe 
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keinen feſtſtellen können, der ein Handwerk oder ein ſtädtiſches Gewerbe ergriffen 
hätte. Das iſt aber keineswegs bezeichnend für die Berufswahl der werderiſchen 
Nachbarsſöhne jener Zeiten, denn wie ich das an verſchiedenen Stellen dieſer 
Schrift hervorgehoben habe, wandte ſich ein erheblicher Prozentſatz derſelben 
dem Handwerk oder anderen ſtädtiſchen Berufsarten zu und brachte ſo dauernd 
friſches Blut in die benachbarten Städte, insbeſondere auch in die Danziger 
Bürgerſchaft. Zwei Söhne des Kniewelſchen Ehepaares, die Kaufleute wurden, 
beſtätigen dieſe Auffaſſung, weshalb ich hier näher darauf eingehe. Es war 
das eine Berufswahl, bei der die lange Lehrzeit ſehr erhebliche Aufwendungen 
der Eltern erforderte, ſo daß nur gut ſituierte Leute ihren Kindern eine ſolche 
Ausbildung angedeihen laſſen konnten. Von Jacob Kniewel weiß ich allerdings 
nicht mehr zu bekunden, als daß er als Kaufmann in Danzig gelebt hat, wo— 
gegen über ſeinen älteſten Bruder Johann weitergehende Nachrichten vorliegen. 
Er war ſpäter Brauherr in Danzig und nahm eine angeſehene Stellung ein. 
Seine Ehefrau Renate-Eliſabeth geb. Hein war eine Stieftochter des Deich— 
geſchworenen Gottlieb Arend zu Letzkau und demnach eine Halbſchweſter der 
Ehefrauen ſeiner beiden Vettern, des Barthel Weſſel zu Stüblau und des 
Ephraim Weſſel zu Gr. Zünder. 


Johann Kniewel, geb. zu Langfelde am 1. Mai 1741, dürfte ſpäteſtens 
1775 — er ſchloß ſeine vorerwähnte Ehe am 9. März jenes Jahres — 
ſelbſtändiger Brauherr in Danzig geworden und damit in die dortige Brauer— 
zunft eingetreten ſein. In dieſe in der Stadtverwaltung ſehr einflußreiche 
Zunft wurde nur aufgenommen, wer das Bürgerrecht auf einen Kaufmann 
beſaß, demzufolge er denn auch „Handlung an der Weichſel treiben und adlige 
Güter kaufen und beſitzen konnte.“ Es war aber die Periode des Hinſiechens von 
Handel und Gewerbe in der Stadt aus Anlaß der preußiſchen Umklammerung 
(ſiehe Abſchnitt Stüblau), als Johann Kniewel ſeinen ſelbſtändigen Betrieb auf- 
nahm, ſo daß er es wohl vornehmlich den Vorrechten ſeiner Zunft zu danken 
hatte, wenn er trotz jener ſchweren Zeit ſich nicht nur bis zur Einverleibung 
Danzigs in den preußiſchen Staat in ſeinem Gewerbe erhielt, ſondern ſogar 
gut vorwärts kam. Dafür ſpricht, daß er Schöppe der Altſtadt, wie er auch 
bezeichnet wird, Gerichtsverwandter der Alten Stadt wurde und bis zur Neu— 
organiſation der ſtädtiſchen Verwaltung durch das neue preußiſche Regiment 
verblieb. Das Schöppenamt hatte damals nicht lediglich ehrenamtlichen Charakter, 
denn ſowohl die Schöppen der Rechtsſtadt wie der Altſtadt erhielten bei Auf— 
löſung des bis dahin beſtehenden Stadtregiments eine Penſion, ſofern ſie nicht 
in die neue Verwaltung übernommen wurden. Angenommen wurde die Penſion 
allerdings nicht in allen Fällen. Das Schreiben des Oberpräſidenten 
v. Schroetter vom 11. Januar 1794 an Johann Kniewel lautet: „Nachdem des 
Königs Majeſtät die Gnade gehabt haben, Euer Wohlgeboren nach Organiſirung 
des Magiſtrats mit 80 Thlr. jährlich in den Ruheſtand zu ſetzen und dadurch 
Ihre dem Vaterlande geleiſteten Dienſte zu belohnen, ſo ermangle ich nicht, 
Dieſelben mit meinem aufrichtigen Glückwunſche hiervon zu benachrichtigen.“ 

Nach der Einverleibung Danzigs in die preußiſche Monarchie erwachte 
wieder neues Leben in der ſehr heruntergekommenen Stadt, und Handel und 
Verkehr nahmen bald einen hohen Aufſchwung. Für die Brauerzunft machte 
ſich nun jedoch die Konkurrenz der in der Nähe der Stadt und ihres Land— 
gebiets beſtehenden Brauereien empfindlicher fühlbar, weil letztere bei ihrem Ein: 
dringen in das bis dahin eiferſüchtig gehütete Abſatzgebiet der Danziger Brauerzunft 
auf keinen nachhaltigen Widerſtand ſeitens der preußiſchen Behörden ſtießen. Der 
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jahrhundertelange Kampf gegen das Eindringen fremder Biere, den die Danziger 
Brauerzunft bis dahin erfolgreich geführt hatte, mußte damit bald als ausſichtslos 
eingeſtellt werden. Dem Brauen von Bier zum Hausbedarf, das im ſtädtiſchen 
Landgebiet bei den Bewohnern desſelben ſeit der Ordenszeit üblich geweſen war, 
hatte die Zunft zu dieſem Zeitpunkte dagegen ſchon das Ende bereitet. Der 
Widerſtand, den dabei beſonders die Bewohner des Stüblauſchen Werders 
leiſteten, ehe es ſoweit kam, und die Art, wie ſie dabei durch die Deichgeſchworenen 
vertreten wurden, bieten gerade ein ſo charakteriſtiſches Bild für die Lebens 
verhältniſſe und Lebensgewohnheiten unſerer Vorfahren in den früheren Jahr: 
hunderten, daß ich es nicht unterlaſſe, an dieſer Stelle darauf zurückzukommen. 

Wenn in der gegenwärtigen Zeit auch ſehr viel Bier gebraut und getrunken 
wird, ſo iſt der Biergenuß doch nicht annähernd ſo allgemein verbreitet, auch 
bildet das Bier nicht ein ſo notwendiges Lebensbedürfnis, als wie das ſchon 
zur Ordenszeit für Stadt und Land der hieſigen Gegend zutraf. 1416 ſollen 
in Danzig 376 Brauer vorhanden geweſen ſein, und 1435 wird die Bierproduktion 
derſelben auf jährlich 128000 Tonnen berechnet, wobei die Stadt ſelbſt wohl mit 
nicht mehr als etwa 40000 Bewohnern in Betracht zu ziehen iſt.“) Allerdings 
galt damals als Landesgeſetz: „daß weder Edelleute noch Bauern ſollten Kauf 
ſchlagen oder Bier brauen und verkaufen, ſondern das ſollte der Städte Nahrung 
ſein.“ Doch war das Bierbrauen für den eigenen Hausbedarf wohl allgemein 
und auf dem Lande zweifellos den nach Kulmiſchem Recht belehnten Gütern 
und Gemeinden freigelaſſen. Immerhin wird demnach bei der vorhin angeführten 
Bierproduktion der Danziger Brauerzunft zu berückſichtigen ſein, daß ſich der 
Abſatz des Bieres erheblich über die Grenzen des Stadtbezirks hinaus erſtreckt haben 
dürfte. Das Stüblauſche Werder kam dabei aber wohl wenig in Betracht, 
weil es ſich mit dem Bezirk der Vogtei Grebin deckte, die zur Komturei Marienburg 
gehörte, und die Bewohner desſelben mithin weder zur Komturei noch zur 
Stadt Danzig irgendwelche behördlichen Beziehungen hatten. Das änderte 
ſich natürlich als Danzig beim Abfall vom Orden 1454 vom König von Polen 
mit einem erheblichen Landgebiet belehnt wurde, zu dem auch das Stüblauſche 
Werder gehörte. Bei den Verwüſtungen, denen dieſes Werder dann gleich 
während des 13 jährigen Krieges ausgeſetzt geweſen war, hatten Wohlſtand 
und Bevölkerung jedoch ſehr abgenommen, ſo daß es als Abſatzgebiet für die 
Danziger Brauerzunft erſt von Bedeutung wurde, nachdem 100 Jahre ſpäter 
die Beſiedlung der Freidörfer mit Holländern durchgeführt und eine geſteigerte 
Leiſtungsfähigkeit der Werderbewohner wieder eingetreten war. Mindeſtens läßt 
ſich ein Vorgehen der Brauerzunft gegen die Einfuhr fremder Biere, ſoweit 
das Werder dabei in Betracht kommt, erſt in der zweiten Hälfte des 16. Jahr⸗ 
hunderts nachweiſen, zu welcher Zeit ſie auch damals noch nicht vollſtändig 
verboten war. Denn 1582 wird den Schulzen von dem Werderſchen Amte 
der Vorwurf gemacht, daß ſie ſeit einem halben Jahre keine Akziſe von den 
eingeführten fremden Bieren abgelegt hätten, weshalb ſie bei „ihren Eiden 
und Pflichten und bei Verluſt des Schulzenamtes zum Ueberfluß abermals 
ermahnet werden, daß ſie ohne alle Mittel und mit höchſten Treuen ſolche 
hintſtelligen Aceiſen getreulich einfordern und binnen 14 Tagen einbringen 
ſollen.“ Die Ermittlungen, die daraufhin von den Deichgeſchworenen angeſtellt 
wurden, ergaben aber, daß kein Krüger im Stüblauſchen Werder fremdes Bier 
führte; Marienburgiſcher Met wurde dagegen von den Krügern zu Woſſitz und 
Stüblau, am letzteren Orte auch noch Wein geſchänket. Ob auch von letzteren 
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Getränken eine Akziſe gegeben werden ſolle, jtellten die Deichgeſchworenen dem 
weiteren Befinden anheim. Mit der Erhebung einer Akziſe von fremden Bieren 
wäre ein völliges Einfuhrverbot aber kaum vereinbar geweſen. 

In Verbindung mit den Maßnahmen gegen das fremde Bier richtet die 
Brauerzunft nun auch ihr Augenmerk auf die Brautätigkeit der Werderbewohuer. 
Nicht wenige Dorfſchaften beſaßen damals noch Brauhäuſer, die der Bewohner— 
ſchaft gemeinſam zur Herſtellung des Bieres dienten. So wurden 1579 der 
Schulze und mehrere Nachbarn des Dorfes Woſſitz beſtraft, weil ſie „zuwider 
eines Ehrb. Raths ergangenen und publicirten Brau- und Zapfordnung ſich 
unterſtanden vor ihren eigenen Kopf unangemeldet und unbefraget zu brauen 
und das Bier auszuzapfen“. Der Schulze hatte eine erhebliche Tonnenzahl 
allein gebraut und davon zwei an den Krüger verkauft, während von den 
anderen Nachbarn ſich je drei oder zwei zu einem gemeinſamen Brauſel vereinigt 
hatten. Bei Verkündigung der Strafe heißt es: „daß der Schulze als Principal 
der den anderen mit gutem Exempel vorgegangen, die zwo Tonnen Bier, ſo 
er im Krug verkauft, ſollen verfallen ſein. Zudem ſoll er alles Malz, ſo er 
gebrauet, als es izo in der Stadt gekauft wird beim Ehrb. Rath auszulöſen 
ſchuldig ſein. Die anderen aber alle, ſo gebrauet, ſollen ein jeder ſo viel Malz 
als er verbrauchet, ſo theuer als es izo in der Stadt gekaufet und bezahlet 
wird, auch auslöſen, und ſoll keiner von ihnen ſich aus der Stadt wenden, ehe 
ſolcher Abſchied gänzlichen vollzogen und das Geld allenthalben abgeleget und 
entrichtet iſt.“ Da die „Verbrecher“, wie ſie benannt werden, aber joviel 
Geld nicht bei ſich hatten, wird ihnen vom Werderſchen Amtsverwalter auf 
ihr inſtändiges Bitten eine achttägige Friſt zur Entrichtung desſelben bewilligt. 
Herr Prediger Johann und vier weitere Nachbarn, die willens geweſen zu 
brauen, kamen ohne Strafe davon. Der ganze Vorgang läßt deutlich erkennen, 
daß der Brauakt ſich in einem gemeinſamen Brauhauſe vollzogen hatte reſp. 
vollziehen ſollte, und daß ſich ſolche gemeinſamen Brauhäuſer ſeit der Ordens— 
zeit noch bis dahin erhalten hatten. Auf die vormalige Exiſtenz ſolcher Brau— 
häuſer weiſen die Deichgeſchworenen denn auch noch ſpäter zur Begründung 
des Anſpruchs der Dorfſchaften auf Beibehaltung der beſchränkten Brauberechtigung 
hin. In einer derartigen Eingabe an den Rat heben ſie hervor, daß es in 
einem Vergleiche des Rats mit der Brauerzunft vom 13. Januar 1568 wörtlich 
heiße: „Dieweil ſich auch die Brauer der Brauhäuſer halber innerhalb der 
Stadt Gebiet gelegen, ſowohl auch des Schankwerks, das in den Stadtdörfern 
und Gütern wenig Danziger Bier aus der Stadt geholet, merklich an ihrer 
Nahrung verkürzet beſchweren, ſollen ſolche Brauhäuſer, darinnen Jemandes 
mehr als zu ſeiner häuslichen Nothdurft brauet, gänzlich ab- und weggethan ſein.“ 

Solche Uebertretungen, wie der Schulze von Woſſitz ſie ſich durch den 
Verkauf von Bier an den Krüger zuſchulden kommen ließ, werden ſich auch 
anderwärts wiederholt und der Brauerzunft einen dankenswerten Aalaß geboten 
haben, um vom Rat immer ſchärfere Maßnahmen gegen das Bierbrauen der 
Nachbarn zum Selbſtverbrauch zu erlangen. 1613 unterſagte der Bürgermeiſter 
und Werderſche Amtsverwalter ſchon den Schulzen und ganzer Gemeinde der 
Dorfſchaften Stüblau, Woſſitz, Güttland, Kriefkohl, Langfelde, Trutenau und 
Oſterwick das Bierbrauen bei 20 fl. Ung. Strafe; freigelaſſen blieb dabei aber 
noch das Brauen in der Augſtzeit. 

Wegen dieſer weitgehenden Beſchränkung, die ſich auf alle Ortſchaften 
des Stüblauſchen Werders ſchließlich erſtreckt haben dürfte, werden der Deichgraf 
und die Deichgeſchworenen beim Rate vorſtellig. In der Beſchwerdeſchrift aus 
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dem Jahre 1614 heißt es: „wie daß ſich unlängſt zur Zeit des böſen Weges 
bei uns, den Teichgeſchworenen, viel Wehklagen und Weinen, nicht allein von 
Armen, ſondern auch von erbgeſeſſenen Leuten erhoben, welche uns täglich 
kläglicher zu vernehmen geben, daß es ihnen an dem lieben dünnen Krelling 
und Tafelbier mangele und eine lange Zeit hero wegen des böſen Weges 
gemangelt, auch umbs Geld von den Krügers nicht bekommen können, dahero 
viel ſchwangere Frauen und Kindbetterin das ungeſunde Waſſer trinken und 
alſo in Ungeſundheit und Verkürzung ihres Lebens kommen und gerathen, ja 
auch ganz verderben müſſen. Denn die Krüger ſich zum höchſten beflaget, daß 
ſie kein Getränke weder zu Lande noch Waſſer heraußer bekommen können, 
ſo iſt auch von den Nachbarn, welcher etliche vor dieſem noch dann und wann 
gebrauet, nichts zu bekommen geweſen, denn ſie vorgeben, daß Ein Ehrb. Rath 
ihnen all das Brauwerk bei harter Pön auf der Brauer in Danzig Inſtändigkeit 
unterſagen habe laſſen, dahero ſie auch ſelbſt Noth leiden müſſen und ſich gleich 
den anderen wegen Mangel des Getränkes zum wehmüthigſten beklagen.“ Die 
Deichgeſchworenen heben dann weiter hervor, daß ſie von den Bewohnern des 
Werders beſchuldigt würden, das Beſte desſelben nicht ausreichend zu vertreten, 
daß ſie dieſen Vorwurf auf ſich nicht ſitzen laſſen könnten und deshalb um 
Berückſichtigung der großen Not und um Abhilfe bäten. Dieſe Not wäre noch 
durch das vielfältige Viehſterben verſchärft, „daß mancher Hauswirth für ſein 
Geſinde keine Molken zur Speiſe hat, ſondern anſtatt derſelben Bier und was 
deme mehr verwandt mit großen Unkoſten von dem Brauer oder aus dem 
Kruge holen muß“. Der Antrag der Deichgeſchworenen geht ſchließlich dahin, 
daß den Dorfſchaften geſtattet werden möge, dreimal im Jahr, im Frühjahr, 
Augſt und Herbſt zur Notdurft zu brauen, worauf der Rat am 12. Dezember 1614 
den Schluß faßt: „daß Supplikanten, die jo von der Weichſel und Mottlau 
abgelegen, für dieſe Zeit, ſolang der böſe Weg währet, ein Keſſelbier brauen 
mögen.“ 

Wenn die Deichgeſchworenen darauf hinweiſen, welche geſundheitlichen 
Gefahren das vermehrte Waſſertrinken aus Anlaß des Biermangels mit ſich 
brachte, jo war das bei den durchſchnittlich ſchlechten Trinkwaſſerverhältniſſen, 
wie ſie bis in die neuere Zeit beſonders in den niedrig gelegenen Ortſchaften 
beſtanden, ſicherlich keine Uebertreibung. Aus dieſem Hinweis geht auch hervor, 
daß die Bewohner des Werders ſchon damals einſichtig genug waren, die 
Gefährlichkeit des ihnen zu Gebote ſtehenden Trinkwaſſers zu erkennen und 
daß ſie deshalb vornehmlich das ſelbſtgebraute Bier als Erſatz gebrauchten, bei 
dem das zur Herſtellung desſelben verwendete Waſſer durch den Brauprozeß 
von ſeinen geſündheitsſchädlichen Keimen befreit war. 

Im weiteren Kampfe um die Brauberechtigung für den Hausbedarf kommen 
die Deichgeſchworenen 1650 darauf zurück und führen dabei an: „daß bei der 
Natur des niedrig liegenden Landes und faſt immer beſorglich ungeſunder Luft, 
das liebe Waſſer in den Leib zu gießen nicht wohlthümlich, ſondern auch ſehr 
gefährlich, indem daraus leicht böſe Krankheiten entſtehen und dadurch die Leute 
wie die Fliegen wegſterben können, auch unſer Geſinde zu ihrer ſchweren Arbeit 
keine Kräfte überkommen mögen.“ 

Von 1614 ab dürften während der nächſten beiden Jahrzehnte von ſeiten 
des Rats keine Schritte getan ſein, um den Bewohnern des Werders die Selbſt— 
bereitung eines Keſſelbiers für den Hausbedarf völlig zu unterbinden, wennſchon 
die Brauerzunft es an Anregung zu einem ſolchen Vorgehen ſicherlich nicht hat 
fehlen laſſen. Bei dem dann 1626 einſetzenden ſchwediſch-polniſchen Erbfolge⸗ 
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kriege mußten ſowohl der Rat wie die Brauerzunft die Angelegenheit ſchon auf 
ſich beruhen laſſen, weil die Schweden einen großen Teil des Stüblauſchen 
Werders beſetzt hielten, und während der Waffenſtillſtandsjahre von 1629 bis 1635 
ließen die ſtarken Bequartierungen desſelben Kontrollen auf fremde oder ſelbſt— 
gebraute Biere weder ratſam noch Erfolg verſprechend erſcheinen. Sehr bald 
nach dem Stuhmsdorfer Frieden änderte ſich das aber. Die Brauerzunft nahm 
die Bekämfung der Brautätigkeit der Bewohner des ſtädtiſchen Landgebiets 
wieder auf, die, wie das ja die Zeitverhältniſſe mit ſich brachten, vielfach auch 
über den Hausbedarf hinaus ausgeübt worden ſein wird, wenn die erforderlichen 
Materialien dazu vorhanden oder aufzutreiben waren, und ſuchte dazu den Bei— 
ſtand des Rates wie auch des polniſchen Hofes zu erlangen. Beim Rat hatte 
fie denn auch inſoweit Erfolg, daß auf deſſen Schluß ſchon im Februar 1636 
von allen Kanzeln des ſtädtiſchen Territoriums abgekündigt wurde: Die Brau— 
häuſer, es ſei im Werder, auf der Höhe oder in der Nehrung, wären eheſt 
abzuſchaffen, was zu ſolchem Ende denjenigen, die ſolche Brauhäuſer hielten, 
bei Vermeidung harter Strafe aufgetragen würde. Im ſelben Jahre muß denn 
auch noch ein Dekret des Königs von Polen ergangen ſein, das in der Haupt— 
ſache den Wünſchen der Brauerzunft entſprach. Den Wortlaut dieſes Dekrets 
habe ich nicht geſehen, er war aber jedenfalls ſo gehalten, daß ſich bei einer 
weitgehenden Auslegung die völlige Unterſagung der Brautätigkeit der Bewohner 
des ſtädtiſchen Landgebiets damit rechtfertigen ließ. Der Rat entſchloß ſich denn 
nun auch dazu, indem er jedwedes Brauen für den Hausbedarf gänzlich unter— 
ſagte, was dann den Deichgräfen und die Deichgeſchworenen in der erſten Hälfte 
des Jahres 1637 zu einer Eingabe an den Rat veranlaßte, die ich hier im 
Wortlaut folgen laſſe: 


„Demnach uns nunmehr die vergangene Woche von der Werderiſchen 
Regierung Eines Edlen Hochweiſen Raths Schluß angemeldet worden, daß uns 
hinfüro nicht mehr frei ſein ſolle, Augſtbier zu brauen, ſondern daß wir alles 
Bier und Getränke aus der Stadt holen ſollten, und wir uns gar leicht die 
Gedanken machen, daß ſolches nirgend anders als von den Brauern der Stadt 
Danzig herrührt, als haben wir nicht Umbgang haben können, Euere Edlen, 
Geſtrengen Herrlichkeiten mit dieſer unſer demüthigen Supplikation anzulaufen 
und unſere Gravamina kürzlich anzubringen. 


Erſtlich reſerviren wir uns auf den uralten Gebrauch, daß nämlich von 
undenklichen Jahren hero im ganzen Lande den Pauersleuten frei geweſen, gegenſt 
den Augſt unſer eigen Getränke zu brauen, welches niemals von den Brauern 
dieſer Stadt und anderer Städte widerſprochen worden, wie es denn noch itzo 
im Kgl. Werder“) und anderen Oertern frei und zugelaſſen iſt. 


Vors ander geben wir E. G. H. zu erkennen, was für eine große Laſt 
und Beſchwer einem Pauersmann ſonderlich im Augſt oblieget, ſintemal er ſolche 
Arbeit nicht mit ſeinem eigenen Geſinde verrichten kann, ſondern er muß wohl 
in die 30 auch 40 Arbeiter oder Tagelöhner darzu annehmen, die ihm die Ernte 
vollbringen helfen, welche er alle miteinander ſpeiſen und tränken muß, bei 
welcher Menge eine Tonne Bier oder Krelling in der Hitze nicht viel verſchläget. 
Sollte nun gegenſt ſolche Zeit einem Pauersmann nicht freiſtehen, ſein eigen 
Getränk zu kochen und zu brauen, ſo würde nicht allein der Pauersmann noch 
einmal ſoviel auf den Augſt wenden müſſen, ſondern er müßte immer Pferde 
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und Wagen fertig halten, die nichts anderes thäten, als nur Bier und Krelling 
zuführten, da die Brauer vor dieſem ihre Biere den Dörfern allezeit zugeführet haben. 


Vors dritte haben wir uns höchlich zu beklagen über die große Stei— 
gerung der Biere, da wir einem Brauer in Danzig für die Tonne Fünfſchilling⸗ 
bier 7 fl. zahlen müſſen, welche nur 3 fl. werth iſt, die uns auch nicht 3 Floren 
zu ſtehen kömmt, wenn wir es ſelbſt kochen oder brauen. Vor eine Tonne 
Krelling müſſen wir dem Brauer 2 fl. zahlen, da uns die Tonne ſolchen Krellings 
kaum zehn Groſchen zu ſtehen kommt. 


Vors vierte iſt, Gott erbarms, nunmehr landkundig, wie ſchon das 
Danzker Tafelbier gebrauet und ſonderlich auf die Dörfer ausgeſpundet wird, 
welches alſo beſchaffen, daß es kein Menſch nicht trinken will, ja nicht trinken 
kann, da doch das gemeine Tafelbier, vor welches man vor dieſem 5 M. vor 
die Tonne gezahlet, ſo gut geweſen, daß es im ganzen Lande vor allen Bieren 
den Preis gehabt. Und ob ſchon ander Bier in der Stadt gebrauet wird, die 
Tonne für 10 fl., ſo iſt es doch ebenmäßig alſo beſchaffen, daß es die meiſte 
Kraft und Fettigkeit von dem Hefen, wenig Kraft und Fettigkeit aber der Gerſte 
in ſich hat, ſintemal die Brauer mit allem Fleiß die Biere nicht ausgären laſſen, 
ſondern die Hefe allemal in den Tonnen wieder nieder zu kloppen wiſſen, damit 
ſolche Fettigkeit ihm nicht entgehe und die Tonnen deſto voller bleiben. Sollte 
nun ein Pauersmann ſeinem Augſtvolk Zehnguldenbier zu trinken geben, ſo 
würde all ſein Getreidig, ſo er einauſtet, faſt aufs Bier gehen und würde der 
Pauersmann dem Brauer in ſo tiefe Schuld gerathen, daß alle Gerſte der 
Brauer vors Bier ohne Geld an ſich bekommen würde. Woher ſollte dann der 
Herrſchaft Zins und andere ſchwere Unkoſten, ſo ein Pauersmann das Jahr über 
tragen muß, entrichtet werden? 

Fünftens, ob nun ſchon die Brauer objieiren wollten, daß die Gerſte 
itzo theurer iſt als ſie damals geweſen, da man die Tonne Bier vor 5 M. 
bezahlet, ſo reſerviren wir uns doch auf die Gegengezeugniſſe der Alten, die 
noch im Leben ſind, die gar wohl eingedenk ſind, daß damals, wie die Tonne 
Bier 5 M. gegolten, der Scheffel Gerſte oftmals 40 auch 45 gl. und mehr 
gegolten hat, da itzo die Gerſte bisweilen nur 30 oder 35 gl. bis in die 40 gl. 
gilt; ja im Kriege hat der Scheffel Gerſte 7 M. gegolten und dennoch iſt das 
Bier damals viel beſſer geweſen als es itzo it. Woraus E. G. H. leicht abzu- 
nehmen haben, wie die Brauer mit uns Pauersleuten umbgehen. 


Vors ſechste reſerviren wir uns auf den allgemeinen Gebrauch aller 
Zünfte, daß zwar niemand irkeiner Zunft zu Verfang dergleichen Nahrung treiben 
muß, aber es ſtehet einem Jeden frei, daß er für ſich ſelbſt ein Kleid, ein Paar 
Schuhe und dergleichen machen mag, nur daß er ſolches nicht verkauft oder 
ſeine Nahrung damit treibe. Warumb ſollte denn uns Pauersleuten ſo ganz 
und gar verboten ſein, daß wir von unſerm eigenen Getreidig, ſo wir auf unſerm 
Lande bauen, vor unſern eigenen Mund und vor unſer eigen Volk mit unſerer 
eigenen Handarbeit nicht einen Trunk Krelling oder gering Bier kochen oder 
brauen ſollen, zu den Zeiten, wenn wir mit großer Arbeit vom Segen Gottes 
einſammeln, wenn wir nur den Brauern zu Verfang ſolches nicht verkaufen oder 
unſere Handtirung damit treiben? 

Vors ſiebende reſerviren wir uns auf Gottes ausdrücklich Befehlig, da 
geboten wird: Du ſollſt dem Ochſen, ſo da driſchet, das Maul nicht zubinden. 
Warumb wollte man den armen Pauersleuten dann, die als Ochſen arbeiten 
müſſen, das Maul zubinden, daß ſie ihrer eigenen Hausarbeit und des Segens 
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Gottes nicht genießen, oder bei ihrer Arbeit von ihrer eigenen Gerſte einen 
guten Trunk Krelling oder Bier nicht ſelbſten kochen und trinken ſollen? 


Vors achte ſtehet uns Pauersleuten dieſe Gefahr darauf, wenn den 
Brauern ſoviel ſollte eingeräumet werden, daß ein Pauersmann alle ſeine Gerſte 
dem Brauer bringen und hingegen kein ander Bier oder Krelling trinken ſollte 
als was der Brauer in der Stadt brauet, ſo würden gar bald die Bäcker 
nachfolgen und ſoviel zuwege bringen, daß wir auch kein Brod backen, ſondern 
unſer Korn dem Bäcker bringen und das Brod aus des Bäckers Händen eſſen 
müßten, ja es würden die Fleiſcher und Garköche auſwachen und begehren, daß 
wir all unſer groß und klein Vieh ihnen in die Stadt bringen und aus ihrer 
Hand das Fleiſch eſſen müſſen, alſo daß E. G. H. gar leicht zu ermeſſen haben, 
was für große Confuſion ſolchem der Brauer ungebührlichen Attentates ent— 
ſtehen würde. 


Neuntens, im Fall nun die Brauer ſich auf das erhaltene Kgl. De— 
eretum reſerviren wollten, jo hoffen wir doch nicht, daß ſolch Kgl. Deeretum 
ſoweit auf uns arme Pauersleute extendiret werden könne, alldieweil die alten 
Brauhäuſer eximiret und ſonderlich das Augſtbier den Pauersleuten nicht abge— 
ſprochen iſt. Sollten aber ja die Brauer das Augſtbier uns ſtreitig machen 
wollen, ſo würden wir unſere alten Privilegien, die wir über unterſchiedene alte 
Brauhäuſer im Werder haben, herfürſuchen und hierinnen der Oberkeit Schutz 
und Rettung demüthigſt anrufen müfjen., 


Wann dann aus obenangegebenen Urſachen E. G. H. leicht zu erſehen 
haben, was für eine unerträgliche Laſt auf dem Pauersmann redenſiren würde, 
wenn auch das gewöhnliche Augſtbier dem Pauersmann zu brauen ſollte ver— 
loren ſein, als bitten zum unterthänigſten E. G. H. den Brauern in ihrem ſo 
unbillig Begehren ſoweit nicht beiſpringen, ſondern uns bei dem alten Gebrauch, 
ein geringes Augſtbier und Krelling zu brauen, ſchützen und erhalten wollen, 
alldieweil ſolches im Kgl. Werder und anderen Pauersleuten im Lande frei und 
zugelaſſen iſt, ſintemal die Gerſte, jo wir verbrauen, vollkommen veracciſet wird. 
Deß verobligiren wir uns hiermit, daß wir nicht mehr, als zu unſerer hohen 
Nothdurft von Nöthen, kochen und brauen, und den Brauern zu Verfang das 
Geringſte nicht verkaufen wollen. Sollten aber E. G. H. über alles Verhoffen 
bei ihrem Schluß verharren wollen, jo bitten wir zum unterthänigſten, E. G. H. 
wollten in Anmerkung, daß die Brauer nur auf ein Jahr mit dem Brauwerk 
belehnet worden, uns ebenmaßen nur für dies Jahr, weil der Augſt für der 
Thüre iſt, die Freiheit des Augſtbieres vergönnen und unterdeß kraft ihrem 
oberkeitlichen Amte auf Mittel und Wege bedacht ſein, damit eine gewiſſe Probe 
und Taxe, wie in anders wohlbeſtellten Städten gebräuchlich, auf die Danzker 
Biere geſetzet werden möge, auf daß wir Pauersleute und ſonderlich die Armen, 
ſo jämmerlich von den Brauern über die Hälfte nicht mögen verkürzet werden, 
und wir alſo unſer Schweiß und Blut dem Brauer zu allerlei Hochmuth und 
Pracht nicht darreichen dürfen. Solches iſt dem Befehl Gottes, der Liebe des 
Nächſten, dem cölmiſchen Recht und den alten Gebräuchen des Landes gemäß, 
und wir find überdas ſolche oberkeitliche Vorſorge, gute Ordnung und Ber- 
günſtigung für männiglich zu rühmen, auch dem lieben Gott für E. G. H. gute 
Geſundheit und glückliche Regierung Tag und Nacht anzurufen und in aller 
Unterthänigkeit E. G. H. zu gehorſamen, erbötig und befliſſen.“ 


Auf dieſe Eingabe ſchloß dann der Rat in ſeiner Sitzung vom 17. Juli 
1637 zunächſt: „daß den Supplicanten mit dem Augſtbier vor diesmal nicht 
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zu fugen, ſondern ihnen daſſelbige zu brauen zu verbieten ſei;“ dieſer Schluß 
wurde aber, wie es weiter heißt: „in naher Zeit aufgehoben und allein im 
Augſt ſchlecht dünne Bier zu brauen vergönnet.“ 

Wenn der Rat nun trotz des Kgl. Dekrets den Intereſſen der Bewohner 
ſeines Landgebiets ſoweit Rechnung trug, daß er das Brauen des Erntebieres 
ihnen geſtattete, dann muß das Dekret eine ſolche Auslegung immerhin zugelaſſen 
haben. Dem Andringen der einflußreichen Brauerzunft gegenüber vermochte er aber 
ſeine wohlwollende Haltung nicht aufrecht zu erhalten, denn ſchon am 16. Juni 1638 
ging er mit dieſer einen Vergleich ein, der die Beſtimmung enthielt, daß in der 
Stadt Gütern, wozu auch die Dorfsgemeinden gerechnet wurden, keine Brau— 
häuſer geduldet und das Brauen, es ſei ſtark oder geringes Bier, bei harter 
Strafe verboten werden ſollte. Im Verfolg dieſes Vergleichs erging denn auch 
unterm 9. Juli 1638 eine Verordnung des Rats, die von allen Kanzeln 
publiziert und an die Schulzenämter angeſchlagen wurde, wonach alle Brau— 
häuſer nebſt deren Küwen, Darren und Braugerätſchaft gänzlich abgeſchafft 
werden ſollten und gleichzeitig verboten wurde: kein Bier, es ſei ſtark oder 
geringe, weder zur Augſt- oder zur anderen Zeit zu brauen, noch Bier oder 
ſchlechte Getränke aus andern, dem Werder nahe gelegenen Städten und Oertern 
zu holen. 

Dagegen wurden die Deichgeſchworenen dann wieder vorſtellig. Ihre 
Eingabe, die fie 1639 dem Rat einreichen, wiederholt die bereits 1637 vor— 
gebrachten Gründe, betont dann aber auch noch, daß die durch ſie vertretenen 
Ortſchaften die Weichſeldämme mit ſchweren Unkoſten und großer Arbeit reparieren 
mußten, was nicht nur dieſen, ſondern auch vornehmlich der Krone Polen und 
der Stadt Danzig zum Beſten geſchehe, damit der Weichſelſtrom und die Schiff- 
fahrt darauf, welche das Reich Polen und die Stadt nicht entraten könne, 
erhalten werde, wofür ihnen die Braubefugnis bei Ausführung jener Arbeiten 
ebenfalls zugute komme. Die Arbeiten am Weichſeldamm würden aber gerade 
im laufenden Jahre ſehr groß ſein, weil der Eisgang im verfloſſenen Früh— 
jahr ſo großen Schaden an den Dämmen verurſacht habe, wie ſeit Menſchen— 
gedenken nicht geſchehen. Ob ſich das auf das Jahr 1639 oder 1640 
bezieht, könnte zweifelhaft ſein, weil die Eingabe kein Datum trägt und der 
Beſcheid des Rats auf dieſelbe erſt im Juni 1640 ergeht; da das Jahr 1639 
aber ein ſehr regenreiches war und die Eingabe auch die Bemerkung enthält, 
daß man zur Zeit der Abfaſſung derſelben „wegen großen Waſſers zu Wagen 
oft nicht zur Stadt fahren könne“, jo dürfte fie die Witterungsverhältniſſe 
des letzterwähnten Jahres und den Eisgang des Frühjahrs 1640 im Auge haben. 

Nachdem die Deichgeſchworenen auch in dieſer Eingabe erneut die Feſt— 
ſetzung einer Biertaxe verlangt, ſchließen fie dieſelbe mit der Bitte um Wieder- 
gewährung der Freiheit des Brauens und fügen auf das der Brauerzunft 
erteilte Kgl. Dekret von 1636 hinweiſend hinzu: „und weil wir verſtanden, daß 
ſolch Interdictum des Brauens die Brauer in Danzig bei Kgl. Hof erhalten, 
daß Ein Hochweiſer Rath ſich unſer als ihrer Unterthanen annehmen und bei 
Ihrer Königl. Majeſtät und den Herren der Krone Polen ſich bemühen möchte, 
ſolch alt Kgl. Beneficium uns wiederum zuwege zu bringen und zu erhalten, 
damit der Brauer Uebermuth, Stolz, Hochmuth und Pracht, den fie und die 
Ihrigen treiben, in prächtigen Kleidern, ſtattlichen Kareten und Roſſen, die 
ſtets auf der Streu halten, in allem viel prächtiger als nicht ein Kaufmann 
oder Rathsverwandter thut, etlichermaßen möge geſteuert werden. Und hier— 
gegen wir arme Landleute durch den geringen Verkauf unſeres Getreides 
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und anderer Landwaren und durch den theuren Kauf des Getränkes nicht gat 
ausgeſogen werden, ſondern erhalten, und unſere Nahrung ferner haben, Ihrer 
Kgl. Majeſtät und der Stadt Dienſte und Gebühr verrichten mögen, welches 
umb Ihrer Kgl. Majeſtät und den Herren des Reichs wie auch E. Hochw. Rath 
mit unſeres Gebet und ſchuldigen Gehorſam zu verſchulden wir ſtets bereit— 
willig und pflichtſchuldig.“ 


Seinen Schluß auf dieſe Eingabe ſcheint der Rat recht lange hinaus- 
geſchoben zu haben; er faßte ihn erſt am 8. Juni 1640, und derſelbe lautete 
dann: „Demnach ſich die Supplicanten bei dieſer wohlfeilen Zeit der Gerſte 
nicht unbillig über die Brauer beſchweren, als will ein Rath connivendo geſchehen 
laſſen, daß ſie den Augſt über ein gering Krelling oder Ciekus, keineswegs 
aber Bier und beſſer Getränk bei Verluſt dieſer Vergünſtigung kochen und 
ſolches in geheim halten mögen. Wegen des Bierſatzes wird E. Rath künftig 
ſich bereden können.“ 


Bei aller vorſichtigen Faſſung dieſes Beſchluſſes widerſprach derſelbe doch 
dem Vergleich, den der Rat mit der Brauerzunft geſchloſſen hatte. Das läßt 
erkennen, daß im Rate auch Stimmen vorhanden waren, welche für die beſchränkte 
Brauberechtigung der Landbewohner eintraten, zu denen wohl in erſter Reihe 
der damalige Adminiſtrator des Stüblauſchen Werders, der Bürgermeiſter Johann 
Czierenberg gehörte. Er wußte auch, daß der Deichgraf und die Deichgeſchworenen 
ſchon geraume Zeit vorher beim Kgl. Hofe zu Warſchau gegen die Auslegung 
des Dekrets von 1636 im Sinne der Brauerzunft vorſtellig geworden waren. 
Denn gerade ſeine Unterſtützung hatten dieſe nachgeſucht, wie er Februar 1638 
als Abgeſandter des Rats nach Warſchau gereiſt war, von wo er erſt anfangs 
Mai zurückkehrte. In einem Schreiben, das der Deichgräf und die Deich- 
geſchworenen am 28. März 1638 an den Bürgermeiſter Johann Czierenberg 
nach Warſchau richteten, heißt es: „ſondern wir halten es gänzlich dafür und 
haben gute Nachrichtung, daß das oben erwähnte Kgl. Dekret, welches die Brauer 
erhalten, nur auf die öffentlichen Brauhäuſer und ſolch Brauwerk zu verſtehen 
ſei, wenn jemand irkein Trinken ausſpundet, verkaufen und alſo den Brauern 
in ihrer Nahrung zum Verfang leben wollte, eben wie das Brodbacken einem 
Pauersmann nicht frei ſein würde, wenn er den Bäckern zum Verfang allerlei 
Brod verkaufen und ſeine Nahrung damit treiben wollte. 


Gelanget derowegen an E. Geſtr. Herrl. unſere unterthänige, dringliche 
Bitte, dieſelben wollten doch ſich der Unterthanen des Stüblauiſchen Werders 
ſoweit annehmen und entweder Ihren Secretario oder jemand anders commitliren, 
in der Kgl. Kanzlei Fleiß anwenden und ſich zu bemühen, ob nicht den 
ſämmtlichen Unterthanen zum beſten, wie obgedacht eine Deklaration des Kgl. 
Dekrets erhalten werden könnte, daß nämlich alle Brauhäuſer und Brauwerke 
ſoweit ſollten gänzlich abgeſchafft und verboten ſein, ſoweit ſie den Brauern 
zum Verfang ihrer Nahrung durch Ausſpundung irkeines Bieres gereichen, hin⸗ 
gegen aber, daß einem Pauersmann frei ſein ſolle, von ſeiner eigenen Gerſte 
für ſich und ſein Hausgeſinde nur in einem Keſſel ein geringes Trinken zu 
kochen. Sollte aber über alles Verhoffen jo eine General-Deklaration nicht 
erhalten werden können, ſo hoffen wir dennoch, daß im Augſt, in der Sattelzeit 
und wenn ſchlimmer Weg einfällt, daß man zur Stadt nicht kommen kann, 
ſolche Freiheit leicht wird zu erhalten ſein. Deſſ ſind wir erbötig, ſolche väterliche 
Vorſorge E. Geſtr. Herrl. mit gebührlichem Danke merklich zu erkennen, auch 
dem Seeretario oder demjenigen, welcher ſolche Deklaration erhalten wird, für ſeine 
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Mühe Satisfaction zu geben und alle Unkoſten, jo in der Kanzlei deswegen 
aufgehen werden, dankbarlich zu erſtatten.“ 


Aus dem Schreiben läßt ſich entnehmen, daß die Deichgeſchworenen ſchon 
vor deſſen Abgang Fühlung in Warſchau erlangt hatten und daß ihnen die 
Wege bekannt waren, auf denen man dort zum Ziele gelangen konnte. Und 
das erreichten ſie denn auch, wenn auch erſt nach weiteren Bemühungen, bei 
denen ihnen der Rat des Bürgermeiſters Czierenberg nicht gefehlt haben dürfte. 
Unterm 10. Oktober 1641 erging die Deklaration des Königs Wladislaus zum 
Dekret von 1636, in der es heißt: „Wir wiſſen uns zwar zu erinnern, daß 
ein Mandat von wegen des Raths und der Brauer der Stadt Danzig von 
uns ſei gegeben worden, in welchem wir beſchloßen und befohlen hatten, daß 
die gemeinen Brauhäuſer in den Dörfern der Stadt Danzig ſollten abgebrochen 
und abgeſchaffet werden, daß dieſes aber ſollte gedeutet und verſtanden werden 
auf das Brauen des ringen Bieres zu Nutz der Einwohner, eines jedweden 
vor ſein Haus zur Saat- und Augſtzeit und wenn die Tämme ſollen gebeſſert 
werden da ſie viel Arbeiter bedürfen und Knechte und Pferde nicht miſſen 
können, iſt Unſer Meinung nicht geweſen. Derohalben haben Wir ihren billigen 
und demüthigen Bitten allergnädigſt vollen Statt und Raum und vor gut 
angeſehen, daß vorgenannte Einwohner des Stüblauiſchen Werders bei vor— 
erwähnter Gewohnheit und Freiheit ſollen erhalten werden, wie Wir ſie denn auch 
dabei erhalten, kraft dieſes Unſeres Briefes, welche Gewohnheit und Freiheit durch 
unterſchiedene Dekrete und Befehle unſerer gottſeligen Vorfahren iſt bekräftiget 
worden, daß fie alſo nach Exempel der Einwohner des Maryenburgiſchen 
Werders, mit welchen ſie ſich allezeit gleiches Rechtes vor dieſem haben zu 
erfreuen gehabt, zur Augſt- und Saatzeit und Ausbeſſerung der Weichſeltämme 
in ihren Häuſen hinfort ringe Biere zu brauen guten Fug und Macht haben 
ſollen. Doch iſt dieſes alſo zu verſtehen, daß ſie nur zu oftgenannter Zeit und 
ſofern ſie des böſen Weges halben nicht in die Stadt fahren können, ſich ſolcher 
Freiheit gebrauchen und ſolches Bier nur zu ihrem und der Ihrigen Nutz an— 
gewendet, mit nichten aber, ſonder zu verſchänken, verkauft werde.“ 


Ob der Inhalt des Kgl. Briefes, der an den Rat gerichtet war und der 
dieſe Deklaration enthielt, nach ſeinem Eingange publiziert worden iſt, wird 
nicht erſichtlich, iſt aber wenig wahrſcheinlich. Das Stadtregiment hielt ſich 
wohl für befugt, es nicht zu tun, weil es den Bewohnern ſeines Landgebiets 
nicht erlaubt war, in rechtlichen Streitigkeiten an den Kgl. Hof zu appellieren 
und weil es dieſe von den polniſchen Königen getroffene Anordnung hierbei 
auch auf Beſchwerdeſachen der Landbewohner ausdehnte. Immerhin blieb die 
nunmehr ergangene Willensmeinung des Königs den Bewohnern des Stüblauſchen 
Werders nicht verborgen, was die Aktion des Rats und der Brauerzunft gegen. 
die Brautätigkeit derſelben erheblich lähmte. Das letztere eher zu- wie abnahm, 
geht ſchon daraus hervor, daß der Rat ſich noch im Jahre 1641 genötigt ſah, 
zu beſchließen: „daß die Prediger, welche das Bier im Werder gebrauet, 
nicht ſollen geſtrafet, ſondern allein ernſtlich vermahnet werden, daß ſie ſich 
hinfüro des Bierbrauens nicht unterfangen wollten, im widrigen Fall ihnen 
nicht allein das Bier, ſondern auch zugleich die Keſſel und alle anderen Brau— 
gerätſchaften abgenommen werden ſollen.“ Im großen und ganzen dürfte die 
Situation im nächſten Jahrzehnt unverändert dieſelbe geblieben ſein: zeitweiſe 
berückſichtigte der Rat die Intereſſen ſeiner Landbewohner, dann gab er aber 
auch wieder dem Andrängen der Brauerzunft nach und ging mit ſcharfen Maß— 
nahmen gegen die Brautätigkeit der Landleute vor. So erging auf Anhalten 
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der Aelterleute der Brauerzunft durch den Werderſchen Amtsverwalter an deſſen 
Amtsdiener 1645 der Befehl, bei verſchiedenen Nachbarn in Gr. Zünder, Herz— 
berg und Letzkau „wegen des Brauwerks Unterſuchung zu thun, und wo er 
dergleichen was antrifft, niederreißen und ausbrechen zu laſſen, auch einem 
Jeden bei Pön 50 Reichsthaler zu unterſagen, ſich deſſen hinfüro gänzlich zu 
enthalten“. Der Bürgermeiſter Johann Czierenberg war ſchon 1642 geſtorben 
und ſein Nachfolger als Werderſcher Amtsverwalter ſtand anſcheinend in dieſem 
Streit nicht jo auf Seite ſeiner Amtseingeſeſſenen wie er. Daß die Deich- 
geſchworenen aber trotzdem nicht ruhten, ergibt ſich daraus, daß ſie nach ein— 
getretenem Thronwechſel vom neuen König eine Beſtätigung der Deklaration 
ſeines Vorgängers vom 10. Oktober 1641 zu erlangen vermochten, die Johann 
Caſimir ihnen unterm 8. März 1649 erteilte. Das Deichgeſchworenen-Kollegium, 
das in ſo zäher Weiſe die Intereſſen der Bewohner des Stüblauſchen Werders 
vertrat, ſetzte ſich folgenderart zuſammen: Deichgräf war George Worau 
aus Herzberg, Deichgeſchworene: Barthelmes Colte aus Käſemark, Martin Kuſch 
aus Wotzlaff, Hans Klatt aus Gottswalde, Andreas Balau aus Stüblau und 
George Eggert aus Kl. Zünder. 1647 war nach dem Ableben von George 
Worau dieſem Barthelmes Colte als Deichgräf gefolgt. 


Diesmal war das Schreiben, das die Beſtätigung der Deklaration vom 
10. Oktober 1641 durch den König Johann Caſimir enthielt, nicht dem Rate, 
ſondern den Deichgeſchworenen zugegangen, was dieſer Beſtätigung natürlich 
einen ſehr vermehrten Wert für die Bewohner des Stüblauſchen Werders ver- 
lieh, andererſeits aber auch eine um ſo größere Aufregung bei der Brauerzunft 
hervorrief. In ihrer Beſchwerde an den Rat über das Vorgehen der Deich⸗ 
geſchworenen ſagt ſie: „daß ſie (die Werderiſchen Bauern) ſich erdreiſtet, die 
alte und ſchon ſozirte Controverſia zu reviviſieiren und dasjenige, was Ein 
E. Hochw. Rath wohlbedächtig hintertrieben, auch ſowohl vor als nach der aus— 
gewirkten Kgl. Deklaration nunmehr ins elfte Jahr von den Herren Adminiftra- 
toren des Stüblauiſchen Werders, inſonderheit vom Herrn Bürgermeiſter Con— 
ſtantin Ferber nicht allein zum öfteren ernſtlich unterſaget, ſondern auch gegen 
die Verbrecher ſcharf exequiret worden, nunmehr bei Ihrer Kgl. Majeſtät unſerm 
allergnädigſten Könige und Herrn confirmiren zu laſſen. Dieſes der Bauern 
unzeitiges Procedere, wie hochſchädlich und präjudicirlich ſolches dieſer Stadt 
und der ganzen Bürgeſchaft ſei, müſſen wir Einem E. H. Rath zu erkennen 
geben, als welche ja nichts anderes ſuchen und practiciren, denn nur wie ſie 
ſich der Botmäßigkeit Eines E. H. Raths, der ſie immedirte unterworfen, all— 
gemach entbrechen und ihres Gefallens dieſer Stadt allerlei Novations und 
Schwierigkeiten auf den Hals ziehen mögen. Welches denn inſonderheit daraus 
zu voller Genüge abzunehmen, daß in der A0. 1641 ausgebrachten Kgl. Defla- 
ration erwähnet wird, als ſollen ſie mit den Großwerderiſchen Bauern des 
Marienburgiſchen Gebiets ſich allezeit gleiches Rechtes gebrauchet haben. Wenn dem 
alſo, würde ihnen auch gleich den Großwerderiſchen an Kgl. Hof von Einem 
E. Hochw. Rath zu appelliren erlaubet ſein, auch in allen anderen Caſibus 
daſelbſt Rath, Schutz und Hilfe zu ſuchen nicht können gewähret werden. Denn 
ſo ihnen ſoviel Freiheit ſollte gelaſſen werden, daß ſie ihres Gefallens allerhand 
Contracten und Transactiones, zu allgemeinem Nutz und Wohlſtand von allen 
drei Ordnungen dieſer Stadt aufgerichtet, ſo leicht hintertreiben und aufheben 
möchten, wie ſollten ſie nicht was Mehrers, bevorab, wenn ſie bereits einen 
gebahnten Weg nach Hofe hätten, zu practiciren ſich unterſtehen dürfen. Sie 
können ſich aber keineswegs rühmen, daß ſie jemals mit den Großwerderiſchen, 
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was das freie Brauen betrifft, ſich einerlei Rechtens gebraucht haben, ſintemal 
ihnen von undenklichen Jahren her das Brauen iſt verboten geweſen, wie ſolches 
aus dem zwiſchen Einem Edl. Hochw. Rath und der Zunft 1592 aufgerichteten 
Contract und drauf vielfältig erfolgten Receſſen klärlich zu erſehen. So können 
ja auch nicht einerlei Recht ſitzen, welche nicht gleiche Omera, als Einquartie— 
rungen und was dem anhängig, welches alles die Großwerderſchen eine zeitlang 
wohl erfahren haben, tragen dürfen, deſſen alles unſere Werderſchen überhoben, 
und muß vielmehr unſere Zunft die Kgl. ſchweren Poborn vor ſie entrichten 
und ſie gleichſam davon befreien. Zu geſchweigen, daß die Kgl. Poborn nebenſt 
dieſer Stadt Einkünften, in dem fie weder die Malzacciſen noch die Metze an 
die Mühlen entrichten dürfen, durch ihr Brauen vielfältig geſchmälert werden. 
Gelanget demnach hiermit nochmals an E. E. H. Rath der Zunft der Brauer 
dienſtfleißiges Anſuchen und Bitten, E. E. H. Rath wolle geruhen, dieſes 
hochſchädliche und weitausſehende Beginnen der Bauern Ihrem hohen Verſtande 
nach aufs fleißigſte zu erwägen und ihnen keineswegs geſtatten, daß ſie ſich 
zuwider ihrer von Gott vorgeſetzten Oberkeit dero wohlerwogene Conſilia und 
zum Aufnehmen ihrer lieben Bürgerſchaft aufgerichtete Contracten in Präjudicium 
der ganzen Stadt mögen ihres Gefallens aufheben, ſondern ſie vielmehr wegen 
ſolcher verantwortlichen groben Exceſſe, ſo ſie nunmehr zum andermal begangen, 
zu gebührlicher Strafe ziehen und ihnen nochmals mit allem Ernſt unterſagen, 
daß ſie ſich dergleichen ſowohl gegenſt E. E. H. Rath als auch unſerer Zunft 
hinfüro vorzunehmen nicht unterſtehen ſollen.“ 


Bis September 1650 gelangte der Rat zu keinem Schluß über die Be— 
ſchwerdeſchrift der Brauerzunft, weil die Urkunde über die Kgl. Beſtätigung der 
Deklaration von 1641 trotz wiederholter Einforderung von den Deichgeſchwo⸗ 
reuen bis dahin nicht zu ſeinen Händen gelangt war. Nach den gemachten 
Erfahrungen mußten die Deichgeſchworenen ja auch annehmen, daß der Rat 
ſich dazu verſtehen würde, den Wert der Kgl. Beſtätigung gegen ihr Intereſſe 
ſoweit wie möglich abzuſchwächen, weshalb es verſtändlich erſcheint, daß ſie ſich 
zur Auslieferung der Urkunde nicht zu entſchließen vermochten. Sie werden es 
fernerhin doch aber haben tun müſſen, denn es iſt nicht anzunehmen, daß ſie 
ihren Widerſtand aufrecht zu erhalten vermochten, wenn der Rat energiſche 
Maßnahmen gegen ſie anordnete. Zunächſt kam letzterem der Widerſtand der 
Deichgeſchworenen wohl nicht ungelegen, weil er die Verzögerung der ihm 
ſicherlich ſehr unbequemen Beſchlußfaſſung über ihre Beſchwerdeſchrift der Brauer- 
zunft gegenüber damit begründen konnte. Eine völlige Nichtbeachtung der vom 
König Johann Caſimir erneut beſtätigten Deklaration von 1641 konnte denn 
doch zu Konflikten mit dem Hof führen, die im Intereſſe der Stadt auf jeden 
Fall zu vermeiden waren. Nach eingehender Prüfung der Frage und nachdem 
ſämtliche drei Ordnungen zu derſelben Stellung genommen hatten, ſcheint das 
Stadtregiment zu der Entſchließung gekommen zu ſein, nunmehr die Beſeitigung 
der Brauhäuſer im Werder zu verlangen, was jedenfalls gegen den Wortlaut 
der Deklaration nicht verſtieß, wenn man den Begriff der „gemeinen Brauhäuſer“ 
dabei auch etwas weit ausdehnte. Eine ſolche Anordnung erging denn auch 
Ende 1650 oder im folgenden Jahre und führte zu einer großen Erregung 
unter den Bewohnern des Stüblauſchen Werders, denen ſo zu erkennen gegeben 
wurde, daß ſie Wert und Bedeutung der neu erlangten Deklarationsbeſtätigung 
durch den König denn doch zu hoch einſchätzten. Der Deichgräf, die Deich- 
geſchworenen, Schulzen und ſämtliche Unterjaffen des Stüblauſchen Werders 
richten deshalb gegen dieſe Anordnung eine Beſchwerde an den Rat, in der ſie ſagen: 


170 


„Mit höchſter Beſtürzung unſerer Gemüther haben wir ſämmtliche Unter: 
ſaſſen des kleinen, ſonſt Stüblauiſch genannten Werders von unſerm Teichgräfen 
und Teichgeſchworenen dieſer Tage vernommen, welcher Geſtalt nicht allein ein 
Schluß ſämmtlicher Löblichen Ordnungen beſtanden, daß alle unter uns befind— 
lichen Brauhäuſer und Braugeräthe ſollen zerſtöret werden, zu dem Ende die 
Brauer auch ihre Deputirten hinausſchicken würden, die dieſes werkſtellig machen 
ſollen. Und wie ſollen wir darüber nicht höchſt beſtürzt werden, da wir wiſſen, 
daß die Brauer durch die Brauhäuſer und Braugeräthe unſere Waſch- und 
Backhäuſer und die darin befindlichen, theils zu unſerer Haushaltung nöthig 
und zur Beſparung des bei uns wenig vorhandenen Holzes eingemauerten 
Waſſerkeſſel und zur Feuerordnung gehörige Balgen verſtehen, ſelbige auch bei 
der Reviſion der Kgl. Herren Kommiſſarien vor ſolche ausgegeben und dieſe 
als ſolche mehrentheils eingebracht hatten, welche Häuſer, Keſſel und Balgen, 
wenn ſie uns ſollten zerſtört und ruiniret werden, es auf einmal mit uns gethan 
ſein, wir keinen füglichen Platz zum Waſchen und Backen haben, der bei unſern 
mehrentheils aus Holz und Fachwerk beſtehenden Höfen beſorglichen Feuersbrunſt 
Thür und Fenſter aufgethan werden, und wir uns und noch weniger unſer 
Geſinde der Nothdurft nach würden reinigen und erhalten können und alſo 
nothwendig untergehen müßten.“ Es werden dann die Gründe für die Not— 
wendigkeit der Selbſtbereitung eines geringen Bieres wiederholt, und weiter 
heißt es: „daß der Teichgräf ſelbſt darauf fleißige Achtung giebt, daß dem Kgl. 
Dekret und deſſen Deklaration ein Genüge geſchehe und ſelbiges nicht über— 
ſchritten werden möge, und alſo die vorgenannten Brauer über uns keine genug- 
ſame Urſache zu klagen haben, weniger auf ihr ungeſtümes Anhalten, daß unſere 
Waſch⸗ und Backhäuſer zerſtört, die eingemauerten Keſſel ausgebrochen und die 
zur Feuerordnung gehörigen Bälge, deren die größte ungefähr eines halben 
Ochſenhauptes oder Weinfaſſes ſind, zerſchlagen werden mögen. Auch wenn 
ſolches ja wider alles Verhoffte geſchehen ſollte, wir, um bei unſerer natürlichen 
und allen Völkern gebräuchlichen, auch von Kgl. Majeſtät uns ſo gnädigſt auf 
gewiſſe Zeiten durch ein Kgl. Dekret confirmirte und deklarirte Freiheit zu 
brauen zu verbleiben, in die Desperade leicht dürften gebracht werden, daß wir 
reſolvirten, dem Kgl. Schatze von allem ſo wir braueten, die auf dem Landtage 
laudirten Kgl. Acciſen (jo denn ein weit mehres tragen würden als die Brauer 
von dem Getränk, ſo zu uns hinausgeführt wird, geben, weil wir beſſer Bier 
und dazu von unſern Crescenzien beſſer aufbrauen und alſo mehr als ſonſten 
trinken würden) zu zahlen und zu erlegen, um uns dadurch von der Brauer 
angemuthete Sklaverei zu befreien.“ Zum Schluß bitten fie, fie „in Confideration 
der angezogenen Urſachen bei der durch Kgl. Dekret beſtätigten Freiheit, von der 
ſie keineswegs weichen könnten, zu erhalten, ſie mit aller rigoroſen Execution 
zu überſehen und dagegen wider der Brauer und aller und jeder Attentate als 
dero getreue Unterſaſſen zu ſchützen“. 


Wenn die Beſchwerdeführer danach unter dem Eindruck ſtanden, daß die 
Brauer nunmehr ganze Arbeit machen wollten, ſo dürften ſie ſich darin nicht 
getäuſcht haben, und ihr Hinweis auf das eventuelle Angebot der Accijeentrich- 
tung an den Kgl. Schatz zur Herbeiführung des Kgl. Schutzes wird für jene 
Zeit nicht als leere Drohung aufzufaſſen ſein. Die geſchloſſene Haltung der 
Werderbewohner gegen das Vorgehen des Stadtregiments hat jedenfalls den 
Erfolg gehabt, daß der Abbruch der Brauhäuſer nicht über das nach der De— 
klaration zuläſſige Maß hinaus zur Durchführung kam. Im anderen Falle 
hätte mindeſtens die Brautätigkeit im Werder nicht eine ſo ausgedehnte bleiben 
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können, als wie dies nachweisbar der Fall war. Ihr weiterer Umfang läßt 
ſich aus einem dagegen gerichteten Verbot des Werderſchen Amtsverwalters vom 
November 1654 erkennen, das er folgenderart begründete: „Demnach nicht 
geringe Beſchwer und Widerwille einige Zeit hero nicht allein von den Brauern 
in Danzig iſt gemachet und ſonderlich über das Werder heftig geklaget worden, 
daß daſelbſt in allen Ortſchaften ohn Unterlaß bei den Nachbarn ihr eigen Bier 
ſolle gebrauet, auch ſonſt viel verbotenes fremdes Bier hin und wieder ein— 
geführet und getrunken werden, ſondern auch nun etliche Krüger in gemeldten 
Dorfſchaften ſelbſt ſich erklaget haben, daß ſie des Stadtbieres, ſo in ihren 
Krugen zu Kauf iſt, wenig oder nichts verthun können, noch einigen Abgang 
deſſelben haben und deswegen ſehr zu achter kommen, was nur einig und allein 
daher, daß faſt ein jeder Nachbar an ſolchen Orten ſeines gekochten Bieres ſich 
gebrauchen ſolle.“ 

Das Bier war eben damals im Haushalt durch andere Getränke nicht zu 
erſetzen und beim ſtarken Verbrauch desſelben ſeine Selbſtbereitung eine wirt- 
ſchaftliche Notwendigkeit, wenn die Aufwendungen dafür nicht unerſchwinglich 
hoch werden ſollten. Eine ſo eingewurzelte Gewohnheit ließ ſich deshalb auch 
nicht ſo leicht beſeitigen. 

Der zweite ſchwediſch-polniſche Erbfolgekrieg (1655 - 1660) mit ſeinen 
Verwüſtungen des Stüblauſchen Werders und der großen Not, in die er die 
Bewohner desſelben brachte, wird dann deren Brautätigkeit von ſelbſt einſtweilen 
auf ein ſehr beſcheidenes Maß begrenzt haben, wie denn jede Kontrolle darüber 
erſt recht von ſelbſt aufhörte. 

Mit der allerdings ſehr allmählichen wirtſchaftlichen Erſtarkung der Nach⸗ 
barn des Stüblauſchen Werders nach dem Olivaer Frieden wird von ihnen 
denn auch die Selbſtbereitung des Bieres für den Hausbedarf wieder aufgenom⸗ 
men ſein, was denn natürlich auch wieder lebhafte Gegenbeſtrebungen der Brauer⸗ 
zunft hervorrief. „Gemeine Brauhäuſer“ gab es nach dem Kriege aber im 
Stüblauſchen Werder wohl nicht mehr. Denn 1678 erklären die Deichgeſchwo— 
renen, daß ihnen in demſelben, ausgenommen auf dem Hofe Grebin, kein einziges 
Brauhaus mit Küwen und dergleichen Braugerätſchaft bekannt wäre. Wohl 
gebe es bei verſchiedenen Nachbarn, beſonders bei den vermögenden, eingemauerte 
Keſſel, in denen während der Erntezeit und ab und zu auch nachher etwas 
geringes Bier für das Geſinde bereitet werde, allgemein werde aber außer- 
halb der dafür zugelaſſenen Zeit nicht gebraut. Letztere war nun durch ein Edikt 
des Rats 1677 ſehr beſchränkt worden, und zwar auf die Tage vom 1. bis 
10. Auguſt jedes Jahres, wozu dann noch kam, daß König Johann Sobiesky nach 
ſeiner Anweſenheit in Danzig im folgenden Jahre dieſes Edikt auf Bitten der 
Brauerzunft beſtätigte. Er verlangte und erhielt ſehr erhebliche Geldleiſtungen 
von Danzig, was ihn wohl zumeiſt zur Erfüllung des Wunſches der Brauer- 
zunft geneigt gemacht haben wird. Die Deichgeſchworenen behaupten zwar 
ſpäter, daß die Beſtätigung durch den König lediglich beim Austrag eines 
Streites zwiſchen dem Rat und der Brauerzunft erfolgt ſei, bei dem das Werder 
weder beteiligt geweſen noch gehört worden wäre, ſo daß demſelben auch nicht 
„durch ein in jenem Streit ergangenes Kgl. Dekret ſeine ſeit der Kreuzherren 
Zeit beſtehenden Rechte und Freiheiten genommen werden könnten“, irgend 
welchen Erfolg haben ſie mit dieſem Einwand aber nicht erzielt. Wohl lediglich, 
weil er das Bedürfnis nicht verneinen konnte, ließ der Rat dann weiterhin auch 
noch das Brauen während der Eiswachtzeit zu; im übrigen bot die Kgl. Be- 
ſtätigung dem Rat und der Brauerzunft nun eine ausreichende Handhabe, um 
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die Selbſtbereitung des Bieres im Stüblauſchen Werder immer erfolgreicher zu 
unterdrücken. Schon dadurch, daß das in jenen 10 Tagen gekochte Bier ſich 
bei der primitiven Herſtellungsart nicht einmal während der Dauer der Ernte— 
zeit hielt, wurde die offen gelaſſene Freiheit recht wertlos. Zunächſt blieben 
denn auch noch zahlreiche Uebertretungen durch Nichtinnehaltung der offen 
gelaſſenen Brauzeit im Schwange. So klagt der Aeltermann der Danziger 
Brauerzunft noch 1705 gegen zahlreiche Schuldige aus den meiſten Dorfſchaften 
des Stüblauſchen Werders, weil ſie teils gutes Bier gebraut, teils bei der Be— 
reitung des geringen Bieres die dafür zugelaſſenen Tage nicht eingehalten, teils 
auch Bier aus Dirſchau gekauft hätten. Vor dem Amte erklären die Beſchul— 
digten dann zwar einhellig, daß ſie nur geringes Bier oder Schemper in Quan⸗ 
titäten von 1 bis 3 Tonnen bereitet hätten, den Eid darüber, daß dies auch 
innerhalb der freigelaſſenen 10 Tage geſchehen ſei, lehnen ſie aber ab, weshalb 
ſie denn auch ſämtlich beſtraft werden. 

Die Selbſtbereitung guten Bieres dürfte zu dieſer Zeit auch tatſächlich 
ſchon ſehr nachgelaſſen haben, die Folge davon war aber wohl vornehmlich ein 
geſteigerter Verbrauch verbotener auswärtiger Biere, die erheblich höher geſchätzt 
wurden, als die zudem noch teureren Fabrikate der Danziger Brauer. So 
waren die auswärtigen Biere auch in der Stadt ſelbſt ſehr beliebt und der 
Danziger Brauerzunft machte die Konkurrenz der umliegenden Brauereien 
dauernd zu ſchaffen. Dafür iſt bezeichnend, daß ſie ſich 1686 darüber beſchwert, 
daß die zum Strieß, zu Langenfuhr, zum Neuen Schottlande, zur Schellen— 
Mühle, zum Heiligen Brunnen, auf dem Stolzenberge, auf dem Biſchofsberge 
und in anderen fremden Jurisdiktion wohnenden Brauer bei hellem Tage in 
die Schidlitz und auf den Nonnenacker, bei Nacht aber auf Neugarten ihr Bier 
in großen Mengen einführten, wobei nachts die Wagen von Hunden begleitet 
wären, ſo daß ſich niemand getraue, das Bier zu beſchlagnahmen. 

Man wird danach zugeben müſſen, daß, wenn die Danziger Brauerzunft 
in ihrem rückſichtsloſen Beſtreben, die Selbſtbereitung des Bieres bei den Yand- 
bewohnern völlig zu unterdrücken, vor einem Eingriff in deren überkommene 
Rechte und Freiheiten nicht zurückſchreckte, ſie andererſeits auch hinreichenden 
Anlaß hatte, ihr eigenes Privileg eiferſüchtig zu wahren, um ſich ſo vor empfind— 
lichen Schädigungen zu ſchützen. Sie ſuchte das naturgemäß durch verſchärfte 
Kontrollen zu erreichen, die hinſichtlich des Stüblauſchen Werders auch während 
der Zeit der langen und ſchweren Einquartierungen von 1697—1719, welche 
die Wahl Auguſts des Starken von Sachſen zum Könige von Polen und der 
ſich anſchließende Nordiſche Krieg mit ſich brachten, nicht ausgeſetzt wurden, 
aber immerhin unter ſolchen Verhältniſſen zu keinem nachhaltigen Erfolg führten. 
Erſt nach dem Eintritt normaler Zuſtände, die der Nyſtädter Friede endlich 
wieder aufkommen ließ, wurden jene Kontrollen jo ausgeſtaltet, daß ihre Wirk- 
ſamkeit beſonders hinſichtlich der Brautätigkeit der Werderbewohner nicht mehr 
viel zu wünſchen übrig ließ. 

Neben den Deichgeſchworenen und den Schulzen wurde die Kontrolle bis 
dahin durch vom Amtsverwalter auf Antrag der Brauerzunft und ergangenen 
Schluß des Rats damit ſpeziell beauftragte Perſonen ausgeübt, die dieſe Funktion 
als Nebenerwerb auf kürzere oder längere Friſt übernahmen. Nicht ſelten wur⸗ 
den ihnen auch gleichzeitig die Reviſionen hinſichtlich des Eingangs fremden 
Mehles und fremder Backwaren im Intereſſe der Danziger Bäckerzunft über- 
tragen, was ihre Tätigkeit zwar vielſeitiger, bei der beteiligten Bewohnerſchaft 
aber auch um fo verhaßter machte. Der Volkswitz belegte ſie mit den Spott- 
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namen „Brodgeiſt“ und „Biergeiſt“, wohl weil fie unvermutet wie ein Geiſt 
in Kammer und Keller wie auch bei Feſtlichkeiten erſchienen. Charakteriſtiſch 
für Anſehen und Stellung dieſer Kontrolleure iſt eine Amtsverhandlung aus 
dem Jahre 1633, die da lautet: 

„Peter Rathske hat auf ergangenes Mandat wider Volkard Claßen 
ſchmerzlich geklaget, daß wie Kläger neulich zu Kriefkohl auf der Hochzeit ge⸗ 
weſen, habe ihn Beklagter erſtlich ſehr höhniſch gefraget, was er daſelbſt zu thun 
hätte, und wie Kläger geſagt: „was Ihr thut, das thue ich mit, nämlich eſſen 
und trinken,“ da ſei Beklagter herausgefahren und habe geſaget: „Du biſt vor 
dieſem ehrlich geweſen, nun biſt Du ein Schelm und Dieb, denn Du biſt ein 
Burdieb.“ Und wie Kläger ſich auf E. E. Raths Schluß berufen, daß E. E. 
Rath ihn darum verordnet, daß er Aufſicht darauf halten ſolle, damit kein fremd 
Bier von den Werderſchen eingekauft und verſchenket würde, hat Beklagter iteriret 
und geſaget: „Ein Rath muß auch Schelme und Diebe haben, Du biſt ein 
Brodgeiſt, Büttel und Biergeiſt!“ Sowie nun Kläger ſich keiner böſen Stücke 
bewußt und er zur Aufſehung der fremden Biere im Werder von E. E. Rath 
geordnet worden, als ſtelle er zu Rechte, daß Beklagter deswegen das Amt 
merklich zu verbüßen, ſich vor ſeiner Ehren zu erklären und die Unkoſten zu 
erſtatten ſoll ſchuldig ſein. 

Beklagter ſagt zu ſeiner Antwort, daß Kläger ſich damals auf der Hochzeit 
über Gebühr und ſeinen Stand herfürgethan, ſich obenan geſetzet, und wie Be- 
klagter ihn darum beſprochen, habe Kläger geantwortet: „warum ſoll ich hier 
nicht ſitzen, ich bin kein Schelm!“ Darauf hat Beklagter geſagt: „nicht viel 
beſſer!“ Und wie Kläger darauf geſagt: „Ein E. Rath hat mich zu ſolcher 
Aufficht geordnet,“ da habe Beklagter darauf geredet, wenn ſolche Leute ſich 
nicht anbieten, ſo würde ſie E. E. Rath dazu auch nicht beſtellen. Sonſt habe 
Beklagter ihm nichts Böſes geſaget. 

Er, Beklagter, aber rühmet ſich dem Kläger darzuthun, daß er ſeinen 
Dienſt nicht treulich verwalte, denn er von Etzlichen Geſchenke nehme, laſſe ſich 
beſtechen, überſehe ſie und offenbare es alſo der Oberkeit nicht, wenn er gleich 
fremde Biere bei Etzlichen befinde. 

Der Herr Bürgermeiſter verabjcheidet: er befinde, daß Beklagter der Sache 
nach zuviel gethan, ſoll demnach dem Amt verbüßen, ſich vor Klägers Ehren 
erklären und die Unkoſten erſtatten. Was das Uebrige anlangt, da Kläger ſich 
gerühmet, den Kläger zu convinciren, daß er in ſeinem Dienſt ungetreu geweſen 
ſei und von Etzlichen Geſchenke nehme und ihnen connivire, ſolches ſoll er zu 
beweiſen ſchuldig ſein. 

Darauf Beklagter ſich Klägern erkläret, daß er ihm nichts anderes nach—⸗ 
zureden wiſſe, als das der Ehre zuſtehet; hat ſich auch daneben proteſtando 
vorbehalten, das, was er fürm Amte jetzo Klägern ins Geſicht geredet, auch in 
der Wahrheit darzuthun.“ a 

Daß mit Kontrolleuren vom Schlage des Peter Rathske das von der 
Brauerzunft erſtrebte Ziel nicht zu erreichen war, ergab ſich daraus, daß die 
Selbſtbereitung guten Bieres für den Hausbedarf durch die Werderbewohner 
nach Verlauf eines Jahrhunderts noch immer, wenn auch in beſchränkterem 
Umfange ſtattfand. Denn noch im Frühjahr 1725 ergeht die Bekanntmachung: 

„Demnach dem Amte beigebracht worden, als wenn verſchiedene Einſaſſen 
des Stüblauiſchen Werders ſelbſt Bier zu brauen ſich unterfangen und aber 
ſolches ihnen keineswegs frei gelaſſen, ſondern bei harter Pön von altersher 
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verboten iſt, als hat der Herr Börgermeiſter etc, um ſothanem unbefugtem 
Unterfangen in Zeiten vorzubeugen, die desfalls vorhin ergangenen Verordnun— 
gen reaſſumiren und alle und jede Einſaſſen des Stühlauiſchen Werders nach⸗ 
drücklich erinnern wollen, daß ſie durchaus kein Bier zu brauen ſich unterſtehen, 
ſondern deſſen gänzlich enthalten, dahingegen ihr Bier aus der Stadt oder den 
unter ſtädtiſcher Botmäßigkeit gelegenen Krügen holen ſollen, widrigenfalls die— 
jenigen, ſo hiewider zu handeln ſich gelüſten laſſen würden, der hierauf geſetzten 
Strafe beſtanden ſein werden. Wobei zwar ein geringes Trinken oder Schimper 
vor Geſinde zu bereiten, unbenommen bleibet, jedoch daß ſolches nicht gemiß⸗ 
brauchet und unter dieſem Vorwande etwa gutes Bier gebrauet werde, worauf 
denn das Amt allerdings genau Acht zu ſchlagen und die Verbrecher zu gebüh— 
render Strafe zu ziehen wiſſen wird.“ 


Dieſe Bekanntmachung war zweifellos auf Einwirkung der Brauerzunft 
ergangen und zur wirkſamen Durchführung derſelben erhielt ſie denn auch im 
Monat Auguſt desſelben Jahres folgende Vergünſtigung: 


„Zu wiſſen, daß der Hochedle ete. Herr Gabriel von Bömeln, älteſter 
Bürgermeiſter der Stadt Danzig und des Stüblauiſchen Werders wohlverord— 
neter Adminiſtrator, den Aelterleuten der löblichen Brauerzunft auf ihr bittliches 
Anſuchen zufolge eines Wohledlen und Hochweiſen Raths Schluß vergönnet 
und nachgegeben, hat, wie auch hiermit und kraft dieſes vergönnet und 
nachgiebet die Freiheit, daß beſagte Zunft in dem Stüblauiſchen Werder, 
a dato zu rechnen, nach ihrem Gefallen, jo oft und ſoviel es die Nothdurft 
erfordern möchte, ohne ſich desfalls weiter in währender ſolcher Zeit bei dem 
Amte zu melden, mit Viſitation und Unterſuchung wegen der fremden und un— 
befugten Biere vorzunehmen auch da ſie dergleichen finden würden, ſelbige zu 
beſchlagen befugt ſein mögen. Jedoch daß die von der löblichen Brauerzunft 
hierzu hinausgeſchickten Perſonen ſich hiebei beſcheidentlich aufführen und aller 
Gewaltthätigkeit enthalten, auch die beſchlagnahmten Biere bei dem Werderiſchen 
Amte angeben ſollen. Deſſen werden die ſämmtlichen Werderiſchen Schulzen 
denen, ſo oft erwähnte Unterſuchung zu verrichten haben, auf erfordernden Fall 
alle benöthigte Hilfe zu leiſten ſchuldig ſein.“ 


Wenn auch nach der Beſtätigung des Rathsedikts von 1677 durch König 
Johann von Sobiesky die bis dahin geübte Brauberechtigung der Werderbewohner 
für ihren Hausbedarf kaum noch zu retten war, ſo iſt es doch bezeichnend, daß 
der Rat zur völligen Beſeitigung derſelben nunmehr ſich dazu herbeiließ, der 
Brauerzunft ſelber, die doch andauernd lediglich ihr egoiſtiſches Jutereſſe in ein- 
ſeitigſter Weiſe dabei verfolgt hatte, die von ihr Bedrängten in ſchutzloſeſter 
Weiſe auszuliefern. Es läßt erkennen, wie ſtark der Einfluß der Brauerzunft 
auf die dritte Ordnung war und wie das Stadtregiment immer abhängiger vom 
Willen dieſer Ordnung war. 


Abgeſehen von der Heritellung des Schempers zur Erntezeit hörte die 
Selbſtbereitung von wirklichem Bier bei den Werderbewohnern in den kommenden 
Jahren nun gänzlich auf und damit kam dann auch die Kenntnis des Brau— 
verfahrens bei ihnen immer mehr in Abgang. Der Widerſtand, den die Werder— 
bewohner unter Führung ihrer Deichgeſchworenen länger als ein Jahrhundert 
geleiſtet hatten, war damit gebrochen. Immerhin blieb es aber nur ein einſei⸗ 
tiger Erfolg der Brauerzunft, denn die Einfuhr fremder Biere in das Stüblau— 
ſche Werder nahm trotz aller Kontrollmaßnahmen ſehr vermehrt zu. Welchen 
Umfang ſie erlangte, läßt ſich daraus ſchließen, daß 1753 den Krügern und 
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Hakenbüdnern bei 20 Taler Strafe für jeden Fall verboten wurde: „keine 
Wagen oder Schlitten, welche ein oder mehrere fremde Biertonnen führen, ſie 
mögen gefüllt oder leer ſein, weder bei Tage noch bei Nacht bei ſich einkehren 
zu laſſen.“ 

Eine Begleiterſcheinung der Unterdrückung der Selbſtbereitung von gutem 
Bier für den Hausbedarf war auch die Zunahme des Branntweingenuſſes Wenn 
der Branntwein als Getränk ja auch ſchon ſeit Jahrhunderten feilgehalten wurde, 
jo ſtand fein Verbrauch gegen das Bier ſchon des teuren Preiſes halber ſehr 
zurück, ſo lange letzteres als Haustrunk billig ſelbſt bereitet werden durfte. Die 
wiederholten ruſſiſchen Einquartierungen, beſonders die während des Siebenjäh- 
rigen Krieges, mögen denn auch zur ſtärkeren Verbreitung des Branntwein 
genuſſes beigetragen haben, da die ruſſiſchen Soldaten demſelben zu jener Zeit 
ſchon ſtark ergeben waren. Jedenfalls datiert die Vorherrſchaft des Schnapſes 
mit ſeinen ruinierenden Wirkungen erſt ſeit Ende des achtzehnten Jahrhunderts, 
und man kann wohl annehmen, daß er trotz der ſich weiterhin anſchließenden 
Herſtellung des billigeren Kartoffelſpiritus nicht ſo ſtarken Eingang gefunden 
hätte, wenn die gewaltſame Unterdrückung eines geſundheitsunſchädlichen Haus⸗ 
trunkes, an deſſen Selbſtbereitung und Genuß die Bewohnerſchaft des Stüblau— 
ſchen Werders ſeit Jahrhunderten gewöhnt war, unterblieben wäre. Als gün— 
ſtiger Umſtand muß es da noch angeſehen werden, daß mit dem Wegfall des 
ſelbſtbereiteten Bieres für den Hausbedarf der Kaffee und Kaffeeſurrogate immer 
mehr in Aufnahme kamen. Dadurch konnte die Lücke ausgefüllt werden, welche 
die erſchwerte Bereitung von Bierſuppen oder Warmbier bei dem Ernährungs⸗ 
bedürfnis und der Ernährungsgewohnheit offen ließ, wenn fie auch in gefund- 
heitlicher und wirtſchaftlicher Beziehung keinen gleichwertigen Erſatz boten. Daß 
der Kaffee, wenn auch nicht auf dem Lande, ſo doch in Danzig ſchon 1750 
einen erheblichen Eingang gefunden hat, geht daraus hervor, daß ein Wein- 
händler in einer Eingabe an den Rat in jenem Jahre hervorhob, „daß Kaffee 
und Thee den ſonſt üblich geweſenen Glühwein immer mehr verdrängten“. 


Jedenfalls hatte die Danziger Brauerzunft ſich nach Unterdrückung der 
Selbſtbereitung des Haustrunkes ſeitens der Bewohner des ſtädtiſchen Land— 
gebiets noch ſieben Jahrzehnte hindurch ihres Sieges zu erfreuen, bis auch ſie 
dann, wie bereits hervorgehoben, nach Einverleibung der Stadt in die preußiſche 
Monarchie in nicht geringe Bedrängnis kam. Das im Laufe der Jahre immer 
ſtärker hervortretende Beſtreben des preußiſchen Regiments, durch Lockerung der 
Feſſeln, die das Gewerbe einſchnürten, dieſem zu einer freieren Entwickelung 
zu verhelfen, führte bei der Danziger Brauerzunft zum Wegfall ihres Abſatz⸗ 
monopols und machte eine wohl nicht geringe Zahl ihrer Mitglieder konkurrenz⸗ 
unfähig. Zu letzteren gehörte auch der Brauherr Johann Kniewel. Ob er ſchon 
vor ſeinem am 8. Mai 1805 erfolgten Tode in Vermögensfall geraten war, 
oder ob ſeine Zahlungsunfähigkeit ſich erſt nach ſeinem Ableben herausſtellte, 
wird nicht erſichtlich. Seine Witwe blieb demnach in bedrängter Lage zurück 
und mit ihr eine ſtarke Zahl von Kindern, die wohl noch meiſtens unverſorgt 
waren. Der älteſte Sohn, Theodor Friedrich, geb. am 24. Januar 1783 lag 
beim Tode ſeines Vaters dem Studium der Theologie ob, und war ſo noch 
nicht imſtande helfend einzutreten. Später wurde er Prediger an der Ober— 
Pfarrkirche zu St. Marien in Danzig; als ſolcher gab er dann 1847 durch 
ſein Ausſcheiden aus der Landeskirche und dem ſich anſchließenden Uebertritt 
zu den Altlutheranern zu berechtigtem Aufſehen Anlaß. Da er Jahrzehnte hin- 
durch als Lehrer und Prediger zu den angeſehendſten Männern der Stadt 


176 


gehörte, jo legt das ja ſchon allein den Wunſch nahe, dem Grunde für feinen 
Uebertritt nachzuforſchen. Für mich kommt aber noch der weitere Umſtand 
hinzu, daß die Mutter ſeines Vaters eine Weſſel war, ſodann auch, weil ſein 
Wort und ſeine Lehre für den religiöſen Sinn und die Lebensauffaſſung meines 
Vaters, den er als Prediger von St. Marien eingeſegnet hat, deſſen Leben 
lang beſtimmend geblieben ſind. 

Theodor Friedrich Kniewel bezog 1801 die Univerſität Königsberg, ging 
dann aber nach Halle, wo er den größten Teil ſeiner Studienzeit verlebte. 
Nach dem Tode ſeines Vaters wird er bis zur Beendigung derſelben für ſeinen 
Unterhalt wohl allein haben ſorgen müſſen, was ſicherlich auch bei ſeinem ſich an— 
ſchließenden Aufenthalt in Berlin und Dresden zutraf, den er zur Entwickelung 
ſeiner muſikaliſchen Talente und Kenntniſſe benutzte. Nach Rückkehr in ſeine 
Vaterſtadt wirkte er dort kurze Zeit als Lehrer an einem Privatinſtitut, das 
für höhere Gymnaſialklaſſen vorbereitete, und ging dann 1807 als Erzieher zu 
einem Grafen Hagen nach Berlin, wozu wohl die traurigen Verhältniſſe, die 
inzwiſchen über Danzig hereingebrochen waren, beigetragen haben. Von Berlin, 
wo er gleichzeitig am Friedrich-Wilhelm-Gymnaſium und der Realſchule als 
Hilfslehrer tätig war, kehrte er nach dreijährigem Aufenthalt daſelbſt nach 
Danzig zurück, als ihn der Rat der Stadt zur Uebernahme des Rektorats an 
der St. Marienſchule berufen hatte. Er blieb dann bis 1825 beim Lehramte 
und zwar ſeit 1817 als Profeſſor am Gymnaſium, nachdem im letzteren Jahre 
die St. Marienſchule mit dem Gymnaſium vereinigt worden war. 1825 gelangte 
er mit Uebernahme der Stelle als Diakonus an der St. Marienkirche zum 
Predigeramte. Er ſtand demnach bereits im Alter von 42 Jahren, und kam 
mithin ſpät zum Pfarramte, doch bleibt dabei zu berückſichtigen, daß die Theologen 
damals wohl der Regel nach auf eine recht lange Wartezeit angewieſen waren. 
Zudem befand er ſich als Lehrer des Gymnaſiums bereits in einer Poſition, 
die ihm die Berückſichtigung ſeiner perſönlichen Wünſche und Neigungen bei 
Annahme einer Predigerſtelle immerhin offen ließ. 

Seiner Mutter, der er ſeit 1820 und demnach auch während der Belagerung 
Danzigs 1813 zur Seite ſtand, erlebte noch ſeine Einführung als Prediger an 
der Ober-Pfarrkirche von St. Marien, denn ſie ſtarb erſt am 30. Mai 1829. 

Im Jahre 1831 erhielt der Prediger Kniewel derſelben Kirche die frei— 
gewordene Stelle des Archidiakonus. Seine ſeelſorgeriſche Wirkſamkeit an dieſer 
Kirche durfte von nicht geringem Erfolge begleitet geweſen ſein, hervorragend 
tritt fie während der erſten ſchweren Choleraepedemie hervor, die Danzig 1831 
heimſuchte, worüber ſeine Schrift: „Geiſtliche Wehr und Waff gegen die Cholera 
und ihre traurigen Folgen“ Aufſchluß gibt. Neben den ſicherlich ſehr umfang— 
reichen Pflichten, die ihm ſein Amt auferlegte, fand er noch die Zeit zur 
ſchriftſtelleriſchen Tätigkeit auf theologiſchem Gebiete. Als ſein vornehmſtes 
Werk werden ſeine „Reiſeſkizzen aus dem Heerlager der Kirche“ bezeichnet, die 
ich bisher nicht habe erlangen können. Gehaltvoll und gedankenreich ſind aber 
auch die von ihm 1836 unter dem Titel „Der chriſtliche Hausprediger“ heraus: 
gegebenen Predigten über die Evangelien auf alle Sonn- und Feſttage des 
Kirchenjahres. Dieſe Predigten laſſen ihn als den glaubensſtarken Mann 
erkennen, der auf dem feſten Grunde der Heiligen Schrift und des auf ihr 
beruhenden lutheriſchen Bekenntniſſes ſteht, dem aber auch ein tiefes Verſtändnis 
für Welt und Menſchen nicht abging. Dem Erfolg ſeiner Schriften hatte er 
es denn auch wohl in erſter Reihe zu danken, daß er 1844 bei der 300 jährigen 
Jubelfeier der Königsberger Univerſität zum Doktor der Theologie ernannt 
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wurde. Eine nicht zu unterſchätzende und erfolgreiche Wirkſamkeit entfaltete er 
auch zur Hebung des Choralgeſanges; noch während meiner Schulzeit wurde 
derſelbe nach einem Notenheft geübt, deſſen Melodien er geſetzt und heraus— 
gegeben hatte. 


Bei alledem ſcheint Dr. Kniewel zur vollen Befriedigung in ſeinem geiſt— 
lichen Amte nicht gelangt zu ſein. Die Urſache dafür lag aber nicht innerhalb 
des Wirkungsgebietes, das ihm mit ſeiner Pfarrſtelle übertragen war, ſondern 
inſoweit außerhalb desſelben, weil er ſeine Auffaſſung über Weſen und Aufgabe 
der evangeliſchen Kirche immer weniger mit der Haltung des oberſten Regiments 
der Landeskirche zu vereinbaren vermochte. In dem Widerſtreit der Meinungen 
über die Gebundenheit des evangeliſchen Predigers an die Satzungen der 
Augsburgiſchen Konfeſſion nahm er einen völlig poſitiven Standpunkt ein, zu 
dem er bereits gelangt war, als er in das Pfarramt trat. Dafür bietet die 
Sammlung ſeiner Predigten in dem „Chriſtlichen Hausprediger“, die in dem 
erſten Jahrzehnt ſeines Predigtamtes entſtanden ſind, den einwandfreieſten 
Anhalt. So erörtert er am Reformationsfeſt die Frage: Wie wurde das 
Kleinod der Glaubens- und Gewiſſensfreiheit, das uns Luther und ſeine Mit— 
arbeiter errungen haben, von den Nachkommen bewahrt und angewendet? 
Wozu er dann ausführt: 


„Es mag uns immer erlaubt ſein, zunächſt zu prüfen, ob denn die Vor— 
fahren auch in jeder Hinſicht das Rechte wollten; ſodann, ob ſie das Rechte 
auch auf die zweckmäßigſte, beſte Weiſe zu erreichen ſuchten? Forſchten doch auch 
jene edeln Männer zu Berde täglich in der Schrift, ob ſichs alſo hielte, 
wie der Apoſtel Paulus und fein getreuer Gehilfe Silas lehrten. (Ap. G. 17,10, 11.) 
Merket es aber wohl: in heiliger Schrift ſuchten die Männer das Maß 
zum Prüfen. Da einzig und allein haben auch wir es zu ſuchen, wenn wir 
evangeliſche Chriſten ſein wollen. 


Ob die Reformatoren das Rechte wollten? Das leuchtet jedem Unbefangenen 
ein, daß ſie gegen ein großes Unrecht auftraten, gegen die Gewalt, welche 
Menſchenwitz und Menſchenliſt dem göttlichen Glauben, dem innerſten Heiligthum 
des Gewiſſens lange Jahrhunderte hindurch angethan hatte. „Aber,“ ſprachen 
Viele, „ſie machten ſich ſelbſt eine andere Feſſel, bildeten einen Glaubenszwang 
anderer Art durch das Feſthalten an den Worten der heiligen Schrift, die ſie 
nach ihrer Weiſe und Faſſungskraft erklärten. Sie ſtellten Sätze auf, ſchrieben 
Bücher, welche ſie ſymboliſche Bücher nannten. Nach dieſen ſollte jeder Lehrer 
das Evangelium verkündigen. Wo war da Freiheit? Konnte da das angefangene 
Werk fortgeführt werden, wenn der Menſchengeiſt ſo gebunden war? Wir 
wollen es ihnen verzeihen, daß ſie damals, im Anfange, ſo verfuhren. Aber 
jetzt müſſen wir weiter gehen, können und dürfen uns nicht mehr durch ſolche 
vorgeſchriebenen Geſetze im Glauben leiten und beſchränken laſſen. Freie Schrift— 
erklärung muß ſtattfinden; ein Jeder mag die heilige Schrift nach ſeiner beſten 
Einſicht und laut ſeinem Gewiſſen auslegen, Jeder ſich daraus den Glauben 
bilden, der ſeinen Geiſt und ſein Herz befriedigt.“ Damit hat man denn 
zugleich das Zweite beantwortet. „Die Reformatoren meinten es zwar herzlich 
gut; ſie hatten Recht bei ihrem Kampf, aber zugleich Unrecht: denn ſie 
wendeten nicht die rechten Mittel an, ließen die eigene Vernunft zu ſehr bei 
Seite liegen.“ 

Doch wie? wenn ſie ſo unklug, ſo einſeitig verfuhren, wie war es denn 
möglich, daß Gott mit ihnen war? daß der Erfolg ihres Thuns ſo unbeſchreib— 
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lichen Segen hatte, daß die durch das lautere Evangelium verbeſſerte, neuerbaute 
Kirche auch zugleich die Geſtalt aller irdiſchen Dinge, aller menſchlichen 
Verhältniſſe verbeſſerte und veredelt? Wie war es möglich, daß ſelbſt ihre 
bitterſten Feinde, ihre überaus gelehrten und ſchlauen und mächtigen Gegner 
nichts gegen ſie vermochten? Daß Kaiſer und Könige die armen ſchlichten 
Männer zu beſiegen oder auch nur zu ſchrecken nicht im Stande waren? Daß 
der furchtbare Bannftrahl des Papſtes ohne Schaden an der Bruſt des 
Auguſtinermönches Luther abglitt? Das kam daher, weil dieſe Bruſt gepanzert 
war mit dem Harniſch Gottes und gedeckt vom Schilde des wahrhaften, von 
Gott geoffenbarten, nicht vom Menſchengeiſte erfundenen Glaubens, womit er 
auslöſchen konnte alle feurigen Pfeile des Böſewichts. (Eph 6, 16.) — — — 

Diejenigen, welche heut zu Tage in unſerer Kirche etwas Anderes hinſtellen, 
anders zu wirken ſuchen als die Glaubenshelden der Reformation, die verſtehen 
unter Glaubensfreiheit und Gewiſſensfreiheit etwas ganz Anderes, als jene 
frommen Männer. Ihnen iſt Glaubensfreiheit nicht der feſte ungeſtörte Beſitz 
der lauteren himmliſchen Licht- und Lebensquelle, der heiligen Schrift, und das 
einem jeden Chriſten zu aller Zeit frei gegönnte Schöpfen aus dieſer Quelle. 
Nein; ihnen iſt Glaubensfreiheit der Zuſtand, wo man den Glauben an Gottes 
Offenbarung, den beſeligenden Glauben, daß Gott ſich herabläßt, als ein Vater 
mit uns, Seinen Kindern, zu reden, daß Gott ſich in dem eingeborenen Sohne 
erniedrigt, Fleiſch und Blut annimmt, um uns zu erlöſen, daß Gott, der heilige 
Geiſt uns beruft, erleuchtet, bekehret, heiliget, erneuert, — wo man dieſen Glauben 
an den dreieinigen Gott ganz wegwirft und weiter nichts glaubt, als was der 
Menſch ſich ſelbſt erdenken und mit ſeinem Verſtande berechnen kann. Sie 
ſprechen: ich glaube, was ich will und kann, und To ſoll auch jedem anderen 
erlaubt ſein, zu glauben, was er will und kann. Sich von irgend Jemand in 
Glaubensſachen Lehre und Vorſchrift geben laſſen, iſt unwürdig, iſt unmöglich. — 


Statt jener Feſſel des blinden Aberglaubens, welche Luther zerbrach, hat 
ſich die Thorheit der Menſchen ſelbſt geſchmiedet die noch verderblichere Feſſel 
des Unglaubens; ſtatt jener willkührlichen Beängſtigungen und Beläſtigungen 
des Gewiſſens, welche Luther, vom heiligen Geiſte erfüllt, durch die Hinweiſung 
auf den einigen göttlichen Mittler und Fürſprecher Jeſum Chriſtum, hinweghob, 
hat man das Gewiſſen ſelbſt eingeſchläfert, begraben, durch Vorſpiegelungen 
von Tugend, von Selbſtgerechtigkeit, von innerer Würde und Kraft, durch Ent- 
fernung der Heiligkeit Gottes, durch Verſpottung des ewigen Gerichtes und der 
Hölle, durch ein freveles und alle Tugend zerſtörendes Spiel mit der Liebe Gottes, 
welche, ohne Seine Heiligkeit und Gerechtigkeit, zu einer ohnmächtigen Schwäche 
herabgewürdigt, ein Deckel jeder menſchlichen Unart und Bosheit wird. Statt 
der guten Werke, welche die verblendete römiſche Kirche zur Seligkeit fordert 
und deren Nichtigkeit Luther aus der heiligen Schrift darthat, ſtellt man, mit 
unbegreiflicher Thorheit, dieſelben guten Werke, nur unter anderem Namen und 
Scheine hin. Und doch ſpottet man bitter jener Kirche und tadelt ſie; — aber 
der letzte Betrug iſt wahrlich ärger, denn der erſte war. Menſchenſatzungen, 
die die vergötterte Vernunft erſonnen hat, werden den evangeliſchen Chriſten 
ohne alle Scheu als göttliche Wahrheit angeprieſen, das Bibelwort wird entſtellt 
und nach Laune erklärt, nach einſeitigem Gefallen oder Mißfallen angenommen 
und verworfen.“ 

Geben dieſe Ausführungen Kniewels über ſeinen religiöſen Standpunkt 
hinreichenden Aufſchluß, fo laſſen fie zugleich auch erkennen, daß die Zahl der 
evangeliſchen Geiſtlichen, die zu jener Zeit einer ſehr fortgeſchrittenen freien 
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Richtung huldigten, eine recht beachtenswerte geweſen ſein muß. Es iſt jo auch 
erklärlich, daß, je mehr die letztere Richtung an Einfluß gewann, deſto mehr 
auch das Bedürfnis nach energiſcher Abwehr ſich auf der anderen Seite geltend 
machte. Und zweifellos ſtand Dr. Kniewel bei dieſer Abwehr in der vorderſten 
Reihe der Streiter, wozu ihn nicht nur gründliches Wiſſen und Begabung be— 
fähigten, ſondern auch unwandelbare Treue zum Glaubensbekenntnis und ſein 
Temperament anregten. Weun er dann bei dieſem Kampfe allmählich zu der 
Ueberzeugung gelangte, daß innerhalb der beſtehenden Organiſation der Landes— 
kirche ein Erfolg nicht zu erreichen wäre, ſo muß man, wenn man ihn in ſeinem 
Handeln verſtehen will, auf die Entwicklung der landeskirchlichen Verhältniſſe 
zu jener Zeit zurückgehen. 

Im Hinblick auf die bevorſtehende 3. Säkularfeier der Reformation hatte 
König Friedrich Wilhelm III. in einer Kabinetts-Order vom 27. September 1817 
den Wunſch ausgeſprochen, daß aus Anlaß dieſer Feier mit einer Vereinigung 
der lutheriſchen und der reformierten Kirche zu einer evangeliſch-chriſtlichen 
Kirche in ſeinen Landen der Anfang gemacht werden möge. In dieſer Kabinetts— 
Order heißt es: „Dieſer heilſamen, ſchon ſo lange und jetzt wieder ſo oft laut 
gewünſchten und ſo oft vergeblich verſuchten Vereinigung, in welcher die refor— 
mierte nicht zur lutheriſchen und dieſe nicht zu jener übergeht, ſondern beide 
eine neu belebte, evangeliſche chriſtliche Kirche im Geiſte ihres heiligen Stifters 
werden, ſtehet kein in der Natur der Sache liegendes Hinderniß mehr entgegen, 
ſobald beide Theile nur ernſtlich und redlich in wahrhaft chriſtlichem Sinne ſie 
wollen, und von dieſem erzeugt, würde ſie würdig den Dank ausſprechen, wel— 
chen wir der göttlichen Vorſehung für den unſchätzbaren Segen der Reformation 
ſchuldig ſind, und das Andenken ihrer großen Stifter in der Fortſetzung ihres 
unſterblichen Werks ehren.“ Dieſe Union ſolle jedoch aus der Freiheit eigener 
Ueberzeugung rein hervorgehen und nicht nur eine Vereinigung der äußeren 
Form nach bedeuten, ſondern nach echt bibliſchen Grundſätzen in der Einigkeit 
der Herzen ihre Wurzeln und Lebenskräfte haben. 


Am 30. Oktober, an dem die 3. Säkularfeier der Reformation in allen 
proteſtantiſchen Kirchen begangen wurde, empfing der König mit ſeinem Hauſe 
und zahlreichen Angehörigen beider Bekenntniſſe in der Garniſonkirche zu Pots— 
dam das Abendmahl. Seinem Beiſpiel folgte dann bald die Mehrzahl der 
proteſtantiſchen Kirchengemeinden ſeines Landes, ſo daß die Durchführung der 
Union ſich glatt zu vollziehen und von den Angehörigen beider Konfeſſionen 
in ihrem Zweck und Ziel richtig verſtanden und gewürdigt zu ſein ſchien. Bald 
zeigte ſich aber der Widerſtand ſowohl auf ſeiten der ſtrenggläubigen Lutheraner 
wie der Reformierten, die in ſtarrem Feſthalten an ihrem Bekenntnis zu der 
erſtrebten Gemeinſchaft ſich nicht zu verſtehen vermochten, was aber zunächſt zu 
keinen Schwierigkeiten führte, weil irgend welcher Zwang auf die Wider— 
ſtrebenden nicht ausgeübt wurde. Das änderte ſich jedoch, als der König ferner 
auch mit Einführung einer neuen Agende in den Gemeinden der unierten Landes- 
kirche vorging, um die Einheit des Kultus derſelben wiederzugeben. Es war 
das im ganzen die Agende Luthers, deren Einführung zahlreichen Gemeinden 
gegen die bisherigen Einrichtungen eine ſehr viel würdevollere Ausgeſtaltung 
des Gottesdienſtes verhieß, die aber auf lebhaften Widerſtand ſtieß, weil dadurch 
die altgewohnten Formen ohne Anhörung und Zuſtimmung der Gemeinden be— 
ſeitigt werden ſollten. Die Einführung der neuen Agende geſchah zwar allmählich, 
dabei aber mit einem ſolchen behördlichen Druck, daß dies nicht nur bei den 
Gegnern der Union, ſondern auch bei zahlreichen Lutheranern und Reformierten 
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große Erregung hervorrief, die auf dem Boden der unierten Landeskirche ftanden. 
Kraft ſeines Amtes als oberſter Biſchof der Landeskirche beſtand der König 
jedoch auf ſeinem Willen, was immerhin zur Folge hatte, daß 1830, im Jahre 
der Säkularfeier der Augsburger Konfeſſion, der überwiegend größte Teil aller 
Gemeinden der Landeskirche die neue Agende angenommen hatte. Nunmehr 
begann aber der Kampf mit den Altlutheranern, die beſonders in Schleſien in 
einer größeren Zahl von Gemeinden vertreten waren und die Union ablehnten. 
Bis dahin waren ſie trotzdem als zur Landeskirche gehörend angeſehen worden; 
als ſie nun aber bei Ablehnung der neuen Agende verblieben, weil ſie dadurch 
in eine Gemeinſchaft mit den Reformierten zu gelangen meinten, die ihrem Ge— 
wiſſen widerſprach, ſtand ihnen nur noch der Weg des Austritts aus der Landes— 
kirche offen, den ſie denn auch beſchritten. Ihr ſich anſchließendes Geſuch um die 
Genehmigung zur Bildung einer ſelbſtändigen Kirchengemeinſchaft blieb erfolglos, 
ſie wurden vielmehr von da ab zunächſt als geduldete Sekte behandelt, wenn— 
ſchon fie lediglich einen Reſtbeſtandteil der evangeliſch-lutheriſchen Kirche bildeten, 
wie ſie in Preußen vor Einführung der Union beſtanden hatte, und von Lehre 
und Verfaſſung jener Kirche in keiner Weiſe abgewichen waren. Das führte 
natürlich zu weiteren Irrungen, ſo daß Friedrich Wilhelm III. ſich veranlaßt 
ſah, in einer weiteren Kabinetts-Order vom 28. Februar 1834 ſeinen Standpunkt 
zur Union und zur Agende klarzuſtellen. Er hebt in derſelben hervor, daß 
es eine irrige Meinung wäre, wenn man annähme, daß an die Einführung der 
erneuerten Agende notwendig auch der Beitritt zur Union geknüpft ſei oder 
indirekt bewirkt werde. Die durch die Agende vorgeſchriebene Ordnung des 
Gottesdienſtes wäre keineswegs beſtimmt, an Stelle der Bekenntnisſchriften zu 
treten, ſondern ſie verfolge lediglich den Zweck, eine dem Geiſte derſelben ent— 
ſprechende Regelung des Gottesdienſtes feſtzuſtellen und alle ſchädliche Willkür 
und Verwirrung davon fern zu halten. Auch in nicht unierten Kirchen müſſe 
deshalb der Gebrauch der Landesagende unter den für jede Provinz beſonders 
zugelaſſenen Modifikationen ſtattfinden, am wenigſten aber dürfe, weil es am 
unchriſtlichſten ſein würde, geſtattet werden, daß die Feinde der Union im 
Gegenſatz zu den Freunden derſelben als eine beſondere Religionsgeſellſchaft 
ſich konſtituierten. 

Trotzdem glaubten die altlutheriſchen Gemeinden auch noch fernerhin 
die Befugniſſe der vollberechtigten Kirchengeſellſchaften wahrnehmen zu dürfen, 
was dann zu ſtaatlichen Zwangsmaßnahmen gegen dieſe Gemeinden den Anlaß 
gab. Als infolge deſſen mehr als tauſend ſchleſiſche Altlutheraner auswan— 
derten, wurde das Verhalten der Regierung den Altlutheranern gegenüber in 
weiten proteſtantiſchen Kreiſen verurteilt und als eine unzuläſſige Bedrückung 
der Gewiſſen empfunden. Auch der Kronprinz war mit der Behandlung der 
Altlutheraner nicht einverſtanden, doch hatten feine Bemühungen, ein duldſameres 
Verhalten denſelben gegenüber herbeizuführen, nur geringen Erfolg. Erſt nach 
dem Hinſcheiden Friedrich Wilhelms III. am 7. Juni 1840 traten mit der 
Thronbeſteigung ſeines Nachfolgers wieder beſſere Zeiten für die Altlutheraner 
ein. Unter Friedrich Wilhelm IV. gewährte man ihnen zunächſt ſtillſchweigende 
Duldung und durch die General-Konzeſſion vom 23. Juli 1845 wurde ihnen 
dann auch wieder die Bildung ſtaatlich anerkannter Gemeinden geſtattet, die in 
einem gemeinſamen Vorſtande, dem Ober⸗Kirchenkollegium zu Breslau, ihre 
Zentralſtelle hatten. 


Bei alledem blieb auch unter Hinzurechnung der Altlutheraner die Zahl 
der Evangeliſchen, die aus Anlaß der Union und der neuen Agende aus der 
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Landeskirche austraten, eine verhältnismäßig geringe. Deſſenungeachtet erblickten 
die in ihr verbliebenen ſtrenggläubigen Lutheraner in der Union eine große 
Gefahr für die evangeliſch-lutheriſche Kirche. Wenn ſie nicht austraten, ſo 
unterblieb das in der Hoffnung, daß ihre Richtung wieder eine maßgebende 
Stellung in der Landeskirche erlangen würde. Zu ihnen gehörte auch 
Dr. Kniewel. Lokale Verhältniſſe können dabei für ſeine Stellungnahme kaum von 
Einfluß geweſen ſein, weil die Danziger Reformierten ſich der Union nicht an— 
geſchloſſen hatten. Es war vielmehr das große allgemeine Jutereſſe der luthe— 
riſchen Kirche, für deren Fortbeſtand das unbedingte Feſthalten an der Augs— 
burgiſchen Konfeſſion nach ſeiner Ueberzeugung unerläßlich war, was ſein Ver— 
halten und Wirken beſtimmte. Und aus der Hoffnung auf den Sieg dieſes 
Bekenntniſſes auch innerhalb der Landeskirche erklärt es ſich demnach, daß er 
die altlutheriſche Bewegung, die 1839 in Danzig in die Erſcheinung trat, zu— 
nächſt bekämpfte. Schon 1838 hatte er an alle evangeliſchen Geiſtlichen der 
Provinz, Preußens und Berlins die Aufforderung ergehen laſſen, ſich zu 
der ungeänderten Augsburgiſchen Konfeſſion von 1530 als dem einſtimmigen 
Bekenntnis öffentlich und entſchieden zu erklären. Der erhoffte Erfolg blieb 
aber aus, denn wie er ſelber ſagt: „Man lobte den Gedanken, gab ihm aber 
keine Folge, weil man Trennung und Feindſchaft fürchtete.“ Doch war er nicht 
der Mann, den ein ſolcher Fehlſchlag entmutigen konnte. Vielmehr wirkte er 
in derſelben Geſinnung und Richtung weiter und unternahm auch noch 1842 
eine größere Reiſe mit dem ausgeſprochenen Zweck: „Die evangeliſchen Geift- 
lichen aller Länder zu einer wahren Vereinigung anzuregen und dadurch tat: 
ſächlich der falſchen Union ein Ende zu machen.“ Eine Frucht dieſer Reiſe 
waren ſeine bereits erwähnten „Reiſeſkizzen aus dem Heerlager der Kirche“, den 
beabſichtigten Zweck hat ſie aber kaum gefördert. Sein immer ſchärferes Auf- 
treten gegen die Landeskirche, der er ſeinem Amte nach angehörte, mußte ſo 
ſeine Stellung immer ſchwieriger geſtalten. Er ſagte ſelbſt darüber: „Ich kam 
in Widerſpruch mit der Landeskirche und dem weltlichen Kirchenregiment und mußte 
wohl gar den Vorwurf des Empöreriſchen und Revolutionären hören, weil ich immer⸗ 
dar ſprach: ich gehöre nicht zu der unierten Kirche! — und doch ihr Brod aß.“ 

Doch ſtand Dr. Kniewel mit ſeiner Anſchauung innerhalb der unierten 
Landeskirche nicht vereinzelt da, der Verſuch König Friedrich Wilhelms IV., 
derſelben eine Verfaſſung zu geben, ließ dies deutlich genug erkennen. Nachdem 
1841-1844 die in verſchiedenen Landesteilen ſchon früher beſtandenen Kreis- und 
Provinzialſynoden allgemein eingeführt worden waren, hatte der König auf 
Pfingſten 1846 eine Generalſynode nach Berlin einberufen, um über Bekenntnis, 
Union und Verfaſſung der Landeskirche zu beraten. Die Arbeiten dieſer General⸗ 
ſynode, die 30 Jahre ſpäter grundlegend für die Verfaſſung der evangeliſchen 
Landeskirche wurden, blieben zunächſt ohne Erfolg. Denn ihr Beſtreben, eine 
Bekenntnisformel aufzuſtellen, die allen in der Landeskirche vertretenen Richtungen 
genehm war, mußte das Kirchenregiment auch dann noch als ausſichtslos anſehen, 
als innerhalb der Synode eine Vereinbarung darüber erzielt war, weil die 
Mehrzahl der innerhalb der Landeskirche ſtehenden lutheriſchen Gemeinden ihre 
Zuſtimmung zur Abänderung des Apoſtolikums unzweifelhaft verſagt hätte. Als 
man zu dieſer Erkenntnis gekommen war, wurde die Generalſynode denn auch 
auf Geheiß des Königs vertagt, ohne während ſeiner Regierungszeit je wieder 
zuſammenzutreten. 

Der ſo auch diesmal verunglückte Verſuch, die Lutheraner und die Reformierten 
auf dem Boden des Bekenntniſſes zu verſchmelzen, führte naturgemäß zu einer 
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verschärften Abſonderung der ſtreuggläubigen Richtungen beider Konfeſſionen 
und veranlaßte auch hervorragende Geiſtliche und Laien zum Austritt aus der 
Landeskirche. Denn an eine Beſeitigung der Union war nach der Stellung, 
welche die Generalſynode ihr gegenüber eingenommen, erſt recht nicht zu denken, 
und das dürfte auch wohl ſehr beſtimmend für den Dr. Kniewel geweſen ſein, 
wenn er ſich nunmehr ebenfalls zum Austritt aus der Landeskirche entſchloß. 
Am 23. Mai, dem 1. Pfingſtfeiertage des Jahres 1847, hielt er nachmittags 
ſeinen letzten Gottesdienſt in der Ober-Pfarrkirche zu St. Marien ab, wobei er 
ſeinen Entſchluß der Gemeinde mit den Worten verkündete: „So trete ich hiermit 
vor Gott und der Gemeinde und der ganzen Welt aus der unirten Kirche feier— 
lich aus, lege mein Lehramt in derſelben nieder und ſchließe mich der Kirche 
an, die ich für die einzig wahre, am vollkommenſten und ganz ſchriftgemäß 
ausgebildete allezeit erkannt habe und immer tiefer erkenne: der evangeliſch— 
lutheriſchen.“ 

Dieſe ſeine Abſchiedspredigt liegt gedruckt vor. Er fährt in derſelben 
nach der vorſtehenden Erklärung fort: 

„Ich habe mein Pfarramt in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche und für 
die Pflege derſelben von dieſer Gemeinde empfangen im Jahre 1825, als hier 
noch keine Union ſtattfand, und obwohl die lutheriſche Kirche damals ſehr tief 
gefallen war, jo wußte ich doch, daß der ewige feſte Grund Gottes beſteht, 
wenn auch alle Menſchen ihn verlaſſen oder ſchlecht darauf bauen, und daß der 
Herr ſich immer noch eine wenn auch nur kleine Schaar Gläubiger übrig be- 
halten hatte und ſie mehren konnte. Jetzt iſt dieſe Gemeinde keine evangeliſch— 
lutheriſche mehr, ſondern iſt eine unirte geworden, und in ihr, als ſolcher, lege 
ich hiermit laut Pflicht und Gewiſſen mein Amt nieder. In der unirten Kirche 
bin ich nie geſtanden, habe nie nach ihrem Grundſatz von der über dem 
Glauben ſtehenden Liebe gelehrt. Aber die Agende glaubte ich mit gutem Ge— 
wiſſen annehmen zu können. Denn 1. wurde mir geſagt: Das Annehmen der 
Agende iſt keineswegs mit der Unionsannahme verbunden, und hindert dich 
nicht, die echt lutheriſchen Grundſätze aus heiliger Schrift zu predigen und zu 
lehren; 2. wurde mir nur die Wahl geſtellt: entweder die Agende von 1810, 
die hier in Danzig in einer ganz glaubensloſen Zeit ſtatt der urſprünglichen 
lutheriſchen eingeführt war, zu behalten, oder die neue anzunehmen. Dieſe neue 
Agende enthält aber meiſtens die Worte Luthers. — Dabei hoffte ich durch 
mein lutheriſches Bekenntniß auf der Kanzel, im Beichtſtuhl, bei der Taufe, am 
Altare, im Confirmandenunterrichte die reine chriſtliche evangeliſch-lutheriſche 
Lehre nach und nach wie einen Sauerteig immer weiter durchdringen zu ſehen; 
ich hoffte, das echte Lutherthum, dieſe dem deutſchen Volke vom Herrn durch 
den heiligen Geiſt aufs Neue wiedergegebene evangeliſch-apoſtoliſche Lehre werde 
wieder die Gemüther erfaſſen, wenn ſie mehr und mehr damit bekannt würden, 
weil ſie ja in den 50 bis 60 vorangehenden Jahren des herrſchenden Rationalis— 
mus ihnen verkümmert oder ganz entzogen war. Aber ich täuſchte mich ge— 
waltig. Der ſüße Spruch von der Liebe, die das erſte und höchſte iſt, und 
die nach dem Glauben nicht fragt, war dem natürlichen Menſchenherzen zu 
lockend. Ich erkannte auch nicht, daß ich mit einigen Wenigen, die den luthe— 
riſchen Glauben mit vollem Bewußtſein hatten, ganz ſeparirt daſtand in dieſer 
äußerlich unirten Gemeinde, ich überſah, daß das nimmermehr eine Kirche, 
eine Gemeinde der Heiligen iſt noch werden kann, wenn ein Jeder den Glauben 
ſo oder ſo nimmt; wenn er im heil. Abendmahl ſich anders mit Jeſu vereinigt 
hält, als ich, ſo iſt er ja nicht in Chriſto mein Bruder und wir ſind nicht 
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Glieder Eines Leibes, deſſen Haupt Chriſtus iſt. Wer ſich, wie der reformirte, 
die Verbindung mit Chriſto nach ſeiner Art denkt, der hat doch unſtreitig eine 
andere Gemeinſchaft mit Chriſto als ich, der ich Jeſum Chriſtum nicht nach 
meinem Denken, ſondern nach ſeiner Verheißung und Gnade nehme, wie Er 
Sich mir giebt. — So ſteht denn in der unirten Kirche jeder Einzelne mit 
ſeinem Glauben für ſich allein da, und ſo iſt in ihr nur eine ſcheinbare Union 
vorhanden, in der That aber eine wahre Zerſplitterung und Vereinzelung; daher 
ſich in ihr auch unzählige neue Secten bilden. — So that ich denn mit mei— 
nem lutheriſchen Predigen Streiche in die Luft, kam in Widerſpruch mit mir 
ſelbſt, daß ich hoffte da, wo der Kern der Hoffnung, der Glaube, fehlte.“ 

Nach Beendigung des Gottesdienſtes ließ Dr. Kniewel an den Ausgängen 
der Kirche einen „Pfingſtruf an meine geliebte Gemeinde und an alle evange— 
liſchen Chriſten aller Orten“ verteilen, der in gedrängter Zuſammenfaſſung den 
Inhalt ſeiner Abſchiedspredigt wiedergab und zur Begründung und Nechtferti- 
gung ſeines ſoeben getanen Schrittes ebenfalls dienen ſollte. 

Daß man einen ſolchen Schritt von ihm nicht erwartet hatte, läßt das 
große Aufſehen erkennen, das in der Bewohnerſchaft der Stadt dadurch erregt 
wurde. Polizeipräſident v. Clauſewitz berichtete ſchon am folgenden Tage dem 
Miniſter des Innern direkt darüber und ließ dabei die Frage offen, ob eine 
ſtärkere Nachfolge von bisherigen Gemeindemitgliedern des Dr. Kniewel zu er— 
warten ſtehe und welche Wichtigkeit das große Publikum dem Austritt desſelben 
aus der unierten Landeskirche beimeſſen und wie es denſelben aufnehmen werde. 
Es zeigte ſich aber bald, daß ſowohl in ſeiner bisherigen Gemeinde wie im 
großen Publikum der Schritt Dr. Kniewels nicht gebilligt wurde. In Send— 
ſchreiben und ſonſtigen Publikationen des Gymnaſiallehrers Dr. Hintz, des 
Predigers an der Trinitatiskirche W. Blech und des Direktors Löſchin wurde 
ſein Verhalten mehr oder minder ſcharf verurteilt und der landeskirchlichen Union 
das Wort geredet. Eine Glaubenseinigkeit in der evangeliſchen Kirche zu ver— 
langen, wie dies ſeitens des Dr. Kniewel geſchehe, heiße etwas Unmögliches 
fordern, weil eine beſtimmte, unabänderlich beizubehaltende Auslegung der Hei— 
ligen Schrift, welche die alleinige Glaubensnorm bilde, nicht feſtgeſetzt worden 
ſei. Das könnte auch nicht geſchehen, weil die Auslegung des göttlichen Wortes 
doch immer nur aus menſchlicher Einſicht hervorgehen und auf menſchliches 
Anſehen geſtützt werden könne und man mithin durch ihre Erhebung zur Glau— 
beusnorm die päpſtliche Autorität, von der man ſich losgeſagt hatte, nur mit 
einer anderen, gleichfalls menſchlichen vertauſcht haben würde. Auch ohne eng— 
herziges und zelotiſches Feſthalten an dem ſtreng lutheriſchen Dogma, nament- 
lich inſofern es von dem reformierten abweiche, ſei es wohl möglich, an der 
evangeliſchen Lehre feſtzuhalten, daß nur aus dem Glauben eine wahre Wieder— 
geburt und rechte gottgefällige Werke hervorgehen können. 

Sicherlich war es „Einheit des Glaubens und der Lehre wie ſtrenges 
Feſthalten am lutheriſchen Dogma“, was Dr. Kniewel für die Landeskirche er— 
ſtrebt hatte; es fragt ſich nur, ob es wirklich Engherzigkeit und Zelotismus 
waren, die ihn zum Austritt aus derſelben veranlaßten, als er die Erfolgloſigkeit 
ſolchen Strebens erkannte. Wenn er eine Auslegung der Heiligen Schrift nur 
in der Begrenzung für zuläſſig erachtete, wie das vorſtehend nach ſeiner Predigt 
am Reformationsfeſte bereits dargelegt iſt, ſo ſtand das immerhin mit den 
Lehren der Reformatoren der lutheriſchen Kirche im Einklang, wie es ſeiner 
innerſten Ueberzeugung entſprach, an der er ſtets unverrückbar feſtgehalten hat. 
In jedem Abweichen hiervon wie von den grundlegenden Artikeln der Augs— 
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burgiſchen Konfeſſion erblickte er eine Lockerung des feſten Gefüges der evan— 
geliſch-lutheriſchen Kirche. Denn ohne ein feſtes einheitliches Bekenntnis konnte 
eine Kirche nach ſeiner Meinung nicht beſtehen. Das gebe es aber in der 
unierten Kirche bei der Verſchmelzung mit den Reformierten nicht, letztere hätten 
überhaupt kein einheitliches, ſondern eine große Mehrzahl von Bekennt— 
niſſen, die erheblich von einander abwichen. In der unierten Kirche ſteht es 
deshalb auch jedem Geiſtlichen wie jedem Mitgliede frei, ſich dem einen oder 
dem anderen dieſer vielen Bekenntniſſe zuzuwenden. Selbſt die Annahme eines 
ſolchen Bekenntniſſes verpflichte den Geiſtlichen gar nicht, auch danach zu pre— 
digen und zu lehren. Die bewilligte Lehrfreiheit geſtatte ihm, nach ſeiner Er— 
kenntnis und Ueberzeugung ſich auszuſprechen, auch jeden Tag, ſo er es für 
gut halte, ein anderes Bekenntnis von jenen 50 bis 60 unierten zu nehmen. 


Die Kirche könne nimmermehr da ſein, wo der Grundſatz gelte: du kannſt 
glauben, was du willſt und dir recht und wahr deucht, kannſt deine perſönlichen 
Anſichten über, ja wider das Evangelium predigen, kannſt die Sakramente an— 
ſehen und verwalten, wie es dir ſcheint, wenn nur die äußere Zeremonie nach 
Vorſchrift der Agende genau beobachtet wird; — kurz, ſie könne nicht da ſein, 
wo der Unglaube neben dem Glauben privilegiert und gleichberechtigt it”). 

Die evangeliſch-lutheriſche Kirche war ſeit ihrer Entſtehung in Verbindung 
mit der Staatsgewalt als Landeskirche nach Bekenntnis und Lehre ſtets eine 
Einheitskirche geweſen. Nur als ſolche konnte ſie nach Kniewels Ueberzeugung 
die ihr übertragene Miſſion erfüllen, und da ſie es nach Einführung der Union 
im ſtreng konfeſſionellen Sinne nicht mehr geblieben war, jo erblickte er in der 
Union einen Eingriff der Staatsgewalt in das innere Leben der Kirche, durch 
den das Fundament derſelben erſchüttert wurde. Der Einwand, daß er mit der 
Einheitskirche den Autoritätsglauben der katholiſchen Kirche auch für die evan— 
geliſche beibehalten wolle, konnte um ſo weniger auf ihn Eindruck machen, weil 
die Artikel der Augsburgiſchen Konfeſſion für ihn zeugten und er einen Auto— 
ritätsglauben, der auf dieſen und der Heiligen Schrift fußte, keineswegs abwies. 
Die Stärkung, die der Proteſtantismus durch die Verbindung von Lutheranern 
und Reformierten in der unierten Landeskirche erlangte, bot ihm keinen Erſatz 
für die Schwächung des Gemeinſchaftsglaubens, die innerhalb derſelben bei der 
Duldung verſchiedenartiger Bekenntniſſe und weitgehender Lehrfreiheit nicht ab— 
zuwenden war. Und daß das keine einſeitig übertriebene Befürchtung war, das 
dürfte die Folgezeit erwieſen haben. Sechzig Jahre nach dem Austritt Knie— 
wels aus der Landeskirche kennzeichnet ein hervorragender evangeliſcher Theologe, 
der Profeſſor Adolf Harnack, in einem Vortrage über „Proteſtantismus und 
Katholizismus in Deutſchland“ den Standpunkt, auf den die evangeliſche Kirche 
inzwiſchen gelangt ſein ſoll, folgenderart: Nachdem er den Wunſch ausgeſprochen, 
daß beide Kirchen, die evangeliſche wie die katholiſche, der freiheitlichen Ent— 
wicklung in ihrer eigenen Mitte Raum geben möchten, weil auf dieſer Ent— 
wicklung allein, und nicht auf dem Beharren bei dem Hergebrachten, die Hoff— 
nungen für die Zukunft auf eine Annäherung beider Konfeſſionen beruhten, 
fährt er fort: „Die evangeliſche Kirche ſteht bereits auf dieſer Linie, aber ſie 
muß noch muthiger werden und ſtatt mühſamer Abzüge und Verſchleierungen 
offen erklären, daß das alte Bekenntniß kein Geſetz für ſie iſt, das ſie ertragen 
muß, ſondern ein Gut, das fie in Freiheit benutzt““).“ Hätte er mit ſeinem 
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Urteil recht, dann wäre innerhalb der unierten Landeskirche bereits eine Locke— 
rung eingetreten, welche die Befürchtungen Kniewels vollauf rechtfertigte, und 
es bliebe dann nur noch abzuwarten, wie dieſe Kirche ſich der katholiſchen gegen— 
über behaupten ſoll, von der doch nur ein Schwärmer die Begünſtigung einer 
freiheitlichen Entwicklung in ihrer eigenen Mitte erwarten kann. Ihre Ver— 
gangenheit bietet mindeſtens keinen Anhalt dafür, und in der allerneueſten Zeit 
hat ihr oberſtes Regiment den Verehrern des verſtorbenen Univerſitätsprofeſſors 
Schell ſeine gegenteilige Meinung ſehr nachdrücklich und erfolgreich bekundet. 
Alles, was auch nur den Anſchein erwecken könnte, als wenn die päpſtliche 
Autorität hinſichtlich der Einheitslehre der katholiſchen Kirche dadurch beein— 
trächtigt würde, iſt in ſchroffſter Form abgewieſen und damit widerſpruchslos 
beſeitigt worden. 

Zur Würdigung der Beweggründe Kniewels, die ſeinen Entſchluß zum 
Austritt aus der unierten Landeskirche zeitigten, dürfte dieſer Hinweis nicht 
unerheblich ſein. Er war eben zu der Ueberzeugung gelangt, daß in der unierten 
Kirche das alte Bekenntnis nicht mehr als Geſetz galt, und deshalb glaubte er 
mit gutem Gewiſſen nicht weiter in ihr wirken zu können. „Der Weg nach 
Rom geht über Genf,“ warnte er, und wenn die Annäherungsverſuche mit der 
katholiſchen Kirche im Harnackſchen Sinne einmal von der unierten Landeskirche 
tatſächlich ſollten aufgenommen werden, dann würde ſich ſelbſt dieſes Wort nicht 
mehr als eine in der Hitze des Kampfes gefallene Uebertreibung darſtellen. So 
bleibt auch bei der weiteren Entwicklung der Dinge bemerkenswert, was der 
Profeſſor Lezius zu Königsberg i. Pr. 1912 in einer Rede über die liberale 
Richtung an der Kaiſer-Wilhelm-Gedächtniskirche zu Charlottenburg ausführte. 
Aus dem in Betracht kommenden Falle laſſe ſich der viel berühmte Befenntnis- 
ſtand unſerer preußiſchen Landeskirche und des Oberkirchenrats erkennen. Er 
habe deswegen vorgeſchlagen, im Intereſſe des Friedens der Kirche die Union 
aufzulöſen und zwei Landeskirchen zu ſchaffen: eine liberale bekenntnisloſe und 
eine chriſtliche mit Bekenntnis. Dieſer Vorſchlag ſei natürlich nicht durchführ⸗ 
bar, denn die Union zwiſchen Luthertum und Reformierten habe ſolche Liebe 
gefunden, daß die Union zwiſchen Chriſtentum und Antichriſtentum für ewig 
fortbeſtehen müßte. Wenn die tatſächliche Bekenntniskirche den radikalſten 
Stürmern preisgegeben werde, ſo könne das nur dahin führen, daß diejenigen 
Kreiſe, welche wirklich chriſtlich geſinnt ſind, aus der Landeskirche ausſcheiden. 
Der Redner gibt ſeinem Peſſimismus dahin Ausdruck, daß er glaubt, daß es 
zu einer Trennung kommen müſſe. Wenn es auch nicht erwünſcht ſei, daß die 
freie Kirche in Deutſchland erzwungen werde, ſo ſei es doch wahrſcheinlich, daß 
ſie durch unſere verrottete Kirchenpolitik erzwungen werde. 

Wenn man deshalb dem Dr. Kniewel nach ſeinem Austritt aus der 
unierten Landeskirche kurzſichtige Orthodoxie zum Vorwurf machte, ſo kann das 
nicht als zutreffend anerkannt werden. Er hat vielmehr vom Standpunkte der 
Einheitskirche aus einen recht weiten Blick bei ſeiner Sorge um die Zukunft 
der evangeliſch⸗lutheriſche Kirchen bekundet, und es wird jo erklärlich, daß er ſich 
den Altlutheranern zuwandte, weil er in deren Gemeinſchaft den Fortbeſtand 
dieſer Kirche am ſicherſten gewährleiſtet glaubte. Schon die äußeren Umſtände, 
unter denen er dieſen Schritt vollzog, ſprechen dafür, daß er erſt nach ſchweren 
inneren Kämpfen ſich zu dieſem Entſchluß durchgerungen hat. Er gab mit 
ſeinem Pfarramt an der Oberpfarrkirche zu St. Marien eine hochangeſehene und 
geſicherte Lebensſtellung auf ohne Ausſicht auf einen auch nur annähernd gleich— 
wertigen Erſatz, da die altlutheriſche Gemeinde klein und wenig leiſtungsfähig 
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war. Zudem ſtand er bereits im Alter von 64 Jahren und es mußte ihn fo 
wohl mit banger Sorge erfüllen, wenn er mit ſeinem bisherigen Amte auch 
gleichzeitig auf alle aus demſelben herrührenden Anſprüche auf Emeriten- und 
Witwenverſorgung zu verzichten hatte, denn mit irdiſchen Gütern war er nicht 
geſegnet. Das klingt auch aus dem Schlußgebet ſeiner Abſchiedspredigt heraus, 
in dem er fleht: „Ich danke Dir, Herr, Du ſtarker Gott, daß Du mir Schwa— 
chem Kraft gegeben haſt, dies Bekenntniß froh und freudig abzulegen und die 
Bedenken des eigenen Fleiſch und Blutes, die Regungen menſchlicher Liebe zu 
überwinden und mich an der Liebe Jeſu Chriſti, meines Herrn und Heilandes, 
zu halten. Ich danke Dir insbeſondere noch dafür, Du liebevoller Herr, daß 
Du auch meinem lieben treuen Weibe Freudigkeit und Kraft in das Herz gelegt 
haſt, aus reiner Liebe zu Dir, ohne mein Zuthun, vom heiligen Geiſte getrieben, 
den gleichen Schritt zu thun.“ — 

Kinder des Kniewelſchen Ehepaares waren zu jener Zeit nicht mehr am 
Leben, die einzige Tochter desſelben war jung verſtorben, doch hatte es noch 
3 unverheiratete Schweſtern des Ehemannes, die im höheren Lebensalter als 
er ſtanden, ſeinen Beiſtand zu gewähren. 

Rückſichten auf ſein und der Seinigen leibliches Wohlergehen meinte 
Dr. Kniewel aber abweiſen zu müſſen, als für ihn ſeiner Ueberzeugung nach der 
Zeitpunkt gekommen war, ſeinen evangeliſch-lutheriſchen Glauben nicht bloß mit 
Worten zu bekennen, ſondern ihn auch durch die Tat zu beſiegeln. Die Hoff— 
nung, daß es ihm trotz ſeiner vorgerückten Jahre noch vergönnt ſein werde, der 
altlutheriſchen Bewegung in Danzig einen neuen Aufſchwung zu geben, mag 
dabei immerhin mitgewirkt haben. Die Zeitverhältniſſe nahmen aber eine dem 
entgegenſtehende Wendung. Das Jahr 1848 mit ſeinen revolutionären Strö— 
mungen regte die politiſchen Gegenſätze derart auf, daß für die konfeſſionellen 
wenig Raum blieb. Und eine Aenderung trat darin während der Amtszeit des 
Dr. Kniewel als Prediger der altlutheriſchen Gemeinde auch nicht mehr ein. 
Sie friſtete auch fernerhin nur ein beſcheidenes Daſein, denn auch 1852 hatte 
ſie es erſt auf 560 Mitglieder gebracht, von denen 323 im kommunionfähigen 
Alter ſtanden. Seit 1850 bildete ſie bereits eine ſelbſtändige Parochie und 
vom Jahre 1854 ab beſaß ſie ein eigenes Gotteshaus. Beides verdankte ſie 
in erſter Reihe den unermüdlichen Anſtrengungen ihres Predigers Kniewel, der 
damit ihren Beſtand in Gegenwart und Zukunft ſicherzuſtellen hoffte. Für 
dieſen dürfte es denn auch ein Tag freudiger Genugtuung geweſen ſein, als er 
am 5. November 1854, dem Reformationsfeſte, die alte Heiligegeiſtkirche in der 
Tobiasgaſſe zum evangeliſch-lutheriſchen Gottesdienſt für ſeine nunmehrige Ge- 
meinde zu weihen vermochte, zumal er ſich bei ſeinen hohen Jahren ſagen mußte, 
daß ſein Wirken für dieſelbe bald enden werde. Im Laufe des folgenden Jahres 
legte er dann auch ſein Predigtamt bei der altlutheriſchen Gemeinde nieder. 

Seine äußere Lage während ſeiner Amtstätigkeit bei dieſer Gemeinde war 
vollauf dazu angetan, ihm täglich zum Bewußtſein zu bringen, welche Opfer er 
ſich und den Seinen mit ſeinem Ausſcheiden aus der Landeskirche auferlegt 
hatte. Schon daß er jahrelang in der Diener- und Hintergaſſe wohnte, iſt 
ein ſprechender Beweis dafür. Seine Ehefrau Henriette geb. Andreſſe war ſchon 
am 11. Januar 1853 im faſt vollendeten 70. Lebensjahre verſtorben. Ihr 
Geburtsort war Berlin und ſie ſtarb in Breslau, wohin ſie vermutlich ihren 
Ehemann auf einer Reiſe in Amtsgeſchäften begleitet hatte. Nach ihrem Tode 
ſtand Dr. Kniewels Schweſter Henriette Wilhelmine ſeinem Hausweſen vor. 
Sie blieb bei ihm, bis er 1856 zu einem Brudersſohn nach Stuttgart verzog. 
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Die geringe Penſion, die ihm die altlutheriſche Gemeinde bei ihrer ſchwachen 
Leiſtungsfähigkeit nur hatte zubilligen können, auf die er aber lediglich angewieſen 
war, wie das Entgegenkommen ſeines Neffen dürften für dieſen Ortswechſel 
wohl beſtimmend geweſen ſein. Von ſeinen in Danzig lebenden Schweſtern 
war Florentine Catharina bereits 1853 im Alter von 77 Jahren geſtorben. 
Charlotte Renate ſtarb 1862 im 86. Lebensjahre und die bereits erwähnte 
Henriette Wilhelmine, die bis 1872 lebte, erreichte ſogar ein Alter von 92 Jahren. 
Alle drei verlebten den Reſt ihrer Tage als Hoſpitalitinnen des Heiligen Leich- 
nams-Hoſpitals. Entbehrungen und Sorgen dürften die drei Schweſtern wäh— 
rend ihrer reiferen Jahre reichlich zu tragen gehabt haben und es iſt das ein 
Zeichen von zäher Lebenskraft, wenn ſie ſämtlich trotzdem zu ſo hohen Jahren 
gelangten. 


Das gilt auch für ihren Bruder, den Prediger Dr. Kniewel, bejonders 
im Hinblick auf die Tage nach ſeinem Austritt aus der Landeskirche, die ihm 
ſicherlich weit mehr Kränkungen und Enttäuſchungen als Erfolge brachten. In 
ſeinem feſten Gottvertrauen kam er auch darüber hinweg und erreichte ſo ein 
Alter von 76 Jahren. Er ſtarb am 25. Juli 1859 zu Berg bei Stuttgart an 
einem Schlaganfall, der ihn bei einem kalten Bade ereilte. Der Stadtpfarrer 
Albert Knopp zu St. Leonhard in Stuttgart hielt ihm die Grabrede und 
ſchilderte ihn als gründlichen Lehrer, geiſtreichen Schriftſteller, ſorgſamen Seel— 
ſorger, treuen Freund und aufrichtigen Chriſten. 


Abgeſehen von den Altlutheranern war er in Danzig bei ſeinem Tode 
bereits vergeſſen. Die öffentliche Meinung kennzeichnete ihn nach ſeinem Ueber— 
tritt zu dieſen als einen rückſchrittlichen Buchſtabengläubigen und hatte ſich ſo 
bald mit ihm abgefunden. Daß er als geſchloſſene Perſönlichkeit gewirkt und 
gekämpft hatte, blieb unverſtanden, weil für das Urteil des großen Publikums 
der Erfolg und nicht die Beweggründe beſtimmend ſind. 


In den Knabenjahren des Dr. Kniewel waren die Beziehungen ſeines 
Elternhauſes zu den Verwandten in Stüblau noch rege. Beſonders im Hauſe 
ſeines Onkels Andreas, der den elterlichen Beſitz dort übernommen hatte, wird 
er nicht ſelten geweilt haben. Andreas Kniewel ſtarb jedoch ſchon am 24. Juni 
1797 und mit ihm dürfte ſein Familienname im Beſitzerſtande des Stüblauſchen 
Werders erloſchen ſein. Er erreichte nur ein Alter von einigen fünfzig Jahren 
und war längere Zeit vor jeinem Ableben leidend. In der Taxe, die über 
ſeinen Nachlaß aufgenommen wurde, heißt es: „daß der Erblaſſer als ein kränk— 
licher und durch den Beſitz ſeiner Grundſtücke begüterter Mann die Größe ſeines 
Landes nicht ſo benutzt und ſoviel Getreide gebauet habe, als ſolches wohl 
möglich zu machen geweſen, daher auch ſowohl die Ausſaat als der Vorrath nicht 
ſehr anſehnlich ausfallen können.“ Er hatte 1786 im öffentlichen Ausruf noch 
den 3 Hufen großen Hof des Nachbarn Albinus Hannemann für 24000 fl. 
erworben und ſo ſeinen Geſamtbeſitz auf 14 Hufen gebracht. 


In der Schicht und Teilung, die ſeine Witwe am 20. Dezember 1797 
ihrer Tochter Caroline Wilhelmine gab, dem einzigen Kinde, das aus der Ehe 
mit dem Verſtorbenen hinterblieben war, wurde die Hinterlaſſenſchaft einſchließlich 
des Grundbeſitzes auf 125571 fl. 5 gl. 14% Pf. feſtgeſtellt, wovon nur 
10900 fl. Schulden abgingen. Das Vatergut der Tochter, das demnach 
57335 fl. betrug, wurde auf den geſamten Grundbeſitz eingetragen, den die 
Mutter damit nach dem damaligen Preisſtande der Grundſtücke in Höhe von 
60 bis 70% des wirklichen Wertes übernahm. Letztere ſetzte der Tochter dann 
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noch Zus und Uebergaben im Geſamtwerte von 2664 fl. aus, die ein Bild 
davon geben, welche Anſprüche an die Ausſteuer eines immerhin ganz wohl— 
habenden Mädchens zu jener Zeit geſtellt wurden. Es werden aufgeführt: 
1 Ehrenkleid zu 300 und 1 zu 200 fl., 1 aufſtehendes Bett oder 500 fl., 
12 Fußlaken à 8 fl., 12 Tiſchlaken à 12 fl., 5 Dutzend Hemden à 5 fl. das 
Stück, 12 Stück Handtücher à 5 fl., 6 ſeidene Tücher à 9 fl., 12 weiße Nefjel- 
tücher & 7 fl. 24 Schnupftücher à 2 fl., 12 Leinwandſchürzen & 3 fl., 6 nefjel- 
tuchene Schürzen à 8 fl., 6 rote Leinwandſchürzen à 8 fl., 18 ſilberne Eßlöffel 
a 20 fl., 18 ſilberne Teelöffel à 3 fl. 1 ſilberne Zuckerſchale und Zange zu 60 fl. 
und 1 eſchene Kiſte zu 200 fl. 


Die Witwe Anna Regina Kniewel geb. Krieſe heiratete Februar 1798 den 
Bürger Johann Bielfeld aus Danzig, einen Sohn des gleichnamigen Deich- 
geſchworenen zu Gr. Zünder, und ihre Tochter Caroline Wilhelmine vermählte 
ſich ſpäterhin mit Cornelius Eduard Bielfeld, dem Bruder ihres Stiefvaters, der 
den väterlichen Beſitz in Gr. Zünder übernommen hatte. Cornelius Eduard 
Bielfeld war 1830 bis 1844 Deichgraf des Danziger Werders. 


Von dem Wohlſtande beider Brüder vor Ausbruch des unglücklichen 
Krieges mit Napoleon J. geben noch heute die ſtattlichen Wohnhäuſer Zeugnis, 
die ſie in den erſten Jahren des vorigen Jahrhunderts auf ihren Höfen in gleicher 
Ausgeſtaltung erbauten. 
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Groß⸗Zünder. 


Barthel Weſſel, geb. 1707. 


Es iſt bereits im vorigen Abſchnitt erwähnt, daß Barthel Weſſel im 
Sommer 1762 den größten Teil ſeines Beſitzes zu Kl. Zünder verkaufte 
und von dort nach Gr. Zünder verzog. In Kl. Zünder wurden ihm neun 
Kinder geboren; wie viele von denſelben bei dem Umzug nach Gr. Zünder 
noch lebten, habe ich nicht feſtgeſtellt. Jedenfalls iſt ſeine Familie zu jener 
Zeit wohl noch eine ſtarke geweſen. Sein älteſter Sohn, ebenfalls Barthel 
geheißen, ſtand ſchon im zwanzigſten Lebensjahre und konnte ſeinen Vater 
mithin in der Wirtſchaftsführung unterſtützen. 


Den Hof zu Gr. Zünder kaufte Barthel Weſſel nach der Eintragung 
im Amtsbuche am 24. Juli 1762 von der Witwe des ſeligen Michael 
Henrichs, Sara geb. Bielfeldtin. Zum Hofe gehörten 5 Hufen, worunter 
2), Schulzenhufen. Der Kaufpreis betrug 38 000 fl., wovon Käufer 
23 000 fl. anzahlte, während 15 000 fl. zu 4% für die Verkäuferin auf 
dem Hofe ſtehen blieben. Letztere behielt ſich außerdem in dem Hofe, ſolange 
ſie in demſelben bleiben wollte, die ſogenannte Vorſtube vor, auch war der 
Käufer verpflichtet, ihr zu ihrer eigenen Kaleſche, wenn ſie ausfahren wollte, 
die Beſpannung zu geſtellen. Von einem weiteren Ausgedinge iſt nicht die 
Rede, ſo daß die Verkäuferin ihren eigenen Tiſch geführt zu haben ſcheint. 
Da Barthel Weſſel ſich beim Verkauf ſeiner Grundſtücke zu Kl. Zünder auf 
zwei Jahre ebenfalls eine Stube und außerdem noch den freien Unterhalt 
von zwei Pferden und zwei Kühen vorbehielt, ſo dürfte das mit der Ver— 
pflichtung, die er der Witwe Henrichs gegenüber eingegangen war, im 
Zuſammenhange ſtehen. Sie konnte jo auf jeden Fall zunächſt in Kl. Zünder 
ein geeignetes Unterkommen finden, wenn das Zuſammenleben im Groß⸗ 
Zünderſchen Hof nicht gegangen wäre, was jedoch nicht eintrat. 


Michael Henrichs, der verſtorbene Ehemann der Verkäuferin, hat 
ſicherlich in verwandtſchaftlichen Beziehungen zur Mutter Barthel Weſſels 
geſtanden. Ein Bruder von ihr war er aber nicht, da dieſelbe keinen 
Bruder dieſes Namens gehabt hat. Es bleibt aber bemerkenswert, daß 
Barthel Weſſels Vater den Beſitz zu Kl. Zünder von einem Henrichs erwarb, 
daß er ſelber den dann ſpäter allerdings geſcheiterten Kauf des Hofes zu 
Wotzlaff mit einem Heinrichs vereinbarte, und daß er nun ſchließlich der 
Nachfolger in einem Henrichſenſchen Beſitz zu Gr. Zünder wurde. Jeden⸗ 
falls iſt das kein bloßer Zufall geweſen, ſondern es weiſt das auf den Zu- 
jammenhalt und die gegenſeitige Wertſchätzung hin, die unter den beiden 
Familien Weſſel und Henrichs beſtanden haben muß. Das Wohnhaus des 
Hofes zu Gr. Zünder, das heute noch unverändert daſteht, wurde bereits 
1688 von einem Henrichs erbaut. N 
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Die Witwe Henrichs hatte drei Töchter und einen Sohn, die ſämtlich 
bereits verheiratet waren, als ihre Mutter den Hof an Barthel Weſſel 
verkaufte. Eine Tochter Anna Florentine war die Ehefrau des Deich— 
geſchworenen Gottlieb Arend zu Letzkau, des ſpäteren Schwiegervaters der 
beiden Söhne Barthel Weſſels. Der einzige Sohn der Witwe Henrichs, 
wie ſein Vater Michael benannt, beſaß einen Hof in Gr. Zünder und hat 
deshalb wohl den väterlichen Beſitz nicht übernommen. 


In ihren jüngeren Jahren, Anno 1726, waren Michael Henrichs und 
ſeine Ehefrau Sara in einen Prozeß verwickelt, der erkennen läßt, in 
welchem Umfang der Glaube an Hexerei damals noch verbreitet war, und 
wie Neid und Klatſchſucht ſeine feſteſten Stützen bildeten, weshalb ich ihn 
nicht unerwähnt laſſen will. Im Amtsbuche heißt es darüber: 


„Mit Vorbehalt aller ferneren Rechtswohlthaten, wie auch unter 
feierlichem Proteſt wegen Verſäumniß und Unkoſten bringet Iustigator 
offieii wider den Michael Henrich, Mitnachbar zu Gr. Zünder, und deſſen 
Ehefrau Sara klagend bei, wie daß dieſelben im Sommer des abgewichenen 
Jahres ſich nicht entblödet, in Gegenwart unterſchiedlicher Perſonen, ſogar 
auch eines Menſchen aus dem Großen Werder, zu emoviren, es wäre des 
Johann Krollen, Teichgeſchwornen in Gr. Zünder, Ehefrau Eliſabeth eine 
Hexe. Sie hätte gewiſſe Pacta mit dem Satan aufgerichtet, die Leute, ſo 
bei ihr gedinet, im Hexen unterrichtet, ſie müſſe jährlich auf Johannis 
Abend nebſt anderen Hexen auf dem Blocksberge erſcheinen. Es hätte der 
Teufel ſie einsmals aus ihrer Stube wegnehmen wollen, ihr Ehemann, der 
Johann Kroll, wäre aber auf ſeine Kniee gefallen, hätte Gott angerufen 
und ſolches damals noch verhütet, welches alles der Herr Prediger David 
Schmidt, ſo damals mit zugegen geweſen, confirmiret hat, wie ſolches die 
künftigen Beweiſe zu näherem ergeben werden. Wenn nun dergleichen 
Verleumdungen Chriſten unanſtändig ſeien und zwiſchen Nachbarn, ſo billig 
in Liebe, Friede und Einigkeit leben ſollen, große Verbitterung anrichten 
und bei redlichen auswärtigen Leuten ihren guten Leumund kränken, als 
ſtellet Kläger ex officio zu des Herrn Bürgermeiſters rechtlichem Erkennt— 
niß, es werden Beklagte die wider Frau Eliſabeth, des Johann Krollen 
Ehefrau ausgeſtoßenen Injuria, Schmähungen und Läſterworte praecon- 
cepti verbis zu revociren, das Amt mit einer nachdrücklichen Strafe zu 
verbüßen und alle verurſachten Unkoſten zu erſtatten, ſchuldig zu halten 
ſein. 

Zu dem ſcharfen Vorgehen des öffentlichen Anklägers dürfte der 
Umſtand beigetragen haben, daß der Ortspfarrer durch ſein Verhalten dem 
unſinnigen Geklatſche den Schein der Wahrheit verliehen hatte. So predigte 
er an einem Sonntage, wie es ſchon beſtand, über Hexerei und goß damit 
Oel in das Feuer. Die vom Werderſchen Amtsverwalter angeſtellte Unter- 
ſuchung ergab dann, daß die Frau des Krügers Boleſchke die Haupturheberin 
des Gerüchts war. Michael Henrichs und der Prediger Schmidt hatten oft 
halbe Nächte lang im Kruge getrunken und dabei dann von des Krügers 
Ehefrau wiederholt gehört, daß der Alp in den Krollſchen Schornſtein ge— 
fahren ſein ſollte, und daß außer der Ehefrau des Deichgeſchworenen Kroll 
auch noch verſchiedene andere Leute im Dorfe hexen könnten. Michael 
Henrichs und beſonders ſeine Ehefrau waren dann eifrige Verbreiter des 
Gerüchts geweſen. Daß die Krollſche mit dem Teufel im Bunde ſtände, 
war ihnen beſonders deswegen glaubhaft, weil die Krollſchen Kühe mehr 
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Milch gaben als ihre, wenngleich letztere ebenſo gute Weide gehabt hatten 
wie die erſteren. Auf ſolche und ähnliche Erſcheinungen hin bauen ſich zu 
jener und in früherer Zeit die Beſchuldigungen der Hexerei meiſtens auf. 
Wenn die Milch keine Butter gibt, wenn Vieh erkrankt oder verunglückt, 
wenn Siechtum oder Ausſchlagskrankheiten bei bis dahin geſunden Perſonen 
plötzlich auftreten, dann wird die Urſache auf Hexerei zurückgeführt. Im 
allgemeinen ſtehen aber die zuſtändigen Behörden ſolchem Geklatſch un— 
befangen gegenüber, wie auch im vorliegenden Falle, in dem ſchließlich der 
Frau Sara Henrichs allein die Schuld zugemeſſen wurde. Sie mußte ihre 
„unbedachtſame, dumme und Chriſten unanſtändige Injurie“ widerrufen 
und 12 Taler Strafe zahlen, die zur Anſchaffung eines neuen Altartuches 
Verwendung finden ſollten. Außerdem hatte ſie die geſamten Unkoſten zu 
tragen. In dem betreffenden Abſchied des Bürgermeiſters vom 8. Juni 
1726 heißt es zum Schluß: „Und weil unnützes Gewäſch einfältiger Leute 
im Dorf, ſo in ihrem Chriſtenthum übel informiret ſind, hiezu Anleitung 
gegeben, wird der Schulz in Gr. Zünder im Schulzenamt ſämmtlichen Ein— 
wohnern kund zu thun haben, daß ſie ſolcher injurieuſen Nachreden und 
Plaudereien ſich bei Strafe des Gefängnißes zu enthalten haben werden.“ 


Den Deichgeſchworenen, die ja eine ſehr bevorzugte Stellung hatten, 
wird von den andern Nachbarn nicht gerade ſelten der Vorwurf der Ueber— 
hebung gemacht, der ſich auch häufig gegen deren Familien richtete. Darin 
wird denn auch wohl die eigentliche Urſache zu der Verleumdung der Ehe— 
frau des Deichgeſchworenen Kroll gelegen haben. 

Für Frau Sara Henrich dürfte der Ausgang des Prozeſſes wohl eine 
Lehre fürs Leben geweſen ſein. Jedenfalls ſcheint ſie in ihren alten Tagen 
mit Barthel Weſſel und deſſen Familie gut ausgekommen zu ſein, denn ſie 
lebte in deſſen Hof bis zu ihrem Tode im Jahre 1775. 

Barthel Weſſel kam ſehr bald nach Verkauf der Höfe zu Kl. Zünder 
in Streit mit ſeinem Käufer. Vom Hofe 160A hatte er 20 Morgen zurück⸗ 
behalten und nur 40 Morgen verkauft. Der Käufer Peter Claaßen be- 
hauptete nun, daß letztere Morgenzahl nicht vorhanden wäre, und ſtrengte, 
als er deswegen zu keiner Vereinbarung mit Barthel Weſſel gelangen konnte, 
die Klage an. Auf den Einwand des letzteren, daß die von ihm verkaufte 
Morgenzahl ſchon vorhanden ſei, daß in dieſelbe aber die Wallungen, die 
Wege und Stege eingerechnet wären, verfügte der Bürgermeiſter, daß die 
2 Hufen Landes, die früher zu dem Hof gehörten, innerhalb 14 Tagen durch 
den geſchworenen Landmeſſer im Beiſein des Schulzen wie der Ratleute von 
Kl. Zünder und eines Landreiters auf beider Parte Unkoſten übergemeſſen 
werden ſollten, und falls an dem Lande etwas fehle, der Kläger zwei Drittel 
und der Beklagte ein Drittel Part an dem fehlenden Lande miſſen ſolle. 


Die Vermeſſung dürfte nicht zuungunſten von Barthel Weſſel aus⸗ 
gefallen ſein, denn einmal behielt er unvermindert die 20 Morgen in Klein— 
Zünder, die er ſeinem Beſitz in Gr. Zünder zugelegt hatte, und ſodann ſagte 
ihm Peter Claaßen die 12 000 fl. auf, die auf deſſen Beſitz noch für Barthel 
Weſſel eingetragen ſtanden, was auch wohl auf die gereizte Stimmung 
zurückzuführen ſein dürfte, in die Peter Claaßen durch den Ausgang des 
Prozeſſes verſetzt worden war. 


Durch den Erwerb des Hofes in Gr. Zünder, dem er nun noch die 
20 Morgen zu Kl. Zünder einverleibte, die wahrſcheinlich Wieſe beſter 
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Qualität waren, hatte Barthel Weſſel ſich jedenfalls ſehr verbeſſert. Die 
Ländereien von Gr. Zünder liegen durchſchnittlich erheblich höher als die 
von Kl. Zünder, was bei den damaligen mangelhaften Vorflutverhältniſſen 
ſehr ins Gewicht fiel. Zudem war ſein Schulzenhof in dem 81 Hufen 
großen Dorf, das zu jener Zeit 19 Beſitzer hatte, mit Hinzurechnung des 
Kl. Zünderſchen Landes der drittgrößte, was ihm ſchon von vornherein 
eine angeſehene Stellung in der Nachbarſchaft verbürgte. Wie hemmend 
ſich die alte Ortswillkür auch in dieſem Scharwerksdorf allen Neuerungen 
entgegenſtellte, läßt der Gang erkennen, den die Auslandung daſelbſt ge— 
nommen hatte. Sie begann 1619 mit dem „Baußenfeld vom alten Tamm 
bis an die Käſemarktſche Grenze“, um für das Vieh beſſere Weideplätze zu 
erhalten, damit dasſelbe nicht allenthalben übertreten könne. Von den 
24 Nachbarn, die damals noch am Orte vorhanden waren, ſetzten ſich ſechs 
der Auslandung entgegen, und es gelang der Mehrheit nur dadurch einen 
der Auslandung günſtigen Abſchied des Werderſchen Amtsverwalters zu 
erlangen, daß ſie den ſechs Widerſtrebenden die Auswahl der Landſtücke 
freiſtellte, die ihren Hufen zugeteilt werden ſollten, und daß die Auslandung 
zunächſt nur für fünf Jahre in Geltung bleiben ſollte. Da mit der Aus- 
landung aber die ſehr koſtſpielige Begrabung der einzelnen Teilſtücke Hand 
in Hand ging, ſo war die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes kaum 
zu befürchten. 


1632 ſcheint die Auslandung dann weiteren Fortgang genommen zu 
haben, doch war ſie bis zum Jahre 1683 erſt für die halbe Feldmark durch— 
geführt. Im letzteren Jahre klagt der Syndikus der Stadt Danzig Adrian 
Stodert, der einen Hof in Gr. Zünder beſaß, gegen den Schulzen Hans 
Köpke, daß er der bereits vor vier Jahren von faſt allen Nachbarn beliebten 
höchſt nötigen Auslandung der noch im hohen Felde übrigen unausgelan— 
deten Huben keinen Fortgang gebe, wennſchon mit dem Landmeſſer zu Neu— 
teich darüber verhandelt worden, auch eine Beſichtigung durch einige hierzu 
ernannte Teichgeſchworene ſtattgefunden habe. In der betreffenden Be— 
ſchwerdeſchrift heißt es dann weiter: „Daß nun dergleichen Auslandung, ſo 
dem Publiko als den Privatis höchſt nützlich und nöthig, giebt die geſunde 
Vernunft, der Zünderſchen ſelbſteigene Zuſtändigkeit und das Exempel aller 
übrigen Werderiſchen Dörfer, welche bis auf Gr. Zünder, und zwar ſolches 
nur auf etzliche 40 Huben, bereits alle ausgelandet ſind und ſich darbei wohl 
befinden. Daß alſo ſolches erſprießliche Fürhaben, was das Dorf Groß— 
Zünder anbetrifft, aus Connivenz des jetzigen Beklagten behindert iſt und 
noch behindert wird, zum höchſten Schaden des Klägers, welchem ſeine 
Stücke abgepflüget, das Wintergetreide Frühjahrs bejaget und abgeweidet 
wird, zu geſchweigen anderen Verdrußes und unausſprechlichen Wider— 
willens, durch welchen er in den Stand geſetzet wird, daß er ſein eigentüm— 
liches Land nicht für das Seine nach Behagen zu nutzen vermag.“ 

Mit Ablauf des Jahrhunderts iſt die Auslandung aber auch in 
Gr. Zünder vollſtändig durchgeführt geweſen, ſo daß der Hof Barthel 
Weſſels, als er ihn kaufte, ſchon über ein halbes Jahrhundert in der durch 
die Auslandung bedingten Form bewirtſchaftet worden war. Bei Ueber— 
nahme dieſes Hofes ſtand Barthel Weſſel bereits im 56. Lebensjahre; an 
hinreichender Erfahrung fehlte es ihm mithin nicht, und daß er auch das 
richtige Verſtändnis für ſeinen neuen Wirtſchaftsbetrieb hatte, das laſſen 
ſeine Erfolge in demſelben erkennen. 


193 


Nach dem Hubertusburger Frieden vom 15. Februar 1763 lag nun 
auch die Hoffnung vor, daß den ſchweren Jahren der ruſſiſchen Einquar⸗ 
tierungen wieder eine Zeit folgen würde, in der auch der Landwirt ſeines 
Eigentums froh werden konnte. Zwar trat ſie auch ein, doch war ſie nur 
von kurzer Dauer, denn 1765 ſtanden die Ruſſen ſchon wieder im Stüblau⸗ 
ſchen Werder. Wahrſcheinlich waren ſie aus Anlaß der polniſchen Königs— 
wahl dort eingetroffen. Auguſt III. war am 5. Oktober 1763 geſtorben, 
und ſein Sohn und Nachfolger im Kurfürſtentum Sachſen folgte ihm nach 
wenigen Monaten in den Tod. Der folgende Thronerbe in Sachſen war 
erſt 13 Jahre alt und ſchied deshalb bei der bevorſtehenden polniſchen 
Königswahl als Kandidat aus. Ein Teil des polniſchen Adels war deshalb 
beſtrebt, einen „Piaſten“, einen Eingeborenen fürſtlichen Geſchlechts auf 
den Thron zu bringen, und er fand hierin die Unterſtützung ſowohl der 
Kaiſerin Katharina II. als auch Friedrichs des Großen, die ebenfalls 
wünſchten, daß die polniſche Krone keinem fremden Fürſten zuteil werde. 
Unter dem Druck der ruſſiſchen Truppen wurde denn auch einſtimmig 
Stanislaus Poniatowski am 7. September 1764 zum polniſchen König 
gewählt und am darauffolgenden 25. November in Warſchau gekrönt. Er 
gehörte der Familie Czartoryski an und war der frühere Geliebte 
Katharinas II. In Danzig wurde ſeine Wahl günſtig aufgenommen, da 
er dort in ſeinen Knabenjahren ſieben Jahre hindurch Privatunterricht 
empfangen hatte; die Stadt machte ihm ein Krönungsgeſchenk von 20 000 
Dukaten, womit aber auch gleichzeitig die Anforderung abgewandt wurde, 
den königlichen Anteil der Pfahlgelder, ſtatt wie bis dahin in Talern, zu— 
künftig in Gold zu zahlen. 


Weshalb unter ſolchen Umſtänden ruſſiſche Truppen wieder im 
Danziger Landgebiet eingetroffen waren, habe ich nicht feſtſtellen können, 
ſicherlich iſt das Stüblauſche Werder von ihnen 1765 aber wieder bequartiert 
worden, wie das aus einem Bericht hervorgeht, den der Deichgräf George 
Hacker und die Deichgeſchworenen Gabriel Lau, Adrian Siewert, Gottlieb 
Arndt, Michael Bieberſtein und Jakob Rexin über den Eisgang des letzt— 
vergangenen Frühjahrs erſtatteten, welcher Bericht Anfang Juni des er— 
wähnten Jahres beim Rat einging. Darin werden die an den Dämmen, 
Futterungen, Vorſchuſſen und Häuptern entſtandenen Beſchädigungen auf 
97 770 fl. bemeſſen. Dann heißt es, daß bei der noch beſtehenden ruſſiſchen 
Einquartierung, die ihnen zurzeit weit ſchlimmer als vormals zur Laſt 
gereiche, in Rückſicht auf die Unterhaltung der Landwege, die Hofſcharwerke, 
den Bau der Kladau und der Mottlau das Werder zu jener Leiſtung nicht 
imſtande wäre, weshalb der Deichgräf und die Deichgeſchworenen die 
Werderſche Funktion bitten, bei den löblichen Ordnungen dahin vorſtellig 
zu werden, daß dem Werder eine Unterſtützung gleich wie bei dem Lang⸗ 
felder Bruch des Jahres 1674 zuteil werde. 


Das Hofſcharwerk war mit dem Jahre 1637 endgültig in eine Geld⸗ 
rente umgewandelt, weshalb zu dieſer Zeit unter dieſer Bezeichnung wohl 
lediglich Geſpannleiſtungen zu verſtehen ſind, die das Werder im ſtädtiſchen 
Intereſſe hatte übernehmen müſſen. 


Darüber, wie lange die hier in Rede ſtehende Einquartierung im 
Stüblauſchen Werder verblieben und was für Koſten ſie demſelben ver⸗ 
urſachte, habe ich nichts feſtſtellen können. 
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In weit höherem Grade als wie die Koſten für die ruſſiſche Einquar⸗ 
tierung und die Wiederinſtandſetzung der beſchädigten Dämme nahm in 
jenen Tagen aber die Bewohner des Stüblauſchen Werders die Sorge um 
eine neue dauernde Belaſtung in Anſpruch, die ihnen durch das Stadt⸗ 
regiment auferlegt worden war. Es handelte ſich dabei um eine ſehr 
beträchtliche Erhöhung des Grundzinſes zur Ausgleichung des immer mehr 
geſunkenen Geldwertes. Dieſe Erhöhung ſchloß ſich den verſchiedenartigſten 
Steuerauflagen an, welche die Stadt ihrer Bürgerſchaft und den Bewohnern 
ihres Landgebiets zur Befriedigung ihres nach der Belagerung von 1734 
ſehr geſteigerten Geldbedürfniſſes hatte machen müſſen. Wie ſchwierig ſich 
die Erſchließung neuer Einnahmequellen für die Stadt ſchon damals ge⸗ 
ſtaltete, geht am beſten daraus hervor, daß zu jener Zeit eine beſondere 
Funktion zur Ausfindung barer Geldmittel eingeſetzt wurde. Soweit die 
Bürgerſchaft dabei in Betracht kam, ſcheint dieſe Funktion jedoch keine neuen 
Steuern erſonnen, ſondern nur auf alte Steuerarten zurückgekommen zu 
ſein. So wurde, wohl auf ihren Vorſchlag, ſeit 1735 zu mehreren Malen 
eine Vermögensſteuer, der hundertſte Pfennig, erhoben, die dem Landgebiet 
auch ſchon 1630 auferlegt worden war. Der hundertſte Pfennig bedeutete 
den hundertſten Teil des Vermögens, deſſen zutreffende Angabe der Steuer⸗ 
pflichtige beſchwören mußte. Nach der Belagerung von 1734 gelangte bei 
der einzelnen Auflage nur 15 oder ½ des hundertſten Pfennigs zur 
Hebung. Das Landgebiet wurde der Regel nach ſeltener als die Bürger⸗ 
ſchaft der Stadt zu dieſer Auflage herangezogen, doch erſtreckte ſie ſich auf 
dasſelbe 1737 und 1759. Den Wert des Grund und Bodens hatte jeder 
Grundbeſitzer, als wenn er einen Eid leiſtete, nach Pflicht und Gewiſſen 
zu ſchätzen. Die nahe Verwandtſchaft des hundertſten Pfennigs mit der 
ſeit 1895 in Geltung ſtehenden Ergänzungsſteuer läßt das Geſagte erkennen. 


Anders löſte die Funktion zur Ausfindung barer Geldmittel ihre 
Aufgabe hinſichtlich des Landgebiets. Dieſem wurde eine Hufenſteuer 1750 
neu auferlegt, die im Stüblauſchen Werder ſich auf 7 fl. 4 gl. pro Hufe 
belief und in den ſpäteren Jahren meiſtens als Kontribution bezeichnet 
wird. Daß gegen dieſe immerhin mit den Privilegien der Dorfſchaften 
in Widerſpruch ſtehende Sonderſteuer erhebliche Einwendungen von den 
dadurch Betroffenen gemacht wären, wird nicht erſichtlich, wennſchon ſie 
durchſchnittlich doppelt ſo hoch als der Grundzins war. Es dürfte das 
dadurch zu erklären ſein, daß dieſe Auflage keine dauernde bleiben ſollte 
und das vorliegende dringende Bedürfnis der Stadt zur Erhebung außer⸗ 
Fun vorübergehender Steuern nicht in Abrede geſtellt werden 
onnte. 


Das dringende Geldbedürfnis hatte das Stadtregiment denn auch 
weiter veranlaßt, den Einkünften, welche die Stadt aus dem ihr eigentüm⸗ 
lich gehörigen Grundbeſitz bezog, eine vermehrte Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Demzufolge wurde mit königlicher Genehmigung eine beſondere Deputation 
zur Unterſuchung der Güter und Einkünfte 1750 eingeſetzt. Die Aufgabe 
dieſer Deputation war deswegen von beſonderer Bedeutung, weil ſpeziell 
in der Nehrung mehrere Pächter auf Grund ihrer Pachtverträge Eigentums⸗ 
anſprüche auf die von ihnen gemieteten Ländereien geltend machten, wie 
beiſpielsweiſe der Pächter von Neukrügerskampe. Im Stüblauſchen 
Werder wurden gleichartige Anſprüche zwar nicht erhoben, doch hatten ſich 
auch dort an einzelnen Orten die Pachtverhältniſſe derart ausgeſtaltet, daß 
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eine Kündigung derſelben im öffentlichen Intereſſe nicht mehr angängig 
erſchien, wennſchon die Mieten tatſächlich bis dahin nur immer auf eine 
Dauer von fünf Jahren abgeſchloſſen waren. 

So hatten ſich auf dem Landbeſitz der Stadt zu Schönrohr und 
Grebinerfeld Dorfſchaften ausgebildet, die ein beſonderes kommunales 
Leben führten. In Käſemark, Herzberg, Gottswalde und Weßlinken, wo die 
Stadt ebenfalls Ländereien beſaß, gehörten dieſelben zwar zum betreffenden 
Gemeindeverbande, doch waren ſie faſt durchweg mit gleichartigen Pächtern 
beſetzt wie in den vorbenannten beiden Ortſchaften. Sämtlichen dabei in 
Betracht kommenden Pächtern gehörten die Wohn- und Wirtſchaftsgebäude 
auf ihren Pachtgrundſtücken, und der großen Mehrzahl nach waren letztere 
mit Schulden belaſtet, für welche neben dem Privateigentum des Mieters 
auch die Pachtberechtigung haftete. Auch die letztere Belaſtung war ins 
Erbbuch aufgenommen und ſomit rechtlich zugelaſſen worden, ſo daß ſowohl 
die Gläubiger wie die Schuldner große Verluſte zu gewärtigen hatten, 
wenn die Stadt als Verpächterin ſchonungslos gegen die Mieter vor— 
gegangen wäre. Schon die Rückſicht auf die Gläubiger, die zum recht erheb— 
lichen Teil aus Danziger Bürgern beſtanden, wird ſie davon abgehalten 
haben. Sie wählte deshalb den Ausweg, daß ſie ihren derart beſiedelten 
Grundbeſitz als emphyteutiſches Land anerkannte und die einzelnen Miets⸗ 

rundſtücke mit einem Kanon belegte, für den die Geſamtheit der Pächter 

jeder Ortſchaft ſolidariſch haftbar wurde. Der Kanon wurde faſt durchweg 
auf 5% fl. pro Morgen feſtgeſetzt, was alſo dem damaligen Mietspreiſe 
von 8 M. pro Morgen annähernd gleichkam. 

Dasſelbe geſchah ausnahmsweiſe auch hinſichtlich der Ländereien, 
welche die Beſitzer zu Sperlingsdorf und Schönau von der Stadt in Miete 
hatten, wohl weil das Mietsland den eigentümlichen Landbeſitz bei 
den einzelnen Höfen ſehr erheblich überſtieg und weil es dieſen ſchon ſeit 
faſt zwei Jahrhunderten zugeteilt war. Durch dieſe Anerkennung ihrer 
Pachtparzellen als emphyteutiſches Land wurde auch den Sperlingsdorfern 
und Schönauern der Uebergang derſelben zum freien Eigentum für ſpätere 
Zeit offen gehalten. Denn für allen anderen Grundbeſitz im Stüblauſchen 
Werder, der nicht als emphyteutiſches Land anerkannt wurde, wennſchon 
er bis dahin ebenfalls von fünf zu fünf Jahren an dieſelben Mieter vielfach 
verpachtet worden war, blieb von da ab bis zur gegenwärtigen Zeit das 
uneingeſchränkte Eigentumsrecht der Stadt nunmehr definitiv gewahrt. 
Eine weitere Folge davon war denn auch, daß die Stadt bei Neuverpach— 
tungen dieſer Ländereien höheres Einkommen aus denſelben erzielte. 

Wenn die Deputation zur Unterſuchung der Güter und Einkünfte 
innerhalb des Stüblauſchen Werders ſchon damit eine erfolgreiche Arbeit 
im Intereſſe der Stadt geleiſtet hatte, ſo ging ſie nun auf Beſchluß der 
Ordnungen weiter damit vor, die ſchon erwähnte Erhöhung des Grund- 
zinſes vorzubereiten. Zum Verſtändnis dieſer Maßnahme und des zähen 
Widerſtandes, den ſie bei den beteiligten Grundſtücksbeſitzern hervorrief, 
läßt ſich ein kurzer Rückblick auf die damalige Organiſation der Danziger 
Verwaltung nicht umgehen. 

Die Stadtregierung ſetzte ſich ſeit 1526 aus drei Ordnungen 
zuſammen. 

Die erſte Ordnung bildete der aus 18 Ratmännern beſtehende Rat, 
deſſen Mitglieder ſich aus der zweiten Ordnung, den Schöppen, ergänzten. 
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Der Rat wählte aus feiner Mitte vier Bürgermeiſter, von denen einer als 
präſidierender Bürgermeiſter die Geſchäfte und die Sitzungen des Rats 
leitete. Ein zweiter Bürgermeiſter, der zur Vertretung des präſidierenden 
Bürgermeiſters berufen war, hieß der Vizepräſident. Die anderen beiden 
Bürgermeiſter ſtanden an der Spitze von Verwaltungszweigen, die zu den 
wichtigſten der Stadt gehörten. Neben dieſer hervorragenden Teilnahme 
an der eigentlichen Stadtverwaltung war jedem der vier Bürgermeiſter 
eines der ländlichen Aemter übertragen, dem er als Adminiſtrator ſowohl 
in gerichtlichen wie in Verwaltungsangelegenheiten vorſtand. Es waren 
das: das Stüblauſche Werder, die Nehrung mit der Scharpau, die Höhe 
und Hela. An der Spitze eines fünften ländlichen Verwaltungsbezirks, 
des Bauamts, ſtand als Adminiſtrator ein Ratsherr. 


Zur zweiten Ordnung gehörten die rechtſtädtiſchen Schöppen. Es 
beſtanden zwar zwei Schöppengerichte, das rechtſtädtiſche und das alt— 
ſtädtiſche, doch hatte letzteres keinen Anteil am Stadtregiment. Jedes 
Schöppengericht beſtand einſchließlich des Aeltermannes aus zwölf Mit⸗ 
gliedern, die vom Rat ernannt wurden und der Mehrzahl nach juriſtiſche 
Bildung beſitzen ſollten. Seit 1752 hatte die dritte Ordnung das Recht 
erlangt, aus der Kaufmannſchaft ein Drittel der Schöppen zu präſentieren. 


Die dritte Ordnung ſetzte ſich aus 100 Bürgern zuſammen. In ihr 
waren die Handwerkerzünfte zunächſt durch acht Aelterleute und ſeit 1677 durch 
acht weitere Berufsgenoſſen vertreten. Im übrigen beſtand ſie aus An⸗ 
gehörigen der Kaufmannſchaft, der Brauerzunft und des Gelehrtenſtandes. 
Zur dritten Ordnung wurden die Kandidaten lediglich von den Bürgern 
der vier Quartiere der Rechtſtadt in doppelter Zahl gewählt und dem Rate 
präſentiert, der dann die ihm geeignet erſcheinenden Kandidaten in dieſe 
Ordnung aufnahm. Die nicht zur Rechtſtadt gehörigen Bürger fanden 
mithin zu allen drei Ordnungen keinen Zugang. 


Um nun ein zu häufiges Zuſammentreten der Ordnungen zu ver- 
meiden, wurden zur Erledigung zahlreicher Aufgaben, die ihnen gemeinſam 
zufielen, Deputationen und Funktionen aus ihrer Mitte beſtellt. Während 
den Deputationen eine mehr vorbereitende Tätigkeit für die Beſchlüſſe der 
Ordnungen oblag, waren die Funktionen mit der Durchführung der Geſchäfte 
in den verſchiedenſten Verwaltungszweigen beauftragt. Deputationen und 
Funktionen ſetzten ſich der Regel nach aus je einem Mitglied der erſten und 
der zweiten Ordnung und aus einer Mehrzahl von Mitgliedern der dritten 
Ordnung zuſammen, wobei dem Ratsmitglied in jedem Falle der Vorſitz 
zukam. Hier intereſſieren vornehmlich die Funktionen der Ländereien, die 
bei Verwaltung des ſtädtiſchen Landgebiets an allen Angelegenheiten 
beteiligt waren, welche die Einkünfte aus demſelben betrafen. In dieſen 
Funktionen war die dritte Ordnung durch je vier Mitglieder vertreten. 


Den Funktionen für die Ländereien war die Führung der Erbbücher 
übertragen, ſie hatten die ſtädtiſchen Ländereien zu vermieten, die Pacht⸗ 
beträge, Grundzinſen, auch alle anderen Abgaben einzuziehen und an die 
Kämmerei abzuführen. Dabei gewährten ſie, wenn ſie es für angezeigt er⸗ 
achteten, nach eigenem Ermeſſen Stundungen und Ermäßigungen, wenn⸗ 
ſchon die Befugnis dazu lediglich der Beſchlußfaſſung der drei Ordnungen 
zuftand. In Beſchwerdeſachen der Bewohner des Landgebiets über Grund⸗ 
zinſen, Mietbeträge und Abgaben bildeten fie die erſte Inſtanz, und gegen 
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ihre Beſchlüſſe war nur die Berufung an ſämtliche Ordnungen zuläſſig, die 
endgültig entſchieden. 


Neben dem verwaltenden Bürgermeiſter, der auch die Gerichtsbarkeit 
in dem ländlichen Amte ausübte und an den ſich auch die Funktion wenden 
mußte, wenn Zwangsmaßnahmen notwendig wurden, war die Funktion 
für die Ländereien mithin von ſehr maßgebender Bedeutung für die Be- 
wohner des ihr zugewieſenen Amtsbezirks. Das übertrug ſich dann vor⸗ 
nehmlich auf die dritte Ordnung, weil dieſe das Uebergewicht ihrer 
Mitglieder in der Funktion hatte. 


Die dritte Ordnung war nun aber die eigentlich treibende Kraft, 
die auf Erhöhung des Grundzinſes im Landgebiet hinwirkte, um die 
ſtädtiſchen Bürger entſprechend zu entlaſten. Es bleibt das beſonders 
bemerkenswert, weil der Grund, den ſie für die Erhöhung geltend machte, 
ebenſogut für die ſtädtiſchen Hausbeſitzer zutraf, zu denen die große Mehr- 
zahl der Mitglieder der dritten Ordnung zweifellos gehörte. Denn durch 
Erhöhung des Grundzinſes ſollte lediglich ein Ausgleich des geſunkenen 
Geldwerts herbeigeführt werden, was hinſichtlich des Grundzinſes vom 
ſtädtiſchen Hausbeſitz gleichmäßig geltend gemacht werden konnte, wovon 
aber niemals die Rede war. Nach Annahme der dritten Ordnung war der 
Wert einer Mark, von der in den Handfeſten des Ordens die Rede iſt, 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts übereinſtimmend mit 40 fl. Sie 
glaubte deshalb auch noch ſehr glimpflich mit den grundzinspflichtigen 
Beſitzern des Landgebiets umzugehen, wenn ſie die Erhöhung der Ordens⸗ 
mark auf 24 fl., der Mark in den Verleihungsurkunden für die Freidörfer 
aus dem ſechzehnten Jahrhundert auf 12 fl. bewertet wiſſen wollte. 


Auf Grund eines dementſprechenden Beſchluſſes der ſämtlichen drei 
Ordnungen hatte denn auch die vorhin erwähnte Deputation zur Unter⸗ 
ſuchung der Güter und Einkünfte 1759 ihre Arbeiten aufgenommen und 
nach ſehr genauer Prüfung der Verleihungsurkunden jedes einzelnen Dorfes 
feſtgeſtellt, was dasſelbe im ganzen und was jeder einzelne Nachbar nach 
Eintritt der Erhöhung an Grundzins aufzubringen haben würde. Die 
Schulzen⸗ und die Predigerhufen blieben, wie bisher, von Grundzins frei, 
desgleichen ſollten auch die Deichgeſchworenen die Vergünſtigung von je 
zwei grundzinsfreien Hufen behalten. 


Obgleich die Arbeiten der Deputation erſt als Grundlage für einen 
Beſchluß der drei Ordnungen dienen ſollten, machte dieſe doch gleich den 
einzelnen Grundzinspflichtigen ſchriftlich bekannt, was ſie in Zukunft zu 
leiſten haben würden. Für ihr Vorgehen führte ſie folgendes an: „Denn 
ob zwar, was die Grundzinſen anbetrifft, die Schulzen ſelbige von den 
Mitnachbarn einziehen und im Namen des ganzen Dorfes abtragen, ſo 
wird doch dieſe getroffene Verfügung dazu dienen, daß die Schulzen von 
den Nachbarn nicht ein Mehreres, als was ſie wirklich von ihrem Lande an 
Grundzins zu zahlen haben, abfordern können, welche Beiſorge um ſo viel 
gegründeter iſt, da die bisherige Unterſuchung gewieſen, daß bei einigen 
Dörfern, beſonders Käſemark und Weßlinke, und vielleicht bei andern, die 
Einſaſſen auch wegen ihres innegehabten Miethslandes zu den Grundzinſen 
bishero haben conkurriren müſſen.“ 


Die Benachteiligten waren Pächter ſolcher ſtädtiſchen Ländereien, 
die nunmehr als zu emphyteutiſchem Recht ausgetan angeſehen wurden. 
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Da der Grundzins gleich wie die Scharwerksgelder und Ortsabgaben nach 
Hufen eingezogen wurden, ſo wird die gleichzeitige Hebung einzelner Raten 
wohl zu Irrungen geführt haben. 

Die Ordnungen beſchloſſen denn nun auch, daß der erhöhte Grund- 
zins mit 24 reſp. 12 fl. pro Mark der Handfeſten von Lichtmeß 1763 ab 
gezahlt werden ſollte. Dagegen reichen dann der Deichgräf und die Deich— 
geſchworenen für ſich „und im Namen und mit Bewilligung aller anderen 
Schulzen und Nachbarn, ſo in dem Stüblauiſchen Werder eigene Huben 
beſitzen“, ſchon 1762 eine Vorſtellung beim Rat ein, in der ſie hervorheben, 
daß die Ordnungen bei ihrem Schluſſe von der Annahme ausgegangen 
wären, unter der Mark in den Handfeſten aus der Kreuzherrenzeit ſei eine 
Mark fein 16lötigen Silbers zu verſtehen. Das treffe aber keineswegs zu, 
denn die Handfeſten der verſchiedenen Ortſchaften wieſen wohl bei dem 
Worte Mark die Zuſätze: Pfennig, preußiſcher Münze, gewöhnlicher Münze 
und gangbarer Münze auf, niemals aber wäre in denſelben von einer Mark 
fein 16lötigen Silbers die Rede. Daß letztere nicht darunter verſtanden 
werden könnte, wäre auch aus den Angaben der Geſchichtsſchreiber über 
auffällige Getreidepreiſe zur Ordenszeit zu entnehmen. In dem durch 
Mäuſefraß herbeigeführten Teuerungsjahr 1363 hätte der Scheffel Roggen 
115 M. gegolten, was alſo bei Bewertung der Mark mit 40 fl. für den 
Scheffel 60 fl. und für die Laſt 3600 fl. ausmachen würde. Dagegen werde 
1380 als ein ſehr wohlfeiles Jahr bezeichnet, weil der Scheffel Roggen in 
demſelben 2 Skott gegolten. Ein Skott wäre der 24. Teil einer Mark und 
würde mithin bei Zugrundelegung von 40 fl. für dieſelbe 50 gl. betragen. 
„Iſt es wohl glaublich, daß die Geſchichtsſchreiber als außerordentlich wohl— 
feil den Preis eines Scheffel Roggen von 100 gl. würden angemerkt und auf 
die Nachkommen als ein Wunder wohlfeiler Zeit fortgepflanzt haben, daß 
die Laſt Roggen 200 fl. gegolten? 

Unſere Vorfahren ſowohl als wir haben allemal den Ackerbau und 
die Landwirtſchaft mit ſolcher Einſeitigkeit getrieben, daß wir mit den 
Geſchichten alter Zeiten uns die Köpfe niemalen bewirret haben, ſonſt 
möchte einer oder der andere unter uns vielleicht imſtande ſein, hierüber 
eine gründliche Erläuterung zu geben. Da wir ohngefähr des Weiſſels 
Chronik, welche 1599 zu Königsberg gedruckt iſt, in Händen haben und in 
derſelben auf dem Ende des 124. Blattes von des Winrich von Kniprode 
Marken und Skotten die ausdrücklichen Worte finden: „Fünf Mark dieſer 
Münze war eine Mark löthigen Silbers“, ſo kommt, wenn wir darnach 
rechnen und von 40 fl. den 5. Theil — 8 fl. nehmen, die Erklärung der 
theuren Zeit von anderhalb Mark auf 12 fl., und der wohlfeilen Zeit von 
100 gl. auf 20 gl. vor jeden Scheffel. Ob nun gleich dieſe Preiſe ſchon 
ziemlich näher kommen, ſo muß es doch gewiß noch woran liegen, daß ſie 
in beiden Fällen noch etwas zu hoch herauskommen, maßen es noch vielen 
unter uns erinnerlich iſt, daß ohngefähr vor 30 Jahren und darüber die 
Laſt Roggen allhier noch unter 36 fl. aufm Waſſer gegolten, und es iſt 
garnicht einmal als ein Wunder aufgezeichnet worden. Gott weiß es, und 
vielleicht können es die Gelehrten ausmachen, woran dieſer Unterſchied noch 
liegen mag. Es kann aber leicht ſein, daß die Mark fein zu Winrich von 
Kniprodes Zeiten nicht ſo ſchwer geweſen, als heutigen Tages. 

Unſere Nachbarn im Großen Marienburgiſchen Werder, die mit uns 
auf einerlei Handfeſten ſitzen, verſichern uns der Königlichen Kommiſſion, 
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welche im Julio des 1622. Jahres auch ihre Grundzinſen erhöhen follen, 
ganz deutlich dargethan und die dazu gehörigen Ausarbeitungen noch in 
Händen zu haben, woraus klar zu beweiſen ſein ſoll, daß 20 gl. vom Jahr 
1622 mit einer Mark, ſo in den alten Handfeſten vom 14. Jahrhundert 
beſtimmt iſt, gegeneinander verglichen ohngefähr die Hälfte davon werth 
betragen haben, und daß dahero Ihro Kgl. Majeſtät auch bewogen worden, 
nach abgeſtatteter alleruntertänigſter Relation der Herren Kommiſſarien, 
ihnen außer den in den Handfeſten beſtimmten Marken, welche ſie bis dieſe 
Stunde noch mit 20 gangbaren Groſchen zahlen, weiter nichts als einen 
damals ſogenannten neuen Zins von 5 M. oder 100 gl. von der Hufe 
zuzumuthen.“ 


Die Deichgeſchworenen kommen dann in ihrer Eingabe ſchließlich 
zu dem Ergebnis, daß, ſelbſt wenn die Mark fein 16lötigen Silbers dem 
Wortlaut der älteren Handfeſten zugrunde gelegt werden ſollte, dieſer 1762 
doch nur ein Silberwert von 8 fl. beizumeſſen wäre. Sie bitten es indeſſen 
im Hinblick auf andere ihnen inzwiſchen auferlegte Abgaben, wie des Kopf⸗ 
geldes und der Hubenkontribution, von denen ihre Väter und Vorfahren 
nichts gewußt, und die über den Inhalt ihrer Handfeſten hinaus jahrjährlich 
von ihnen eingefordert wurden, bei dem bisherigen Grundzins zu belaſſen. 


Der Rat legte das Geſuch der Deichgeſchworenen zwar den Ordnungen 
zur Beſchlußfaſſung vor, doch hatte es bei denſelben ſelbſtredend keinen 
Erfolg. Mit der Abführung des erhöhten Grundzinſes hatte es indeſſen noch 
gute Weile. Alle Aufforderungen und Androhungen der Werderſchen 
Funktion blieben erfolglos, was nur dadurch zu erklären iſt, daß auch der 
Bürgermeiſter und Adminiſtrator des Werders den bei ihm geſtellten 
Anträgen der Funktion auf exekutiviſche Beitreibung keinen richtigen 
Nachdruck gab, weil er die ſeinem Verwaltungsgebiet damit auferlegte 
Belaſtung als eine die Leiſtungsfähigkeit der Pflichtigen überſchreitendr 
angeſehen hat. Die Dorfſchaften führten den Grundzins lediglich in der 
bisherigen Höhe noch eine Reihe von Jahren hindurch ab. In Stüblau 
wird die Zahlung des erhöhten Grundzinſes das erſtemal Lichtmeß 1769 
geleiſtet. 


Bei ſolchem Widerſtande, den auch einſichtsvolle Männer der beiden 
erſten Ordnungen nicht für grundlos angeſehen zu haben ſcheinen, forderte 
der Rat ein Gutachten ſeines Syndikus ein, deſſen Auslaſſungen die 
Ungeſetzlichkeit der Grundzinserhöhung ſchlagend nachweiſen. Er ſtellt in 
ſeinem Gutachten die Rechte und Pflichten klar, die mit der Schenkung des 
Landgebiets durch den Polenkönig Caſimir 1454 an die Stadt Danzig 
überkommen waren, und führt dazu aus: 


„Bei der Verſchenkung hat König Caſimir über die verſchenkten Güter 
ſich die Oberherrſchaft vorbehalten und zu derſelben Erkennung die Bürger 
der rechten Stadt, beides die gegenwärtigen und die zukünftigen, als ſeine 
Unterthänige außer anderen Dingen zweitauſend Ungariſche Gulden pures 
Goldes zu entrichten verpflichtet. 


Die vorbehaltene Oberherrſchaft iſt von dem König Caſimir auf deſſen 
durchlauchtigſte Nachfolger gekommen, ſowie denſelben von den Bürgern 
der rechten Stadt als dero Unterthänigen die 2000 Gulden jährlich bis auf 
den heutigen Tag gezahlet werden. 
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Zur Beſtärkung der ſich vorbehaltenen Oberherrlichkeit bezeuget König 
Caſimir in dem Hauptprivilegio, daß er die Bürgermeiſter, Rathmänner, 
Schöppen und ganze Gemeine mit vorgemeldeten Gütern mildiglich 
belehnet habe: folglich ſind in Anſehung ſolcher Schenkung die Könige 
als Lehnsherren, die Ordnungen der Stadt als Belehnte anzuſehen und zu 
ſolchen Pflichten verbunden, die ein Lehnsherr von ſeinen Belehnten zu 
fordern pfleget, daß ſie nämlich das Lehn erhalten, nützen, und, wenn es 
ſich thun läßt, verbeſſern, nicht aber verderben, verpfänden oder veräußern. 


Vorher hatte der König in der erſten Schenkungsurkunde der Schen- 
kung gewiſſe Grenzen geſetzet, damit man künftig die geſchenkten Länder 
nicht als ein ſolches Eigenthum anſehen möchte, mit dem man nach Belieben 
und eigener Willkür verfahren könne. Denn es ſollten die Bürger der 
rechten Stadt Danzig die Güter halten, haben, gebrauchen ewiglich, und zu 
kulmiſchen Freiheiten und Rechten beſitzen. Folglich bekam die Stadt über 
ihre Ländereien nicht eine unumſchränkte Herrſchaft, ſondern nur derſelben 
ewigen Gebrauch und Beſitz zu kulmiſchen Freiheiten und Rechten. 


Es gehörte aber zu den kulmiſchen Freiheiten und Rechten nach 
Anweiſung der kulmiſchen Handfeſte, daß die Bürger mit keinen ungebühr- 
lichen Auflagen konnten beſchweret werden, davon doch der Nothfall aus— 
genommen war, alsdann die Einſaſſen ein Mehreres, als wozu fie ſonſt 
verpflichtet waren, hergaben, welcher außerordentliche Beitrag mit der Noth 
wieder aufhörte. Wieviel aber die Unterthanen den Kreuzherren ordentlich 
alle Jahre zu entrichten hatten, war in einer jeden Handfeſte oder Grund— 
brief ausgedrückt, dergleichen auch die nach den Kreuzherren an die Stadt 
gekommenen Dorfſchaften haben. 


Dieſe und andere kulmiſche Freiheiten hat der König den Ländereien 
vorbehalten, da er ſie der Stadt zu kulmiſchen Rechten und Freiheiten 
geſchenket hat. . 


Wenn man das Vorangeführte zuſammengenommen reiflich erwäget, 
wird man geſtehen müſſen, daß die Ordnungen nicht befuget ſind, den in 
den alten Handfeſten der Dorfſchaften ausgedrückten Grundzins ohne 
der Dorfſchaften Einwilligung und des Königs, als des Oberherrn Vor— 
wiſſen, und ohne, daß es die allgemeine dringliche Noth erfordert, nach 
eigenem Gefallen zu erhöhen, ſowie die Ordnungen nicht zugeben werden, 
daß der König die gegen die geſchenkten Ländereien ausgedungenen jähr— 
lichen zweitauſend Dukaten nach Belieben, aus eigener Macht zu vermehren 
berechtigt ſei. 

Selbſt die dritte Ordnung glaubt noch 1750 des Königs Einwilligung 
nöthig zu haben, wie ſie nur wegen des Kopfgeldes, das ſich blos auf einen 
Schluß der Ordnungen gründete, in den Ländereien eine Veränderung 
machen wollte, welches Sr. Majeſtät in der Ordination nachgaben, doch 
dabei die Billigkeit empfahlen. Und das Aſſeſſorialgericht gab 1757 in 
ſeinen Erläuterungen über die Kgl. Ordination den geſammten Ordnungen 
auf, durch die vorhabende Veränderung die Einſaſſen nicht zu beſchweren, 
ſondern darin nach Recht und Billigkeit zu verfahren, welches anzeiget, 
daß der Hof nicht will, daß die Dorfſchaften mit übermäßigen Auflagen 
gedrücket werden. 

Wie damals in Anſehung der Ländereien die dritte Ordnung noch 
verſchiedenes andere vom König ſich ausbat, getraute ſie ſich doch nicht, um 
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die Steigerung der Grundzinſen anzuhalten, ſondern begnügte ſich mit 
Unterſuchung der Güter und Einkünfte, die der König nach dem Inhalt 
der Concordate von 1678 erlaubte, und das, was ohne der Ordnungen 
Bewilligung von der Stadt abgekommen, ſollte ihr wieder zugeeignet und 
die Güter und Einkünfte genau nach dem Sinn der ſogenannten älteren 
Concordate von 1659 verwaltet werden. 


Hierbei iſt noch zu bemerken, daß ein Rath ſchon vor mehr als 
200 Jahren, nämlich 1563 auf gegebene Veranlaſſung den Ordnungen 
zu erkennen gegeben, daß man den Landleuten die Zinſen nicht erhöhen 
könnte, ſondern ſie ſo, wie zu der Ordensherren Zeiten geweſen, bleiben 
müſſen.“ 

Das Gutachten rührt unzweifelhaft von dem damaligen ſtädtiſchen 
Syndikus Gottfried Lengnich her, der es 1766 verfaßte. Nach ſeinen 
Ausführungen entſprach die von den Ordnungen beſchloſſene Erhöhung des 
Grundzinſes ſo wenig den beſtehenden Rechtsverhältniſſen, daß man 
befürchten mußte, die Bekanntgabe derſelben werde den Widerſtand der, 
Leiſtungspflichtigen nur noch beſtärken. Lengnichs Denkſchrift wurde 
deshalb verſiegelt und mit dem bezeichnenden Vermerk verſehen: „Dieſes 
Pro memoria ſoll ohne Vorwiſſen des Herrn Präſidenten, Sr. Herrlichkeit, 
nicht eröffnet werden.“ Es war der Vorſitzende der Werderſchen Funktion, 
der auf dieſe Weiſe unbequeme Wahrheiten hintan zu halten ſuchte. Jeden⸗ 
falls hat das den Syndikus Lengnich aber nicht davon abgehalten, ſeine 
Rechtsauffaſſung über dieſe Angelegenheit auch anderweit darzulegen. In 
ſeiner Geſchichte über Verfaſſung und Rechte der Stadt Danzig vom 
Jahre 1769 bringt er dieſelbe gleichartig zur Geltung, was wohl nicht 
unweſentlich mit dazu beigetragen haben dürfte, daß der Rat von der 
Veröffentlichung auch dieſes Werkes Abſtand nahm und dem Verfaſſer auf⸗ 
gab, es in Verwahrung zu nehmen und niemandem mitzuteilen. 

Denn auch zu dem Zeitpunkt, als Lengnich die letztere Weiſung 
erhielt, war die Werderſche Funktion mit der Einziehung des erhöhten 
Grundzinſes nur wenig vorwärts gekommen. An Mühe hatte ſie es 
indeſſen nicht fehlen laſſen, um die ihr dabei geſtellte Aufgabe zu erledigen. 
So beſtellte fie wiederholt die geſamten Schulzen des Werders zu den 
Sitzungen der Funktion, um dieſen die unerläßliche Notwendigkeit der 
Zahlung klar zu machen, wonach ſie ſich dann von einer Sitzung zur 
anderen mit der Hoffnung tröſtete, daß der erhöhte Grundzins nunmehr 
beſſer eingehen werde. In dem Gedenkbuch der Werderſchen Funktion wird 
der Vorgang bei einer ſolchen Sitzung am 22. November 1768 folgender 
Art geſchildert: 

„Hierauf wurden alle Schulzen hereingerufen. Seine Hochedle Herr⸗ 
lichkeit, der Herr Präſes, ſtellte ihnen im Namen Einer Löblichen Function 
die Nothwendigkeit der ſchon längſt zu zahlenden verhöhten Grundzinſen, 
theils mit Güte, theils mit drohender Strafe dar. Die Schulzen aber ent⸗ 
ſchuldigten ſich mit der Unmöglichkeit, die verhöhten Grundzinſen zu zahlen, 
und zwar mit ſolchen Ausdrückungen, daß die reſpectiven Aſſeſſores die 
Gelaſſenheit der beiden Herren Deputirten Eines Hochedlen und Hochweiſen 
Raths, Ihrer Hochedlen Herrlichkeiten, nicht länger anſehen konnten, den 
Schulzen zuredeten, ſie ſtünden vor Einer Löblichen Function: „Ein jeder 
Bürger iſt verbunden zu zahlen, was ſeine Oberen beſchließen!“ 

Die Schulzen mußten alſo abtreten. 
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„Nach einer längeren und reifen Ueberlegung wurde von Einer löbl. 
Function der Termin Lichtmeß, die verhöhten Grundzinſen zu zahlen, 
angeſetzt, und ihnen zugleich sub poena executionis angeſagt.“ 


Aber auch bis Lichtmeß 1769 wird wohl gleich wenig erhöhter Grund: 
zins abgeführt ſein, wie vordem, denn die Angelegenheit ſchleppte ſich noch 
bis 1775 hin, wozu allerdings neben dem Widerſtande der Schulzen und 
Nachbarn auch der Umſtand beigetragen hat, daß die Truppen Friedrichs 
des Großen 1770 und 1771 ins Stüblauſche Werder einrückten und es 
mit Einquartierung und harter Kontribution belegten. Am 4. Septem⸗ 
ber 1775 eröffnete dann ſchließlich der Präſes der Werderſchen Funktion 
den ſämtlichen Schulzen des Stüblauſchen Werders, daß nach einem erneuten 
Schluß der drei Ordnungen der Grundzins auf die Hälfte des 1762 
feſtgeſetzten Betrages ermäßigt worden ſei und die Ortſchaften der alten 
Handfeſten demnach 12 fl., die der neuen 6 fl. für jede darin feſtgeſetzte 
Mark in Zukunft zu zahlen hätten. Für die Vergangenheit, d. i. bis Licht: 
meß 1763, wären die rückſtändigen Grundzinſen nach demſelben Maßſtab 
zu berechnen und nach Abzug der bereits geleiſteten Beträge bis zum Ablauf 
des Jahres zu entrichten. Gegen die letztere Anordnung wurden die Schulzen 
wiederum vorſtellig. Am 17. Oktober 1775 waren ſie erneut vor der 
Werderſchen Funktion verſammelt und erklärten nun, „daß es ihnen 
unmöglich wäre, alle rückſtändigen Grundzinſen auf einmal abzutragen. 
Einige, nämlich die Schulzen von Wotzlaff, Güttland, Landau, Sperlings⸗ 
dorf und Kriefkohl hatten für ein Jahr abgebracht und baten wegen des 
Uebrigen um Dilation“. Im Sitzungsbericht heißt es dann weiter: „Da 
man nun deutlich ſah, daß mehr eine offenbare Widerſetzlichkeit, als die 
Unmöglichkeit, dieſe rückſtändigen Grundzinſen abzutragen, daran Schuld 
ſei, daß bisher noch kein Anfang mit Abbringung derſelben gemacht worden, 
ſo wurde ihnen, und zwar zum letzten Mal, auf das Ernſtlichſte angedeutet, 
daß wofern ſie bei nächſter Seſſion für 5 Jahre den reduzirten Grundzins 
nicht würden abgetragen haben, alsdann mit aller Schärfe gegen fie ver- 
fahren werden würde.“ 


Erſt neun Jahre ſpäter, am 21. Februar 1784, ſteht der Vermerk im 
Gedenkbuch der Werderſchen Funktion, daß an dieſem Tage mit Zahlungen 
der Dörfer Schönau, Zugdam, Trutenau und Woſſitz der Reſt der 1775 
angeordneten Nachzahlungen von Grundzinſen für das Werder ab— 
getragen ſei. 


Es war, da es ſich um eine dauernde Laſt handelte, immerhin kein 
unweſentlicher Erfolg, den die Nachbarn des Stüblauſchen Werders dem 
Stadtregiment gegenüber erreicht hatten. Bei der Erhöhung des Grund— 
zinſes auf 12 reſp. 6 M. für jede Mark der Verleihungsurkunden behielt 
es nun ſein Bewenden, bis der Grundzins unter preußiſchem Regiment 
in den fünfziger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts zur Ablöſung 
gelangte. In den Renten, die an die Rentenbank zu entrichten ſind, haben 
die Grundbeſitzer des Stüblauſchen Werders anteilig, mithin auch gegen⸗ 
wärtig noch an der Laſt zu tragen, die ihren Vorfahren durch Erhöhung 
des Grundzinſes willkürlicherweiſe auferlegt wurde. Erſt im zweiten 
Jahrzehnt des zwanzigſten Jahrhunderts wird das Abfindungskapital getilgt 
ſein, das die Stadt Danzig in Form von Rentenbriefen bei der Ablöſung 
des Grundzinſes erhielt. 
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Bei Erhöhung des Grundzinſes im Jahre 1762 wurde die Mark der 
Verleihungsurkunde übrigens tatſächlich ſchon mit mindeſtens 3 Mark ab⸗ 
geführt. Das erklärt ſich zum Teil dadurch, daß ſchon im ſechzehnten Jahr⸗ 
hundert, und zwar von 1576 oder 1578 ab aus Anlaß der Münzverſchlechte⸗ 
rung der Wert der bis dahin zur Rechnung ſtehenden Mark allgemein auf 
40 kurſierende Groſchen feſtgeſetzt wurde. Es war das die „gute“ Mark 
im Gegenſatz zur „geringen“ Mark, welch letztere nach wie vor mit 
20 Groſchen beglichen wurde, und im Handel und Verkehr faſt ausſchließlich 
zur Anwendung kam. Vom erwähnten Zeitpunkt ab waren deshalb für 
I Mk. Grundzins der Handfeſten 2 Mk. à 20 gl. an die Kämmerei abzu⸗ 
führen. Daß vorher und insbeſondere zur Ordenszeit eine Erhöhung des 
Grundzinſes nicht erfolgt iſt, ergibt ſich daraus, daß derſelbe nach den 
aus den Jahren 1525 und 1550 vorliegenden Einnahmenachweiſungen 
in dieſen Ihren noch in der urſprünglichen Höhe abgeführt wurde. Lediglich 
verdoppelt gelangte er auch noch 1680 zur Einnahme. Im letzteren Jahre 
bezifferte der Grundzins ſich in der Dorfſchaft Stüblau auf 7314 gl. pro 
Hufe. Nach der Handfeſte von 1343 hatte dieſe Ortſchaft „1½ Mark 
Pfennige gangbarer Münze und 8 Skott für Pfeffer und Heudienſte“ Zins 
an die Kreuzherren zu entrichten, was verdoppelt ganz genau 7312 gl. 
ausmacht. Bei der vorhin beſprochenen Erhöhung des Grundzinſes vom 
Jahre 1762 belief ſich für Stüblau der Grundzins pro Hufe indeſſen ſchon 
auf 3 Gulden 22 gl. Wann und aus welchem Anlaß die Erhöhung um 
3813 gl. nach 1680 eingetreten ift, habe ich nicht feſtſtellen können. Im 
Stüblauer Schulzenbuch iſt die Abführung des Grundzinſes mit 3 fl. 
22 gl. pro Hufe das erſtemal 1721 eingetragen. Das ſchließt aber nicht 
aus, daß die Erhöhung ſchon früher eingetreten ſein kann. Denn die erſte 
Eintragung in dieſem Schulzenbuch datiert von 1711, und wenn in dieſem 
wie in den folgenden Jahren bis 1721 in den Jahresrechnungen die 
Abführung von Grundzins überhaupt nicht vermerkt iſt, ſo erklärt ſich 
das daraus, daß die Ortſchaft mit demſelben wegen der hohen Ein— 
quartierungslaſten dieſer Periode rückſtändig geblieben war. Im Handel 
und Verkehr war die Mark, die lediglich als Rechnungsmünze galt und 
vor 1872 niemals geprägt iſt, immer mehr in Abgang gekommen und an 
ihre Stelle der Gulden getreten. Seit dem erſten Jahrzehnt des achtzehnten 
Jahrhunderts ſchied die Mark auch bei der Buchführung aus, weshalb es 
nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß bei dieſem Uebergang und bei der fort⸗ 
geſchrittenen Wertverminderung des kurſierenden Geldes dem Gulden 
allgemein von einem beſtimmten Zeitpunkt ab nur der Wert der früheren 
Rechnungsmark beigemeſſen wurde. Jedenfalls ſteht eine einſeitige 
Erhöhung des Grundzinſes beim höheren Betrage desſelben nach 1680 
nicht in Frage. 


Welchen Umfang die Wertverminderung des kurſierenden Geldes 
erreicht hatte, kann man ſich am beſten vergegenwärtigen, wenn man den 
gleichzeitigen Preisſtand des Goldes während der einzelnen Perioden 
damit vergleicht. Zwar war auch der Wert des Goldes nicht unerheblichen 
Schwankungen unterworfen, er blieb aber trotzdem ſehr viel beſtändiger, 
weil Gold nur in verhältnismäßig geringer Menge ausgeprägt wurde 
und die Münzverſchlechterung bei demſelben nicht in annähernd ſo hohem 
Grade eintrat, wie beim Silber. So galt der ungariſche Gulden 
oder Dukaten: 
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1454 30 gl. 1611 = 70 gl. 1649 — 180 gl. 
1532 — 51 gl. 1616 — 75 gl. 1662 — 180 gl. 
1593 — 56 gl. 1619 — 9 gl. 1762 — 220 gl. 
1598 — 58 gl. 1620 — 120 gl. 1792 — 360 gl. 
1608 = 69 gl. 1627 — 165 gl. 


Zur Beurteilung der Preisverhältniſſe in den einzelnen Perioden hat 
man deshalb ſchon einen guten Anhalt, wenn man den gleichzeitigen 
Preisſtand des Goldes zum Silber mitberückſichtigt. Will man ſich aber 
ein Bild machen, wie ſich die Preiſe der zurückliegenden Perioden zu 
unſerem heutigen Geld ſtellen, dann darf man nicht außer acht laſſen, daß 
die Kaufkraft des Geldes damals an und für ſich eine ſehr viel größere war 
als gegenwärtig. Um nun dieſe Kaufkraft zu ermitteln, hat man die 
Getreidepreiſe herangezogen, und insbeſondere den Durchſchnittswert von 
Weizen und Roggen in der letzten Hälfte des vorigen Jahrhunderts mit dem 
Durchſchnittswert dieſer Getreidearten in den vorhergehenden Jahrhunderten 
verglichen. Aber auch das bietet nach meiner Meinung einen wenig zu⸗ 
verläſſigen Anhalt. Denn auch abgeſehen von den Mißernten, ſtehen 
während der langjährigen Kriegszeiten und der nächſtfolgenden Jahre die 
Getreidepreiſe in gar keinem Verhältnis zu den andern Werten, ins⸗ 
beſondere nicht zum Grund und Boden. Während die Getreidepreiſe eine 
enorme Höhe erreichen und die Kaufkraft des Geldes ihnen gegenüber 
ſehr erheblich ſinkt, wächſt dieſe umgekehrt dem Grund und Boden gegen— 
über ungemein, weil die Grundſtücke vielfach wüſt ſtehen und faſt unverkäuf⸗ 
lich ſind. Im ſelben Mißverhältnis den Grundſtückspreiſen gegenüber 
ſtanden zu ſolchen Zeiten auch ſtets die Viehpreiſe, während die Löhne in 
ihrer Steigerung mehr der allgemeinen Geldentwertung folgten. Wenn 
Angebot und Nachfrage hinſichtlich der Arbeitskräfte ſich dabei weniger 
bemerkbar machten, ſo dürfte das immerhin eine Wirkung der Lohntarife 
ſein, die damals amtlich feſtgeſetzt wurden. Aber auch der Preis anderer 
marktgängiger Produkte und Waren wird zu berückſichtigen ſein, wenn man 
die Kaufkraft des Geldes für frühere Perioden feſtſtellen will. Das Ergebnis 
kann bei dieſer Sachlage natürlich nur auf eine Schätzung hinauslaufen, 
die als ſolche mithin ſtets angreifbar bleibt. Ich habe mich derſelben 
trotzdem unterzogen und bin dabei zu folgendem Reſultat gelangt: 

Es ſtellt nach jetzigem Geld dar:“) 


1 Mark à 20 gl. | 1 Gulden à 30 gl. 1 Groſchen 
die Kaufkraft von | die Kaufkraft von | die Kaufkraft von 
Reichsmark: Reichsmark: Reichspfennigen: 

1454 16 24 l 

1520 8 12 40 

1560 6 9 30 

1600 4 6 20 

1620 3 4 15 

1650 2 3 10 

1755 1 12% 5 

1792 9 2e 


) Geldwert der Reichsmark vor dem Kriege 1914. 
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Natürlich darf man nicht annehmen, daß innerhalb der einzelnen 
Perioden ein dauerndes Sinken ſtattgefunden hat, ſondern die Kaufkraft 
des Geldes hat auch innerhalb derſelben gewechſelt. Im großen und ganzen 
dürfte man aber von einer richtigen Beurteilung der Wertverhältniſſe nicht 
zu weit abkommen, wenn man den angegebenen Zahlen folgt, um ſich eine 
Vorſtellung von den früheren Preiſen im Vergleich mit den heutigen zu 
machen. 


Der Münzenwirrwarr im Danziger Gebiet muß gerade mit Beginn 
der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts ein ſehr großer geweſen 
ſein. Die Stadtverwaltung hatte es nicht verſtanden, durch Ausübung ihres 
Münzrechts dem Bedürfnis des Geldverkehrs nachzukommen, weshalb 
neben den Danziger und polniſchen, insbeſondere königlich preußiſche, dann 
aber auch Münzen aus aller Herren Ländern in Stadt und Land kurſierten. 
Dabei wurde dann durch die Münzkipper gutes Geld aufgekauft und aus- 
geführt und ſchlechtes Geld dafür in den Verkehr gebracht, was natürlich 
den allgemeinen Wohlſtand empfindlich ſchädigte. 


Aber trotz ſo mannigfacher nachteiliger Einwirkungen ging es mit 
dem Wohlſtand der ländlichen Beſitzer des Danziger Gebiets während der 
letzten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts im allgemeinen doch vorwärts. 
Viel wird ja der Umſtand dazu beigetragen haben, daß die damaligen 
Nachbarn des Stüblauſchen Werders nun ſchon durch Generationen in der 
Ueberwindung von Kriegs- und Einquartierungsnot geſchult waren, in der 
Hauptſache iſt die Beſſerung der Verhältniſſe aber wohl auf eine anhaltende 
Wertſteigerung des Grund und Bodens zurückzuführen, die ja zum Teil 
durch den gleichzeitigen Rückgang des Geldwertes ihre Erklärung findet, 
zum Teil aber auch auf der vermehrten Nachfrage nach Grundſtücken beruhte. 
Bei den großen Verluſten, welche die anhaltende Geldentwertung zur Folge 
hatte, bot die Anlage des Geldes in Grundbeſitz noch immer die beſte 
Gewähr für Erhaltung des Vermögens. 


Für Barthel Weſſel lagen die Verhältniſſe noch inſofern beſonders 
günſtig, als ſein Hof faſt zur Hälfte aus freien Schulzenhufen beſtand und 
der Druck der vermehrten Laſten, beſonders auch der erhöhten Grund— 
zinſen, ihn dementſprechend geringer traf. Am Widerſtande gegen die 
ungerechtfertigte und übertriebene Erhöhung der Grundzinſen wird er 
trotzdem als Schulze redlich teilgenommen haben, da ihm die Führung der 
Schulzengeſchäfte während der langen Zeit bis zum Austrag dieſer An⸗ 
gelegenheit wiederholt zugefallen ſein muß. 


Jedenfalls hat es in ſeinem Wirtſchaftsleben nur wenige Jahre 
gegeben, in denen dasſelbe von den nachteiligen Einwirkungen der politi⸗ 
ſchen Verhältniſſe unbeeinflußt blieb. Wenn das Stüblauſche Werder ſchon 
während des Siebenjährigen Krieges unter dem Druck der ruſſiſchen 
Einquartierungen zu leiden hatte und ſeinen Bewohnern ſo die Machtſtellung 
Friedrichs des Großen durch ſeine Gegner fühlbar wurde, ſo ſollte jetzt 
die Zeit kommen, wo der direkte Eingriff des großen Königs in die Danziger 
Verhältniſſe ihnen die Ohnmacht ihres Stadtregiments und der Ober: 
herrſchaft des polniſchen Königs mehr als je zuvor vor Augen führte und 
am eigenen Leibe erdulden ließ. Den Anlaß zum Konflikt gab das Recht 
des preußiſchen Königs, Werbungen im polniſchen Preußen vorzunehmen, 
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das auf ihn durch den Wehlauer Vertrag vom 16. September 1657 über⸗ 
kommen war, in dem der Große Kurfürſt die Souveränität über das 
Herzogtum Preußen erworben hatte. Die Nachfolger des Großen Kur- 
fürſten hatten dies Recht dauernd ausgeübt, und natürlich verfuhren ihre 
Werber dabei mit der Verſchlagenheit und Härte, wie ſie ihr Geſchäft 
nun einmal mit ſich brachte. Friedrich der Große hielt demnach ebenfalls 
Werber in Danzig, deren Gewalttätigkeiten nicht ſelten zu begründeten 
Klagen Anlaß gaben. Unter ſeiner Regierung ereignete ſich der nach— 
ſtehende charakteriſtiſche Fall, über den im Amtsbuch unterm 26. Juli 1746 
folgendes eingetragen ſteht: 


„Görgen Cordivan aus Trutenau, vor dem Bürgermeiſterlichen Amte 
erſcheinend, deponirt, daß er nebſt ſeinem Bruder Michael Cordivan 
bei ihrem Vater Michael Cordivan, dem Schmiede in Trutenau, das Hand- 
werk gelernt, auch zugleich im Spielen auf Violin und auf Waldhörnern 
ſich geübt, dahero es auch geſchehen, daß weil die Zimmerleute, welche im 
Grebinſchen Walde vor die Attollerie arbeiten, bei ihren Eltern verkehret, 
fie mit den Officiers von der hieſigen Attollerie, beſonders dem Stückhaupt⸗ 
mann Thorn und dem Kommandeur Lechsring bekannt worden und 
vor ihnen zuweilen in ihrer Eltern Haufe ein Stückchen geſpielet. Vor⸗ 
geſtern, am Sonntag, war der 24. Juli, ſei es geſchehen, daß des Komman— 
deurs Lechsring Sohn, Wilhelm genannt, welcher das Malerhandwerk 
gelernet, umb 2 Uhr Nachmittags in einer Chaiſe mit ledernen Gardinen, 
ſo mit 4 Pferden beſpannt geweſen, nach Trutenau gekommen, und als 
Deponent nebſt ſeinem Bruder aus der Kirche gekommen, habe er ihnen 
einen Gruß von dem Stückhauptmann Thorn, dem Kommandeur Lechsring 
und dem Unterkommandeur Venske gebracht und fie gebeten, daß weil fie 
nebſt ihren Frauens bei einem Namens Balau auf Gebinerfeld anjetzo 
wären, ſo möchten ſie beiderſeits hinkommen und ihnen mit Spielen eine 
Luſtigkeit machen. Als ſie aber ſich entſchuldigt, daß es wider der Obrig— 
keit Verordnung ſei, am Sonntage Spiel zu haben, hätte er geſaget, daß 
ſie dann nach Münchengrebin wollten, worauf ſie ſich beide nebſt gedachtem 
Lechsring in die Chaiſe geſetzt und ihre Violins mitgenommen. Der 
Lechsring hätte luſtig geſungen und ſie wären auch ſtark gefahren bis an 
den Grebinſchen Wald; unterwegs hätte er die eine Seite der Chaiſe nach 
dem Grebinſchen Walde zu zugezogen. Wie ſie um die Ecke des Grebinſchen 
Waldes umbgebogen, habe der Kutſcher etwas langſamer gefahren, und da 
ſie ſoweit gekommen, daß ſie etwas Strauch über den Zaun des Waldes 
ſtecken geſehen, da hätte er noch langſamer gefahren, und bald darauf 
wären von jeder Seite der Chaiſe 3 Perſonen in Soldatenmontirung, 
nämlich blaue Röcke mit rothen Aufſchlägen und weißen Kamiſöler, an 
ſie gekommen und hätten geſagt: „Ihr Hunde, wir haben lange auf Euch 
gewartet,“ worauf ſie dann dem Deponenten und ſeinem Bruder Schnupf⸗ 
tücher mit großen Knoten in den Mund geſteckt und hinter dem Kopf 
feſt zugebunden, auch die Hände und Füße mit Marling feſtgebunden. 
Zwei von dieſen Sechſen hätten nebſt dem Lechsring ſich hinten in die Chaiſe 

eſetzet; Deponent und ſein Bruder hätten vorne geſeſſen und hätten ihre 
Füße zwiſchen der anderen ihre Füße halten müſſen. Zwei von den 
Soldaten hätten ſich vorne auf den Bock gesehen wo die andern beiden 
geblieben, hätte Deponent nicht geſehen. Der Kutſcher aber hätte auf dem 
Pferde geſeſſen. Es wären darauf die Gardinen von beiden Seiten der 
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Chaiſe zugeſchnüret worden, und weil vorne 2 Fenſterchens geweſen, jo 
wären vor denſelben Schnupftücher angeſtecket worden. 


Wo der Weg es gelitten, wäre ſtark zugefahren worden und wären 
ſie über Woſſitz und Stüblau an die Palſchauſche Fähre gekommen und, 
nachdem die zwei, ſo auf dem Bock geſeſſen, abgeſprungen und nicht mehr 
von dem Deponenten geſehen worden, ſich über die Weichſel ſetzen laſſen. 
Hinter Neuteich hätten ſie die Chaiſe geöffnet, auch dem Deponenten und 
ſeinem Bruder die Füße losgebunden und die Tücher aus dem Munde 
genommen. Sie hätten auch daſelbſt auf freiem Felde mit dem Gras, ſo 
ſie von den Leuten allda gekaufet, gefüttert, da dann der Lechsring nicht 
mehr an die Chaiſe gekommen, ſondern theils beizu gelaufen, theils auf 
den Bock ſich geſetzet. Der Eine aber, ſo ſchon vorhin in der Chaiſe geweſen, 
habe nächſt noch einem andern ſich hinten geſetzet. In dem nächſten Dorf 
hinter Neuteich hätten ſie dem Deponenten und ſeinem Bruder auf ihr 
Bitten die Hände losgemacht, auch Zwieback zu eſſen gegeben und ihnen 
zugeſprochen, ſie ſollten einen guten Muth haben, ſie würden ihnen weder 
mit Schlägen noch ſonſten Gewalt thun, ſondern dem Deponenten ſeinen 
Abſchied geben und ſeinen Bruder bei ſich behalten. 


Als ſie an Rubachs Fähre gekommen, wäre es ſchon finſter geweſen, 
dahero ſie in dem Gaſtkruge eingekehret, wo ſie ihnen etwas zu eſſen und 
zu trinken gegeben, und wie es Tag geworden, über die Nogat ſich ſetzen 
laſſen und wären nach Elbing gefahren. Vor der Stadt wären die beiden 
Soldaten, die in der Chaiſe geſeſſen, mit Deponenten und ſeinem Bruder 
abgeſtiegen und umb die Stadt herum bei der ſchärfſten Eck ſoweit 
gegangen, bis ſie an die Preußiſche Wache gekommen. Da wären Deponent 
und ſein Bruder gemeſſen worden und Deponent hätte da vernommen, 
daß der eine von den Soldaten, die in der Chaiſe geſeſſen, ein Sergeant, 
der andere aber des Lechsring Bruder, ſo ein Feldſcherer ſein ſoll, geweſen, 
und daß ſie zum Lewaldſchen Regiment gehören. Der Sergeant wäre 
aus der Wache abgegangen und hätte einen Urlaub vor des Deponenten 
Bruder mitgebracht, welchen aber Deponent zu ſich genommen und anjetzo 
ins Amt liefert. Die Meinung wäre auch geweſen, daß des Deponenten 
Bruder ſollte zurückgelaſſen und Deponent, weil er noch größer und jünger 
iſt, behalten werden. Weil aber Deponent ſein Leibesbeſchwer angeführet, 
daß nämlich ſeine Knie als ſeine Arme geſchwollen ſeien, dahero er auch 
nicht ſtark arbeiten könne, ſo hätten ſie den Deponenten losgelaſſen und 
ſeinen Bruder behalten, auch Deponenten ermahnet, er ſolle kein Lärm 
machen, ſondern ſie wollten ſehen, ob ſie für den Bruder auf künftigen 
Freitag würden können einen Urlaub verſchaffen, woran ſie doch ſelber 
gezweifelt. 

Der Sergeant und Feldſcherer wären mit Deponenten, welchem auch 
ſein Violin wäre mitgegeben worden, nach der Königsbergſchen Herberge, 
allwo die Chaiſe, auch der Lechsring, welcher ſie von Trutenau abgeholet, 
geweſen, doch hätte er mit letzterem nicht ſprechen können. Sie hätten ihm 
einen halben Gulden vor ſich auf den Weg und auch einen halben Gulden 
vor ſeinen Bruder gegeben, welchen er ihm auch nach der Wache gebracht 
und von ihm Abſchied genommen. Und hiermit wäre Deponent durch die 
Stadt etwan umb 2 Uhr Nachmittags weggegangen, wäre geſtern Abend bis 
an die Palſchauſche Fähr und heute nach Trutenau und von dannen in 
die Stadt gekommen.“ 
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Die weiteren Zeugenausſagen ergeben dann noch, daß ein preußiſcher 
Sergeant und der Feldſcher Lechsring von dem Fuhrmann Medau in 
Danzig die Chaiſe mit vier Pferden unter dem Vorgeben zu einer Reiſe 
nach Marienburg für neun Taler gemietet hatten, daß ſie dorthin auf 
Werbung kommandiert wären. Der Kutſcher Martin Sell des benannten 
Fuhrherrn war dann zur beſtimmten Zeit mit den beiden Bezeichneten 
von Danzig abgefahren, denen ſich der Maler Lechsring angeſchloſſen hatte, 
von dem nun geſagt wurde, daß er zur Zeit ebenfalls in preußiſchen 
Dienſten ſtände und vordem bei den Dänen gedient hätte. In Schott⸗ 
land und hinter dem Schlagbaum zu Ohra waren dann noch zwei preußiſche 
Soldaten und anſcheinend ein Bauernkerl hinzugekommen, mit welcher 
Perſonenzahl der Kutſcher über Prauſt durchs Werder bis an den Grebiner 
Wald fahren mußte. Dort hatte der Kutſcher unter der Drohung, daß 
er ſonſt geknebelt werden würde, das Fuhrwerk dem Bauernkerl übergeben 
müſſen, der mit dem Maler Lechsring nach Trutenau fuhr, während der 
Kutſcher wie der Feldſcher Lechsring und die drei Soldaten ſich ſo lange im 
Walde verborgen hielten, bis die Chaiſe an der vorhin vereinbarten Stelle 
mit den Gebrüdern Cordivan wieder angelangt war. Von da ab mußte 
der Kutſcher wieder das Gefährt übernehmen. 


Der auf dieſe Weiſe angeworbene Michael Cordivan war 23 Jahre 
alt und nach Ausſage ſeiner Mutter der vornehmlichſte Ernährer der 
Familie, weil ihr Ehemann faſt erblindet und ihr Sohn Görge wegen 
ſeines Leidens nur beſchränkt arbeitsfähig war. 

Werbungen ſolcher Art mußten natürlich böſes Blut machen und dem 
Rat ſeine ohnmächtige Stellung dem mächtigen Nachbarn gegenüber lebhaft 
zum Bewußtſein bringen. Es iſt deshalb verſtändlich, daß das Danziger 
Stadtregiment es ſich zunutze machte, als der König Stanislaus Auguſt 
unterm 15. April 1767 alle fremdherrlichen Werbungen im polniſchen 
Staatsgebiet unterſagte, und nun auch ſeinerſeits den preußiſchen Werbern 
im Danziger Territorium das Handwerk legen wollte. Den nachdrücklichen 
Einwendungen Friedrichs des Großen gegen dieſes Vorgehen vermochte 
der Rat nur damit zu begegnen, daß er auf ſeine Pflicht zur Befolgung 
der Befehle des polniſchen Königs als des Oberherrn der Stadt hinwies. 
Bei Stanislaus Auguſt fand der Rat aber nicht die erhoffte Unterſtützung, 
weil der ruſſiſche Botſchafter, Fürſt Repnin, bereits den beſtimmenden 
Einfluß ausübte und es im ruſſiſchen Intereſſe für angezeigt erachtete, 
dem preußiſchen König nicht entgegen zu ſein. Stanislaus Auguſt 
modifizierte deshalb unter Bezugnahme auf den Wehlauer Vertrag ſein 
Verbot vom 15. April 1767 noch im Herbſt desſelben Jahres dahin, daß 
es auf die preußiſchen Werbungen nicht Anwendung finden ſoll. Letztere 
nahmen deshalb wieder ihren Fortgang und wurden derart ausgeübt, 
daß auch Deſerteure der Danziger Garniſon in preußiſchen Regimentern 
Aufnahme fanden. Im Gegenſatz dazu verlangte der preußiſche König 
aber von den Danzigern, daß ſie ihm bei der Entweichung Angeworbener 
in ihr Gebiet Beihilfe zur Wiederergreifung derſelben leiſten, und ebenſo 
die dorthin geflüchteten Kantoniſten ausliefern ſollten. Die Stadt verſtand 
ſich jedoch nur zur Auslieferung von Erbuntertanen, nicht aber zu der von 
freien Leuten. 

Einzelne vorliegende Nachweiſungen über die Auslieferung von 
Erbuntertanen, die im Stüblauſchen Werder Unterkunft geſucht und 
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gefunden hatten, ergaben, daß dieſelben vornehmlich aus den Provinzen 
Oſtpreußen, Pommern und Brandenburg herſtammten. Nach ihrer 
Ermittlung wurden ſie meiſtens in die Stadt gebracht und dort dann 
durch den Werderſchen Amtsverwalter im Einverſtändnis mit dem daſelbſt 
ſtationierten preußiſchen Reſidenten über ihr weiteres Geſchick befunden. 
Die noch militärdienſtfähigen Leute wurden zu den nächſtbelegenen 
preußiſchen Truppenkommandos geſchickt, die über ihre Einſtellung oder 
Entlaſſung zu verfügen hatten. Andere, insbeſondere jüngere Ehepaare, 
mußten in ihre alte Heimat zurückkehren, während ältere Leute, die ſchon 
eine längere Reihe von Jahren im Danziger Gebiet gelebt hatten, teils 
gegen Löſegelder von 20 bis 50 Taler, teils auch ganz unentgeltlich aus 
5 Erbuntertänigkeit entlaſſen wurden und damit im Werder verbleiben 
konnten. 


Im ganzen gewinnt man nicht den Eindruck, daß bei dieſen Aus— 
lieferungen mit beſonderer Härte vorgegangen wurde, doch hatten ſolche 
Leute, die noch militärdienſtfähig waren, ſelbſtverſtändlich auf keine Rück— 
ſichtnahme zu rechnen. Jedenfalls wird trotz aller Mühewaltung des 
preußiſchen Reſidenten die Zahl der ermittelten Erbuntertanen nur immer 
eine geringe im Verhältnis zu den im Stüblauſchen Werder wirklich vor— 
handenen geweſen ſein. Wenn den Schulzen auch häufig ſcharfe Ver— 
fügungen des Werderſchen Amtsverwalters zur Ermittlung der fremden 
Erbuntertanen zugingen, ſo wußten die Nachbarn den Zuwachs von durch— 
ſchnittlich im beſten Alter ſtehenden und dabei billigen Arbeitskräften doch 
zu ſehr zu ſchätzen, um nicht deren Exiſtenz nach Möglichkeit zu verheim— 
lichen. Zu ſtatten kam ihm dabei noch, daß, wie der Deichgräf George 
Hacker aus Güttland ſich bei einem anderen Vorgang 1781 ausließ: „daß 
weder er noch die mehrſten Wirthe in dem Stüblauſchen Werder gewohnt 
wären, die Zunamen von den Knechten, welche ſie mietheten, anzuſchreiben, 
da dieſe Knechte ſich gemeinlich falſche Vor- und Zunamen gäben“. Die 
Ermittlung weiterer Perſonalien dürfte demnach noch zweckloſer geweſen 
ſein. 

Bei der Mißſtimmung Friedrichs des Großen über das Geſamt— 
verhalten der Stadt Danzig ſeinen Forderungen gegenüber verſchärfte ſich 
der Konflikt immer mehr. Abgeſehen von den, die Rekrutierung ſeiner 
Armee betreffenden, hatte er auch ſchon ſeit 1765 das Anſinnen an die Stadt 
geſtellt, ſeinen Untertanen, beſonders den Königsbergern, den Waren— 
bezug durch den Danziger Hafen freizugeben. Die Danziger hatten aber 
ſeit Jahrhunderten es als eins ihrer vornehmſten Rechte betrachtet, daß 
die von Fremden in ihren Hafen gebrachten Waren nur von Bürgern 
ihrer Stadt gekauft werden durften; allein die Güter des Königs von 
Polen bildeten die einzige Ausnahme. Das Stadtregiment mußte dieſer 
Forderung Friedrichs des Großen gegenüber demnach unzugänglich bleiben, 
weshalb der König die Stadt empfindlich dadurch traf, daß er einen Zoll 
von zehn Prozent auf die nach ihr beſtimmten Waren legte, welche die 
Weichſel bei Marienwerder paſſierten. 


Immerhin wurde der Zwiſt damit nicht beendet, denn Friedrich der 
Große konnte und wollte im Intereſſe des Handels ſeiner dabei in Betracht 
kommenden Provinzen auf die Mitberechtigung ſeiner Untertanen zum 
Warenbezug durch den Danziger Hafen nicht verzichten. Der damalige 


34 


210 


preußiſche Reſident in Danzig, Legationsrat von Junk, trug durch feine 
Berichte, in denen er das Verhalten des Stadtregiments gegenüber den 
preußiſchen Forderungen äußerſt ungünſtig beurteilte, zudem noch nach 
Kräften dazu bei, die Mißſtimmung Friedrichs des Großen zu vergrößern, 
ſo daß der König, nachdem er dies der Stadt ſchon wiederholt angedroht 
hatte, Ende Juni 1770 ein Exekutionskommando unter dem Oberſten 
von Ingersleben ins Stüblauſche Werder einrücken ließ. Ingersleben 
beſetzte den Hof Grebin und ſchrieb von dort aus Kontributionen aus. 
Das Werder ſollte 92 720, die Höhe 35 662, die Nehrung mit der 
Scharpau 10 530 und das Bauamt 7266 ⅝ Dukaten entrichten; doch wurde 
die Geſamtleiſtung ſpäter auf 100 000 Dufaten herabgejegt*). 


Bei Verteilung der Kontribution durch den Oberſten von Ingersleben 
würde das Amt „Höhe“ ganz unverhältnismäßig ſchwer belaſtet worden 
ſein, denn nach dem herkömmlichen Verfahren hatte bei außerordentlichen 
Aufwendungen das Stüblauſche Werder mit dem Bauamt fünf Achtel, die 
Nehrung zwei Achtel und die Höhe nur ein Achtel zu erlegen. Zunächſt 
verſtand ſich jedoch die Stadt zur Kontributionsleiſtung, und ſie ſcheint 
auch ſpäterhin das Landgebiet nur im mäßigen Umfang zur Abtragung 
der damit übernommenen Laſt herangezogen zu haben. Die erſte Rate von 
25 000 Dukaten zahlte die Stadt, als der Oberſt v. Ingersleben Mitte 
Juli ſein Hauptquartier nach Ohra verlegte, Schidlitz beſetzte und ſo immer 
näher nach Danzig heranrückte. Durch dieſe Nachgiebigkeit der Danziger 
wurde Friedrich der Große milder geſtimmt, und er ordnete nun an, daß 
ſeine Truppen aus dem Danziger Gebiet abrücken ſollten, wenn der Rat 
ein Edikt über die freie Werbung publiziert haben werde. Dieſe Publikation 
erfolgte am 1. Auguſt und die preußiſchen Truppen zogen dann auch ab. 
Bei den weiteren Verhandlungen mußte der Rat ſich ferner zu einer zweiten 
Bekanntmachung verſtehen, durch welche alle Bürger und Einwohner ver— 
pflichtet wurden, wenn ſie preußiſche Erbuntertanen ſowie auch Rekruten 
und Enrolierte von den Kantons der kgl. preußiſchen Armee, die in 
und nach dem letzten Kriege heimlich und unerlaubter Weiſe ins Danziger 
Gebiet geflüchtet waren, im Dienſte halten, dies anzumelden, damit die: 
ſelben ausgeliefert werden könnten, desgleichen ſolche preußiſchen Untertanen 
in Zukunft nicht in Dienſt zu nehmen. Welchen Erfolg dieſe letzteren 
Anordnungen im Stüblauſchen Werder hatten, iſt bereits vorhin dargelegt. 


Nach dem Einrücken des preußiſchen Exekutionskommandos ins 
Stüblauſche Werder hatte der Rat die Verwendung auswärtiger Staaten 
und natürlich auch des Oberherrn der Stadt, des Königs Stanislaus Auguſt, 
nachgeſucht. Letzterer war aber in ſeinem von Parteihader durchwühlten 
Land machtlos und völlig vom Willen Rußlands abhängig, das auf ſeiten 
Friedrichs des Großen ſtand. In der Republik Polen hatte ſchon ſeit 
geraumer Zeit die Diſſidentenfrage die Leidenſchaften entfacht. Der 
polniſche Adel, der überwiegend unter dem Einfluß der Jeſuiten und 
Ultramontanen ſtand, hatte ſeine Machtſtellung dazu ausgenutzt, alle nicht 
römiſch⸗katholiſchen Staatsangehörigen von den bürgerlichen Rechten aus⸗ 
zuſchließen. Das traf ſowohl die Proteſtanten wie die Bekenner der 
griechiſch⸗katholiſchen Kirche, weshalb letztere den Beiſtand der Kaiſerin 
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Katharina II. nachſuchten und fanden. Dieſe ſtellte nun die Forderung, 
daß den Diſſidenten in Polen volle Rechtsgleichheit gewährt werden ſollte. 
König Stanislaus Auguſt war auch bereit, dem einzuberufenden Reichstag 
eine dahingehende Vorlage zu machen. Seinerſeits erſtrebte er von dieſem 
Reichstage beſonders eine andere, ihm mehr am Herzen liegende Ver— 
faſſungsänderung, nach der alle die Finanzen und das Heer betreffenden 
Fragen im Gegenſatz zum Liberum Veto zukünftig durch einfache Stimmen⸗ 
mehrheit entſchieden werden ſollten. Der im Oktober 1766 zu Warſchau 
zuſammengetretene Reichstag lehnt jedoch unter dem Einfluß der Biſchöfe 
und der Geiſtlichkeit beides ab. Infolgedeſſen traten die Diſſidenten zu 
einer Konföderation zuſammen, welche die ruſſiſche Unterſtützung fand. 
Ihnen ſchloß ſich auffallenderweiſe der Teil des römiſch-katholiſchen Adels 
an, der im Gegenſatz zu Stanislaus Auguſt wie der Familie Czartoryski 
ſtand, und es kam ſo unter Führung des Fürſten Carl Radziwill mit Hilfe 
ruſſiſcher Subſidien 1767 zur Bildung der Generalkonföderation von Radom. 
Damit wurde der ruſſiſche Botſchafter, Fürſt v. Repnin, völlig Herr der 
Situation in Warſchau. Unter ſeinem Einfluß bewilligte denn auch ein 
neuer Reichstag im Oktober 1767 den Diſſidenten freie Religionsübung 
und Zutritt zu allen Aemtern, wie Sitz und Stimme in der National- 
verſammlung, ſoweit ihr Stand ſie dazu berechtigte. 

Das entfachte nun wieder die Leidenſchaft der Römiſch-Katholiſchen, 
die auf Betreiben des Biſchofs Adam Kraſinski die Gegenkonföderation zu 
Bar bildeten, die ſich die Beſeitigung der den Diſſidenten gewährten 
Toleranz und des übermächtigen ruſſiſchen Einfluſſes zum Ziel ſetzte. Sie 
fanden die Unterſtützung der Kaiſerin Maria Thereſia und Frankreichs. 

Der Einfluß der Gegenkonföderation zu Bar wurde ſo mächtig, daß 
Stanislaus Auguſt die Hilfe der Kaiſerin Catharina II. gegen dieſelbe nach⸗ 
ſuchte. Ihm wurden darauf die in Polen ſtehenden ruſſiſchen Truppen zur 
Verfügung geſtellt, mit deren Hilfe die Barer Konföderierten niedergeworfen 
wurden. Sie flüchteten 1768 auf türkiſches Gebiet, wohin ſie von den 
Ruſſen verfolgt wurden, was dann wegen des Friedensbruchs zu dem 
Kriege zwiſchen der Türkei und Rußland den Anlaß gab, der zu glänzenden 
Erfolgen für Catharina II. führte und ihr den Weg zur Herrſchaft über 
das Schwarze Meer bahnte. 

Während des Ruſſiſch-Türkiſchen Krieges wütete der Bürgerkrieg in 
der polniſchen Republik fort, und die Anhänger der Konföderation zu Bar 
gewannen wieder an Einfluß. Nach den großen Waffenerfolgen der Ruſſen 
in jenem Kriege hatte es damit aber ein Ende, und die Republik kam wieder 
in ſo völlige Abhängigkeit der Kaiſerin Catharina II., daß dies die Beſorgnis 
der anderen Nachbarreiche erregte. So nahm Oeſterreich zur Ausgleichung 
für die Vergrößerung Rußlands auf Grund verjährter Anſprüche 1770 die 
polniſche Landſchaft Zips und die Salinen von Wieliczka und Cochnia mit 
500 Ortſchaften in Beſitz. Friedrich der Große ließ dagegen Ende desſelben 
Jahres zur Abwehr der Peſt, die ſich von Moskau aus nach Südpolen ver- 
breitet hatte, quer durch Großpolen und Polniſch-Preußen einen Truppen⸗ 
kordon ziehen, was einer Okkupation dieſer Landesteile gleichkam. Kon⸗ 
föderierte und Ruſſen hauſten dort ebenfalls und hielten die unter polniſcher 
Herrſchaft ſtehenden Landſchaften längs der Grenze des preußiſchen Staates 
in beſtändiger Unruhe, was wohl ebenfalls zur Entſchließung Friedrichs II. 
beigetragen hat. 
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Die Abſperrung war eine ſtrenge und brachte für die Bewohner des 
Stüblauſchen Werders in ihrem Verkehr nach dem Großen Werder nicht 
unerhebliche Beläſtigungen mit ſich. Niemand wurde ins letztere hinein— 
gelaſſen, der nicht eine ſchriftliche Beſcheinigung des Werderſchen Amts⸗ 
verwalters vorzeigen konnte, die bekundete, „daß er nicht als eine ſolche 
Perſon zu betrachten ſei, die einen Geſundheitspaß vonnöten habe“. Bald 
aber ſollten ſie in noch fühlbarerer Weiſe in Mitleidenſchaft gezogen werden. 
Vom April 1771 bis März 1772 mußten ſie zur Unterhaltung der 
preußiſchen Truppen große Lieferungen oder das Geld dafür nach Konitz 
leiſten, wo der Kommandeur derſelben, Generalmajor von Belling, ſein 
Hauptquartier hingelegt hatte. Ueber die Höhe dieſer Leiſtungen heißt es 
im Werderſchen Amtsbuch am 15. Februar 1772: 

„Vor dem Werderiſchen Bürgermeiſterlichen Amte ſind perſönlich 
erſchienen die ehrbaren George Hacker, Teichgräf, Gottlieb Arendt aus 
Letzkau, Michael Bieberſtein aus Güttland, Jacob Rexin aus Gottswalde 
und Jacob Lau aus Wotzlaff, Teichgeſchworene des Stüblauiſchen Werders, 
und haben mit einem körperlichen Eide, ſo wahr ihnen Gott helfe und ſein 
heiliges Wort, beſtätiget, daß die dem Amte übergebene Rechnung von den 
Geldern, welche die geſammten Dorfſchaften des Stüblauiſchen Werders 
(worunter doch die Geiſtlichen und Adligen Güter nicht mitbegriffen) den 
Kgl. Preußiſchen Truppen wegen ausgeſchriebener Fouragelieferungen an 
Roggen, Hafer, Heu und Stroh vom Monat Mai des abgewichenen 1771. 
bis Januarii incluſive dieſes jetzt laufenden 1772. Jahres in baarem Gelde 
zahlen müſſen und wirklich gezahlt haben, ſo in Danziger Courant 
zuſammen 231 727 fl. betragen, der jetzige Monat Februar hier nicht ein⸗ 
geſchloſſen, ihre völlige Richtigkeit habe, ohne dasjenige zu rechnen, was ſie 
in natura an Roggen und Hafer nach Konitz geliefert, ſo 3971 fl. ausmache, 
worin die Douceurs und Küchenzettels, imgleichen was der Hof Grebin 
zahlen müſſen, nicht mit begriffen ſind.“ 

Daß dieſe Douceurs nicht ganz unbedeutend waren, weiſt eine Zu- 
ſammenſtellung derſelben für das Dorf Gr. Zünder nach. Es heißt: „Zu 
Geſchenken für die Preußiſchen Herren Officiere hat die Dorfſchaft verausgabt 

Dem Herrn Rittmeiſter zum Ankauf von Heu und Haber 288 fl. 


Dem Herrn Oberſten eine Halbchaiſe 900 „ 
Vor ein Dofin filberne Löffel 160% 24 gl. 
Vor ein on filberſchaligte Meſſe r 60 
Cf . ot on ENG eK 5 


P he.. Pakt me 2 „ 
Vor 16 Stück ſilberne Meſſer u. 12 Stück ſilberne Gabeln 344 „ 
Vor ee ee , 1 
Vor 1 Pferd dem Herrn Lieutenant Müller 100 


Summa 1973 fl. 24 gl. 


Quartiere haben die Bewohner des Stüblauſchen Werders für die 
preußiſchen Truppen während jener Zeit wohl nur in dem Umfang bereit⸗ 
ſtellen dürfen, wie dies für die Unterbringung der einzelnen Exekutions⸗ 
kommandos zur Beitreibung der Fouragelieferungen notwendig wurde. 
Für die Stadt Danzig werden die Koſten der geſamten Fouragelieferungen 
nach Konitz auf 6000—8000 Dukaten monatlich berechnet“); berückſichtigt 
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man dabei aber, daß nach der Ausſage der Deichgeſchworenen davon allein 
auf das Stüblauſche Werder 3300 Dukaten monatlich und damit die Hälfte 
der geſamten Aufwendung entfallen, dann wird man wohl zu keinem Fehl⸗ 
ſchluß gelangen, wenn man annimmt, daß die andere Hälfte von dem 
Bauamt, der Höhe und der Nehrung hat aufgebracht werden müſſen, und 
daß die ſtädtiſchen Bürger ſomit dabei unbelaſtet blieben. Die Stadt iſt 
ihrem Landgebiet damals wohl nur inſoweit zu Hilfe gekommen, als ſie 
den bedürftigen Ortſchaften Darlehen gewährte. So nehmen im Mai und 
Juni 1771 von dem älteſten Bürgermeiſter und derzeitigen Vizepräſidenten, 
Herrn Carl Groddeck, Zugdam 127, Käſemark, Oſterwick, Güttland je 100, 
Gr. Zünder 77 Dukaten auf Jahresfriſt, die fie mit 5% zu verzinſen 
haben. Bemerkenswert bleibt auch die Gewährung der Darlehen in Gold, 
die lediglich den Zweck hatte, die Stadt gegen etwaige Verluſte durch das 
weitere Sinken des kurſierenden Silbergeldes zu ſchützen. 


Wie Friedrich der Große im März 1771 auch das Danziger Gebiet 
zu den Fouragelieferungen für ſeine Truppen heranziehen ließ, waren die 
Verhandlungen über die Teilung Polens zwiſchen ihm und den Kabinetten 
zu Wien und Petersburg bereits im Gange. Im Januar 1771 weilte 
Prinz Heinrich, der Bruder des Königs, am ruſſiſchen Kaiſerhofe, wobei 
die Rede auf die Okkupation der polniſchen Grenzgebiete durch Oeſterreich 
und die Beſetzung von Polniſch-Preußen durch den preußiſchen König kam. 
„Aber warum ſollte nicht jedermann etwas nehmen!“ meinte Catharina II., 
was ihren Standpunkt der Teilungsfrage gegenüber hinreichend klarſtellte. 
Sie ging dabei allerdings wohl von der Auffaſſung aus, daß Friedrich der 
Große ſich mit der Erwerbung des Ermlands begnügen werde. Das traf 
nun keineswegs zu, ſondern der König hatte, als er ſich auf die Verhand⸗ 
lungen überhaupt einließ, auch gleich die Einverleibung des ehemaligen 
deutſchen Ordenslandes, das mit dem Frieden zu Thorn unter polniſche 
Herrſchaft gekommen war, in feinen Staat ins Auge gefaßt. Dieſe weiter- 
gehende Forderung ſtieß auch auf keinen Widerſtand, doch veranlaßte ſie 
Rußland und Oeſterreich zur ſehr erheblichen Steigerung ihrer Anſprüche. 
Während die Verhandlungen hierüber noch ſchwebten, wurden die 
Zuſtände in der polniſchen Republik immer unhaltbarer; dieſelbe ging 
ihrer völligen Auflöſung entgegen. Um Stanislaus Auguſt dem 
ruſſiſchen Einfluß zu entziehen, verſuchte eine Anzahl polniſcher 
Edelleute, die im Einverſtändnis mit den Führern der Barer 
Konföderation handelte, ſich der Perſon desſelben zu bemächtigen. 
Das im November 1771 zur Ausführung gebrachte Unternehmen 
mißglückte aber. Es gelang den Verſchworenen zwar, den König, 
als er nachts aus einer Geſellſchaft heimfuhr, zu überfallen und ihn fort⸗ 
zuſchleppen, doch ſtürzte bei der Weiterfahrt ein Pferd, weshalb die Mehr⸗ 
zahl der Verſchworenen vorauseilte, um einen andern Wagen zu holen. 
Dieſen Anlaß benutzte Stanislaus Auguſt, um den einzigen Verſchworenen, 
der zu ſeiner Bewachung zurückgelaſſen war, durch Verſprechungen für ſich 
zu gewinnen, der ihn denn auch auf ſein Schloß zurückbrachte. Dies Vor⸗ 
kommnis beſchleunigte den Gang der Verhandlungen bei den Teilungs— 
mächten. Am 17. Februar 1772 ſchloß Preußen die Uebereinkunft mit 
Rußland, am 4. März mit Oeſterreich, und am 5. Auguſt desſelben Jahres 
wurde dann der Teilungsvertrag von den drei Mächten in Petersburg 
unterzeichnet. 
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Preußen erhielt das Ermland, Polniſch-Preußen mit Ausnahme von 
Danzig und Thorn, und den Netzediſtrikt in Großpolen mit im ganzen 
600 Quadratmeilen, während Rußland 3500 und Oeſterreich 2500 Quadrat⸗ 
meilen zufielen. Die Einverleibung von Danzig und Thorn in ſeinen 
Staat vermochte Friedrich der Große gegen den Widerſtand der Kaiſerin 
Catharina II. nicht durchzuſetzen, die ihn nicht zum Herrn des polniſchen 
Handels und auf der Oſtſee mächtig werden laſſen wollte. 

Nach Unterzeichnung des Teilungsvertrages beſetzten die drei Mächte 
die ihnen danach zugefallenen Gebiete. Polniſch-Preußen wurde nunmehr 
von den ruſſiſchen Truppen und von den Konföderierten geräumt, die dort 
viele Ortſchaften ausgeſogen und verwüſtet hatten. Am 13. September ließ 
der Befehlshaber der preußiſchen Okkupationsarmee, General von Stutter- 
heim, das Beſitznahmepatent publizieren, und am folgenden 27. desſelben 
Monats nahmen er und der Miniſter Rohde aus Königsberg als Königliche 
Kommiſſarien im Konventsremter zu Marienburg die Huldigung der 
Stände entgegen. 

Auch nach der ſogenannten erſten Teilung Polens verblieb der 
Republik die größere Hälfte ihres ehemaligen Landgebiets, ſo daß ſie noch 
immer durch Sammlung ihrer Kräfte zur Wiedererſtarkung hätte gelangen 
können, wenn Fürſt und Volk nach der Zeit des tiefſten Verfalls und der 
ſchwerſten Demütigung dieſem Ziel einmütigen Sinnes zugeſtrebt hätten. 
Dazu fehlte es aber Stanislaus Auguſt wie den führenden Häuptern des 
polniſchen Adels an den erforderlichen Eigenſchaften. Durch Drohungen 
und Beſtechungen beherrſchte Rußland mit Hilfe der beiden andern Teilungs⸗ 
mächte die Situation, ſo daß auch der polniſche Reichstag im September 
1773, wenn auch unter Proteſt, der Teilung zuſtimmte. 

Bei dieſer Lage der Verhältniſſe konnte die Stadt Danzig auf den 
Beiſtand des polniſchen Königs, der ihr Ober- und Schutzherr geblieben 
war, noch weniger rechnen als je zuvor. Das wurde ihr beſonders fühlbar, 
als Friedrich der Große gleich bei der Einverleibung von Polniſch-Preußen 
auch alle die Ortſchaften beſetzen ließ, die ſich bis dahin im biſchöflichen 
oder im Beſitz von Klöſtern befunden hatten und vom Danziger Gebiet 
umſchloſſen waren. Das traf auch für die nächſtbelegenen Ortſchaften 
Altſchottland, Stolzenberg und Oliva zu, während Schidlitz, das der König 
ebenfalls behielt, zum Danziger Gebiet gehörte. Den Biſchofsberg beließ 
der König dagegen den Danzigern. Vom Kloſter Oliva hatte die Stadt den 
Landſtrich am linken Ufer der unteren Weichſel ſeit Jahrhunderten im 
emphyteutiſchen Beſitz gehabt, und ſie verlor mit demſelben nunmehr 
Neufahrwaſſer mit der Weſterplatte, was den Verluſt des Hafens für ſie 
bedeutete. Der König ſetzte auch ſofort eine preußiſche Hafenbehörde in 
Neufahrwaſſer ein und ließ die Schiffsabgaben für preußiſche Rechnung 
erheben, womit dann durch die gleichzeitige ſchwere Beeinträchtigung der 
bisherigen Handelsvorrechte der Stadt der rapide Niedergang des Wohl— 
ſtandes derſelben begann. 

Im Stüblauſchen Werder waren gleichzeitig die vom Gebiet desſelben 
umgebenen oder hart an dasſelbe grenzenden Ortſchaften Quadendorf, 
Mönchengrebin, Gemlitz, Czattkau und St. Albrecht unter die Herrſchaft 
des Königs von Preußen gekommen und mit preußiſchen Truppenkommandos 
beſetzt worden. In Ortſchaften wie Altſchottland, St. Albrecht und 
Quadendorf, die einen ſtarken Durchgangsverkehr nach und von Danzig 
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hatten, wurden Akziſepoſten eingerichtet, die von den durchpaſſierenden 
Gütern und Waren einen beträchtlichen Zoll erhoben, worauf ich ſpäter 
noch zurückkomme. Zu einer ſcharfen Maßnahme gegen das Danziger 
Gebiet, insbeſondere gegen das Stüblauſche Werder, gab dem preußiſchen 
Armeekommando nun der Umſtand Anlaß, daß nach der Einverleibung von 
Polniſch-Preußen in den preußiſchen Staat die Zahl ſolcher jungen 
Männer, die im Danziger Territorium Zuflucht ſuchte, um ſich dem 
preußiſchen Militärdienſt zu entziehen, dauernd ſtieg. Während die 
preußiſchen Generäle von Krockow und von Langefeld die Auslieferung dieſer 
Leute verlangten, wollte der Rat der Stadt Danzig dieſem Verlangen nur 
inſoweit nachkommen, als es Kantoniſten betraf, die nicht aus dem ehe— 
maligen polniſchen Preußen ſtammten. Der Rat ſtellte ſich dabei auf den 
Standpunkt, daß die ſeitens der Stadt dem preußiſchen König gegenüber 
hinſichtlich der Kantoniſten im Jahre 1770 eingegangenen Verpflichtungen 
nicht auf die Landſchaften Anwendung zu finden hätten, die erſt nach jenem 
Abkommen mit der preußiſchen Monarchie vereinigt wären. Er legte die 
Angelegenheit deshalb dem polniſchen König zur Entſcheidung vor, doch 
warteten die benannten Generäle dieſe nicht ab, ſondern ließen im März 
1774 im Stüblauſchen Werder 197 Männer als Geiſeln feſtnehmen. Von 
dieſen wurden dann allerdings 170 alsbald freigelaſſen und nur 27 zurück⸗ 
behalten, von denen 13 zur ſofortigen Einſtellung den Regimentern über⸗ 
wieſen ſein dürften. 14 Schulzen und Nachbarn wurden dagegen in die 
Gefangenſchaft nach Marienburg abgeführt. Es waren das: der Schulze 
Gottlieb Wilhelm Bier und die Ratleute Johann Conſtantin Schwarzwald 
und Johann Bieberſtein aus Güttland, die Nachbarn Abſalon Mix und 
Nathanael Preuß aus Stüblau, Johann Jacob Schulz, Adrian Bieberſtein 
und Michael Gottlieb Rand aus Kriefkohl, Andreas Schwarzwald, George 
Bartſch und Jacob Schultz aus Zugdamm, der Schulze Johann Rexin und 
der Nachbar Johann Bieberſtein aus Gottswalde, der Nachbar Michael 
Kohl aus Gr. Zünder. 

Ihre Gefangenſchaft währte jedoch nur einige Wochen. Nachdem 
ſie aus derſelben entlaſſen waren, erklären ſie am 31. März vor dem 
Werderſchen Amt, daß ſie vor ihrer Freilaſſung zum General geführt 
wären, der von ihnen verlangt hätte, daß ſie Kopf für Kopf, d. h. jeder für 
ſich, einen Mann, am liebſten einen Kantoniſten, anwerben und geſtellen 
müßten. Wie ſie ſich hierzu außerſtande erklärt, wäre der Hauptmann 
von Campieur erbötig geweſen, die Anwerbung der Erſatzleute gegen 
800 Reichstaler ſchwer Geld zu übernehmen, wobei gleich berückſichtigt ſei, 
daß außer den 14 Erſatzleuten noch zwei weitere Rekruten für die zweite 
Leibkompagnie und mithin im ganzen 16 Leute angeworben werden ſollten. 
Sie hätten darauf dem Herrn General ihre ſämtlichen Güter als Bürgſchaft 
für die Geſtellung der 16 Rekruten verpfänden müſſen, zur Löſung dieſer 
Bürgſchaft aber gleich die 800 Reichstaler auf einen Wechſel in Marienburg 
beſchafft und das Geld an den Kapitän von Campieur abgeführt. 


In der Gefangenſchaft, ſo führen ſie weiter aus, wäre die Behandlung 
anfangs hart geweſen. Sie wurden ſämtlich in einem kleinen Zimmer 
untergebracht, und es ſei ihnen auch nicht verſtattet worden, freie Luft zu 
ſchöpfen. Erſt nach Eingang eines Schreibens des Danziger Rats hätten 
ſie eine größere Stube erhalten und auch unter Bewachung an die friſche 
Luft gehen können. „Sonſt wäre ihnen nichts Böſes widerfahren, als daß 
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von den Gemeinen, bald dieſer, bald jener, ſie geſchrecket: „ſie würden 
Dienſt nehmen müſſen“, welche Reden nebſt der Vorſtellung, wie ihr Land 
unbebaut liegen bleiben und alles zugrunde gehen müſſe, ihnen den Arreſt 
ſehr ſchmerzlich gemacht. Ueberdem hätten ſie an den Wirth für ihre Be— 
köſtigung anſehnlich zahlen müſſen.“ 

Nur Michael Kohl aus Gr. Zünder wurde erheblich ſchärfer angefaßt, 

doch wird nicht erſichtlich, aus welchem Grunde dies geſchah. Vermutlich 
hat er ſich weniger fügſam gezeigt als ſeine Leidensgenoſſen. Er hebt 
hervor, daß er einige Tage in Banden habe ſitzen müſſen, ohne verhört zu 
werden, bis er durch ein Geſchenk ſein Verhör und danach die Freiheit von 
den Banden erlangt habe. Um ſeine Entlaſſung aus der Gefangenſchaft 
zu erreichen, hätte er außer ſeiner Beteiligung an den 800 Talern zudem 
noch 200 Dukaten hinterlegen müſſen, die verfallen ſein ſollten, wenn er 
ſeine beiden Söhne nicht binnen drei Monaten als Rekruten geſtelle. 
Später ſei dann eine Order des Hauptmanns eingelaufen, daß er die 
200 Dukaten auch wiedererhalten ſolle, wenn er zwei andere dienſtfähige 
Leute für ſeine Söhne geſtelle. 
t 100 Dukaten galten zu dieſer Zeit etwa 300 Taler, ſo daß Michael 
Kohl für die von ihm zu ſtellenden Rekruten pro Kopf das Sechsfache von 
dem hatte hinterlegen müſſen, was pro Kopf der anderen 16 Rekruten 
bezahlt worden war. Ob es ſich dabei bloß um einen Akt der Willkür 
gehandelt hat oder ob Michael Kohl etwa erſt nach der Einverleibung von 
Polniſch-Preußen aus einer dazugehörigen Ortſchaft nach Gr. Zünder 
verzogen iſt und ſeine Söhne deshalb als kantonpflichtig angeſehen wurden, 
habe ich leider nicht feſtſtellen können. 

Den Nachbarn Abſalon Mix, Nathangel Preuß und Jacob Kohl, 
welch letzterer in der vorerwähnten Verhandlung gar nicht aufgeführt iſt, 
werden am 22. Oktober 1776 von der Werderſchen Funktion je 50—70 fl. 
rückſtändige Abgaben erlaſſen, wie es heißt: „die Hälfte ihrer Schulden, 
weil ſie von den Preußen weggeführt worden, was dieſen Leuten viel gekoſtet 
hat“. Es iſt danach anzunehmen, daß auch ihren Leidensgenoſſen gleich— 
artige geringe Entſchädigungen von der Stadt Danzig zuteil geworden ſind. 
Daß auch das Werder als Kommunalverband für ſie eingetreten ſein ſollte, 
iſt nicht anzunehmen, weil über die Auslieferung oder Nichtauslieferung 
der Kantoniſten lediglich das Stadtregiment zu befinden hatte und das 
Landgebiet ohne Einfluß dabei war. Wohl aber blieben die Bewohner des— 
ſelben ſtets die Leidtragenden, wenn die Stadt einem mächtigeren Gegner 
Widerſtand leiſtete, wie das auch dieſer Vorgang wieder lehrt. 

Aus alledem ergibt ſich, daß das Leben Barthel Weſſels in Gr. Zünder 
nicht ärmer an aufregenden Ereigniſſen geweſen iſt als wie ſeinerzeit in 
Kl. Zünder. Zwar hat er den ſchädigenden Einwirkungen wohl beſſer 
widerſtehen können als mancher jeiner Nachbarn, weil er ſeinen Groß— 
Zünderſchen Beſitz bei Berückſichtigung ſeiner ausſtehenden Kapitalien von 
vornherein ſchuldenfrei beſaß, immerhin war es bei ſolchen Verhältniſſen 
nicht leicht, das Erworbene zu erhalten. Er muß ſeinen Wohlſtand trotz⸗ 
dem aber noch recht erheblich vermehrt haben, denn 1775 kauft er ſeinem 
älteſten Sohn Barthel einen Hof in Stüblau für 42 300 fl. und entrichtet 
gleich die ganze Kaufſumme bei Uebernahme des Hofes. Seine Tochter 
Chriſtina⸗Eliſabeth hat wohl noch zu ſeinen Lebzeiten geheiratet und dürfte 
eine Mitgift erhalten haben, die dem Kapital annähernd entſprach, das ihr 
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Bruder zum Ankauf in Stüblau erhalten hatte. Das Vermögen, das 
Barthel Weſſel bei ſeinem Tode hinterließ, ſpricht mindeſtens dafür. Er 
ſtarb 1778 im 72. Lebensjahre und wurde am 3. September begraben. Die 
Hochzeit ſeines Sohnes Barthel, der im März desſelben Jahres heiratete, 
hat er demnach noch erlebt. 

Von ſeinen neun Kindern überlebten ihn nur die beiden bereits 
benannten und ein Sohn Ephraim. Am 29. April 1780 gibt ſeine Witwe 
Eliſabeth geb. Stanke ihren drei Kindern, dem Mitnachbarn Barthel 
Weſſel zu Stüblau, Ephraim Weſſel und Chriſtina⸗Eliſabeth Weſſel, ver⸗ 
heiratet an den Mitnachbarn Gottlieb Siewert zu Prauſt, Schicht und 
Teilung. Tatſächlich hat die Erbauseinanderſetzung aber wohl ſchon erheb— 
lich früher ſtattgefunden, denn die Kinder erklären, daß ſie ſich wegen ihres 
Vaterguts mit ihrer Mutter gütlich vergleichen, und ſie quittieren ihr über 
den Empfang desſelben. Die Mutter behält den Hof zu Groß⸗ 
Zünder mit 5 Hufen und 20 Morgen in Klein-Zünder, ſie tritt 
den geſamten Beſitz aber noch am ſelben Tage an ihren Sohn Ephraim 
ab. Bei dieſer Uebergabe läßt ſie ſich 12 000 fl. zu 4% und zu Pfennigzins 
auf den Hof eintragen, woraus hervorgeht, daß der Hof bis dahin ſchulden⸗ 
frei war. Sie behält ſich ſodann im Hofe die kleine Stube zu ihrer Wohnung 
und den Oberſitz in der zum Hofe gehörigen Kirchenbank in der Kirche zu 
Gr. Zünder vor. Außerdem hat ſie der Erwerber des Hofes mit Eſſen und 
Trinken, mit Heizung, Wäſche und Pflege, ſowohl in geſunden wie in 
kranken Tagen, zu verſorgen, ihr zu ihrer Aufwartung einen Dienſtboten 
zu halten und ihr jederzeit, wenn ſie es verlangt, Pferde und Kaleſche zu 
ihren Ausfahrten zu ſtellen. 

Für die erwähnten Leiſtungen ſoll Käufer ſich jährlich 150 fl. von 
den Zinſen kürzen, die er an ſeine Mutter zu entrichten hat. Sollte ſie nicht 
der Gebühr nach im Hofe gehalten werden und ſich mit Konſens des Amtes 
anderwärts in Koft und Pflege geben, dann hat der Beſitzer des Hofes außer 
den ihr zukommenden Zinſen noch jährlich 200 fl. an ſie zu zahlen. 

Abgeſehen von den 12 000 fl., die für ſeine Mutter eingetragen 
wurden, übernahm Ephraim Weſſel den väterlichen Hof mithin ſchuldenfrei— 
Da ſein Vatergut auf 40 000 fl. zu bemeſſen iſt, ſo wird der Uebernahme⸗ 
preis des Hofes auf ca. 50 000 fl. vereinbart geweſen ſein, was auch mit den 
derzeitigen Güterpreiſen in Einklang ſteht, wenn man berückſichtigt, daß 
der Hof mit vollem Beſatz auf ihn überging und daß 21% freie Schulzen⸗ 
hufen zu demſelben gehörten. 

Mit Einſchluß der Kapitalien, die Barthel Weſſel bereits zu ſeinen 
Lebzeiten ſeinen beiden andern Kindern überwieſen hatte, wird ſich ſeine 
Fee demnach auf 130—140 000 fl. belaufen haben. Bei den 
geringen Mitteln, mit denen er ſeinen erſten Beſitz zu Kl. Zünder erwarb, 
und bei den ſchweren Opfern, die ihm die politiſchen Verhältniſſe während 
ſeiner geſamten Wirtſchaftszeit auferlegten, erſcheint das als ein außer⸗ 
ordentlich hoher Betrag. Wenn man aber berückſichtigt, daß auch gleich- 
zeitig ſeine Geſchwiſter trotz der Ungunſt der Zeiten in ihren Vermögens⸗ 
umſtänden ſehr erheblich vorwärtsgekommen waren, wie das im vorigen 
Abſchnitt bereits dargelegt iſt, ſo erkennt man daran, daß die allgemeine 
Ungunſt der Verhältniſſe wohl viele Exiſtenzen ſchwer benachteiligt, ein⸗ 
zelnen Bevorzugten aber immerhin auch Gedeihen bringen kann. Unter⸗ 
nehmungsgeiſt und Glück kommen dabei vornehmlich in Betracht. Erſteren 
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bekunden Barthel Weſſel, jein Bruder Gerhard wie ihre Schwäger Johann 
Kniewel und Erdmann Jochem beſonders dadurch, daß ſie nicht an der 
Scholle kleben, ſondern durch den Erwerb beſſerer und größerer Höfe wie 
durch den Zukauf weiterer Grundſtücke ihre wirtſchaftliche Lage und ihre 
Stellung zu heben ſuchen. Und ſie hatten auch Glück dabei, denn das 
weitere Sinken des Geldwertes kam ihnen bei Abtragung der Reſtkaufgelder 
zuſtatten, während die anhaltende Wertſteigerung des Grund und Bodens 
ihren Wohlſtand mehrte. Inwieweit den Ehefrauen der Benannten dabei 
ein Verdienſt zufällt, läßt ſich nicht erkennen; ſicherlich kam es bei der 
Wirtſchaftsweiſe jener Zeit aber ganz beſonders darauf an, daß ſie mit 
Umſicht und Sparſamkeit ihrem Hausweſen vorſtanden, wenn der Erfolg 
nicht ausbleiben ſollte. Ich habe ſchon früher ausgeführt, daß ich unter dem 
Eindruck ſtehe, als wenn gerade durch die Mutter der hier in Betracht 
kommenden Geſchwiſter, der geborenen Henrichs, der vorwärtsſtrebende 
Sinn auf ihre Kinder überkommen iſt, und daß ich ihr ſo unter den Stamm— 
müttern meines Geſchlechts einen beſonderen Ehrenplatz einräume. 


Hinſichtlich des Wirkens und Schaffens von Barthel Weſſels Ehefrau 
Eliſabeth geb. Stanke fehlt es an jeder Ueberlieferung. Daß bei den 
ſchweren Zeiten, die ſie gemeinſam mit ihrem Manne zu durchleben hatte, 
auch ihr Tagewerk kein leichtes war, ergibt ſich von ſelbſt. Für ihre An⸗ 
ſpruchsloſigkeit und Sparſamkeit ſpricht der geringe Vermögensbetrag, den 
fie bei der Uebergabe des Hofes an ihren Sohn Ephraim für ſich ſicher⸗ 
ſtellen ließ, da ſie geſetzlich mindeſtens das Fünffache jenes Kapitals für ſich 
hätte beanſpruchen können. Während ihres Witwenſtandes heiratete ihr 
eben benannter Sohn eine jüngere Schweſter der Ehefrau ſeines Bruders 
Barthel, was ſo keinen Zweifel darüber aufkommen läßt, daß dies mit 
Einverſtändnis der Mutter geſchah. Jedenfalls läßt der Umſtand, daß 
letztere im Hauſe ihrer Tochter zu Prauſt ſtarb, nicht darauf ſchließen, daß 
ſie in Unfrieden von ihrem Sohne geſchieden. Wenn der Tod ſie nicht etwa 
bei einem vorübergehenden Beſuch ereilte, dann iſt anzunehmen, daß ſie zur 
Tochter gezogen war, nachdem dieſe ihren Mann durch den Tod verloren 
hatte. Sie ſtarb am 18. Februar 1782 im 72. Lebensjahre. Am 13. Sep⸗ 
tember 1783 erklären ihre Söhne Barthel und Ephraim wie ihre Tochter 
Chriſtina⸗Eliſabeth, letztere im Beiſtande ihres Ehemannes Jacob Hein, 
daß ſie ſich untereinander über ihr Muttergut geeinigt und daß die für ihre 
Mutter auf dem Hofe des Ephraim zu Gr. Zünder eingetragenen 12 000 fl. 
gelöſcht werden könnten. 


Chriſtina⸗Eliſabeth, die einzige am Leben gebliebene Tochter der 
Verſtorbenen, war, wie bereits erwähnt, in erſter Ehe mit dem Nachbarn 
Gottlieb Siewert zu Prauſt verheiratet, der dort einen Hof mit 6 Hufen 
beſaß, worunter 3 freie Schulzenhufen. Gottlieb Siewert wird 1781 oder 
1782 geſtorben ſein, denn ſeine Witwe ging bereits am 15. Juli 1783 ihre 
zweite Ehe mit Jacob Hein aus Herzberg ein, der dort zwei Höfe beſaß und 
ebenfalls verwitwet war. Er zog indeſſen nach Prauſt, verkaufte ſeine Höfe 
zu Herzberg aber erſt am 13. Mai 1785 an Daniel Dobbraß für 40 000 fl., 
wovon er dem Käufer 30 000 fl. zu 4% ſtehen ließ. Einen Monat ſpäter, 
am 14. Juni, ſtarb feine zweite Ehefrau Chriſtina-Eliſabeth geb. Weſſel 
in ihrem 34. Lebensjahre. Während ihre erſte Ehe kinderlos geweſen zu 
ſein ſcheint, hinterließ ſie aus der Ehe mit Jacob Hein einen Sohn, der am 
4. Oktober 1784 geboren und Carl Gottlieb benannt war. 
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Jacob Hein heiratete dann in dritter Ehe am 5. Oktober 1786 Agathe 
Renate, die älteſte Tochter des Nachbarn und Schulzen Johann Traugott 
Hacker aus Stüblau, die Carl Gottlieb eine ſorgſame Stiefmutter wurde. Die 
Hackers waren zu jener Zeit wohl die verbreitetſte und angeſehenſte Familie 
des Stüblauſchen Werders. Während des 18. Jahrhunderts ſtellte fie dem- 
ſelben vier Deichgräfen. Aber auch ſchon in früheren Jahrhunderten war 
ſie in der Nachbarſchaft der Ortſchaften Kriefkohl und Woſſitz vertreten 
und ſicher ſchon zur Ordenszeit im Stüblauſchen Werder anſäſſig. Ich hebe 
das hier beſonders hervor, weil Carl Gottlieb Hein, der einzige Nachkomme 
der Chriſtina-Eliſabeth Weſſel, ſpäter ebenfalls eine Tochter des Johann 
Traugott Hacker heiratete und ſo der Schwager ſeiner Stiefmutter wurde. 
Die jüngſte Schweſter derſelben, die etwa zwei Jahre älter als ihr Stief⸗ 
ſohn Carl Gottlieb war und Adelgunde Suſanna Chriſtina hieß, hatte, 
als ſie erwachſen war, den Nachbarn Peter Preuß zu Stüblau geheiratet, 
der nach dem Tode ſeines Schwiegervaters ſeinen bisherigen Beſitz in 
Stüblau verkaufte und den Hof ſeines Schwiegervaters übernahm. Peter 
Preuß ſtarb 1807, als die Franzoſen bereits im Anmarſch waren. Seine 
Witwe, die mit fünf Kindern zurückgeblieben war, flüchtete mit dieſen nach 
Danzig und übertrug Carl Gottlieb Hein, dem Stiefſohn ihrer Schweſter, 
die Führung der Wirtſchaft auf ihrem Stüblauer Hof. Carl Gottlieb Hein, 
damals 23 Jahre alt, heiratete dann ein Jahr ſpäter die Witwe und über⸗ 
kam damit deren Hof und gleichzeitig wahrſcheinlich ein Erbe, in dem ſeine 
Vorfahren ſchon vor Jahrhunderten geſeſſen hatten. Der erſte nachweisbare 
Beſitzer dieſes Hofes iſt der Deichgeſchworene Hans Heyne, der 1569 darauf 
wohnte und deſſen Voreltern denſelben ſicher länger als ein Jahrhundert 
vorher und damit ſchon zur Ordenszeit beſeſſen haben. Wenn der Name 
Hein oder „Heyne“, wie er in früheren Jahrhunderten geſchrieben wird, 
auch zu allen Zeiten ſehr häufig im Stüblauſchen Werder vorkommt, ſo 
dürfte ſich der Zuſammenhang des Carl Gottlieb Hein mit der in früheren 
Jahrhunderten beſonders in Stüblau und Gr. Zünder . Familie 
„Heyne“ bei allerdings nicht müheloſer Nachforſchung in den Kirchenbüchern 
und im Danziger Stadtarchiv nachweiſen laſſen. 


Carl Gottlieb Heins Ehefrau, geb. Hacker, ſtarb ſchon am 13. Februar 
1813 im Alter von 32 Jahren mit Hinterlaſſung eines Sohnes aus dieſer 
Ehe. Letzterer, Louis Ferdinand geheißen, war ſpäter Nachbar zu Trappen⸗ 
felde im Großen Werder; ein Sohn von ihm iſt der Stadtrat Otto Hein, der 
gegenwärtig in Danzig lebt. 


In zweiter Ehe heiratete Carl Gottlieb Hein am 13. Oktober 1814 
Julianne Concordia Rexin aus Woſſitz. Er ſtarb 1849 an der Cholera. 
Von ſeiner wohlbehäbigen Erſcheinung vermag ich mir aus meinen Kinder- 
jahren noch eine Vorſtellung zu machen. Seine Witwe übergab den Hof 
ſpäter an ihren Sohn Johann Carl Friedrich, der im Jahre 1880 ohne 
Leibeserben ſtarb. Der Hof ging nach deſſen Tode auf ſeine einzige 
Schweſter Wilhelmine über, die an den Kaufmann Georg Wilhelm Rexin 
in Danzig verheiratet war, und nach ihrem Tode übernahmen ihn deren 
Söhne. Gegenwärtig gehört er einem von dieſen, dem Nachbarn Paul 
Rexin. Bemerkenswert iſt dabei, daß dieſer Hof ſeit dem Jahre 1569 nach⸗ 
weisbar niemals an einen Fremden verkauft wurde, ſondern nur im Wege 
der Schicht und Teilung auf die nachfolgenden Beſitzer überkommen iſt. 
Weil dabei aber nicht ſelten die Witwen der verſtorbenen Beſitzer den Hof 
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übernahmen, jo kam er durch Wiederverheiratung derſelben doch wiederholt 
auf Nachkommen, die in keiner Blutsverwandtſchaft mit den vorhergehenden 
Beſitzern ſtanden. 


Ephraim Weſſel 
(geb. 1750, geſt. 1807) zu Gr. Zünder. 


Ephraim Weſſel übernahm, wie bereits angeführt, am 29. April 1780 
den elterlichen Beſitz zu Gr. Zünder und Kl. Zünder. Er wurde am 
13. Februar 1750 geboren und war demnach bei der Beſitzübernahme bereits 
30 Jahre alt. Erſt am 30. Oktober 1781 heiratete er Dorothea Concordia, 
die am 12. Auguſt 1766 geborene und ſomit 15 Jahre alte jüngſte Tochter 
des Deichgeſchworenen Gottlieb Arend zu Letzkau, die Schweſter der Ehefrau 
ſeines Bruders Barthel zu Stüblau. Bei der Lebensbeſchreibung des letzteren 
habe ich im folgenden Abſchnitt nähere Mitteilungen über die Familie 
Arend gemacht, weshalb ich hier darauf hinweiſe. 


Die politiſchen Verhältniſſe waren für das Landgebiet der Stadt 
Danzig und für dieſe ſelbſt keine günſtigen, als Ephraim Weſſel ſeinen 
Wirtſchaftsbetrieb aufnahm. Friedrich der Große hielt die Stadt und ihr 
Landgebiet umklammert, und 1783 kam es dann noch zur Blockade der Stadt 
mit den Opfern, welche die Einquartierung der preußiſchen Truppen dem 
Landgebiet auferlegte. Auch ſonſt fehlte es nicht an außergewöhnlichen 
Unglücksſchlägen, wozu insbeſondere der Durchbruch der Weichſel beim 
Heringskruge im Jahre 1784 gehörte. Dieſe Ereigniſſe mit ihren nach⸗ 
teiligen Folgen für die wirtſchaftliche Exiſtenz der Bewohner des Stüblau⸗ 
ſchen Werders ſind in dem folgenden Abſchnitt eingehender behandelt, was 
auch hinſichtlich der weiter eintretenden politiſchen oder ſonſt bemerfens- 
werten Vorkommniſſe gilt, die dazu angetan waren, das Leben und Streben 
der in dieſem Abſchnitt noch aufzuführenden Familienglieder nachhaltig 
zu beeinfluſſen, weshalb ich zur Vermeidung von Wiederholungen mich 
hierbei darauf beſchränken werde, jene Vorkommniſſe kurz anzudeuten. 


So förderte natürlich das Ende der ſchutzloſen Zeit nach Einver⸗ 
leibung der Stadt Danzig und ihres Landgebiets in die preußiſche Monarchie 
von 1793 ab bis zum Unglücksjahre 1806 auch das wirtſchaftliche Empor- 
kommen Ephraim Weſſels. Als Beſitzer eines Schulzenhofes dürften ihm 
allerdings zu den Perioden, während deren er dieſes Amt zu führen hatte, 
damit beim Uebergang in die neuen Verhältniſſe nicht ſelten recht ſchwere 
Tage beſchieden geweſen ſein. Wie groß die Furcht vor dem preußiſchen 
Militärdienſt bei den Bewohnern des Danziger Landgebiets damals war, 
die im Gegenſatz zu den Danziger Bürgern von demſelben nicht befreit 
bleiben ſollten, ergibt ſich auch aus den Maßnahmen, die Ephraim Weſſel 
traf, um ſeine beiden älteſten Söhne vor demſelben zu bewahren. Da bei 
Einführung der preußiſchen Kantonpflicht im Danziger Landgebiet inſoweit 
milde vorgegangen wurde, als man ſolche jugendlichen Perſonen derſelben 
nicht unterſtellte, die ein Grundſtück beſaßen und deswegen berufen waren, 
dasſelbe bei Eintritt ihrer Mündigkeit zu bewirtſchaften, überwies er ſeinen 
Söhnen Johann Gottlieb und Ephraim, die elf und zehn Jahre alt waren, 
je eine Hufe von ſeinem Beſitz am 24. Februar 1794. Der Deichgeſchworene 
und Schulze Johann Bielefeld zu Gr. Zünder nahm als Kurator jener 
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beiden Söhne die Schenkung entgegen. Bei dieſem Vorgang darf man 
nicht überſehen, daß von einer allgemeinen Wehrpflicht zu jener Zeit auch 
in der preußiſchen Monarchie noch nicht die Rede war. Selbſt die Kanton— 
pflicht galt nur in beſtimmten Landesteilen, und ihr unterlagen auch dort 
vornehmlich nur die Bauern, Handwerker, Krämer und Arbeiter. Die 
Dienſtzeit der ausgehobenen Kantoniſten erſtreckte ſich auf 10—20 Jahre, 
wenn das auch ſo zu verſtehen iſt, daß dieſelben nach ihrer Ausbildung faſt 
durchweg beurlaubt und nur von Zeit zu Zeit wieder eingezogen wurden, 
doch ſtanden ſie ſelbſtverſtändlich, ſolange ihre Dienſtzeit währte, unein— 
geſchränkt zur Verfügung ihres Truppenteils. Neben den ausgehobenen 
Kantoniſten ſetzten ſich die preußiſchen Regimenter zudem damals aus einem 
erheblichen Prozentſatz angeworbener Ausländer zuſammen, die nicht 
gerade zu den beſten Elementen gehörten, und die preußiſche Armee ſtellte 
ſich ſomit noch nicht als große Schule für alle Stände des Volkes in Er— 
ziehung zur Mannhaftigkeit und guten Sitte dar, was ſie erſt nach Ein— 
führung der allgemeinen Wehrpflicht wurde. 

Es erſcheint ſo verſtändlich, wenn Ephraim Weſſel als ſorgender Vater 
durch ein Scheingeſchäft — denn um ein ſolches hat es ſich bei der erwähnten 
Schenkung an ſeine beiden Söhne lediglich gehandelt — die Kantonpflicht 
von dieſen abzuwenden ſuchte. Jedenfalls hätte ohnedem ſein älteſter Sohn 
nicht im 19. Lebensjahr in den Eheſtand treten können, was er, wie an— 
zunehmen, mit Zuſtimmung ſeines Vaters tat, wobei man aber im Hinblick 
auf den frühen Tod dieſes Sohnes die Frage ſtellen kann, ob das nicht 
nachteiliger für den jungen Menſchen geweſen iſt, als wenn er in ſolchem 
Alter Soldat geworden wäre. 


Johann Gottlieb, der älteſte Sohn, wurde am 23. Mai 1783 geboren 
und heiratete ſchon am 3. September 1801 die Witwe des Nachbarn Michael 
Klein zu Langfelde. Sie war die zweite Ehefrau des Letztbenannten geweſen 
und 30 Jahre alt, als ſie die Ehe mit Johann Gottlieb Weſſel einging. 
Ihre Ehe mit Michael Klein ſcheint kinderlos geblieben zu ſein, denn wie 
ſie bei der Schicht und Teilung nach deſſen Tode ſeinen Hof mit 4 Hufen 
25 Morgen zu Langfelde übernahm, hatte ſie nur zwei Kinder aus der erſten 
Ehe desſelben mit zuſammen 18 000 fl. abzufinden. Auf ihre Eheſchließung 
mit Johann Gottlieb Weſſel dürften, wenn nicht verwandtſchaftliche, ſo doch 
ſehr enge freundſchaftliche Beziehungen eingewirkt haben, denn ſie war eine 
Tochter des Nachbarn Lange aus Letzkau und ſtammte ſomit aus dem 
Geburtsort eder Mutter ihres zweiten Ehemannes. Die nunmehrige Agathe 
Eliſabeth Weſſel ſtarb ſchon nach neunmonatiger Ehe bei der Geburt ihres 
erſten Kindes am 24. Mai 1802, und ſie wurde, wohl auf ihren Wunſch, 
in ihrem Heimatsort Letzkau begraben. Ihr Sohn, der die Namen 
Cornelius Gottfried erhielt, blieb am Leben. Ihm gab ſein Vater auch noch 
Schicht und Teilung und ſetzte ihm dabei 16 075 fl. als Muttergut aus, 
was darauf hindeutet, daß Johann Gottfried an eine neue Ehe gedacht hat; 
dazu kam es aber nicht, denn auch er ſtarb ſchon am 8. September 1803 
und demnach im 21. Lebensjahr. Der nun gänzlich verwaiſte Cornelius 
Gottfried kam ſo als ein Jahr altes Kind in das Haus der Eltern ſeines 
Vaters und wurde dort erzogen. Den Hof zu Langfelde erwarb am 
27. Dezember 1805 Ephraim Weſſel, der Bruder des Verſtorbenen, im 
behufs Erbauseinanderſetzung angeordneten öffentlichen Ausruf für 
47 500 fl. = 11 875 Reichstaler. Im Verhältnis zu den derzeitigen Grund⸗ 
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ſtückspreiſen war das ein jehr günſtiger Kauf, der ſich in der Folgezeit aber 
doch noch als zu teuer erwies. 

Ephraim Weſſel, der Sohn, war, als er den Hof zu Langfelde über— 
nahm, erſt 21 Jahre alt, wonach man wohl annehmen kann, daß ſein Vater 
auch zunächſt die Verantwortlichkeit für dieſen Erwerb getragen hat. 
Letzterer konnte das auch unbedenklich tun, da er in ſeinem Beſitz geſichert 
daſtand und auch ein etwaiger Verluſt eine Gefährdung ſeiner Exiſtenz nicht 
wahrſcheinlich machte. Immerhin änderte ſich dann aber dieſe Situation, 
als die Franzoſen im Frühjahr 1807 vor Danzig erſchienen und es nach 
einer zweimonatigen Belagerung einnahmen. Der Krieg und die ſich an— 
ſchließende Franzoſenzeit übten nun ihre ruinierenden Wirkungen aus und 
trafen am härteſten ſolche Grundbeſitzer, die ſich, wie Ephraim Weſſel der 
Jüngere, während der Jahre der Hochkonjunktur der ländlichen Grundſtücke 
vor Ausbruch des Krieges angekauft hatten. Ephraim Weſſel der Aeltere 
erlebte nur den Anfang dieſer ſchweren Zeit, denn er ſtarb ſchon am 
10. September 1807 an der Ruhr und wurde am 15. begraben. „Ein Mann 
von unbeſcholtenem Ruf“ bemerkt der damalige Pfarrer zu Gr. Zünder im 
Kirchenbuch, der ihm die Leichenpredigt gehalten; dieſe Notiz mag wohl 
mehr für den Charakter des Verſtorbenen beſagen als manche übliche 
Lobeserhebung bei Leichenreden. Seit dem 19. September 1793 war er 
Kirchenvater bei der Kirche zu Gr. Zünder geweſen. 

In der Ehe mit Dorothea Concordia geb. Arend waren ihm elf 
Kinder geboren, von denen aber ſechs im jugendlichen Alter ſtarben. Sein 
älteſter Sohn ging ihm, wie erwähnt, im Tode voran, ſo daß ſeine Witwe 
mit vier Kindern zurückblieb. Außer dem bereits ſelbſtändigen Sohn 
Ephraim noch eine Tochter von 18 und zwei Söhne von 14 und 11 Jahren. 
Zu Vormündern dieſer unmündigen Kinder wurden die Nachbarn Michael 
Wilhelm Weſſel aus Stüblau und Michael Gottlieb Lange aus Letzkau 
ernannt. Letzterer dürfte der Großvater oder ein Onkel des hinterlaſſenen 
Sohnes von Johann Gottlieb Weſſel und Agathe Eliſabeth geb. Lange 
geweſen und gerade aus Anlaß ſeiner verwandtſchaftlichen Beziehungen 
zu dieſem Kinde zur Vormundſchaft herangezogen worden ſein. 


Schon am 15. Auguſt 1808 gab Dorothea Concordia, die Witwe 
Ephraim Weſſels, ihren Kindern reſp. deren Vormündern im Geſchlechts— 
beiſtand des Deichgeſchworenen Peter Korſch aus Letzkau Schicht und 
Teilung, weil ſie kurz vor einer neuen Eheſchließung ſtand. Zu dieſer 
Erbteilung war das Geſamtvermögen beider Eheleute nach Abzug der 
vorhandenen Schulden auf 216 885 fl. 13 gl. feſtgeſtellt, wozu 64 000 fl. 
ausſtehender Hypothekenforderungen gehörten, die mit 33 311 fl. auf dem 
Beſitz von Ephraim Weſſel zu Langfelde, im übrigen auf Höfen zu Gr. und 
Kl. Zünder eingetragen ſtanden. Von der vorhandenen Erbmaſſe entfiel 
die Hälfte auf die Witwe, ſo daß das Vatergut jedes Kindes einſchließlich 
des erbberechtigten Großſohnes 21 688 fl. 16 gl. 5 Pf. betrug. In der 
feſtgeſtellten Erbmaſſe war zweifellos auch die Mitgift enthalten, welche 
die beiden älteſten Söhne bereits erhalten hatten, als ſie ſich ſelbſtändig 
machten. Denn die Witwe übernahm den Grundbeſitz und befriedigte die 
Erben mit ihrem Vatergut derart, daß ſie ihnen die ausſtehenden Hypo⸗ 
thekenforderungen überwies und ſich 23 065 fl. 18 gl. 16⅛ Pf. auf den 
bis dahin ſchuldenfreien Beſitz eintragen ließ, ſo daß die beiden älteſten 
Söhne bereits mit zuſammen 27000 fl. abgefunden geweſen ſein müſſen. 
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Der Annahmepreis für den Hof mit 5 Hufen 20 Morgen zu Gr. und 
Kl. Zünder ſtellt ſich danach auf 131 507 fl. und bezifferte ſich mithin auf 
5790 Reichstaler für die Hufe. Wenn das nun auch für den Hof mit vollem 
Beſatz, Mobiliar und ſonſtigen Wertgegenſtänden galt, ſo erſcheint der 
Preis im Hinblick darauf doch auffällig hoch, daß die Stadt Danzig mit 
ihrem Gebiet inzwiſchen ein Freiſtaat von Napoleons Gnaden geworden 
war, deſſen Auspreſſung bereits begonnen hatte. Ihren unmündigen 
Kindern hatte die Witwe außerdem noch die herkömmliche Zu- und Ueber⸗ 
gabe im Geldwert von je 800 fl. ausgeſetzt, die für die beiden Söhne vor⸗ 
nehmlich in je einem Reitpferd nebſt dazu gehörigem Reitzeug, für die 
Tochter in einemmodernen Bettgeſtell und einer modernen Kommode 
beſtand. In allen drei Fällen wurde der entſprechende Geldwert auf 
500 fl. bemeſſen. 

Bei dieſer Schicht und Teilung ſtellte ſich denn auch heraus, daß 
Ephraim Weſſel zu Langfelde noch immer der eingetragene Beſitzer von 
1 Hufe ſeines väterlichen Grundſtücks war, wobei er dann die Erklärung 
abgab, daß die Beſitzübertragung an ihn ſeinerzeit „nur ein ſimulirtes 
Abtretungsgeſchäft geweſen, um ihn durch den Beſitz dieſer Hufe vom 
Soldatenſtande frei zu machen“. 

Die Witwe Dorothea Concordia Weſſel heiratete drei Tage nach der 
Schicht und Teilung am 18. Auguſt 1808 Jacob Lingenberg, den Sohn 
eines Nachbarn aus Kl. Zünder. Sie war nun 42 Jahre alt, und es iſt 
ſo anzunehmen, daß ihr zweiter Ehemann in nicht unerheblich jüngerem 
Lebensalter wie ſie ſtand. Daß bei dem jugendlichen Alter ihrer beiden noch 
unmündigen Söhne die Zeitumſtände auf ihre beſchleunigte Wieder⸗ 
verheiratung hinwirkten, wenn ſie den Beſitz erhalten wollte, liegt auf der 
Hand. Ihr älterer Sohn Ephraim zu Langfelde hatte inzwiſchen Maria 
Renate Dyck, eine Tochter des Nachbarn Andreas Dyck und deſſen Ehefrau 
Anna Renate geb. Weſſel aus Zugdam, geheiratet und war demnach durch 
ſeine eigene Wirtſchaft voll in Anſpruch genommen. Die Schwiegermutter 
Ephraim Weſſels war eine Tochter von Gerhard Weſſel aus Langfelde, 
der dort bis 1788 angeſeſſen war, und ſomit eine Couſine des Vaters ihres 
eben benannten Schwiegerſohnes. 

Am 4. Juni 1812 heiratete Dorothea Concordia Weſſel, geboren am 
14. Januar 1789 und einzige Tochter erſter Ehe der nunmehrigen Frau 
Lingenberg, den Witwer Johann Jacob Flockenhagen. Letzterer hatte den 
Hof Grebin 1805 zu emphyteutiſchen Rechten übernommen und war beſon— 
ders dadurch nach Ausbruch des Krieges in eine ſehr ſchwierige Lage ſeiner 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe gekommen. Die Zähigkeit, mit der er dieſe 
zu überwinden ſuchte, und ſeine trotz aller Widrigkeiten unentmutigte Unter⸗ 
nehmungsluſt machen ihn zu einer der bemerkenswerteſten Perſönlichkeiten 
des Beſitzerſtandes jener Zeit im Stüblauſchen Werder, weshalb ich auf 
ſeinen Lebensgang hier näher eingehe. 

Johann Jacob Flockenhagen wurde am 26. Oktober 1766 als Sohn 
eines gleichnamigen Nachbarn zu Letzkau geboren. Seine Mutter, Regina 
geb. Scharping, ſtarb gleich nach ſeiner Geburt, und er kam in das Haus 
einer Schweſter derſelben, die an den Nachbarn Peter Rebeſchke, wohl in 
Grebinerfeld wohnhaft, verheiratet war, da ſein Vater den Beſitz in Letzkau 
bald aufgab und wenige Jahre nachher verſtorben ſein dürfte. Nachdem 
Joh. Jacob Flockenhagen eingeſegnet worden war, erlernte er die Land— 
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wirtſchaft und verdiente dann ſein Brot als Wirtſchaftsbeamter bei ver- 
ſchiedenen renommierten Beſitzern des Stüblauſchen Werders. Schon mit 
22 Jahren, 1788, heiratete er Anna Dorothea Kling, eine Nichte des Nach— 
barn George Kling zu Oſterwick, der in kinderloſer Ehe lebte und dieſer 
Nichte ſeinen Hof mit drei doppelten Hufen ſchenkte. Sie war eine Tochter 
des Nachbarn Gregorius Kling zu Güttland und deſſen Ehefrau Dorothea 
geb. Hacker. Nach dem Tode ihres Vaters kam ſie in das Haus ihres Onkels. 

Für die günſtige Eheſchließung Joh. Jacob Flockenhagens, der an— 
ſcheinend kein Vermögen beſaß, dürfte es nicht ohne Bedeutung geweſen 
ſein, daß ihm das Haus ſeiner Pflegeeltern als Heimat offen geblieben war. 
Peter Rebeſchke hatte 1782 den Hof Grebin gepachtet und war jedenfalls 
ein wohlhabender und angeſehener Mann, in deſſen Verkehrskreis auch ſein 
Neffe Aufnahme fand. Da ſpäterhin die Uebernahme des Hofes Grebin 
ſeitens Joh. Jacob Flockenhagens verhängnisvoll für dieſen wurde, ſo hebe 
ich hervor, daß Peter Rebeſchke den Hof 1782 auf fünf Jahre für jährlich 
5000 fl. pachtete. Neben dem Hof Grebin pachtete er dann noch vom Rate 
4 Hufen und 4 Morgen zu Oſterwick für 2500 fl. und „die krumme wie die 
halbe Hube“ für 500 fl., wonach die vom Hofe Grebin aus zu bewirtſchaften⸗ 
den Ländereien 21 Hufen ausmachten. Mit ſolcher Hufenzahl wird der 
Hof Grebin fernerhin in den ſich anſchließenden Mietsperioden verpachtet, 
was man im Auge behalten muß, wenn man aus den Pachtzahlungen eine 
Wertbemeſſung des Grundbeſitzes zur betreffenden Zeit herleiten will. 

Daß Flockenhagen ſeinen Pflegeeltern ſtets einen dankbaren Sinn 
bewahrte, geht am beſten daraus hervor, daß er in einem mit ſeiner Ehefrau 
1797 errichteten Teſtament ſeine Tante Regina Rebeſchke zu ſeiner Erbin 
einſetzte, falls er ohne Kinder ſterben ſollte. Seine erſte Ehe blieb denn 
auch kinderlos, und es lag deswegen um ſo weniger Grund für ihn vor, 
nach vermehrtem Beſitz durch immerhin gewagte Unternehmungen zu ſtreben 
und ſo ſeine ſorgenfreie Exiſtenz zu gefährden. Neben einem regſamen Geiſt 
und dem Drang nach einer größeren Betätigung ſeiner Arbeitskraft mag 
auch der Umſtand, daß er durch die nachbarliche Lage und ſeine verwandt— 
ſchaftlichen Beziehungen zum Hofe Grebin mit dem Nutzungswert und 
Wirtſchaftsbetrieb desſelben genau vertraut war, dazu beigetragen haben, 
daß er denſelben 1805 übernahm. 

Sein Onkel Peter Rebeſchke war ſchon 1797 von der Pacht zurück⸗ 
getreten. Während bei dieſem ſich der Pachtzins nach Ablauf der einzelnen 
Mietsperioden ſchließlich auf 10 000 fl. geſteigert hatte, pachtete den Hof 
Grebin nun der Schulze Martin Nachtigall aus Jungfer für 4500 Reichs⸗ 
taler = 18 000 fl. jährlich. Die Pachtzeit war hierbei zum erſtenmal auf 
ſechs Jahre feſtgeſetzt worden, und nach Ablauf derſelben wurde ſie Nachtigall 
auch noch aus Anlaß verſchiedener Streitigkeiten und Prozeſſe, die er mit 
der Stadtverwaltung hatte, auf ein weiteres Jahr verlängert, worauf es 
dann aber zu einer Neuvergebung des Gutes kam. 

Auf die nunmehr völlig veränderte Art derſelben haben die Um⸗ 
geſtaltung des Stadtregiments unter preußiſcher Herrſchaft und die Aufſichts⸗ 
befugniſſe der Regierung zweifellos in hohem Grade eingewirkt. Auf 
Grund eines emphyteutiſchen Vertrages vom 30. Januar 1805 übernahm 
Joh. Jacob Flockenhagen das Kämmereigut Herrengrebin, wie es von da 
ab benannt wird, mit den vorhin näher bezeichneten 21 Hufen auf die 
Dauer von 40 Jahren gegen einen jährlichen Kanon von 3707 Reichstaler 
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7 gl. und ein Einkaufsgeld von 16 600 Reichstaler. Der Kanon ſetzte ſich 
derart zuſammen, daß 3093 Reichstaler auf die Ländereien, 229 Reichstaler 
auf die Brauerei, 332 Reichstaler auf die Brennerei, 40 Reichstaler auf 
die Bäckerei und 13 Reichstaler auf die Fiſcherei entfielen. Zum Gute ge— 
hörten außerdem auch noch zwei Krüge. Wenn man die Zinſen des Einkaufs— 
geldes mit berückſichtigt, dann erkennt man, daß dem Vertrag mit Flocken— 
hagen die Jahrespacht zugrunde gelegt wurde, die Nachtigall gezahlt hatte. 
Das Verlockende für Flockenhagen war jedenfalls die 40jährige Dauer des 
Vertrages und die damit verknüpfte Ausſicht, Eigentümer des Gutes zu 
werden. Denn daß man das von ihm eingegangene Vertragsverhältnis 
zu jener Zeit in dieſem Sinne auffaßte, geht daraus hervor, daß der Dan— 
ziger Magiſtrat ihm in amtlichen Schriftſtücken den Titel emphyteutiſcher 
Gutsbeſitzer oder auch bloß Gutsbeſitzer beilegte. 


Alle Hoffnungen Flockenhagens wurden aber durch den Krieg und 
ſeine Folgen vernichtet. Nachdem die Stadt Danzig als Freiſtaat die 
preußiſche Verwaltungsorganiſation beſeitigt und ihre alten rückſtändigen 
Verwaltungseinrichtungen wieder neu belebt hatte, wurden auch ſolche 
Beſtimmungen geſchloſſener Verträge außer Kraft geſetzt, die letzteren Ein— 
richtungen entgegenſtanden. So unterſagte man 1808 Flockenhagen auf 
Betreiben der Brauerzunft den Abſatz ſeiner Brauerei- und Brennerei— 
erzeugniſſe im ſtädtiſchen Landgebiet, der ihm bei der Gutsübernahme aus— 
drücklich zugeſtanden war. Das traf ihn um ſo härter, weil durch die 
künſtliche Inundation der um Danzig belegenen Ortſchaften auch ſeine 
Ernte des Jahres 1807 in der Hauptſache verloren gegangen war. Er war 
ſo mit der Entrichtung des Kanons vom 1. April 1807 ab rückſtändig 
geblieben, weshalb die Werderſche Funktion nach Beendigung der Ernte 
1808 das Getreide in ſeiner Scheune beſchlagnahmte und unter die Aufficht 
des Schulzen und der Ratleute von Mönchengrebin ſtellte, die es aus— 
dreſchen laſſen ſollten. Erſt auf ſeinen energiſchen Proteſt, in dem er nach— 
wies, daß er noch eine Gegenforderung von 8086 fl. für geleiſtete Liefe— 
rungen an die Stadt habe, daß ihm das geſamte Gutsinventar gehöre und 
daß zudem der Nachbar Johann Hein zu Woſſitz mit ſeinem Grundſtück eine 
Kaution für ihn geſtellt habe, bekam er ſein Getreide frei. Das Vorgehen 
der Werderſchen Funktion erſcheint um ſo härter, wenn man berückſichtigt, 
daß Flockenhagen nach einer Eingabe an dieſe vom 29. November 1809 
bis dahin 62 000 fl. an Lieferungen und Eingquartierungslaſten hatte 
tragen müſſen, die ſicherlich nicht in vollem Umfange anerkannt und erſtattet 
waren. In einer Eingabe an die Werderſche Funktion vom 13. September 
1810 beantragt er dann die Ermäßigung des Kanons, und aus ſeiner Be— 
gründung dieſes Geſuches geht überzeugend hervor, in welche ungünſtige 
Lage ihn gerade die Uebernahme des Kämmereigutes Grebin bei den ver— 
änderten Zeitverhältniſſen gebracht hatte. Er führt darin aus: 

„Es leuchtet wohl einem Jeden, auch nicht ſachverſtändigen die 
Unmöglichkeit von ſelbſt ein, daß ein Ruſtikalgrundſtück in der gegen— 
wärtigen Zeit jährlich einen Reinertrag von nahe an 15 000 fl. gewähren 
kann; es leuchtet ſchon daraus ein, daß die Pachtſumme in einem am 
30. Januar 1805 geſchloſſenen Contract zu einer Zeit ſtipulirt wurde, als 
alle Gewerke und der Handel von Danzig im höchſten Flor waren, da die 
Getreidepreiſe zu einer Höhe geſtiegen waren, von der es in der früheren 
Geſchichte von Danzig kein Beiſpiel giebt, und doch ſah man ſelbſt in dieſer 
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blühenden Zeit die Pacht, welche ich für das Kämmereigut zu präſtiren 
übernahm, als äußerſt hoch, ja für übertrieben an, theils ſchon an ſich, 
theils weil ich ein ſo bedeutendes Einkaufsgeld gab, deſſen Zinſen zu der 
jährlichen Pacht hinzugeſchlagen und durch den jährlichen Reinertrag des 
Gutes gedeckt werden müſſen, theils wegen der übrigen äußerſt läſtigen 
Bedingung des Zeitpachteontracts, durch welchen mir die ganze Unter— 
haltung der Gebäude, Gräben und Teiche aufgebürdet worden iſt, welche 
Bauten und Reparaturen ich nach einer billigen Schätzung wenigſtens 
jährlich nach einer Durchſchnittsumme genommen auf 5000 fl. ver- 
anſchlagen kann. 

Wäre Danzig indeſſen in ſeinem vorigen vortheilhaften Verhältniß 
geblieben, hätte der Krieg nicht unſere Hoffnungen und Erwartungen 
gänzlich vernichtet und durch die Verluſte, welche er und die Uebel, die 
ihn begleitet, verurſachten, mich um die zur Kultur des Gutes bereits 
verwendeten und noch dazu beſtimmten Fonds gebracht, ſo hätte ich den 
unter ganz anderen Umſtänden abgeſchloſſenen Contract dennoch halten 
und Präſtanda präſtiren können. Jetzt iſt es mir unmöglich. Ich habe 
mit aller Anſtrengung meiner Kräfte die Schäden der Kriegsjahre reparirt, 
ich habe das mir geraubte und durch die Seuche im Jahre 1807 abgeſtorbene 
lebende Inventarium ergänzt“), ich habe die nothwendigen Reparaturen 
vorgenommen, ich habe den Acker aufs Neue in Kultur geſetzt, aber ich müßte 
alle dieſe Früchte meines Fleißes, ich muß mein ganzes in das Gut geſteckte 
Vermögen verlaſſen, falls Eine Hochlöbliche Function des Werders ſich 
nicht von der Nothwendigkeit überzeugt, mir eine zeitgemäße Remiſſion von 
7000 fl. für die 5 nächſten Jahre zu bewilligen.“ 


Laut Schluß der Ordnungen wurden Flockenhagen denn auch für 
die zwei Jahre vom 1. April 1808 bis dahin 1810 die Pachtrückſtände um 
7000 fl. für jedes Jahr herabgemindert und für die dann folgenden fünf 
Jahre der Kanon auf 10 000 fl. für jedes Jahr ermäßigt, ſo daß hierbei 
der Erlaß 4830 fl. pro Jahr ausmachte. Den danach noch rückſtändig 
gebliebenen Pachtzins hatte er ungeſäumt abzuführen, was ihm auch 
noch möglich geworden ſein dürfte. 

Während der Tage ſolcher wirtſchaftlichen Bedrängnis hatte Flocken⸗ 
hagen nun auch noch den Tod ſeiner Ehefrau zu beklagen, die am 
2. Februar 1810 aus dem Leben ſchied. Und bei allem Unglück war die 
kommende Zeit auch wenig dazu angetan, ihn mit neuem Mut zu erfüllen. 
Das Jahr 1811 brachte eine ſchlechte Ernte, und die Zwangsanleihen und 
ſonſtigen Laſten, die das Stadtregiment ſeinen Bewohnern auferlegen 
mußte, um den Anforderungen der franzöſiſchen Machthaber auch nur 
einigermaßen zu genügen, wurden immer drückender. Totzdem entſchloß 
ſich Flockenhagen Ende des Jahres 1811 im Intereſſe ſeines Schwagers, 
des Nachbarn Michael Ehregott Kling zu Kriefkohl, auf deſſen zweieinhalb 
Hufen großen Hof der Strohwiſch ausgeſteckt war, vom Gläubiger, dem 
Bürgermeiſter und Geh. Kriegsrat v. Gralath, das Strohwiſchrecht und 
damit auch den Beſitz zu erwerben. Der Erwerbspreis mit 6500 Reichs- 
talern blieb zwar auf dem Hofe ſtehen, doch hatte Flockenhagen die rüd- 
ſtändigen Zinſen zu entrichten. Im Frühjahr 1812 kaufte er dann auch 


*) Nach einer Aufnahme des lebenden Inventars vom 15. Februar 1808 
waren vorhanden: 68 Pferde, 5 Füllen, 4 Kühe und 60 Schweine. 
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noch vom Senator Trendelenburg deſſen Hof zu Grebinerfeld mit 
45 Morgen emphyteutiſch Land für 12 000 fl., wobei er 5000 fl. anzahlte. 


Beide Verkäufer gehörten zu den einflußreichſten Perſönlichkeiten 
im damaligen Stadtregiment, die ſicherlich von all den Anforderungen 
und Scherereien entbunden bleiben wollten, die der Beſitz eines bäuerlichen 
Grundſtücks zu jener Periode unvermeidlich mit ſich brachte. Flockenhagen 
dürfte ihnen da in ſeiner Poſition als emphyteutiſcher Beſitzer des Kämmerei— 
gutes Grebin wie auch ſeiner Perſon nach noch immer die beſte Gewähr 
als Käufer geboten und es auch ſeinerſeits bei ſolchem Verhältnis und bei 
ſeiner Unternehmungsluſt nicht an der nötigen Bereitwilligkeit fehlen 
gelaſſen haben. Da er neben dem Kämmereigut Grebin nun einſchließlich 
ſeines Beſitzes zu Oſterwick noch drei Höfe an drei verſchiedenen Orten zu 
bewirtſchaften und zu unterhalten hatte, ſo würde er damit bei ſeiner zurück— 
gegangenen Vermögenslage auch ſchon in normalen Zeiten einen recht 
weitgehenden Wagemut bekundet haben. 


Und gewagt erſcheint es auch, wenn er im Alter von 46 Jahren ſeine 
zweite Ehe mit einem Mädchen einging, das gerade halb ſo alt wie er war. 
Die Eheſchließung mit Dorothea Concordia Weſſel fand auf dem Gutshof 
zu Grebin am 4. Juni 1812 ſtatt, und von den Teilnehmern an derſelben 
hat wohl niemand geahnt, daß ſchon nach Monaten der Krieg mit ſeinen 
Schrecken die heimiſchen Fluren wieder heimſuchen ſollte. Schon Mitte 
Januar 1813 rückten die Ruſſen zur Belagerung Danzigs heran, und volle 
zehn Monate vergingen, bis ihnen im Verein mit der preußiſchen Landwehr 
die Bezwingung der Stadt gelang. Die Verluſte, welche Flockenhagen 
während dieſer Zeit neben den Kriegsleiſtungen durch Ueberſchwemmung 
und Ernteausfall erneut erlitt, müſſen ſehr bedeutend geweſen ſein, ſo daß 
die finanzielle Stärkung aus Anlaß ſeiner zweiten Ehe nicht unweſentlich 
dazu beigetragen haben dürfte, wenn er ſich noch fernerhin in ſeinem Beſitz 
zu behaupten vermochte. 


Die Verhältniſſe ſeiner Schwiegereltern, der Lingenbergſchen Ehe— 
leute zu Gr. Zünder, waren natürlich auch zurückgegangen, doch wurde ihre 
wirtſchaftliche Exiſtenz dadurch nicht in Frage geſtellt. Denn wenige 
Monate nach Wiederaufnahme des preußiſchen Regiments in der Stadt 
Danzig und ihrem Landgebiet, am 4. Juni 1814, übergaben ſie ihren 
Beſitz zu Gr. Zünder an Michael Ehregott Weſſel. Jacob Lingenberg 
wollte einen Hof mit 4 Hufen zu Kl. Zünder übernehmen, wie ich annehme, 
ſeinen väterlichen Beſitz, was wohl vornehmlich zur Beſitzübertragung an 
den Sohn ſeiner Ehefrau den Anlaß gegeben hat. Michael Ehregott ſtand 
erſt im 21. Lebensjahr, weshalb der Kaufvertrag im Beiſtand ſeines Vetters 
und Vormundes Michael Wilhelm Weſſel aus Stüblau vollzogen wurde. 
Er gab für den 5 Hufen großen Schulzenhof 44 753 fl. und ſomit 
2237 Reichstaler für die Hufe, während ſeine Mutter bei der Schicht und 
Teilung 1808 die Hufe noch mit 5790 Reichstaler angenommen hatte. Nicht 
berückſichtigt iſt bei dieſer Preisdifferenz, daß Michael Ehregott ſich zur 
Gewährung der Zu- und Uebergabe an ſeinen jüngſten Bruder und beſonders 
auch zur unentgeltlichen Hergabe ſolcher Mobilien und Inventarſtücke ver- 
pflichtete, deren ſeine Eltern bei der Uebernahme eines anderen Hofes 
benötigt ſein würden. Die Mutter behielt ſich auch ihren Sitz in der Kirche 
zu Gr. Zünder für ihre Lebenszeit vor. 
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Zur Anzahlung diente lediglich das Vatergut des Käufers, das er 
ſeinen Eltern überwies. Er blieb demnach 23 065 fl. ſchuldig, die er mit 
4% zu verzinſen hatte und die mit ½ für ſeinen jüngſten Bruder Daniel 
Gottfried und mit 7 für ſeine Schweſter, die verehelichte Flockenhagen, 
ſtehen blieben. Die 20 Morgen kulmiſch in Kl. Zünder, die Barthel Weſſel 
1762 dem Gr. Zünderſchen Beſitz einverleibt hatte, als er ihn erwarb, 
hatten ſich die Lingenbergſchen Eheleute vorbehalten. Das war im Kauf— 
vertrag nicht zum Ausdruck gebracht und führte ſpäterhin zu recht un— 
bequemen Weiterungen, weil dieſe 20 Morgen für die vorerwähnte Hypothek 
mit haftbar blieben. Aus der finanziellen Regelung bei der geſamten 
Beſitzübertragung ergibt ſich aber, daß die Lingenbergſchen Eheleute ſeit 
dem Jahre 1808 nicht genötigt geweſen ſind, ihre Grundſtücke mit neuen 
Schulden zu belaſten, was darauf hindeutet, daß Jacob Lingenberg eben— 
falls Vermögen in ſeine Ehe eingebracht hat. 

Die wirtſchaftliche Lage und die Unternehmungen Johann Jacob 
Flockenhagens blieben fernerhin nicht ohne Einwirkung auf die Verhältniſſe 
der Lingenberg-Weſſelſchen Familie. Vom 1. Juni 1815 ab vergrößerte 
er ſeinen vielſeitigen Betrieb auch noch durch Uebernahme der Herren— 
grebiner Waſſermühle. Letztere war 1805 vom Magiſtrat der Stadt 
Danzig mit etwa 5 Morgen kulmiſch Ackerland an den Müller Andreas 
Fach bis 1841 zu emphyteutiſchen Rechten ausgetan worden. Das im Wege 
des Meiſtgebots feſtgeſetzte Einkaufsgeld betrug 2560 Reichstaler, während 
der jährlich zu entrichtende Kanon ſich auf 468 Reichstaler 25 gl. 10 Pf. 
belief. Den mühlenzwangspflichtigen Ortſchaften des Stüblauſchen Werders 
ſtand es bereits frei, ſich durch eine Jahresabgabe von dieſem Zwang zu 
entbinden, weswegen im Vertrage eine Herabminderung des Kanons nach 
Verhältnis der Hufenzahl ſolcher Ortſchaften vorgeſehen war, die von 
dieſer Berechtigung Gebrauch machten. 

Die Unterhaltung der Gebäude und der eigentlichen Mühlenwerke 
wie der Mahlſchleuſe mit dem Mahl- und Freigerinne, auch die Befeſtigung 
des Ufers bis zur Riedewand hatte der Mühlenbeſitzer zu übernehmen, 
dagegen blieb die Unterhaltung der Riedewand ſelbſt und der Freiſchleuſe 
Sache der Stadt. Die Räumung und Krautung der Kladau und die Unter⸗ 
haltung der Wälle hatten auch fernerhin die pflichtigen Dorfſchaften zu 
bewirken. Letzteres traf auch hinſichtlich des Mühlenteichs und des Berg— 
grabens zu. Für ſämtliche Gebäude war auch der Verſicherungszwang 
gegen Brandſchaden bei der Weſtpreußiſchen Feuerſozietät vorgeſchrieben. 

Das Mahlgeld war neben der Metze auf 2 gl. Danz. Cour. oder 
1 gl. 9 Pf. preußiſch für jeden Scheffel gemahlenen und gebeutelten Ge— 
treides, auf 11% gl. Danz. Cour. oder 1 gl. 2½ Pf. preußiſch bei geſchrotetem 
Getreide feſtgeſetzt. Der emphyteutiſche Beſitzer des Kämmereigutes Grebin 
blieb aber gegen Entrichtung einer jährlichen Pauſchalſumme von 60 Reichs 
talern 50 gl. 9 Pf. von der Metze und dem Mahlgeld befreit, wofür ihm das 
für den Wirtſchaftsbedarf des Gutes wie auch für den Betrieb der Brauerei, 
Brennerei und Bäckerei erforderliche Getreide und Malz gemahlen reſp. 
geſchrotet werden mußte. 

Nach dem Tode des Müllers Fach trat nun Flockenhagen in deſſen 
Vertragsverhältnis ein, doch betrug das wiederum im Wege des Meiit- 
gebots feſtgeſetzte Einkaufsgeld nunmehr nur 9200 fl. Danz. Cour. oder 
1971 Reichstaler 38 gl. 10% Pf. preußiſch. Daß Flockenhagen mit dem 
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Getreidemühlenbetrieb ſonderliche Geſchäfte gemacht haben ſollte, iſt ſchon 
deswegen nicht anzunehmen, weil er zur Bedienung desſelben doch lediglich 
auf fremde Kräfte angewieſen war. Auch für ſeine anderen gewerblichen 
und landwirtſchaftlichen Betriebe trat keine günſtige Konjunktur ein, ſo daß 
er wohl bald wieder mit der Entrichtung des Kanons an die Kämmereikaſſe 
rückſtändig blieb. Denn 1817 erklärte ſich ſeine Ehefrau, die mit ihm in 
getrennten Gütern lebte, bereit, von ihrer Hypothek auf dem Hofe ihres 
Bruders Michael Ehregott 15 000 fl. dem Magiſtrat als Kaution zu ſtellen. 
Sie nahm dann aber mit Zuſtimmung ihres Ehemannes davon Abſtand, 
weil ein Orkan am 17. Januar 18185) zwei Gebäude des Miühlengrund- 
ſtücks zu Herrengrebin vernichtet hatte und wegen des Wiederaufbaus der- 
ſelben ein Einvernehmen mit dem Magiſtrat zunächſt nicht zu erzielen war. 
Erſt im Februar 1822, nachdem die Stadtverordneten die Mittel zum 
Wiederaufbau der beiden Gebäude bewilligt hatten, erfolgte die Ueber— 
weiſung der erwähnten Teilhypothek an den Magiſtrat. 


Wenn Flockenhagen hinſichtlich des Wiederaufbaus der Gebäude der 
Stadtverwaltung gegenüber mithin ſein Stück auch durchgeſetzt hatte, ſo 
geht doch aus allem hervor, daß ihm die Beſchaffung der erforderlichen 
Betriebsmittel ſchon recht ſchwer geworden ſein muß. rosen erwarb er 
1822 auch noch das Erbpachtvorwerk Mönchengrebin, das zur Zwangs— 
verſteigerung gekommen war, was ſeinen Kredit zu jener Zeit kaum erhöhen 
konnte. Dieſen letzteren Erwerb wie auch die Uebernahme der Waſſer— 
mühle zu Grebin kann man wohl nur damit erklären, daß Flockenhagen 
durch immerhin recht gewagte Spekulationen ſeine erlittenen Verluſte ein- 
zuholen gedachte. Damit hätte er auch Erfolg haben können, wenn eine 
Wertſteigerung des Grundbeſitzes in naher Zeit eingetreten wäre; die blieb 
aber noch lange aus, und ſeinen Beſitz hätte er vorausſichtlich auch dann nicht 
zu halten vermocht, wenn ihm eine längere Lebensdauer beſchieden geweſen 
wäre. Er ſtarb nach einjähriger Krankheit am 23. Oktober 1825 im faſt 
vollendeten 59. Lebensjahr. In der kirchlichen Abkündigung über ſeinen 
Tod ſchildert ihn der Ortsgeiſtliche als einen frohſinnigen Menſchen, der 
Sorgen und Laſten ruhig trug, der aber vielen harten und unerwarteten 
Schickſalsſchlägen erlegen wäre, die ſeiner Geſundheit einen gewaltigen 
Stoß gegeben hätten. 

Mit dem Tode Flockenhagens trat dann auch der wirtſchaftliche 
Zuſammenbruch ein. Seine Witwe und ſeine Kinder entſagten der Erb- 
ſchaft und traten von dem Vertrage hinſichtlich des Kämmereigutes und der 
Waſſermühle Grebin zurück, wobei die Witwe natürlich die von ihr geſtellte 
Kaution verlor. Im ganzen entrichtete ſie an den Magiſtrat 4400 Reichs⸗ 
taler, wogegen derſelbe ſie aus allen Verbindlichkeiten entließ. Abgeſehen 
von dem Hof zu Kriefkohl, den Flockenhagen wohl ſchon zu ſeinen Lebzeiten 
veräußerte, wurde ſein hinterlaſſener Grundbeſitz ſubhaſtiert. Den Hof zu 
Oſterwick, der an Flockenhagen durch ſeine erſte Ehefrau überkommen war, 
erwarb dabei am 18. Auguſt 1827 Johann Jacob Lingenberg, der Stief— 
vater der hinterbliebenen Witwe Flockenhagens, für 7000 Reichstaler. 

Für letztere, die nach 13jähriger Ehe mit vier Kindern, einem Sohn 
und drei Töchtern, zurückblieb, erwies es ſich nun als ein großes Glück, 


*) Der Orkan wütete von Memel bis Danzig und richtete beſonders auf dem 
platten Lande große Verwüſtungen an. Franz Rühl: Briefe und Aktenſtücke zur 
Geſchichte Preußens Bd. II S. 217. 
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daß ſie mit ihrem verſtorbenen Mann in getrennten Gütern gelebt hatte. 
Sie heiratete in zweiter Ehe Johann David Sagowski, der einen Beſitz 
zu Schönwieſe im Kleinen Marienburger Werder erwarb, dort zu hohem 
Wohlſtand gelangte, und ſtarb als deſſen Witwe den 21. März 1862 zu 
Zugdam. Ihr Sohn, Auguſt Friedrich Flockenhagen, heiratete jpäter Anna 
Marianne Klatt, eine Pflegetochter Johann Jacob Lingenbergs, der ihn 
adoptierte, wodurch er in den ehemaligen Beſitz ſeines Vaters zu Oſterwick 
gelangte, den er am 16. November 1841 übernahm. Dieſer Hof, durch 
Zukäufe erheblich vergrößert, befindet ſich auch gegenwärtig noch im Eigen— 
tum eines ſeiner Enkel, der ſeinen Familiennamen trägt?). Zur Führung 
des Namens Lingenberg, eventuell neben ſeinem Familiennamen, wozu 
Auguſt Friedrich Flockenhagen nach der Adoption durch ſeinen Stiefgroß— 
vater berechtigt war, vermochte ſich dieſer nicht zu entſchließen. 


Seine Großmutter Dorothea Concordia Lingenberg, die in erſter 
Ehe mit Ephraim Weſſel zu Gr. Zünder verheiratet war, ſtarb am 25. April 
1826 im 60. Lebensjahr. Sie iſt an der Seite ihres erſten Gatten auf dem 
Kirchhof zu Gr. Zünder begraben, wo der Gedenkſtein beider noch heute 
ſteht. Johann Jacob Lingenberg erwarb mithin erſt nach dem Tode ſeiner 
Ehefrau den Flockenhagenſchen Hof zu Oſterwick, wozu ihm wohl die Aus— 
einanderſetzung mit den Erben derſelben den Anlaß gab. Seinen Beſitz 
in Kl. Zünder übernahm Cornelius Gottfried Weſſel, der einzige hinter— 
laſſene Sohn und Erbe des 1803 zu Langfelde verſtorbenen Johann Gott— 
lieb Weſſel. 


Cornelius Gottfried Weſſel war ſchon als Kind durch die Hinter— 
laſſenſchaft ſeiner Eltern und durch die Erbſchaft von ſeinem Großvater 
Ephraim Weſſel zu nicht unerheblichem Vermögen gelangt, das ſich im 
Laufe der Jahre bei der guten Verwaltung durch die Vormünder beträcht— 
lich vermehrt hatte, ſo daß er den Beſitz mit einem eigenen Kapital von 
mehr als 20 000 Reichstalern übernahm, was ihn in jener Zeit bei ſeinem 
Stande als reichen Mann gelten ließ. Er ſcheint ſich deſſen auch bewußt 
geweſen zu ſein, denn nachdem er ſelbſtändig geworden, ſoll er zunächſt 
recht wild gelebt haben. Seine Verheiratung mit Johanna Amalie 
Filiaforte von Mitchel, der Tochter eines Danziger Kaufmanns, gab ihm 
dann wohl den Anlaß, ſeinen Beſitz in Kl. Zünder 1830 mit dem Erbpacht— 
vorwerk Semlin im Kreiſe Karthaus zu vertauſchen. Dort ſtarb er ſchon 
im Alter von 29 Jahren am 13. Juli 1831, ohne Hinterlaſſung von Leibes- 
erben, an der Cholera. Seine Witwe heiratete vor Ablauf der geſetz— 
mäßigen Friſt einen Leutnant a. D. Alexander von Verſen, und während 
dieſer zweiten Ehe wurde dann am 26. März 1832 der Erbe von Cornelius 
Gottfried Weſſel geboren. Das Kind, das den Namen Adam erhielt, lebte 
nur vier Stunden, ſo daß nun auf ſeine Mutter, die es beerbte, die geſamte 
Hinterlaſſenſchaft von Cornelius Weſſel überging. 


Ephraim Weſſel, der 1805 den Hof ſeines verſtorbenen Bruders zu 
Langfelde übernommen hatte, war am 4. September 1784 geboren. Auf 
dem 4 Hufen 25 Morgen großen Hof waren 33 311 fl. für ſeinen Vater 
eingetragen, jo daß er bei dem Kaufpreiſe von 47 560 fl. — 11875 Reichs⸗ 
talern kaum ein Viertel desſelben als eigenes Vermögen überwieſen erhielt. 


*) Paul Flockenhagen iſt unvermählt 1916 vetſtorben und mit ihm ſind die 
Nachkommen Joh. Jacob Flockenhagens im Mannesſtamm erloſchen. 
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Allerdings war jene väterliche Hypothek nur mit 3% zu verzinſen, doch 
bei den kommenden Kriegszeiten mit ihren unerſchwinglichen Laſten konnte 
das keinen Eindruck machen. Das Vater- und Muttergut ſeiner Ehefrau 
Maria Renate geb. Dyck betrug nach der Erbteilung im Jahre 1812 
(Kl. Zünder S. 155) 15 779 fl., während ihm nach dem Ableben ſeines 
Vaters bei der Erbauseinanderſetzung 21688 fl. zufielen, jedoch einſchließ— 
lich der Mittel, die ihm zur Uebernahme ſeines Beſitzes mit 13 500 fl. über⸗ 
wieſen waren. Bei normalen Zeiten hätte er ſich mithin gut halten können, 
bei den Verluſten durch den Krieg und beim Preisſturz der Grundſtücke 
wurde ihm das aber nicht möglich. Bis zum Tode ſeiner Mutter kam er 
wahrſcheinlich noch mit deren Beiſtand durch, das Jahr 1826, in dem ſie 
ſtarb, und ebenſo das nachfolgende brachten dann aber noch Fehlernten 
infolge ganz außerordentlicher Dürre, die das Schickſal Ephraim Weſſels 
des Jüngeren beſiegelten. Am 14. Mai 1828 wurde ſein Grundſtück im 
Wege der Subhaſtation für 4250 Reichstaler verkauft. Ueber ſein und 
ſeiner Ehefrau weiteres Geſchick habe ich nichts ermitteln können. Kinder 
hatten ſie nicht. 


Michael Ehregott Weſſel“) 
geb. 29. September 1793, geſt. den 17. März 1836. 


Nach der bereits erwähnten Uebernahme ſeines väterlichen Beſitzes 
zu Gr. Zünder heiratete er am 21. Juli 1814 Caroline Eleonore Philipſen, 
geboren am 18. Juli 1795. Sie war eine Tochter des Nachbarn Carl 
Wilhelm Philipſen zu Stüblau und deſſen Ehefrau Dorothea Eliſabeth 
geborene Kleinau, deren Eltern in Gr. Mausdorf anſäſſig waren. 

Am 1. April 1818 vergrößerte Michael Ehregott Weſſel ſeinen Beſitz 
durch den Kauf eines Grundſtücks von 2 Hufen 9 Morgen vom Nachbarn 
Cornelius Kiep zu Gr. Zünder, das weder mit Gebäuden noch mit Inventar 
beſetzt war. Er gab dafür 3857 Reichstaler und zahlte 1707 Reichstaler 
darauf an. 2150 Reichstaler blieben für den Senator Daniel Jacob 
von Scheffler aus Danzig auf dem Grundſtück ſtehen und waren mit 6 % 
zu verzinſen. Der Verkäufer Kiep beſaß außerdem noch einen Hof von 
4 Hufen und 4 Morgen in Gr. Zünder, und da die Ländereien daſelbſt im 
Gemenge lagen, ſo führte die Uebergabe der Ländereien des von Michael 
Ehregott 1 erworbenen Grundſtücks zu Schwierigkeiten. Schließlich 
einigten ſich Käufer und Verkäufer aber dahin, daß Michael Ehregott Weſſel 
folgende Landſtücke übernahm: 


das vorderſte Niederland mit . . 10 Morgen 141 Ruten 
das erſte hinterſte Niederland mit Kipa; 3 5 
den Haſſelwald mit Watte e eee, 146 1 
das erſte Gemlitzer Stück mit 15 „ 64 hi 
das zweite Gemlitzer Stück mit 12 „ 260 7 
das dritte Gemlitzer Stück mit . . 13 „ 22 pr 
Anteil an der Dorfſtraße Triften und 

o ee 1 255 5 


Zuſammen 69 Morgen 291 Ruten. 


) Mit Ausbruch des Krieges 1914 wurde ich durch meine Amtstätigkeit 
derart in Anſpruch genommen, daß ich die Fortſetzung der Familiengeſchichte völlig 
einſtellen mußte. Erſt im Mai 1920 kam ich dazu, ſie an der Stelle dieſes Ab⸗ 
ſchnittes wieder aufzunehmen. 
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Die den Flächeninhalt des von ihm erworbenen Beſitzes überſchreitenden 
291 (Ruten trat Michael Ehregott Weſſel von der Haſſelwaldparzelle an 
den Verkäufer Kiep ab. 

Die auf dem Hofe eingetragene Schefflerſche Hypothek war nach dem 
Tode des Inhabers derſelben an die Gebrüder Siewert zu Danzig über— 
gegangen. Dieſe ließen den Hof dann 1828 ſubhaſtieren, doch wird nicht 
erſichtlich, aus welchem Grunde, denn Michael Ehregott Weſſel kaufte ihn 
in der Subhaſtation für 1600 Reichstaler wieder. Danach verpfändete er 
allerdings auch ſeinen Schulzenhof den Gebrüdern Siewert, welche die 
1600 Reichstaler zu 6% weiter ſtehen ließen. 1831 kündigten fie das 
Kapital allerdings ſchon wieder, weil die Zinszahlung nicht erfolgt war. 

Im Jahre 1818, als Michael Ehregott Weſſel ſeinen Beſitz durch 
den erwähnten Grundſtückskauf vergrößerte, galt der Scheffel Weizen 
Reichstaler 30 gl., und das andere Getreide hatte einen verhältnismäßig 
gleich hohen Preis. Im Jahre 1819 ſank der Preis für den Scheffel 
Weizen jedoch auf 1 Reichstaler 64 gl. und für die anderen Getreidearten 
dementſprechend, 1824 galt der Scheffel Weizen ſogar nur noch 1 Reichs— 
taler, der Scheffel Roggen 17 Sgr., und mit Ausnahme des Jahres 1831, 
wo der Scheffel Weizen wieder 2 Reichstaler 16 Sgr. galt, betrug der 
Höchſtpreis bis zum Jahre 1836, in dem Michael Ehregott Weſſel ſtarb, 
für den Scheffel Weizen 1 Reichstaler 16 Sgr. 

Aus dem ſo ſtarken und anhaltenden Rückgang der Getreidepreiſe 
und ſicherlich auch aller anderen Erzeugniſſe der Landwirtſchaft erklärt ſich 
die ſchwierige Lage, in die Michael Ehregott Weſſel nach dem Erwerb des 
zweiten Hofes im Jahre 1818 gekommen iſt. Und dieſe wurde noch erheblich 
dadurch vermehrt, daß ihm der Magiſtrat zu Danzig die Hypothek, die mit 
3294 Reichstaler aus der Flockenhagenſchen Liquidationsmaſſe auf ſeinem 
Hofe eingetragen war, kündigte und weiterhin die Subhaſtation einleitete, 
dieſe dann aber 1836 zurücknahm, als es Michael Ehregott gelang, dieſe Hypo— 
thek anderweit unterzubringen. Unerwähnt dürfen auch nicht die ſchweren 
Schäden bleiben, welche die Durchbrüche des Weichſeldammes bei Czattkau 
und bei Gemlitz am 9. April 1829 für die Nachbarn des Stüblauſchen 
Werders zur Folge hatten. Bei den Ernteverluſten wirkten die Scharwerks— 
dienſte zur Wiederherſtellung des Dammes um jo ruinierender. Die Zeit— 
umſtände blieben demnach während der großen Mehrzahl der Jahre, in 
denen Michael Ehregott Weſſel ſelbſtändiger Beſitzer war, wenig dazu an— 
getan, ſeine wirtſchaftliche Entwicklung günſtig zu fördern, und zudem 
ſcheint ihm auch ein ausgeprägter Erwerbsſinn nicht eigen geweſen zu ſein. 
Er bekundete vielmehr einen lebhaften Sinn für Teilnahme am öffentlichen 
Leben und für gute geſellſchaftliche Beziehungen. So wurde er 1817 bei 
Durchführung der Landſturm-Organiſation Führer der 2. Kompanie des 
2. Landſturm Bataillons (Gr. Zünder) und weiterhin auch Oberſchulze des 
Oberwerders. 

Michael Ehregott Weſſel ſtarb bereits im 43. Lebensjahr. Seine 
Witwe blieb mit ſieben Kindern, zwei Söhnen und fünf Töchtern, zurück. 
Sie ſtand zwar erſt im 42. Lebensjahr, ging aber wohl im Hinblick auf ihre 
älteren Kinder keine neue Ehe ein, zumal ihr der älteſte Sohn Hermann 
Eduard ſchon bei Führung der Landwirtſchaft zur Seite ſtand. Bei arbeits— 
freudigem und praktiſchem Sinn wie rüſtiger Schaffenskraft gelang es ihr 
denn auch, ſich mit ihrer ſtarken Familie auf ihrem Beſitz gut durchzubringen. 
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Die Hypothek der Kämmerei Danzig mit 3000 Mark und auch die der 
Gebrüder Siewert mit 1600 M. übernahm ein Dr. med. Berendt zu Danzig, 
wodurch auch jene wenig rückſichtsvollen Gläubiger befriedigt werden 
konnten. Das Vatergut von 2500 Reichstaler, das für Daniel Gottfried, 
den jüngſten Sohn Ephraim Weſſels, auf dem Hofe noch eingetragen ſtand, 
überwies Daniel Gottfried, der 1817 einen Hof in Stüblau erworben 
hatte, den Kindern erſter Ehe ſeiner Schweſter Dorothea Concordia 
Flockenhagen. Es waren das der Hofbeſitzer Auguſt Friedrich Flocken⸗ 
hagen zu Oſterwick, die Ehefrau des Hofbeſitzers Ludwig Adolf Dyck, 
Antoinette Emilie geb. Flockenhagen, zu Zugdam und Hermine Albertine 
Flockenhagen, die 1847 den Hofbeſitzer Ferdinand Oſtrowski zu Zugdam 
heiratete. Für letztere Unmündige nimmt deren Vormund Michael Weſſel 
aus Stüblau dieſe Schenkung mit entgegen, mit der Daniel Gottfried 
Weſſel ſeine Dankbarkeit dafür bekundet, daß ihm durch ſeine Schweſter in 
jeiner Jugend mehrfache Wohltaten zuteil geworden ſind. Tatfächlich 
wurde damit wohl ein Streit beendet, der wegen des erwähnten Betrages 
zwiſchen ihm und ſeinem verſtorbenen Schwager Flockenhagen beſtanden 
hatte. Dieſe 2500 Reichstaler blieben auf dem Hofe zu Gr. Zünder einſt— 
weilen ſtehen. 


Der älteſte Sohn Hermann Weſſel heiratete am 11. Februar 1847 
Laura Luiſe Stanke, eine Tochter des Nachbarn Stanke daſelbſt, 
nachdem auch er an dieſem Ort einen Hof erworben hatte. Seine Mutter 
führte ihre Wirtſchaft ſelbſtändig unter ſeinem Beiſtand weiter, übergab 
dann aber ihren Hof mit vollem Inventar und Beſatz für 18 000 Reichstaler 
an ihren Sohn Otto Wilhelm im Jahre 1850, nachdem ſie zuvor 
20 Morgen kulm. an ihren Schwiegerſohn, den Hofbeſitzer Eduard Wilhelm 
Kiep zu Gr. Zünder, abgetreten, der ihre Tochter Marie Luiſe 
geheiratet hatte. Die Witwe behielt ſich weiter freie Wohnung 
und ſtandesgemäße Verpflegung im Hofe, wie freies Fuhrwerk vor, 
was alles zuſammen auf 100 Reichstaler jährlich geſchätzt wurde. Auch 
blieb der Käufer verpflichtet, ſeinen beiden noch minderjährigen Schweſtern 
Johanna Dorothea und Henriette Thereſe bis zum vollendeten 24. Lebens⸗ 
jahr freie Wohnung und Verpflegung zu gewähren. Die älteſte Tochter 
Henriette Antoinette hatte bereits 1842 einen Kaufmann Radtke zu 
Danzig und die Tochter Adolfine Richardine 1849 den Hofbeſitzer Johann 
Daniel Döring zu Halbſtadt, Kreis Marienburg, geheiratet. 


Otto Wilhelm Weſſel, der ſeine Couſine Pauline Roſalie Sagowski 
aus Schönwieſe, Kreis Marienburg, heiratete, behielt den Hof jedoch nur 
wenige Jahre. Nach dem Tode ſeines Schwiegervaters übernahm er 1853 
deſſen Beſitz zu Schönwieſe und trat zuvor von dem Gr. Zünderſchen Hof 
eine Hufe und den vierten Teil der Scheune an ſeinen Schwager Kiep für 
4000 Reichstaler, und an ſeinen Bruder Hermann 34 Morgen wie eine 
halbe Kate gleichfalls für 4000 Reichstaler ab, während ſeine Mutter den 
Reſtbeſitz für 12 000 Reichstaler zurücknahm. Dieſen Reſtbeſitz übergab 
fie dann 1856 an ihren Schwiegerſohn Nathanael Wilhelm Frowerk, der 
ihre Tochter Thereſe Henriette heiratete. Ein Nachkomme dieſes Ehe- 
paares iſt auch gegenwärtig (1920) noch Beſitzer dieſes Hofes. Ihre 
Tochter Johanna Dorothea heiratete 1850 den Hofbeſitzer Ott o 
Friedrich Wannow zu Trutenau, der während der Jahre 18801901 
Deichhauptmann des Danziger Werders war. 
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Die Witwe Michael Ehregott Weſſels war eine Schweſter meines 
Großvaters Salomon Gottlieb Philipſen zu Stüblau. Zwiſchen ihrer 
Familie und meinem Elternhauſe beſtand in meiner Jugend ein reger 
verwandtſchaftlicher Verkehr, und ich habe ſie noch gut kennen gelernt. 
Sie war eine frohgeſinnte, kluge und tatkräftige Frau, an die ich mit Ver- 
ehrung zurückdenke. Sie ſtarb am 21. Juni 1860 im faſt vollendeten 
65. Lebensjahre. 


Daniel Gottfried Weſſel. 


Der Vorbenannte war der am 6. Oktober 1797 geborene Sohn des 
Ephraim Weſſel und deſſen Ehefrau Dorothea Concordia geb. Arend zu 
Gr. Zünder. Im Alter von zehn Jahren verlor er bereits ſeinen Vater, 
und ſeine Mutter, die eine zweite Ehe mit Jacob Lingenberg einging, verzog 
mit dieſem, wie bereits vorſtehend ausgeführt, nach Kl. Zünder. In ſeinen 
ſpäteren Jugendjahren hat er ſich anſcheinend viel im Hauſe ſeines Schwa⸗ 
gers Flockenhagen zu Grebin aufgehalten. Er hatte eine gute Erziehung 
genoſſen und war ein reger Geiſt. 1817 erwarb er in der Zwangsverſteige⸗ 
rung den 7 Hufen großen Hof der Witwe des Nachbarn Hilger Wannow 
zu Stüblau für 10 150 Reichstaler. Mit dem Hofe war auch ein Zehntel 
Part an dem gemeinſamen Beſitz der Nachbarn zu Stüblau in Oſterwick 
und Zugdam verbunden. 


In erſter Ehe war er mit Johanna Louiſe Auguſte Hacker, einer 
Tochter des Gutsbeſitzers Hacker aus Kl. Schlanz, verheiratet, und zwar 
ging er dieſe Ehe im Juli 1819 ein. Sie ſtarb aber ſchon am 20. Dezember 
1823 nach der Geburt ihres jüngſten Sohnes im Alter von 27 Jahren mit 
Hinterlaſſung von vier Kindern. Die einzige Tochter aus dieſer Ehe, 
Alice Hermine Hulda, geb. am 29. Juli 1820, heiratete 1847 den Kan⸗ 
didaten Berthold, der weiterhin als Kaufmann in Bromberg lebte. Sie 
verzog dann nach Danzig und hielt Schüler als Penſionäre, zu denen ich 
während der Jahre 1856—1859 auch gehört habe. Von den drei Söhnen 
aus erſter Ehe Gottfried Weſſels verſtarb Guſtav Otto, geb. 1822, während 
ſeiner Militärdienſtzeit in Danzig. Heinrich Julius Adolf, geb. 1821, 
der Landwirt war und erſt im ſpäteren Alter ein Fräulein von Kozyezkowski 
aus Büchow in Pommern heiratete, hat ſeine Lebtage überwiegend als 
Rentier zugebracht, wogegen Hermann Rudolph, geb. 1823, durch 
Heirat einer Witwe Krauſe Hofbeſitzer zu Gr. Lichtenau im Marienburger 
Werder wurde. 


In zweiter Ehe heiratete Daniel Gottfried Weſſel dann am 
6. Oktober 1826 die am gleichen Kalendertage 1808 geborene Auguſte 
Wilhelmine Roſenhagen, eine Tochter des zu Heinen, Kreis Stuhm, ver- 
ſtorbenen Gutsbeſitzers Roſenhagen. Dieſer Ehe entſtammten 18 Kinder, 
wovon jedoch zehn im jugendlichen Alter verſtarben. Er hatte ſeinen 
allerdings wohl heruntergewirtſchafteten Hof zu Stüblau immerhin noch 
zu einer Zeit erworben, in der die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe einen 
hohen Preisſtand hatten, was aber mit dem Jahre 1819 in das Gegenteil 
umſchlug, wie das bereits beim Lebensgange ſeines Bruders Michael Ehre⸗ 
gott dargeſtellt iſt. Dazu kam, daß er wiederholt durch Brandſchäden 
ſchwere Verluſte erlitt. Schon am 15. Oktober 1820 wurde bei einem 
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größeren Brande in Stüblau auch jein Viehſtall in Aſche gelegt, am 22. Mai 
1825 brannte der Viehſtall erneut nieder, und am 31. Januar 1826 verlor 
er durch einen nochmaligen Brand ſeine Scheune. Die Brände im Oktober 
1820 und Januar 1826 waren ſicherlich mit hohen Verluſten an Heu und 
noch ungedroſchenem Getreide verbunden, da der Einſchnitt nicht verſichert 
war. Für den Stall erhielt er 1820 den Verſicherungsbetrag von 
1500 Reichstalern, für die Scheune 1826 einen ſolchen von 2050 Reichstalern. 

Trotz dieſer Unglücksfälle erhielt er ſich auch bei dem ſo niedrigen 
Preisſtand für alle landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe im Beſitz, denn erſt Ende 
der dreißiger Jahre trat darin eine anhaltende Beſſerung ein. Er war ein 
ſparſamer, aber auch eigenartiger Mann, von höherer Bildung, als wie ſie 
bei der Mehrzahl ſeiner Standesgenoſſen damals beſtand, welcher Vorzug 
jedenfalls anerkannt wurde. Denn ſchon 1845 wählte man ihn zum Deich- 
gräfen des Danziger Werders, welches Amt er aber ſchon 1849 niederlegte. 
Den Anlaß zur Niederlegung gaben Differenzen mit der Auſſichtsbehörde, 
der Kgl. Regierung zu Danzig, wobei ihn aber ſeine große Empfindlichkeit 
zu einem übereilten Schritt veranlaßt haben dürfte, denn bald nachher zog 
er ſeine Amtsniederlegung zurück, worauf die Regierung aber nicht einging. 
Die Bewohner des Danziger Werders müſſen jedenfalls ſeiner Amtstätig⸗ 
keit als Deichgräf ein durchaus anerkennendes Gedenken bewahrt haben, 
denn im Jahre 1857 wurde er nach Einführung der neuen Deichordnung 
vom ſelben Jahre zum Deichhauptmann von den Deichrepräſentanten 
gewählt. 

In ſeinem Familienleben bildete ſeine Ehefrau den Mittelpunkt des 
Hauſes. Sie war nach jeder Richtung hin das Vorbild einer tüchtigen 
Hausfrau und Mutter und verſtand es, das eigenartige und auch ſeinen 
Söhnen gegenüber nicht ſelten recht ſchroffe Verhalten ihres Ehemannes 
auszugleichen. Als Couſine und Nachbarin meiner Großmutter Philipſen, 
in deren Hauſe ich mich in meinen Kinder- und Jugendjahren viel auf— 
gehalten habe und mit der ſie dauernd einen lebendigen, nachbarlichen 
Verkehr unterhielt, habe ich ſie genau kennen gelernt. Zudem ſtand ich auch 
mit ihren mit mir im gleichen oder annähernd gleichartigen Lebensalter 
ſtehenden Kindern zu meiner Jugend in lebendigem Verkehr. Ich weiß, 
mit welcher Liebe und Verehrung dieſe an ihr hingen und welchen Lebens— 
halt ſie bei ihr fanden. 

Nach Ablauf ſeiner Amtsperiode wurde Daniel Gottfried Weſſel 
zum Deichhauptmann wiedergewählt. 1866 brannte ihm ſeine Scheune 
nochmals am 10. September ab, und gegen Ende des Jahres 1869 ver- 
kaufte er ſeinen Hof an meinen Bruder Ernſt für 48 000 Taler, zu 
welcher Zeit mit dieſem Hof ein Anteil an dem vormals gemeinſchaftlichen 
Beſitz der Stüblauer Nachbarn zu Oſterwick und Zugdam nicht mehr ver⸗ 
bunden war. Im Jahre 1868 erhielt Daniel Gottfried Weſſel beim 
Ordensfeſt den Kronenorden 4. Klaſſe. Nach dem Verkauf ſeines Hofes in 
Stüblau verzog er nach Danzig und erſtand ein Hausgrundſtück auf Neu⸗ 
garten. Er ſtarb hier am 19. März 1874 im 77. Lebensjahre. Seine 
Erben verkauften das Haus mit Garten auf Neugarten unter damals ſehr 
günſtigen Bedingungen an den preußiſchen Fiskus, deren Gelände einen 
Teil der Grundfläche des dort dann erbauten Oberpräfidial- und Regierungs⸗ 
gebäudes bildet. Seine Ehefrau blieb in Danzig wohnen und iſt daſelbſt 
am 19. Juni 1881 verſtorben. 
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Von ihren Kindern aus der Ehe mit Daniel Gottfried Weſſel heiratete 
der zweitälteſte Sohn Albert Ferdinand Alexander, geboren den 
24. Febuar 1832, im Jahre 1856 die Witwe Amalie Pfahl geb. Liedtke zu 
Drauſenhof, Kr. Pr. Holland, und übernahm deren Beſitz. Er ſtarb daſelbſt 
den 27. Februar 1887. 


Sein älterer Bruder Hugo Ottomar, geboren den 30. Mai 1827, 
erwarb am ſelben Orte 1857 gleichfalls einen Beſitz. Er war mit 
Wilhelmine Haſelau aus Güttland verheiratet und zog im Jahre 1893 
nach Verkauf ſeines Beſitzes nach Danzig, wo er bis zu ſeinem Tode als 
Rentier lebte. Er ſtarb am 9. November 1900. 


Emil Oswald, geboren den 17. Juni 1833, war zuletzt Beſitzer 
von Wilezehmin, Kreis Bromberg, wo er am 31. Januar 1894 mit Hinter⸗ 
laſſung einer Witwe und eines Sohnes verſtorben iſt. 


Auguſte Luiſe Aurelie, geboren den 14. Juni 1836, heiratete am 
6. Oktober 1863 den Kaufmann Walter Sauer in Danzig. Als Witwe 
desſelben ſtarb ſie am 10. Januar 1916 im 80. Lebensjahre daſelbſt. 


Moritz Richard, geboren den 4. Auguſt 1837, heiratete nach Erwerb 
eines Beſitzes zu Falkenhof im Kreiſe Lauenburg in Pommern die Tochter 
Lydia des Rittergutsbeſitzers von Kozyezkowski auf Büchow in Pommern. 
Seine Schwiegereltern waren deutſcher Nationalität und evangeliſcher 
Konfeſſion. Moritz Weſſel verkaufte ſeinen Beſitz und pachtete dann die 
Domäne Friedrichsau im Kreiſe Neuſtadt. Als Domänenpächter erhielt 
er den Titel Amtsrat. Nachdem er die Domäne an einen andern Pächter 
abgetreten, lebte er als Rentier in Zoppot, wo er am 6. Juni 1919 ſtarb. 


Eveline Ottilie, geboren den 3. Mai 1841, heiratete am 
6. Oktober 1864 den Gutspächter Eugen Louis von Kozyczkowski, der 
ſpäterhin das väterliche Gut Büchow in Pommern übernahm. Sie ſtarb 
ſchon am 9. September 1877 im 37. Lebensjahr. 


Eugen Bruno, geboren den 15. Dezember 1842, erwirbt 1867 
einen Beſitz zu Villkow im Kreiſe Lauenburg. Er heiratet in erſte Ehe 
Hilda von Kozyczkowski aus Büchow 1867. Nach deren Tode verkauft er 
dieſen Beſitz, erwirbt das Gut Eichhorſt bei Maldeuten Oſtpr., das er aber 
auch bald wieder verkauft, und wird weiterhin Generalagent der Leipziger 
Hagelverſicherungsgeſellſchaft. 

In zweiter Ehe iſt er mit Franziska geb. Heinig verheiratet. Er 
ſtirbt in Poſen am 1. November 1908. 

Arthur Leonhard, geboren den 4. Dezember 1848. Während ſein 
vorbenannter Bruder mein Schulkamerad und Penſionsgenoſſe in Danzig 
war, ſtand er zu meinen jüngeren Geſchwiſtern im treueſten freundſchaft— 
lichen Verkehr, wie das die verwandtſchaftlichen Beziehungen und die im 
gemeinſamen Heimatort Stüblau verlebten Tage und Jahre mit ſich 
brachten. Bezeichnend iſt dafür, was er ſelbſt in einem Schreiben vom 
19. Mai 1917 darüber ſagt, das er aus Anlaß des Todes meiner Mutter 
an mich richtete. Es heißt darin: „Auch mir ſelbſt iſt es zu Muthe, als ob 
ich in ihr meine zweite Mutter verloren habe, denn alle meine glücklichſten 
Kindheits- und Jugenderinnerungen knüpfen ſich ja an Dein Elternhaus, 
wo ich, der jüngſte unter meinen älteren Geſchwiſtern und ſo ohne gleich⸗ 
altrige Spielgenoſſen, dieſe dann ſo reichlich und lieb unter Deinen 
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Brüdern und Schweſtern fand, und wo die gute und immer freundliche 
Tante mir die mütterliche warme Liebe ſpendete, die ich in der ſtrengen 
und herben Art meines an ſich ſo ehrenwerthen alten Vaters doch vermißte. 
So blieb der Name „Stüblau“ für mich immer mit dem Eduard Weſſelſchen 
Hauſe eng verbunden, und der Klang dieſes einen Wortes zaubert mir noch 
in meinem Alter die ganze liebe Heimath anſchaulich und beglückend vor 
die Seele.“ 


Wie das ſchon aus dem vorhin Geſagten hervorgeht, fehlte es ihm 
an der mütterlichen Liebe in ſeinem Elternhauſe ſicherlich nicht, wohl aber 
an der Lebensfriſche und dem frohgemuten Sinn, den er bei meiner Mutter 
und meinen Geſchwiſtern fand. Seine vorhin angeführten Worte ſchrieb 
er aus Hanau an mich, wo er Prediger der reformierten Gemeinde war. 
Nach Beendigung ſeiner Studien- und Kandidatenzeit wurde er zuerſt 
Prediger an der Kirche zu Wonneberg bei Danzig im Jahre 1876. Von 
dort kam er 1880 als Prediger an die St. Katharinenkirche zu Danzig, 
welche Stellung er aber 1885 aufgab. Er wurde dann Prediger der 
deutſchen Gemeinde in Florenz und weiterhin 1890 zum Geiſtlichen der 
Niederländiſchen Gemeinde zu Hanau von dieſer gewählt und vom König 
als ſolcher beſtätigt. In dieſer Stellung iſt er am 15. Dezember 1918 
verſtorben. Bezeichnend ſind für ihn ſein lebendiger Familienſinn, den er 
beſonders den Kindern ſeiner früh verſtorbenen Schweſter Ottilie gegenüber 
bekundete, da er unverheiratet blieb, und ſeine Heimatliebe. Er war ein 
begabter und beliebter Redner und ein aufrichtiger, tüchtiger Menſch in 
ſeinem Amt und im Leben. 
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Stüblau. 
Barthel Weſſel. 


Barthel Weſſel war das dritte Kind ſeines gleichnamigen Vaters 
und der Eliſabeth geb. Stanke, doch ſind ſeine beiden älteren Brüder ſchon 
im jugendlichen Alter geſtorben, ſo daß er die Stelle des Erſtgeborenen 
einnahm. Er wurde am 20. November 1742 zu Kl. Zünder geboren und 
hat dann wohl bis zum Jahre 1775, in dem er einen eigenen Beſitz erwarb, 
im Elternhauſe gelebt. In Stüblau hatte, wie bereits angeführt, ſeit 1748 
Johann Kniewel aus Langfelde, der Catharina-Eliſabeth, die Schweſter von 
dem Vater Barthel Weſſels, zur Ehe hatte, zwei Höfe erworben, was wohl 
mitbeſtimmend dafür geweſen ſein wird, daß letzterer ſich in dieſer Ortſchaft 
ankaufte. 

Das Beſitztum, das Barthel Weſſel erwarb, war im ganzen 51% Hufen 
groß, doch ſetzte es ſich aus vier Beſtandteilen zuſammen, die auch im Erb- 
buche geſondert eingetragen waren. Der Kaufvertrag über den Haupthof 
lautet nach der Eintragung im Amtsbuch vom 28. April 1775 folgender Art: 


„Zu wiſſen, daß ein aufrichtiger und unwiderruflicher Kauf in 
Schriften berahmet und geſchloſſen worden zwiſchen hernachbenannten 
Perſonen, auf Maß und Weiſe wie folget: 


Es hat der Ehrbare Gabriel Jochem den Stüblau Fol. 4b gelegenen 
Hof mit 3 Huben und 8½ Morgen Hoffmannsland mit allem laut Inven— 
tario dazu gehörigen Beſatz und Bauergeräthſchaft, ſo wie es reitet und 
fähret, mit Rücken, Brücken, Paten und Pflanzen, erd-, mauer- und nagelfeſt, 
ſammt aller Freiheit und Gerechtigkeit, auch ſchuldiger Pflicht und Dienſt— 
barkeit, allermaßen ſo wie Verkäufer und ſeine Vorfahren ſothanen Hof 
und was dazu gehöret bishero genutzet und gebrauchet, eines erblichen und 
unwiderruflichen Kaufes verkaufet, cediret und abgetreten, wie es auch hie— 
mit und kraft dieſes verkaufet, cediret und abtritt dem Ehrbaren Barthel 
Weſſel jun. umb und vor die unter ihnen berahmte Kaufſumme jo hoch als 
26 000 fl. à 30 gl. in jeglichen Gulden gerechnet, welche Kaufſumme 
Käufer bereits bezahlet hat und desfalls von dem Käufer hiemit und kraft 
dieſes in der beſten und beſtändigſten Form Rechtens quietiret wird. 

Dagegenſt verzeihet ſich Verkäufer alles ſeines an obgedachtem Hofe, 
und was demſelben angehörig, gehabten Rechts und Gerechtigkeit, und 
gelobet des Käufers getreuer Gewährsmann zu ſein und ihn vor jeder— 
männigliches An- und Zuſprüchen desfalls genugſam zu evinziren, noth- und 
ſchadlos zu halten, wie ſolches in allen Käufen und desſelben Evictionibus 
üblich und gebräuchlich iſt. Deſſen hat der Verkäufer die von dieſem Hofe 
und Lande annoch zu zahlenden Ungelder bis den 1. Mai dieſes Jahres 
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allein zu erlegen über ſich genommen und Käufer ſich hiemit per expressum 
reſerviret und vorbehalten, daferne jemand, der dazu berechtigt, in währen— 
den Fatalien in dieſen durch Kauf acquirirten Hof, und was dazu gehöret, 
einen Einſpruch tun möchte, ein ſolcher Einſprecher nicht allein in dieſen 
Hof, und was dazu gehöret, ſondern auch die Hälfte des Hofes und Landes 
Stüblau Fol. 5a, imgleichen in das zu Oſterwick Fol. 118a gelegene 
½0 Part Hofes und Landes, und letzlich in das Zugdam Fol. 114 gelegene 
% Part Landes, als welche Grundſtücke alle zuſammen gehören, ſolchen 
Einſpruch thun und ihm alsdann nicht allein die völlige Kaufſumme von 
den benannten und an 4 Orten verſchriebenen Grundſtücken, und was dazu 
gehöret, mit 42 300 fl. nebſt willkürlichen Intereſſen, ſondern auch alle 
aufgewandten Baureparations- wie auch Verſchreibungs- und andere Un— 
koſten baar und in einer unzertrennlichen Summe zu erſtatten ſchuldig und 
gehalten ſein ſoll. Alles ganz getreulich ſonder Gefährde und Argeliſt.“ 


Es folgen dann im gleichen Wortlaut drei weitere Verhandlungen 
über die anderen Sonderteile des Beſitztums, und es ergibt ſich daraus, 
daß Barthel Weſſel für die 1 Hufe 634 Morgen große Hälfte des Hofes 
Fol. 5a 6300 fl., für das ¼80 Part am Oſterwicker Hofe 9000 fl. und für 
das 00 Part am Zugdamer Lande 1000 fl. bezahlt. Das o Part an dem 
Oſterwicker und Zugdamer Lande war zuſammen einer Hufe gleich. 


Wenn man die vorſtehende Verhandlung in formeller Beziehung 
mit dem Kaufvertrag vergleicht, den Jochim Weſſel 1623 beim Erwerb des 
Hofes in Sperlingsdorf abſchloß, dann erkennt man, wie konſervativ der 
amtliche Sprachgebrauch in den 150 Jahren geblieben war. Das trifft 
auch für die Bezeichnung „Hoffmannsland“ zu, die für etliche Morgen bei 
ſämtlichen Stüblauer Höfen in den Akten über Schicht und Teilungen uſw. 
regelmäßig vorkommt und noch weiter zurückreicht. Schon im Jahre 
1594 kauften die Stüblauer Nachbarn gemeinſam das 3 Hufen große Erbe 
eines verſtorbenen Mitnachbarn Görgen Hoffmann. Derſelbe hatte aus 
fünf Ehen 13 Kinder hinterlaſſen, die noch ſämtlich unmündig waren, und 
die hinterbliebene Witwe vermochte den Hof nicht zu halten. Die Geſamt— 
ſchulden betrugen 2450 M., wovon aber 1784 M. als Muttergut für die 
Kinder aus den verſchiedenen Ehen auf dem Hofe eingetragen waren. 
Da ſich kein anderer Käufer fand, ſo übernahmen die Stüblauer Nachbarn 
den Hof für 3000 M. Nach dem Kaufvertrag zahlten ſie 600 M. zur 
Ausweiſung, während der Reſt in Erbgeldern von 500 M. jährlich abzu— 
tragen war. Die erwähnten Kindergelder gehörten ganz überwiegend den 
Minorennen zweiter und dritter Ehe, weshalb die Intereſſen zu weit aus⸗ 
einander gingen, als daß der Witwe die Erhaltung des Beſitzes hätte 
ermöglicht werden können. Der Bürgermeiſter und Werderſche Amts- 
verwalter genehmigte den Erwerb des Hofes durch die Nachbarſchaft unterm 
2. Juni 1594 auch nur unter der Bedingung: „wofern künftig ein Ehrbarer 
Rath vor nöthig befinden würde, daß eine Vermehrung der Mannjchaft 
wieder würde müſſen beſorgt werden, daß alsdann die Stüblauer alle Zeit 
ſchuldig ſein ſollen, gemeldtes Erbe auf Befehlich ihrer Obrigkeit wieder in 
wehrende Hand zu bringen.“ Dazu iſt es nun niemals gekommen, ſondern 
die damals noch vorhandenen 18 Nachbarn partizipierten endgültig an dem 
Hoffmannſchen Erbe nach der Größe ihres Grundbeſitzes. Bei der Sepa— 
ration, der „Auslandung“, die ſich während des 17. Jahrhunderts vollzog, 
wurde auch der Anteil an dem Hoffmannſchen Erbe jedem Nachbarn bei 
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der Zuweiſung ſeiner Ländereien mit verrechnet, trotzdem aber erhielt ſich 
bei allen Verkäufen oder Schicht und Teilungen ſowohl in den Erbbüchern 
wie auch ſpäter in den preußiſchen Hypothekenakten die beſondere Hervor— 
hebung von „etlichen Morgen Hoffmannsland“ bei jedem Stüblauer Hofe 
bis in die Mitte des neunzehnten Jahrhunderts. Am Orte ſelbſt iſt die 
Benennung „Hoffmannsland“ wohl bald nach der Auslandung in völlige 
Vergeſſenheit geraten, ſo daß bei vorkommenden Verſchreibungen die 
Beteiligten ſchon ſeit recht langer Zeit nicht mehr gewußt haben werden, 
was es mit dem Hoffmannsland eigentlich für eine Bewandtnis hatte. 

Zur Ordenszeit hatte Stüblau, deſſen Handfeſte aus dem Jahre 1343 
ſtammt, 21 Höfe in Größe von 21% bis 4 Hufen, abgeſehen von den ſechs 
Schulzenhufen, die wahrſcheinlich bald zur Verteilung kamen und ſicherlich 
nur ganz kurze Zeit einen einheitlichen Beſitz gebildet haben, wenn das 
überhaupt je der Fall geweſen iſt. 1580 ſind noch 20 Nachbarn vorhanden, 
ſo daß während der Ordenszeit nur ein Hof eingegangen ſein kann, von 
welchem zudem noch die Kirche zu Stüblau 1 Hufe überkommen hat, was 
ſchon auf einen Ausnahmefall hinweiſt. Man kann deshalb wohl als 
feſtgeſtellt anſehen, daß der Orden den vorhandenen Beſtand der Höfe nicht 
hat ſchmälern laſſen, denn es lag ſchon im Intereſſe der Landesverteidigung, 
daß dieſelben in der urſprünglichen Zahl in „wehrender Hand“ blieben. 
Unter der Herrſchaft der Stadt Danzig trat dann aber bald eine mehr kauf— 
männiſche Auffaſſung in den Vordergrund; die Aufteilung und die Zu— 
ſammenlegung von Höfen wurde genehmigt, wenn das Intereſſe der 
Gläubiger dies wünſchenswert erſcheinen ließ, unter denen ſich vielfach 
Mitglieder der ſtädtiſchen Körperſchaften befanden. 

Die Ortſchaft Stüblau liegt in dem höchſten Teil des Danziger 
Werders und hatte auch ſchon bei der früheren mangelhafteren Entwäſſe— 
rung verhältnismäßig wenig Wieſen. Die Nachbarn daſelbſt waren des— 
halb vornehmlich auf den Getreidebau angewieſen, deſſen Rentabilität bei 
guten Böden mit der Vergrößerung des Beſitzes wächſt, weil die Betriebs— 
koſten verhältnismäßig geringer werden und die Aufwendungen für die 
Lebenshaltung des Beſitzers und ſeiner Familie nicht notwendigerweiſe 
größer werden müſſen. Das dürfte mit als ein Grund für die fortſchreitende 
Aufteilung von Höfen in Stüblau anzuſehen ſein, da ſie lediglich zur Ver— 
größerung bereits vorhandener Grundſtücke aufgeſogen wurden. 

Zur Gemarkung von Stüblau gehörten zwar umfangreiche Außen— 
deichländereien, die mehr als ein Viertel des Geſamtareals ausmachten 
und abwechſelnd als Acker- oder Weideland genutzt wurden. Dieſe boten 
aber keine ausreichende Gewähr für die Durchfütterung des Viehs, weil 
ſie auch im Sommer bei außergewöhnlich hohem Waſſerſtand der Weichſel 
der Ueberſchwemmung ausgeſetzt waren, und weil bei den Frühjahrs— 
eisgängen nicht ſelten erhebliche Flächen durch Verſandungen auf Jahre 
wertlos wurden. Dabei muß man ſich vergegenwärtigen, daß Pferde- und 
ſonſtige Viehbeſtände bis 2 Einführung des Kleebaues während des 
Sommers lediglich durch Weidegang ernährt wurden, und daß im Winter 
neben Stroh und geringen Gaben von Körnern das Heu den Hauptbeſtand— 
teil des Futters ausmachte. Zu alledem mußte in den Scharwerksdörfern 
zur Leiſtung der Dammunterhaltungsarbeiten ein außergewöhnlich ſtarkes 
Angeſpann gehalten werden. Ein verhältnismäßig hoher Prozentſatz von 
Wieſen und Weideländereien beim Beſitz war deshalb in jener Zeit noch 
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von erheblich größerer Bedeutung als gegenwärtig. Die Stüblauer halfen 
nun dem vorhandenen Mangel durch Pachtung von Wieſen- und Weide⸗ 
ländereien ab. So mieteten ſie 1584 in Czattkau, das dem Kloſter Pelplin 
gehörte, 12 Hufen. Der Vertrag wurde am Neujahrstage jenes Jahres 
zwiſchen Leonhard von Rambau, „aus göttlicher Vorſehung Abt des Kloſters 
Pelplin, Ciſtercer Ordens und Leßlauiſchen Stifts, mit Bewilligung der 
Aelteſten unſerer Brüder und dem ganzen Ehrwürdigen Convent“ und den 
vorſichtigen Geſchworenen und der ganzen Gemeine Stüblau auf 14 Jahre 
geſchloſſen. Neben einer Jahresmiete von 1000 M. hatten die Stüblauer 
jährlich einen anderthalbjährigen Bullen an das Kloſter zu liefern und 
10 Ochſen des Kloſters auf dem Pachtlande neben ihrem Vieh und unter 
ihrem Hirten unentgeltlich auszuweiden. Ebenſo fiel den Mietern die 
Unterhaltung der Vorfluten, Dämme und Wälle zu. 


Nach Ablauf der Pachtperiode muß die Weitermiete aber auf 
Schwierigkeiten geſtoßen ſein, denn die Stüblauer mieten 1599 auf fünf 
Jahre das Gut Schönrohr, das damals der Stadt Danzig gehörte und mit 
ſeinen etwa 18 Hufen noch im ganzen verpachtet wurde. Schon am 
10. März 1601 treten ſie aber dieſe Pachtung an die Dorfſchaft Gr. Zünder 
und einzelne Nachbarn aus Schmerblock ab: „dieweil ſie das Gut Czattkau 
mittlerzeit auf gewiſſe Jahre vom Herrn Abt des Kloſters Pelplin wieder 
in Miethe bekommen, und ihnen auch, Gott geklaget, einestheils alle ihr 
Vieh abgegangen, dahero ihnen ſoviel und zweierlei Weide nicht nöthig.“ 
Die Miete, für welche die Stüblauer bis Ausgang der Pachtzeit ſolidariſch 
haftbar bleiben, beträgt 4 M. pro Morgen Binnenland und 2 Mk. 10 gl. 
pro Morgen Außendeich. Wegen der entfernten Lage konnte die Pachtung 
von Schönrohr nur einen ſehr begrenzten Wert für die Stüblauer haben, 
wogegen die Czattkauer Ländereien für ſie ſehr viel leichter zu erreichen 
und deshalb nutzbringender waren. 1671 bekommen die Stüblauer dann 
noch weitere 4 Hufen vom Kloſter Pelplin in Miete. „Weil dieſe 4 Hufen 
in nächſtwährenden ſchwediſchen Kriegszeiten merklich abgenommen, ver— 
wüſtet und verſchlemmt, noch die Gräben gereiniget, wird die Miethe auf 
100 fl. polniſch und 15 Stof ſpaniſchen Wein fährlich feſtgeſetzt.“ Die 
Stüblauer haben zudem das Gut in vorigen Stand zu bringen, wovon ſich 
eine Deputation der Brüder überzeugen ſoll. 1685 wird die Miete für 
die 12 Hufen auf 1200 fl. erhöht. 


Das Mietsverhältnis hinſichtlich der 16 Hufen bleibt dann bis Ende 
1745 beſtehen. Am 6. Juni 1746 ſchließen die Stüblauer Nachbarn mit 
dem Pelpliner Konvent einen dahingehenden Vergleich, daß ſie 600 fl. an 
denſelben zahlen, weil ſie ihrer Verpflichtung: „die Gräben zu unterhalten 
und den Fluß Mottlau aufs beſte zu reinigen, krauten, neue Gräben zu 
ſchlagen, wo es nöthig, damit das Waſſer freien Abzug hat“, nicht nach— 
gekommen. Ob nun lediglich dieſe Unterlaſſungen oder andere Umſtände 
dem Kloſter zur Aufkündigung der Miete den Anlaß gegeben haben, wird 
nicht erſichtlich. 


Als Erſatz erwerben die Stüblauer einen Hof in Oſterwick. Nach 
dem Vertrage vom 16. April 1746 verkauft Frau Anna Maria, ſeligen 
Jacob Preuß, geweſenen Teichgeſchworenen in Oſterwick, nachgelaſſene 
Wittib, in Aſſiſtenz ihres Sohnes, des Ehrbaren Michael Hacker, Bürgers 
und Kaufmanns in Danzig, ihren in Oſterwick gelegenen Hof mit 3 freien 
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Schulzenhuben, wie auch noch 2 Huben 12 Morgen geduppelt*), an zehn 
Stüblauer Nachbarn für 18 000 fl. Zur Ausweiſung entrichten die Käufer 
5000 fl., während das Reſtkaufgeld zu 4 % ſtehen bleibt. Zum Hofe gehörten 
noch 1½ Hufen in Zugdam, welche die Käufer gleichfalls für weitere 
5000 fl. erwerben und den Kaufpreis ſofort bar entrichten. 

Die Zahl der ſelbſtändigen Höfe war in Stüblau inzwiſchen auf 
zehn zurückgegangen. Von den Beſitzern dieſer Höfe erwarb jeder mit 
gleichen Rechten ½ Bart am Hof und Lande zu Oſterwick und Zugdam. 
Der Beſitz blieb ungeteilt und wurde in der Weiſe gemeinſchaftlich genutzt, 
daß man die Gebäude mit dem nur zum Getreidebau geeigneten Ackerland 
verpachtete, die Wieſen aber, welche den Hauptbeſtandteil der Grundſtücke 
bildeten, zur Heugewinnung und zum Weidegang für das eigene Vieh 
zurückbehielt. 


Zu der Zeit, als Barthel Weſſel ſeinen Beſitz in Stüblau kaufte, 
war die Wirtſchaftsweiſe noch eine ſolche, daß dem ½ Part an dem Oſter— 
wicker und Zugdamer Lande wegen der dazu gehörigen Wieſen und Weiden 
ein beſonders hoher Wert beigemeſſen wurde. Das drückt ſich im Kauf— 
preiſe aus, wonach der kulmiſche Morgen in Oſterwick und Zugdam zu⸗ 
ſammen mit 384 fl., in Stüblau aber nur mit 240 fl. berechnet wird. 


Barthel Weſſel wirtſchaftete nach der Beſitzübernahme in Stüblau 
faſt drei Jahre als Junggeſelle. Er heiratete erſt im 36. Lebensjahre am 
3. März 1778 Anna Eliſabeth, die älteſte Tochter des Nachbarn und Deich— 
geſchworenen Gottlieb Arend zu Letzkau. Dieſe war am 4. Oktober 1760 
geboren und ſomit am Tage ihrer Hochzeit, die im Hauſe des Bräutigams 
zu Stüblau ſtattfand, erſt 17 Jahre alt. Der Unterſchied im Lebensalter 
des Ehepaares war demnach ein recht großer, und man kann ſich deshalb 
des Eindrucks nicht erwehren, als wenn auf ſeiten der Frau die elterliche 
Beſtimmung bei Schließung dieſer Ehe nicht unerheblich ins Gewicht ge— 
fallen ſein wird. Die Großmutter von Barthel Weſſels nunmehriger Ehe— 
frau war jene Sara Henrich geb. Bielfeldtin, von der ſein Vater 1762 den 
Hof in Gr. Zünder gekauft hatte und die noch 13 Jahre in dem Hofe ihres 
Käufers als Altſitzerin lebte. Beſonders der letztere Umſtand ſcheint dazu 
beigetragen zu haben, daß ſich zwiſchen den Familien ihres Käufers und 
ihres Schwiegerſohnes Gottlieb Arend ein nahes freundſchaftliches Ver— 
hältnis herausbildete, das denn auch zu den ehelichen Verbindungen ihrer 
Kinder den Anlaß gab. Entfernte verwandtſchaftliche Beziehungen, die 
ſich von der Mutter Barthel Weſſels zu Gr. Zünder, der geborenen Henrichs, 
herleiteten, lagen ja außerdem allerdings auch noch vor. 


Die Arends waren jedenfalls ſchon zur Ordenszeit im Stüblauſchen 
Werder anſäſſig; in den ſich anſchließenden Jahrhunderten ſind ſie beſonders 
in Gr. Zünder und Letzkau nachweisbar. Gottlieb Arend wohnte denn 
auch auf ſeinem väterlichen Erbe zu Letzkau. Er übernahm es am 22. Oktober 
1757 mit 5½ Hufen, worunter 2 Schulzenhufen, für 10 000 fl. von ſeiner 
Mutter, nachdem dieſelbe wenige Tage vorher ihren Kindern Schicht und 
Teilung gegeben und dabei den Hof behalten hatte. In dieſer Schicht 
und Teilung wird hervorgehoben, daß der Ehemann der Wittib Anna geb. 
Gräberin, der geweſene Schulze und Kirchenvorſteher George Arend, ſchon 


) Eine gedoppelte Hufe enthielt 50 kulmiſche Morgen. 
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vor einigen Jahren Todes verblichen. Als erbberechtigte Kinder aus dieſer 
Ehe werden aufgeführt: Frau Anna, des Paſtors bei der Kirche zu 
St. Katharinen Johann Benjamin Dragheim Frau Eheliebſte, Johann 
Heinrich, George und Gottlieb. Johann Heinrich tritt dabei als beſtätigter 
Kurator ſeines unvermögenden Bruders Georg auf, was wohl bedeutet, 
daß letzterer nicht voll zurechnungsfähig geweſen iſt. 


Schon am 12. November 1757, alſo wenige Wochen nachdem er 
ſelbſtändiger Beſitzer geworden war, wurde Gottlieb Arend zum Deich— 
geſchworenen verordnet, was immerhin erkennen läßt, in welchem Anſehen 
die Familie damals geſtanden haben muß. 1632 wurde ein Andreas Arend 
aus Gr. Zünder Deichgraf, 1690 ein George Arend aus Woſſitz Deich— 
geſchworener. 


Das Deichgeſchworenen⸗Kollegium, das ſich aus dem Deichgrafen und 
fünf Deichgeſchworenen zuſammenſetzte, ergänzte ſich bei eintretender Vakanz 
tatſächlich wohl derart, daß der Bürgermeiſter und Werderſche Amtsverwalter 
auf Vorſchlag des Kollegiums das neue Mitglied ernannte. Ein Wahl- 
oder Präſentationsrecht wurde unter dem Danziger Regiment den Deich— 
geſchworenen aber nicht zugeſtanden, wennſchon aus der Ordenszeit zweifel— 
los das Recht auf fie überkommen war, ihre Mitglieder zu „kieſen“. Für 
die Ernennung des Deichgrafen galt das gleiche, doch mußte derſelbe zuvor 
Deichgeſchworener geweſen ſein. 


Wie aus den vorigen Abſchnitten hervorgeht, lag den Deich— 
geſchworenen nicht nur die Leitung und die Beaufſichtigung der Unter— 
haltungsarbeiten am Weichſeldamm und am Weichſelufer wie der geſamten 
Binnenentwäſſerung ob, ſondern ſie hatten auch die Polizei über die 
öffentlichen Wege auszuüben und das Werder in allen Angelegenheiten zu 
vertreten, die dasſelbe als Kommunalverband anging. Die Verteilung der 
Einquartierungen, der Naturalleiſtungen, Podwodden auf die einzelnen 
Ortſchaften und die Verhandlung mit den Schulzen darüber war ihre Sache. 
Ebenſo hatten ſie die Anleihen zu beſchaffen, wenn dieſelben im Intereſſe 
des Werders nötig wurden. Bei der Geſtellung von Mannſchaften und 
Pferden zur Landmiliz hatten ſie mitzuwirken und bei allen Schadens— 
ermittlungen, welche feindliche Verwüſtungen oder Ueberſchwemmungen 
notwendig machten, ihr ſachverſtändiges Gutachten abzugeben. Die Regu⸗ 
lierung der Feuerſchäden und die Abführung des Brandgeldes an die 
Beſchädigten gehörte im Verbande der Feuerordnung der Scharwerksdörfer 
gleichfalls zu ihren Pflichten. 

1741 vermittelten die Deichgeſchworenen durch Pachtung der Jagd 
den Werderſchen Nachbarn auch das Recht: „auf den Feldern des ganzen 
Stüblauiſchen Werders — ausgenommen der Grebinſche Wald — frei und 
ungehindert ſowohl allerhand Wild als wildes Geflügel zu jagen und zu 
ſchießen, jedoch dergeſtalt, daß ein jeder Nachbar in ſeiner Dorfſchaft nicht 
weiter, als ſich ſein Land erſtrecket, zu gehen, ſondern in ſeinem Bezirk und 
Grenzen zu verbleiben, befugt ſein ſoll.“ Die Jagdberechtigung ſtand der 
Stadt als Grundherrſchaft zu, die dieſelbe dem jeweiligen Bürgermeiſter und 
Adminiſtrator des Werders zur Nutzung überließ. Der Bürgermeiſter von 
Düſſeldorf war dann der erſte Werderſche Amtsverwalter, der ſie an die 
Deichgeſchworenen als Vertreter der Werderſchen Nachbarn für 800 fl. 
jährlich auf drei Jahre verpachtete. Die Pacht wurde dann regelmäßig 
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verlängert, jo daß die Jagdnutzung den Werderſchen Grundbeſitzern auf 
ihren Ländereien ſeit 1741 verblieb. Das einheitliche Vorgehen der Deich— 
geſchworenen und der Nachbarſchaft läßt den regen Sinn derſelben für 
Selbſthilfe und Unabhängigkeit auf ihrer Scholle auch hierbei erkennen. 


Die Anforderungen, welche eine ſo ausgedehnte Selbſtverwaltung 
an die Deichgeſchworenen ſtellte, waren mithin keine geringen, und es läßt 
ſich ſchon daraus entnehmen, daß der Bürgermeiſter als Werderſcher Amts— 
verwalter, deſſen oberſte Organe ſie bei der Verwaltung des ihm zugewieſenen 
Landgebiets waren, darauf Bedacht genommen haben wird, nur wirklich 
leiſtungsfähige und zuverläſſige Männer als Deichgeſchworene zu beſtätigen. 
Das ſchließt natürlich nicht aus, daß trotzdem auch Mißgriffe vorgekommen 
ſind, im ganzen war aber die Stellung ſchon bei Verteidigung der Dämme 
zur Eisgangszeit eine ſo ſelbſtändige und deshalb ſchwer verantwortliche, 
daß Männer ohne Autorität und Entſchloſſenheit ſich in derſelben kaum 
halten konnten. 

Durch den ſtändigen perſönlichen Geſchäftsverkehr mit dem Werder— 
ſchen Amtsverwalter, der regelmäßig der älteſte Bürgermeiſter der Stadt 
war, mußten Einfluß und Anſehen der Deichgeſchworenen noch erheblich 
geſteigert werden, und es ſpricht jedenfalls für die Wertſchätzung, deren 
Gottlieb Arend ſich ſchon in verhältnismäßig jugendlichem Alter zu er— 
freuen hatte, wenn er jo bald ins Deichgeſchworenen-Kollegium auf- 
genommen wurde. Seine Ehefrau Anna Florentine geb. Henrichs war in 
erſter Ehe mit Gregor Hein verheiratet geweſen, der wahrſcheinlich in 
Trutenau einen Hof beſaß. Sie muß bald nach der Verheiratung ihrer 
älteſten Tochter mit Barthel Weſſel aus Stüblau geſtorben ſein, denn ſchon 
am 13. März 1779 gibt Gottlieb Arend ihren hinterbliebenen Kindern 
Schicht und Teilung. Als ſolche werden zwei aus ihrer erſten und fünf 
aus der Ehe mit Gottlieb Arend aufgeführt. Letzterer ſetzt dabei ſeinen 
vier noch unmündigen Kindern Michael Gottlieb, Johann Heinrich, Doro— 
thea Concordia und Daniel Gottfried zuſammen 20 000 fl. aus, und jedem 
derſelben außerdem als Zu- und Uebergabe: ein Ehrenkleid oder 100 fl., 
ein aufſtehendes Bett oder 100 fl., eine eichene Kiſte oder 100 fl., 30 Hemden 
oder 90 fl., ſechs Tafellaken oder 30 fl. und zwölf Servietten oder 18 fl. 
Ferner jedem Sohn vier ſilberne Löffel und der Tochter zwei ſilberne Löffel 
wie eine ſilberne Zuckerſchale. Seine an Barthel Weſſel verheiratete 
Tochter und ſeine beiden Stiefkinder erklären, daß ſie bereits mit ihrem 
Muttergut befriedigt wären, das demnach auch für ſie auf je 5000 fl. und 
die Ausſteuer zu bemeſſen ſein wird. Von den Stiefkindern wird Renate 
Eliſabeth Hein bereits als Ehefrau des Johann Kniewel aufgeführt 
(S. 158 Kl. Zünder); was ihr Bruder Salomon Hein iſt und wo er lebt, 
geht aus dem Schicht- und Teilungsakt nicht hervor. 


Der Schichtgeber Gottlieb Arend behält den Hof zu Letzkau mit allem 
Beſatz und häuslichem Eigentum wie 144%, Morgen Land zu Gr. Zünder, 
die er nach Uebernahme des erwähnten Hofes im Jahre 1757 erſt erworben 
haben muß, wenn ſeine verſtorbene Frau ihm dieſelben nicht einbrachte. 
Da zur Teilungsmaſſe 8500 fl. gehörten, die auf dem Beſitz eines Michael 
Allert in Trutenau eingetragen ſtanden, ſo nehme ich an, daß dies der 
frühere Beſitz des Gregor Hein war, den ſeine Witwe bei oder nach Ein⸗ 
gehung der Ehe mit Gottlieb Arend verkauft hat. Wenn letzterer ſeit 1757, 
wo er ſeinen Hof für 10 000 fl. übernahm, trotz der im vorigen Abſchnitt 
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geſchilderten ſchwierigen Zeitverhältniſſe in feiner Vermögenslage ſehr 
vorwärts gekommen war, ſo bleibt dabei doch zu berückſichtigen, daß jener 
Uebernahmepreis auch beim derzeitigen Stande der Grundſtückswerte ſehr 
niedrig erſcheint und die Hälfte des wirklichen Wertes kaum überſtieg, und 
daß ſich ferner auch nicht überſehen läßt, wie groß das eingebrachte Ver- 
mögen ſeiner Frau geweſen iſt. 


Jedenfalls wird aus allem klar erſichtlich, daß Barthel Weſſel zu 
Stüblau trotz der günſtigen Lage ſeines Schwiegervaters zunächſt nur mit 
einem beſcheidenen Heiratsgut ſeiner Frau hat rechnen können. Da er 
indeſſen von Hauſe aus gut geſtellt war und zunächſt auch eine Anzahl 
Jahre von außerordentlichen Belaſtungen verſchont blieb, ſo wird es ihm 
in ſeiner Wirtſchaft an Erfolg nicht gefehlt haben. Denn wenn die ſchwierige 
Lage, in welche die Stadt Danzig mit ihrem Gebiet aus Anlaß der Belik- 
nahme von Polniſch-Preußen durch Friedrich den Großen gekommen war, 
auch weiter beſtand, ſo hatte dieſer Zuſtand für das ſtädtiſche Landgebiet 
zunächſt doch keine den Wohlſtand der Bewohner desſelben ſchwer ſchädigen⸗ 
den Wirkungen zur Folge. An recht empfindlichen, nicht ſelten auch mit 
Verluſten verknüpften Beläſtigungen fehlte es dagegen nicht. Wie ich 
ſchon im vorigen Abſchnitt erwähnt habe, waren die ehemaligen biſchöflichen 
und adligen Ortſchaften, die an den Grenzen des ſtädtiſchen Territoriums 
lagen oder von demſelben auch ganz umſchloſſen waren, nunmehr mit 
kgl. preußiſchen Militär- und Akziſepoſten beſetzt. Für den Verkehr der 
Bewohner des Stüblauſchen Werders nach der Stadt Danzig kamen dabei 
vornehmlich Mönchengrebin, Quadendorf, Langenau, St. Albrecht und 
Altſchottland in Betracht, wo die zur Stadt gebrachten oder dort ein— 
gekauften Waren beim Paſſieren der einen oder der anderen Ortſchaft ver— 
zollt werden mußten. Die Kontrolle war dabei nicht nur eine ſtrenge, 
ſondern auch eine willkürliche, wie das der folgende Vorgang erweiſt, der 
am 15. Juni 1781 in das Amtsbuch eingetragen wurde: 


„George Täubert, Hofmeiſter bei Michael Kling, Schulzen und 
Mitnachbar zu Stüblau, hat bei dem Werderiſchen Bürgermeiſterlichen 
Amte gemeldet, daß er heute des Morgens ohngefähr um 6 Uhr in dem 
Wege von Kemnade nach der Gutenherberge auf Danziger Grunde, welchen 
Weg er und die Werderiſchen Unterſaſſen bisher jederzeit frei und un⸗ 
gehindert paſſiret, von ca. 15 Preußiſchen Aceiſebedienten und 15 Kgl. 
Preußiſchen Soldaten mit blankem Seitengewehr gewaltſamer Weiſe wäre 
angefallen und von ſelbigen unter dem Vorwande, weil er einen Umweg 
genommen und dem Kgl. Preußiſchen Zoll vorbeigeſchlichen, gezwungen 
worden, mit ſeinen beiden mit Roggen und 80 Pfund Butter beladenen 
Wagen nach dem Schottlande zu fahren. Wie Denunciant bei dem 
Ohriſchen Schlagbaum gekommen und ſeine 80 Pfund Butter daſelbſt ver⸗ 
acciſet, habe er zwar den wachthabenden Unterofficier und den daſelbſt 
befindlichen Aceiſeſchreiber um Beiſtand gebeten, vom ſelbigen aber zur 
Antwort bekommen, daß ſie nach gezahlter gewöhnlicher Aceiſe niemanden 
anhalten könnten. Deponent habe hierauf, wie er in Schottland an— 
gekommen, ſeine drei mit ſich habenden Knechte bei den beiden Wagens 
gelaſſen und dieſen Vorfall ſeiner Obrigkeit hinterbracht, zugleich auch das 
ihm von ſeinem Brodherrn als Schulzen zu Stüblau aufgegebene und auf 
die Kämmerei zu zahlende Geld abgebracht. Nach dieſem wäre er wieder 
nach dem Schottlande gegangen, und wie er daſelbſt ſeine beiden Wagens 
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und Pferde ohne Knechte angetroffen, maßen alle drei davongelaufen, und 
ihm überdem bei dem dortigen Zoll- und Aceiſegericht viele Schwierigkeiten 
in den Weg gelegt worden, habe er ſich genöthigt geſehen, um ſeine beiden 
Wagens und 8 Pferde los zu machen, daſelbſt zu bitten, daß ihm erlaubt 
ſein möge, ſeinen Roggen und Butter im Schottlande zu verkaufen, welches 
ihm auch unter einer zu leiſtenden Caution, ſo hoch als 200 fl. Danziger 
Courant, nachgegeben worden. Hierauf habe Deponent den Roggen an 
einen Bürger im Schottlande mit Namen Joh. Krüger für 140 fl. 24 gl. 
Danz. Cour. verkaufet und ſelbigem noch 59 fl. 6 gl. zugezahlet, welcher 
dieſes Geld, betragend 200 fl. Danz. Cour., gegenſt einen von ſich ge— 
gebenen Schein einbehalten und wegen Freilaſſung der Pferde und Wagens 
in dem dortigen Zoll- und Acciſegericht die Caution jo hoch als 200 fl. 
geleiſtet, woſelbſt ihm, dem Deponenten, anbefohlen worden, ſeinem Brod— 
herrn anzudeuten, daß ſelbiger ſich an dem morgenden Tage vor gemeldtem 
Zollgericht ſtellen ſolle, um daſelbſt den zu zahlenden Zoll oder Steuer zu 
erlegen. Zugleich hat Deponent gemeldet, daß dieſer unglückliche Vorfall 
auf gemeldtem Wege auch Zwoen von Rambeltſch mit Wolle, und ſechs 
hieſigen mit Lämmern beladenen Fleiſcherwagens betroffen habe, auf derem 
einen der Fleiſchermeiſter Pich befindlich geweſen.“ 


Bei ſolchen, ſich häufig wiederholenden Vorkommniſſen werden die 
Bewohner des Danziger Landgebiets trotz des noch immer in Kraft ſtehenden 
Verbots ihr Getreide, wenn die Preisdifferenz keine zu große war, nun wohl 
auch freiwillig lieber in den preußiſchen Ortſchaften als in Danzig abgeſetzt 
haben. Die preußiſchen Zollplackereien bezweckten auch vornehmlich, daß 
es dazu kommen ſollte. Solchem Vorgehen der Preußen gegenüber blieb 
die Stadt natürlich machtlos, es war dasſelbe zudem für ſie auch von 
untergeordneter Bedeutung in der Reihe der Maßnahmen, durch welche 
ihre alten Gerechtſame im Handel und Verkehr von dem ſtärkeren Nachbarn 
mißachtet wurden. Neben dem gab die verlangte Auslieferung preußiſcher 
Untertanen und Kantoniſten aus der neu erworbenen Provinz und die 
Art der preußiſchen Werbungen bleibenden Anlaß zu Differenzen zwiſchen 
der Stadt und dem preußiſchen König. Bei der Furcht vor dem preußiſchen 
Militärdienſt nahm die Zahl der Flüchtigen dauernd zu, die im Danziger 
Territorium Unterkunft ſuchten und fanden, während anderſeits das Be— 
dürfnis zur Komplettierung der vermehrten preußiſchen Regimenter zur 
energiſchen Rückforderung der entwichenen Kantoniſten und zur verſchärften 
Durchführung der Werbungen erklärlichen Anlaß bot. Wie letztere Maß⸗ 
nahmen den Widerſtand der davon Betroffenen ſteigerten, läßt der folgende 
Vorgang erkennen: 


Peter Paulſſen, ein Nachbar zu Wotzlaff, deſſen Hof über eine Viertel- 
meile außerhalb des Dorfes lag, meldete dem Amt, daß am 6. Februar 1780, 
als ſeine beiden Knechte gerade in ſeiner Stube Mittag gegeſſen, zwei 
preußiſche Soldaten zu ihm gekommen und von ihm begehrt, daß er dieſe 
Knechte binden und ihnen ausliefern möchte. Die Soldaten hätten dabei 
einen Befehl vorgezeigt, derſelbe wäre aber vom 30. Oktober des vorher— 
gehenden Jahres datiert und an den Schulzen in Trutenau gerichtet ge⸗ 
weſen. Er habe deshalb den beiden Soldaten erwidert, daß die Knechte 
ich ſicherlich wehren würden und er deshalb außerſtande ſei, ihrem An⸗ 
jinnen nachzukommen. Darauf wäre der eine Soldat nach Quadendorf 
gegangen, wo das preußiſche Kommando ſtehe, und hätte drei Soldaten 
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zur Hilfe geholt. Bis zur Ankunft derſelben ſei er abſichtlich im Vorhauſe 
geblieben, damit der zurückgebliebene Soldat ihn ſehen konnte, um ſo auch 
den Anſchein zu vermeiden, als wenn er die Knechte gewarnt hätte. Sobald 
die Unterſtützung angekommen, wären die fünf Soldaten in die Stube 
gegangen und hätten die Knechte aufgefordert, ihnen gutwillig zu folgen, 
ſonſt würden ſie gebunden und mit Gewalt fortgeführt werden. Der 
Großknecht Chriſtian habe ſich indeſſen dazu nicht bequemen wollen, wes⸗ 
halb die Soldaten einen Strick gefordert, den er ihnen auch gegeben und 
womit ſie den Großknecht dann binden wollten. Wennſchon ſie nun mit 
Stöcken und entblößtem Seitengewehr über den Großknecht hergefallen, 
ſo habe derſelbe doch ſein Eßmeſſer ergriffen, ſich zur Wehr geſetzt und vier 
der Soldaten derart verwundet, daß ſie die Haustür geſucht und einer nach 
dem andern nach Quadendorf retirierten. Der eine Soldat, der mit dem 
Knecht Lorenz beſchäftigt geweſen, wäre dagegen mit heiler Haut fortgekom⸗ 
men. Wie die Soldaten fort geweſen, wären der verwundete Großknecht 
und der Knecht Lorenz auf den Hof gelaufen und hätten zwei Pferde aus 
dem Stall genommen, auf denen ſie ſchleunigſt fortgeritten. Er habe des⸗ 
halb ſeinen Schweſterſohn, der bei ihm in der Wirtſchaft wäre, beauftragt, 
den Knechten nachzuſetzen, um die Pferde wiederzubekommen, die derſelbe 
denn auch auf Kneipab an einen Wagen angebunden vorgefunden und zurück⸗ 
gebracht hätte. Die entwichenen Knechte habe er jedoch nicht mehr geſehen. 


Da die Stadt zur Auslieferung der Kantoniſten vertragsmäßig ver⸗ 
pflichtet war und letztere ſomit auf deren Schutz nicht rechnen konnten, ſo 
erklärt ſich daraus, daß ſie auch das Aeußerſte nicht ſcheuten, um ſich der 
damals noch ſo verhaßten Militärpflicht zu entziehen. Fälle, in denen es 
bei der Einholung von wirklichen oder vermeintlichen Kantoniſten aus 
ſtädtiſchem Gebiet durch preußiſche Soldaten zu tätlichem Widerſtande kam, 
waren nicht gerade ſelten, ſie waren für das Stadtregiment aber beſonders 
mißlich, weil der für dasſelbe bereits ſehr fühlbare Unwille Friedrichs des 
Großen dadurch nur noch vergrößert wurde. Wie bereits angeführt, hatte 
Friedrich der Große bei der Beſitznahme von Polniſch-Preußen auch Neu⸗ 
fahrwaſſer beſetzt. Infolgedeſſen ließ er dort auch die Hafenabgaben, die 
bis dahin den Danzigern zugekommen waren, auf eigene Rechnung erheben, 
desgleichen wurden die dort im Seeverkehr aus- und eingehenden Güter 
dem preußiſchen Zoll unterworfen. War dies ſchon für den Handel und 
für die Finanzen der Stadt ein ſchwerer Schlag, jo wurde der Handels- 
ſtand in derſelben 1775 dann noch weiter ſehr hart dadurch betroffen, daß 
der König von Preußen mit Polen einen Vertrag einging, durch den der 
hohe preußiſche Grenzzoll auf 2 % herabgeſetzt wurde, wovon der Handel 
von und nach Danzig aber ausdrücklich ausgeſchloſſen blieb. Letzterer Handel 
wurde vielmehr mit einem Zoll von 12 % belegt und zudem bei Fordon 
nach einer Taxe der Waren derart erhoben, daß er ſich bei einzelnen Artikeln 
auf 30— 50 % ihres Wertes ſtellte. Darauf, daß Danzig noch immer zum 
polniſchen Reich gehörte, war bei Schließung dieſes Vertrages von ſeiten 
der Polen auch nicht die geringſte Rückſicht genommen. Danzig mußte 
ſomit ſolchen preußiſchen Städten gegenüber, die ſich, wie insbeſondere 
Elbing, am polniſchen Handel ihrer Lage nach beteiligen konnten, geradezu 
konkurrenzunfähig werden. Beſonders der Handel mit polniſchem Getreide 
und Holz, der das Fundament des Danziger Erwerbslebens bildete, wurde 
dadurch völlig in Frage geſtellt. Die Danziger ſuchten nun, als ſie nach 
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mehrjährigen Verhandlungen keine Abhilfe erlangten, dadurch Vergeltung 
zu üben, daß ſie ihr altes Recht, nach dem alle Waren, die einmal ſtädtiſches 
Gebiet berührt hatten, auch in ihrer Stadt verkauft werden mußten, dem 
preußiſchen Durchgangsverkehr gegenüber ſchärfer zur Anwendung brachten. 
Dieſes Platzrecht für ſeinen Handel hatte Danzig nach dem Abfall vom 
Orden durch das Hauptprivileg des Königs Caſimir von Polen 1457 
erlangt, und zwar in Verbindung mit der weiteren Vergünſtigung, daß in 
ſeinem Umkreiſe auf fünf deutſche Meilen keine Stadt und kein Schloß 
erbaut werden ſollte. Beide Vorrechte erkannte Friedrich der Große nach 
der Beſitznahme von Polniſch-Preußen aber nicht an. Er vereinigte viel- 
mehr die vordem zum geiſtlichen Gebiet gehörigen Orte oder Ortsteile von 
Stolzenberg, Hoppenbruch, Schidlitz, Altſchottland und St. Albrecht, die 
faſt durchweg vor den Toren der Stadt lagen, zu einer königlichen Immediat⸗ 
ſtadt, verlieh ihnen damit auch Stadtrecht und ſuchte ſie dadurch wie durch 
kräftige Förderung des neuen Gemeinweſens und durch Heranziehung von 
Kaufleuten zur Konkurrenz mit dem Danziger Handel zu befähigen. 
Mennoniten und Juden, die in der Stadt Danzig und ihrem Gebiet nur ganz 
ausnahmsweiſe geduldet wurden, hatten in den angrenzenden geiſtlichen 
Gebieten größere Freiheiten genoſſen und fanden nun auch in der neuen 
Immediatſtadt Stolzenberg günſtige Aufnahme. Sie waren insbeſondere 
beſtimmt, die Konkurrenz mit den Danziger Kaufleuten aufzunehmen, und 
ſie taten es mit der Zeit bei der kräftigen Unterſtützung, die ihnen von 
ſeiten der preußiſchen Regierung zuteil wurde, auch nicht ohne Erfolg. Um 
dem Zoll zu entgehen, den die Stadt Danzig bei Einmündung der Mottlau 
in die Weichſel an dem ſogenannten Blockhauſe von allen ſtromauf- und 
ſtromabwärts gehenden Waren erhob, löſchten die Kaufleute der Immediat⸗ 
ſtadt ihre über See bezogenen Waren bei Schellmühl, von wo ſie dieſelben 
mit Umgehung des Danziger Territoriums ins preußiſche Gebiet abſetzten. 
Als das Erfolg hatte, verſuchten ſie auch die ſtromabwärts aus Polen 
herabkommenden Güter ohne Zollentrichtung in gleicher Weiſe bei Schell- 
mühl zu löſchen und land- oder ſeewärts weiter zu verfrachten, was die 
Danziger dann veranlaßte, ſolchen Fahrzeugen, die nach Schellmühl oder 
Neufahrwaſſer beſtimmt waren, die Vorbeifahrt am Blockhauſe zu unter⸗ 
ſagen. Sie verlangten nunmehr unter Hinweis auf ihr Stapelrecht, daß 
die Waren in der Stadt ſelbſt verkauft werden ſollten. Dem ſuchte die 
Konkurrenz dann dadurch zu begegnen, daß fie die ſtromabwärts kommen- 
den Waren ſchon oberhalb des Blockhauſes beim Ganskruge löſchen und 
von dort nach Altſchottland führen ließ. Der Landtransport dorthin war 
aber nur durch ſtädtiſches Gebiet, und zwar auf einem Wege angängig, der 


längs der Kontereskarpe der Feſtung lief, den die Stadt nun durch Schlag— 
bäume ſperrte. 


Damit hatte die Stadt dann wieder den König von Preußen zu 
energiſchen Maßnahmen herausgefordert. Er nahm für ſeine Untertanen 
das Recht in Anſpruch, daß ſie aus einem Teile der Monarchie in einen 
anderen Konſumtibilien u. dergl. transportieren könnten: „eine Beein— 
trächtigung bei der Verproviantierung ſeiner Unterthanen werde er durch 
die Danziger nicht dulden.“ Als letztere nicht nachgaben, ließ er ihre 
Schiffe in Neufahrwaſſer mit Beſchlag belegen und die Stadt blockieren. 


1800 Mann preußiſcher Truppen unter dem Major Egloffſtein rückten 
dabei in das Danziger Landgebiet ein. 
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So wurde das Stüblauſche Werder dann wieder Mitte Oktober 1783 
mit preußiſcher Einquartierung belegt und zu erheblichen Naturalleiſtungen 
für die preußiſchen Truppen gezwungen. Die Ausſchreibung derſelben läßt 
die Umſicht und Sorgfalt der damaligen preußiſchen Militärintendanz 
erkennen. Als Beiſpiel laſſe ich die Order folgen, die der preußiſche 
Kriegs⸗ und Domänenrat von Roſſey unterm 16. Oktober 1783 an den 
Schulzen von Woſſitz ergehen ließ, die wohl gleichzeitig und gleichlautend 
auch ſämtlichen anderen Schulzen der Kirchdörfer des Danziger Land— 
gebiets zugegangen ſein wird: 


„Nachdem Sr. Kgl. Majeſtät von Preußen allergnädigſt reſolviret 
haben, um die Stadt Danzig eine Chaine zu ziehen und Allerhöchſtdero 
dahingehende Truppen mit den erforderlichen Rationen und Portionen 
verſorgen zu laſſen, ſo werden vorerſt die in den verſchiedenen Dörfern 
liegenden Nonna bes an jedem Ort die erforderliche Beköſtigung und 
vor jedes königliche- oder Dfficier-Dienftpferd eine Ration, die aus 3 Metz 
Haber, 8 Pfund Heu und 10 Pfund Stroh beſteht, abfordern. Damit 
aber die Laſt die einzelnen Dorfſchaften nicht allein treffe, ſoll ich vermöge 
des mir gewordenen königlichen Auftrages in der Folge ſämmtliche Dorf— 
ſchaften hierunter ausgleichen. So hat der Schulze in Woſſitz die zu dem 
Kirchſpiel Woſſitz gehörigen Dorfſchaften zuſammen zu berufen und die 
in der anliegenden Tabelle erforderten Nachrichten zu ſammeln, die 
Tabelle dann von jedem Dorfe durch den Schulzen und Geſchworene zu 
unterſchreiben und von dem Prediger des ganzen Kirchſpiels atteſtiren zu 
laſſen, daß die Unterſchriften ihre Richtigkeit haben und die darinnen 
enthaltenen Nachrichten ſeines Wiſſens wahr ſind. Dieſe Tabelle muß 
mir den 18. huj. in der Ohra, in meinem Standquartier eingehändigt 
werden, und den 21. huj. frühe müſſen die Schulzen eines jeden Dorfs 
ſich bei mir perſönlich melden und eine ſchriftliche Anweiſung von den zu 
liefernden Rationen und Portionen abwarten. Sollten die Nachrichten 
nicht an dem geordneten Tage mit dem anbefohlenen Atteſt und der erforder— 
lichen Zuverläſſigkeit, welche ich unterſuchen laſſen werde, eintreffen, ſo 
werde ich von dem Schulzen ſofort durch ein Executions-Kommando 
50 Reichsthaler Strafe beitreiben laſſen.“ 


Von den Tabellen liegt leider kein Exemplar mehr vor. Die Beant- 
wortung der in ihnen geſtellten Fragen dürfte zur Feſtſtellung der 
Leiſtungsfähigkeit der einzelnen Ortſchaften gedient haben. 

Der Lieferzettel, den der Schulze von Woſſitz dann in Ohra erhielt, 
lautet: 

„Das Dorf Woſſitz hat hierauf bei Angeſicht dieſes zur Verpflegung 
der Kgl. Preußiſchen Truppen 

264 Scheffel Haber 
84 Centner Heu 
11 Schock Stroh 


bei Vermeidung exekutiviſcher Beitreibung nach Stolzenberg zu liefern, 
wobei der Dorfſchaft zur Nachricht bekannt gemacht wird, daß 29 Scheffel 
Danziger Maß für 24 Scheffel Berliner Maß angenommen werden ſollen. 
Ein Bund Stroh muß 22 Pfd. Danziger Gewicht haben. Das Bund Heu 
wird auf 10 Pfd. Danziger Gewicht incluſive des Strohſeils gebunden und 
für 8 Pfd. quittiret. Der Termin zur Ablieferung wird hiermit auf den 
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23. October angeſetzet und muß ſolche gegen Quittung des Herrn Ebert 
geſchehen.“ 5 

Das Dorf Woſſitz hat dann vom 23. Oktober bis zum 15. Januar 1784 
zu neun verſchiedenen Terminen nach Danziger Maß und Gewicht im 
ganzen geliefert: 1200 ½ Scheffel Hafer, 770 Zentner Heu, 62 Schock 
Stroh, 379 Scheffel Roggen, 154½ Scheffel Gerſte, 1047 Stof Erbſen, 
1080 Stof Grütze, 7643 Stof Gartengewächs, 1889 Pfd. Butter, 1607 Pfd. 
Käſe, 12 Ochſen, 13 Schweine und 6 Hammel. 


Im Januar 1784 hatte es außerdem 4450 Kloben hartes Holz, jede 
Klobe fünf Schuh lang, aus dem Wartſcher Wald nach Ohra anzufahren. 


Die angeführten Lieferungen werden lediglich auf die Dorfſchaft Woſſitz 
und nicht auch auf die zum Kirchſpiel gehörigen Ortſchaften Herrengrebin 
und Grebinerfeld entfallen ſein, da letztere beiden Orte in den Nach— 
weiſungen mit beſonderen Lieferungen erſcheinen. Es iſt anzunehmen, daß 
der Kriegs- und Domänenrat auf Vorſtellung der Schulzen von der kirch— 
ſpielsweiſen Ablieferung der Naturalien Abſtand genommen hat, weil dieſe 
im Werder nicht üblich war. Aus den Nachweiſungen geht zwar hervor, 
daß ſämtliche Scharwerks- und Freidörfer zu den Lieferungen herangezogen 
wurden, doch wird mit Ausnahme von Woſſitz in dieſen Nachweiſungen 
nicht erſichtlich, wie groß die Geſamtleiſtung der einzelnen Ortſchaften 
geweſen iſt. Für die Dorfſchaft Kriefkohl beziffert ſich nach den in der 
Schulzenlade aufbewahrten Rechnungen der Geldwert ihrer Geſamtlieferung 
auf 5489 fl. 18½ gl. Das ſachgemäße Vorgehen des Domänen- und 
Kriegsrats von Roſſey läßt aber keinen Zweifel darüber aufkommen, daß 
den übrigen Dorfſchaften nach Verhältnis ihrer Leiſtungsfähigkeit gleich— 
artig hohe Lieferungen auferlegt worden ſind. 


Die Blockade legte natürlich Handel und Verkehr in der Stadt lahm 
und machte viele Leute brotlos. Auf Verwenden der Kaiſerin Catharina II., 
um deren Vermittlung die Stadt gebeten hatte, hob Friedrich der Große 
am 20. Januar 1784 die Blockade indeſſen auf, nachdem die Stadt ſich 
verpflichtet hatte, die freie Vorbeifahrt der Konſumtionsartikel für die 
angrenzenden preußiſchen Vororte zu geſtatten. Friedrich der Große 
erklärte jedoch dabei, daß er die Repreſſalien wieder aufnehmen würde, 
wenn es bis zum Frühjahr und dem Wiederbeginn der Schiffahrt nicht zu 
einer Einigung mit der Stadt kommen ſollte. 


Mit Aufhebung der Blockade wurde denn auch das Stüblauſche 
Werder von der Einquartierung und von den drückenden Lieferungen 
befreit. Wenn demnach der günſtige Anfang des Jahres 1784 bei den 
Bewohnern dieſes Werders wieder die Hoffnung auf eine Beſſerung ihrer 
wirtſchaftlichen Lage aufkommen ließ, ſo ſollte ſich dieſelbe jedoch nicht 
erfüllen. Nachdem das Stüblauſche Werder 110 Jahre lang keinen Durch⸗ 
bruch des Weichſeldammes mehr gekannt hatte, riß der Damm den 
21. März 1784 am Heringskruge bei einem ſtarken Eisgang. Unterhalb 
des Bruches war eine Stopfung, und das Eis in der Elbinger Weichſel und 
der Nogat lag noch feſt, was dann zu der Kataſtrophe führte. Die Bruch⸗ 
ſtelle war 20 Ruten lang. Oberhalb derſelben, der Heringslake gegenüber, 
war der Damm 110 bis 120 Ruten lang zudem derartig abgeriſſen, daß 
nur noch vier Schuh feſte Erde ſtanden und eine zweite Bruchſtelle zu 
befürchten blieb. Mehr als hundert Wagen wurden deshalb ſofort zur 
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Anfuhr von Erde und anderer Materialien behufs Verſtärkung des 
beſchädigten Dammteiles beordert, der denn auch gehalten zu ſein ſcheint. 
Von einem Abfangen des Bruches mußte zunächſt Abſtand genommen 
werden, weil zu befürchten blieb, daß bei dem noch zu erwartenden weiteren 
Eisgang der Fangdamm nicht ſtandhalten würde. Mitte April war die 
Schüttung des Fangdammes jedoch ſchon im Gange und ſie wurde auch 
unter Leitung der Deichgeſchworenen mit Erfolg ausgeführt. Letztere 
befanden ſich dabei in einer äußerſt ſchwierigen Situation, weil die Heran⸗ 
ziehung der Dammpflichtigen, zu denen im Falle eines Bruches auch die 
von der laufenden Dammunterhaltung befreiten Hufen gehörten, ſich nicht 
mehr im vollen Umfange erzwingen ließ. Die nach der Stadt zu belegenen 
Dörfer ſtanden derart unter Waſſer, daß ſie an den Damm nicht heran⸗ 
kommen konnten, und die unter preußiſche Herrſchaft gekommenen damm⸗ 
pflichtigen Ortſchaften lehnten überhaupt jede Beteiligung ab. Wie die 
Deichgeſchworenen ſich dann in ihrer Not an die Werderſche Funktion mit 
der Bitte wandten, daß dieſelbe fie zur beſchleunigten Herſtellung des Fang⸗ 
dammes mit den dazu erforderlichen Materialien an Holz, Nägeln etc. 
unterſtützen möge, erwiderte die Funktion: „ſie könne ſich zur Zeit nicht 
darüber äußern, ob ſie die Koſten dafür übernehmen würde, weil das 
Werder ſchuldig wäre, ſeine Dämme ſelbſt zu unterhalten. Die Deich— 
geſchworenen möchten indeſſen nur anſchaffen, was nöthig wäre, das 
Uebrige würde ſich ſchon finden“. 


Es blieb bei allen Dammdurchbrüchen dasſelbe: die Werderſche 
Funktion, der die vollen Befugniſſe der Aufſichtsbehörde zuſtanden, verſagte 
gänzlich, ſowie ſie über die ſachverſtändige Leitung der vorzunehmenden 
Arbeiten befinden und für die Beſchaffung der erforderlichen Mittel eintreten 
ſollte. Verantwortung, Leitung und Laſt verblieb vielmehr lediglich Sache 
des Deichgrafen und der Deichgeſchworenen. Letztere berechnen die Koſten 
für das Abfangen des Bruches und die Wiederherſtellung des Dammes 
wie für die Reparatur der beſchädigten Dammſtrecken folgenderart: 


25 987 Mann à 1 fl. 2987 fl. 
3184 Wagen à 6 fl. — 19 104 fl. 
1040 Fuhren Strauch à 6 fl. — 6240 fl. 


995 Fuhren Miſt à 6 fl. ==; 3930 TI 
an barem Gelde . . 12 769 fl. 
Summa: 70070 fl. 

In noch weit höherem Grade als bei der Schließung des Bruches 
und der Wiederherſtellung des Dammes macht ſich der Mangel einer ein- 
heitlichen Leitung der Aufſichtsbehörde bei der Fortſchaffung des Waſſers 
aus den überſchwemmten Dorfſchaften bemerkbar, die ſich deshalb länger 
als nötig verzögerte und ſo auch die Ernte des folgenden Jahres in Frage 
ſtellte. 

Die nachteiligen Wirkungen der Blockade und des Durchbruchs am 
Heringskrug für die Bewohner des Stüblauſchen Werders ergibt eine Ein— 
gabe der Schulzen an den Rat, die kein Datum trägt, aber Anfang Sep— 
tember 1784 eingereicht ſein dürfte und folgendermaßen lautet: 

„Einem Hochedlen und Hochweiſen Rath ſehen wir Endes unter— 


ſchriebene Schulzen für uns und im Namen ſämmtlicher Dorfſchaften des 
Stüblauiſchen Werders uns genöthigt, mit ſchuldiger Ehrfurcht vorzutragen, 
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wie daß eine Hochedle Werderiſche Function uns befehlen laſſen, den ſonſt 
gewöhnlichen und abgewichenen Lichtmeß bereits fällig geweſenen Grund— 
zins Donnerstag, den 23. September dieſes 1784. Jahres unfehlbar zu 
erlegen und abzutragen. 


Alle übrigen ſonſt zu tragenden Onera, als Milizengelder, Subſidien 
wie auch Scharwerksgelder haben wir als getreue und gehorſame Unter⸗ 
thanen ohne alle Einwendung und Weigerung, ſo ſchwer es uns auch 
geworden, richtig erleget und bezahlet. So bereit und willig wir aber 
auch ſind und jederzeit ſein werden, die Befehle unſerer hochgebietenden 
Oberen zu befolgen, ſo gerne wir auch die Vorſchrift einer Hochedlen 
Function wegen Erlegung und Abtragung des rückſtändigen Grundzinſes 
gehorſamſt und pflichtmäßig zu erfüllen wünſchen, jo ſehen wir uns doch 
leider durch die ſeit einiger Zeit uns betroffenen außerordentlichen und 
gewiß ſehr großen Unglücksfälle außer Stand geſetzet, derſelben ein Genüge 
zu leiſten. 

Gott und Jedermann iſt es bekannt, wie ſehr die Bewohner unſeres 
Werders bei Gelegenheit der unglücklichen Blockade unſerer geliebten Vater⸗ 
ſtadt innerhalb ganzer vier Monate durch die ſtarke Einquartierung und 
unerſchwinglichen Lieferungen an Proviant und Fourage an die Kgl. Prß. 
Truppen gelitten haben, und wie ſehr wir durch die anhaltenden Podwodden 
und Fuhren auch bei dem ſchlimmſten und inpractikabelſten Wege mit⸗ 
genommen worden ſind. Bei dieſem unglücklichen Vorfalle haben wir 
viele von unſern Producten, die doch bei Verſchiedenen, ja bei den Mehrſten, 
die einzige Quelle des baaren Geldes und folglich das einzige Mittel zur 
Abtragung der Abgaben iſt, zu unſerm größten Schaden theils garnicht, 
theils nicht zu rechter Zeit zu Markte bringen und verſilbern können; ja 
wir ſahen uns gezwungen, verſchiedene Artikel der ausgeſchriebenen Liefe— 
rungen, die wir in natura garnicht beſeſſen, für baares Geld zu kaufen 
oder mit baarem Gelde abzumachen. 


Da unſere Pferde und Geſchirr durch die vielen Podwodden und 
Fuhren bei inpractikablen Wegen ſehr ruiniret waren, ſo mußten wir die 
uns auferlegten unmöglichen Holzfuhren bei der großen Entlegenheit mit 
baarem Gelde bezahlen. 

Um nun ſowohl hierzu als auch zur Bezahlung des Geſindelohnes 
das erforderliche baare Geld herbeizuſchaffen, haben wir zum Theil unſere 
Producte bei geſperrter freier Paſſage nach der Stadt mit unſerm großen 
Schaden und Verluſt anderweitig unter Preis verkaufen müſſen. Und hiebei 
waren wir noch der ſtrengſten Begegnung, der gröbſten Beleidigung, der 
härteſten Inſultirung und unaufhörlichen Strapazen und koſtbaren Reiſen 
beſtändig ausgeſetzt. Alles dieſes Ungemach und damit verknüpfte Koſten 
und Schäden haben wir auch bei den ſtärkſten Verſuchungen mit unerſchütter⸗ 
ter Standhaftigkeit und unverbrüchlicher Treue gegen unſere rechtmäßigen 
und gnädigen Oberen erduldet und ertragen. 

Wir ſchmeicheln uns alſo, ob zwar mit thränenden Augen, jedoch ohne 
über unſer Betragen und Aufführung zu erröthen, bei hierauf erfolgter 
neuer, hart drückender Landplage unſern gnädigen Obern uns nähern zu 
dürfen und Höchſtderſelben Mitleiden bei unſerm Unglück zu erflehen. 

Der ſo unglückliche, alles verheerende Ausbruch der Weichſel in unſer 
Werder hat unſer Land, insbeſondere das niedrige völlig überſchwemmt, 
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das daſelbſt befindlich geweſene Wintergetreide, Roggen und Weizen, 
gänzlich weggeſpület und ruiniret, ſo daß viele das benöthigte Brodkorn 
ſowohl als das künftige Saatkorn wieder kaufen müſſen. Durch die an- 
haltende Ueberſchwemmung iſt es unmöglich geweſen, vieles Land nur auf 
irgend eine Art zu benutzen, ja es iſt ſelbiges dergeſtalt verwildert worden, 
daß viele Jahre, unſägliche Koſten und unermüdete Arbeit dazu werden 
erfordert werden, um daſſelbe wieder in den vorigen und nutzbaren Stand 
zu ſetzen. Selbſt diejenigen Ortſchaften, ſo nicht unter Waſſer geſetzt 
geweſen, haben jedoch ihr Land gehörig zu bearbeiten verabſäumen 
müſſen, indem ihr Vieh und Volk vom 21. März bis jetzo theils zur 
Hemmung des Bruchs, theils zur Schüttung des neuen Dammes, theils aber 
auch zur Reparatur der alten Dämme beſtändig hat hergegeben werden 
müſſen, wodurch denn geſchehen, daß vielen von uns eine anſehnliche 
Anzahl von Pferden der anhaltenden Strapazen wegen gefallen iſt. 


Hiernächſt haben wir gegenwärtig noch den bei der Bollenbude vor— 
gefundenen ſchadhaften Ort mit 3 Schock Holz verpfählen und verſtoßen 
müſſen, ja was unſer Unglück mehr vergrößert, ſo äußert ſich von neuem 
bei der Langfelder Wachbude ein ſo gefährlicher Schaden, welcher Gott 
weiß wie und mit was für ſchweren Koſten wird wieder hergeſtellt werden 
können. Durch die heftigen Fluthen und durch das bis jetzo zum Theil 
noch ſtehende Waſſer ſind die Gräben verſchlemmt, gutes Land verſandet, 
die Wälle weggeſpület, die Höfe und Gebäude aufgeweichet und ruiniret, 
ſo daß ſie der ſtärkſten und koſtbaren Reparatur bedürfen. 

Viele von uns haben ſich genöthigt geſehen, wegen Mangel des 
Futters und der Weide ihr annoch gerettetes Vieh anderwärts mit vielen 
Koſten in die Fütterung und Weide zu bringen, um womöglich den höchſt 
benöthigten Beſatz zu conſerviren. Oh, wie betrübt und traurig iſt hiebei 
nicht die Ausſicht für die Zukunft; kurz, durch alle dieſe Unglücksfälle ſind 
wir dergeſtalt zurückgeſetzet und unſer Vermögen ſo erſchöpfet, daß wir den 
von der Hochedlen Function verlangten rückſtändigen Grundzins zu erlegen 
und abzutragen nicht vermögend ſind. 

In dieſer unſerer ſo traurigen und gewiß mitleidungswürdigen Lage 
nehmen wir dahero mit wehmuthsvollem Herzen unſere Zuflucht zu dem Hoch⸗ 
edlen und Hochweiſen Rath und ſämmtlichen Hochlöblichen Ordnungen dieſer 
Stadt, unſern gütigen und gnädigen Obern, mit der unterthänigſten und 
demüthigſten Bitte: Ein Hochedler und Hochweiſer Rath wolle ſich dieſes 
unſeres dargeſtellten wahrhaften Elends wegen unſerer väterlich erbarmen 
und den rückſtändigen Grundzins für dieſes Jahr gnädigſt ſchenken, und 
dieſe gütige Erklärung an die Hochedle Werderiſche Function gelangen 
laſſen.“ 

Der Rat beſchloß zunächſt am 3. Januar 1785 ſich wegen des Bitt⸗ 
geſuches, das von ſämtlichen Schulzen der Scharwerks- wie der Freidörfer 
unterſchrieben war“), mit allen Ordnungen ins Benehmen zu verſetzen, 

und er gelangte dann am 22. April 1785 zu folgendem Beſchluß: „Und auf 


) Es ſtehen folgende Namen darunter: Gottlieb Wilhelm Bier, Johann 
Traugott Hacker. Joh. Jacob Schultz. G. Reinhold Störmer, Salomon Kohl, 
Andreas Schumacher. Salomon Räd, Jacob Heyn, Ephraim Weſſel, Jacob Klein, 
Joh. Jacob Kleiß, Salomon Gottlieb Gronau, Peter Kohl, George Scherwitzki, 
Georg Jacob Woſſek, Erdmann Lietz, Peter Jacobſen, Johann Mührau, Michael 
Nickel, Daniel Dobbroß, Johann Braſſer. 
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gepflogenes Vernehmen mit den löblichen Ordnungen will ein Rath den 
Supplicanten in ihrem Geſuch inſoweit fügen, daß ihnen insgeſammt in 
Anſehung der durch die Blockade erlittenen Beſchwerden die Hälfte des 
vorjährigen Grundzinſes zu erlaſſen ſein werde, in Anſehung aber des durch 
den im vorigen Jahre erfolgten Ausbruch der Weichſel verurſachten 
Schadens wird es der näheren Unterſuchung und Entſcheidung einer löb— 
lichen Function zum Werder überlaſſen, denjenigen Einſaſſen, die darunter 
wirklich gelitten, nach Bewandniß der Umſtände noch über die Hälfte des 
vorjährigen Grundzinſes nach dem Verhältniß des gehabten Schadens eine 
Entſchädigung zuzuſtehen.“ 

Nach bewirkter Feſtſtellung der Schäden erließ die Werderſche Funktion 
denn auch die volle andere Hälfte des Grundzinſes für 1784 den Ortſchaften 
Scharfenberg, Proitenfelde, Reichenberg, Weßlinken, Sperlingsdorf, Käſe⸗ 
mark und Kl. Zünder. Dagegen wurden einſchließlich der Hälfte für die 
Blockadeſchäden Gottswalde 7/s, Landau, Schönau, Herzberg und 
Wotzlaff / und Gr. Zünder, Trutenau, Letzkau 8 des gleichen Zinſes 
erlaſſen. Von den emphyteutiſchen Ortſchaften erhielt Schönrohr einen 
Erlaß von 8 des Jahresbetrages des Kanons, Grebinerfeld von /. 


Aus den Erlaßſätzen läßt ſich mindeſtens entnehmen, welche Ort— 
ſchaften am ſchwerſten und welche weniger ſchwer durch die Bruchſchäden 
betroffen waren, für die Größe derſelben bieten ſie aber keinen Anhalt. Zu 
der Höhe der Schäden ſtand dieſer Grundzinserlaß auch nur in einem 
ſehr beſcheidenen Verhältnis, denn der geſamte Grundzins betrug nach der 
Feſtſetzung von 1775 für die Scharwerksdörfer 13 860 fl., für die Frei⸗ 
dörfer 5201 fl. Allein die Wiederherſtellung des durchbrochenen Dammes 
und die Reparatur der beſchädigten Dammſtrecken hatte aber, wie bereits 
angeführt, einen Koſtenaufwand von 70 070 fl. erfordert, wozu dann für die 
vorbenannten Ortſchaften, abgeſehen von den Schäden an den Gebäuden und 
den Verluſten an Vieh, faſt durchweg der Ausfall einer ganzen Ernte kam. 


Sehr erſchwert wurde dem Stüblauſchen Werder und beſonders deſſen 
Deichgeſchworenen die Laſt und Arbeit noch dadurch, daß die unter 
preußiſche Hoheit gekommenen dammpflichtigen Ortſchaften ſich weder zur 
Scharwerksleiſtung noch zur Geldzahlung dafür verſtanden. Die Deich⸗ 
geſchworenen, welche die Koſten mit 55 fl. 9½ gl. pro dammpflichtiger Hufe 
von dieſen Ortſchaften beitreiben wollten, ſchrieben noch im Juni 1785 
darüber an den Rath: „Ob dieſe Dörfer und Oerter ſich etwa durch eine 
chimäriſche Verjährung, indem ſeit mehr wie hundert Jahren kein Durch— 
bruch des Weichſeldammes und alſo auch nicht ein ähnlicher Vorfall 
geweſen, oder durch Veränderung der Landeshoheit, oder aus einem andern 
unwichtigen Grunde von dieſer ihrer Schuldigkeit ſich losmachen zu können 
glauben, iſt uns gänzlich unbekannt.“ Ob die Beitreibung dieſer rück— 
ſtändigen Leiſtungen überhaupt gelungen iſt, habe ich nicht feſtſtellen können. 
Die Unterſtützung durch die preußiſche Verwaltung war hierbei jedenfalls 
eine unzureichende, was ſich durch das Geſamtverhalten des Königs von 
Preußen der Stadt Danzig gegenüber erklärt. Es kehren denn auch die 
Beſchwerden der Deichgeſchworenen darüber, daß die preußiſchen damm⸗ 
pflichtigen Dörfer am Damm nichts getan hätten, dauernd wieder. Noch 
1789 heben ſie hervor: „daß die Stadt Dirſchau ſich überhaupt zu keiner 
Arbeit am Damm verſtehen wolle, dagegen aber täglich 600 Stück Stadt⸗ 
vieh den Damm entlang treibe und denſelben vollſtändig ruinire“. 
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Unter den vorſtehend aufgeführten Ortſchaften, die durch den Weichjel- 
durchbruch derartig geſchädigt waren, daß ihnen auch deswegen ein Grund— 
zinserlaß zuteil wurde, fehlen die Dörfer Stüblau, Oſterwick und Zugdam, 
was ſich ſchon daraus erklärt, daß ſie bei Lage der Bruchſtelle dem Ueber— 
ſchwemmungswaſſer entweder gar nicht oder doch nur in geringem Umfang 
ausgeſetzt geweſen ſind. Trotzdem waren die Verluſte, welche die Ortſchaft 
Stüblau und mit ihr Barthel Weſſel auch abgeſehen von der Beitrags- 
laſt zur Wiederherſtellung des Dammes zu tragen hatte, keine geringen. 
Insbeſondere war der Außendeich durch die Eisgänge 1784 und 1785 ſehr 
verſandet, weshalb den Stüblauern nach Beſichtigung des Schadens durch 
die Werderſche Funktion gegen den Widerſpruch der Deichgeſchworenen 
ein Teil des Dammſcharwerks, das fie auch in halber Höhe wie vom Binnen⸗ 
lande vom Außendeich zu leiſten hatten, für das Jahre 1785 erlaſſen wurde. 
In einem Geſuch an die Werderſche Funktion vom 3. September 1785, in 
dem ſie um Erlaß des Grundzinſes bitten und das den Vermerk „von uns 
ſelbſt entworfen“ trägt, kennzeichnen ſie ihre Schäden folgenderart: 


„Nachdem an 2 Jahren, 1784 und 1785, durch Eisgang der Weichſel 
entſtandenes hohes Waſſer, beſonders 1784 in unſerm Außendeich 100 Mor⸗ 
gen und in dem inneren Lande 30 Morgen, zuſammen 130 Morgen, 
ausgeſäetes Wintergetreide erſäufet worden, und Anno 1785 eben durch 
Eisgang der Weichſel, hohes Waſſer, theils durch Quellung, theils durch 
Aufſchwellung der Mottlau hohen Waſſers, ob wir gleich alle Mittel mit 
unſern Waſſergängen, welche ſonſt das gewöhnliche Waſſer abgeführet, 
angewandt, dennoch das Waſſer ſtehen geblieben und zu unſerm Schaden 
62 Morgen ausgeſäetes Wintergetreide erſäufet, und eben auch in dieſem 
Jahre das hohe Waſſer uns in unſerm Außenteiche 106 Morgen Säeland 
verſandet, welches vermuthlich auch zu ewigen Zeiten unbrauchbar Land 
bleiben wird, ohne den ſo hiebei genannten Sackwald, welcher ebenfalls 
verſandet, wie ſolches eine Hochlöbliche Function bei letzterem Unterſuchen 
ſelbſt befunden und dadurch der Wahrheit hiervon überzeuget worden. 
Wenn uns alſo, wie oben erwähnet, in dieſen zweien Jahren durch die 
erlittene Ueberſchwemmung des Außenteiches und inneren Landes zuſam— 
men nicht allein 192 Morgen ausgeſäetes Wintergetreide erſoffen, ſondern 
auch im Außenteiche 106 Morgen Säeland verſandet, wodurch wir in 
unſerer Nahrung und Handtierung ſehr herunter geſetzet und geſchwächet, 
geſchweige der großen Scharwerke des Außenteichs, ſowohl der ordinären 
wie auch der extraordinären Scharwerke des Weichſeldurchbruchs, wodurch 
auch unſere Pferde ganz entkräftet worden, daß viele erepiret und die noch 
übrigen dadurch zum Ackerbau unbrauchbar ſind geworden.“ 


Das Scharwerk im Außendeich, von dem die Rede iſt, war zur Wieder- 
inſtandſetzung der Vorſchüſſe notwendig, die zur Abweiſung des Stromes 
dienten und durch die bezeichneten Eisgänge durchriſſen und ſonſt beſchädigt 
waren. Dieſes Scharwerk, zu dem ſämtliche Scharwerksdörfer, wenn auch 
in verſchiedenem Verhältnis, herangezogen wurden, dehnte ſich bis zum 
Jahre 1788 aus und erforderte die Anfuhr von mehreren hunderttauſend 
Fuhren Erde neben dem notwendigen Pfahlwerk und Strauch. 


Als beſonders wichtige Werke werden benannt: das Haupt, „der Bär“ 
und „der Sackwall“ bei Stüblau, „der lange und der hohe Vorſchuß“ und 
das Haupt „der Luchs“ bei Güttland. 
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Das Bittgeſuch der Stüblauer hatte keinen Erfolg; die Werderſche 
Funktion wies ſie auf die Vergünſtigung hin, die ſie durch Erlaß eines 
Teils des Dammſcharwerks erlangt hatten, wodurch allerdings lediglich das 
Werder entſprechend höher belaſtet wurde. 


Der Stüblauer Außendeich war zu jener Zeit noch nicht ausgelandet. 
Zwar war ein dahingehender Verſuch ſchon 1641 gemacht, doch mahnten 
die wiederkehrenden Verſandungen zur Vorſicht, weshalb die Zuweiſung 
der einzelnen Teilſtücke an die Nachbarn zunächſt nur auf drei Jahre er- 
folgte. Aus dem angeführten Grund hatte dieſe Separation aber keinen 
Beſtand, und denſelben Ausgang nahmen erneute verſuchsweiſe Aus- 
landungen, die im Verlauf von zwei Jahrhunderten wiederholt gemacht 
wurden. Erſt 1842 erfolgte die definitive Separation des Stüblauer 
Außendeichs. 


Die Jahre 1783 bis 1785 werden wohl die ſchwerſten für Barthel 
Weſſel in ſeiner geſamten Wirtſchaftszeit geweſen ſein und ſeinen Wohl⸗ 
ſtand beträchtlich vermindert haben. Letzterer beſſerte ſich dann wieder in 
der folgenden Zeit und wurde, wenn auch nicht erheblich, noch durch die 
Erbſchaft vermehrt, die ſeiner Frau nach dem Tode ihres Vaters zufiel. 
Gottlieb Arend, der, wie das aus verſchiedenen, den Durchbruch beim 
Heringskruge betreffenden Eingaben an den Rat hervorgeht, bei der 
Schließung des Bruches und der Wiederinſtandſetzung des Weichſeldammes 
ſeines Amtes als Deichgeſchworener noch in vollem Umfange gewaltet hatte, 
ſtarb am 18. Juli 1787. Seine fünf Kinder erklärten am 13. Oktober 
desſelben Jahres vor dem Amt, daß fie ſich über die väterliche Hinterlaſſen⸗ 
ſchaft geeinigt, und daß danach ihr älteſter Bruder Michael Gottlieb den 
Beſitz zu Letzkau und zu Gr. Zünder übernommen hätte. Ueber die Höhe 
des einzelnen Erbteils verlautet dabei nichts. Außer den Frauen der 
Gebrüder Barthel und Ephraim Weſſel und dem vorerwähnten Michael 
Gottlieb werden noch die Brüder Daniel Gottfried und Johann Heinrich 
als Erben aufgeführt. Letzterem, der auch hierbei als „unvermögend“ 
bezeichnet wird, wurde der Deichgeſchworene Paul Berendt aus Käſemark als 
Vormund beſtellt. 


Daniel Gottfried Arend kaufte 1789 den 5 Hufen großen Hof des 
Abſalon Mix zu Stüblau, zu dem außerdem noch ¼ Part des gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſitzes der Stüblauer Nachbarn zu Oſterwick und Zugdam gehörte, 
für 52 700 fl., wobei er 30 000 fl. anzahlte. Viel höher als dieſe An⸗ 
zahlungsſumme dürfte das Vermögen des Käufers auch wohl nicht geweſen 
ſein, ſo daß ſich danach auch bemeſſen läßt, was Barthel Weſſels Frau im 
ganzen in die Ehe gebracht hat. Es fällt das bei der Beurteilung des 
wirtſchaftlichen Erfolges Barthel Weſſels ins Gewicht, weshalb ich es 
beſonders hervorhebe. 


1789 wurden eine erhebliche Zahl von Ortſchaften des Stüblauſchen 
Werders erneut durch einen Bruch des Walles geſchädigt, der den Dirſchauer 
Mühlenkanal eindämmt. Die Ländereien des Dorfes Stüblau wurden 
dadurch wohl nur in geringem Grade betroffen, recht bedeutenden Schaden 
erlitt die Nachbarſchaft dieſes Dorfes und mit ihr Barthel Weſſel aber an 
dem gemeinſchaftlichen Beſitz zu Oſterwick. Bei dieſer Kalamität müſſen 
ſich die unzureichenden Vorflutverhältniſſe der Mottlau ganz beſonders 
fühlbar gemacht haben, denn die Deichgeſchworenen und die Werderſche 
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Funktion nahmen nunmehr auf eine Verbeſſerung derſelben Bedacht. Als 
weſentliches Vorfluthindernis erachteten ſie eine Kämpe in der Mottlau, die 
zwiſchen Mönchengrebin und Sperlingsdorf belegen war, und die fie zur 
Verbreiterung des Flußbettes auf einer Seite abſtechen wollten. Mönchen- 
grebin ſtand aber, wie bereits erwähnt, ſeit 1772 unter preußiſcher Herr- 
ſchaft, und der zuſtändige Amtmann zu Subkau erhob gegen die Abſtechung 
der Kämpe Einſpruch. Die Werderſche Funktion beſchloß deshalb, die Hilfe 
der Kriegs- und Domänenkammer zu Marienwerder in dieſer Angelegenheit 
nachzuſuchen, und begründete dies folgenderart: 


„Und hängt von der Abſtechung eines Stückes von dieſer Kämpe — 
denn ſie ganz wegſtechen hieße, die Riedewand den drohendſten Gefahren 
blosſtellen — das Geſammtintereſſe beiderſeitiger Unterthanen ab, ſo wie 
das Danziger Gebiet unendlich durch dieſelbe leidet. Denn ſo hat das 
Werder, um den jüngſten Fall anzuführen, 1789 durch den Ausbruch des 
Mühlenkanals, welcher in das Damerauer Los entſtanden und viel Wochen 
lang gelaufen, ſo daß kein Waſſer auf die Dirſchauer Mühle gekommen, 
ſondern aus dem Lübſchauer See ins Werder gegangen, dadurch großen 
Schaden gelitten, ſo daß viele Oberdörfer, als Oſterwick z. B., aufs ſchreck— 
lichſte unter Waſſer geſetzt worden, weil die Waſſerkolonne hinter der Riede— 
wand!) der Stadt wegen des zu beengten Betts keinen Abfluß gefaßt. 
Denn wenn man weiß, daß nicht die Mottlau allein unter der Riedewand durch 
muß, ſondern die Mottlau, nachdem ſie ſich mit dem Ziegengraben und der 
Belau vereinigt, reißende Waſſer zur Frühjahrszeit, welche zum Theil durch 
fleißige Kultur auf der Kgl. preußiſchen Höhe immer waſſerreicher werden 
müſſen, wenn man weiß, wie hoch das Waſſer davon an der Riedewand, 
ohne Abzug zu haben, ſteht, welches die an derſelben befindlichen Marken 
außer Zweifel ſetzen, ſo muß eine Function allerdings ernſtlich an die 
Erweiterung des Bettes denken, die aber ohne Wegſtechung eines Theiles 
der Kämpe undenkbar iſt.“ 

Das Anſuchen bei der Kriegs- und Domänenkammer zu Marien- 
werder war von dieſer dem Amtmann zu Subkau zur Berichterſtattung 
überſandt worden, der ſich deshalb veranlaßt ſah, ſchon vor Stellungnahme 
ſeiner vorgeſetzten Behörde zu der Frage unterm 13. Juli 1800 an die 
Werderſche Funktion zu ſchreiben: „er ſei der unvorgreiflichen Meinung, 
daß, wenn die Danziger Regierung dafür ſorgen würde, daß die Kaufleute 
das Holz in der Mottlau aufwäſchen, es folglich nicht mehr einen meilen— 
langen Raum einnähme, dieſer Fluß hinlänglichen Abfluß habe. So ſehr 
nun der Rath für ſeine Kaufleute ſorge, ſo ſorge man von preußiſcher Seite 
auch für ſeine Unterthanen, weshalb man in die Abſtechung der Kämpe 
nie willigen werde, weil die preußiſchen Unterthanen dadurch großer Waſſers— 
gefahr ausgeſetzt würden“. Der Amtmann kann dabei nur die Beſitzer 
von Gut und Dorf Mönchengrebin im Auge gehabt haben, in deren Vor— 
flutintereſſe die Abſtechung der Kämpe auch lag, die ihn aber wohl darauf 
hingewieſen hatten, daß die Holzlagerungen in der Mottlau erſt recht ein 

großes Hemmnis für die Vorflut böten. Dies der Werderſchen Funktion 
zum Bewußtſein zu bringen, war wohl der Hauptzweck jenes Schreibens 
des Amtmanns, denn er teilte zu gleicher Zeit dem Deichgeſchworenen 
Biehr aus Güttland mit, daß der Schulze Weſſel aus Mönchengrebin an— 

Bauwerk. durch das der Kladaufluß zum Betrieb der Grebiner Waſſer⸗ 
mühle, die der Stadt gehörte, über die Mottlau geleitet wird. 
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gewieſen jei, die Abſtechung der Kämpe zuzulaſſen, die aber nur in der Art 
erfolgen dürfe, wie der benannte Schulze das angeben würde. Viel wird 
dabei wohl nicht herausgekommen ſein. Der ganze Vorgang läßt aber 
wiederum erkennen, wie das Gefüge der beſtehenden Deich- und Vorflut— 
ordnung des Stüblauſchen Werders ſich immer mehr lockerte, nachdem der 
ehemalige geiſtliche oder gutsherrliche Beſitz, der in dieſe Organiſation 
n war, dem preußiſchen Staat gehörte oder unter deſſen Hoheit 
tand. 

Beſonders beachtenswert iſt der Vorgang aber wegen der Bemerkung 
der Werderſchen Funktion, „daß die Zuflüſſe der Mottlau durch fleißige 
Kultur auf der Kgl. preußiſchen Höhe immer waſſerreicher würden“. Sie 
zeigt, welche erheblichen Fortſchritte das gewaltige Kulturwerk auch auf der 
angrenzenden Höhe ſchon damals gemacht haben muß, das Friedrich der 
Große mit weitem Blick aufgenommen und mit zäher Energie fortgeführt 
hatte, um die neu erworbene Provinz Weſtpreußen nach jahrhundertelanger 
polniſcher Mißwirtſchaft wieder emporzubringen. Wenn die Trockenlegung 
von verſumpften Höhenländereien ſich dem Danziger Stadtregiment und den 
Bewohnern des Stüblauſchen Werders auch nur dadurch unliebſam fühlbar 
machte, daß ihren Vorfluten ohne Rückſicht auf deren Aufnahmefähigkeit 
das überſchüſſige Waſſer zugeführt wurde, ſo wird dieſen Beteiligten trotz— 
dem dabei doch der Unterſchied zwiſchen preußiſchem und polniſchem 
Regiment in der Fürſorge für die Untertanen klar zum Bewußtſein gekom— 
men ſein. Unter letzterem ſtanden die Danziger und ihr Gebiet aber noch 
immer, und es blieb ſo auch die Quelle der Leiden, die ſie noch weiter zu 
tragen hatten. 


Die Hoffnung der Danziger, daß nach dem Ableben Friedrichs 
des Großen deſſen Nachfolger ſich ihnen günſtiger geſinnt erweiſen würde, 
erfüllte ſich nicht. Wenn Rußland ſie auf dieſen Zeitpunkt vertröſtet und 
ihnen zu demſelben die Wiedererlangung des Hafens zu Neufahrwaſſer in 
Ausſicht geſtellt hatte, ſo mußten ſie jetzt erkennen, daß die Kaiſerin 
Katharina II. durchaus nicht geſonnen war, ſich Danzigs halber die Gegner— 
ſchaft des Königs von Preußen zuzuziehen. Die Politik Friedrich 
Wilhelms II. gegen Danzig blieb vielmehr unverändert dieſelbe wie die 
ſeines großen Vorgängers, ſie behielt die Einverleibung von Danzig und 
Thorn in ſeinen Staat unverrückt im Auge. Der Beiſtand auswärtiger 
Mächte, auf den die führende Partei in der Danziger Bürgerſchaft noch 
immer rechnete, wurde nach dem Ausbruch der franzöſiſchen Revolution 
und dem Fortgang, den dieſelbe nahm, immer ausſichtsloſer, weil die 
bedrängte Lage des franzöſiſchen Königshauſes zum gemeinſamen Handeln 
der Höfe hindrängte, wenn demſelben Rettung werden ſollte. Auf dem 
Fürſtentage zu Pillnitz am 27. Auguſt 1791 kam dieſe Auffaſſung gegen 
das revolutionäre Frankreich beſtimmt zum Ausdruck. Rußland ſtand 
zudem in Waffenbrüderſchaft mit Oeſterreich ſeit 1788 im Kriege wider die 
Türkei, der erſt 1792 durch den Frieden von Jaſſy zu Ende ging, und war 
ſo geradezu darauf angewieſen, den König von Preußen in guter Stimmung 
zu erhalten. Der Länderzuwachs, den Rußland und Oeſterreich während 
dieſes Krieges erlangt hatten, bedrohte ohnehin das europäiſche Gleichgewicht 
und mußte ſo den König von Preußen mit Beſorgnis erfüllen. 


In Polen hatte die Inanſpruchnahme der rufjiichen Heeresmacht 
durch den türkiſchen Krieg erneut die Hoffnung auf Befreiung von dem 
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übermächtigen ruſſiſchen Einfluß wachgerufen. Einflußreiche polniſche 
Edelleute glaubten dies in Verbindung mit dem König von Preußen er- 
reichen zu können, und es bildete ſich ſo in der polniſchen Republik eine 
preußiſche Partei, die auch zur Abtretung von Danzig und Thorn gegen 
Erlangung des preußiſchen Bündniſſes bereit war. Letzteres kam auch 
zuſtande, nachdem Friedrich Wilhelm II. offiziell hatte erklären laſſen, 
daß die Polen zur Abänderung der ihnen von Rußland aufgedrungenen 
Verfaſſung berechtigt wären, und nachdem der ſchwache polniſche König 
Stanislaus Auguſt ſich zur Auflehnung gegen den ruſſiſchen Einfluß durch 
die allgemeine patriotiſche Begeiſterung hatte hinreißen laſſen. Am 
3. Mai 1791 nahm denn auch der Reichstag die neue polniſche Verfaſſung 
an, die Stanislaus Auguſt ſofort beſchwor. Sie brach beſonders dadurch 
mit den beſtehenden Rechtszuſtänden, daß ſie das Liberum Veto aufhob, 
die Erblichkeit der Königskrone feſtſetzte und den Diſſidenten Duldung 
zuſicherte. Da die Ehe des Königs Stanislaus Poniatowski kinderlos war, 
ſo wurde der Kurfürſt Friedrich Auguſt von Sachſen zum Thronfolger 
beſtimmt. 

Wenn nun auch dieſe polniſche Konſtitution, wie ſie benannt wurde, 
in ganz Europa Zuſtimmung fand, ſo legten doch zahlreiche polniſche Edel— 
leute Proteſt gegen dieſelbe ein, und die Führer der Unzufriedenen riefen 
ſchließlich die Hilfe der Kaiſerin Katharina IT. zur Erhaltung der „polniſchen 
Freiheit“ an. Der ruſſiſchen Kaiſerin, die nach dem Frieden mit der Türkei 
wieder freie Hand hatte, kam das zur Wiederherſtellung ihres Einfluſſes 
in Polen durchaus gelegen, und ſo ließ ſie denn im Mai 1792 ein Heer in 
Polen einrücken. Im Vertrauen auf dieſen Beiſtand bildete der oppoſitio⸗ 
nelle Adel die Tarpowiczer Konföderation zur Wiederherſtellung und 
Erhaltung der alten Ordnung. Die Folge davon war natürlich wieder der 
Bürgerkrieg. Wenn auch die Anhänger der neuen Verfaſſung, die 
„Patriotenpartei“ unter Thaddäus Koseciuszko bei Dubienca den Ruſſen 
rühmlichen Widerſtand leiſteten, ſo ließ ſich König Stanislaus Auguſt doch 
derart einſchüchtern, daß er auf Verlangen Katharinas ſelbſt der Tarpowiczer 
Konföderation beitrat und ſeinen Truppen alle Feindſeligkeiten gegen die 
Ruſſen unterſagte. Letztere rückten in Warſchau ein, und die Häupter der 
Patrioten mußten aus ihrer Heimat flüchten. 


Die Hilfe Preußens, auf welche die polniſche Verfaſſungspartei 
gerechnet hatte, war ausgeblieben, wohl weil der revolutionäre Charakter, 
mit dem dieſe Partei von ruſſiſcher Seite belegt wurde, Friedrich Wilhelm II. 
abſtieß, und weil ſeine Truppen inzwiſchen zur Bekämpfung der franzd- 
ſiſchen Revolutionsarmee und zur Rettung der franzöſiſchen Königsfamilie 
in Lothringen eingerückt waren. Sowohl Preußen wie Oeſterreich gelang 
es ſchon im erſten Kriegsjahr nicht, einen dauernden Erfolg gegen das 
franzöſiſche Revolutionsheer zu erringen. Die Truppen der verbündeten, 
aber gegeneinander mißtrauiſchen Mächte räumten vielmehr bei der Un— 
entſchloſſenheit ihrer Führer ſchon im Oktober 1792 das franzöſiſche Gebiet. 
Dieſe Mißerfolge der beiden benachbarten Monarchien und die unverhehlte 
Freude, die ſich über die Siege der Franzoſen bei den Polen in der Hoff— 
nung auf franzöſiſche Hilfe kundgab, brachte wohl den Gedanken einer 
zweiten Teilung Polens bei der ruſſiſchen Kaiſerin zur Reife, um dadurch 
der Verbreitung revolutionärer Ideen in Polen zu begegnen und einen 
ungefährlichen Nachbarn an dieſem Lande zu behalten. 


17² 


260 


In dieſem Sinne knüpfte Katharina II. denn auch Verhandlungen 
mit Friedrich Wilhelm II. an, die williges Entgegenkommen fanden, weil 
der König dadurch nicht nur Danzig und Thorn, ſondern auch noch einen 
Erſatz für den ausgebliebenen Erfolg gegen Frankreich erlangen konnte. 
Es iſt anzunehmen, daß in dem Vertrage vom 7. Auguſt 1792 zwiſchen 
Rußland und Preußen die Beſitznahme jener beiden Städte dem König 
von Preußen bereits zugeſichert wurde. Die Danziger, die im Vertrauen 
auf die Verſprechungen des ruſſiſchen Reſidenten noch immer auf die Er— 
haltung ihrer Selbſtändigkeit gehofft hatten, erkannten nun auch, was ihnen 
bevorſtand. In der Kaufmannſchaft, die am meiſten durch den Verluſt des 
Hafens an die Preußen und die ihnen von dieſen auferlegten Zölle litt, 
war ſchon ſeit geraumer Zeit die Ueberzeugung zum Durchbruch gekommen, 
daß nur noch im Anſchluß an Preußen Rettung zu finden ſei, während der 
Rat und die Gewerke das noch mit aller Energie zu verhindern ſuchten. 
Die Vereinbarung über die Zollerhebung am Blockhauſe zu Danzig, zu der 
es nach Aufhebung der Blockade zwiſchen der Stadt und Friedrich dem 
Großen 1785 gekommen war, führte zu keinem für die Danziger erträglichen 
Zuſtande. Während die Danziger durch Erhöhung der Zölle am Blockhauſe 
für die preußiſchen Untertanen einen Ausgleich für den von ihnen erhobenen 
hohen Zoll bei Fordon wie für den Seezoll nach dem Wortlaut des Ver— 
trages glaubten herbeiführen zu können, wurde dies von der preußiſchen 
Regierung ganz entſchieden beſtritten. Die Bedrückungen und die Hemm— 
niſſe für Handel und Erwerbsleben der Danziger blieben vielmehr anhaltend 
dieſelben, und darin änderte ſich auch nichts nach der Thronbeſteigung 
Friedrich Wilhelms II. Wie dieſe Lage in der Stadt von einem Teil der 
Bürgerſchaft aufgefaßt wurde, läßt das Schreiben eines Kaufmanns er— 
kennen, das in einer Sitzung der dritten Ordnung am 23. Januar 1788 
zur Verleſung kam, in dem es heißt): 


Mit einer vielleicht beiſpielloſen Geduld haben die Bewohner der 
Stadt ſeit 16 Jahren den Verfall der Handlung gefühlt und ertragen. Ihre 
Hoffnung lag außer dem Glauben an Gott in dem Vertrauen auf die 
Mächtigen der Erde, welche er zur Beglückung ſeiner Menſchen zu Be— 
herrſchern berufen hat. Sie erinnerten ſich an die durch Beharrlichkeit 
und Ausdauerung ihrer Voreltern errungene Freiheit, und harreten ver— 
tröſtet von denen, die Hilfe zu gewähren mächtig genug waren, des Augen— 
blicks, der ihnen, wenn nicht ganz, doch zum Theil den Genuß einer freien 
Handlung wieder verſchaffen könnte. Dieſes Augenblicks harreten ſie — aber 
immer vergebens. Schon iſt's ſo weit gekommen, daß ſich keine kleinere 
Landſtadt in einer ärmlicheren Lage befinden kann, als Danzig. Denn 
von Jahr zu Jahr hat ſich ein Handlungszweig nach dem andern nach Elbing 
und anderen preußiſchen Orten gezogen, und keiner iſt mehr übrig, auf den 
wir ausſchließungsweiſe, wie es bis dato wohl noch der Fall war, Anſprüche 
machen könnten. 

„ Was die Folge? Unſer Untergang, den nur die für ſich verzögern 
önnen, welche Häuſer in der genannten Stadt etabliren oder von der 
Vorſehung ſo reichlich geſegnet worden, daß ſie für dieſe Zeit das allgemeine 
Elend ihrer Mitbürger, unter dem Gefühl des Wohlſeins vergaßen. Die 
letzte Hoffnung lag in den Unterhandlungen zu Berlin, die nun auch auf 
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eine Weiſe vorläufig beendet ſind, daß wohl niemand auf eine glücklichere 
Fortſetzung derſelben in Warſchau zu hoffen ſich berechtigt fühlen dürfte... 
Hängt unſere Fortdauer von der Concurrenz der Handlung mit den benach⸗ 
barten preußiſchen Unterthanen allein ab, ſo müſſen wir zu derſelben zu 
gelangen ſuchen, und führt uns kein Nebenweg dahin, ſo viele wir deren 
zu betreten verſucht haben, ſo müſſen wir den offenen gehen, und — mag 
es immer bei dem erſten Anblick das Gefühl des Republikaners empören u 
Unterthanen eines Königs zu werden verjuchen, unter deſſen Seepter ſich 
unſere nächſten Nachbarn beſſer befinden als wir.“ 


Beim Niederliegen von Handel und Gewerbe verminderte ſich natur- 
gemäß auch die Arbeitsgelegenheit für die unteren Klaſſen, und die Not 
in der Stadt wuchs von Jahr zu Jahr in erſchreckender Weiſe. Die 
Folge davon war, daß die Beſitz- und Arbeitsloſen in das ſtädtiſche Land— 
gebiet abſtrömten und beſonders im Stüblauſchen Werder die Bettlerplage 
unerträglich wurde. Deshalb erging unterm 5. Mai 1791 an den Deich- 
grafen Michael Bieberſtein zu Güttland folgendes für die Schulzen beſtimmte 
Zirkular des Werderſchen Amtsverwalters: 


„Sämmtlichen Schulzen und Rathleuten des Stüblauiſchen Werders 
wird hiermit ernſtlich anbefohlen, daß ſie ſich alle Mühe geben ſollen, den 
Thäter, welcher das Gärtnerhaus in Wotzlaff unweit Reichenberg an— 
geſtecket und die alte Lewerentzin ermordet hat, auszuforſchen und mir in 
mein Amt zu liefern. 


Zugleich wird denſelben angedeutet, daß kein herumtreibendes Ge— 
ſindel, welches ſein Gewerbe nicht angeben kann, in dem ganzen Stüblauiſchen 
Werder, unter was für einem Vorwande es auch wäre, ſolle geduldet 
werden. Zu dieſem Ende ſollen die Schulzen und Rathleute der Dorf— 
ſchaften fleißig darauf Achtung geben, daß kein Mitnachbar oder Käthner 
ſich unterfange, dergleichen Geſindel Nachts zu beherbergen, deswegen oft 
des Abends Hausſuchungen anſtellen und die wirklich von einem Dorf 
zum andern reiſenden Fußgänger nach den öffentlichen Krügen verweiſen. 


Ganze Rotten von Umtreibern, welche ſich auf den Landſtraßen und 
Triften finden laſſen und ſich daſelbſt um Eſſen zu kochen oder aus andern 
Abſichten lagern, ſollten ſogleich von einem jeden dem Schulzen des nächſten 
Dorfes angezeigt werden, damit dieſer mit Hilfe tüchtiger und mit Stöcken 
verſehener Knechte, auch wenn es nöthig wäre, mit militäriſcher Macht, 
ſelbige von Dorf zu Dorf bis an die Weichſel oder Werderiſche Grenze ver— 
treiben könne, worinnen ihm alle übrigen Schulzen der auf einander 
folgenden Dorfſchaften behilflich ſein müſſen. 

Bei Befolgung dieſer ſchriftlichen Anweiſungen muß alle bisher 
bezeigte Furcht vor Drohungen mit Feuer und dergleichen Plagen gänzlich 
abgeleget werden, weil dergleichen Entſchuldigungen ins Künftige bei mir 
nicht ſtattfinden werden und ſämmtlichen Einſaſſen des Stüblauiſchen 
Werders daran gelegen ſein muß, daß dieſes Gebiet ſoviel wie möglich von 
dem Uebermuth des herumtreibenden Bettelvolks und loſen Geſindels 
befreit werde, auch zu hoffen iſt, daß alsdann weniger Feuersbrünſte 
entſtehen werden, wenn ein jeder Hauswirth dabei die Vorſicht haben 
wird, daß in ſeinen Ställen und Scheunen niemals Tabak gerauchet werde 
und das Geſinde bei Tage und Nacht weniger nach eigenem Belieben in 
ſeinem Gehöfte aus- und eingehen kann.“ 
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Die militäriihe Macht, von der das Zirkular ſpricht, wurde zur 
Beſeitigung der Bettlerplage auch noch in Tätigkeit verſetzt. Sie beſtand 
aus ſechs gemeinen Reitern unter Führung der Landreiter, die Dorf für 
Dorf abſuchten. Das betreffende Dorf hatte das Kommando zu verpflegen, 
und die außerdem entſtandenen Koſten mußten von dem Werder und dem 
Bauamt anteilig aufgebracht werden. Die Erfolge, die das Kommando 
erzielte, waren natürlich nur vorübergehende, da die Bettler ſich bald 
wieder einſtellten, nachdem es abgezogen war. Hinſichtlich der aus Danzig 
ſtammenden Bettler heißt es in der Inſtruktion für das Kommando aus— 
drücklich, daß dieſelben, ſofern ſie nicht unverzüglich nach ihrem Geburtsort 
zurückkehren wollten und eine Gewähr gegen ihre Rückkehr in das Werder 
gegeben ſei, gefänglich angenommen und gebunden auf Wagen zur weiteren 
Verfügung des Werderſchen Amtsverwalters nach der Stadt zu trans— 
portieren wären. 

Die Unſicherheit muß danach zu jener Zeit im ſtädtiſchen Yand- 
gebiet und ſpeziell im Stüblauſchen Werder ſchon eine recht große geweſen 
ſein. Wurde den Nachbarn in letzterem das Leben dadurch ſchon ſehr er— 
ſchwert, ſo ſtellte das Verhalten der preußiſchen Militärpoſten in den 
ehemaligen geiſtlichen Gebieten alle obrigkeitliche Autorität im ſtädtiſchen 
Landgebiet geradezu in Frage, wie das der folgende Vorgang erkennen läßt: 

Der Nachbar Röſner in Stüblau war bei der Auslöhnung eines 
Knechtes Martini 1790 mit dieſem wegen einer Differenz von 2 fl. nicht 
einig geworden. Nachdem der Knecht ſich darauf im Kruge angetrunken 
hatte, kehrte er zu Röſner zurück, erging ſich zunächſt in groben Worten 
gegen ihn und bedrohte ihn dann weiter mit einer Axt in der Hand mit 
Totſchlag. Infolgedeſſen wurde der Knecht verhaftet und am 16. November 
durch den Hofmeiſter und den Kutſcher des Röſner in Ketten geſchloſſen auf 
einem Fuhrwerk nach Danzig transportiert. Vor St. Albrecht kam dieſem 
Transport ein preußiſches Kommando, beſtehend aus einem Unteroffizier 
und ſechs Mann, entgegen. Der Knecht rief den Soldaten ſofort zu, daß 
er preußiſche Dienſte nehmen wolle, ſprang vom Wagen und flüchtete ſich 
unter die Soldaten. Letztere führten ihn nun mit ſeinen Begleitern zur 
nächſten Wache, wo der Hofmeiſter gezwungen wurde, durch Abnahme der 
Vorhängeſchlöſſer den Knecht von ſeinen Feſſeln zu befreien und ihn dem 
Kommando zu überlaſſen. 

Gleichartige Fälle wiederholten ſich zu jener Zeit nicht ſelten, und 
ſie waren natürlich dazu angetan, die Zuchtloſigkeit des männlichen Geſindes 
zu mehren, da es ſich durch ſeinen Eintritt in das preußiſche Militär der 
gerechten Beſtrafung entziehen konnte. Die Scheu vor dem preußiſchen 
Militärdienſt war denn doch noch geringer als die Furcht vor der im 
ganzen noch recht barbariſchen Strafverbüßung. 

Solche Unſicherheit der Zuſtände wurde nun noch für die Bewohner 
des ſtädtiſchen Landgebiets durch die Zollplackereien der preußiſchen Militär— 
und Akziſepoſten vermehrt, deren willkürliches Verfahren unverändert das⸗ 
ſelbe geblieben war. So meldet noch 1792 Barthel Weſſel aus Stüblau 
dem Amt, daß er am 6. März auf der Rückfahrt aus der Stadt mit drei 
leeren Wagen beim Landkrug zu Mönchengrebin auf dem Landwege, der 
von den Werderſchen Einſaſſen unterhalten werde, von zwei Brigadiers 
und einem Huſaren angehalten worden ſei, die von ihm Akziſe für das am 
Morgen desſelben Tages zur Stadt gebrachte Getreide verlangt hätten. 
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Als er ſich geweigert, die Akziſe zu bezahlen, habe der eine Brigadier 
gedroht, ihm eins ſeiner Pferde mit der Piſtole niederzuſchießen, weshalb 
er den von ihm geforderten Betrag von 1 Taler 8 gl. preußiſch entrichten 
mußte. Die Quittung, die er dann erhalten, laute indeſſen ſo, als wenn 
er mit 48 Scheffel Hafer angekommen ſei, während der Akziſebetrag ihm 
5 wäre, als er ſich mit den leeren Wagen auf der Heimfahrt 
efand. 

Das Stadtregiment war zu ohnmächtig, um den Bewohnern ſeines 
Landgebiets ausreichenden Schutz gegen ſolche Vergewaltigungen gewähren 
zu können. Man kann deshalb auch wohl annehmen, daß dieſe Bewohner 
noch lebhafter als die Kaufleute in der Stadt den Anfall der letzteren und 
ihres Gebiets an die preußiſche Monarchie herbeigeſehnt haben. Denn 
wenn die Landleute wirtſchaftlich auch nicht ſo ſehr gelitten hatten wie die 
Bürger in der Stadt, ſo hatten erſtere nun doch ſchon zwanzig Jahre hin— 
durch beobachten können, wie unter der geordneten Verwaltung einer ſtarken 
Regierung in dem Werder auf der anderen Seite der Weichſel und in den 
benachbarten Höhediſtrikten der Wohlſtand zunahm und der Schutz des 
Eigentums wie die Sicherheit der Perſon in weit höherem Grade als bei 
ihnen garantiert waren. ’ 

Die Zeit der Erfüllung ſolcher Hoffnungen ſtand nun nahe bevor. 
Am 4. Januar 1793 ſchloſſen Preußen und Rußland ein Bündnis, das die 
zweite Teilung Polens bezweckte, und noch im ſelben Monat rückten die 
preußiſchen Truppen in Polen ein und beſetzten auch Thorn. Die Not— 
wendigkeit dieſes Schrittes wird nach der Beſitzergreifung polniſcher Ge— 
biete in dem Patent König Friedrich Wilhelms II. an die ſämtlichen 
Stände und Einwohner in Südpreußen und den Städten Danzig und 
Thorn vom 25. März 1793 folgenderart begründet: „Es iſt allgemein 
bekannt, daß die Polniſche Nation nie aufgehört hat, den benachbarten 
Mächten und insbeſondere dem Preußiſchen Staate häufige Veranlaſſungen 
zu gerechtem Mißvergnügen zu geben. Nicht zufrieden, gegen alle Regeln 
einer guten Nachbarſchaft, das Preußiſche Gebiet durch öftere Einfälle zu 
verletzen, die diesſeitigen an der Grenze wohnenden Unterthanen zu be— 
unruhigen und zu mißhandeln, ihnen faſt immer Gerechtigkeit und billige 
Genugtuung zu verſagen, hat dieſe Nation ſich auch unabläſſig mit verderb— 
lichen Plänen beſchäftigt, welche die Aufmerkſamkeit der benachbarten 
Mächte reizen mußten. Dies ſind Thatſachen, welche keinem aufmerkſamen 
Beobachter der neueren Vorfälle in Polen haben entgehen können; was 
aber beſonders die ernſtlichſten Beſorgniſſe der benachbarten Mächte er— 
wecken mußte, iſt der in Polen immer mehr überhand nehmende Empörungs— 
geiſt und der ſichtbare Einfluß, welchen jenes verabſcheuungswürdige Be— 
ſtreben gewonnen, durch welches alle bürgerliche, politiſche und religiöſe 
Bande zerriſſen, die Einwohner Polens allen fürchterlichen Folgen der 
Anarchie ausgeſetzt und in ein unabſehbares Elend geſtürzt worden wären. 

Wenn ſchon in jedem Lande die Annahme und Ausbreitung ſolcher 
zerſtörenden Grundſätze immer mit dem Verluſt der Ruhe und Glückſelig— 
keit ſeiner Einwohner verbunden ſein muß, ſo ſind beſonders in einem 
Lande wie Polen ihre verwüſtenden Folgen um deſto mehr zu befürchten, 
da ſich dieſe Nation durch Unruhe und Parteigeiſt immer ausgezeichnet hat, 
und dabei mächtig genug iſt, um durch dieſe Unruhen ſelbſt ihren Nachbarn 
gefährlich zu werden. 


264 


Es würde nun aber ſowohl gegen die erſten Regeln einer gefunden 
Staatsklugheit als gegen die Pflichten ſtreiten, welche Uns für die Erhaltung 
der Ruhe in Unſerem Staate obliegen, wenn wir bei einem ſolchen Zuſtande 
der Dinge in einem benachbarten großen Reiche müßiger Zuſchauer bleiben 
und den Zeitpunkt abwarten wollten, wo die Faction ſich ſtark genug fühlt, 
um öffentlich aufzutreten, da alsdann ſelbſt Unſere eigene benachbarte 
Provinzen durch die Folgen der Anarchie an unſern Grenzen mancherlei 
Gefahren ausgeſetzt ſein würden. 

Wir haben daher gemeinſchaftlich mit Ihrer Ruſſiſch-Kaiſerlichen 
Majeſtät und mit Beiſtimmung Sr. Majeſtät des Römiſchen Kaiſers an— 
erkannt, daß die Sicherheit Unſerer Staaten erfordere, der Republik Polen 
ſolche Schranken zu ſetzen, welche ihrer inneren Stärke und Lage mehr an— 
gemeſſen ſind, und ihr die Mittel erleichtern, ſich ohne Nachteil ihrer Freiheit 
eine wohlgeordnete, feſte und thätige Regierungsform zu verſchaffen, ſich 
in dem ungeſtörten Genuß derſelben zu erhalten und dadurch Unordnungen 
vorzubeugen, welche ſo oft ihre eigene Ruhe erſchüttert und die Sicherheit 
ihrer Nachbarn in Gefahr geſetzt haben. 


Um dieſen Endzweck zu erreichen und die Republik Polen vor den 
fürchterlichen Folgen, welche ihre inneren Zerrüttungen nach ſich ziehen 
müſſen, zu bewahren und vor ihrem gänzlichen Untergange zu retten, 
beſonders aber ihre Einwohner den Greueln der zerſtörenden Lehre, welcher 
ſie leichtſinnig zu folgen nur zu geneigt ſind, zu entziehen, giebt es nach 
Unſerer innigſten Ueberzeugung, welcher auch Ihre Majeſtät die Kaiſerin 
aller Reuſſen in der vollkommenſten Uebereinſtimmung mit Unſern Abſichten 
und Grundſätzen beitreten, kein anderes Mittel, als ihre angrenzenden 
Provinzen Unſern Staaten einzuverleiben und ſie zu dieſem Endzweck 
ſogleich in wirklichen Beſitz zu nehmen, und dadurch allen Uebeln, welche aus 
der Fortdauer der gegenwärtigen Unruhen entſtehen können, bei Zeiten 
vorzubeugen.“ 


Speziell die Stadt Danzig anbelangend, hieß es ſchon in einer 
vorher ergangenen Proklamation des preußiſchen Königs vom 24. Februar: 
„zu geſchweigen, daß dieſe Stadt ſeit einer langen Reihe von Jahren gegen 
den preußiſchen Staat ſehr wenig freundſchaftliche Geſinnung gehegt hat, 
ſo hat ſich auch jetzt jene boshafte und grauſame Rotte daſelbſt eingeniſtet, 
die von Verbrechen zu Verbrechen fortſchreitet und ſie mit Hilfe ihrer ver— 
abſcheuungswürdigen Helfershelfer und Anhänger auf allen Seiten aus— 
zubreiten ſucht.“ 

Wenn die Politik Friedrich Wilhelms II. und ſeines großen Vor— 
gängers nun auch ſchon ſeit zwei Jahrzehnten auf die Beſitznahme von 
Thorn und Danzig gerichtet war und ſo die eingetretene günſtige Gelegen— 
heit zur endgültigen Erlangung dieſes Zieles für die Stellungnahme 
Preußens gegen die Republik Polen in erſter Reihe maßgebend geweſen iſt, 
ſo darf bei Beurteilung der Proklamationen des Königs doch nicht über— 
ſehen werden, daß ſie unter dem friſchen Eindruck des Schreckens und des 
Abſcheus erlaſſen ſind, in den die Gemüter durch die am 21. Januar des⸗ 
ſelben Jahres erfolgte Hinrichtung Ludwigs XVI. verſetzt waren. Es wird 
dann verſtändlich, daß der König es als einen Beweis für die revolutionäre 
Geſinnung der Danziger Bürger anſah, wenn ſie einem Franzoſen Garnier, 
der aus Berlin wegen Verbreitung aufrühreriſcher Schriften flüchten mußte, 
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den Aufenthalt in ihrer Stadt gejtatteten, und wenn er es ihnen weiter 
ſchwer verdachte, daß die Franzoſen, mit denen er im Kriege ſtand, ſich aus 
Danzig mit Getreide wie Kriegs- und anderen Bedürfniſſen ver— 
proviantierten. 

Infolge der preußiſchen Truppenzuſammenziehung gegen Danzig 
hatte die Stadt ihre Maßnahmen getroffen, um ſich gegen eine Ueber- 
rumpelung zu ſichern. Am 8. März ließ der preußiſche Generalleutnant 
von Raumer, der in Schidlitz ſein Standquartier genommen hatte, die 
Stadt zu Unterhandlungen auffordern. Der zu ihm entſandten Depu⸗ 
tation eröffnete er dann noch am ſelben Tage, daß auf Verlangen ſeines 
Königs den unter ſeinem Befehl ſtehenden Truppen die Außenwerke, als 
Biſchofs- und Hagelsberg wie die Weichſelmünder Schanze, zur Aufrecht- 
erhaltung der Ruhe und Ordnung einſtweilen eingeräumt werden ſollten. 
Unter dieſer Bedingung würde die gute Stadt Danzig, den gänzlich unter- 
ſagten franzöſiſchen Handel ausgenommen, nicht das geringſte Hindernis 
in ihrer Schiffahrt, Handel und Gewerbe zu empfinden haben. Eine 
ſchriftliche Erklärung der Regierung der Stadt zu dieſer Forderung müſſe 
gemäß der ihm gegebenen königlichen Inſtruktion binnen 24 Stunden in 
ſeinen Händen ſein. 


Letztere Friſt hat der General der Stadt dann aber doch verlängert, 
denn erſt am 11. März faßten die drei Ordnungen in Uebereinſtimmung 
den Beſchluß, ſich dem preußiſchen König bedingungslos zu unterwerfen. 
Auch die widerſtrebenden Mitglieder der Ordnungen hatten ſich überzeugen 
laſſen müſſen, daß es keinen andern Ausweg gab. 


Infolge dieſes Beſchluſſes erklärte General von Raumer ſich bereit, 
ein Unterwerfungsſchreiben der Danziger an den König abzuſenden, in 
dem es heißt: „Nach mehr als 20 in dem traurigen Anblick der ſteigenden 
Entvölkerung, des verfallenden Nahrungsſtandes und der Verarmung vieler 
Bürger und Einwohner verfloſſenen Jahren — was für einen Weg 
könnten wir zu unſerm Glück wählen, als den, Ew. Königlichen Majeſtät 
uns anzuvertrauen. Unter dem vielvermögenden Schutz Ew. Königlichen 
Majeſtät wird die Exiſtenz der Stadt Sicherheit und Feſtigkeit erlangen, 
unter der ſanften Oberherrſchaft eines Monarchen, deſſen Milde und 
Menſchenfreundlichkeit ganz Europa anerkennt, werden Handlung und 
Gewerbe wieder blühen und der Wohlſtand, der aus ſo vielen Klaſſen der 
Bürger geflohen war, wiederum zurückgeführt werden. Das iſt die Stim- 
mung unſerer Bürger und Einwohner; das ſind die Hoffnungen, die ſie 
beſeelen In dieſem Vertrauen tragen wir Ew. Königlichen Majeſtät den 
Wunſch der ſämmtlichen Bürger und Einwohner demüthigſt vor, von nun 
an unter Allerhöchſt Dero Oberherrſchaft zu leben, und ihr Glück, ſowie 
das Glück ihrer Nachkommen von Ew. Königlichen Majeſtät Gnade und 
Wohlwollen befördert zu ſehen.“ 


General von Raumer war auch unter der Bedingung, daß ihm die 
Feſtung Weichſelmünde eingeräumt würde, ferner gewillt, die Blockade, 
welche er ſeit ſeinem Eintreffen über die Stadt verhängt hatte, aufzuheben. 
Dazu konnte ji) das Stadtregiment aber nicht entſchließen, weil es Aus- 
ſchreitungen der unteren Volksklaſſe befürchtete, die keineswegs von einer 
ſolchen Stimmung beſeelt war, wie ſie das Unterwerfungsſchreiben kenn⸗ 
zeichnet. Die Voreingenommenheit gegen die Preußen war vielmehr eine 
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ſehr große, wozu beſonders die Angſt vor der Militärpflicht beitrug, die 
noch durch ſolche preußiſchen Untertanen vermehrt wurde, welche ſich dem 
Militärdienſt entzogen und in der Stadt Zuflucht gefunden hatten. Auch 
die Soldaten der Danziger Garniſon ſchürten die Erregung, weil ſie 
fürchteten, daß ſie in die preußiſchen Regimenter geſteckt und gegen Frank— 
reich geführt werden würden. Als deshalb bei dieſer Situation nach Ein— 
gang des vorerwähnten Patents vom 25. März 1793 und nach Vereinbarung 
mit den Ordnungen General von Raumer am 28. März die Außenwerke 
beſetzen ließ und ein preußiſches Kommando dabei bis zum Krebsmarkt vor- 
drang, war die Bürgerſchaft nicht mehr imſtande, das erregte niedere Volk 
zu zügeln. „Ohne auf die Officiere der Wachen zu hören, fing ein Haufen 
vom Hohen Thor aus auf die vorrückenden Truppen zu ſchießen an, 
während andere Scharen, unter denen man viele Matroſen ſah, ſich der 
Kanonen bemächtigten, und nachdem Munition aus dem Zeughauſe herbei— 
geſchafft war, von dort eine Kanonade gegen die Preußen eröffneten. 
Raumer zog infolge dieſes Empfanges ſeine Mannſchaften vom Krebsmarkt 
zurück und erwiderte vom Hagelsberge aus die Kanonade. Die Verluſte 
waren übrigens, vornehmlich auf Seiten der Preußen, gering, weil die 
Volkshaufen auf den Wällen die Kanonen nicht ordentlich richteten. Am 
Nachmittag glückte es endlich den Bürgern mit einem Theile der Garniſon 
den Pöbel von den Wällen zu treiben, doch drohte derſelbe, ſich an den 
Kaufleuten zu rächen, welche die Stadt verrathen hätten, und ihre Speicher 
in Brand zu ſtecken. Nur durch zahlreiche Patrouillen der Kaufgeſellen, 
Brauer und Brenner, die zu dieſem Zweck bewaffnet worden waren, gelang 
es, die Sicherheit in der Stadt einigermaßen herzuſtellen ?).“ 

Am 4. April wurde darauf den preußiſchen Truppen das Hohe und 
das Langgarter Tor eingeräumt, und es rückten zwei Infanterieregimenter 
und ein Dragonerregiment in die Stadt ein. Eine Bekanntmachung des 
Generalleutnants von Raumer vom vorhergehenden Tage: „Jedermann, 
dem es zur Beruhigung nöthig iſt, zu wiſſen, wird hiermit durch den hier 
kommandirenden Generalleutnant des Königs von Preußen bekannt ge— 
macht, daß gleichwie die Königlichen Truppen nur gekommen ſind, Ruhe 
und Sicherheit in Danzig herzuſtellen, auch Niemand von Seiten dieſer 
Truppen etwas zu fürchten hat; ſogar diejenigen, ſo ehemals aus 
dem Kgl. Dienſt und Lande gegangen ſind, bekommen hierdurch die Ver— 
ſicherung, daß ſie unangefochten bei ihrer Nahrung und ihrem Aufenthalt 
bleiben können, und es wird ihnen dieſes hiermit auf immer verſprochen, 
wozu bevollmächtigt iſt der Unterzeichnete,“ trug ſehr weſentlich zur Be— 
ruhigung des aufgeregten Volkes bei. 

Bei der Beſitznahme durch den preußiſchen König war die Bewohner— 
ſchaft der Stadt auf 36 700 Seelen zurückgegangen. 


Am 7. Mai huldigten die Städte Danzig und Thorn dem preußiſchen 
König. Die Huldigung nahmen als beauftragte Kommiſſarien der General- 
leutnant von Raumer und der Regierungspräſident Freiherr von Schleinitz 
aus Marienwerder im Wettſaal des Danziger Rathauſes entgegen. Neben 
den Vertretern der beiden Städte waren auch eine Zahl von Schulzen 
des Landgebiets beider Städte zu dem Huldigungsakt erſchienen. 


) Dr. R. Damus: Die Stadt Danzig gegenüber der Politik Friedrichs des 
Großen und Friedrich Wilhelms II. 
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Mit Einverleibung Danzigs in die preußiſche Monarchie hörte die 
Wirkſamkeit des bisherigen Stadtregiments auf. An Stelle der drei 
Ordnungen trat ein nach dem Muſter der preußiſchen Städte gebildeter 
interimiſtiſcher Polizei-Magiſtrat. Zur Vermeidung von Geſchäfts— 
ſtockungen blieben jedoch die wichtigeren Funktionen einſtweilen in Tätigkeit, 
nud ebenſo behielten die Adminiſtratoren des Landgebiets die Verwaltung 
ihrer Amtsbezirke bei. Erſt mit Erlaß des vom König beſtätigten Negle- 
ments für den Magiſtrat der Kgl. Weſtpreußiſchen See- und Handlungs- 
ſtadt Danzig vom 3. Juni 1794 trat die definitive Neugeſtaltung der 
Verwaltungsorganiſation ins Leben. Zur Wahrnehmung der ſtädtiſchen 
Verwaltung und des zur Stadt gehörigen Landgebiets wurde ein aus 
18 Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden beſtehender Magiſtrat eingeſetzt. 
Der Vorſitzende, der den Titel Stadt-Präſident erhielt und vom König 
ernannt wurde, war gleichzeitig Polizeidirektor und als ſolcher auch Vor— 
ſitzender eines aus Magiſtratsmitgliedern gebildeten Polizeidirektoriums, 
das die Polizeigewalt wahrzunehmen hatte. Die Bürgerſchaft nahm an 
der Stadtverwaltung in ſehr beſchränkter Weiſe durch 20 Stadtverordnete 
teil, von denen je acht von den Aelterleuten der Kaufmannſchaft und der 
Hauptgewerke und vier von den Aelterleuten der Kramerzunft zu wählen 
waren. „Die Stadtverordneten ſollen,“ wie es in dem vorbezeichneten 
Reglement heißt, „durchaus dem Magiſtrat ſubordinirt ſein, und dazu 
dienen, der Bürgerſchaft die Befehle des Magiſtrats zu eröffnen, und, 
was ſie zum Beſten derſelben bemerken, bei dem Magiſtrat und den höheren 
Behörden beſcheiden anzubringen. Sie ſollen ferner zu den Kirchen- und 
Schulangelegenheiten, imgleichen zu den die milden Stiftungen und das 
Armenweſen betreffenden Sachen inſoweit mit zugezogen werden, als das 
darüber abzufaſſende beſondere Reglement ſolches näher beſtimmen wird. 
Nicht minder ſoll der Magiſtrat verpflichtet ſein, den Stadtverordneten 
die jährliche Kämmereirechnung zur Einſicht vorzulegen, wobei ihnen jedoch 
kein moniren, ſondern nur unmaßgebliches Gutachten verſtattet wird.“ 


Bei dem überwiegenden Einfluß, den die dritte Ordnung in der 
Stadtverwaltung allmählich erlangt hatte, war das ein ſchwacher Erſatz 
für den Teil der Bürgerſchaft, der ſeine Vertreter in jene Ordnung entſandt 
hatte. Die Quartiermeiſter von drei Quartieren der dritten Ordnung 
waren in einer ſolchen Befürchtung deshalb auch ſchon vor Erlaß des 
Reglements vom 3. Juni 1794 beim König mit der Bitte vorſtellig ge— 
worden, daß den Bürgern der dritten Ordnung nicht jeglicher Einfluß bei 
der Neuregelung der ſtädtiſchen Verwaltung genommen werden möge. 
Infolgedeſſen erging denn auch unterm 29. November 1793 auf Spezial⸗ 
befehl des Königs ein Miniſterialerlaß an den Oberpräſidenten der Pro⸗ 
vinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Freiherrn von Schrötter, der mit der Neu— 
organiſation der Verwaltung in der Stadt Danzig beauftragt worden war, 
in dem es heißt: „Ob nun zwar die 3. Ordnung als ſolche aufgehoben iſt, 
ſind Wir dagegen doch nicht abgeneigt, der Bürgerſchaft einige Concurrenz 
zu bewilligen, inſofern ſie mit den in Unſern Landen ſubſiſtirenden 
tädtiſchen Verfaſſungen verträglich iſt. Es wird alſo nur darauf an— 
kommen, theils die Gegenſtände zu beſtimmen, in welchen nichts beſchloſſen 
und verfüget werden ſoll, ohne die Meinung der Repräſentanten der 
Bürgerſchaft zu hören und ihre Zuſtimmung zu erhalten, theils die Modi— 
ficationen feſtzuſetzen, unter welchen dieſes geſchehen kann.“ Der Ober- 
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präſident hob in ſeinem Bericht dazu hervor, daß die dritte Ordnung in 
ihrer Zuſammenſetzung durchaus nicht eine Vertretung der geſamten 
Bürgerſchaft geweſen wäre, was zutraf, daß ferner die reichſten und an— 
geſehenſten Kaufleute in ihr nicht vertreten geweſen wären, vielmehr, 
beſonders im hohen Quartier, die Brauer und Krämer den ſtärkſten Einfluß 
gehabt hätten, womit die eigentliche Bürgerſchaft durchaus nicht zufrieden 
geweſen ſei, und daß dieſe Bürgerſchaft, wenn ſie an der ſtädtiſchen Ver— 
waltung teilnehmen ſolle, durch gewählte Vertreter in einem beſonders zu 
organiſierenden Kollegium vertreten ſein müſſe. Er könne aber nicht an— 
erkennen, daß ein Bedürfnis zu einer ſolchen Organiſation, die der Stadt— 
verwaltung nur Schwierigkeiten bereiten werde, vorliege, zumal in Zukunft 
ſowohl der Magiſtrat wie das Stadtgericht zu einem Viertel aus Mit— 
gliedern der Kaufmannſchaft beſetzt werden ſolle. „So muß ich doch 
gehorſamſt bemerken, daß, wenn ich es auch nicht bloß der Gerechtigkeit, 
ſondern ſelbſt der Weisheit einer Regierung angemeſſen halte, von der 
unteren Volksklaſſe, ſie beſtehe aus dem niedern Bürger- oder Bauern- 
ſtande, jede Art von Bedrückung und jedes Hinderniß, ſo ſeinen Nahrungs— 
ſtand erſchwert oder ſchwächt, zu entfernen, ſo erſcheint es mir gegentheils, 
als ob es ſelbſt gegen das Intereſſe dieſes Standes läuft, wenn man ihm 
Beſchäftigung mit Dingen geſtattet, ſo außer deſſen Wirkungskreiſe liegen 
und ſeinen Begriffen, die er aus ſeinen Verhältnißen bürgerlichen Lebens 
ſchöpft, nicht angemeſſen ſind.“ 

Dieſe Auffaſſung des Oberpräſidenten mag nicht wenig durch die 
ablehnende Haltung der dritten Ordnung beſtimmt worden ſein, welche 
dieſe gegen die Uebergabe Danzigs an den preußiſchen König bis zuletzt 
bekundet und die zur Verlängerung der Leidenszeit der Stadt ſo weſentlich 
beigetragen hatte. 

Am 25. Juli 1794 erfolgte dann in der Winter-Ratsſtube die Ver⸗ 
eidigung des neuen Magiſtrats durch den Kammerpräſidenten von Korck— 
witz aus Marienwerder, und am ſelben Tage gaben auch die Funktionen 
und die Adminiſtratoren der einzelnen Aemter des Landgebiets ihre Tätig— 
keit auf. Für das Stüblauſche Werder hatte der frühere Bürgermeiſter 
und Geheime Kriegsrat von Conradi, der im 80. Lebensjahre ſtand, die 
Geſchäfte des Adminiſtrators bis dahin fortgeführt, wennſchon er nach 
Uebergabe der Stadt an Preußen in die neue ſtädtiſche Verwaltung nicht 
mehr eingetreten war. Die bisherige Einteilung des ſtädtiſchen Land— 
gebiets in die Aemter: das Stüblauſche Werder, die Nehrung mit der 
Scharpau, die Höhe und das Bauamt hörte nunmehr auch auf, und es 
wurde dieſes Gebiet in einen Verwaltungsbezirk zuſammengelegt, über 
welchen der Kriegsrat Gralath als Mitglied des Magiſtrats und des 
Polizeidirektoriums unter dem Beiſtand eines Oekonomieaufſehers die 
Aufſicht ausübte. Die Bewohnerzahl dieſes Gebiets belief ſich auf 
26 870 Seelen. 


Die Stadt Danzig war mit ihrem Landgebiet nach ihrer Einver— 
leibung in den preußiſchen Staat durch König Friedrich Wilhelm II. mit 
der Provinz Weſtpreußen vereinigt und der weſtpreußiſchen Regierung und 
Kammer unterſtellt worden, die in Marienwerder ihren Sitz hatten. Die 
im preußiſchen Staat bereits durchgeführte Trennung der Juſtiz von der 
Verwaltung trat damit und mit der Bildung eines Stadtgerichts für 
Danzig und eines Kreisgerichts für deſſen Landgebiet auch für die Be⸗ 
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wohner der dazugehörigen Ortſchaften ins Leben. Die damalige weſt⸗ 
preußiſche Regierung zu Marienwerder nahm die Stelle des heutigen 
Oberlandesgerichts ein, während die Verwaltungsgeſchäfte der heutigen 
Regierungen der Kriegs- und Domänenkammer am ſelben Orte zufielen. 
Den Untergerichten zu Danzig, alſo dem Stadtgericht und dem Kreisgericht, 
waren neben der Rechtſprechung in Zivil- und Strafſachen auch die Vor— 
mundjchafts- und Teſtamentsſachen wie die Führung der Hypothekenbücher, 
die nach preußiſchem Muſter eingerichtet wurden, übertragen. Die Erb— 
bücher wurden gleichzeitig geſchloſſen. 


Das Einleben in dieſe neuen Behördenorganiſationen mit ihren 
verſchiedenen Inſtanzen und Zuſtändigkeiten dürfte den Bewohnern des 
Danziger Landgebiets nicht leicht geworden ſein. Bis dahin hatten ſie, 
abgejehen von den Selbſtverwaltungsorganen im Gemeinde- und im Deich- 
verbande, nur mit dem bürgermeiſterlichen Adminiſtrator und der zu— 
ſtändigen Funktion ihres heimatlichen Amtsgebiets zu tun gehabt. Gegen 
die rechtlichen Entſcheidungen des Adminiſtrators ſtand ihnen die Be— 
rufung an den Rat, gegen die Beſchlüſſe der Funktion bei Beſchwerden 
über Abgaben und Güter die Berufung an die geſamten Ordnungen offen, 
die endgültig entſchieden, inſofern der Rat Rechtsſachen nicht an das 
Schöffengericht zur endgültigen Entſcheidung abgab. Eine Appellation an 
den Hof, die den ſtädtiſchen Bürgern zugelaſſen war, hatten die polniſchen 
Könige den Bewohnern des Landgebiets ausdrücklich unterſagt. 


Wenn danach die Bewohner des Landgebiets und insbeſondere auch 
die Bauernſchaft in demſelben einen vermehrten Rechtsſchutz mit dem Ein— 
tritt in den preußiſchen Staatsverband erlangten, ſo trat andrerſeits 
gleichzeitig eine Verminderung in der ſozialen Wertſchätzung dieſer Bauern— 
ſchaft ein. Während letztere unter dem Danziger Regiment ſtand, war 
dieſes zwar auch beſtrebt geweſen, die ſehr weitgehenden Selbſtverwaltungs— 
befugniſſe und ſonſtigen Freiheiten, welche die Kreuzherren insbeſondere 
den Werderortſchaften verbrieft hatten, zu beſchneiden und die Bauern in 
ein der Erbuntertänigkeit ähnliches Verhältnis zu bringen, doch war das 
mehr theoretiſch als praktiſch erreicht worden. Denn wie in den 
vorhergehenden Abſchnitten dargelegt iſt, hatten die Nachbarn des Stüb— 
lauſchen Werders es verſtanden, ſämtliche Laſten, die wie die Scharwerks— 
leiſtungen auf dem Hofe Grebin den Charakter des Erbuntertänigfeits- 
verhältniſſes trugen und die ihnen zudem noch zum größten Teil in Nicht- 
beachtung ihrer Privilegien auferlegt waren, in feſte Geldrenten umzu— 
wandeln und dadurch ihre Unabhängigkeit auf ihrer Scholle zu wahren, 
die auch aus der niemals beſchränkten Befugnis zur Veräußerung des 
Beſitzes oder zur Belaſtung desſelben mit Schulden unzweifelhaft hervor 
geht. Wenn der Rat dem entgegen keinen Bauern oder Bauernſohn als 
Bürger der Stadt aufnahm, der nicht zuvor beim bürgermeiſterlichen 
Adminiſtrator einen Entlaſſungsſchein aus der Untertanenſchaft nachgeſucht 
und gegen Entrichtung der dafür vorgeſchriebenen Gebühr erhalten hatte, 
ſo war das eine willkürliche Maßnahme des Stadtregiments, die jeder 
hiſtoriſchen Begründung entbehrte. Bezeichnend iſt dafür ein Schreiben, 
das der Schulze Wegner der im Großen Marienburger Werder belegenen 
Dorfſchaft Milenz im Namen ſeiner Nachbarſchaft unterm 5. April 1615 
an den Rat der Stadt Danzig richtete, da die Nachbarn des Stüblauſchen 
Werders zur Ordenszeit zu gleichem kulmiſchen Rechte auf ihrem Erbe 
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jagen wie die des Großen Werders. Das Schreiben lautete: „Edle, 
Geſtrenge, Ehrenfeſte, Namhafte, Hoch- und Wohlweiſe Herren! Nebenſt 
Wünſchung alles Guten, auch williger und unterthäniger Dienſte zu jeder 
Zeit, können wir Scholz, Schöppen, Rathleute, ſowohl auch die ganze 
Gemeine des Dorfes Mälenz nicht bergen, wie daß Görgen Harder, der 
Geburt aus unſerem Dorfe, uns ein Schreiben überſendet und zugeſchicket 
hat, in welchem er meldet, daß E. E. G. Hoch- und Wohlweiſen Herren 
von ihm begehren, er ſolle noch über ſeinen Burtsbrief einen Kommittbrief, 
daß er niemand mit Leibeigenſchaft unterworfen ſei, haben. Und derſelbe 
ſoll von der Obrigkeit dieſes Ortes gegeben und confirmiret werden, als— 
dann ſoll ihm frei und gelaſſen werden, ſich zu ſaſſen und ſeine Nahrung 
zu ſuchen, wie er am beſten weiß, ohne jemands Eintrag und Verhinderung. 
Weil aber, E. E. G. Herren, wir der Obrigkeit, unter welcher wir itzund 
ſitzen, nicht ihre leibeigenen Leute, ſonder Königl. Majeſtät Unterthanen 
ſind, auch nicht mehr derſelben zu thun ſchuldig, denn was Ihre K. M. 
geordnet, wenn wir ſolches thun, von allem frei, ledig und los ſind, auch 
ohne einige Hinderung uns und unſere Kinder an andere Orte zu begeben, 
unſere Nahrung zu ſuchen und zu treiben, wie es einem Jeden gefallet mag 
haben, wie wir denn deſſen unſer Privilegium zeigen können. Bitten 
deshalben, die E. E. G. Hoch- und Wohlweiſen Herren wollen ſolchen 
Beſchwer günſtig von uns abwenden und uns bei unſerer Werderiſchen 
Gerechtigkeit helfen ſchützen und erhalten, dieweil wir nicht unter dem Adel 
wohnen, auch nicht leibeigene Knechte ſind, daß wir uns dürfen loskaufen, 
auf daß wir uns nicht möchten ein ewiges Recht aufladen, ſondern ihm 
unbeſchweret vergönnen, daß er ſeine Nahrung nebenſt einem andern 
Bürger mag betreiben und fortſtellen. Verſprechen uns Einer vor Alle 
und Alle vor Einen, daß er in dieſem Fall von Keinem dieſes Orts ſoll 
gehindert noch angeſprochen werden, ihn zu vertreten. Bitten die E. E. G. 
Hoch- und Wohlweiſen Herren wollen dies geringe Schreiben von uns 
günſtig nehmen, ſolches ſind wir wiederumb zu verdienen nach höchſtem 
Vermögen von Herzen geneiget. Thun dieſelben Göttlicher Allmacht zum 
Bereiteſten empfehlen.“ 


Tatſächlich handelte es ſich bei der Entlaſſung aus der Untertanen— 
ſchaft für das Stadtregiment, ſoweit die Bauern des Danziger Landgebiets 
dabei in Betracht kommen, auch wohl lediglich um den finanziellen Effekt 
dieſer Maßregel für den Amtsverwalter und für die Stadtkaſſe. Trotzdem 
war die Scheidung zwiſchen den ſtädtiſchen Bürgern und den Bewohnern 
des ſtädtiſchen Landgebiets im öffentlich-rechtlichen Sinne eine feſt begrenzte, 
denn die erſteren ſtellten in ihrer Gemeinſamkeit die eigentliche Herrſchaft 
der letzteren dar. Dieſe Bürgerſchaft war aber in ſich lediglich nach Berufs⸗ 
ſtänden des Erwerbslebens geſchieden, und dieſe ergänzten ſich zum nicht 
geringen Teil aus den Bewohnern des Landgebiets. Abgeſehen von dem 
Arbeiterſtande, traf das vornehmlich für die Brauer, Bäcker- und Kramer⸗ 
zunft zu, doch war auch die Zahl der Bauernſöhne, die in den Kaufmanns⸗ 
ſtand eintraten, keine geringe. Der Bauernſtand in den preußiſchen Weichjel- 
niederungen war und iſt auch gegenwärtig noch der ſtarke Quell deutſcher 
Volkskraft für das Bürgertum Weſtpreußens in Land und Stadt. Bei 
den nahen verwandtſchaftlichen Beziehungen, die ſo zwiſchen nicht wenigen 
Bauern und einflußreichen Bürgern Danzigs beſtanden, wie bei der Selbſt⸗ 
verwaltung, die dem Bauernſtande des Stüblauſchen Werders in ſeinem 
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Gemeindeleben und in ſeinen ſonſtigen öffentlich-rechtlichen Verbänden 
erhalten geblieben war, ergab es ſich von ſelbſt, daß auch die Bauern je nach 
Betätigung, Beſitz und Bildung ſich einer ſozialen Wertſchätzung zu erfreuen 
hatten, die hinter der der Bürger gleichartiger Qualität kaum zurückſtand. 


Mit dem Eintritt Danzigs in den preußiſchen Staatsverband trat 
hierin keine unweſentliche Aenderung ein. Denn in der preußiſchen 
Monarchie war der Bauer der Regel nach noch unfrei und mit ſeiner Dienſt— 
barkeit dem Gutsherrn gegenüber an die Scholle gebunden. Nur mit 
Genehmigung der Gutsherrſchaft und nach Zahlung eines Loskaufgeldes 
durften der Bauer oder ſeine Familienangehörigen die Scholle verlaſſen, 
andernfalls wurden ſie zur Rückkehr zwangsweiſe genötigt. Die Rück— 
forderung ſolcher Leibeigenen, die nach der Stadt Danzig oder ihrem 
Landgebiet entwichen und dort zuweilen erſt nach einer langen Reihe von 
Jahren ermittelt waren, kam ſehr häufig vor. Die Gutsherrſchaften, unter 
denen die Klöſter und Biſchöfe bei ſolchen Requiſitionen nicht ſelten vertreten 
ſind, begnügten ſich dann meiſtens mit einem Löſegeld, das ſich nach der 
Leiſtungsfähigkeit der Zurückgeforderten richtete und 50 bis 100 fl. betrug. 


Es iſt ſo verſtändlich, daß die Beamten, die das preußiſche Regiment 
entjandte, um die Verwaltung des neu erworbenen Gebiets zu übernehmen, 
auch die Bauern des ſtädtiſchen Landgebiets nach demſelben Begriff be— 
urteilten, den ſie von ihrem heimatlichen Bauernſtande hatten. Denn der 
Umſtand, daß die preußiſchen Beamten nun ſchon 20 Jahre hindurch die 
doch ſehr gleichartigen Verhältniſſe in den rechtsſeitigen Weichſelniederungen 
kennen gelernt hatten, konnte wenig zum Wandel in der altgewohnten 
Auffaſſung beitragen, weil die einflußreichen Beamtenſtellen ganz über⸗ 
wiegend mit Adligen beſetzt waren, die bei der ſchroffen ſtändiſchen Gliede— 
rung im brandenburg-preußiſchen Staat ſchon im Intereſſe des eigenen 
Standes die ſoziale Stellung der Angehörigen der ihnen nachgeordneten 
Klaſſen lediglich nach deren Standeszugehörigkeit unterſchiedslos einſchätzten. 
Intereſſant iſt es bei ſolcher Lage der Verhältniſſe, daß der Oberpräſident 
Freiherr von Schrötter bei Neuorganiſation der Verwaltung in der Stadt 
Danzig und in ihrem Gebiet doch ſchon den Eindruck gewonnen hat, daß 
es notwendig ſei, an die Bewohner dieſes Landgebiets nicht den üblichen 
Maßſtab anzulegen. So ſchlug er, wenn auch erfolglos, vor, bei Beſetzung 
der Predigerſtellen im ſtädtiſchen Landgebiet, die ohne Konkurrenz der 
Gemeinden lediglich durch das Stadtregiment erfolgte, den Gemeinde— 
mitgliedern die gleichen Rechte zu verleihen, welche die Mitglieder der 
ſtädtiſchen Kirchengemeinden beſaßen, denen die Präſentation von zwei 
Kandidaten für die erledigte Stelle zuſtand. Ihn leite, wie der Ober- 
präſident ausführt, bei dieſem wie auch bei ſeinen anderweiten Vorſchlägen 
die Abſicht, „daß die unter der vorigen Verfaſſung nicht ganz zu verkennende, 
damals ſchon ganz verhaßte Ariſtokratie je mehr und mehr aus dem Geſichts— 
punkt der hieſigen Einwohner entfernt und die Einwohner in der Stadt 
ſowohl als auf dem Lande durch die Bewilligung der ihnen ganz natürlich 
zuſtehenden Gerechtſame für die neue Regierung gewonnen werden. Dieſe 
Verfahrungsart halte ich, ſo wie überhaupt der Sache, ſo insbeſondere der 
gegenwärtigen Zeit höchſt angemeſſen, indem es wohl auffallend den 
ſtädtiſchen und den Einwohnern der Ländereien weit erwünſchter ſein muß, 
wenn ganze Gemeinen ihre Stimme bei Predigerwahlen abgeben, als wenn 
ſolches durch wenige, nicht meiſt von ihr bevollmächtigte und gewählte 
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Perſonen geſchieht, die, wohl zu merken, mit den Landkirchen auch nicht in 
der mindeſten Verbindung ſtehen. 


Wonächſt ich noch zur Verſtärkung dieſer Umſtände anführen muß, 
daß die Bewohner der Danziger Ländereien eine Art von Menſchen ſind, 
welche dieſen Druck längſt gefühlet haben und ſich durch Denkart und 
Sitten außerordentlich auszeichnen.“ 


Freiherr von Schrötter war zweifellos ein Mann, der den Kultur- 
ſtandpunkt der Bevölkerungsſchichten in den ihm unterſtellten Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen kannte, und ſeine Beurteilung der Bewohner des 
Danziger Landgebiets bleibt deshalb ein beachtenswertes Zeugnis dafür, 
daß der maßgebende Teil derſelben, die Bauernſchaft, trotz aller ſchweren 
Plagen, die ſie aus Anlaß der politiſchen Verwicklungen der Stadt Danzig 
ſeit Jahrhunderten hatte erdulden müſſen, durch Beſitz und Bildung zu 
jener Zeit doch noch ſehr bemerkbar auffiel. Durch die ausgedehnte Selbſt— 
verwaltung auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens und ebenſo durch den 
niemals ruhenden Kampf in Verteidigung der Privilegien gegen Uebergriffe 
des Stadtregiments war das Bildungsbedürfnis eben in dem Rahmen 
gegeben, wie es ſich aus Wahrnehmung der ehrenamtlichen Stellungen und 
Erhaltung der überkommenen Freiheiten für die dazu berufenen Nachbarn 
herleitete. Und dabei muß anerkannt werden, daß insbeſondere die 
Adminiſtratoren der einzelnen Amtsgebiete durch Anſtellung tüchtiger Lehr— 
kräfte an den Landſchulen dieſem Bedürfnis Rechnung trugen. Abgeſehen 
davon, waren aber auch die Beziehungen zur Stadt zu lebendig, als daß 
ſie nicht ihre Wirkung geäußert haben ſollten. Wenn auch nur wenige 
Nachbarskinder höhere ſtädtiſche Schulen beſuchten, ſo machten, wie bereits 
angeführt, doch zahlreiche Bauernſöhne ihre Lehrzeit im Handwerk, im 
Brauereigewerbe oder in der Kaufmannſchaft durch, etliche von dieſen 
kehrten aber nach längerer oder kürzerer Betätigung in jenen Berufsarten 
wieder aus der Stadt aufs Land zurück, um durch Uebernahme eines Erbes 
in die Nachbarſchaft einzutreten, was zur Hebung des durchſchnittlichen 
Bildungsſtandes der letzteren ſomit nicht unbeträchtlich beitrug. Doch ver— 
blieb die Grundlage aller Bildung das lebendige proteſtantiſche Bewußtſein 
und Bekenntnis, das durch fleißigen Gebrauch der Bibel und treue Mitarbeit 
innerhalb der kirchlichen Gemeinſchaft genährt und geſtärkt wurde. Das 
proteſtantiſche Bewußtſein bildete eben in der Hauptſache den geiſtigen 
Lebensinhalt der Werderſchen Nachbarn jener Zeiten und ſicherte die Er— 
haltung ihres deutſchen Empfindens, da ihnen die Begriffe von Vaterland 
und Vaterlandsliebe im heutigen Sinne bis zur Zugehörigkeit zum 
preußiſchen Staat verſagt blieben. 


In der beſtehenden Organiſation der Gemeindeverwaltung in den 
ländlichen Ortſchaften, der Deichverwaltung wie der anderweiten öffentlich— 
rechtlichen Verbände des Stüblauſchen Werders traten unter der preußiſchen 
Herrſchaft zunächſt keine Aenderungen ein. Das Inſtitut der Oberſchulzen, 
das nach dem Muſter der altpreußiſchen Provinzen auch im Stüblauſchen 
Werder eingeführt wurde, ſcheint wenig lebensfähig geweſen zu ſein, weil 
dem Deichgeſchworenen⸗-Kollegium, wie bereits ausgeführt, umfangreiche 
Befugniſſe auf den verſchiedenſten polizeilichen Gebieten zuſtanden und den 
Oberſchulzen jo für ihre Aufſichtsſtellung den ihnen untergeordneten 
Schulzen gegenüber nur wenig Raum geblieben ſein dürfte. 
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Als neue Steuer wurde den Grundbeſitzern des Danziger Land— 
gebiets die ſogenannte Kgl. Kontribution auferlegt. Es war das eine 
Grundſteuer, die Friedrich der Große gleich nach der Beſitznahme von 
Weſtpreußen in dieſer Provinz eingeführt hatte, und die nun auch nach vor— 
heriger Vermeſſung und Klaſſifizierung der Ländereien im Danziger Gebiet 
zur Hebung gelangte. Die Feſtſetzung dieſer Grundſteuer erfolgte nach 
dem ermittelten Reinertrag der Ländereien, und zwar hatten zu entrichten: 

der Bauer ohne Unterſchied 331% %, jedoch fo, daß dieſer für die 
Hufe nicht über 3 Taler, der Kolone und Freie nicht über 5 Taler zahlte, 

der Kölmer und Freie, wenn er nicht Ritterdienſtgeld entrichtete, 
28 %, im andern Falle 25 %, 


der adlige Gutsbeſitzer von ſeinen Vorwerkshufen 25 %. 


Da von der Hufe im Stüblauſchen Werder etwa 20 fl. zur Erhebung 
gelangten, ſo dürfte daraus hervorgehen, daß die Nachbarn in demſelben 
als Kolonen und Freie, nicht aber als Kölmer und Freie herangezogen 
wurden. 


Dieſe neue, für jene Zeit immerhin nicht geringe Belaſtung dürfte 
jedoch erſt eingetreten ſein, nachdem die wirtſchaftliche Lage der beteiligten 
Grundbeſitzer ſich zu beſſern begann. Zunächſt war letzteres wohl nicht der 
Fall, weil das Jahr 1794 für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen eine 
Mißernte brachte, von der auch das Stüblauſche Werder nicht verſchont 
geblieben ſein dürfte. Etwas Zuverläſſiges darüber habe ich allerdings 
nicht auffinden können. Jedenfalls war in den beiden Provinzen die Ernte 
jo ſchlecht, daß ſchon Anfang September die Ausfuhr ſämtlicher Getreide- 
arten mit Ausnahme des Weizens aus dem Danziger Hafen verboten 
wurde, woran ſich Anfang Oktober dann noch das gleiche Verbot hinſichtlich 
ſämtlicher Hülſenfrüchte ſowie von Kartoffeln, Mehl, Graupe, Grütze und 
Malz anſchloß. Seit Ende Oktober ſetzte die Regierung dann ſogar eine 
Prämie von 1 Taler pro Wiſpel Gerſte und Hafer feſt, die im Danziger 
Hafen eingingen. 5 

Wenn dieſe Maßnahmen auch wohl dazu beitrugen, die eingetretene 
Teuerung zu mildern, ſo machten ſie andrerſeits doch auch zahlreiche 
Matroſen und Arbeiter brotlos. Die Bettlerplage nahm denn auch in 
Danzig ſehr zu und breitete ſich naturgemäß auch auf das ſtädtiſche Land— 
gebiet aus, deſſen Straßen, wie bereits angeführt, ſchon ohnehin durch 
herumtreibendes Geſindel gefährdet waren. Die im Frühjahr 1794 aus⸗ 
gebrochene polniſche Inſurrektion, die vornehmlich die Rückeroberung der 
von Preußen beſetzten ehemaligen polniſchen Landesteile bezweckte und auch 
die neue Provinz Südpreußen in Aufruhr verſetzte, griff zwar nur auf 
einige Teile der Provinz Weſtpreußen über, ſie trug aber immerhin dazu 
bei, die Unſicherheit der Zuſtände auch in dieſer letzteren Provinz noch zu 
vermehren. Erſt mit der Unterdrückung des polniſchen Aufſtandes im 
November desſelben Jahres durch die Ruſſen war der Zeitpunkt für die 
ungeſtörte Aufnahme der Friedensarbeit und für die Wiederherſtellung von 
Ruhe und Ordnung in den dem preußiſchen Staat neu angegliederten, 
ehemals polniſchen Landesteilen gekommen. An ſolchen erhielt Preußen 
durch die dritte Teilung Polens im Jahre 1795 noch einen Zuwachs von 
1000 Quadratmeilen mit einer Million Einwohner, einſchließlich der pol⸗ 
niſchen Hauptſtadt Warſchau. Dieſe Neuerwerbungen wurden nach ihrer 
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Lage zu den älteren preußifchen Provinzen Neu-Schleſien und Neu- 
Oſtpreußen benannt. 

Die dritte Teilung Polens hatte die völlige Auflöſung dieſes Reiches 
zur Folge. König Stanislaus Poniatowski mußte die Krone niederlegen 
und lebte ſeitdem von einem ruſſiſchen Gnadengehalt. Er ſtarb 1798. 


Durch den Frieden zu Baſel vom 5. April 1795 hatte der König von 
Preußen dann unter Preisgabe des linken Rheinufers an die Franzoſen 
die Weiterführung des Krieges mit der franzöſiſchen Republik aufgegeben. 
So unglücklich dieſes Abkommen im Hinblick auf die deutſchen 
Intereſſen auch erſcheint, ſo war es bei der Uneinigkeit der Frankreich 
bekämpfenden Mächte jedoch nicht zu umgehen, und jedenfalls leitete es im 
Verbande mit der Unterdrückung der polniſchen Unruhen für das kommende 
Jahrzehnt einen Abſchnitt hoher wirtſchaftlicher Entwicklung des preußiſchen 
Staates ein, die ohnedem nicht hätte erfolgen können. Dieſe günſtige Ent- 
wicklung tritt beſonders auch in der Stadt Danzig und in ihrem Landgebiet 
in die Erſcheinung, wo Handel und Verkehr und auch die Landwirtſchaft 
einen ungeahnten Aufſchwung nahmen. 


Daß gerade für die Landwirtſchaft eine goldene Zeit begonnen hatte, 
läßt die zunehmende Preisſteigerung der Grundſtücke im Stüblauſchen 
Werder am beſten erkennen. Und jo hatte ſich denn auch Barthel Weſſel 
zu Stüblau, auf den ich nun zurückkomme, noch etliche Jahre dieſes glüd- 
lichen Umſchwungs der Verhältniſſe zu erfreuen. Er ſtarb indeſſen ſchon am 
27. März 1800 im Alter von 57 Jahren. Nach Ueberlieferung in der 
Familie ſoll er von einem fremden Arbeiter, den er beſchäftigte, bei einer 
Streitigkeit überwältigt und derart durch Beknien zugerichtet worden ſein, 
daß er ein inneres Leiden zurückbehielt, das wahrſcheinlich, wenn auch erſt 
nach einigen Jahren, ſeinen frühen Tod herbeiführte. Seine volle Geſund⸗ 
heit hat er nach jenem Vorkommnis mindeſtens nicht wiedererlangt. 


Beim Tode Barthel Weſſels war ſein älteſter Sohn Johann Gottlieb 
bereits 21 Jahre alt. Seine übrigen drei Kinder, Michael Wilhelm, 
Catharina Florentine und Carl Ludwig, ſtanden noch im jugendlichen Alter. 
Drei Töchter und ein Sohn, der den Vornamen ſeines Vaters trug, waren 
vor dem Vater geſtorben. Zur Schicht und Teilung, welche die Witwe 
Barthel Weſſels ihren vorbenannten Kindern gab, hatte ſich der Dirigent 
des kombinierten Werder⸗Nehrung⸗ und Scharpauſchen Kreisgerichts, der 
Kreisrichter Jeſchke, am 21. Juli 1800 in der Behauſung der Schichtgeberin 
eingefunden. Erſchienen waren weiter als Vormünder der minderjährigen 
Kinder der Bruder ihres verſtorbenen Vaters, Ephraim Weſſel aus Groß⸗ 
Zünder, und der Nachbar Michael Klein aus Langfelde, wie als Geſchlechts— 
beiſtand der Schichtgeberin deren Bruder Daniel Gottfried Arend aus 
Stüblau. Die Schätzung der Grundſtücke und die Aufnahme des Inventars 
wurde von dem Schulzen Hilger Wannow und dem Nachbarn Joh. Jacob 
Rebeſchke aus Stüblau bewirkt, während zur Schätzung der Mobilien der 
Landreiter Grams als vieljähriger Ausrufſchreiber zugezogen war. Von 
dem älteſten Sohn, Joh. Gottlieb, der bei dem Teilungsakt ebenfalls zugegen 
war, heißt es ausdrücklich, daß er bereits mündig ſei und der Wirtſchaft 
ſeiner Mutter vorſtehe. 


Die Abſchätzung der Grundſtücke und des Inventars nahm zwei volle 
Tage in Anſpruch und wurde erſt am ſpäten Abend beendet, weil, wie an⸗ 
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geführt wird: „theils die Zinſenberechnung wegen der ausſtehenden Forde- 
rungen, theils die Ueberzählung des vorhandenen baaren Geldes viel Zeit 
koſtete“. Mit der Verhandlung über die Schicht und Teilung konnte deshalb 
erſt am dritten Tage begonnen werden, und zwar wurden zunächſt die ein⸗ 
zelnen Titel des Nachlaßverzeichniſſes durchgegangen, wobei es hinſichtlich 
der ausſtehenden Forderungen heißt, daß dieſelben äußerſt ſorgfältig geprüft 
wären und die Schichtgeberin dabei die Verſicherung abgegeben: „daß ihr 
verſtorbener Ehemann bei Austhuung ſeiner Gelder jederzeit ſehr vorſichtig 
zu Werke gegangen und mithin gar kein Verluſt irgend einer Art zu be- 
fürchten ſtehe, ſo daß ſie ſolche ſammt und ſonders auf ihre alleinige Gefahr 
übernehmen könne“. Die Vormünder äußern darüber ihre völlige Zu⸗ 
friedenheit, empfehlen der Schichtgeberin aber hinſichtlich der Forderungen 
an den Schöppen Johann Kniewel ſich eheſt möglichſt ſtatt der bereits 
verjährten Wechſel von dem Schuldner neue Wechſel ausſtellen zu laſſen. 
Es handelt ſich dabei um den Brauherrn und Schöppen des altſtädtiſchen 
Gerichts Johann Kniewel zu Danzig, einen Vetter und Schwager des ver— 
ſtorbenen Ehemannes der Schichtgeberin. 


Bei der Schicht und Teilung nimmt die Witwe Barthel Weſſels dann 
den Grundbeſitz für den Geſamtpreis von 42 457 fl. 11 gl. 7 Pf. auf 
Grund der aufgeſtellten Taxe an. Da ihr verſtorbener Ehemann 1775 für 
denſelben Beſitz 43 000 fl. bezahlt hatte, ſo lag eine Werterhöhung nur 
darin, daß bei der Taxe das lebende und tote Inventar nicht mit ein- 
geſchloſſen war. Im einzelnen wurde bei der Schicht und Teilung der Hof 
Fol. 4B mit 3 Hufen 8⅛ Morgen nebſt den darauf befindlichen Wohn- und 
Wirtſchaftsgebäuden auf 27 347 fl., die Hälfte des Hofes Fol. 5A mit 1 Hufe 
6°/ Morgen, auf dem keine Baulichkeiten vorhanden waren, mit 7390 fl. 
und das ½ Part am Oſterwicker und Zugdamer Beſitz auf 7719 fl. 26 gl. 
7% Pf. geſchätzt. Die Wertbemeſſung des letzteren Parts erfolgte auf Grund 
einer Taxe, die im Jahre 1796 von dem Deichgeſchworenen Andreas 
Schumacher zu Woſſitz und dem Nachbarn Johann Conrad Kohl aus Oſter— 
wick bei einer anderen Erbauseinanderſetzung aufgeſtellt war, zu der die 
Schichtgeberin bemerkt: „daß ſchon der Oekonomie-Inſpector Holtzmann bei 
Reviſion der Taxe dieſe äußerſt hoch und enorm gefunden habe, daß fie indeß, 
was ihre kulmiſche Hälfte betreffe, doch nach gehöriger Ueberlegung bei der⸗ 
ſelben verbleiben wolle, weil ſie mit keinem Fremden, ſondern mit ihren 
leiblichen Kindern Schicht und Theilung halte und es bei der Uebernahme 
der Grundſtücke nicht darauf ankomme, ob ſie ihren Kindern einige hundert 
Gulden mehr oder weniger gebe“. 


Daß die Schichtgeberin gerade die Höhe der Taxe hinſichtlich des 
¼ Parts am Oſterwicker Hofe bemängelt, iſt deshalb auffallend, weil es 
1775 beim Ankauf des Hofes durch Barthel Weſſel mit 10 000 fl. bewertet 
wurde. Jedenfalls ſtellte der Taxwert, nach dem die Schichtgeberin den 
geſamten Beſitz übernahm, nicht viel mehr als die Hälfte des Preiſes dar, 
der zur betreffenden Zeit ſchon für gleichartige Wirtſchaften bezahlt worden 
war. Eine hinter dem Tagespreis erheblich zurückbleibende Wertbemeſſung 
der Grundſtücke bei Erbauseinanderſetzungen war zu jener Zeit die Regel, 
wenn der Beſitz in der Familie blieb. Es war dies auch ſchon deswegen 
gerechtfertigt, weil der Erbe, der den Hof übernahm, allein das Riſiko zu 
tragen hatte, das, von Mißernten ganz abgeſehen, Krieg, Einquartierungen 
und Ueberſchwemmungen nach jahrhundertelangen Erfahrungen nahelegten, 
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während die Miterben auf ihrer Forderung beſtehen konnten, ſo lange der 
Beſitznachfolger noch einen Groſchen in der Taſche hatte. 


Im vorliegenden Falle riskierte die Schichtgeberin bei Uebernahme 
des Hofes allerdings nicht viel, weil trotz der geringen Wertſchätzung des— 
ſelben der geſamte Nachlaß ſich doch noch auf 147 937 fl. 10 gl. 16½ Pf. 
Danziger Courant belief. Da Barthel Weſſel ein Teſtament nicht hinter⸗ 
laſſen hatte, jo betrug die feiner Witwe zufallende kulmiſche Hälfte mithin 
73 968 fl. 20 gl. 8 ¾ Pf., und ihr verblieb demnach neben dem Beſitz noch 
immer ein nicht unerhebliches Kapitalvermögen. Letzteres war zu der Erb— 
auseinanderſetzung wahrſcheinlich ſchon teilweiſe flüſſig gemacht worden, 
denn die Schichtgeberin ſtellte das Vatererbteil ihrer drei noch unmündigen 
Kinder, das ſich auf 18 492 fl. 5 gl. 2 ¼ͥ Pf. für jedes Kind belief, in der 
Weiſe ſicher, daß ſie 28 000 fl. zu Pfennigzins auf ihren Beſitz eintragen ließ 
und 27 476 fl. 15 gl. 6¼ Pf. bei dem Stadtgerichts-Depoſitorium zinsbar 
hinterlegte. Dieſe Hinterlegung, die ſicherlich der Einwirkung des die Erb— 
auseinanderſetzung leitenden Richters zu danken war, ermöglichte ſpäterhin 
ihren Kindern die Erhaltung ihres Beſitzes und wurde ſo im wahren Sinne 
des Wortes ein Notgroſchen in ſchwerſter Zeit. Die Zinſen des Vaterguts 
der minorennen Kinder kamen natürlich der Mutter zu, wogegen letztere 
für Pflege, Erziehung und Unterhalt derſelben bis zu ihren mündigen 
Jahren zu ſorgen hatte. Dem älteſten, bereits mündigen Sohn ſtellte die 
Mutter eine Handſchrift über ſein Vatergut aus, wonach dasſelbe mit 4% 
zu verzinſen und auf Erfordern zu zahlen war. Zur Gewährung einer 
Zu⸗ und Uebergabe an ihre Kinder, wie ſie im Werder üblich war und 
worauf die Vormünder hinwirkten, verſtand ſich die Schichtgeberin aber 
nicht: „einestheils, weil ſie das Oſterwicker und Zugdamer Part für einen 
hohen Werth angenommen, anderntheils, weil nach dem Zeugniß der Vor⸗ 
münder ſie und ihr verſtorbener Ehemann ſo ſparſam und gut gewirthſchaftet 
hätten, daß ſie gegenwärtig ihren Kindern ein bedeutendes Vermögen an 
Vatergut auszuſchichten im Stande geweſen“. Sie behielt ſich aber vor, 
jedem ihrer Kinder bei erreichter Großjährigkeit eine Zugabe zu machen, 
wie ſie auch nach wie vor für ihre Glückſeligkeit beſorgt ſein wolle. Welche 
Erklärung, wie es heißt, die Vormünder ohne Anſtand mit Dank annahmen. 


Wenn man ſich erinnert, daß die Naturalleiſtungen an die preußiſchen 
Truppen während der Blockade von Danzig 1783 und ebenſo die Schäden 
und Scharwerksleiſtungen aus Anlaß des Durchbruchs 1784 und des 
ſchweren Eisganges der Weichſel 1785 in die 25jährige Wirtſchaftszeit 
Barthel Weſſels fielen, dann wird man das günſtige Zeugnis, das die Vor⸗ 
münder ſeiner und ſeiner Ehefrau Wirtſchaftsführung ausſtellten, unein⸗ 
geſchränkt anerkennen müſſen. Immerhin bleibt zum Verſtändnis des 
Erfolges, den ſie erzielten, doch notwendig zu berückſichtigen, daß Barthel 
Weſſel von vornherein einen ſchuldenfreien Beſitz hatte und das Erbgut 
ſeiner Frau, wenn es ihm in vollem Betrage auch erſt nach dem Tode ſeines 
Schwiegervaters zuging, ihm noch Zinſen aus Kapitalvermögen einbrachte. 
Seit 1787 war er im vollen Genuß jenes Erbteils, das ſich, wie bereits 
angeführt, auf etwa 30 000 fl. belief, und es iſt deshalb nicht erſtaunlich, 
daß ſich bei ſteigender Konjunktur ſein Kapitalvermögen aus den Ueber⸗ 
ſchüſſen des Einkommens aus Grundbeſitz und den wachſenden Zins⸗ 
einnahmen auf 100 000 fl. bis zum Jahre 1800 erhöhte. Sein Geld hatte 
er nach den vorliegenden Nachweiſen auf Hypothek und Schuldſchein zu 
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4%, gegen Wechſel zu 6% ausgeliehen, woraus man entnehmen kann, 
daß er größere Beträge nicht im Strumpf aufbewahrte, zu welcher Annahme 
die vorherige Mitteilung, daß bei Vornahme der Schicht und Teilung die 
Aufzählung des baren Geldes einen erheblichen Zeitaufwand verurſachte, 
leicht verleiten könnte. 


Nach den Erträgen aus dem Grundbeſitz, welche die Taxe für die 
Schicht und Teilung annimmt, würde man Barthel Weſſel nicht für einen 
guten Landwirt erachten können, ſofern man dieſe Schätzung auch nur für 
einigermaßen zutreffend anerkennen wollte. Letzteres dürfte aber zu ver⸗ 
neinen ſein, wenngleich die Taxe vermutlich die gewohnheitsmäßig 
anerkannten Sätze bei Erbauseinanderſetzungen wiedergibt, die aber ledig— 
lich im Hinblick auf ſchlechte Erntejahre aufgeſtellt zu ſein ſcheinen. So 
ſind vom kulmiſchen Morgen als Ertrag geſchätzt: 12 Scheffel Weizen, 
17% Roggen, 87 Gerſte, 20 Hafer und 10 Erbſen. Dabei fand die 
Dreifelderwirtſchaft noch unverändert ſtatt, und es folgten der Brache 
mithin nur zwei Saaten, was bei Niederungsboden immerhin eine hohe 
Gewähr für gute Durchſchnittserträge bot. Man dürfte deshalb auch wohl 
nicht fehlgreifen, wenn man annimmt, daß letztere tatſächlich doppelt ſo 
hoch geweſen ſind. Wenn das hinſichtlich des Roggenertrages gewagt er— 
ſcheinen könnte, ſo darf man nicht überſehen, daß der Roggen nach gedüngter 
oder Schwarzbrache folgte. Auf dem Stüblauer Beſitz, der ſich aus 3 Hufen 
Binnenland und 1½ Hufen Außendeich zuſammenſetzte, waren nach der 
Taxe beſtellt: 10 Morgen Weizen, 30 Roggen, 12 Gerſte, 18 Hafer und 
6 Erbſen. 25 Morgen wurden als Wieſe zur Heugewinnung oder zur 
Weide genutzt, und 3234 Morgen lagen in Brache. Vom Kleebau iſt noch 
keine Rede, und der Anbau von Hackfrüchten war lediglich auf die Gärten 
beſchränkt, zu welchen Früchten auch wohl ſchon Kartoffeln gehört haben, 
da deren Ausfuhr aus dem Danziger Hafen ja ſchon 1794 verboten wurde. 
Dem Stüblauer Hof kam nun zwar noch die anteilmäßige Nutzung an dem 
Oſterwicker Beſitz zugute, die jedoch lediglich zur Durchfütterung und Auf- 
zucht des Viehbeſtandes gedient haben dürfte, der zum Wirtſchaftsbetriebe 
einſchließlich der Gemeinde- und Dammſcharwerksleiſtungen notwendig war. 
Die Einnahmen aus der Viehhaltung können deshalb durchſchnittlich nur 
geringe geweſen ſein, ſo daß Ueberſchüſſe aus der Wirtſchaft nur durch 
Getreideverkauf erzielt werden konnten. Dieſe waren bei günſtigen Preiſen 
auch wohl nicht unerheblich, weil die Abgaben und die Wirtſchaftsunkoſten 
ſich verhältnismäßig niedrig ſtellten, wenn man die Naturalabgaben und 
die Scharwerksleiſtungen in der Gemeinde und den anderen öffentlich⸗ 
rechtlichen Verbänden unberückſichtigt läßt. Die Taxe für die Erbaus⸗ 
einanderſetzung bewertet den Scheffel Weizen allerdings nur mit 6 fl., 
Roggen mit 4 fl., Gerſte mit 3 fl., Hafer mit 2 fl. 15 gl. und Erbſen mit 
4 fl., tatjächlich galten aber im Dezember 1799 und 1800: Weizen 12—14 
reſp. 18 fl., Roggen 7— 77 reſp. 10 fl. 6 gl., Gerſte 5 fl. reſp. 6 fl. 15 gl. 
und Hafer 4 fl. reſp. 3 fl. 15 gl. Solchen Getreidepreiſen gegenüber 
konnten die baren Wirtſchaftsausgaben und die Abgaben wenig ins Gewicht 
fallen, da ſie im ganzen nur etwa 1500 fl. jährlich ausmachten und ſich 
folgenderart für den geſamten Stüblauer Beſitz Barthel Weſſels zuſammen⸗ 
ſetzten: 

Kgl. Kontribution (Grundſteuer) . . 90 fl. 
Kämmerei⸗Grund zins 380 fl. 29 gl. 18 Pf. 
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Holz⸗ und Habergeld*) ) 5 fl. 14 gl. 
Neujahrs⸗ und Oſtergeld (Geldrente für 

das abgelöſte Scharwerk auf Hof Grebin) 80 fl. 29 gl. 18 Pf. 
Jagdgeld (anteiliger Pachtbetragh) .. 3 fl. 21 gl. 
2ZZJ2J22;ö )⸗ẽ » nn, 18 WERT Aare. 
Schullehrer-Decem und Hausquartal .. 2.31.18 al. 
Graben⸗ und Krautged . .........32 fl. 

Geſindelohn P 

Ernte⸗ und Dreiherlofn . . 2300 fl. 

Schmiede-, Stellmacher-, Niemer-, 

Sattel⸗ und Böttcherarbeit . . . 300 fl. 


Wenn jo enorm hohe Weizenpreife wie im Jahre 1800 auch nur 
ausnahmsweiſe eintraten, ſo haben ſich die Getreidepreiſe während der 
Wirtſchaftsperiode Barthel Weſſels doch im großen und ganzen in einer 
ſteigenden Tendenz gehalten. Einen Anhalt dafür bietet die Verpachtung 
des Kirchenlandes zu Stüblau, das damals 1 Hufe groß war und ſich aus 
mindeſtens ſechs durch nachbarlichen Beſitz voneinander getrennten und 
auch von der Dorfslage in der Mehrzahl weit entfernten Parzellen zuſam⸗ 
menſetzte. Für die Jahre 1776 bis 1795 hatte ſich der jährliche Pachtbetrag 
für dieſe Hufe von vorher 150 auf 250 fl. geſteigert, von 1796 bis 1799 
betrug die Pacht dann 350 fl. und 1800 bis 1801 400 fl. Bei den Aus⸗ 
landungen in Stüblau, die, n vom Außendeich, mit dem Jahre 1665 
ihren Abſchluß fanden, war die Kirche hinſichtlich der Lage und Qualität 
der ihr zugewieſenen Parzellen durchſchnittlich recht ungünſtig fortgekommen, 
und von dem erwähnten Jahre ab wurde dieſe Hufe zudem ſtets an die 
Nachbarn verpachtet, die bei den kurzen Pachtperioden das dazugehörige 
Ackerland recht ſtiefmütterlich behandelten, was bei den vorſtehend an— 
geführten Pachtpreiſen auch noch zu berückſichtigen bleibt. So beſtätigt 
denn die Steigerung dieſer Pachtpreiſe auch, was ich ſchon vorhin erwähnt, 
daß in der Periode von 1772 bis 1793 die Bewohner des Danziger Land— 


gebiets nicht annähernd ſoviel zu leiden gehabt haben wie die Bürger der 
Stadt ſelbſt. 


Nach Einverleibung Danzigs in die preußiſche Monarchie kamen in 
der Stadt Handel und Verkehr bald wieder lebhaft empor, was um ſo 
Hand ap auf die Rentabilität des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes ihres 

andgebiets einwirkte, weil unter der preußiſchen Verwaltung die Feſſeln 
fielen, die das Stadtregiment ſeinen ländlichen Untertanen beim Abſatz 
der Produkte und beim Einkauf ihrer Bedürfniſſe zugunſten der Stadt⸗ 
bevölkerung angelegt hatte. Die Zeitverhältniſſe hatten ſo das Leben 
Barthel Weſſels günſtig beeinflußt, und ſie fallen demnach bei ſeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Erfolgen neben ſeiner Sparſamkeit und Tüchtigkeit mit ins 
Gewicht. Nach Ueberlieferung in der Familie ſoll er auch ein Mann geweſen 
ſein, der nicht ohne Stolz auf Beſitz und Vermögen war. Er und ſein 
Bruder Ephraim waren gerade in dieſer Beziehung Rivalen, und bei aller 
ſonſtigen brüderlichen Eintracht ſollen ſie ſich nicht ſelten die gute Laune 
dadurch verdorben haben, wenn einer den andern davon überführen konnte, 
daß er ihm im Beſitz von Wertpapieren über war. Spekulativen Sinn 


*) Aus welcher Verpflichtung ſich die Zahlung des Holz. und Habergeldes 
herſchrieb, vermochte ich nicht er Aa a a 
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ſcheint Barthel Weſſel nicht beſeſſen zu haben, er zog vielmehr die ſichere, 
wenn auch allmähliche Vermehrung ſeines Kapitalvermögens vor, denn 
trotz ſeiner günſtigen finanziellen Lage hat er ſeinen Grundbeſitz um keinen 
Morgen vergrößert. Er war jedenfalls eine ſehr konſervative Natur, was 
auch daraus hervorgeht, daß ſeine Frau die Einführung des Kaffees in 
ihrem Hauſe nicht durchſetzen konnte. Sie durfte ſich dieſes neumodiſche 
Getränk, das ſie ſehr geliebt haben ſoll, nur bereiten laſſen, wenn ihr Gatte 
nichts davon merkte. Bei mancher Eigenheit, die er demnach beſaß, war 
Barthel Weſſel jedenfalls doch ein vortrefflicher Menſch, der ſich auch in 
ſeiner Nachbarſchaft des beſten Anſehens erfreute. 1790 wurde er als 
Kirchenvater beſtätigt. 


Bei ſeinem Tode ſtand ſeine Ehefrau erſt im 40. Lebensjahr. Die 
Fortführung der Wirtſchaft wird ihr nicht leicht geworden ſein, denn wenn 
es in der Schicht und Teilung auch hieß, daß ihr älteſter Sohn Johann 
Gottlieb der Wirtſchaft bereits vorſtehe, ſo war er dazu wegen geringer 
geiſtiger Befähigung doch wohl kaum imſtande. Es iſt anzunehmen, 
daß ſie ihre Hauptſtütze an ihrem Bruder Daniel Gottfried Arend gefunden 
hat, der mit ihr am ſelben Ort lebte. Michael Wilhelm, der nächſtfolgende 
Sohn, war erſt 13 Jahre alt und zwei weitere Kinder noch jünger, ſo daß 
es ihr wohl nur bei ihrer günſtigen finanziellen Lage und bei dem glück⸗ 
lichen Aufſchwung, den die Landwirtſchaft in den nächſtfolgenden Jahren 
auch noch weiterhin nahm, möglich wurde, ihre Wirtſchaft auch im Witwen⸗ 
ſtand gedeihlich weiterzuführen. Für jenen Aufſchwung ſpricht beſonders 
die durch ſehr gute Getreidepreiſe hervorgerufene Wertſteigerung der Grund 
ſtücke im Stüblauſchen Werder. Während nach den jährlichen Dezember⸗ 
notierungen der Weizen in den Jahren 1801 bis 1803 nicht unter 2½ Taler 
pro Scheffel ſank, ſtieg er 1804 auf 4 Taler 27 gl. und hielt ſich 1805 und 
1806 zwiſchen 3½ und 31% Talern. Verhältnismäßig hoch ſtanden auch 
die andern Getreidearten im Preiſe“). Die wachſende Rentabilität des 
Grund und Bodens kommt auch bei der Verpachtung der Stüblauer Kirchen⸗ 
hufe 9 voll zur Geltung: 1802 ſtieg die Jahrespacht auf 600, 1804 
auf 900 fl. 


Zu einer derartig geſteigerten Rentabilität der landwirtſchaftlichen 
Grundſtücke kam nun noch die Befreiung von manchem läſtigen Zwange aus 
der Zeit des Stadtregiments. So mußte der Magiſtrat auf Einwirkung 
der preußiſchen Regierung ſchon 1804 die bereits erwähnte Ablöſung des 
Mühlenzwanges zur Herrengrebiner Waſſermühle zulaſſen. Der Antrag auf 
Ablöſung wurde den einzelnen Dorfſchaften freigeſtellt, die dann auch einen 
umfangreichen Gebrauch davon machten. Eine beſtimmte Gruppe von 
Ortſchaften erhielt gleichzeitig die nn zur Erbauung einer Korn— 
windmühle, die gemeinſam von der Kriegs- und Domänenkammer zu 


) Nach den im Danziger Sntelligenzblatt Ende des Jahres“ publizierten 
Getreidepreiſen galt der Scheffel 


Weizen Roggen Gerſte Hafer 


1801: 2 Tlr. 56 ½ gl. 1 Tlr. 69 gl. 1 Tle, 8 gl. 67½ gl. 
1 Din Ent er e 1 4½ „ 76 ½ „ 
180332 1 „8 „ 1 22½ „ 1 Air 9,17; 
„ . , a EA 
1805: 3 ala, 3 % 1 2 18 % 1 37 2 

1806: 3 5 8 „ 11% 2 % 31% „ 1 SI 
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Marienwerder und dem Danziger Magiſtrat erteilt wurde. So bekamen 
die Ortſchaften des Oberquartiers des Stüblauſchen Werders: Güttland, 
Stüblau, Kriefkohl, Zugdam und Oſterwick die Konzeſſion zur Erbauung 
einer Kornwindmühle auf der Kriefkohler Feldmark, 300 Fuß von dem 
Wege, der nach Güttland führt, am 6. Mai 1806. 

Die gleiche Konzeſſion wurde am ſelben Tage den Ortſchaften des 
Mittelquartiers und des Niederquartiers erteilt. Dem Mittelquartier, 
beſtehend aus den Dörfern Trutenau, Woſſitz, Langfelde, Letzkau und 
Gr. Zünder, auf der Feldmark vom letzteren Ort, in einer Entfernung von 
182 Fuß vom Wege nach Letzkau und 130 Fuß vom Wege nach Langfelde, 
dem Niederquartier mit den Dörfern Käſemark, Kl. Zünder, Herzberg, 
Gottswalde und Wotzlaff auf der Feldmark von Gottswalde, 300 Fuß von 
dem Wege von dort nach Herzberg. 

Für die Mühlengerechtigkeit, die aber keinen Mahlzwang für die 
Bewohner der beteiligten Ortſchaften einſchloß, hatten letztere eine jährliche 
Abgabe von 2 Talern für jeden Gang in preuß. Courant neben den 
allgemeinen Landesabgaben an die Kontributionskaſſe in Danzig zu erlegen. 

Wie hier beim Mühlenzwang war das preußiſche Regiment auch 
ſonſt beſtrebt, durch Beſeitigung von zünftleriſchen und anderen Sonder— 
rechten der Landwirtſchaft und dem Gewerbebetrieb freie Bahn zu ſchaffen, 
und man gewinnt den Eindruck, als wenn gerade nach dem Regierungs- 
antritt Friedrich Wilhelms III., der ſeinem am 16. November 1797 ver⸗ 
ſtorbenen Vater auf dem Thron folgte, nach dieſer Richtung hin eine rege 
Tätigkeit der Regierung in Aufnahme kam. Die Erkenntnis, daß dies zur 
wirkſamen Entfaltung der wirtſchaftlichen Kräfte des Landes notwendig 
war, war mithin bei der Regierung auch ſchon vor dem Zuſammenbruch 
des preußiſchen Staates nach der Schlacht bei Jena vorhanden und der 
Weg bereits eingeſchlagen, den die Geſetzgebung nach jenem unglücklichen 
Ereignis zur Wiedererſtarkung Preußens ſo erfolgreich einhielt. 

Die Witwe Barthel Weſſels erlebte nicht mehr die ſchweren Zeiten, 
die nach den franzöſiſchen Siegen auch für die Stadt Danzig und deren 
Gebiet hereinbrachen. Frau Anna Eliſabeth geb. Arend ſtarb ſchon am 
10. Februar 1806 im 46. Lebensjahre, wie es in dem Kirchenbuch heißt: 
„an einer hitzigen Krankheit“, und wurde am 20. desſelben Monats mit 
Leichenpredigt begraben. Ihre einzige Tochter Catharina Florentine war 
beim Tode der Mutter erſt vor wenigen Tagen 15 Jahre alt geworden, 
und der jüngſte Sohn Carl Ludwig ſtand im 10. Lebensjahre, ſo daß die 
Mutter dem Hauſe ſehr gefehlt haben wird. Die Verantwortlichkeit für 
die Familie ging nun vornehmlich auf den 19 Jahre alten zweiten Sohn 
Michael Wilhelm über, weil fein älterer Bruder Johann Gottlieb nicht 
befähigt war, dieſelbe zu tragen. Bei der Jugend Michael Wilhelms war 
das trotz der ſehr günſtigen finanziellen Lage, in der ſich ſeine Mutter bei 
ihrem Tode befand, ſchon an und für ſich keine leichte Aufgabe, ſie geſtaltete 
ſich durch die Zeitverhältniſſe aber zu einer äußerſt ſchweren und ſorgen⸗ 
vollen aus, die er dennoch mit Erfolg gelöſt hat, wenn auch mit dem Einſatz 
eines guten Teils ſeiner Lebenskraft. Der ſchöne Denkſtein, den er und 
ſeine Geſchwiſter ihren Eltern ſetzten, ſteht noch heute an den wohlerhaltenen 
Gräbern derſelben auf dem Stüblauer Kirchhof. Die dem Vater gewidmete 
Seite des Steines trägt neben den Angaben über Geburts- und Todestag 
die Inſchrift: 
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„Ein Chriſt denkt ohne Furcht und Beben 
an Todt, Verweſung, Sarg und Gruft, 
weil auch ſein Staub wird wieder Leben, 
wenn Ihm die Stimme Jeſu ruft.“ 


Auf der andern, der Mutter gewidmeten Seite ſteht neben den 
gleichartigen Angaben der Vers: 
„Auch dieſe Stätte haſt Du Dir, 
o Gott, geweiht, drum ſei ſie mir 
das Ziel von gantz vergeſſnen Leiden, 
es volge mich zu künftgen Freuden.“ 


Michael Wilhelm Weſſel. 


Michael Wilhelm Weſſel wurde am 22. Februar 1787 geboren. Wenn 
er beim Tode ſeines Vaters, wie vorſtehend bereits angeführt, auch erſt 13 Jahre 
alt war, ſo wuchs er doch nach wenigen Jahren in die Wirtſchaft ſeiner Mutter 
hinein und ſchon im Alter von 16 Jahren ſtand er derſelben tatſächlich vor, 
wenn dem Namen nach auch ſein um 8 Jahre älterer Bruder Johann Gottlieb 
als Wirtſchaftsleiter galt. Bei dem Wohlſtande ſeiner Mutter werden die Jüng— 
lingsjahre Michael Weſſels trotz der Verantwortlichkeit, die ihm das Leben jo 
früh auferlegte, doch ſorgenlos und glücklich verlaufen ſein, denn es war eben 
eine Zeit kaum geahnten Aufſchwunges, auch für die Landwirtſchaft, während der 
er den Beſitz ſeiner Mutter verwaltete. Mit dem Tode derſelben begann 
für ihn aber die Zeit der Prüfungen, die ihm das Leben ſo reichlich zu— 
gemeſſen hat. Erſt 19 Jahre alt hatte er unter perſönlicher Verantwortlichkeit 
die Weiterführung der Wirtſchaft für ſich und ſeine Miterben wie die Fürſorge 
für ſeine jüngeren Geſchwiſter zu übernehmen und ſich dabei auch noch in das 
richtige Verhältnis zu ſeinem älteren Bruder zu ſtellen, der aber der gleichen 
Aufgabe nicht gewachſen war. Es geſchah das natürlich auf Veranlaſſung 
ſeiner und ſeiner Geſchwiſter Vormünder, die ihm ein ſolches Vertrauen 
entgegenbrachten. 


Kaum ein Jahr nach dem Tode der Mutter Michael Weſſels, am 
4. Februar 1807, wurde vom zuſtändigen Kreisgericht die Auseinanderſetzung 
der Erben derſelben bewirkt. Den Erbauseinanderſetzungsrezeß habe ich leider 
nicht ermitteln können, doch ſteht feſt, daß Michael Weſſel nach demſelben den 
elterlichen Beſitz für eigene Rechnung übernahm. Ueber die Höhe des Annahme⸗ 
preiſes fehlt indeſſen jede Angabe. Infolge der kriegeriſchen Ereigniſſe, die nun 
auch das Stüblauſche Werder in kurzer Friſt in Mitleidenſchaft zogen, blieb 
der Erbauseinanderſetzungsrezeß aber ohne die vorgeſchriebene Beſtätigung 
des Pupillen⸗Kollegiums, was im Verein mit dem Umſtande, daß Michael 
Weſſel beim Abſchluß des Rezeſſes noch nicht mündig war, die Gültigkeit des⸗ 
ſelben in Frage ſtellte. 


N Die Wirtſchaft wurde deshalb nach Eintritt der Kriegsunruhen für 

gemeinſchaftliche Rechnung der Erben durch Michael Weſſel weitergeführt; die 
in Rede ſtehende Erbauseinanderſetzung bleibt aber beſonders deswegen intereſſant, 
weil ſie erkennen läßt, daß die Bewohner Danzigs und ſeiner Umgegend auch 
nach der Schlacht bei Jena noch zuverſichtlich darauf hofften, daß dem weiteren 
Vordringen der Franzoſen mit Hilfe der Ruſſen ein Halt geboten werden würde. 
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Dabei wurde aber ſchon in den erſten Tagen des Novembers 1806 und demnach 
wenige Wochen nach jener Schlacht (14. Oktober) die Inſtandſetzung der ſtark 
vernachläſſigten Feſtungswerke Danzigs mit aller Energie in Angriff genommen 
und die Garniſon noch im Laufe desſelben Monats durch Zuzug von Regimentern 
anderer Garniſonen verſtärkt, die teilweiſe ihren Marſch durch das Stüblauſche 
Werder nahmen und dort einquartiert wurden. Mitte Dezember erfolgte dann 
die Schließung der Steinſchleuſe, wodurch die im Umkreiſe von Danzig belegenen 
Niederungsortſchaften: Bürgerwald, Krampitz, Hundertmark, Müggenhall, Landau, 
Naſſenhuben, Hochzeit, Quadendorf, Neuendorf, Plehnendorf, Reichenberg und 
Mönchengrebin von der Mottlau überſchwemmt und ein Angriff der Feſtung 
von der Niederungsſeite ausgeſchloſſen wurde. Polniſche Inſurgenten machten 
von Bromberg her ſchon im Dezember Weſtpreußen unſicher. Die polniſche 
Bevölkerung hatte ſich nach dem Eintreffen der Franzoſen in Poſen ſchon im 
November mit dieſen verbrüdert und ganz Südpreußen trat in Aufſtand wider 
die preußiſche Herrſchaft. Unter dem General Dombrowski, der ſeit Jahren 
polniſche Legionen in franzöſiſchen Dienſten befehligt hatte, drangen polniſche 
Inſurgenten in Weſtpreußen ein und beſtrebten ſich, die aufſtändiſche Bewegung 
auch nach dieſer Provinz zu verpflanzen. Gegen Ende Januar 1807 erkühnten 
ſich die Inſurgenten, ſchon bis in die Gegend von Dirſchau vorzudringen, doch 
wurden ſie durch die Truppen der Danziger Garniſon überall vertrieben. Dieſer 
letztere Umſtand wie eingelaufene Nachrichten über das ſiegreiche Gefecht der 
Ruſſen gegen die Franzoſen bei Pultusk (26. Dezember) trugen dazu bei, daß 
trotz aller Anzeichen, die die drohende Gefahr einer feindlichen Belagerung 
ankündeten, bei dem größeren Teile der Bewohnerſchaft der Stadt Danzig und 
ihres Gebiets die Befürchtung vor einem erfolgreichen Aumarſche der Franzoſen 
wenig aufkam. Eine ſolche Auffaſſung der Situation erklärt es denn auch, 
daß Michael Weſſel, wie bereits erwähnt, noch am 4. Februar 1807 ſeinen 
elterlichen Hof für einen Preis annahm, der dem derzeitigen hohen Werte der 
Beſitzungen im Werder entſprach. Daß er dabei nicht beſtehen konnte, machte 
ihm der Lauf der kriegeriſchen Ereigniſſe ſchnell genug fühlbar. Schon am 
7. und 8. Februar fand die mörderiſche Schlacht bei Preußiſch-Eylau ſtatt, die 
zum Schluſſe durch das tapfere Eingreifen des preußiſchen Korps unter dem General 
L'Eſtocq zwar unentſchieden blieb, nach deren Verlauf aber ſowohl die Ruſſen 
wie die Franzoſen zur Fortſetzung des Kampfes wegen völliger Erſchöpfung 
der Truppen unfähig waren. Napoleon ließ ſeine Truppen deshalb Winter— 
quartiere beziehen, gab nun aber den Befehl zur Belagerung von Danzig und 
Graudenz. Mit Ausnahme der letzteren Feſtung beherrſchte Napoleon bereits 
das obere rechte Weichſelufer, jo daß der preußiſche General von Rouquette, 
der mit einem kleinen Korps die Verbindung zwiſchen dem L'Esſtocqſchen Haupt— 
korps in Oſtpreußen und Danzig aufrecht erhalten ſollte und in der Nähe von 
Marienwerder ſtand, ſchon am 11. Februar über die Weichſel gehen mußte, 
wo er bei Mewe von Truppen der Danziger Garniſon, die zur Bekämpfung 
der polniſchen Inſurgenten dorthingerückt waren, aufgenommen wurde. Beim 
Vordringen der durch franzöſiſche Truppen verſtärkten Inſurgenten unter dem 
General Dombrowski zogen ſich die Preußen auf Dirſchau zurück, das gehalten 
werden ſollte. General von Rongquette, der nach Danzig marſchierte, nahm 
mit ſeinen Truppen ſchon am 13. Februar in Stüblau Quartier, womit auch 
die Bewohner dieſes Dorfes wohl nicht mehr im Zweifel darüber geblieben 
ſein werden, was ihnen bevorſtand. Denn nachdem dieſe Truppen abgezogen 
waren, traf am 15. Februar ſchon wieder ein Bataillon des Regiments Courbiere 
dort ein. Es ging zunächſt mit Lebensgefahr über das Eis der Weichſel nach 
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Palſchau, um ſeinem Auftrage gemäß die Straße zwiſchen Weichjel und Nogat 
zu decken, kehrte aber von Palſchau wieder in kürzeſter Friſt nach Stüblau 
zurück und nahm dort Quartier, weil es die Nachricht erhalten hatte, daß 
Marienburg bereits vom Feinde genommen wäre und weil der Aufbruch der 
Weichſel ſtündlich drohte. Bei dieſem Bataillon ſtand der Hauptmann Ernſt 
Friedrich von Löbell, deſſen Tagebuch aus jener Zeit veröffentlicht iſt und dem 
ich die vorſtehenden Daten entnommen habe.!) Der Inhalt des Tagebuches 
bekundet hinreichend, daß ſein Verfaſſer für Land und Leute der Gegenden, 
in die ihn ſein Dienſt führte, ein offenes Auge hatte, weshalb der Eindruck, 
den die Werderortſchaften auf ihn zu jener Zeit machten, immerhin bemerkenswert 
bleibt. So ſchreibt er am 16. Febrnar: „Stüblau ein ſehr ſchönes Dorf, wie 
denn alle die Dörfer hier ſehr ſchön ſind. Die Häuſer ſind maſſiv, viele mit 
Holz verzieret, welches ein ſehr hübſches Auſehen gewährt.“ Daß die Umfaſſungs— 
mauern von den Wohngebäuden der größeren Höfe in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts überwiegend in Ziegelmauerwerk hergeſtellt wurden, läßt ſich 
noch heute erkennen; mit der Holzverzierung dürften die Vorlauben gemeint 
ſein, die nicht ſelten mit wirkungsvollem Schnitzwerk verſehen waren und den 
Gebäuden ihr beſonderes Gepräge verliehen. 


Am 23. Februar wurde nach hartnäckiger Gegenwehr des kleinen preußiſchen 
Kommandos, das Dirſchau beſetzt hatte, dieſe Stadt von den vereinigten 
franzöſiſchen und polniſchen Truppen, die mit großer Uebermacht herangerückt 
waren, genommen. Letztere ſteckten die Vorſtädte in Brand, was die Vernichtung 
des größeren Teiles der Stadt durch Feuer zur Folge hatte. Welche Panik 
das Anrücken der Polen auf Dirſchau in den nahebelegenen Ortſchaften des 
Stüblauſchen Werders hervorgerufen hatte, läßt folgender Vorgang erkennen: 
In Stüblau ſollte gegen Ende des Monats der am 22. Februar verſtorbene 
Nachbar Preuß beerdigt werden. Während der Trauerfeierlichkeit in der Kirche 
verbreitete ſich unter den Leidtragenden plötzlich das Gerücht, daß die Polen 
im Anmarſche wären, was die Anweſenden zur kopfloſen Flucht aus der Kirche 
veranlaßte. Der Sarg blieb in derſelben ſtehen und wurde erſt nach mehreren 
Tagen in aller Stille auf dem Kirchhofe verſenkt. Inzwiſchen waren die Polen 
auch wohl tatſächlich in Stüblau erſchienen, denn in Güttland trafen ſie 
nach den Aufzeichnungen des damals dort angeſeſſenen Nachbarn Andreas 
Wannow am 24. Februar ein und ſie verließen letzteres Dorf erſt am 1. März, 
nachdem ſie es ausgeplündert hatten. Das benachbarte Dorf Stüblau dürften 
ſie demnach nicht verſchont haben. Die Franzoſen können dagegen nicht vor 
dem 6. März nach Stüblau gelangt ſein, da der Marſchall Lefebvre, den der 
Kaiſer Napoleon mit der Belagerung von Danzig beauftragt hatte, erſt an 
dieſem Tage das Danziger Werder beſetzen ließ. Vor Danzig erſchienen die 
erſten Franzoſen am 10. März, und am nächſtfolgenden Tage begann die 
Belagerung dieſer Feſtung. 

Die Verteidiger der Stadt haben unter dem Gouverneur von Kalkreuth 
ehrenvoll gekämpft, bis ihnen die letzte Hoffnung auf Entſatz geſchwunden war. 
Ebenſo blieb auch die Geſinnung der Danziger Bürgerſchaft eine patriotiſche 
und aufopfernde, was König Friedrich Wilhelm III. ihr in einem Schreiben 
an den Gouverneur vom 26. April beſtätigte, in dem er hervorhob, wie es ihm 
zur Genugtuung gereiche, daß die gute Bürgerſchaft, obgleich? ſie erſtz ſpäter mit 
ſeinen Staaten vereinigt worden wäre, ſich von den Einwohnern ſo vieler älterer 


*) A. v. Coebell: Ein Ehrendenkmal für die; Verteidiger von Danzig 1807. 
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Städte des Staates jo ſehr zu ihrem Vorteil auszeichne. Mit Glück wurde 
die Verteidigung aber nicht geführt. Schon am 19. März ging das Danziger 
Haupt an die Franzoſen verloren, womit die einzige Verbindung, die auf der 
Nehrung zwiſchen Danzig und Pillau noch offen ſtand, fortfiel. Neben 
unzureichenden Vorkehrungen für die Verteidigung trugen auch zahlreiche 
Deſertionen, beſonders von preußiſchen Soldaten polniſcher Nationalität, zu 
dieſem Verluſte bei. Infolge desſelben mußten 5000 Mann ruſſiſcher Hilfs— 
truppen, die in Pillau eingetroffen waren, zu Schiff über See nach Danzig 
überführt werden. Das Bombardement der Stadt ſelbſt begann am 24. April. 
Mit dem weiteren Verluſte des Holms am 7. Mai, der von den Ruſſen beſetzt 
war, hörte die Verbindung mit Neufahrwaſſer und Weichſelmünde auf, ſo daß 
nur noch das baldige Eintreffen von weiteren Entſatztruppen die Belagerten 
retten konnte. Als auch dieſe Hoffnung ſchwand und die mit Beſtimmtheit 
erwartete Hilfe durch eine ausreichende ruſſiſche Truppenmacht nicht eintraf, 
ſah fich der Gouverneur von Kalkreuth am 21. Mai zum Abſchluß eines 
Waffenſtillſtandes genötigt, der zur Kapitulation der Feſtung führte, nachdem 
die Kapitulationsbedingungen vom König Friedrich Wilhelm III. und vom Kaiſer 
Napoleon genehmigt waren. Nach dieſen Bedingungen war der Beſatzung ein 
ehrenvoller Abzug zugeſichert worden; dieſelbe beſtand nach der Kapitulation 
noch aus etwa 8000 Mann, und ſie verließ Danzig am 27. Mai 1807 mit 
klingendem Spiel, Waffen und fliegenden Fahnen, um ſich mit den preußiſchen 
Truppen in Oſtpreußen zu vereinigen, wozu ſie ihren Marſch durch die Nehrung 
nahm. Am ſelben Tage rückte der Marſchall Lefebvre mit ſeinen Truppen 
in die Stadt ein. Sein Belagerungskorps, das ſich aus Franzoſen, Polen, 
Sachſen und Badenſern zuſammenſetzte, war zu dieſem Zeitpunkt noch 36000 
Mann ſtark. Schon am 1. Juni traf der Kaiſer Napoleon in Danzig ein und 
legte der Stadt eine Kontribution von 20 Millionen Franken auf, befahl auch 
die ſofortige Wiederherſtellung der Feſtungswerke auf Koſten der Stadt. Zum 
Gouverneur von Danzig ernannte er ſeinen Adjutanten, den erſt 35 Jahre 
alten Diviſionsgeneral Rapp, einen Elſäſſer deutſcher Abkunft. 


Das weitere Geſchick Danzigs wurde durch den Ausgang der Kämpfe in 
Oſtpreußen entſchieden, wo mehr als 200000 Franzoſen, Polen, Italiener, 
Sachſen und Bayern dem vereinigten ruſſiſch-preußiſchen Heere gegenüberſtanden, 
das kaum halb ſo ſtark war. Die Kämpfe endigten mit der Niederlage der 
Ruſſen bei Friedland am 14. Juni 1807, nach der Kaiſer Alexander I. von 
Rußland den Friedensvorſchlägen Napoleons zugänglich wurde, die dann zum 
Frieden von Tilſit am 7. Juli zwiſchen Frankreich und Rußland führten. König 
Friedrich Wilhelm III. blieb danach nichts anderes übrig, als mit dem Verzicht 
auf die Hälfte ſeines bisherigen Staatsgebiets gleichfalls am 9. Juli mit 
Frankreich Frieden zu ſchließen. Von 5570 Quadratmeilen mit 9743000 
Bewohnern blieben ihm 2877 Quadratmeilen mit 5 Millionen Einwohnern. 
Danzig wurde in dieſem Frieden mit einem Gebiete von 2 Lieues im Umkreiſe 
zu einem Freiſtaate unter Garantierung ſeiner alten Verfaſſung erhoben. Aus 
den 2 Lieues wurden aber bei der Grenzregulierung mit Preußen 2 deutſche 
Meilen, weil die franzöſiſchen Machthaber in dieſem Falle nur deutſches Wege— 
maß gelten ließen. Danzig mußte dafür allerdings noch 4 Millionen Franken 
an das Gouvernement und Geſchenke von 1 Million Franken an den General 
Rapp wie 200000 Franken an den Intendanten Chopin zahlen. 


Die Stadt war dadurch in den Beſitz eines Landgebiets von 15 ¼ Qua⸗ 
dratmeilen gekommen. Von ihrem bisherigen Landgebiet trat ſie einige Höhen— 


285 


ortſchaften und den größeren Teil der Scharpau mit zuſammen 2572 Ein- 
wohnern an Preußen ab, ſie erhielt dafür aber von dieſem Staat ein ſehr viel 
größeres Gebiet mit 10 743 Seelen. Die vor der freiſtaatlichen Zeit nicht zur 
Stadt gehörigen Ortſchaften hießen fortan das neue Danziger Gebiet. Sie 
lagen ganz überwiegend auf der benachbarten Höhe; im Danziger Werder kamen 
die vormals biſchöflichen oder ſonſt geiſtlichen Dörfer und Güter Gemlitz, 
Czattkau, Mönchengrebin und Quadendorf wie die unter gutsherrlicher Obrigkeit 
ſtehenden Ortſchaften Hochzeit, Naſſenhuben und Krampitz hinzu. Das Stüblau⸗ 
ſche Werder war, abgeſehen von geringen Landſtreifen an der angrenzenden Höhe, 
die zu den Dörfern Zugdam, Grebinerfeld, Wotzlaff gehörten und mit Wohn— 
ftätten nicht beſetzt waren, im vollen Umfang bei der Stadt Danzig verblieben. 
Einſchließlich des Bauamtes, der Halbinſel Hela, wie der Reſtbeſtandteile der 
alten Aemter Höhe und Nehrung zählte das ſtädtiſche Landgebiet zu Beginn 
der freiſtaatlichen Zeit 37367 Einwohner.“) Doch waren darin die Bewohner 
der ehemaligen Immediatſtadt Stolzenberg und auch ſolcher Vororte enthalten, 
die ſchon vor 1793 zu Danzig gehörten. Will man deshalb beurteilen, welche 
Dichtigkeit der Bevölkerung das ſtädtiſche Landgebiet im Vergleich mit der 
gegenwärtigen Zeit damals aufwies, ſo muß man berückſichtigen, daß etwa 
5000 Seelen auf ſolche Vororte entfielen, die ſpäter dem ſtädtiſchen Gemeinde— 
verband einverleibt ſind, bei Aufſtellung des Bevölkerungsnachweiſes zu Beginn 
der freiſtädtiſchen Periode aber dem Landgebiet zugezählt wurden. 


Mit Beſeitigung der preußiſchen Verwaltungs- und Gerichtsorganiſation 
und Wiedereinſetzung des alten Stadtregiments in Geſtalt der 3 Ordnungen 
nahmen auch die Bürgermeiſter wieder ihre Tätigkeit als Verwalter der länd— 
lichen Amtsgebiete auf, desgleichen auch die Deputationen und Funktionen. Im 
Gedenkbuch der Werderſchen Funktion heißt es darüber: „Da unſere gute Stadt 
14 Jahre unter kgl. preußiſcher Hoheit geſtanden, ſo wurde ſie in dieſem Jahre 
von failerl. franzöſiſchen Truppen durch Kapitulation eingenommen und einige 
Wochen darauf nach dem Willen des franzöſiſchen Kaiſers für eine freie und 
unabhängige Stadt erklärt, auch wurde ihr die ehemalige alte Regierungsver— 
faſſung zuerkannt, mithin wurde wieder eine löbliche Werderiſche Funktion nach 
dem alten Fuße organiſirt, die an dem heutigen Tage, dem 29. Juli, ihre erſte 
Seſſion gehalten hat. In dieſer Seſſion wurde beſchloſſen, daß ſämmtliche 
Schulzen auf den 1. Auguſt vor eine löbliche Function vorgeladen werden ſollten, 
damit ihnen der Auftrag gemacht würde, die reſtirenden Grundzinſen vom Werder 
abzubringen.“ 


Auf welchen Zeitraum ſich dieſe Reſte erſtreckten, iſt nicht erſichtlich, 
zweifellos war aber in den Kaſſen der Stadt nach ihrer zweimonatlichen Un⸗ 
abhängigkeit aus Anlaß der franzöſiſchen Erpreſſungen ſchon eine Ebbe ein— 
getreten, die das Stadtregiment zur rückſichtsloſen Beitreibung ausſtehender 
Forderungen nötigte. In Mitwirkung bei dieſer Aufgabe hatte die Werderſche 
Funktion denn auch den am 1. Auguſt 1807 erſchienenen Schulzen die Abfüh⸗ 
rung des rückſtändigen Grundzinſes zum 22. Auguſt aufgegeben. Als zu dieſem 
„Tage keine Zahlung eingegangen war, wurden die Schulzen zur Erlegung des 
Grundzinſes erneut vor die Funktion gefordert. Am 29. Auguſt erſchienen denn 
auch die ſämtlichen Deichgeſchworenen und Schulzen, doch ohne Geld. Infolge— 
deſſen beſchloß die Funktion nun, daß der Deichgeſchworene Scharping und drei 
Schulzen ſo lange auf dem Rathauſe bleiben ſollten, bis ſie durch Abtragung 


) Leman: Geſchichte der Danziger Statutarrechte. 
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der Grundzinsreſte ausgelöſt würden. Das wirkte nun inſoweit, als die Er— 
ſchienenen die Abtragung binnen achttägiger Friſt beſtimmt verſprachen. Die 
größere Zahl der Grundzinspflichtigen führte danach ihre rückſtändigen Beträge 
ab, doch blieben auch viele und ſelbſt ganze Dorfſchaften wiederum aus, weshalb 
die vorerwähnte Zwangsmaßnahme erneut zur Anwendung kam. Am 12. Sep- 
tember konſtatierte die Funktion dann „zu ihrer großen Freude“, daß viele 
Landleute mit Geld erſchienen wären, aber erſt am 24. Oktober zeigt der Käm— 
mereiſchreiber an, daß die Werderſchen Landleute nur noch 900 Thlr. ſchuldig 
geblieben, „das übrige wäre alles abgemacht“. 

Wie ſchon das Ergebnis beweiſt, werden die Werderſchen Beſitzer zur 
Abführung des rückſtändigen Grundzinſes durchſchnittlich zu jener Zeit noch ſehr 
wohl imſtande geweſen ſein. Wenn ſie trotzdem nur widerwillig und langſam 
ihre Verpflichtungen erfüllten, ſo iſt das auf die empfindlichen Verluſte zurück— 
zuführen, die ſie mit Eintritt der kriegeriſchen Ereigniſſe bei Danzig bereits 
erlitten hatten. In welche Bedrängnis nicht wenige Beſitzer bald gekommen 
waren, das läßt ſich aus den nachſtehend auszugsweiſe wiedergegebenen Ein— 
gaben der Witwe Friederike Randt geb. Fromm zu Mönchengrebin an die 
Werderſche Funktion und an den Rat entnehmen. Ihr verſtorbener Ehemann 
hatte das 6 ½ Hufen große Erbpachtsvorwerk Mönchengrebin gegen Ende des 
18. oder anfangs des 19. Jahrhunderts für 23000 Thlr. mit einem jährlichen 
Kanon von 739 Tlr. 67 gl. 12 Pf. käuflich erworben und ſomit bei der 
hohen Belaſtung durch den Kanon zu einem recht teuren Preiſe. Mönchengrebin 
hatte, wie bereits angeführt, jahrhundertelang dem Kloſter Oliva gehört, war 
dann 1772 an Preußen gekommen und 1777 vererbpachtet worden. Nach dem 
Erbpachtvertrage „begibt ſich Erbpächter aller und jeder Remiſſionen bei Un- 
glücksfällen, die ſowohl das Land als die Gebäude betreffen, ſie mögen Namen 
haben, wie ſie wollen, Krieg und Peſt ausgenommen.“ Auf Grund dieſer Ver— 
tragsbeſtimmung wurde die Witwe Randt unterm 6. Februar 1808 bei der 
Werderſchen Funktion wegen Schadenerſatz vorſtellig und führt in der betreffen— 
den Eingabe aus: 

„In dem Jahre 1806 habe ich verſchiedene Lieferungen für die preußi— 
ſchen und ſpäter im Jahre 1807 für die franzöſiſchen Truppen auf Befehl des 
Amtes Subkau nach Prauſt, Langenau, Schweinsköpfe und andere Oerter mehr 
machen müſſen, wofür ich den Erſatz rechtmäßig fordern kann. 

Durch die Ueberſchwemmung der Steinſchleuſe wurde mein ganzes Land 
unter Waſſer geſetzt und es ging nicht allein die ganze Winterausſaat verloren, ſon— 
dern ich war auch nicht im Stande, die Sommerſaat zu beſtellen, da das Waſſer 
noch lange nach Johannis im Lande blieb. Außerdem habe ich Pferde, Wagen, 
Geſchirr pp. und — der größte und ſchmerzlichſte Verluſt für mich — alle 
meine Kühe und alles übrige Hornvieh durch die Seuche verloren. Ich habe 
nicht nöthig Einer löblichen Funktion die ſchrecklichen Folgen, die dieſer jetzt 
faſt unerſetzliche Verluſt für meine Wirthſchaft hat, weitläufig auseinander zu 
ſetzen; ich bin überzeugt, jedes fühlbare Herz wird an meinem Unglück theil— 
nehmen und mich Verlaſſene nebſt meinen unmündigen Kindern nicht härter 
drücken als es das Schickſal ſchon gethan hat. 

Da nun in meiner Erbverſchreibung Kriegsunruhen und Peſt — worunter 
gewiß Viehſeuchen gehören — mich ausdrücklich berechtigen, auf Remiſſion des 
Canons Anſpruch zu machen, ſo nehme ich mir die Freiheit, Einer löblichen 
Funktion meine gehorſamſte Vorſtellung einzureichen und Hochdieſelbe zu bitten, 
auf dieſe meine Umſtände geneigt und wohlwollend Rückſicht zu nehmen, ſonſt 
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würde ich ja jetzt viel unglücklicher fein, als wenn ich unter preußiſcher Bot— 
mäßigkeit geblieben wäre, indem ich dann auf Erſatz und Remiſſion gegründeten 
Anſpruch machen könnte.“ 


Sie liquidiert dann für Lieferungen an die Truppen: 5912 fl.*), für mit 
Gewalt genommenes Vieh, Naturalien, Geſchirr und Gerät, Kleider, Betten und 
Linnen 4281 fl., für durch die Seuche eingegangenes Vieh 3220 fl.*) und 
für Ausfall der Ernte aus Anlaß der Inundation 3010 fl. 20 gl.), in Summa 
16 423 fl. 20 gl. 


Die Werderſche Funktion billigte der Witwe Randt auf ihre Eingabe für 
das durch die Peſt eingegangene Vieh einen Schadenerſatz von ? des liqui— 
dierten Betrages mit 511 Tr. 11 gl.) unter der Vorausſetzung zu, daß 
ſie ausreichende Beweiſe für den erlittenen Verluſt werde beibringen können. 
Zur Erſtattung der Kriegsſchäden verſtand ſich die Funktion aber nicht, weil 
die Stadt Danzig nach dem Tilſiter Vertrage vom 9. Juli 1807 hinſichtlich 
der ihr durch denſelben zugefallenen Ländereien nur die Schulden und Ver— 
pflichtungen übernommen habe, die Se. Majeſtät der König von Preußen vor 
dem Kriege eingegangen, nicht aber die Erſtattung von Schäden, welche durch 
den Krieg herbeigeführt wären. Auch wegen der durch die ehemalige preußiſche 
Regierung ausgeſchriebenen Lieferungen und wegen Entſchädigung der Verluſte, 
welche die Erbpächterin durch die Inundation erlitten, die zur Verteidigung der 
Stadt durch dieſelbe Regierung veranlaßt worden ſei, wies die Funktion die 
Erbpächterin an den preußiſchen Staat. 


Der Witwe Randt, die beim Ausbruch des Krieges mit ihren Kindern 
nach der Stadt geflüchtet war und die Bewirtſchaftung ihres Gutes einem Hof- 
meiſter überlaſſen hatte, wurde es trotzdem nicht ſchwer, den erforderten Nach- 
weis über den Viehverluſt durch die Peſt zu erbringen, worauf ſie den von der 
Funktion bewilligten Schadenerſatz erhielt, mit dem ſie ſich auch einverſtanden 
erklärte, und der ihr auf den rückſtändigen Kanon angerechnet wurde. Mit ihren 
abgelehnten Forderungen wandte ſie ſich dann aber an den Rat. In ihrer 
Eingabe vom 9. März 1810 wiederholt ſie zunächſt die früheren Angaben und 
fährt dann fort: 


„Dieſes Vorwerk iſt das Einzige, was ich beſitze, und doch iſt es in dieſem 
Zeitabſchnitte nicht einmal das werth, was ich drauf und ſonſt ſchuldig bin; 
denn 13000 Tlr. ſind auf demſelben eingetragen, an 10000 fl. habe ich auf- 
borgen müſſen, um mir ein neues Inventarium anzuſchaffen und einen Theil 
des Canons abzuführen; die übrigen Contributionen ſind bekannt, und ſo bleibt 
mir auch bei der ängſtlichſten Sparſamkeit kaum zu meiner und meiner drei 
Kinder anſtändigen Bekleidung etwas übrig. Ich ſtrenge alſo meine Bemühung 


) Dabei find folgende Preiſe in Anſatz gebracht: Für den Scheffel Weizen 
15, Roggen 12, Gerſte 9 und Hafer 8 fl. 1 Pferd 400 fl. 5 Kühe zuſammen 1200 fl. 


**) 6 Kühe 1300 fl. 12 zwei⸗ und 1 einjähriges Stück Rindoieh wie mehrere 
Kälber 800 fl., 8 Stück Bullen, Stiere und Ochſen 1000 fl. und 5 Schweine 120 fl. 


***) Der Ertrag iſt geſchätzt pro Morgen mit: 14 Scheffel Weizen, 14½ Schffl. 
Roggen, 20 Scheffel Gerſte und 6 Scheffel Hafer. Letztere Frucht dürfte mithin 
noch beſtellt und nur der Minderertrag eingeſtellt worden ſein. Bei dieſer Berech⸗ 
nung wird der Scheffel Weizen nur mit 1 Tlr. 30 gl. Roggen 1 Tlr., Gerſte 
60 gl. und Hafer mit 45 gl. bewertet. 


+) Der Gulden hat zu dieſer Zeit mithin nur einen Wert von 65 Pf. nach 
heutiger Rechnung. 
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blos für die Zukunft an und gewärtige allein von dieſer, daß mein Beſitzthum 
wieder zu dem Werthe ſteigen werde, zu welchem ich es erworben habe. 


Dieſe namenloſen Aufopferungen von meiner Seite, das Verzichtleiſten 
auf die unſchuldigſten Lebensgenüſſe, inſofern fie nur die kleinſte Ausgabe erhei— 
ſchen, ja dieſes grenzenloſe Vertrauen auf eine göttliche Vorſehung, welche uns 
aber ſelbſt auf ihr Werkzeug, gute Menſchen, verweiſt, müßte mich am Bettel— 
er ins Irrenhaus führen, wenn ich ganz unerhört zurückgewieſen werden 
ſollte.“ 


Der Rat ordnet auf dieſe Eingabe an, daß feſtgeſtellt werde, ob die Be— 
ſtimmungen hinſichtlich der Remiſſion im Erbpachtvertrage der Witwe Randt 
denſelben Wortlaut hätten, als wie dies bei den Erbpächtern des Oliviſchen 
Diſtrikts der Fall ſei, und wenn das zutreffe, dann ſolle ihr außer der Ent— 
ſchädigung für das gefallene Vieh auch der Betrag des einjährigen Kanons 
erlaſſen werden. Letzteres geſchah denn auch; bei dieſem Erlaß wurde der Witwe 
aber auch gleichzeitig aufgegeben, die noch weiter verbliebenen Reſte zu einem 
beſtimmten Termin abzuführen, und wie ſie dieſen nicht einhielt, wurde ihr mit 
militäriſcher Exekution gedroht. Sie antwortete darauf unterm 5. November 
1810, indem ſie um eine weitere Friſt von 4 Wochen bat: 


„Dieſe Drohung kann wohl den böſen Willen eines eigenſinnigen Zahlers 
brechen und dahin anhalten, daß er ſein baares Geld zur Stadt bringt oder eine 
Anleihe negotiirt; iſt er aber beides zu thun außer Stande, jo muß er entweder 
das Mitleid ſeiner Vorgeſetzten anrufen oder des Schickſals Wellen über ſich 
zuſammen ſchlagen laſſen. Bei Menſchen in dieſer Lage führt militäriſche Rechts⸗ 
hilfe zu keinem Zweck, und in ſolcher befinde ich mich. Nur eben habe ich die 
Zinſen von dem auf meinem Erbpachtsvorwerk ingroſſirten Kapital abgeführt; 
die ungewöhnlich ſpäte Beſtellung des Ackers hat die Arme der Arbeiter der 
Tenne entzogen, der zum Verkauf gegrabene Torf kann bei dem Wege nicht 
zur Stadt geführt werden, das letzte Geld iſt für die Ablöhnung des Geſindes 
weg, ausſtehende Schulden gehen nicht ein, auf das zu Veräußernde bietet kein 
Menſch, und andere Auswege laſſen ſich in wenigen Tagen nicht finden.“ 


Der Höhepunkt der Leidenszeit, welche die franzöſiſche Gewaltherrſchaft 
auch für die Bewohner des Danziger Landgebiets zur Folge hatte, war noch 
lange nicht erreicht, als die Witwe Randt ihre Notlage in ſo beweglichen Worten 
ſchilderte. Die kommenden ſchweren Jahre nötigten ſie, den Beſitz aufzugeben, 
den 1822 Joh. Jacob Flockenhagen bei der Zwangsverſteigerung erſtand. Sie 
hatte auch ſpäter noch harte Prüfungen zu beſtehen, denn ſie erblindete voll— 
ſtändig und ſtarb erſt 1838 im Alter von 84 Jahren im Hauſe ihres Sohnes. 
Dieſer, Carl Eduard geheißen, heiratete am 13. September 1814 die Witwe 
des Nachbarn Abſolon Thomas Mix zu Kriefkohl und gelangte damit in den 
Beſitz eines der ſchönſten Höfe des Stüblauſchen Werders. Seine Ehefrau 
Chriſtine Philippine Dorothea geb. Wannow, war eine Halbſchweſter meiner 
Großmutter Weſſel. Beziehungen, die ſich hieraus und auch aus noch näheren ver— 
wandtſchaftlichen Verhältniſſen zu einem Teil der Nachkommen des Carl Eduard 
Randt für mich herleiten, regten mich deshalb beſonders an, gerade die Schick— 
ſale ſeiner Mutter zur Kennzeichnung jener ſchweren Tage zu wählen. Denn 
ſoweit Erbpächter oder Mieter von ſtädtiſchen Ländereien dabei in Frage kommen, 
ſind die Akten des ſtädtiſchen Archivs nicht arm an geeigneten Beiſpielen, ſie 
fehlen aber faſt vollſtändig hinſichtlich ſolcher Werderſchen Nachbarn, die auf ihren 
eigenen Höfen ſaßen. Letztere hatten ſämtliche Laſten, die der Krieg mit ſich 
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brachte, aus eigenen Mitteln zu tragen. für ſie gab es keine Remiſſion, und es 
zeigt ſich auch während dieſer Kriegsperiode wieder, daß der Pächter immerhin 
noch leichter über ſolche Schäden fortkam als der Beſitzer. Für die Ortſchaft 
Woſſitz werden jene Laſten bis zum Jahre 1810 deswegen erſichtlich, weil die 
Nachbarſchaft dieſes Dorfes gemeinſam mit der von Oſterwick das ſogenannte 
Herrenland ſeit einer langen Reihe von Jahren von der Stadt gepachtet hatte. 
Das Herrenland, beſtehend aus dem „langen Stück“, „der ſchönen Wieſe“ und 
„dem Bodenbruch“, umfaßte 20 Hufen und der Mietsbetrag für dasſelbe belief 
ſich ſeit dem Jahre 1798 auf 1479 Tlr. jährlich. Auf Grund des Miets- 
vertrages verlangten die Woſſitzer nun 1810 ebenfalls Remiſſion wegen ihrer 
Kriegsleiſtungen. Sie beziffern dieſelben bis Ende 1809 auf 201384 fl. 4½ gl. 
und legen der Verteilung derſelben 65 Hufen zugrunde, von denen 
45½ Hufen auf den eigentümlichen Beſitz der Nachbarn und 20 Hufen auf 
das Herrenland entfallen. Für letzteres ergab ſich danach ein Remiſſions— 
betrag von 61490 fl. 25 gl., von dem die Woſſitzer aber nur die Hälfte be- 
anſpruchten, wie anzunehmen, weil die andere Hälfte von ihren Mitpächtern, den 
Oſterwickern, geleiſtet war. 

Welche Einzelleiſtungen bei der Geſamtaufwendung von 201384 fl. 
4½ gl. in Betracht kamen, wird nicht erſichtlich, es iſt aber anzunehmen, daß 
der größere Teil dieſes Betrages für die Zwangsanleihen draufgegangen ſein 
wird, die das Stadtregiment zur Befriedigung der franzöſiſchen Kontributionen 
erheben mußte. Ende 1808 betrug die Schuldenlaſt der Stadt ſchon 
30 Millionen Franken. Für die Bequartierung und die Kriegslieferungen des 
Stüblauſchen Werders von 1806—1809 gibt die Eingabe der Woſſitzer dagegen 
einen guten Anhalt. Sp liquidieren ſie für die Zeit vom 15. November 1806 
bis 3. März 1807 an Verpflegungskoſten für die preußiſchen Truppen 12 868 fl. 
mit 2 fl. pro Tag und Mann, und für die Zeit vom 10. Auguſt 1807 bis 
Februar 1809 für franzöſiſche Truppen 28 257 fl. 18 gl. mit 1 fl. 12 gl. für 
den Infanteriſten und 2 fl. für den Kavalleriſten nebſt Pferd pro Tag. Wenn 
danach das immerhin nicht große Dorf Woſſitz im Zeitraum von 1 ¼ Jahren 
16—18 000 Mann feindlicher Truppen hat aufnehmen müſſen, dann kann man 
ſich vorſtellen, wie es in den Wirtſchaften der Nachbarn zu jener Zeit aus⸗ 
geſehen haben wird, zumal dieſelben auch noch durch Lieferungen geſchwächt 
waren. 

Für Lieferungen an Pferden, Getreide, Heu und Stroh beim Ausbruch 
des Krieges an die preußiſche Armee beanſpruchen die Woſſitzer 31 780 fl. 15 gl.), 
für Lieferungen aller Art an die franzöſiſche Armee während der Belagerung 
von Danzig vom 8. März ab 40 396 fl. 27 ½ gl.“) Dieſe Lieferungen 
erſtreckten ſich jedoch bis zum 10. Auguſt 1807 und damit bis zum Beginn 
der franzöſiſchen Einquartierung. 


Die Pferde werden mit 300 — 360 fl. pro Stück, der Scheffel Roggen mit 
12 fl., Hafer mit 6 fl. der Zentner Heu mit 4 fl. 15 gl. und das Schock Stroh mit 
18 gl. berechnet. 


). Die Preiſe für Getreide, Heu und Stroh find dieſelben wie bei den Liefe⸗ 
rungen für die preußiſchen Truppen doch werden bei den Lieferungen für die Fran⸗ 
zoſen noch folgende Werte erſichtlich: 1 Scheffel Weizen 15 fl. Gerſte 8 fl., Erbſen 
15 fl. Kartoffeln 4 fl. (doch wurden nur 17 Scheffel geliefert), 1 Pfund Brot 3 gl. 
Kaffee 4 fl. Zucker 2 fl. 12 gl, 1 Stof Wein 2 fl. 20 gl, 1 Ohm Branntwein 
165 fl., 1 Tonne Bier 20 fl., 1 Schinken 7 fl., 1 Pfd. Speck 40 gl., Pferde (138) 
pro Stück 15 Dukaten à 12 fl., Kühe und Ochſen (121) pro Stück 12 Dukaten, Schafe 
pro Stück 20 fl. Schweine 40 fl. 
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Bei Prüfung der Woſſitzer Anſprüche ſtellte die Werderſche Funktion feſt, 
daß nach dem Mietsvertrage die Pächter ſich lediglich hinſichtlich des Boden⸗ 
bruchs Remiſſion im Kriegsfalle vorbehalten hätten, während wegen der beiden 
anderen Pachtſtücke nur bei Hagelſchlag und ſtarker Ueberſchwemmung ein gleich— 
artiger Vorbehalt vereinbart worden war. Inſoweit danach Remiſſion über- 
haupt noch in Frage ſtand, wurden die Pächter mit ihrer Forderung wegen 
der preußiſchen Einquartierung und Lieferung aus demſelben Grunde wie die 
Witwe Randt an den preußiſchen Staat verwieſen, obwohl denſelben aber 
gleichzeitig eine Entſchädigung von 922 fl. 19 ½ gl. zuerkannt, ohne daß ein 
Aufſchluß für die Gewährung dieſes Betrages vorliegt. Die Verpflichtung der 
Stadt zur Remiſſion wegen der franzöſiſchen Einquartierung wurde dagegen 
nicht beſtritten, doch, wie es heißt, bei den geſetzlichen Beſtimmungen nur für 
ſolche Truppen zugebilligt, die ununterbrochen länger als drei Tage im Quartier 
gelegen hätten. Das ergab denn nur einen Remiſſionsbetrag von 3728 fl. 

Betreffs der Lieferungen für die franzöſiſche Armee verlangte die Funktion 
zunächſt noch einen Nachweis darüber, ob dieſelben von der Subſtanz oder als 
Naturallieferungen zu leiſten geweſen wären, denn die Naturalien, welche die 
Pächter auf Requiſition oder gewaltſam hätten hergeben müſſen, wären ihr 
alleiniges Eigentum geweſen, eine Remiſſion dürfe deshalb nur eintreten, wenn 
ſie nachweiſen könnten, daß die Requiſitionen ausdrücklich auf die Ländereien 
der Kämmerei gelegt oder Früchte von denſelben genommen worden ſeien. Die 
vorgelegten Quittungen der franzöſiſchen Kriegskommiſſare wären zudem entweder 
gar nicht oder unleſerlich unterſchrieben, fie ließen wohl erkennen, daß etwas ge- 
fordert, nicht aber, daß es geliefert ſei. 

Die Woſſitzer Nachbarn dürften danach mit ihrem Anſpruch auf Remiſſion 
wegen der Lieferungen an die franzöſiſchen Truppen wohl leer ausgegangen 
ſein, denn daß ſie bei etwaiger Weitergabe desſelben an den Rat und bei einem 
Beſchluß der drei Ordnungen einen beſſeren Erfolg erreicht haben ſollten, iſt 
bei der Geldnot der Stadtverwaltung kaum anzunehmen. 

Wenn die dargelegten Kriegsleiſtungen der Woſſitzer einen wertvollen 
Anhalt dafür bieten, bis zu welcher Höhe dieſelben ſchon 1810 im Stüblauſchen 
Werder gediehen waren, ſo läßt ſich die ruinierende Wirkung derſelben auf den 
einzelnen Beſitzer wiederum aus den Verbindlichkeiten erkennen, die der Nachbar 
Daniel Gottfried Arend zu Stüblau zur Erfüllung jener Leiſtungen hat ein— 
gehen müſſen. Er war ein Onkel Michael Weſſels, ein Bruder von deſſen 
Mutter. Beim Ausbruch des Krieges war der Grundbeſitz Arends, der ſich 
aus dem 5½ Hufen großen Hof zu Stüblau und ¼ Part an den Ländereien 
der Stüblauer Nachbarn zu Oſterwick und Zugdam zuſammenſetzte, noch un⸗ 
belaſtet, doch ſchuldete er zweifellos ſchon damals den Erben ſeiner Schweſter 
Anna Eliſabeth Weſſel etwa 18 000 fl., die ſie ihm zu ihren Lebzeiten geliehen 
hatte. Da der Grundbeſitz Arends vor Ausbruch des Krieges aber mindeſtens 
120 000 fl. wert war, jo fällt dieſe Schuld nicht ſonderlich ins Gewicht. Wie 
Arend dann ſchon am 1. Auguſt 1807 ein Darlehn aufnehmen mußte, das ihm 
der Geheime Kriegsrat Joachim Wilhelm von Weickhmann zu Danzig mit 500 
vollwichtigen rändigen holländischen Dukaten zu 5 % und zu Pfennigzins ge- 
währte, erklärte er denn auch bei der Verſchreibung des Darlehns vor dem 
Werderſchen Amte: „Die jetzigen ſtarken Einquartierungen und Kriegsunruhen, 
während deren er den größten Theil ſeines Beſitzes und des Seinigen verloren, 
hätten ihn ſo mitgenommen, daß er, als ein ſonſt begüterter Mann, ſich dennoch 
zu einem Anlehen Rat ſuchen müſſen.“ Das gewiſſermaßen beſchämende Gefühl, 
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das ihn danach bei dieſer erſten Verpfändung feines Beſitzes bedrückte, wird 
bei der Not der Zeit wohl bald geſchwunden ſein, denn ſchon 1809 ſah er ſich 
zur erneuten, nicht unerheblichen Belaſtung desſelben genötigt. In dieſem Jahre 
nahm er 4500 fl. zu 6 % von der Frau Wilhelmine Concordia von Groddeck 
zu Danzig und 9000 fl. zu 6 %p von dem Kaufmann und Senator Gottlieb 
Leſſe zu Danzig auf, jo daß er bis gegen Ende 1809 zur Beſtreitung der Einguar- 
tierungs⸗ und ſonſtigen außergewöhnlichen Leiſtungen etwa 20 000 fl. Schulden 
machen mußte. Als außergewöhnlich war während dieſer Zeit auch das Schar— 
werk zur Inſtandſetzung des Weichſeldammes inſofern anzuſehen, weil dieſe Ar- 
beiten etliche Jahrzehnte hindurch viel zu wünſchen übrig gelaſſen hatten. Ge— 
rade das preußiſche Regiment ſcheint den Deichverbänden ſehr wenig Aufmerk— 
ſamkeit gewidmet zu haben, denn während desſelben hatte ſich die wirtſchaftliche 
Lage der Dammpflichtigen nach wenigen Jahren derart gehoben, daß in dieſer 
kein Hinderungsgrund zur energiſchen Aufnahme der rückſtändigen Dammunter— 
haltungsarbeiten vorgelegen haben kann. Die Werderſche Funktion ſuchte nun 
nach Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit das Verſäumte nachzuholen, was für die 
Pflichtigen bei den gleichzeitigen Kriegsleiſtungen doppelt drückend werden mußte. 
Bei einer Bereiſung des Weichſeldammes hatten die Mitglieder der Funktion deſſen 
Veſchaffenheit als ſehr mangelhaft befunden und darauf die Aufnahme der In— 
ſtandſetzungsarbeiten durch die Scharwerksdörfer ſofort veranlaßt. Am drin— 
gendſten war die Wiederinſtandſetzung der Dammſtrecke bei Rückfort, die durch 
die preußiſchen Geſchütze ſtark gelitten hatte. Dieſe Arbeit lag den Dorfſchaften 
des Bauamts ob, deren Ländereien noch im Oktober 1807 infolge der bereits 
gekennzeichneten Inundation unter Waſſer ſtanden und die ſie deshalb nicht zu 
leiſten vermochten. Die Werderſche Funktion zog deshalb die Scharwerksdörfer 
auch hierbei noch zur Hilfe heran, und verſuchte dann, als ſie erkannte, daß 
dies über deren Leiſtungsfähigkeit ging, die Freidörfer zur freiwilligen Mithilfe 
zu bewegen. Einzelne Freidörfer erklärten ſich denn auch zur Unterſtützung der 
Ortſchaften des Bauamts bereit, ſie lehnten es aber entſchieden ab, irgendwie 
die Scharwerksdörfer zu entlaſten, ſo daß auch hierbei der alte Gegenſatz 
zwiſchen Scharwerks- und Freidörfern erneut voll in die Erſcheinung trat. 


Bei den Geſpannleiſtungen der Scharwerksdörfer zur Dammunterhaltung 
und aus Anlaß militäriſcher Requiſitionen muß der Wirtſchaftsbetrieb der betei— 
ligten Nachbarn naturgemäß ungemein gelitten haben. Die Erträge werden 
durch Verſäumniſſe bei der Landbeſtellung und bei der Ernte zurückgegangen 
und geſchädigt ſein, und was einkam, ging dann noch bei den Einquartierungen 
und den Lieferungen drauf, ſo daß die Beſitzer von den hohen Getreidepreiſen 
— 1808 galt der Scheffel Hafer 13 fl., der Scheffel Roggen oder Gerſte 20 fl. 
— wohl nur ganz vereinzelt Nutzen zogen. 


Die Auflagen, welche der Krieg und die ſich an denſelben anſchließenden 
Vorgänge mit ſich brachten, beeinflußten ſelbſtverſtändlich auch die Wirtſchafts⸗ 
führung Michael Weſſels in vollem Umfange. Er wie feine Stüblauer Nach- 
barn wurden zudem in jenen Jahren noch ganz beſonders hart dadurch betroffen, 
daß ihnen ihre Ländereien im Außendeich im großen Umfange verſandeten. Die 
Verſandung war beim Hochwaſſer der Weichſel infolge eines Bruches des Vor- 
ſchuſſes an der Güttländer Grenze und eines Vorſchuſſes bei Stüblau — der 
Bär benannt — erfolgt. Der Schaden muß ſchon ſehr erheblich geweſen ſein, 
weil er auf Befehl der Werderſchen Funktion 1810 durch den Kondukteur Pape 
feſtgeſtellt wurde, der zur Erledigung ſeines Auftrages ſorgfältige Vermeſſungen 
vornahm. Nach dieſen waren von dem 23½ Hufen großen Stüblauer Außen⸗ 
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deich im Laufe der Zeit 25 Morgen 54 [I Ruten vom Strom fortgeriſſen und 
nach der letzten Verſandung lediglich 4 Hufen 19 Morgen 78 — Ruten nutz⸗ 
bares Land verblieben. Auf Antrag der Stüblauer Nachbarn bewilligte die 
Werderſche Funktion denſelben denn auch zunächſt auf 5 Jahre von 1811 ab 
eine Ermäßigung der Kämmereiabgaben (Grundzins und Scharwerksablöſungs— 
geld) wie der Hufenkontribution im Geſamtbetrage von rund 97 Tlr. jährlich. 
Dabei wird dann auch ausdrücklich hervorgehoben, daß der Außendeich zum 
Teil derart verſandet wäre, daß er völlig unbrauchbar geworden, zum Teil nur 
als höchſt elende Weide genutzt werden könne, und zudem noch einer ſtarken 
Inundation ausgeſetzt ſei, was den Ertrag ſehr ſchmälere. Sollten die Lände— 
reien ſich während der 5 Jahre indeſſen wieder beſſern, ſo werde die gewährte 
Remiſſion kaſſiert werden, im anderen Falle bleibe ſie beſtehen. 

Glücklicherweiſe trat dieſe Beſſerung durch die Schlickablagerungen des 
Stromes ein, denn der Außendeich bildete mit Ausnahme weniger ae bald 
wieder einen ſehr wertvollen Beſtandteil der Stüblauer Höfe. 


Michael Weſſel verſuchte nun die Mittel zur Beſtreitung der Kriegslaſten 
dadurch zu beſchaffen, daß er in Gemeinſchaft mit den Vormündern ſeiner jün⸗ 
geren Geſchwiſter ausſtehende Forderungen kündigte. Nach dem Ableben von 
Ephraim Weſſel zu Gr. Zünder und Michael Klein zu Letzkau waren 1808 die 
Nachbarn Carl Wilhelm Philipſen und Daniel Gottfried Arend aus Stüblau 
zu Vormündern der beiden noch unmündigen Geſchwiſter Michael Weſſels er⸗ 
nannt worden. Von 16 000 fl., die ee mit dieſen Vormündern 1810 auf⸗ 
ſagte und die zu 3¼ und 4 % auf Höfen zu Gottswalde und Letzkau einge⸗ 
tragen ſtanden, gingen jedoch nur 3500 fl. ein, ſo daß von dieſem Jahre ab 
mit ausſtehenden Forderungen kaum noch gerechnet werden konnte. Weit wer⸗ 
den die 3500 fl. auch nicht gereicht haben, denn im Auguſt 1811 war Michael 
Weſſel außerſtande, einen Wechſel von 850 fl. einzudecken, den er Mai 1809 durch 
Vermittelung der ſtädtiſchen Kontributions-Deputation zur Erlegung der ge— 
zwungenen Anleihe von den David Weichbrodſchen Erben aufgenommen hatte. 
Der Wechſel war mit Ziel von 16 Monaten ausgeſtellt und mit /% monat- 
lich zu verzinſen. Als nach dem Verfall des Wechſels auch die geſetzmäßige 
Aufforderung zur Einlöſung desſelben ohne Erfolg blieb, verfügte der Bürger- 
meiſter und Werderſche Amtsverwalter unterm 24. Auguſt 1811, daß mit der 
Exekution in des Nachbarn Michael Wilhelm Weſſel Güter verfahren werde. 
Dieſelbe muß aber keinen ſchleunigen Fortgang genommen haben, denn am 
29. Oktober erhob Michael Weſſel nunmehr den Einwand, daß der Wechſel bereits 
ſein Wechſelrecht verloren habe, worauf der Amtsverwalter ihm eine erneute 
Friſt von 14 Tagen zur Zahlung zuteilte. Dieſe Friſt reichte aus, um die 
jedenfalls ſchon längere Zeit vorher nachgeſuchte Herausgabe der rückſtändigen 
Zinſen von den etwa 27500 fl. zu erlangen, die nach dem Tode Barthel Weſſels 
und der ſich anſchließenden Schicht und Teilung bei dem ehemaligen Stadt— 
gerichts-Depoſitorium für deſſen Minorennen niedergelegt und nunmehr der 
Verwaltung der ſtädtiſchen Depoſital-Deputation unterſtellt waren. Zur Er⸗ 
hebung dieſer Zinſen erteilte der Werderſche Amtsverwalter erſt ſeine Genehmigung, 
nachdem Michael Weſſel ſich dafür verbindlich gemacht, daß er, falls ſein elter— 
licher Hof zu Stüblau bei der endgültigen Erbauseinanderſetzung des 
mütterlichen Nachlaſſes nicht als ein gemeinſchaftliches Eigentum der Erben, 
ſondern als ſein alleiniger Beſitz angeſehen werden ſollte, allen Schaden, welcher 
für ſeine unmündigen Geſchwiſter durch den Verkauf der Pfandbriefe oder Zins⸗ 
ſcheine unter dem Nominalwert entſtehen könne, die ihm ſtatt der Zinſen aus— 
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gehändigt werden würden, allein tragen wolle, und nachdem auch namens der 
Unmündigen deren Vormund Carl Wilhelm Philipſen ſich damit einverſtanden 
erklärte. Auf welchen Betrag ſich die nunmehr erlangten Zinsſcheine beliefen 
und mit welchem Verluſt ſie veräußert wurden, wird leider nicht erſichtlich, 
jedenfalls reichte der Erlös dafür zur Deckung des Wechſels aus. 

Daß ihm hierzu Mittel aus der erwähnten Quelle zur Verfügung ſtanden, 
war für Michael Weſſel auch noch deswegen von großer Bedeutung, weil die 
Ernte des neuen Jahres, die zu jenem Zeitpunkt in der Hauptſache ſchon ein- 
gebracht war, nicht einmal zur Unterhaltung der Wirtſchaft ausgereicht haben 
dürfte. Das Jahr 1811 wies in den meiſten Provinzen des preußiſchen Staates 
eine kaum dageweſene Mißernte auf, und auch in dem angrenzenden Danziger 
Gebiet war die Ernte eine ſchlechte. Die Not, welche der Krieg und die ſich 
anſchließenden Erpreſſungen der Franzoſen herbeigeführt hatten, wurde dadurch 
noch im hohen Grade verſchärft, trotzdem nahmen letztere aber ihren ungehin— 
derten Fortgang. Im Auguſt dieſes Jahres hatte das Stadtregiment bereits 
zur Ausſchreibung der 12. Zwangsanleihe ſeit Beginn der freiſtädtiſchen Zeit 
ſchreiten müſſen, um den rückſichtsloſen Forderungen des franzöſiſchen Gouver— 
nements auch nur einigermaßen nachzukommen und ſich vor den Gewalttätig— 
keiten desſelben zu ſchützen. 

Zu den Zwangsanleihen wurden die Bewohner der Stadt und ihres Land— 
gebiets nach Verhältnis ihres Vermögens herangezogen. Für die Summen, 
die ſie hergeben mußten, erhielten ſie Stadtobligationen, die bei halbjähriger 
Zinszahlung mit 6 9% zu verzinſen waren. Auf Anordnung des Gouverneurs 
v. Rapp wurde der Zinsfuß aber bald auf 4 „% herabgeſetzt, in welcher Höhe 
den Inhabern der Obligationen die Zinſen auch tatſächlich bis Oktober 1811 
gezahlt ſind, während die Begleichung der vorenthaltenen 2 % anſcheinend einer 
ſpäteren und günſtigeren Zeit vorbehalten bleiben ſollte. Seit Ende 1811 
mußte die Stadt die Zinszahlungen aber einſtellen, weil alle Mittel, die noch 
aufzutreiben waren, lediglich zur Unterhaltung der franzöſiſchen Garniſon zur 
Verwendung gelangten. 

Die Bewohner des Landgebiets hatten, ſoweit ſie dazu noch fähig waren, 
ihre Beiträge zu den Zwangsanleihen gegen Empfang von Stadtobligationen 
entrichtet, ſoweit ihnen die Mittel dazu aber fehlten, mußten ſie Wechjelverbind- 
lichkeiten eingehen, wie das der Vorgang mit Michael Weſſel erkennen läßt. 
Die Zahl der Grundbeſitzer des ſtädtiſchen Landgebiets, die aus dieſem Anlaß 
in Wechſelſchulden verfiel, war natürlich eine ſehr große, und wenn man auch 
zugeben muß, daß dies für das Stadtregiment wohl der erfolgreichſte Weg war, 
um ſolche Grundbeſitzer, welche die erforderlichen Barmittel nicht mehr beſaßen 
oder aufzutreiben vermochten, für die Zwangsanleihen dienſtbar zu machen, fü 
kann man ſich doch des Eindrucks nicht erwehren, daß ein ſolches Verfahren, 
das die Bauern unfehlbar aus ihren Höfen treiben mußte, nur bei einer ledig⸗ 
lich von kaufmänniſchen Geſichtspunkten geleiteten Regierungsgewalt gewiſſer⸗ 
maßen behördlich eingerichtet und gefördert werden konnte. Denn die Wechſel 
lauteten an die Order Einer löblichen Kontributions⸗Deputation, der natürlich 
mit den Wechſeln der Grundbeſitzer wenig geholfen war, und die ſie deshalb an 
kapitalkräftige Bürger weitergab, um dadurch gangbare Zahlungsmittel zu erlan— 
gen. Wodurch dieſen Kapitaliſten bei etwaiger Zahlungsunfähigkeit der Wechſel⸗ 
ſchuldner Sicherheit geboten wurde, und was ſie bei dieſem Geſchäft verdienten, 
wird nicht erſichtlich, doch nehme ich an, daß die ſtädtiſchen Schuldobligationen, 
welche für die betreffenden Zwangsanleihebeträge ausgehändigt wurden, bis zur 
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Tilgung der Wechſelſchuld im Beſitze der Wechſelgläubiger blieben. Hohen 
Wert hatte dieſe Sicherheit jedenfalls nicht, denn die Stadtobligationen waren 
nur mit erheblichem Verluſte verkäuflich; nach Einſtellung der Zinszahlung 
ſanken fie bis auf 9 % ihres Nominalbetrages. 


Da die Zwangsanleihen den Leiſtungspflichtigen nach ihrem Vermögen 
auferlegt werden ſollten, ſo charakteriſiert ſich ihre Ausſchreibung als eine Art 
von Vermögensſteuer. Schon bei der 7. Zwangsanleihe blieben diejenigen von 
dieſer Auflage frei, die angeblich bereits die Hälfte ihres Vermögens in Geld 
oder Waren hergegeben hatten. 


Mit Einſtellung der Zinszahlung für die Stadtobligationen ſcheint die 
Erhebung von Zwangsanleihen bei den Bewohnern des Landgebiets auch ihr 
Ende erreicht zu haben, vornehmlich wohl, weil ſich in der Stadt keine Abneh— 
mer von Wechſeln mehr finden ließen, die von ländlichen Grundbeſitzern aus— 
geſtellt waren. Man kehrte von der Heranziehung des Einzelnen deshalb wie— 
der zur Belaſtung der Gemeinden zurück, die immerhin noch kreditfähiger waren, 
wenn ſie als Darlehnsnehmer auftraten. So ſchrieb die zur Aufbringung der 
Kriegsſteuer vom platten Lande angeordnete Deputation unterm 6. November 
1811 vom Stüblauſchen Werder 239913 Franken aus, die in wenigen Tagen 
gezahlt werden ſollten.?) Die Verfügung, welche dieſerhalb an die einzelnen 
Ortſchaften erging, lautete: 


„Da behufs der Verpflegung der hier garniſonierenden Truppen die Auf— 
bringung eines ſtärkeren Beitrags zur Kriegsſteuer durchaus nothwendig iſt, und 
nach den beſtimmten und unabänderlichen Verfügungen Sr. Excellenz des Herrn 
General-Gouverneurs ſowohl die Rückſtände mit militäriſcher Execution einge- 
hoben werden, als auch dieſer noch erforderliche Beitrag bei widrigenfalls zu 
erwartender militäriſcher Execution ſchlechterdings bis zum nächſten Sonnabend 
den 9. November d. J. eingetrieben werden muß, ſo wird die Dorfſchaft p. p. 
hiermit angewieſen, den auf ſie repartirten Beitrag mit — Franken unfehlbar 
den 9. November d. J. in baarem Gelde auf der Kämmereikaſſe abzutragen. 


Da die Noth dringend iſt und im Verzögerungsfall die militäriſche Exe— 
cution unabwendbar bleibt, jo müſſen die Einſaſſen alle Kräfte aufbieten, um 
obigen Beitrag zu leiſten, und werden bei dieſer großen Noth die Einſaſſen mit 
ausdrücklicher Genehmigung Eines Hochweiſen Raths ſogar berechtigt, dem Ge— 
ſinde bei der jetzt bevorſtehenden Ablohnungszeit die Hälfte ihres bedungenen 
Lohnes, wenn ſolches zur Beſtreitung dieſer Kriegsſteuer nothwendig ſein ſollte, 
einzuhalten und dieſe Hälfte erſt Weihnachten d. J. deren Geſinde auszuzahlen. 
Uebrigens wird auch in Anſehung dieſes Beitrags den Einſaſſen die Abrechnung 
auf die rückſtändigen öffentlichen Abgaben geſtattet werden, und wird daher die 
geuaueſte Befolgung dieſer Verfügung erwartet.“ 


Die Androhung der militäriſchen Exekution hat es wohl zuwege gebracht, 
daß die ſtark ausgeſogenen Ortſchaften dieſe Steuer, wenn auch nicht in drei 
Tagen, ſo doch in verhältnismäßig kurzer Zeit zum größeren Teil aufbrachten. 
Am 1. März 1812 war das Stüblauſche Werder nur mit 59 940 Franken im 
Rückſtande geblieben. Von der Geſamtauflage entfielen auf Stüblau 11 704, 
Langfelde 5434, Gr. Zünder 16093, Gottswalde 10 554, Sperlingsdorf 2717 
Dorf Mönchengrebin 5329 und Kl. Zünder 7942 Franken. 


) Für das geſamte Candgebiet 380 000 Franken. 
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Bei Beurteilung dieſer Leiſtungen bleibt noch zu berückſichtigen, daß ledig⸗ 
lich zur Aufbringung der Mittel, die zur Unterhaltung der franzöſiſchen Truppen 
erforderlich wurden, eine beſondere Einkommenſteuer eingeführt und in Hebung 
geſetzt worden war. In der Stadt ſelbſt ſollte ſie 5% von jedem Einkommen 
über 400 fl. betragen, wobei das Zinseinkommen aus den Obligationen der 
Zwangsanleihen auch dann noch als ſteuerpflichtiges Einkommen mit herangezo- 
gen wurde, als die freiſtädtiſche Verwaltung die Zinszahlung bereits eingeſtellt 
hatte. Bei weniger als 400 fl. Einkommen hatten erwachſene männliche Per— 
ſonen 4 gl., weibliche 3 gl. wöchentlich zu entrichten, wenn ſie nicht notoriſch 
arm waren oder von Almoſen lebten. Von den Bewohnern des Landgebiets 
wurden die Hufenbeſitzer im Stüblauſchen Werder mit 8 gl., in der Nehrung 
mit 6 gl. und auf der Höhe mit 4 gl. von jeder Hufe wöchentlich herangezogen, 
während Kätner und Hausväter 6 gl., Knechte und einzeln lebende Männer 
4 gl. und unverheiratete Frauenzimmer 3 gl. wöchentlich zu leiſten hatten. 
Pächter mußten die Hufenbeiträge voll entrichten, konnten aber >/, der gezahlten 
Steuer dem Verpächter in Anrechnung bringen. 


Dieſe Einkommenſteuer trat am 2. Mai 1808 in Kraft. In einem Publikandum 
des Rats vom 22. April desſelben Jahres, das auf Schluß der Ordnungen die 
Steuer bekannt gibt, werden die Steuerpflichtigen ermahnt, nicht durch unnütze 
Weigerung und Ausflüchte die Ausführung des mühevollen Einziehungsgeſchäftes 
zu erſchweren, ſondern ſich vielmehr davon zu überzeugen, daß eine Abgabe auf 
eine den abtragenden Teil am wenigſten drückende Weiſe geleiſtet werde, wenn 
nicht große Summen auf einmal, ſondern kleine Beträge nach und nach von 
ſämtlichen Einwohnern nach gleichem Maßſtabe erhoben würden. In der Stadt 
erfolgte die Einziehung der Einkommenſteuer durch beſonders beſtellte Kaſſierer, 
welche dieſelbe wöchentlich aus der Wohnung eines jeden Steuerpflichtigen ab— 
holten, auf dem Lande lag die Erhebung den Schulzen ob, 


Für die beſitzloſe untere Klaſſe charakteriſiert ſich dieſe Einkommenſteuer mithin 
lediglich als eine Kopfſteuer. Die Arbeiterbevölkerung hatte die drückenden An— 
forderungen der franzöſiſchen Machthaber bis dahin am wenigſten verſpürt und 
konnte zweckmäßig auch kaum in anderer Weiſe zur Mitleiſtung herangezogen 
werden. Das Verfahren bei Einziehung der Einkommenſteuer in der Stadt 
läßt auch erkennen, wie gering die Leiſtungsfähigkeit der Bürgerſchaft durch— 
ſchnittlich ſchon im Jahre 1808 geweſen ſein muß. 


Das freiſtädtiſche Regiment war aus Anlaß der ungemeſſenen Anforde— 
rungen des franzöſiſchen Gouvernements eben genötigt, die Steuerſchraube immer 
ſchärfer anzuziehen, bis auch das Letzte herausgeholt war. Danach muß 
es im Landgebiet der Stadt, wo Requiſitionen auf Geſpannleiſtungen und Fou⸗ 
ragelieferungen noch nebenher gingen, im beginnenden Sommer 1811 mit ſeinen 
ſchlechten Ernteausſichten ſchon geradezu troſtlos ausgeſehen haben. Und wenn 
Michael Weſſel den Mut hatte, zu ſolcher Zeit in den Eheſtand zu treten, fü 
ſpricht das wohl dafür, daß unverzagte Hoffnung und feſtes Gottvertrauen ihm 
angeboren waren. Denn Rückſichten auf Gut und Geld können bei Eingehung 
ſeiner Ehe nach Lage der Verhältniſſe nicht von Einwirkung geweſen fein. 

Michael Weſſel heiratete am 11. Juni 1811 Regina Concordia Wannow, 
die fünfte Tochter des Nachbarn und Schulzen Hilger Wannow zu Stüblau. 
Sie entſtammte aus deſſen zweiter Ehe mit Luiſe Conſtantia Philipſen und 
war am 9. Januar 1789 zu Tiegenort geboren, wo ihr Vater vorher gewohnt 
hatte. Nach Verkauf ſeines Beſitzes daſelbſt erwarb er 1797 in Stüblau einen 
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Hof und folgte jo dorthin feinem Schwiegervater Salomon Philipſen, der ſich 
ſchon 1785 in Stüblau angekauft hatte. Hilger Wannow bezahlte für den etwa 
8 Hufen großen Hof zu Stüblau 100 000 fl. und blieb auf demſelben ein— 
ſchließlich des Mutterguts ſeiner beiden Töchter aus erſter Ehe 43 000 fl. 
ſchuldig. Bis zum Ausbruch des Krieges hatte ſich dieſe Schuld nur unweſent⸗ 
lich vermindert, und die nun beginnenden Einquartierungen und ſonſtigen Laſten 
hatten ihn denn auch derart mitgenommen, daß er ſchon 1810 den Verpflich— 
tungen gegen feine Gläubiger nicht mehr nachkommen konnte. Auf eine Unter— 
ſtützung von dieſer Seite hatte Michael Weſſel mithin nicht zu rechnen. Seine 
Hochzeit wird hinſichtlich der zuläſſigen Zahl der Gäſte gegen die Werderſche 
Ordnung deshalb auch wohl nicht verſtoßen haben. Er wurde in Dirſchau ge- 
traut; nach der Familienüberlieferung, um dem Zivilſtandsakte zu entgehen, der 
im freiſtädtiſchen Gebiet für Eheſchließungen, Geburts- und Sterbefälle ſeit 1809 
nach Einführung des code Napoléon als Hilfsrecht obligatoriſch war. 


Michael Weſſels einzige Schweſter Catharina Florentine, geb. am 24. Ja⸗ 
nuar 1791, hatte ſchon ein Jahr zuvor, am 12. Juli 1810, den Kaufmann 
Carl Jacob Preuß aus Dirſchau geheiratet; ſie wurde ebenfalls dort getraut. 
Letzterer kann auch kein erhebliches Vermögen beſeſſen haben, denn durch Ver⸗ 
pflichtungen, die er für ſeine Eltern übernommen hatte, geriet er bald in eine 
bedrängte Lage. Dieſe beſaßen ein Grundſtück zu Güttland, die „Güttländer 
Fähre“, die er ſchon 1810 übernehmen mußte, als ein Gläubiger das Stroh— 
wiſchrecht über dieſelbe wegen eines Kapitals von 5000 fl. nebſt den rückſtän⸗ 
digen Zinſen ſeit 7½¼ Jahren ausübte. Carl Jacob Preuß fand ſich mit dieſem 
Gläubiger derart ab, daß er ihm die rückſtändigen Zinſen zu 4½ % und 
4000 fl. bezahlte. Nach ſeiner Verheiratung wurden ihm nun aber auch die 
geſamten Reſtkaufgelder, die auf dem Fährgrundſtücke mit 28 145 fl. ſtanden, 
nebſt rückſtändigen Zinſen ſeit Oktober 1806 gekündigt. Da die Gläubiger trotz 
der mehrjährig unterbliebenen Zinszahlung die Zwangsverſteigerung nicht bean- 
tragt hatten, ſo iſt anzunehmen, daß ſie erſt nach Uebernahme des Grundſtücks 
durch Carl Jacob Preuß und insbeſondere nach ſeiner Verheiratung den Moment 
für gekommen hielten, um mit Erfolg ihre Forderung geltend zu machen. Denn 
wie aller andere Grundbeſitz, ſo war auch das Fährgrundſtück zu dieſer Zeit 
ſchon ſehr erheblich in ſeinem Wert geſunken. Neben der Fährgerechtigkeit war 
dasſelbe mit der Befugnis zur Gaſt- und Herbergswirtſchaft ſeit alter Zeit be⸗ 
liehen und es gehörte zu demſelben auch noch Landbeſitz von ¼ Hufe geduppelt, 
mithin von 25 Morgen kulmiſch. Johann Jacob Preuß, der Vater von Carl 
Jacob, hatte das Fährgrundſtück 1787 im öffentlichen Ausruf für 36 000 fl. 
und damit anſcheinend zu einem ſehr hohen Preiſe erworben, da er auch ſchon 
vor Ausbruch des Krieges die Zinſen teilweiſe ſchuldig blieb. Vorher gehörte 
es der Witwe Katharina Eliſabeth Kniewel geb. Weſſel zu Stüblau, die es 
ſich nach dem Tode ihres Mannes vorbehalten hatte, als ſie ihren Beſitz zu 
Stüblau an ihren Sohn Andreas übergab. Nach ihrem Tode ließen es ihre 
Erben im öffentlichen Ausruf verkaufen. Zu dieſen gehörte auch der Brauerei- 
beſitzer Johann Kniewel zu Danzig, der, wie bereits erwähnt, in Vermögens⸗ 
verfall geraten und 1805 verſtorben war. Die Forderung dieſes Erben geltend 
zu machen, muß den Kuratoren der Konkursmaſſe, den Danziger Kaufleuten 
Rehefeld und James Boyd, nunmehr angezeigt erſchienen fein, da fie ſehr ener— 
giſch gegen Carl Jacob Preuß vorgingen. Seine wie ſeiner Eltern Exiſtenz 
hing mithin von der Beſchaffung der erforderlichen Mittel zur Begleichung der 
Reſtkaufgelder ab, was denn wohl ganz beſonders darauf hingewirkt hat, daß 
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es zu einer erneuten Erbauseinanderſetzung zwiſchen Michael Weſſel und feinen 
Geſchwiſtern kam. 

Dieſe erfolgte im Wege der freien Vereinbarung vor dem Werderſchen 
Amte am 9. Juni 1812, wobei der noch unmündige Carl Ludwig durch ſeine 
Vormünder vertreten wurde und die Catharina Florentine im Beiſtande ihres 
Ehemannes Carl Jacob Preuß erſchienen war. Die Beteiligten erklären über⸗ 
einſtimmend, daß bereits nach dem Tode der Witwe Barthel Weſſels von dem 
damaligen Kreisgericht ein Inventarium aufgenommen, auch ein Auseinander⸗ 
ſetzungsrezeß unter den Erben bei der Kreisgerichts-Deputation am 4. Februar 
1807 geſchloſſen worden ſei: „Da indeß dieſer Receß von dem Pupillen⸗Collegio 
nicht confirmiret, der Miterbe Michael Wilhelm Weſſel auch damals noch mi- 
norenn geweſen, und überdem bei den kurz darauf eingetretenen Kriegsunruhen 
und dem tiefen Verfall des Werths der ländlichen Grundſtücke die in dieſem 
Auseinanderſetzungsreceſſe aufgeſtellten Grundſätze nicht mehr anwendbar, auch 
für den Uebernehmer der Grundſtücke die Taxen derſelben viel zu hoch geweſen, 
ſo hätten ſie ſich ſpäterhin über die Vertheilung dieſer mütterlichen Hinterlaſſen⸗ 
ſchaft anderweitig geeiniget, wollten daher den alten Theilungsreceß vom 4. Fe⸗ 
bruar 1807 hiemit gänzlich kaſſiren und aufheben, und dagegen die Theilung 
ſelbſt auf Grund des aufgenommenen Junventarii in folgender Art anlegen.“ 
Nach den weiteren Beſtimmungen des neuen Erbvertrages übernimmt dann 
Michael Weſſel die ſämtlichen zur mütterlichen Hinterlaſſenſchaft gehörigen 
Grundſtücke mit allem dazu gehörigen Beſatz und Inventar für 47 000 fl. Es 
war das mithin faſt derſelbe Preis, den ſein Vater 1775 dafür gezahlt, denn 
der Beſitz war 1800 noch durch den Erwerb eines Gärtnergrundſtücks für 1430 fl. 
vermehrt worden. Gegen den Uebernahmebetrag nach der Erbteilung vom 4. Fe— 
bruar 1807 dürfte ſich der neue feſtgeſetzte Kaufpreis aber kaum auf die Hälfte 
belaufen; ein gleichartiger, aber / Hufe kleinerer Nachbarhof war 1806 für 
100 000 fl. verkauft worden. 

Bei Würdigung der Zeitumſtände muß man den Kaufpreis vom 9. Juni 
1812 trotzdem noch für einen ſehr hohen anſehen. Denn der Beſitz ſtand noch 
unter den Einwirkungen der ſchlechten Ernte des Vorjahres und was demſelben 
von der neuen Ernte zugute kommen würde, ließ ſich bei den ruinierenden An- 
forderungen der Franzoſen gar nicht überſehen. Seit dem Frühjahr 1812 litt 
auch das Danziger Gebiet ſehr ſchwer unter dem Durchmarſch von 80000 Mann 
franzöſiſcher Truppen, die zu dem Heereskörper von mehr als 500000 Streitern, 
zu der „Großen Armee“ gehörten, mit der Napoleon nach Rußland zog, als 
der Krieg zwiſchen ihm und dem Kaiſer Alexander J. erneut ausgebrochen war. 
Danzig, woſelbſt Napoleon in den Tagen vom 7. bis 11. Juni Quartier ge⸗ 
nommen hatte, war zum feſten Stützpunkt für den Flügel dieſer Armee aus⸗ 
erſehen, der durch Weſtpreußen feinen Anmarſch nach Rußland nahm, und von 
hier aus wurde auch durch die Nachſendung von Fuhrparks mit den Verpfle- 
gungsgegenſtänden für die Truppen in großem Umfange geſorgt. Ebenſo hatte 
die Stadt neben der ſtarken Garniſon, die ihr verblieb, die von der Feldarmee 
ihr zugeſchickten Soldaten unterzubringen, die auf dem Marſche erkrankt oder in 
Gefechten verwundet waren. Hinſichtlich der Einrichtung von Lazaretten in 
Kirchen und öffentlichen Gebäuden ſtellte das Gouvernement geradezu unerfüll- 
bare Anforderungen an die Stadt, da die Requiſitionen zur Verproviantierung 
des Platzes mit Getreide und Vieh noch nebenher gingen und mit rückſichtsloſer 
Strenge durchgeführt wurden. In einer Vorſtellung des Rats an den General⸗ 
gouverneur v. Rapp wegen Herabminderung der geſtellten Anforderungen, in 
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der auf die Notlage der ſtädtiſchen Bürgerſchaft hingewieſen wird, läßt der Rat 
ſich auch über die derzeitige Leiſtungsfähigkeit der Bewohner des Landgebiets 
aus und bemerkt dazu: „Ebenſo fruchtlos iſt die executiviſche Beitreibung der 
Landgefälle von den Landleuten, deren einige bei der angeordneten Contributions— 
zahlung ihre tief verſchuldeten Höfe, die ſie, wie größtentheils alle, vormals zu 
hohen Preiſen angekauft haben, verlaſſen haben, denn bei dem vorjährigen 
Mißwachs fehlt ihnen die Saat und das Futter für ihr Vieh, welches ſie ſort— 
mehr nicht mehr bei der Bearbeitung ihrer Aecker, ſondern bei den ganz über— 
aus großen Vorſpannsgeſtellungen unter ungewöhnlichen Laſten ohne Nahrung 
erkranken und in weiter Entfernung fallen ſehen.“ Für die Höhe der Leiſtun⸗ 
gen des einzelnen noch zahlungsfähigen Beſitzers läßt ſich ein Anhalt daraus 
entnehmen, daß 13000 fl. 7½ gl., die aus der Kniewelſchen Konkursmaſſe 
den Geſchwiſtern Weſſel 1811 zugegangen waren, bis zur Uebernahme des 
Hofes durch Michael Weſſel im Juni 1812 zur Beſtreitung der Kontributionen 
wie der ſonſtigen Kriegsſteuern und Einquartierungslaſten nicht ausgereicht hatten. 
Bei der ſich anſchließenden Erbauseinanderſetzung blieben vielmehr noch 1700 fl. 
Wechſelverbindlichkeiten durch die Erben zu begleichen, die Michael Weſſel zur 
Erlegung jener Steuern hatte eingehen müſſen. 

Die weiteren Vereinbarungen bei dieſer Erbauseinanderſetzung gingen 
dahin, daß der älteſte Bruder Johann Gottlieb die Forderung der Erben an 
ihren Onkel Daniel Gottfried Arend übernahm, die 22500 fl. ausmachte, und 
ſich dadurch hinſichtlich ſeines Vater- und Mutterguts für abgefunden erklärte. 
Alle anderen noch ausſtehenden Forderungen wurden von der Erbteilung aus— 
geſchloſſen und blieben im gemeinſchaftlichen Beſitz der 4 Geſchwiſter. Von 
dem Vatergut Michael Weſſels und ſeiner beiden jüngeren Geſchwiſter hafteten 
auf dem von ihm nun übernommenen Hofe zuſammen noch 28 476 fl., ſo daß 
mithin bei dem Kaufpreis von 47 000 fl. für dieſe noch 18524 fl. als Mutter⸗ 
gut zur Verteilung kamen, das ſich demnach für jeden Erbteilnehmer auf 6174 fl. 
20 gl. belief. Zum Vatergut dieſer 3 Geſchwiſter gehörten auch die 27500 fl. 
die nach dem Tode ihres Vaters für ſie hinterlegt waren, wonach das Ver⸗ 
mögen jedes dieſer drei Geſchwiſter, abgeſehen von den noch ausſtehenden For⸗ 
derungen, 24833 fl. 20 gl. betrug. Bei dem für den Hof vereinbarten Kauf⸗ 
preiſe blieb Michael Weſſel demnach etwa die Hälfte desſelben ſchuldig. Die 
Vormünder des Carl Ludwig ließen ihm deshalb deſſen Vatergut, ſoweit es 
auf dem Hofe laſtete, und ebenſo deſſen Muttergut zu 4 % ſtehen, während 
mit ſeiner Schweſter nur hinſichtlich ihres auf dem Hofe haftenden Vaterguts 
eine gleiche Vereinbarung unter Zuſtimmung ihres Ehemannes erfolgte. Für 
deren Muttergut überwies er ihr ſeinen Anteil an den bei der ſtädtiſchen De— 
poſital⸗Deputation hinterlegten 27 500 fl. und damit einen ihr Muttergut um 
2800 fl. überſteigenden Betrag, was ſich durch den derzeitig um etwa 30 % 
geſunkenen Wert der Papiere erklärt, in denen die Mündelgelder ſeinerzeit 
hinterlegt waren. 


Durch die Erbteilung kam Carl Jacob Preuß nunmehr in die Lage, ſich 
mit den Kniewelſchen Erben auseinanderzuſetzen. In einem Vergleiche vom 
6. Oktober 1812 überwies er ihnen unter Zuſtimmung ſeiner Frau 3900 Thlr. 
in Weſtpreußiſchen und 500 Thlr. in Warſchauer Pfandbriefen wie 5750 fl. 
von dem Vatergut ſeiner Frau, das auf dem Hofe Michael Weſſels eingetragen 
ſtand, wodurch die Forderungsberechtigten ſich hinſichtlich des Reſtkaufgeldes 
von 28145 fl. für das Güttländer Fährgrundſtück nebſt rückſtändigen Zinſen 
für befriedigt erklärten. Die Pfandbriefe dürfte Carl Jacob Preuß zweifellos 
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in denſelben Stücken von der ſtädtiſchen Depoſital⸗Deputation erhoben haben, 
fie ſtellen bis auf 100 Thlr. zwei Dritteile der 27500 fl. dar, die dort für 
die Barthel Weſſelſchen Minorennen hinterlegt waren. Vornehmlich dem Um: 
ſtande, daß ihm dieſer Anteil der Mündelgelder zur Verfügung ſtand, hat Carl 
Jacob Preuß es ſicherlich zu danken, daß es zu dem Vergleiche kam, bei dem 
die Kniewelſchen Erben auf etwa 50 % ihrer Forderung verzichtet haben dürften, 
was ſich herausſtellt, wenn man die rückſtändigen Zinſen und den derzeitigen Wert⸗ 
ſtand der Pfandbriefe mit in Betracht zieht. Bezeichnend iſt dieſer Vorgang 
beſonders für die junge Ehefrau des Carl Jacob Preuß, die bereitwillig einen 
großen Teil ihres Vermögens einſetzte, um ihrem Mann die Sorge für ſeine 
Eltern dadurch zu erleichtern, daß ſie dieſen die Erhaltung ihrer Nahrungsſtelle 
ermöglichte. Als ſolche nutzten ihre Schwiegereltern das Fährgrundſtück noch 
bis zum Tode des Johann Jacob Preuß, der am 20. Dezember 1813 im Alter 
von 73 Jahren ſtarb. Seine Witwe Anna-Eliſabeth geb. Weſſel lebte danach 
im Haufe ihres Sohnes zu Dirſchau. Sie entſtammte der Sperlingsdorfer 
Linie und war eine Tochter Barthel Weſſels des Aelteren und deſſen Ehefrau 
Anna geb. Kniewel, die zur Zeit ihrer Geburt einen Hof in Kl. Zünder be⸗ 
ſaßen. Nach einem oft recht ſorgenvollen und unruhigen Leben war Anna⸗ 
Eliſabeth noch ein freundlicher Lebensabend im Hauſe ihres Sohnes beſchieden, 
der beſonders durch das innige Verhältnis, in dem ſie zu ihrer Schwieger⸗ 
tochter ſtand, und durch die Freude an ihren heranwachſenden Enkelkindern ver- 
ſchönt wurde. Sie ſtarb am 15. April 1818 im 74. Lebensjahre. Sie wie 
ihre Schwiegertochter dürften ſicherlich keine Kenntnis mehr davon gehabt haben, 
daß ſie in Jochim Weſſel zu Sperlingsdorf einen gemeinſamen Stammvater 
hatten! — 

Als Michael Weſſel und ſeine Geſchwiſter am 9. Juni 1812 die erneute 
Erbauseinanderſetzung vor dem Werderſchen bürgermeiſterlichen Amte zu Danzig 
bewirkten, weilte der Kaiſer Napoleon in dieſer Stadt, um von dort aus nach 
mehrtägiger Raſt ſeiner Armee nach Rußland zu folgen. Ganz Europa ſtand 
unter dem Eindruck dieſer großartigen Heerfahrt, und ſo wird ſie in jenen Tagen 
auch die Gedanken der Bewohnerſchaft Danzigs und ſeines Landgebiets beherrſcht 
haben. Man hoffte wohl darauf, daß bei einem glücklichen Ausgang des Feld— 
zuges der ſiegreiche Kaiſer auch dem hart mitgenommenen Freiſtaat Danzig 
jeine Großmut erweiſen würde und jo wieder beſſere Zeiten kommen könnten. 
Das mag auch mit dazu beigetragen haben, daß Michael Weſſel trotz der bereits 
dargebrachten und täglich ſich mehrenden Opfer den väterlichen Beſitz zu einem 
immerhin noch hohen Preiſe annahm. Napoleon ſtand gerade damals auf dem 
Gipfel ſeiner Macht, und der Gedanke, daß das Blatt ſich in naher Zeit wen⸗ 
den könne, iſt in jenen Tagen wohl kaum aufgekommen. Er war aus Dresden 
am 29. Mai abgereiſt, wo ihm die unterworfenen Fürſten bei pomphaften Feſt⸗ 
lichkeiten in untertänigſter Weiſe gehuldigt hatten. Sie waren gezwungen, ihm 
Heeresfolge zu leiſten, und von Dresden aus erging auch der ſtolze Tagesbefehl 
Napoleons, in dem es heißt: Die Könige, Prinzen, Fürſten und Marſchälle 
ſollten ſich zu ihren Heeresabteilungen begeben. Auch Friedrich Wilhelm III. 

hatte ſich zu einem Vertrage mit Napoleon genötigt geſehen, der ihn zur Ges 
ſtellung von 20000 Mann Hilfstruppen gegen Rußland verpflichtete, und den 
Franzoſen den Durchmarſch durch ſein Land freigab. 

Mit dem Kriegszuge nach Rußland trat aber der Wendepunkt in den 
Erfolgen und im Glück Napoleons ein. Wenn er auch ſiegreich bis nach 
Moskau vordrang, ſo wurde ihm dort nun durch den viertägigen, von den Ruſſen 
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verurſachten Brand dieſer Stadt (15. bis 18. September) und durch die Ver⸗ 
wüſtung der umliegenden Landſchaft ein unüberwindliches Hindernis entgegen— 
geſtellt. Die Bereitſtellung von Lebensmitteln und Unterkunftsräumen für die 
Truppen während des herankommenden Winters war dadurch unmöglich gewor— 
den, weshalb Napoleon ſich Mitte Oktober zum Rückzuge mit ſeiner Armee 
entſchloß, der ſich zum leidvollſten geſtaltete, den die Kriegsgeſchichte kennt. 
Hunger, Kälte und Krankheiten lichteten ſtärker die Regimenter als die Rück— 
zugsgefechte mit den fie verfolgenden Koſaken. Nach dem mörderiſchen Ueber— 
gang über die Bereſina vom 26. bis 29. November kehrte kaum der zehnte Teil 
der halben Million Streiter aus Rußland zurück, die mit der „großen Armee“ 
den vermeintlichen Siegeszug gen Moskau augetreten hatten. Ein Teil der 
noch marſchfähigen Regimenter wurde nach Danzig dirigiert, das jetzt einen 
wertvollen Stützpunkt für die von den Ruſſen hart bedrängten Franzoſen bildete. 
Schon am 13. Januar 1813 trafen die erſten ruſſiſchen Truppen vor Danzig 
ein. Am ſelben Tage lagen noch Franzoſen in Stüblau im Quartier, während 
die Ruſſen ſchon am 14. dort anlangten und demnach den Franzoſen dicht auf 
den Ferſen waren. Der damalige Prediger Immanuel Gottlieb Stammer zu 
Stüblau vermerkt darüber im Kirchenbuche: „1813 als die Retirade der Fran— 
zoſen aus Rußland war, hatte ich den 13. Januar 20 Officiere und 40 Mann 
Polen im Quartier; den 14. war den ganzen Tag über das Haus voll Ko— 
ſacken, am Abend aber bekam ich 2 Dfficieve und 50 Mann Koſacken. Als dieſe 
geſättigt waren, gingen ſie ab, und ich erhielt 6 Officiere und 300 Mann Ge— 
meine, welche 48 Stunden bei mir bliehen. So dauerte die läſtige Einquar⸗ 
tierung bis zum 31. Januar.“ Wenn der Prediger ſchon in einem ſolchen 
Grade in Anſpruch genommen wurde, dann kann man daraus ſchließen, wie es 
auf den Höfen der Nachbarn ausgeſehen haben muß, die ſicherlich auf keine 
Schonung zu rechnen hatten. Koſaken und Baſchkiren, die ihre Vorfahren im 
vorhergehenden Jahrhundert wiederholt heimgeſucht hatten, mußten auch ſie nun 
als unwillkommene Gäſte bewirten. Nach einer Zuſammenſtellung, die ſich im 
Schulzenamte zu Stüblau befindet, waren dort in der Zeit vom 9. Januar 
1813 bis Ende Mai 1814 einquartiert: 2175 Offiziere, 37412 Kavalleriſten 
und 39600 Fußtruppen. Vom 14. Januar 1813 ab handelt es ſich dabei 
lediglich um ruſſiſche Truppen. Neben dieſer Quartierlaſt und ſehr hohen Ge— 
ſpannleiſtungen wurden den Nachbarn der Ortſchaft dann noch durch gewalt— 
ſame Fouragierungen in dieſer Periode weggenommen: Getreide und Lebens— 
mittel im Betrage von 5090 Taler und Brennmaterial für 2005 Taler Die 
ausgeſchriebenen Lieferungen an Getreide, Futter und Lebensmitteln beliefen 
ſich außerdem noch auf 1736 Taler. 

Am 21. Jauuar hatten die Ruſſen bereits vor und in der Umgegend von 
Danzig 11000 Mann und hielten die Feſtung in Umgrenzung ihrer Vororte 
damit eingeſchloſſen. Für die Verteidiger derſelben war die Situation noch 
dadurch erſchwert, daß die zugefrorenen Gewäſſer die ſchwerſten Laſten zu tra— 
gen vermochten und infolgedeſſen ein Angriff von der Niederungsſeite zu be— 
fürchten ſtand. Der ruſſiſche General Alexejew hatte ſein Hauptquartier in 
Gr. Zünder genommen und das Stüblauſche Werder hatte von da ab faſt 
anderthalb Jahre unter der Belegung mit ruſſiſchen Soldaten zu leiden. 


Erſt am 13. Januar und ſomit an demſelben Tage, an dem die Ruſſen 
vor Danzig erſchienen, ging den Bewohnern des Landgebiets der Befehl des 
Gouverneurs v. Rapp zu, ihr Vieh nach der Stadt zu treiben, der natürlich 
nicht mehr befolgt werden konnte. Aus der verſpäteten Anordnung dürfte her— 
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vorgehen, daß Rapp ein jo jchnelles Eintreffen der Ruſſen nicht erwartet hat, 
was ſich bitter rächte, weil der Fleiſchmangel in der belagerten Stadt ſehr bald 
eintrat. General v. Rapp war erſt am 18. Dezember 1812 vom ruſſiſchen 
Feldzuge nach Danzig zurückgekehrt, nachdem ihm der Kaiſer Napoleon, der am 
5. Dezember ſeine flüchtende Armee verließ, um ſich nach Paris zu begeben, 
vorher die Verteidigung der Stadt übertragen hatte. Infolgedeſſen gab Rapp 
den drei Ordnungen des Danziger Stadtregiments am 31. Dezember 1812 
bekannt, daß er von da ab der alleinige Befehlshaber der Stadt ſei, womit 
auch der Schein der freiſtädtiſchen Machtbefugniſſe ſchwand, welche die Stadt 
nach dem Tilſiter Friedensvertrage beſitzen ſollte. Die Aufgabe des Stadt— 
regiments beſtand jetzt nur noch darin, die Befehle des Gouverneurs auszuführen 
und die Bürgerſchaft der belagerten Stadt bei demſelben durch Bitten und Vor⸗ 
ſtellungen in ihrem Elend zu vertreten. Das ſtädtiſche Landgebiet und beſon⸗ 
ders das Stüblauſche Werder war nach dem Eintreffen der Ruſſen bis auf die 
ganz nahe bei Danzig gelegenen Ortſchaften dem Machtgebot des Gouverneurs 
entzogen, inſoweit nicht vereinzelte Fouragierungen trotzdem jtattfanden. Nach 
dem Eintritt von Tauwetter Mitte des Monats Februar trennte zudem das 
inundierte Gebiet die Stadt auf ihrer Niederungsſeite von dem Werder. Der 
Eisgaug der Weichſel, der in dieſem Jahre in der Nacht vom 26. zum 
27. Februar eintrat, war ein ſehr ſchwerer. Beim Holm hatte ſich eine Stopfung 
gebildet, wodurch die Mottlau derart aufſtaute, daß die Speicherinſel, Lang⸗ 
garten und Kneipab überſchwemmt wurden und infolge deſſen viele Waren und 
Lebensmittel verloren gingen. An der Rückforter Schleuſe, die gänzlich fort- 
geriſſen wurde, erfolgte ſodann ein Durchbruch der Weichſel in einer Ausdehnung 
von 40 bis 43 Meter, die den bereits inundierten Ortſchaften vermehrte Wafjer- 
maſſen zuführte. Weit über das im Verteidigungsintereſſe der Stadt künſtlich 
inundierte Gebiet dürfte das Ueberſchwemmungswaſſer der Weichſel aber nicht 
gereicht haben, da es ſich nur 1½ Lieues aufwärts von Kneipab, alſo etwa 7000 
Meter weit erſtreckt haben ſoll.“) Während ſo die belagerte Stadt durch das 
Ueberſchwemmungswaſſer auf der einen Seite ſchwere Verluſte erlitt, wurde ſie 
gleichzeitig durch Entziehung des Radaunewaſſers hart betroffen. Die Ruſſen 
leiteten am 27. Februar die Radaune bei Prauſt ab, wodurch die Waſſermühlen 
der Stadt zum Stillſtand kamen und der Notbehelf mit Roßmühlen zum 
Vermahlen des Getreides eintreten mußte, was ſich ja auch ſchon bei früheren 
Belagerungen faſt regelmäßig ereignet hatte, bei einer Beſatzung von 35934 
Mann diesmal aber beſonders fühlbar wurde. 

Nachdem die Ruſſen Verſtärkungen erhalten hatten, hörte für die Beſatzung 
Danzigs gegen Ende des Monats Februar das Fouragieren über die Vorpoſten 
hinaus ohne erhebliches Truppenaufgebot faſt gänzlich auf. Bei einem Angriff 
auf die Vorpoſten der Franzoſen, den die Ruſſen am 5. März unternahmen 
und der beſonders in Ohra zu erheblichen Verluſten auf beiden Seiten führte, 
behaupteten die Franzoſen ihre Stellungen. Der immer ſchärfer hervortretende 
Mangel an Lebensmitteln veranlaßte den General v. Rapp deshalb wohl auch 
zu einem größeren Unternehmen, um das Stüblauſche Werder ſich zur Beſchaffung 
derſelben wieder zugänglich zu machen. Dazu hatte er die Herſtellung einer Schanze 
bei Kramskrug an der Mottlau ins Auge gefaßt, die als Brückenkopf gegen das 
Werder gedacht war, und von wo aus die Beſatzung einer Flottille die Fouragie⸗ 
rungen im Werder vornehmen ſollte. Brauchbare Boote zur Beförderung von 
400 Mann waren vorher beſchafft worden. Da die Höhen ſüdlich von Ohra 


*) G. Köhler: Geſchichte der Feſtungen Danzig und Weichſelmünde. 
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und die Ortſchaften Drei Schweinsköpfe und St. Albrecht von den Ruſſen 
beſetzt waren, ſo mußte bei Durchführung des Unternehmens natürlich auf 
den Widerſtand derſelben gerechnet werden. Am 24. März rückte deshalb 
eine ſtarke Truppenabteilung der Danziger Beſatzung von Ohra unter 
Beſetzung der Höhen bis Guteherberge und von dort auf dem Damm der 
alten Radaune nach dem Kramskruge, während eine Flottille von 18 Fahr— 
zeugen mit 200 Mann Beſatzung auf der Mottlau demſelben Ziel zuſtrebte. 
Nach Zurückwerfung kleinerer ruſſiſcher Truppenabteilungen durch die 
Landtruppen gelang auch die geplante Vereinigung am Kramskruge, wo der 
Widerſtand von 300 Ruſſen ebenfalls abgewieſen wurde, die ſich nach 
Quadendorf zurückzogen. Der Bau der Schanze, mit dem ſofort begonnen 
wurde, konnte aber nicht fertiggeſtellt werden, weil die Ruſſen erheblich ver— 
ſtärkt aus Quadendorf zurückkehrten und die Franzoſen zum Rückzug 
zwangen. Die Franzoſen verloren bei dem Unternehmen 81 Mann an 
Toten, Verwundeten und Gefangenen, ihr Gewinn beſchränkte ſich auf 
100 Stück Vieh, das ſie in den umliegenden Ortſchaften noch vorgefunden 
hatten und nach der Stadt treiben ließen. Mit weiteren Fouragierungen 
im Werder mittels der Flottille war es aber nichts, doch bleibt auch ſchon 
die einmalige Ausführung einer ſolchen bei der damaligen Beſchaffenheit 
der Mottlau bemerkenswert. Der Waſſerſtand in derſelben muß ſich durch 
den Rückſtau, den die Abſchließung der Steinſchleuſe herbeigeführt hatte, in 
Höhe der Wälle gehalten haben, die den Fluß einfaßten, denn auch das 
Gelände auf der linken Seite der Mottlau ſtand ſicherlich noch unter Waſſer, 
weil die Franzoſen ſonſt einen andern Weg als den über Guteherberge und 
von da aus auf dem Radaunedamm zum Marſch nach dem Kramskruge 
benutzt haben würden. Auf den Ländereien des rechten Mottlauufers 
ſcheint dagegen nur noch wenig Waſſer geſtanden zu haben, da für die Ruſſen 
die Wegeverbindung zwiſchen dem Kramskruge und Quadendorf ſchon 
benutzbar war. Dies erklärt ſich wohl daraus, daß das Waſſer in der 
Weichſel im Laufe des Monats März ſehr gefallen ſein muß und ſowohl 
das Ueberſchwemmungswaſſer vom Weichſeldurchbruch am 27. Februar wie 
das über den Mottlauwall abfließende Rückſtauwaſſer nunmehr durch die 
Bruchſtelle bei der Rückforter Schleuſe ablief und dadurch die Wirkſamkeit 
der Steinſchleuſe zur Inundierung der Niederung für den auf dem rechten 
Mottlauufer belegenen Teil derſelben ſehr erheblich herabgemindert wurde. 
Daß ſchon zu dieſem Zeitpunkt der Weichſeldamm an einer oberhalb 
gelegenen Stelle zur Ableitung des Waſſers von den Ruſſen durchſtochen 
war, iſt wenig wahrſcheinlich; der Durchſtich dürfte erſt ſpäter bewirkt ſein. 


Die Beute vom 24. März fiel, wenn ſie auch lediglich für die Beſatzung 
der belagerten Stadt zur Verwendung kam, bei dem vorhandenen großen 
Mangel an Lebensmitteln wenig ins Gewicht. Kurze Zeit danach wurde 
den Truppen bereits Pferdefleiſch verabreicht. Die Beſitzer von Pferden 
mußten dieſelben auf Erfordern an die Pferdeſchlächtereien abliefern, und 
ebenſo wurden die bei der Truppe entbehrlichen Pferde geſchlachtet. Unter 
der Bürgerſchaft herrſchte zu dieſem Zeitpunkt ſchon ſehr große Not, denn 
die Preiſe für die Lebensmittel waren geradezu unerſchwinglich. Dabei 
wütete der Typhus ſeit dem Monat Januar furchtbar in der Stadt. Von 
der Beſatzung ſtarben im März 4000, im April 3000 und im Mai 2000 
Mann an dieſer Krankheit. Im ganzen erlagen ihr von der Beſatzung 
11 500 Mann, und auch in der Buͤrgerſchaft forderte ſie zahlreiche Opfer. 
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Bei diefer Situation blieb es für die Verteidiger der Stadt noch 
immer ein Glück, daß die Ruſſen trotz eingetroffener Verſtärkungen keinen 
ernſten Angriff unternahmen. Auf einen ſolchen mußte General v. Rapp 
aber gefaßt ſein, nachdem der Herzog Alexander von Württemberg, der 
Onkel des ruſſiſchen Kaiſers, das Kommando der Belagerungsarmee am 
23. April übernommen hatte. Um ſo lange wie möglich widerſtandsfähig 
zu bleiben, mußte General v. Rapp deshalb den Vorrat an Lebensmitteln 
für die Garniſon ausreichender zu geſtalten ſuchen, weshalb er eine Ab— 
fouragierung der Nehrung anordnete, die am 27. April ins Werk geſetzt 
wurde. Eine Truppenabteilung von etwa 2000 Mann unter General 
Bacheln gelangte unter Zurückwerfung kleinerer ruſſiſcher Detachements 
bis nach Paſewark und erledigte den ihr gewordenen Auftrag binnen vier 
Tagen in erfolgreicher Weiſe. Sie führte 500 Stück Hornvieh, 400 Stück 
Kleinvieh, 600 Zentner Heu, 400 Zentner Stroh und etwa 200 Zentner 
Hafer als Beute zur Stadt, wovon einen Teil auch das Stüblauſche Werder 
hatte hergeben müſſen, in das von Plehnendorf aus gleichzeitig ein Beutezug 
gemacht wurde. Zur Verhütung gleichartig erfolgreicher Unternehmungen 
der Belagerten ließ der Herzog von Württemberg nunmehr alles, was ſich 
an Getreide, Vieh und Lebensmitteln im anderthalbmeiligen Umkreiſe der 
Stadt noch vorfand, nach rückwärts abführen. Die zurückgebliebenen 
Bewohner der dadurch betroffenen Ortſchaften durften nur für drei Tage 
Lebensmittel behalten. Desgleichen wurde den Bauern des Werders durch 
ſtrenge Verordnungen verboten, ſich nach der Stadt durchzuſchleichen und 
Lebensmittel dorthin zu bringen, wozu die hohen Preiſe anreizten. 

Die ſtark ausgeſogene Umgegend von Danzig war natürlich nicht mehr 
annähernd imſtande, die Naturalien zur Unterhaltung der Belagerungs— 
armee zu liefern. Es wurden deshalb auf Anordnung des Herzogs von 
Württemberg drei Fuhrparkkolonnen zu je 160 vierſpännigen Fahrzeugen 
errichtet, die den erforderlichen Proviant aus entfernteren Diſtrikten, auch 
aus Oſtpreußen und Pommern, heranzuſchaffen hatten. Das Hauptmagazin 
wurde in Dirſchau eingerichtet, und es liegt auf der Hand, daß die 
Beſitzer des Stüblauſchen Werders zu dieſen Geſpannleiſtungen in ſchärfſter 
Weiſe herangezogen worden ſind. 8 


Der Herzog von Württemberg beſchränkte ſich auch den Monat Mai 
hindurch, während deſſen die Belagerungsarmee durch das Eintreffen 
ruſſiſcher Truppen erheblich verſtärkt wurde, auf die Blockierung der Stadt. 
An den letzten Tagen dieſes Monats und Anfang Juni trafen dann auch 
noch 8000 Mann oſtpreußiſcher Landwehr unter dem Kommando des 
Majors Grafen zu Dohna zu ſeiner Unterſtützung ein. Die Trennung des 
preußiſchen Bündniſſes mit dem Kaiſer Napoleon hatte der Führer des 
preußiſchen Hilfskorps gegen Rußland, der General von Porck, eingeleitet. 
Nach dem Untergang der großen Armee ſchloß er am 30. Dezember 1812 
auf eigene Verantwortung hin mit dem ruſſiſchen General von Diebitſch 
die Konvention zu Tauroggen, die im weiteren Verlauf am 28. Februar 
1813 zum Bündnis von Kaliſch zwiſchen König Friedrich Wilhelm III. 
und dem Kaiſer Alexander J. von Rußland führte. Am 15. März trafen 
die beiden Monarchen in Breslau zuſammen, und von dort aus erging dann 
am 17. der Aufruf Friedrich Wilhelms III. „An mein Volk“, wie das 
Edikt, das die Errichtung der Landwehr anordnete. In Oſtpreußen, wo 
nach dem Eintreffen der Ruſſen und des Yorckſchen Korps eine mächtige 
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Bewegung zur Befreiung Preußens vom franzöſiſchen Joch einſetzte, hatte 
die Ständeverſammlung zu Königsberg ſchon in der Tagung vom 5. bis 
8. Februar beſchloſſen, „alle Kräfte der Provinz zum Kampf bereit zu 
machen, das ganze Volk unter die Waffen zu rufen, einen Landſturm und 
eine Landwehr zu bilden, auf freiwillige Koſten ein National- Kavallerie— 
Regiment zu ſtellen und alle dieſe Streitmittel in die Hände des Generals 
v. Nord, als des Generalgouverneurs der Provinz, niederzulegen“. Die 
Zeitverhältniſſe drängten eben gerade in Oſtpreußen auf ſchnelle Ent— 
ſchließungen hin, weil man befürchten mußte, daß die Ruſſen die Regierungs- 
gewalt an ſich reißen würden, wenn man ſich nicht rechtzeitig entſchloß, mit 
ihnen in der Bekämpfung Napoleons gemeinſame Sache zu machen. Alles 
das geſchah aber unter ausdrücklicher Hervorhebung der Hoffnung, daß der 
König nachträglich ſeine Genehmigung dazu erteilen würde, die denn auch 
am 14. März in Königsberg eintraf. 

Da gerade von der ſo ſchwer heimgeſuchten Provinz Oſtpreußen die 
hohe Begeiſterung ausging, die dem preußiſchen Volk in dem erneut auf— 
genommenen Kampf gegen den Erbfeind die Kraft verlieh, und die es in 
ſeiner Hingabe für König und Vaterland während der Befreiungskriege 
ſo bewunderungswürdig erſcheinen läßt, ſo kennzeichnet das auch die Ge— 
ſinnung, von der die Landwehrmänner der 1. oſtpreußiſchen Landwehr— 
diviſion bei ihrem Eintreffen vor Danzig beſeelt waren. Zu dieſer Diviſion 
gehörten übrigens auch die Landwehrbataillone Elbing und Marienburg, 
wie denn überhaupt diejenigen Landkreiſe Weſtpreußens, die nach dem 
Tilſiter Frieden beim preußiſchen Staat verblieben waren, an der oſt— 
preußiſchen Bewegung und insbeſondere auch durch ihre berufenen Vertreter 
an der Ständeverſammlung zu Königsberg vom 5. bis 8. Februar lebendigen 
Anteil genommen haben. Die preußiſche Landwehr vor Danzig erhielt 
gleich nach ihrem Eintreffen Gelegenheit, ſich hinſichtlich ihrer Verwendbar— 
keit im Kampf auszuweiſen. Die Verſtärkung der Belagerungsarmee hatte 
eine wirkſamere Einſchließung der Stadt zur Folge, ſo daß die Verpflegung 
der Beſatzung in derſelben immer ſchwieriger wurde, wennſchon Brot- 
getreide für dieſelbe ausreichend vorhanden war. Den zahlreichen kranken 
Soldaten in den Lazaretten konnte noch täglich 2 Pfund Rind- oder 
Hammelfleiſch verabreicht werden, die dienſtfähigen Mannſchaften mußten 
ſich dagegen mit einer Portion von 2 Unzen Pferde- und 1 Unze Pökelfleiſch 
begnügen. General v. Rapp ließ deshalb ſeit Ende Mai von ſtarken 
Truppenkommandos häufige Fouragierungen vornehmen, die gewöhnlich 
das Werder heimſuchten, nun aber nicht nur zu ſcharfen Zuſammenſtößen 
mit den Belagerern führten, ſondern dieſe auch zu derart wirkſamen 
Gegenmaßnahmen veranlaßten, daß die Beſatzung in ſteter Alarmbereit- 
ſchaft ſtehen mußte. Das konnte die ſtark zuſammengeſchmolzene Beſatzung 
aber nicht lange aushalten, weshalb General v. Rapp zur Beendigung 
dieſer Situation am 9. Juni einen Ausfall mit 10 000 Mann unternahm 
und dabei die Stellung der Belagerer zu durchbrechen und ſie womöglich 
aufzurollen verſuchte. Die Belagerer behaupteten aber ihre Stellungen. 
Das heftigſte Gefecht fand zwiſchen Ohra und Schönfeld ſtatt, wohin die 
Franzoſen die ganze Kraft ihres Angriffs gerichtet hatten. Sie mußten 
aber ſchließlich mit einem Verluſt von mehr als 400 Mann den Rückzug 
antreten und wurden bis unter die Kanonen der Außenwerke der Feſtung 
verfolgt. Die preußiſchen Landwehrbataillone, die an dieſem Gefecht teil- 
nahmen, hielten ſich vortrefflich; ihr Verluſt betrug 45 Mann. 
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Noch am Abend dieſes Gefechtstages traf bei den beiderſeitigen 
Höchſtkommandierenden die Nachricht vom Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
zu Poiſchwitz ein, der die Einſtellung der Feindſeligkeiten bis zum 
24. Auguſt zur Folge hatte. Napoleon ſtand Ende April ſchon wieder mit 
einem Heer von 180000 Mann bei Naumburg an der Saale, in dem etliche 
Korps, die nicht am ruſſiſchen Feldzug teilgenommen hatten, insbeſondere 
auch Rheinbundtruppen, den Stamm bildeten, das aber überwiegend aus 
neu in Frankreich ausgehobenen Mannſchaften beſtand. Schon am 2. Mai 
wurde er von den verbündeten Ruſſen und Preußen angegriffen, und wenn 
er auch das Schlachtfeld bei Gr. Görſchen behauptete, ſo konnten die Ver— 
bündeten ſich doch andern Tags unverfolgt an die obere Elbe zurückziehen. 
Ihre vereinten Heere waren nur halb ſo ſtark wie die Armee Napoleons, 
dennoch ſtellten ſie ſich dieſer bei Bautzen wiederum entgegen, wo am 
20. und 21. Mai erbittert gekämpft wurde. Auch hier mußten die Ver— 
bündeten ſich ſchließlich zurückziehen, doch waren die Verluſte auf fran— 
zöſiſcher Seite ſo groß, daß Napoleon es war, der den Waffenſtillſtand anbot, 
der dann von den Verbündeten am 4. Juni zu Poiſchwitz bei Jauer an— 
genommen wurde. 


Für den Ausgang der Kämpfe um Danzig dürfte der Waffenſtillſtand 
nicht von Einwirkung geweſen ſein, denn dieſer Ausgang hing ſchließlich 
doch von der weiteren Entwicklung der Dinge auf dem Hauptkriegsſchauplatz 
ab, da erſt nach der Niederwerfung der Verbündeten ein franzöſiſches 
Hilfskorps zum Entſatz von Danzig herbeikommen konnte. Und die be— 
trächtliche Verſtärkung, welche die Belagerungsarmee, insbeſondere auch 
durch bis dahin noch mangelndes Belagerungsgeſchütz, erhielt, wäre auch 
ohne den Waffenſtillſtand eingetroffen. Von Vorteil für die Belagerungs— 
armee war es aber jedenfalls, daß die ruſſiſchen Milizen, die einen ſehr 
erheblichen Prozentſatz der Nachſchübe bildeten, erſt einigermaßen militäriſch 
geſchult werden konnten. 

Nach den Waffenſtillſtandsbedingungen war die Beſatzung Danzigs 
ſeitens des Blockadekorps alle fünf Tage mit Lebensmitteln und Fourage 
zu verſehen. Da ſchon die Heranſchaffung der Naturalien für die Belage— 
rungsarmee mit großen Schwierigkeiten verbunden war, ſo bereitete dieſe 
Verpflichtung dem Herzog von Württemberg ſehr unerquickliche und auch 
geradezu kritiſche Situationen, doch wurde ſie in der Hauptſache eingehalten. 
Die Bürgerſchaft Danzigs, die bei der Verſorgung der Beſatzung mit Lebens— 
mitteln natürlich nicht in Betracht kam, hatte inſofern einen Vorteil davon, 
als die Soldaten einen Teil der ihnen gelieferten Naturalien verkauften, was 
jedoch nur für ſolche Leute von Bedeutung war, welche die horrenden Preiſe 
bezahlen konnten. Es koſtete 1 Pfund Butter 2 bis 4 Tlr., Kaffee 4 Tlr., 
Pferdefleiſch 9 gute Groſchen, ſchlechtes Rindfleiſch 20 gute Groſchen bis 
1 Tlr., Brot 2 gute Groſchen, Salz 1 Tlr., 20 Kartoffeln 1%, Tlr., 1 Kanne 
Milch 6 gute Groſchen, 1 Hammel 50 Tlr., 1 Kuh 200 bis 250 Tlr., und 
der Scheffel Roggen ſtieg bis auf 16 Tlr. Dabei wurden ſolche Bürger, 
die noch leiſtungsfähig erſchienen, durch Zwangsmaßnahmen zur Hergabe 
weiterer Geldmittel in Form der Zwangsanleihe gefügig gemacht. Trotz 
zahlreicher Verhaftungen, die bei dieſem Vorgehen erfolgten, vermochte 
der Gouverneur doch nur die Summe von annähernd 2 Millionen Frank 
herauszupreſſen, die immerhin nur für zwei Monate zur Beſoldung der 
Beſatzung genügten. Gegen Ende des Waffenſtillſtandes ſah ſich der 
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Gouverneur v. Rapp deshalb zu der grauſamen Maßnahme genötigt, alle 
Bewohner Danzigs, die keine Lebensmittel hatten, auch ſolche, die keine 
Steuern zahlten oder bei den Zwangsanleihen nicht beteiligt waren, aus 
der Stadt auszuweiſen. Nach dem 19. Auguſt mußten 6000 Einwohner 
jeglichen Alters, darunter 148 Kinder des Spend- und Waiſenhauſes, die 
Stadt verlaſſen, doch gelangten ſie nur bis zu den ruſſiſchen Vorpoſten, die 
ſie nicht durchließen. Ohne Lebensmittel und ohne Obdach waren ſie jo 
der Vernichtung preisgegeben. Erſt nachdem der Froſt eingetreten und eine 
große Zahl der Unglücklichen zugrunde gegangen war, nahm der Gouver— 
neur v. Rapp ſie wieder in Danzig auf. Die Waiſenkinder hatte der Herzog 
von Württemberg nach vierzehntägiger Not auf Vermittlung des ruſſiſchen 
Generalleutnants von Löwis paſſieren laſſen. 


Beim Wiederausbruch der Feindſeligkeiten am Mittag des 24. Auguſt 
befanden I die Vororte Danzigs, insbeſondere die nächſtgelegenen Höhen 
noch im Beſitz der Belagerten. Ohra, Altſchottland mit den angrenzenden 
Höhen, Stolzenberg, Schidlitz, Zigankenberg, Königsthal, Langfuhr, 
Strieß, Neuſchottland und Schellmühl waren von ihnen beſetzt und das 
dieſe Ortſchaften verbindende Gelände an geeigneten Punkten mit Ver— 
teidigungswerken verſehen. Ebenſo blieb von Schellmühl die Verbindung 
mit der Weichſel wie mit Neufahrwaſſer und Weichſelmünde geſichert. 


Die Reede wurde von der ruſſiſchen Flotte und auch von engliſchen 
Kriegsſchiffen beherrſcht, die jegliche Zufuhr zur See von der Stadt ab— 
ſchnitten und auch die Befeſtigungen an den letztbenannten beiden Orten 
wiederholt, wenn auch ohne Erfolg, beſchoſſen hatten. Für die vor- 
geſchobenen Stellungen der Belagerungsarmee beim Ablauf des Waffen— 
ſtillſtandes iſt die Linie Oliva, Pelonken, Pietzkendorf, Emaus, Wonneberg, 
Schönfeld, Dreiſchweinsköpfe und St. Albrecht bezeichnend. Von Nobel 
aus bis zur Weichſel war das Inundationsgebiet durch Vorpoſten— 
kommandos bewacht. 


Schon am 28. und 29. Auguſt kam es zu recht bedeutenden Gefechten 
bei Ohra und bei Langfuhr, nach deren Beendigung die Franzoſen dieſe 
Vororte behaupteten, allerdings mit recht erheblichen Verluſten. Hinſicht— 
lich der Haltung der preußiſchen Landwehr in dieſen Gefechten ſagt der 
Herzog von Württemberg in einem Bericht an den König von Preußen: 
„Die Oſtpreußiſche Landwehr hat ſich wie immer in der vorzüglichſten 
Weiſe ausgezeichnet, beſonders haben die Bataillons von Bequignol, von 
Bohlſchwing und von Benckendorff bei dem Gefecht vom 29. Auguſt durch 
einen Flankenangriff meine größte Dankbarkeit erworben. — Das Bataillon 
von Major Spieß hat auch bei der Affäre von Langfuhr ſehr tätig mit— 
gewirkt. Es iſt mir äußerſt angenehm, Ew. Kgl. Majeſtät Solches berichten 
zu können, und ich kann aufrichtig ſagen, daß die Oſtpreußiſche Landwehr 
mit der Ruſſiſchen wegen Muth und Ausdauer gewetteifert haben k).“ Der 
Herzog lobt in dieſem Bericht auch die Bravour des Kommandeurs der 
preußiſchen Landwehr, des Grafen zu Dohna, doch hatte ſich dieſer und die 
ihm unterſtellte Truppe keineswegs der Gunſt des Herzogs zu erfreuen, 
ſo daß das Lob, das er ihnen ſpendete, ſicher durch nicht anzuzweifelnde, 
hohe Leiſtungen verdient war. 


) Maximilian Schultze: „Um Danzig 1813/14.“ 
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Am 2. September wurde Langfuhr von den Ruſſen genommen. An 
dieſen Verluſt ſchloß ſich dann für die Beſatzung der Stadt weiteres Unheil 
infolge einer erneuten Ueberſchwemmung der niedrig gelegenen Stadtteile 
an, durch die große Quantitäten Pulver und auch Lebensmittelvorräte ver— 
nichtet wurden. Das Sommerhochwaſſer der Weichſel trat in dieſem Jahre 
verſpätet, infolge von Wolkenbrüchen in ihrem Quellgebiet aber ſehr ſtark 
ein und führte nun am 4. September zu Ueberſchwemmungen, weil der 
Weichſeldamm von den Belagerern wie von den Belagerten an vier ver— 
ſchiedenen Stellen durchſtochen war. Dieſe Deichdurchſtechungen waren 
beim Heringskruge, beim Weißen Kruge, bei Plehnendorf und bei Rückfort 
bewirkt worden. Naturgemäß ergoſſen ſich die Fluten bei der oberhalb 
gelegenen Durchſtechungsſtelle am Heringskruge am ſtärkſten in das 
Stüblauſche Werder und erweiterten dieſe zu einem Durchbruch von 
46 Ruten Länge*). An tauſend Hufen des Werders wurden überſchwemmt 
und die bereits beſtehende Not der Niederungsbewohner dadurch noch er— 
heblich vergrößert. Für die Bewohner der belagerten Stadt brachte die 
Ueberſchwemmung inſoweit eine Erleichterung, als das in die Mottlan und 
die Feſtungsgräben einſtrömende Waſſer eine große Menge Fiſche, beſonders 
Hechte, mit ſich führte und deren ergiebiger Fang die Hungersnot linderte. 

Ueber die Schließung des Bruches am Heringskruge im Spätherbit 
1813 erhielt das Amtsbuch für die Jahre 1812/14 unterm 26. März 1814 
folgende Eintragung: 

„Nachdem die Herren Senatoren Carl Gottlieb Döring und Johann 
George Trendelenburg das Werderſche bürgermeiſterliche Amt requiriret, 
von dem Deichgräfen und den Deichgeſchworenen des Stüblauiſchen Werders 
eine Schuldverſchreibung über die von hieſigen Bürgern und Einwohnern 
zur Inſtandſetzung des Werderdammes gegebenen Anleihen nach Inhalt 
des darüber mitgetheilten Aufſatzes aufzunehmen, als ſind dato perſönlich 
vor dem Werderſchen Bürgermeiſterlichen Amt erſchienen: 

der Deichgräf Johann Dyck, 

die Deichgeſchworenen Johann Jacob Rebeſchke aus Stüblau, 

Johann George Scherwitzki aus Wotzlaff, Johann Gottlieb 

Kleiß aus Käſemark, Cornelius Eduard Bielefeldt aus Gr. Zünder, 
haben das Ausbleiben des Deichgeſchworenen Andreas Schumacher von 
Woſſitz, welcher wegen Familienverhältniſſe nicht erſcheinen können, 
entſchuldigt und hiernächſt, nachdem ihnen der dem Amte eingeſandte Auf— 
ſatz in Betreff ihrer zu übernehmenden Verbindlichkeit wörtlich vorgeleſen 
worden, nachſtehendes verlautbaret: 0 


Da es von der äußerſten Nothwendigkeit befunden worden, den 
Dammbruch beim Heringskruge noch vor dem Eintritt des dies- 
jährigen Eisganges wieder zuzumachen, die zur Beſtreitung dieſer Inſtand⸗ 
ſetzungskoſten erforderlichen baaren Gelder aber von den Werderſchen 
Einſaſſen in Rückſicht ihrer durch den Krieg zerrütteten Vermögensumſtände 
nicht ſofort haben aufgebracht werden können, ſo haben die zur Beſtreitung 
der Koſten erforderlichen Gelder hier in der Stadt von mehreren Mit⸗ 
gliedern der Bürgerſchaft durch Anleihen negociiret werden müſſen. Wir 
Unterzeichneten erklären deshalb, daß vorbemerkte Umſtände vollſtändig 


) Bertram: Die Entwickelung des Deich- und Entwäſſerungsweſens im Gebiet 
des heutigen Danziger Deichverbandes. 
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der Wahrheit gemäß find, wir bezeugen ferner, daß die angeliehenen Gelder 
durch unſere Hände gegangen, von uns laut Rechnung, welche wir darüber 
geführt, zu dem obenerwähnten Zweck verwandt worden, und verpflichten 
uns, dafür zu ſorgen, daß die gemachten Anleihen nebſt 6 % jährlichen 
Zinſen, worüber wir auch, wenn es verlangt würde, beſondere Schuld— 
dokumente für die Darleiher ausfertigen zu laſſen bereit ſind, von allen 
Hofbeſitzern durch einen pro Hube zu repartirenden Beitrag nach und nach, 
das Ganze aber ſpäteſtens innerhalb der nächſten drei Jahre, abgetragen 
werden ſoll, ſowie auch die in Gewißheit des Beſchluſſes der Hochlöblichen 
Ordnungen der Stadt dieſe zur Wiedererſtattung der in Rede ſtehenden 
Schuld zu entrichtende Hubenabgabe mit den übrigen auf den Höfen 
haftenden oneribus perpetuis ein gleiches Vorrecht haben ſoll, jo daß ſie 
bei Beſitzberänderungen, Concurſen u. ſ. w. vorzugsweiſe abgetragen 
werden müſſen. 

Wir entſagen hierbei allen Einwendungen und Ausflüchten und 
tragen dahin an, daß dieſe unſere Erklärung als eine gerichtlich von uns 
abgegebene Erklärung aufgenommen und dem Werderſchen Bürgermeiſter— 
lichen Amtsbuche ingroſſiret werden möge.“ 

Man kann wohl annehmen, daß erſt nach Abſchluß der Kapitulations— 
verhandlungen Ende November mit den Arbeiten zur Schließung des 
Bruches hat begonnen werden können und daß die Hoffnungen, welche die 
Ausſichten auf den kommenden Frieden wachriefen, durch dieſe ſchwere 
Belaſtung den Werderbewohnern ſehr getrübt wurden. Bis es dahin kam, 
hatten zudem auch die nicht überſchwemmten Ortſchaften des Stüblauſchen 
Werders noch an Kriegslaſten ſchwer genug zu tragen. Denn infolge der 
Ueberſchwemmung zogen die Ruſſen ihre Vorpoſten, die das Inundations— 
gebiet bewachten, einfach nach Trutenau, Gr. Zünder, Käſemark uſw. zurück 
und belegten auch die anderen vom Waſſer verſchonten Ortſchaften um 
ſo ſtärker. 

Auf die Kämpfe zwiſchen den Belagerern und den Belagerten hatte 
die Ueberſchwemmung natürlich keinen Einfluß ausgeübt, dieſelben nahmen 
vielmehr ſaſt täglich ihren Fortgang und führten dann am 10. Oktober nach 
für beide Teile recht verluſtreichen Gefechten zur Einnahme von Ohra und 
der angrenzenden Altſchottländer Höhen durch die vereinigten Ruſſen und 
Preußen. Von dieſen Höhen aus wurde dann auch das Bombardement 
der Stadt eingeleitet, das am 18. Oktober begann und mit wenig Unter— 
brechungen wochenlang andauerte. Abgeſehen von den Beſchädigungen 
an den Gebäuden durch die einſchlagenden Geſchoſſe verurſachten dieſelben 
faſt täglich Feuersbrünſte, ſo daß die Bürgerſchaft ſchon ihre ganze Kraft 
daran ſetzen mußte, um die Ausbreitung des Feuers nach Möglichkeit zu 
beſchränken. Das gelang aber nicht mehr in der Nacht vom 1. zum 2. No- 
vember, in der auch die Speicherinſel vom Feuer ergriffen wurde, das 
zahlreiche Speicher mit den Vorräten an Getreide und auch noch anderen 
Lebensmitteln vernichtete, die dort für die Beſatzung lagerten. Was dieſer 
Verluſt für die Garniſon zu bedeuten hatte, läßt ſich am beſten daraus er— 
kennen, daß die Bäcker ſchon Ende September, die Fleiſcher Anfang Oktober 
ihre Läden geſchloſſen hatten und ſelbſt Pferdefleiſch für die Bewohnerſchaft 
nicht mehr zu haben war. 

Die Inanſpruchnahme der Garniſon durch dieſe große Feuersbrunſt 
hatte es auch zur Folge, daß die Belagerer in derſelben Nacht Stolzenberg 
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einnahmen, was für dieſe ſchon deswegen ein großer Gewinn war, weil 
die Jeſuiterſchanze und der Biſchofsberg noch immer von den Franzoſen 
behauptet wurden. Am 4. November mußten die Franzoſen auch Schidlitz 
räumen, und von da ab richteten die Belagerer ihr Vorgehen vornehmlich 
auf die Eroberung der eben benannten Werke und derjenigen Höhen bei 
Zigankenberg, welche die Franzoſen noch beſetzt hielten. Die Jeſuiter— 
ſchanze und den Teil von Altſchottland, den die Franzoſen noch behauptet 
hatten, räumten dieſe am 21. November, doch brannten ſie dabei Altſchott— 
land nieder. Der Kampf um die von den Franzoſen noch behaupteten 
Außenwerke währte dann bis zum Abend des 27. November, an dem das 
Feuer auf beiden Seiten nach vorheriger Vereinbarung der Kapitulations— 
bedingungen eingeſtellt wurde. General v. Rapp hatte ſich zur Uebergabe 
Danzigs an den Herzog von Württemberg entſchließen müſſen, nachdem 
mit den Siegen der Alliierten über Napoleon jede Ausſicht auf das Ein— 
treffen eines franzöſiſchen Entſatzkorps geſchwunden war. An dem— 
ſelben Tage, an dem die Beſchießung Danzigs begonnen hatte, am 
18. Oktober, war mit dem Ergebnis der Schlacht bei Leipzig auch die Ent— 
ſcheidung über den Ausgang der Belagerung Danzigs gefallen. Nachdem 
die Niederlagen Napoleons in Danzig bekannt geworden waren, 
nahmen die Deſertionen bei der Beſatzung zu, beſonders wurde die Ver— 
wendung der Rheinbundtruppen und der Bayern außerhalb der eigentlichen 
Feſtung immer ſchwieriger. Am 24. November erklärten ſämtliche Kom— 
mandeure der nichtfranzöſiſchen Truppen dem Gouverneur v. Rapp, daß 
ſie nicht mehr imſtande wären, ihre Truppen zu beherrſchen, was demſelben 
die Nutzloſigkeit weiteren Ausharrens in ſeiner bedrängten Poſition wohl 
am meiſten zur Erkenntnis brachte. Deshalb mußte er ſich ſchließlich auch 
fügen, als der freie Abzug in die Heimat, der ihm und ſeinen Truppen in 
den Kapitulationsbedingungen von dem Herzog von Württemberg zu— 
geſtanden war, ſeitens des Kaiſers von Rußland nicht bewilligt wurde, 
wenngleich der Herzog, als Rapp dagegen proteſtierte, ſich bereit erklärte, 
zur Wiederaufnahme des Kampfes auf die Stellungen zurückzugehen, die 
ſeine Truppen vor Eintritt des Waffenſtillſtandes innegehabt hatten. 
Rapp ging vielmehr mit 5200 Franzoſen und Italienern von der Beſatzung 
in die Gefangenſchaft nach Rußland, während 9200 Deutſchen, Polen und 
Spaniern die Rückkehr in die Heimat geſtattet wurde. Das war zuſammen 
erheblich weniger als die Hälfte der Truppenzahl, über die er beim Beginn 
der Belagerung verfügt hatte. Beim Abzug aus Danzig am 2. Januar 
1814 führte General v. Rapp ſeine Truppen perſönlich bis zum Hagelsberg, 
wo dieſelben die Waffen ſtrecken mußten. Auf dem Marſch dorthin ließ 
der Herzog von Württemberg den Beſiegten durch ſeine Truppen die 
militäriſchen Ehren erweiſen. 


Den Einwohnern Danzigs war ſchon nach Unterzeichnung der 
Kapitulationsbedingungen durch den Herzog von Württemberg und den 
General Grafen v. Rapp, die am 30. November 1813 erfolgte, dadurch 
eine Erleichterung zuteil geworden, daß der Herzog die Abhaltung eines 
Marktes mit Nahrungsmitteln vor dem Olivaer Tor geſtattete, was nach 
einer elfmonatigen Abſchließung der Stadt von aller Zufuhr die herrſchende 
Not immerhin milderte. Schwer genug hatten die Bewohner der Stadt 
trotzdem auch noch weiterhin zu tragen. Denn nach dem Abzug der fran- 
zöſiſchen Truppen erhielt die Stadt neben einer geringen Zahl preußiſcher 


310 2 


überwiegend ruſſiſche Beſatzung, deren Unterbringung nach der eingetretenen 
Verwüſtung mit großen Schwierigkeiten verknüpft war. 112 Wohn— 
gebäude, 197 Speicher und das Dominikanerkloſter lagen in Aſche, während 
1115 Häuſer mehr oder weniger beſchädigt waren. Bei der völligen Ebbe 
in den ſtädtiſchen Kaſſen wurde es der Stadtverwaltung zunächſt nicht 
einmal möglich, die erforderlichen Geldmittel zur Beſchaffung von Heizungs— 
material und Licht für das Gouvernement, die Kommandantur, die 
Lazarette und die Wachtlokale bei den allerdings außerordentlich hohen 
Anforderungen der ruſſiſchen Generäle aufzubringen”). Der Rat beauf— 
tragte deshalb in herkömmlicher Weiſe eine Deputation mit der Ermittlung 
neuer Steuerquellen, die jedoch zu dem Ergebnis kam, daß in Berückſichtigung 
der Zeitumſtände jede neue Auflage das gleiche Schickſal haben werde wie 
zahlreiche vorhergehende, die durch Ordnungsbeſchluß feſtgeſetzt wären, 
d. h. es würden ſo viele Reſtanten bleiben, daß die Maßnahme keinen 
Erfolg erwarten laſſe. Den einzigen Ausweg biete wohl nur noch die 
Erhebung des hundertſten Pfennigs, die von den Vorfahren in Zeiten 
ſchwerſter Bedrängnis wiederholt mit Erfolg durchgeführt ſei und auch 
diesmal nicht verſagen dürfte, wenn fie auf % des Vermögens beſchränkt 
bleibe. Dieſe Vermögensſteuer habe jeder Bürger und Einwohner nach 
ſeinem eigenen Gewiſſen zu entrichten, ohne daß ein beſtimmter Betrag für 
den einzelnen Pflichtigen feſtgeſetzt werde, nur ſei der Wert der Stadt— 
obligationen dabei gleichmäßig auf 50 % feſtzuſtellen. 

Dieſer Wert war bei den anhaltenden Erpreſſungen des franzöſiſchen 
Gouvernements bis zum Ende desſelben jedoch auf 9% heruntergegangen, 
ſo daß die Hoffnung auf ein baldiges Emporkommen der Stadt und ihrer 
Finanzen bei den Mitgliedern der Deputation ſchon eine recht zuverſichtliche 
geweſen ſein muß, als ſie am 20. Januar 1814 ihren Bericht erſtatteten, 
wenn ſie eine ſo hohe Wertbemeſſung der Obligationen in Vorſchlag brachten. 
Das fällt um jo mehr auf, weil man zu dieſem Zeitpunkt in der Bürger— 
ſchaft jedenfalls noch ſehr im Zweifel darüber war, was für eine Wendung 
die ſtaatlichen Geſchicke der Stadt nehmen würden. Der Kampf der 
Alliierten gegen Napoleon währte noch fort, und ſo hielt man wohl an dem 
Gedanken feſt, daß erſt nach Beendigung des Krieges die dann zu gewär— 
tigenden Friedensvereinbarungen auch definitive Beſtimmungen hinſichtlich 
der Stadt Danzig und ihres Gebiets treffen würden. Zudem trat der 
Herzog von Württemberg nach Uebernahme Danzigs ſo auf, als wenn 
lediglich die Ruſſen dort die Machthaber wären. Als ihm der preußiſche 
Generalleutnant von Maſſenbach, der zum Gouverneur, und der Komman— 
deur der Landwehr Graf Ludwig zu Dohna, der zum Kommandanten von 
Danzig ernannt war, die betreffende Kabinettsorder König Friedrich 
Wilhelms III. vom 16. Dezember 1813 mitteilten, in der es ausdrücklich 
heißt, daß der König mit dem Kaiſer von Rußland die Beſetzung von Danzig 
und Weichſelmünde mit preußiſchen Truppen nach Räumung vom Feinde 
vereinbart hätten, lehnte er eine Beachtung dieſer Order mit der Begrün— 
dung ab, daß er von ſeinem Kaiſer einen gleichartigen Befehl noch nicht 
erhalten habe, und beſetzte beide Stellen mit ruſſiſchen Generälen. Wenn 
dies Verhalten des Herzogs darauf ſchließen ließ, daß er im Sinne immer 
wiederkehrender ruſſiſcher Machtgelüſte die Beſitznahme Danzigs und des 
weſtpreußiſchen Gebiets bis zum linken Weichſelufer für Rußland anſtrebte, 
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je waren in der Bürgerſchaft und im Nat andrerjeits noch immer einfluß— 
reiche Männer vorhanden, die durch Hilfe der einen oder der anderen 
Großmacht die Beibehaltung der freiſtaatlichen Sonderſtellung von den zu 
gewärtigenden Friedensverhandlungen erhofften. Und dieſe Hoffnung 
ſchwand auch daun noch nicht gänzlich, als dem Herzog Alexander von 
Württemberg der Befehl des ruſſiſchen Kaiſers zur Uebergabe von Danzig 
an die preußiſchen Truppen zugegangen war, infolgedeſſen der Herzog dann 
Danzig am 9. Februar verließ. Dem Grafen Ludwig zu Dohna war es 
nicht mehr vergönnt, dieſen Zeitpunkt zu erleben; er erlag, erſt 37 Jahre 
alt, am 19. Januar 1814 dem Nervenfieber. Als Kommandeur der 
preußiſchen Landwehr vor Danzig kam er dem Herzog Alexander von 
Württemberg gegenüber, dem er natürlich unterſtellt war, in eine ſehr 
ſchwierige Lage. Urſache dafür war mit der Umſtand, daß der Graf Lud— 
wig zu Dohna, wennſchon er eine Diviſion zu führen hatte, die ſich aus zehn 
Landwehrbataillonen und zwei Landwehr-Kavallerieregimentern zuſammen— 
ſetzte, bei ſeinem jugendlichen Alter erſt den Rang eines Majors bekleidete. 
Der Herzog wollte ihn und ſeine Truppen deshalb dem Kommando ruſſiſcher 
Generäle unterſtellen und die preußiſchen Bataillone beliebig ruſſiſchen 
Regimentern zuteilen, wogegen der Graf energiſchen Proteſt erheben 
mußte. Letzterer wurde ſo dem Herzog recht unbequem, zumal er auch mit 
ſeinen Vorſtellungen nicht zurückhielt, wenn die preußiſchen Truppen bei 
Verteilung der Verpflegung benachteiligt, dagegen vermehrt zum Dienſt in 
den bedrohteſten Laufgräben und Schanzen herangezogen wurden. Andrer— 
ſeits konnte der Herzog, wie bereits hervorgehoben, dem hervorragend 
tüchtigen und mutigen Offizier ſeine Anerkennung nicht verſagen, der in der 
ihm anvertrauten Stellung die Intereſſen ſeines Landesherrn und der ihm 
unterſtellten Truppen in ſo mannhafter Weiſe zu vertreten wußte. Der 
Ruhm, den die oſtpreußiſche Landwehr ſich vor Danzig erworben, bleibt 
mit dem Namen ihres Führers untrennbar verknüpft. Er gehörte der 
Schlobitter Linie der Grafen zu Dohna an und war Fideikommißbeſitzer 
des Gutes Gr. Brunau im Kreiſe Roſenberg in Weſtpreußen. Faſt während 
der ganzen Belagerungsperiode hatte er ſein Standquartier auf dem Gut 
Schönfeld, das damals den Erben des Wilhelm Siegfried Kleefeld, des 
Urgroßvaters meiner beiden Schwäger dieſes Namens gehörte. Wie es 
im Kirchenbuch heißt: „der Erb- und Gerichtsherr zu Schönfeld“ Kleefeld 
war im Dezember 1812 verſtorben, und zwar infolge der franzöſiſchen Er— 
preſſungen als ruinierter Mann. Seine Witwe, die dann noch die Be— 
lagerungszeit auf dem Gute durchzumachen hatte, konnte den Beſitz natürlich 
nicht halten, es iſt aber bezeichnend für den Grafen Ludwig zu Dohna, daß 
auf ſeine Vermittlung die Saatbeſtellung zu Schönfeld im Herbſt 1813 
durch Schlobitter oder Finckenſteiner Geſpanne bewirkt wurde, um der 
Witwe und ihren Kindern weiterzuhelfen. \ 


Von Inventar und Mitteln zur Fortführung der Wirtſchaft iſt dem— 
nach in Schönfeld bei Ende der Belagerung wohl nicht mehr die Rede 
geweſen. Die Landſchaft im Umkreiſe Danzigs bot zu dieſem Zeitpunkt 
das gleiche troſtloſe Bild wie die Stadt ſelbſt. Danach laſſen ſich auch die 
Schwierigkeiten bemeſſen, die bei Wiedereinführung der preußiſchen Ver— 
waltung hier vorlagen. Als Kommiſſarien für die Zivilbeſitznahme hatte 
König Friedrich Wilhelm III. ſchon unterm 14. Januar 1814 den Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten Oelrichs, den zum Polizeipräſidenten beſtimmten 
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Major von Vegeſack und den Lizentrat Brahl ernannt, die als „Allerhöchſt 
verordnete Organiſationskommiſſion“ ihre Tätigkeit Mitte Februar auf— 
nahmen. Dieſer Kommiſſion war die Aufgabe geſtellt, die ſtädtiſche Ver— 
waltung unter Anlehnung an die Beſtimmungen der inzwiſchen für Preußen 
erlaſſenen Städteordnung vom 19. November 1808 einzurichten, wie die 
Polizei-, die Juſtiz- und die Abgabenverwaltung zu reorganiſieren. Schon 
am 19. Februar ſetzte ſie den interimiſtiſchen Magiſtrat ein, in den lediglich 
Männer aus dem bisherigen Rat berufen wurden und an deſſen Spitze der 
Kriegsrat Joachim Heinrich von Weickhmann als Oberbürgermeiſter trat. 
Bis gegen Ende Auguſt hatte die Kommiſſion ihre Aufgabe erfüllt, und die 
von ihr wahrgenommenen Geſchäfte gingen dann, ſoweit dieſe die Verwal— 
tung betrafen, in die „Kgl. Regierung von Weſtpreußen“ zu Marienwerder 
über. Letztere war an Stelle der ehemaligen Kriegs- und Domänenkammer 
nach Erlaß der Verordnung über die verbeſſerte Einrichtung der Provinzial— 
behörden vom 26. Dezember 1808 getreten und die Stadt Danzig und ihr 
Gebiet nunmehr dieſer Regierung unterſtellt. 


Ungefähr zu dieſem Zeitpunkt kamen die Mitglieder des neuen 
Danziger Magiſtrats der preußiſchen Regierung gegenüber wegen ihres 
früheren Wirkens als Mitglieder des freiſtädtiſchen Rats in eine peinliche 
Lage. Die Stadt hatte während jener Zeit einen Agenten in Paris unter— 
halten, um die ausſchweifenden Forderungen des franzöſiſchen Gouverne— 
ments nach Möglichkeit zu mildern. Nach dem Tode des Syndikus 
Dr. Kahlen, der die Stadt in Paris vertreten hatte, war 1811 deſſen 
Freund, ein Dr. Keidel aus Bremen, der für die Hanſaſtädte in Paris zur 
Reklamierung von Priſen tätig war, mit Kahlens Geſchäften vom Danziger 
Rat beauftragt worden, ohne indeſſen von der franzöſiſchen Regierung 
formell als Danzigs Vertreter anerkannt zu ſein. An Dr. Keidel war nun 
nach der Niederlage Napoleons in Rußland unterm 8. Januar 1813 eine 
Juſtruktion von einer geheimen Kommiſſion des Rats ergangen, welche 
dieſen darauf hinwies, worauf er bei etwaigen Friedensverhandlungen zur 
Wahrnehmung der Danziger Intereſſen hinzuwirken haben würde. In 
erſter Reihe war dabei die Aufrechterhaltung der freiſtaatlichen Sonder— 
ſtellung Danzigs unter dem Schutz einer Großmacht ins Auge gefaßt. Ob 
dieſe Großmacht nun ein etwa wieder hergeſtelltes Polen, eventuell auch 
Rußland ſein würde, blieb gleich genehm; auf die vorherige Zugehörigkeit 
Danzigs zum preußiſchen Staat war in der Inſtruktion jedenfalls keine 
Rückſicht genommen. Nach Einſchließung der Stadt durch die Ruſſen hatte 
die Verbindung des Danziger Rats mit Dr. Keidel aufgehört, was dieſen 
aber nicht abhielt, im Sinne der ihm erteilten Inſtruktion weiter zu wirken, 
wozu ihm der Ausgang des Feldzugs der Alliierten gegen Napoleon aller— 
dings auch hinreichenden Anlaß bot. Am 31. März 1814 waren Kaiſer 
Alexander J. von Rußland und König Friedrich Wilhelm III. als Sieger 
in Paris eingezogen und beim Abſchluß des 1. Pariſer Friedens vom 
30. Mai 1814 hatte Ludwig XVIII. den franzöſiſchen Thron ſchon wieder 
eingenommen, während Napoleon die Inſel Elba als Zufluchtsort an— 
gewieſen war. Der Wiener Kongreß, dem die Entſchädigung der einzelnen 
Staaten wegen ihrer Verluſte durch die napoleoniſche Herrſchaft vorbehalten 
war, ſtand für den Herbſt desſelben Jahres ſodann in Sicht, ſo daß es 
immerhin verſtändlich bleibt, wenn Dr. Keidel auch nach der inzwiſchen 
eingetretenen Wiederbeſitznahme Danzigs durch den König von Preußen 
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eine Wendung hinſichtlich der ſtaatlichen Stellung diejer Stadt durch Ein— 
wirkung auf die Großmächte herbeizuführen hoffte. Sein Wirken bei den 
Großmächten nach dieſer Richtung hin dürfte jedenfalls am meiſten dazu 
beigetragen haben, daß den Danzigern auch noch in der ſpäteren Zeit nach— 
geſagt wurde, ſie wären damals lieber mit Rußland als mit Preußen ver— 
einigt worden, was der Stimmung bei der großen Mehrzahl der Bürger— 
ſchaft ſicherlich nicht entſprach. Die Berichte über dieſe ſeine Tätigkeit hatte 
Dr. Keidel nun durch den franzöſiſchen Legationsrat Graf de la Mouſſage, 
der über Danzig nach Rußland reiſte, an den ehemaligen Senator Döring 
aushändigen laſſen, wodurch die leitenden Perſönlichkeiten in der Danziger 
Stadtverwaltung erſt vollen Aufſchluß über die fortgeſetzten Bemühungen 
Keidels erhielten, die zweifellos gegen das Intereſſe Preußens gerichtet 
waren. Sie mußten ſich natürlich ſagen, daß dies Verhalten Keidels dem 
leitenden Staatsmann Preußens nicht unbekannt geblieben ſein würde, 
weshalb der Oberbürgermeiſter Weickhmann, der Bürgermeiſter Wernsdorf 
und die Stadträte Döring und Trendelenburg, die vordem ſämtlich 
dem freiſtädtiſchen Rat angehört und die Inſtruktion an Keidel aus dem 
Jahre 1813 mit erteilt hatten, eine Eingabe an den Staatskanzler Fürſten 
von Hardenberg richteten, in der ſie klarſtellten, daß Dr. Keidel nach der 
Wiedereinverleibung Danzigs in den preußiſchen Staat keinen Auftrag zu 
ſeinem Vorgehen erhalten habe, gleichzeitig aber auch dasſelbe zu entſchul— 
digen verſuchten. Dieſe Eingabe, die Mitte Auguſt 1814 zur Abſendung 
gelangt ſein dürfte, enthält auch eine bemerkenswerte Schilderung der 
traurigen Lage, in der die Stadt ſich damals befand, weshalb ich ſie hier 
wiedergebe. Es heißt darüber: 

„Schon in dem an Dr. Keidel geſandten Aufſatz erwähnten wir der 
Schulden, welche von der Stadt contrahirt werden mußten, und die Un— 
vermögenheit, ſie aus den Kräften der Kommune nach Abnahme der Hoheits— 
rechte zu verzinſen, geſchweige zu bezahlen. Die Ereigniſſe der letzten 
Jahre, die harte Belagerung, die ſtrenge Einſchließung, die gezwungene 
Geldanleihe, die Requiſitionen, der Speicherbrand, die Verheerungen aller 
Art, die Ueberſchwemmung haben die fürchterlichſten Spuren in Anſehung 
des Vermögens der Einwohner hinterlaſſen und bei weitem das, was die 
vorigen Jahre noch übrig gelaſſen hatten, aufgezehrt. Unglaublich hat 
Danzig, insbeſondere die ehemals wohlhabende Klaſſe der Einwohner ge- - 
litten, und wären die Einwohner noch wirklich wohlhabender, als ſie es 
nicht ſind, wie könnte eine Volksmenge von 50 bis höchſtens 60 000 Men— 
ſchen neben den directen und indirecten Staatsabgaben die etwa 7 Millionen 
Rthlr. aufbringen”)? Wie eine Repartition dazu nur verſucht werden, 
ohne die wohlhabenden auch gänzlich zu unterdrücken? Ohne die Rückſtände 
an Intereſſen, welche, ſeitdem zufolge des Dekrets von Trianon alle Zoll— 
einnahmen aufhörten und ſämmtliche, auch die Acciſerevenüen zur Be— 
friedigung der unerſchwinglichen Forderungen der Franzoſen verwendet 
wurden, bis zu 1 300 000 Rthlr. angeſchwollen find, und ohne die Rück— 
ſtände der verſchiedenen Verwaltungszweige von 918 000 Rthlr. beläuft 
ſich die verzinsliche Schuldenmaſſe auf 7 780 000 Athlr., von denen nicht 
viel mehr als 1 Million, weil ſie bereits im Jahre 1793 vom preußiſchen 


) 1814 werden in der Stadt und den in kommunaler Beziehung zu ihr 
gehörigen Vororten 43245, im Landgebiet 26992 und in Hela 344 Einwohner 
nachgewieſen. 
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Staate oder im Jahre 1807 auf Befehl des Feldmarſchalls Graf von 
Kalckreuth contrahirt war, jetzt ſchon als preußiſche Staatsſchuld anzu— 
nehmen ſein dürfte“). 

Zwar glauben wir aus den in jenem Aufſatz angedeuteten Gründen 
auf eine gleiche Behandlung der Schulden wie im Jahre 1793 hoffen zu 
dürfen, allein bis jetzt vergebens ſeufzen die Bewohner Danzigs nach einer 
tröſtlichen Aeußerung, die ihrer Beſorgnis ein Ende machen und die Hoff— 
nung erfüllen werde, welche ſie mit Hinſicht auf die vom preußiſchen Staate 
geachteten Grundſätze der Gerechtigkeit hegen. Vielmehr fehlt jetzt im Frieden 
nicht bloß dem Privatmann der Muth, ſich wieder empor zu heben, ſondern 
auch alle nützliche Anſtalten, Schulen, Kirchen, Armenſtiftungen, deren 
Kapitalien einen Theil der Stadtſchuld ausmachen, verſinken gänzlich. 
Kaum vermag die Kommune die ihr ſonſt obliegenden Verbindlichkeiten 
erfüllen; alle Gebäude, Polizei und Handelseinrichtungen ſind verfallen, 
kaum können die Prediger und Schullehrer regelmäßig bezahlt werden, 
die Armenanſtalten liegen darnieder, Anſprüche auf Penſionen müſſen 
zurückgewieſen werden, kurz alles geräth in Stocken — aber alles würde ein 
neues Leben erhalten, ſobald nur die Kommune ſich der tröſtenden Berück— 
ſichtigung des Staats, der Aufmerkſamkeit auf ihre Lage, die Unterſtützung 
derſelben zu erfreuen hätte. 

Ein anderes bedeutendes Intereſſe iſt bei den Forderungen ans 
franzöſiſche Gouvernement noch in Anſehung der gezwungenen Geld— 
anleihe des vorigen und der Getreidelieferungen im Jahre 1812 zu 
beſeitigen. Seitdem die hieſige Immediatkommiſſion die darüber ſprechen— 
den Dokumente Euer Durchlaucht vorgelegt hat, ſind wir darüber ohne 
Nachricht, und Angſt und Beſorgnis beherrſcht darüber alle Gemüther.“ 


In ſeiner Antwort vom 5. September 1814 dankt der Staatskanzler 
Fürſt von Hardenberg für die überſandten Schriftſtücke und die dadurch 
bewieſene gute Geſinnung. Er ſpricht aber auch die Erwartung aus, daß 
Dr. Keidel inzwiſchen auf das beſtimmteſte unterſagt ſei, ſich irgendwo als 
Bevollmächtigter oder Geſchäftsträger Danzigs zu gerieren. Sollte Keidel 
trotzdem in Wien erſcheinen, ſo würde das gewiß unangenehme Folgen 
für ihn nach ſich ziehen. In dem Schreiben heißt es dann weiter: „Die 
Stadt Danzig iſt unwiderruflich unter den preußiſchen Szepter zurückgekehrt 
und wird in dieſem Verhältnis glücklicher ſein als bei einer vermeinten 
Unabhängigkeit. Auf ihren Flor, auf die Begünſtigung ihres Handels 


) Dr. M. Töppen ſtellt auf Grund ſpezieller Nachweiſungen des Gtadt- 
archivars 1870 die Kriegslaſten und Kriegsſchäden Danzigs in den Jahren 
1807-1813 folgenderart zuſammen: An Kontributionen 3657645 Taler, an 
Erpreſſungen und allen übrigen illegalen Forderungen und Requifitionen 
1775385 Taler, an Brandſchäden, die durch den Feind veranlaßt worden, 2261000 Taler, 
an Einquartierungskoſten bis Ultimo November 1813 3720110 Taler, an Tafel⸗ und 
Indemniſationsgeldern 1222934 Taler, an Lazarett⸗ und allen übrigen ausgeſchriebenen 
Koſten 812596 Taler, an Plünderungen aller Art 786757 Taler und demnach in 
Summa 14236427 Taler. Die Kontributionen in der Stadt und ihrem Landgebiet 
durch Vorſchüſſe und Anleihen, meiſtens gegen Stadtobligationen, betrugen nach 
Blech 30 109 493 fl. 7 gl. jo daß Töppen die Obligationsſchuld nur mit dem Betrage 
von 33 ¼½ %, zu dem ſie ſeit 1821 bei einer jährlichen Beihilfe des preußiſchen 
Staates von 115000 Taler zur Einlöſung gelangte, eingeſtellt haben dürfte. Die 
Kriegslaſten und Kriegsſchäden des ſtädtiſchen Candgebiets werden zudem nicht im 


vollen Umfange in der Zuſammenſtellung enthalten fein. weil ausreichende Unter⸗ 
lagen dafür fehlten. . 
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wird gewiß die jorgfältigite Aufmerkſamkeit gerichtet werden, und ich werde 
es mir ganz vorzüglich angelegen ſein laſſen, beides zu befördern.“ 


Mit dem Rückfall Danzigs und ſeines Landgebiets an den preußiſchen 
Staat nahm dann im Landgebiet auch die Verwaltungstätigkeit der bürger— 
meiſterlichen Aemter und der ländlichen Funktionen ein definitives Ende. 
Die letzte Sitzung der Werderſchen Funktion hatte bereits am 18. März 
1813 ſtattgefunden, und ſie war vom Präſes mit der Erklärung eröffnet 
worden, „daß zwar noch mehrere alte Sachen zu erledigen wären, daß 
dieſelben aber bis zur Eröffnung der Thore liegen bleiben müßten“. Vom 
Eintreffen der Ruſſen vor Danzig bis zur Kapitulation der franzöſiſchen 
Beſatzung konnte natürlich auch von einer Verwaltungstätigkeit des Stadt: 
regiments und ſeiner Organiſationen im Landgebiet nicht mehr die Rede 
ſein. Nachdem die vorerwähnte Organiſationskommiſſion zur Wieder— 
einrichtung der preußiſchen Verwaltung dann ihre Tätigkeit aufgenommen 
hatte, traf ſie mit dem Magiſtrat unterm 29. April 1814 eine dahingehende 
Vereinbarung, daß die Polizei auch im Landgebiet im weiteſten Sinne 
des Wortes vom Kgl. Polizeipräſidium wahrgenommen werden ſollte, wo— 
gegen die ökonomiſche Verwaltung dieſes Gebiets und die Patronatsrechte 
in demſelben, beſonders die Kirchen- und Schulſachen, beim Magiſtrat zu 
verbleiben hätten. 


Die Uebertragung der Polizei im ſtädtiſchen Landgebiet an den 
Polizeipräſidenten erfolgte wohl lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen. 
Nachdem durch Errichtung eines Kgl. Polizeipräſidiums für die Stadt- 
gemeinde die völlige Loslöſung der Polizei vom Stadtregiment erfolgt war, 
lag es in Rückſicht auf die im Umkreiſe der Stadt belegenen ländlichen 
Ortſchaften und insbeſondere im Hinblick auf die Strom-, Hafen- und 
Strandpolizei durchaus im Intereſſe der Bewohnerſchaft Danzigs, daß die 
Polizei in der Stadt und in ihrem Landgebiet in einer Hand vereinigt 
blieb. Zudem hatte die Stadt zu jener Zeit die geſamten Koſten zu tragen, 
welche das Polizeipräſidium und deſſen Bedienſtete erforderten, ſo daß die— 
ſelbe durch Einrichtung einer geſonderten ländlichen Polizeiverwaltung 
nur noch erheblich vermehrte Aufwendungen gehabt hätte, zu deren Be— 
ſtreitung ſie damals ganz und gar nicht in der Lage war. Jedenfalls ſtand 
nach Auffaſſung der preußiſchen Behörden dem Stadtregiment, als dem 
Grundherrn des ſtädtiſchen Landgebiets, die Wahrnehmung der Polizei in 
dieſem Gebiet geſetzlich zu. An dieſer Auffaſſung wurde, abgeſehen von 
den adligen Gütern im ſogenannten neuen Territorium, auch fernerhin 
feſtgehalten, wenuſchon ſie für diejenigen Ortſchaften, die zu kulmiſchem 
Recht vom Deutſchen Orden ausgegeben waren, ebenſowenig gerechtfertigt 
erſcheint. Denn der Orden war als Grundherr auch gleichzeitig Landes— 
herr, und es gab während ſeiner Herrſchaft außer ihm keinen Grund- oder 
Gutsherrn, der zwiſchen ihm und den mit kulmiſchem Recht beliehenen Ge— 
meinden ſtand. Bei der Schenkung des Landgebiets an die Stadt Danzig 
durch den Polenkönig behielt ſich dieſer gleichmäßig über die Stadt und ihr 
Landgebiet nur die Oberhoheitsrechte vor, und er trat ihr damit weitgehende 
landesherrliche Rechte über das Landgebiet ab, welche die grundherrlichen 
mit einſchloſſen, die aber doch auch nur in dieſer Verbindung den mit ful- 
miſchem Recht beliehenen Ortſchaften gegenüber geltend blieben. Mit der 
Einverleibung des Danziger Landgebiets in die preußiſche Monarchie hätte 
deshalb auch hinſichtlich der in Rede ſtehenden Ortſchaften mit der Landes⸗ 
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herrſchaft die Grundherrſchaft an den neuen Landesherrn übergehen müſſen, 
weshalb auch das gutsherrliche Verhältnis der Stadt zu dieſen Ortſchaften, 
das bei der Wiederaufnahme der preußiſchen Verwaltung nach der frei— 
ſtädtiſchen Zeit als vorliegend angeſehen wurde, eben nicht einwandfrei war— 
Beſtätigt dürfte dieſe Anſicht auch dadurch ſein, daß zur gutsherrlich— 
bäuerlichen Regulierung auf Grund des Edikts vom 14. September 1811 
hinſichtlich dieſer Gemeinden niemals ein Anlaß vorlag. Dagegen ſtand 
für die der Stadt eigentümlich gehörigen Ländereien und für denjenigen 
Teil derſelben, den ſie in Zeit- oder Erbpacht ausgetan hatte, das guts— 
herrliche Recht der Stadt einwandfrei feſt. Das galt aber für eine recht 
beträchtliche Zahl von Ortſchaften ihres Landgebiets, beſonders auf der 
Nehrung, und das hat wohl mit dazu beigetragen, daß ſie als Gutsherrſchaft 
über ſämtliche Dörfer ihres ehemaligen Territoriums angeſehen wurde. 
So wurden denn auch fernerhin, wie es in der vorerwähnten Vereinbarung 
zwiſchen der Organiſationskommiſſion und dem Magiſtrat heißt: „die 
Oberſchulzen“) ſowie die Schulzen, Rathleute, Deich- und Schlickgeſchwore— 
nen vom Rath (Magiſtrat) angeſetzt“. Dabei war in den mit kulmiſchem 
Recht beliehenen Ortſchaften das Schulzenamt an beſtimmte Schulzenhöfe 
gebunden, ſo daß der Aufſichtsbehörde nur ein Ablöſungsrecht zuſtand, 
wenn der Beſitzer eines ſolchen Hofes beim Beginn ſeiner Amtsperiode 
nicht für qualifiziert erachtet wurde, in welchem Fall er auch auf ſeine Koſten 
eine geeignete Perſönlichkeit zu geſtellen hatte. In ſolchen Ortſchaften des 
Marienburger Werders, in denen die Schulzen zu gleichem Recht ſeit der 
Ordenszeit ſaßen, ſetzten dieſelben mit Eintritt der preußiſchen Herrſchaft 
auch ſtets das Wort „Königlich“ vor ihren Amtstitel, um dadurch zu doku— 
mentieren, daß ſie niemand anders als der Landesherrſchaft unter— 
tänig waren. 


Noch weniger begründet erſcheint die Anſetzung der Deich- und 
Schlickgeſchworenen durch den Magiſtrat, weil dieſen Kollegien vereinzelt 
auch Vertreter ſolcher Ortſchaften angehörten, die außerhalb des ſtädtiſchen 
Landgebiets lagen, und weil insbeſondere, wie bereits dargelegt, der Deich— 
kommune, abgeſehen von ihrer eigentlichen Zweckbeſtimmung zur Unter— 
haltung des Weichſeldammes und der Weichſelufer, in Friedens- und Kriegs— 
zeiten weitgehende Verpflichtungen öffentlich-rechtlicher Natur auferlegt 
waren, die wohl der Staat, aber niemals der Guts- oder Grundherr 
fordern konnte. 


Am deutlichſten tritt jedenfalls bei der Uebertragung des Patronats 
über die Kirchen des Landgebiets an den Magiſtrat die Verwechflung der 
landesherrſchaftlichen Befugniſſe, welche die Stadt während der polniſchen 
und der freiſtädtiſchen Zeit ausgeübt hatte, mit den gutsherrlichen Rechten 
hervor. So ſchreibt ſich das Patronatsrecht bei ſämtlichen evangeliſchen 
Kirchen des Stüblauſchen Werders aus der Ordenszeit her, zu der es die 
Kreuzherren als Repräſentanten der oberſten Staatsgewalt ausübten, 
was auch für die große Mehrzahl der gegenwärtig noch katholiſchen Kirchen 
des Großen Marienburger Werders zutrifft, an denen es aber auch heute 
noch königlich und ſomit bei der Landesherrſchaft verblieben iſt. 


Es wurden wieder Oberſchulzenämter eingerichtet, und zwar 4 in der 
Nehrung, 2 im Stüblauſchen Werder und je eins im Bauamt, auf der alten Höhe 
und im neuen Territorium. 
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Die Zuweiſung der gutsherrlichen Rechte über die freiköllmiſchen 
Ortſchaften des Stüblauſchen Werders an die Stadt Danzig bleibt beſonders 
deshalb bemerkenswert, weil den Nachbarn in denſelben infolgedeſſen beim 
Ausbau der Kreisverwaltung jahrzehntelang die Rechte vorenthalten 
blieben, die den freiköllmiſchen Beſitzern des Marienburger Werders ohne 
weiteres zufielen. Den Nachbarn des Stüblauſchen Werders wurde damit 


zutraf. Bei Einführung der preußiſchen Grundſteuer, der ſogenannten 
Kgl. Kontribution waren die grundzinsfreien Schulzenhufen mit 
herangezogen worden und dadurch die Inhaber derſelben der Entſchädigung 
teilweiſe verluſtig gegangen, die ihnen auf Grund der Dorfprivilegien 
für ihre Amtsführung zukam. Auf ihre Vorſtellung wurde ihnen deshalb 
ein Gehalt zugewieſen, das dem Verluſt ungefähr entſprach und das aus 
der Kämmereikaſſe gezahlt, dieſer aber von der Kgl. Kontributionskaſſe 
erſtattet wurde. 


Wenn man ſich den Entwicklungsgang vergegenwärtigt, den in den 
mit kulmiſchem Recht beliehenen Ortſchaften des Stüblauſchen Werders 
das Amt des erbgeſeſſenen Schulzen der Ordenszeit, der mit den Schöppen 
im gehegten Ding die Gerichtsbarkeit wahrnahm und mit den Ratleuten 
die weiteſtgehenden Selbſtverwaltungsbefugniſſe ausübte, bis zur vermeint— 
lichen Auſetzung des Schulzen durch den Magiſtrat als Gutsherrn genom— 
men, dann müßte man vorausſetzen, daß von einem ſelbſtändigen Gemeinde— 
leben in den Ortſchaften des Stüblauſchen Werders zur letzteren Zeit kaum 
noch die Rede geweſen ſein kann. Das war aber durchaus nicht der Fall, 
tatjächlich bewegte ſich die Gemeindeverwaltung in den Ortſchaften mit 
privilegierten Schulzenhöfen in den überkommenen Formen weiter, und die 
Selbſtverwaltungsbefugniſſe blieben uneingeſchränkt. Schon die Orga— 
niſation der Deichkommune, die ſich zu jener Zeit lediglich auf den deich— 
pflichtigen Gemeinden aufbaute, ſchloß ein bürokratiſches Regiment aus, 
und die nicht ſelten langwährende Ausſchaltung aller Aufſichtsorgane zu 
den zahlreichen Kriegs- und Einquartierungsperioden hatten das Verſtänd⸗ 
nis und den Sinn für Selbſthilfe uneingeſchränkt aufrecht erhalten. Die 
vorhin erwähnte Schließung des Deichbruchs beim Heringskruge im Spät⸗ 
herbſt 1813 gibt ein vollgültiges Zeugnis für dieſe Behauptung. Trotz der 
jahrelangen Erpreſſungen durch das franzöſiſche Gouvernement und der 
ſich anſchließenden ſchweren Requiſitionen ſeitens der ruſſiſchen Belagerungs— 
armee gab das Pflicht- und Genoſſenſchaftsgefühl den Gemeinden und ihren 
Gliedern doch noch Mut und Kraft, jene Arbeit zu leiſten. Das konnte aber 
nur geſchehen, weil die Ordnung in dieſen Gemeinden auch beim Mangel 
jeglicher Oberaufſicht während der Belagerung Danzigs in der Hauptſache 
dank der beſtehenden Selbſtverwaltung aufrecht erhalten geblieben war. 


Auch nach Kapitulation der franzöſiſchen Beſatzung trat erſt ſehr 
allmählich eine Entlaſtung Danzigs und ſeines Landgebiets von den 
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ruſſiſchen Truppen ein. Noch am 22. März 1814 begründet der Komman— 
dant von Danzig, Oberſt von Bonin, die Notwendigkeit der Ueberweiſung 
eines Adjutanten mit den Worten: „Er iſt mir in gegenwärtiger Zeit, wo 
noch ſo viele franzöſiſche Kriegsgefangene und Ruſſen hier bleiben, höchſt 
nöthig.“ Oberſt von Bonin war vom Militär-Gouvernement beauftragt, 
mit dem Höchſtkommandierenden der ruſſiſchen Belagerungstruppen die 
Verhandlungen wegen des Rückmarſches derſelben und der dabei innerhalb 
Preußen einzunehmenden Quartiere zu führen, und er wurde ſo der zu— 
verläſſigſte Zeuge über das Verhalten der ruſſiſchen Gäſte. In ſeinem 
vorerwähnten Schreiben ſagt er darüber: „Die Ruſſen mögen gute Soldaten 
gegen den Feind ſein, aber wehe dem Lande, wo ſie hinkommen. Ich habe 
wahrlich Alles zuſammen nehmen müſſen, um den gänzlichen Ruin der 
Provinz Weſtpreußen und des angrenzenden Theils von Pommern zu 
verhindern. 

Es iſt hie und da zu kleinen Vorſtößen gekommen, da ich aber ſtets 
ein gewiſſes Decorum zu beachten mir vorgeſetzt hatte, und deshalb nie 
die ſchuldige Achtung gegen den kommandierenden General aus den Augen 
geſetzt habe, ſo hat ſich die Sache denn doch immer ſo tournirt, daß wegen 
meiner andern Bereitwilligkeit, in billigen Forderungen Nachſicht zu üben 
und prompt dasjenige auszuführen, was von mir verlangt wurde und mit 
meiner Pflicht zu vereinbaren war, ich mir ſchmeicheln darf, daß auch 
ſelbſt die ruſſiſchen Generale nicht ganz unzufrieden mit mir ſind, welches 
mich nur um deshalb freuen kann, da Einigkeit in dem großen Plan der 
Verbündeten liegen muß, und ich weiß, daß es der Wille unſres ſo hoch 
verehrten Monarchen iſt, dieſe Eintracht bei allen vorkommenden Begeben— 
heiten zu beobachten. 

An Exceſſe, die hie und da in Gewaltthätigkeiten ausgeartet ſind, hat 
es indeſſen nicht gefehlt, und die Ruſſen ſcheinen den Grundſatz zu haben, 
daß die Trompete beim Abmarſch Alles berichtigt, da ſie ſich nicht bemühen, 
über dieſe gewaltthätigen Handlungen Genugthuung zu geben. In dieſer 
Hinſicht iſt es doppelt wünſchenswerth für die Einwohner dieſer Gegend, 
daß ſie dieſem Druck entgehen.“ 

In einem Bericht von Bonins an das Militär-Gouvernement vom 
29. desſelben Monats heißt es dann noch: „Das Land iſt durch Fuhren 
beſonders ſtark gedrückt geweſen, auch haben mehrere Exceſſe ſtattgefunden, 
die zwar von mir dem kommandierenden General angezeigt, aber nicht 
weiter berückſichtigt find, einige Fälle, die in loco ſtattfanden, aus- 
genommen“).“ 

Es iſt natürlich der kommandierende General der ruſſiſchen Belage— 
rungstruppen gemeint, in welcher Stellung ſich zu dieſer Zeit der General 
von Fanſchawe als Nachfolger des Herzogs Alexander von Württemberg 
befand. Wenn man aus den Auslaſſungen des Oberſten von Bonin er⸗ 
kennt, mit welcher außerordentlichen Delikateſſe die Ruſſen bei ihrem ſehr 
rückſichtsloſen Verhalten von den Preußen behandelt wurden, dann muß 
man dabei im Auge behalten, daß die Monarchen beider Länder zur ſelben 
Zeit noch mit ihren Truppen als Verbündete in Frankreich kämpften. 

Wie es in dem ſtädtiſchen Landgebiet während der Zeit hergegangen 
ſein muß, zu der die Ruſſen die Machthaber in demſelben waren, läßt ſich 


) Maximilian Schultze: „Um Danzig 1813/14“. 
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aus den vorſtehenden Schilderungen ſchließen. Auch die angrenzenden 
preußiſchen Landſchaften, wie ganz Weſtpreußen litten ſchwer darunter, 
was auf preußiſcher Seite zu einer Verfügung den Anlaß gab, durch die 
ſchon unterm 11. September 1813 den Schulzen derjenigen Landesteile, 
die mit ruſſiſchen Truppen belegt waren, geſtattet wurde, Uniform zu 
tragen, um, wie es heißt, „den unzuläſſigen und ungeſtümen Zumuthungen 
dieſer Truppen beſſer zu begegnen und ſo kein Mittel unbenutzt zu laſſen, 
welches dazu dienen kann, die Uebel des jetzigen Krieges für den gedrückten 
Landmann zu vermeiden“. Die Anſchaffung der Uniform“) blieb jedoch 
dem freien Willen der Schulzen überlaſſen, eine Entſchädigung oder Beihilfe 
aus der Gemeindekaſſe durften ſie dazu nicht verlangen. Wegen des nach 
der Kapitulation der franzöſiſchen Beſatzung noch monatelang verzögerten 
Abzuges der Ruſſen aus Danzig und ſeinem Landgebiet wurde dieſe Ver— 
fügung auch noch auf die Schulzen des letzteren ausgedehnt, was dafür 
ſpricht, daß ſie ſich vorher erfolgreich erwieſen haben muß. 

Als der Polizeipräſident von Vegeſack nach inzwiſchen erfolgtem 
Abzug der Ruſſen die Polizei im ſtädtiſchen Landgebiet an Stelle der 
ſtädtiſchen Gutsherrſchaft vertragsmäßig übernahm, hatten, wie bereits 
erwähnt, im Stüblauſchen Werder die Deichgeſchworenen und Schulzen 
die Polizei länger als ein Jahr ohne Aufſicht und Anweiſung verwaltet 
und auch unter den ſchwierigſten Verhältniſſen die Pflichten zu erfüllen 
geſucht, die ihnen dabei zufielen. Ihre und ihrer Nachbarn Schulung in 
der Selbſtverwaltung und nicht zuletzt die gemeinſame Not ſicherten ein 
einhelliges Handeln. Zu einem Eingriff in die beſtehenden Verhältniſſe 
lag für den Polizeipräſidenten von Vegeſack deshalb auch kein Anlaß vor, 
und ſo beſchränkte er ſich bei Wahrnehmung der Landpolizei auf ſeine 
Aufſichtsbefugniſſe. Zur Ausübung derſelben wurde ihm für das geſamte 
ſtädtiſche Landgebiet ein Beamter, der Oekonomie-Kommiſſarius Weickh⸗— 
mann, beigegeben, der aber auch gleichzeitig die Aufſicht über die Oekonomie— 
verwaltung des im Landgebiet gelegenen Guts⸗ und ſonſtigen eigen- 
tümlichen Grundbeſitzes der Stadt zu führen hatte. Es war das mithin 
dieſelbe Organiſation, wie ſie in der erſten preußiſchen Periode beſtand, 
nur daß damals ein Ratsherr und Mitglied des Polizeidirektoriums gleich— 
zeitig die kommunale und die Polizeiaufſicht auszuüben hatte. Bei der 
Ausdehnung des Landgebiets ergibt ſchon dieſe Organiſation, daß die 
Deichgeſchworenen und die Schulzen die eigentlichen Träger der Polizei— 
gewalt blieben; die wiederum neu eingeſchalteten Oberſchulzen können 
daran wenig geändert haben. 


Traurig genug ſah es immerhin im ſtädtiſchen Landgebiet und 
beſonders auch im Stüblauſchen Werder bei Wiederaufnahme der preußiſchen 
Verwaltung in demſelben aus. Das Zwangsverſteigerungsverfahren, das 
in der Form des alten Strohwiſchrechts aus Anlaß der franzöſiſchen Er— 
preſſungen über zahlreiche Höfe ausgebracht war, kam mit Einſchließung der 
Stadt durch die Belagerungsarmee zum Stillſtand, und die durch ihre 
Gläubiger bedrängten Nachbarn gewannen ſo eine Galgenfriſt. Nach 
Ablauf derſelben mit der Kapitulation der franzöſiſchen Beſatzung wurde 


) Die Uniform ſollte nach Art derjenigen der Polizeibeamten aus dunkel⸗ 
blauem Ueberrock mit karmoiſinrotem Kragen und Aufſchlägen, goldenen Knöpfen 
ohne Umſchrift, dreieckigem Hute mit goldener! Treſſenlitze und Nationalkokarde, 
einem Säbel mit Portepee von gelb und blauer Seide beſtehen. a 
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das Verfahren aber wieder aufgenommen, und eine Rettung der Schuldner 
war um ſo mehr ausgeſchloſſen, als ſich ihre wirtſchaftliche Lage durch das 
Anwachſen der rückſtändigen Zinſen, Abgaben und Gemeindeſteuern nur 
noch erheblich verſchlechtert hatte. Vielmehr vergrößerten dieſe Rückſtände 
einſchließlich der hohen Kriegsleiſtungen beim eingetretenen Preisſturz der 
Höfe ſehr die Zahl der Ruinierten. So ſchwebte in Stüblau, wo zu dieſer 
Zeit noch neun Hofbeſitzungen beſtanden, über dreien das in Rede ſtehende 
Verfahren, während eine Beſitzung bereits 1812 im Zwangswege verkauft 
war. Letzteren Hof, den der ſubhaſtierte Beſitzer 1804 für 77000 fl. 
gekauft hatte, erſtand der Nachbar Rebeſchke in Stüblau für 40 500 fl. 

Bei zweien von den Höfen, über denen das Strohwiſchverfahren 
ſchwebte, war Michael Weſſel inſofern beteiligt, als der eine ſeinem Onkel 
Daniel Gottfried Arend, der andere den Erben ſeines Schwiegervaters 
Hilger Wannow gehörte. Letzterer, der bald nach Eintreffen der ruſſiſchen 
Belagerungsarmee am 19. Februar 1813 geſtorben war, hatte, wie bereits 
angeführt, ſchon 1810 ſeinen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen 
können und ſo bei den Verluſten und Kriegslaſten, welche die folgenden 
Jahre mit ſich brachten, bei ſeinem Tode hohe Schuldverbindlichkeiten 
hinterlaſſen. Seine Witwe verhandelte deshalb am 8. März 1814 im Bei- 
ſtande ihres Schwiegerſohnes Michael Weſſel mit ihren Gläubigern, wobei 
feſtgeſtellt wurde, daß nach dem beigebrachten Inventarium die Schulden 
das vorhandene Vermögen um 57835 fl. 24 gl. überſtiegen. Von dieſen 
Schulden wurden 16 500 fl. für gedeckt angeſehen, weil der Bruder der 
Witwe, Carl Wilhelm Philipſen, wie ihr Schwager, Joh. Jacob Rebeſchke, 
und der Schwiegerſohn ihres verſtorbenen Mannes, Abſolon Mix, für 
dieſelben Wechſelbürgſchaften geleiſtet hatten. Trotzdem reichte die vor— 
handene Aktivmaſſe aber nicht einmal aus, um die rückſtändigen Kämmerei— 
und Dorfabgaben zu bezahlen. Die Witwe bot den Gläubigern ſchließlich 
einen Akkord an, nach dem die Wechſelgläubiger mit 10 %, die Buchgläubiger 
mit 5% befriedigt werden ſollten, der auch angenommen wurde, ſeitens 
des Geheimrats von Gralath allerdings erſt dann, als Michael Weſſel ſich 
für die Akkordquote verbürgt hatte, die auf Gralaths Wechſelforderung 
über 1300 fl. entfiel. Es handelte ſich in dieſem Fall wohl zweifellos um 
eine Forderung, die aus Anlaß der Zwangsanleihen herrührte. 


Michael Weſſel hat außer der eben erwähnten Bürgſchaft ſicherlich 
auch noch weitergehende Verpflichtungen übernommen, um den Akkord zu 
ermöglichen, deſſen Zuſtandekommen ihm in erſter Reihe zu danken war. 
Er mag in der Hoffnung auf denſelben hingewirkt haben, daß es ſeiner 
Schwiegermutter nun möglich werden würde, durch einen einigermaßen 
günſtigen Verkauf ihres Beſitzes einen Teil ihres Vermögens zu retten, 
denn 1815 wurde eine neue Taxe über den Beſitz derſelben gefertigt, die 
mit 81671 fl. abſchloß. Da auf dem Beſitz nur 41000 fl. eingetragen 
ſtanden, ſo wäre bei Erzielung eines Kaufpreiſes in Höhe der Taxe auch 
bei Berückſichtigung der rückſtändigen Zinſen, die ſich auf etwa 8000 fl. 
beliefen, die Lage der Witwe nach dem Akkord noch immer keine ganz ſchlechte 
geweſen. Die ſchlechte Ernte des Jahres 1816 vernichtete aber jede Hoff 
nung auf baldigen und günſtigen Verkauf des Beſitzes, der 1817 doch 
der Zwangsverſteigerung verfiel, in der ihn Daniel Gottfried Weſſel für 
10 150 Taler erſtand. Die einzige Hypothekengläubigerin, eine Frau 
Flug aus Danzig, rettete dabei wohl ihre Hypothekenforderung, doch fiel 


321 


fie mit zwei Dritteln ihrer Forderung auf rückſtändige Zinſen aus, die 
ſchließlich 3454 Taler 6 gl. ausmachten. 


Bei Daniel Gottfried Arend lagen die Verhältniſſe beim Beginn 
des Jahres 1814 gleich ſchlecht. Der Kaufmann Theodoſius Chriſtian 
von Frantzius, ein Schwiegerſohn des Senators Leſſe, der als Inhaber der 
Hypothek ſeines Schwiegervaters über 9000 fl. auftrat, hatte ſchon gegen 
Ende des Jahres 1812 wegen fruchtloſer Aufkündigung ſeines Kapitals 
und wegen der rückſtändigen Zinſen den Strohwiſch auf dem Arendſchen 
Beſitz ausſtecken laſſen, und da ſeit jener Zeit keine Zahlung erfolgt war, 
ſo beantragte er nach Beendigung der Belagerung die Zuſchreibung des 
Beſitzes auf ſeinen Namen, indem er ſich gleichzeitig zur Zahlung aller rück— 
ſtändigen Dorf- und ſonſtigen öffentlichen Abgaben verpflichtete. Dem 
Antrag des von Frantzius wurde auch ſtattgegeben und der Beſitz ihm am 
1. März 1814 noch nach altem Verfahren im Werderſchen Erbbuch zu— 
geſchrieben. Gleichzeitig übernahm nun Michael Weſſel dieſen Beſitz als 
Pächter, doch wird nicht erſichtlich, unter welchen Bedingungen und auf 
welche Friſt. Es dürfte ſich bei dieſer Pachtung deshalb wohl nur darum 
gehandelt haben, daß Michael Weſſel die Fortführung der Wirtſchaft nebſt 
den Geſpannleiſtungen an die Gemeinde und die Deichkommune auf ſeine 
Koſten übernahm und dafür die Wirtſchaftserträge bezog, was bei dem 
zurückgekommenen Zuſtand der Beſitzung und dem allgemeinen Tiefſtand 
des Kredits und des wirtſchaftlichen Erwerbslebens in Land und Stadt 
immerhin kein ganz geringes Riſiko war. Er übernahm es aber jedenfalls, 
um dadurch ſeinem Onkel Arend eine Heimſtatt in dem Hof zu erhalten, 
der dieſem bis dahin gehört hatte, was denn auch geſchah. Daniel Gott— 
fried Arend war ſo recht ein Opfer der Zeitverhältniſſe, denen er ſich aber 
durchaus nicht widerſtandslos preisgegeben hatte. So erſtand er noch am 
2. November 1812 und damit zu einem Zeitpunkt, an dem ſeine Gläubiger 
ihn ſchon hart bedrängten, im öffentlichen Ausruf ſeinen elterlichen Hof zu 
Letzkau, um dadurch einen Teil des Vermögens ſeines geiſtesſchwachen 
Bruders Johann Heinrich zu retten, der in ſeinem Hauſe lebte und deſſen 
Vermögen er verwaltete. Dieſen Hof hatte ſein älteſter Bruder Michael 
Gottlieb bei der Erbauseinanderſetzung 1787 übernommen, ihn aber nicht 
zu halten vermocht, ſo daß der Hof ſich bei der erwähnten Zwangsverſteige— 
rung ſchon im Beſitz eines Salomon Schumacher befand. Auf dem Hofe 
ſtanden für Johann Heinrich Arend 14 300 fl. zu Pfennigzins eingetragen, 
der Erwerbspreis belief ſich jedoch auf 20 000 fl., weil noch rückſtändige 
Lohnforderungen, Kontributionsgelder wie Gemeinde- und Kirchenſteuern 
abzutragen waren, die dieſer erſtſtelligen Hypothek vorangingen. Da die 
Beſitzung einſchließlich zweier freien Schulzenhufen 512 Hufen groß war, 
ſo hätte Daniel Gottfried Arend trotz der ungünſtigen Zeitverhältniſſe ein 
gutes Geſchäft mit dieſem Kauf gemacht, wenn er einige Betriebsmittel 
beſeſſen hätte, was aber eben nicht der Fall war. Er ſah ſich deshalb ſchon 
am 12. Dezember 1812 genötigt, den Hof an einen Doktor Nathanael 
Behrendt aus Danzig abzutreten, der wahrſcheinlich eine zweitſtellige 
Hypothek auf dem Grundſtück eingetragen hatte und dieſe durch die Ueber— 
nahme desſelben retten wollte. Doktor Behrendt zahlte nur denſelben 
Preis, den Arend im Ausruf für den Hof gegeben, er überließ letzterem 
aber das lebende und tote Inventar, ſoweit ſolches auf dem Hofe noch vor— 
handen war, wogegen derſelbe ſich zur Weiterführung der Wirtſchaft bis 

21 


32) 


Ende September 1813 verpflichten mußte. Arend hatte dabei ſämtliche 
Fuhren zu leiſten, welche die Dorfszechen, Podwodden, Naturallieferungen 
und die Einquartierungen notwendig machten, erhielt aber die baren Aus— 
lagen erſtattet. Desgleichen hatte er vorkommende Einquartierungen gegen 
die Hälfte der Koſten zu übernehmen, die auf 1 fl. pro Mann bei ſtehenden 
und 1 fl. 6 gl. pro Mann bei durchmarſchierenden Truppen feſtgeſetzt 
wurden. Requiriertes Getreide und ſonſtige Naturalien ſollte er nach dem 
jedesmaligen Marktpreiſe bei Vorlegung der Quittungen oder Bons bezahlt 
erhalten. Für ſeine Bemühungen wurde ihm außerdem noch eine Geſamt— 
vergütung von 300 fl. zugeſichert. 


Aus dieſen Abmachungen geht ſchon hervor, daß Dr. Behrendt auf 
irgendwelches Einkommen aus dem Hof nicht rechnete, ſondern lediglich auf 
die zweckmäßige Ausführung der öffentlichen Leiſtungen, die auf denſelben 
entfielen, Bedacht nahm. Das Abkommen erwies ſich trotzdem für ihn als 
ein günſtiges, denn nach wenigen Wochen geſtaltete ſich mit dem Eintreffen 
der ruſſiſchen Belagerungsarmee die übernommene Laſt für Arend zu einer 
ſehr verluſtreichen. Das läßt ſich mindeſtens daraus ſchließen, daß von der 
Forderung des Johann Heinrich Arend, die zu 4% auf dem Hofe ſtehen 
blieb und nach deſſen Tode zum größten Teil auf ſeinen Bruder Daniel 
Gottfried überging, nur ſehr wenig gerettet zu ſein ſcheint. Johann Heinrich 
Arend ſtarb 1813. Ueber ſein Teſtament enthält das Werderſche Amts— 
buch folgende Eintragung: 


„Am 25. Januar 1814 ſind der Herr Emanuel Gottlieb Stammer, 
Prediger in dem Dorfe Stüblau, der Teichgeſchworene und Mitnachbar 
Johann Jacob Rebeſchke und der Rathmann und Mitnachbar Johann 
Bielefeldt ebendaſelbſt, glaubhafte, zeugbare Männer, vor dem Werde- 
riſchen Bürgermeiſterlichen Amte perſönlich erſchienen und haben mit ihren 
ausgeſtreckten Armen und aufgerichteten Fingern ſtabendes Eides zu Gott 
geſchworen und gezeuget, wie Recht iſt, daß ſie am 11. Februar 1813, mithin 
zur Zeit der Blockade der Stadt, unter Vorbehalt der Genehmigung des 
Herrn Bürgermeiſters als hochverordneten Adminiſtratoris des Stüblau- 
iſchen Werders, gegenwärtig geweſen, daß der anitzt ſchon verſtorbene 
Einſaſſe Johann Heinrich Arend zu Stüblau, welcher zwar krank und bett⸗ 
lägerig, auch ſeit mehreren Jahren behufs ſeiner Vermögensverwaltung 
unter Curatel war, ſich jedoch an bemeldtem Tage bei aller reifen Vernunft 
und uneingeſchränktem Gebrauch ſeiner Geiſteskräfte befand, ſein Teſtament 
und letzten Willen gemacht, geſetzet und geordnet, wollend daſſelbe ſtets 
und feſte gehalten haben, wie folgt: „Joh. Heinrich Arend vermacht darnach 
nach der Stadt Willkür derſelben zu Wegen und Stegen 10 Mark geringe, 
20 gl. in die Mark gerechnet, und legirk ſeinem Bruder Daniel Gottfried 
>, ſeiner hinterlaſſenen zeitigen und zukünftigen Güter für die ihm er⸗ 
wieſenen Gefälligkeiten und bei Verwaltung ſeines Vermögens gehabten 
Bemühungen. Das andere Y, Part ſoll ſeinen beiden vollbürtigen Ge- 
ſchwiſtern, und zwar dem eben benannten Daniel Gottfried und ſeiner 
Schweſter Dorothea Concordia, ux. Joh. Jacob Lingenbergs zu Gr. Zünder 
als das ihnen gebührende Pflichtteil zufallen.“ 

Das Teſtament wurde vom Bürgermeiſter beſtätigt; es iſt nach der⸗ 


ſelben Schablone in das Amtsbuch eingetragen, wie ſie ſeit Jahrhunderten 
üblich war, und dies bietet wohl auch die Erklärung dafür, daß der Zeit 
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ſeines Lebens wegen Geiſtesſchwäche unmündige Johann Heinrich „bei 
aller reifen Vernunft und uneingeſchränktem Gebrauch ſeiner Geiſteskräfte“ 
ſeinen letzten Willen kundgegeben haben ſoll. Da nach dem Danziger 
Erbrecht die Kinder der verſtorbenen Geſchwiſter an der Erbſchaft nicht 
teilnahmen, ſo kam als Miterbin nur die vorbenannte Schweſter Daniel 
Gottfrieds in Betracht, die ſich in günſtiger Vermögenslage befand und 
keinen Einſpruch gegen das Teſtament erhoben haben wird. Sie war in 
erſter Ehe mit Ephraim Weſſel verheiratet geweſen und beſaß zu dieſer Zeit 
noch den Hof desſelben zu Gr. Zünder. 

Daniel Gottfried Arend fielen mithin allein von dem Kapital, das 
ſein Bruder auf dem Hof in Letzkau ſtehen hatte, mehr als 12 000 fl. zu, 
und dieſe Summe war ausreichend, um ſeinen Gläubiger v. Frantzius zu 
befriedigen und mindeſtens einen Teil der rückſtändigen Steuern zu bezahlen, 
ſo daß er dadurch ſeinen Hof wohl hätte behaupten können. Da dies aber 
nicht geſchah, iſt anzunehmen, daß dieſe Erbſchaft größtenteils bei Erfüllung 
der Leiſtungen draufgegangen iſt, zu denen er ſich bei Verkauf des Letzkauer 
Hofes an den Doktor Nathanael Behrendt verpflichtet hatte. Er ſtarb 
ſchon am 5. Oktober 1818 im Alter von 50 Jahren an der „Auszehrung“, 
wie es im Kirchenbuch heißt. Seine Ehe war kinderlos geblieben. Wie 
ihn und ſeinen älteren Bruder Michael Gottlieb die Zeitverhältniſſe um 
Hof und Habe gebracht hatten, ſo ſchieden auch die Nachkommen anderer 
alteingeſeſſenen Familien nach eingetretenem Frieden in nicht geringer 
Zahl aus dem Beſitzerſtande des Stüblauſchen Werders aus.“ 

Für Daniel Gottfried Arend war es immerhin noch ein Glück, daß 
ihm der Beiſtand ſeines Neffen Michael Weſſel bis zum Ende ſeiner Tage 
verblieb. Die Anforderungen, die an letzteren geſtellt wurden, nachdem mit 
Ende der Belagerung Danzigs ſich wieder geregelte Verhältniſſe anbahnten, 
waren wahrlich keine geringen. Denn nicht nur, daß er im Intereſſe 
ſeines eben benannten Onkels und ſeiner Schwiegermutter recht weitgehende 
Verpflichtungen und viele Arbeit auf ſich nahm, ſo war ihm ſolche auch 
noch in ſeiner Stellung als Vormund über die Kinder ſeines verſtorbenen 
Onkels Ephraim Weſſel zu Gr. Zünder und durch die damit verbundene 
ſchwierige Vermögensverwaltung wie auch durch die Verwaltung der Ver— 
mögensbeſtandteile, die ihm und ſeinen Geſchwiſtern noch gemeinſchaftlich 
gehörten, auferlegt. Das Werderſche Amtsbuch enthält den Nachweis 
darüber, daß er ſchon vom Januar 1814 ab auf dem Poſten war, um von 
den für ſeine Mündel oder für ſich und ſeine Geſchwiſter eingetragenen 
Hypotheken oder ſonſtigen Schuldforderungen ſoviel wie möglich zu retten. 
Schon die zahlreichen Reiſen, die er in dieſen Angelegenheiten nach Danzig 
machen mußte, bedeuteten kein geringes Opfer, zumal ſeine eigene Wirtſchaft 
in jenen Tagen den ganzen Mann erforderte, beſonders nachdem er auch 
noch die ſogenannte Pachtung des Arendſchen Hofes übernommen hatte. 
Allerdings ſtand er, erſt 27 Jahre alt, noch in vollſter Jugendkraft. Das 
Leben hatte ihn aber bereits in eine harte Schule genommen und ſo auch 
ſchon in dieſem Alter zum reifen Manne gemacht. Seine große Umſicht, 
ſeine Sparſamkeit und unermüdliche Arbeitsfähigkeit traten beſonders 1814 
und in den nächſtfolgenden Jahren hervor, und zwar nicht nur um ſich 
ſelber über Waſſer zu halten, ſondern gerade auch um denjenigen bei- 
zuſtehen, die auf ſeine verwandtſchaftliche Hilfe angewieſen waren oder die 
ſeinen Rat nachſuchten. N 
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Wenn die Ernte des Sommers 1814 auch nur eine mäßige war, jo 
wird ſie bei den hohen Getreidepreiſen den Nachbarn in ſolchen Ortſchaften 
des Stüblauſchen Werders, die nicht durch die Ueberſchwemmung gelitten 
hatten, doch ſehr förderlich geweſen ſein. Traurig ſah es dagegen in den 
überſchwemmten Ortſchaften aus. Die zur Schließung des Bruches beim 
Heringskruge im Herbſt 1813 ausgeführten Arbeiten hatten dem Hoch— 
waſſer der Weichſel im Frühjahr 1814 nicht widerſtanden, das an derſelben 
Stelle erneut den Damm durchbrach. Dasſelbe wird wohl an den Bruch— 
ſtellen beim Weißen Kruge, bei Plehnendorf und bei Rückfort der Fall 
geweſen ſein, wenn ſie, wie anzunehmen, im Herbſt 1813 gleichfalls ge— 
ſchloſſen wurden. Die erneuten Brüche beim Heringskruge und beim 
Weißen Kruge wurden erſt im Juli 1814 gefangen. Zur Schließung der 
Brüche und zur ordnungsmäßigen Wiederinſtandſetzung des Dammes 
mußten ganz außerordentliche Anforderungen an die Bewohner des Werders 
geſtellt werden. Zu den Scharwerksleiſtungen kamen noch hohe Geld— 
aufwendungen. Wenn letztere einſchließlich der Inſtandſetzung der ver— 
ſchlammten Vorfluten und der Wiederherſtellung der zerſtörten Schöpf— 
werke nach der Zuſammenſtellung des damaligen Deichinſpektors Koſſak 
98 708 Taler betragen haben ſollen *), jo bleibt darauf hinzuweiſen, daß 
davon 64 999 Taler auf die Inſtandſetzung der Schleuſen, Schöpfwerke und 
Vorfluten entfielen und der Reſt von 33 709 Taler auch bei den nicht mit— 
berechneten Scharwerksleiſtungen für die zweimalige Schließung einzelner 
oder gar ſämtlicher Bruchſtellen viel zu gering erſcheint. Zunächſt hatten 
die pflichtigen Dorfſchaften die Arbeiten am Damm auch ohne jede ſtaat— 
liche Beihilfe fertigzuſtellen, denn eine Beihilfe zur Tilgung der auf- 
genommenen Schulden erhielten ſie erſt 1817. Eine Bekanntmachung der 
Regierung zu Danzig vom 27. Dezember 1817 über die dem Danziger 
Werder zugefloſſenen Unterſtützungen gibt Aufſchluß über deren Verwendung 
und läßt auch auf den Umfang der eingetretenen Beſchädigungen ſchließen, 
weshalb ich ſie hier wiedergebe: 

„Es ſcheint nicht allgemein bekannt zu ſein, welche bedeutende 
Summen zur Entwäſſerung des Danziger Werders, das im Jahre 1813 
theils zur Verteidigung der Stadt war inundirt, theils durch einige Deich— 
brüche war überſchwemmt worden, von Seiten des Staats aus Königlicher 
Huld und Gnade bewilligt worden ſind. Es wird daher für nöthig erachtet, 
insbeſondere den Bewohnern des Werders eine Ueberſicht von den baren 
Geldſummen zu geben, welche zu gedachtem Zweck zu verſchiedenen Zeiten 
gegeben worden ſind. Es ſind nämlich: 

) zur Inſtandſetzung der beſchädigten Abmahlmühlen und zur Er- 
bauung der Rückforter Schleuſe im Jahr 1814 . . . 20 000 Rthlr., 
b) ferner im Jahr 1815 zur Inſtandſetzung der Schönrohrſchen Waſſer⸗ 
ſchöpfmühle, zur Reparatur der dazu gehörigen Müllerwohnung, 
zur Reparatur der Abwäſſerungsſchleuſe bei Ohra, zur Reparatur 
der Schleuſe auf der hohen Vorfluth und zum Bau fünf neuer 

Abmahlmühlen ... 20 000 Rthlr., 

e) im Jahr 1816 zur Aufräumung der Hauptabwäſſerungskanäle und 
der Hauptvorfluthen ... 31395 Rthlr. 50 gl., 
in Summa 71 395 Rthlr. 50 gl. 


) Bertram: Die Entwickelung des Deich⸗ und Entwäſſerungsweſens im 
Gebiet des Danziger Deichverbandes. (S 127.) 
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aus Kgl. Kaſſe bewilligt und an den hieſigen Magiſtrat zur beſtimmungs— 
mäßigen Verwendung bar ausgezahlt worden. 


Von dieſen 71395 Nthlr. 50 gl. find indes zu den vorerwähnten 
Zwecken nur 64 999 Rthlr. 79 gl. 7 Pf. als verwendet nachgewieſen, und 
6395 Rthlr. 60 gl. 11 Pf. ſind erſpart worden. 


Da die Einwohner des Danziger Werders nicht imſtande geweſen 
waren, mit eigenen Kräften den im September 1813 an verſchiedenen 
Stellen durchbrochenen Deich wieder herzuſtellen und deshalb Anleihen in 
barem Gelde hatten gemacht werden müſſen, ſo hat auf unſern Antrag das 
Kgl. Finanz-Miniſterium genehmiget, daß zu deren Tilgung nicht nur die 
erſparten 6395 Rthlr. 60 gl. 11 Pf. verwendet werden können, ſondern 
ſind dazu auch noch 7965 Rthlr. bewilliget und dem Magiſtrat auf unſere 
Hauptkaſſe angewieſen worden, ſo daß alſo vom Staate zur Wiederher— 
ſtellung der durchbrochenen Deiche und Abwäſſerungsanſtalten im Danziger 
Werder in den Jahren 1814 bis 1817 die bedeutende Summe von 
79 360 Rthlr. 50 gl. in barem Gelde dem hieſigen Magiſtrat überwieſen 
worden iſt. 


In dem letztverfloſſenen Jahre haben mehrere Niederungen des 
Preußiſchen Staats Ueberſchwemmungen erlitten, und es hat ihnen nicht 
überall eine jo große Unterſtützung können gegeben werden, jo daß alſo 
in dieſer Hinſicht mehr für das Danziger Werder geſchehen iſt, als daſſelbe 
billigerweiſe hat erwarten können. Da inzwiſchen eine entgegengeſetzte 
Meinung ſich öfters geäußert hat, ſo haben wir uns veranlaßt gefunden, 
dieſe wahrſcheinlich nicht allgemein bekannte Ueberſicht der geſammten, 
dem Danziger Werder blos in Bezug auf ſeine Deiche und Abwäſſerungs⸗ 
anftalten gewordene Unterſtützung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen.“ 
(Amtsblatt 1818 S. 26.) 


Sicherlich iſt den Bewohnern des Stüblauſchen Werders unter dem 
Danziger Regiment niemals eine ſo weitgehende Unterſtützung zuteil ge— 
worden, wie ſie ihnen der preußiſche König in dieſem Fall angedeihen ließ. 
Wenn ſie trotzdem noch mehr verlangt zu haben ſcheinen, ſo bleibt eben zu 
berückſichtigen, daß ſie durch den Krieg ausgepreßt waren, und daß auch 
dieſer, nicht etwa Naturgewalt allein, den Hauptanlaß zu den ſchweren 
Ueberſchwemmungsſchäden gegeben hatte. Jedenfalls läßt die zunächſt 
ohne jede Beihilfe erfolgte Schließung der Durchbrüche und die Wieder— 
inſtandſetzung des Dammes erkennen, daß die Schaffenskraft der Werder— 
bewohner trotz aller Not nicht erlahmt war, nachdem fie nun wieder fried⸗ 
lichen Zeiten entgegenzugehen glaubten. Man kann ſich deshalb vorſtellen, 
was für einen Eindruck die Rückkehr Napoleons von Elba nach Frankreich 
auf ſie gemacht hat, der am 1. März 1815 mit etwa 1000 Mann an der 
ſüdfranzöſiſchen Küſte gelandet war, wovon die Kunde nach wenigen Tagen 
in Danzig eingetroffen ſein muß, da das Generalkommando zu Königsberg 
ſchon durch eine Bekanntmachung vom 3. März alle Beurlaubten des 
ſtehenden Heeres und der Landwehr in Oſt⸗Weſtpreußen und Litauen zur 
Fahne zurückberief. Als die franzöſiſchen Truppen dann ohne Ausnahme 
zum Kaiſer übergingen und dieſer ohne jeden Widerſtand bereits am 
20. März wieder als Herrſcher von Frankreich in Paris eingezogen war 
und Ludwig XVIII. ſich von dort auf die Flucht nach Gent begeben hatte, 
konnte über den Wiederausbruch des Krieges kein Zweifel mehr beſtehen. 
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Die verbündeten Gegner Napoleons, die jeit dem Pariſer Frieden auf dem 
Wiener Kongreß zu einer Vereinbarung über ihre gegenſeitigen Anſprüche 
bis dahin nicht hatten gelangen können, ſchloſſen ſich nun wieder zum 
Kampf gegen Napoleon zuſammen. 


Während der einjährigen Friſt, ſeit der die Stadt Danzig und ihr 
Landgebiet ſich wieder unter preußiſcher Herrſchaft befanden, hatte von 
einer Organiſation der Landwehr daſelbſt, die in den älteren Provinzen 
1813 allgemein durchgeführt war, natürlich nicht die Rede ſein können. 
Man begnügte ſich deshalb auch für Danzig Stadt und Land mit einem 
Aufruf zur Zuſammenſetzung freiwilliger Jägerabteilungen, dem der 
Generalleutnant und Gouverneur von Maſſenbach zu Danzig, indem er 
darauf hinweiſt, daß das Gouvernement Meldungen der Freiwilligen an— 
nehmen und für deren baldige Abſendung zu den betreffenden Truppen— 
korps Sorge tragen werde, unterm 8. April 1815 folgendes Begleitwort gibt: 


„Danzigs Einwohner, mit dem preußiſchen Staat jüngſt wieder 
vereinigt, ſind durch vielfache Aeußerungen eines edlen patriotiſchen Sinnes 
bisher ſchon rühmlich ausgezeichnet, vorzüglich aber bietet ſich jetzt ihnen 
Gelegenheit dar, den kräftigſten und herrlichſten Beweis zu liefern, daß ſie 
die neu erlangte Freiheit von dem Drucke fremder Tyrannei, den geſetz— 
mäßigen Schutz einer milden Regierung für das höchſte Gut achten, und 
für dieſes Gut, für den edelſten Herrſcher, für Nationalehre und Freiheit, 
Alles zu thun, und Alles zu wagen bereit ſind. Dieſer des braven Preußen 
würdige Geiſt, möge ſich hier, wie überall, dadurch bethätigen, daß zahlreiche 
waffenfähige Männer muthig die Waffen ergreifen, und diejenigen, denen 
Alter oder Verhältniſſe dieſes nicht erlauben, durch freiwillige Beiträge die 
Ausführung dieſes großen Werkes fördern.“ 

Es bildete ſich daraufhin alsbald ein Verein zur Unterſtützung frei— 
williger Krieger unter dem Vorſitz des Polizeipräſidenten von Vegeſack, 
der zur Entrichtung von Beiträgen in Geld, Pferden, Naturalien und Be— 
kleidungsſtücken aufforderte und durch ſeine Wirkſamkeit die Koſten der 
Ausrüſtung für die Mehrzahl der Freiwilligen übernehmen konnte. Die 
Stadt Danzig und ihr Landgebiet ſtellten 362 freiwillige Jäger — 
283 Infanteriſten und 79 Kavalleriſten —, wovon ſich 34 Kavalleriſten 
und 33 Infanteriſten auf ihre eigenen Koſten oder doch mindeſtens un— 
abhängig vom Verein ausgerüſtet hatten. 


Nach den Beſtimmungen über die Organiſation und die Vorrechte 
der Freiwilligen vom 3. Januar 1813 war bei jedem Kavallerie- und 
Infanterie-Regiment ein Jäger⸗Detachement aus Freiwilligen zu for- 
mieren, die ſich entweder ſelbſt zu kleiden und beritten zu machen hatten, 
oder deren Ausrüſtung aus freiwilligen Beiträgen der Stadt- und Land— 
bewohner zu beſtreiten war. Dieſen Freiwilligen wurde die Wahl des 
Truppenteils freigeſtellt, und aus ihnen ſollten vorzugsweiſe die Offizier— 
ſtellen beſetzt werden. Die freiwilligen Jäger trugen durchweg dunkelgrüne 
Waffenröcke, deren Aufſchläge und Kragen ſich nach denen der Truppen 
richteten, deren Regimenter ſie gewählt hatten. Die Beinkleider beſtanden 
ebenfalls gleichmäßig aus grauem Tuch. Die freiwilligen Jäger nahmen 
ſomit eine immerhin bevorzugte Sonderſtellung bei ihrer Truppe ein, 
deren demnach die ſämtlichen Danziger Freiwilligen des Jahres 1815 
teilhaftig geworden ſind. 
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Von den Danziger Freiwilligen, die ihren auf dem Marſch nach 
Frankreich befindlichen Regimentern nachzogen, dürften wohl nur wenige 
vor der Entſcheidungsſchlacht bei Belle-Alliance zu ihrer Truppe gelangt 
ſein und am Kampf teilgenommen haben. Mit dem Ausgang dieſer 
Schlacht war nach dem ſchweren Ringen am 15., 16 und 18. Juni das 
Geſchick Napoleons beſiegelt. Schon am 8. Juli zog Ludwig XVIII. erneut 
als König von Frankreich in Paris ein, nachdem preußiſche und engliſche 
Truppen es zuvor beſetzt hatten. Die Friedensverhandlungen zwiſchen 
den verbündeten Mächten und Frankreich kamen jedoch erſt am 20. November 
zum Abſchluß, und bis dahin blieb auch die preußiſche Armee in Frankreich. 
Den Danziger Freiwilligen, die inzwiſchen ihre Regimenter erreicht hatten, 
war es ſo noch immer vergönnt, ſich in Feindesland in den Kriegsdienſt 
einzuleben. 

Von meinem Großvater mütterlicherſeits, Salomon Philipſen, der 
zu den Danziger Freiwilligen gehörte, iſt mir bekannt, daß er erſt in Paris 
zu ſeinem Regiment gelangte, und daß das kleine Kommando, bei dem er 
ſich auf dem Marſch dorthin befand, in den franzöſiſchen Ortſchaften hin— 
ſichtlich ſeiner Unterkunft und Verpflegung mit recht großen Schwierig— 
leiten zu kämpfen hatte. Er war damals erſt 18 Jahre alt, und ſein Vater 
ging, während dieſer Sohn ſich noch in Frankreich befand, eine zweite Ehe 
ein. In der Schicht und Teilung, die der Vater aus dieſem Anlaß ſeinen 
Kindern erſter Ehe am 17. Auguſt 1815 gab, heißt es wörtlich: „Demnächſt 
erklärt Schichtgeber, der ſeinen älteſten Sohn Salomon Gottlieb Philipſen 
als freiwilligen Jäger völlig equipirt und mit Gewehr, Pferd und Uniform 
auf ſeine Koſten zur Armee geſchickt hat, ihm ſolches alles nicht zu rechnen, 
da er ſich freiwillig fürs Vaterland aufgeopfert hat.“ Die beſondere 
Hervorhebung der Koſten bei dieſem Akt läßt immerhin erkennen, wie ſchwer 
ie, Vater bei deſſen wirtſchaftlicher Lage zu jener Zeit gefallen ſein 
müſſen. 

Der Danziger patriotiſche Verein zur Ausrüſtung und Unterſtützung 
freiwilliger Jäger hatte bis zur Beendigung des Krieges für ſeine Zwecke 
13000 Taler verausgabt, und von den ihm zugefloſſenen Beträgen ver- 
blieben ihm dann noch 3500 Taler, von denen er 1700 Taler zur Unter- 
ſtützung von Hilfsbedürftigen aufzuwenden vermochte, die durch die am 
6. Dezember 1815 erfolgte Exploſion eines Pulverturms am Jakobstor 
verunglückt waren. In einer Bekanntmachung des Vereins über ſeine 
Geſamtleiſtungen vom 11. Dezember 1815 wird hervorgehoben, daß dieſe 
Leiſtungen der liberalen Denkungsart der Bürger Danzigs und der Be— 
wohner des Territoriums zu danken wären, womit auch dem unlauteren 
Gerücht entgegengetreten wäre: „daß Danzig und ſein Territorium nur 
6 Mann ausgerüſtet und wenig patriotiſchen Sinn bei dem im Mai aus— 
gebrochenen Kriege gegen Frankreich bewieſen hätten“. 


Es iſt auch nicht zu bezweifeln, daß die Zahl der Freiwilligen, die 
Danzig und ſein Territorium zur Kriegsarmee entſandt hatten, im Ver⸗ 
hältnis zur Bevölkerung recht erheblich gegen die vorhandenen kriegs⸗ 
tauglichen Leute zurückgeblieben ſein wird, die zu geſtellen blieben, wenn 
die Verordnung über die Organiſation der Landwehr dort bereits zur 
Durchführung gekommen wäre. Der ſtärkere Prozentſatz der Kriegsteil⸗ 
nehmer aus den benachbarten Landſchaften, die während der napoleoniſchen 
Zeit unter preußiſchem Regiment verblieben und in denen ſchon 1813 
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Landwehr und Landſturm organiſiert waren, wird dann den Anlaß zur 
Verkleinerung der in Betracht kommenden Leiſtungen Danzigs und ſeines 
Territoriums gegeben haben. Jedenfalls lag es an den Verhältniſſen und 
nicht an den Danzigern, wenn bei ihnen beim erneuten Ausbruch des 
Krieges die preußiſche Wehrordnung noch nicht zur Durchführung gelangt 
war. Das Geſetz über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt vom 3. September 
1814, das erſt die allgemeine Dienſtpflicht im preußiſchen Staat einführte 
und regelte, ſtand zudem nur wenige Monate in Kraft. Es baute ſich auf 
den Erfahrungen auf, die mit der Volksbewaffnung während des Krieges 
1813/14 gemacht worden waren. Demnach heißt es in der Einleitung 
dieſes Geſetzes: „Die allgemeine Anſtrengung Unſeres treuen Volkes, ohne 
Ausnahme und Unterſchied, hat in dem ſoeben glücklich beendeten Kriege die 
Befreiung des Vaterlandes bewirkt, und nur auf ſolchem Wege iſt die Be— 
hauptung dieſer Freiheit und der ehrenvolle Standpunkt, den ſich Preußen 
erwarb, fortwährend zu ſichern. Die Einrichtungen alſo, die dieſen glück— 
lichen Erfolg hervorgebracht, deren Nothwendigkeit von der ganzen Nation 
gewünſcht wird, ſollen die Grundgeſetze der Kriegsverfaſſung des Staats 
bilden und als Grundlage für alle Kriegseinrichtungen dienen, denn in 
einer geſetzmäßig geordneten Bewaffnung der Nation liegt die ſicherſte 
Bürgſchaft für einen dauernden Frieden.“ 

Das Geſetz beſtimmt dann, daß die bewaffnete Macht aus dem 
ſtehenden Heere, aus der Landwehr 1. und 2. Aufgebots und aus dem 
Landſturm beſtehen ſoll, und es bildet ſo ſeit ſeinem Inkrafttreten das feſte 
Fundament, auf dem ſich in der Folgezeit die Wehrverfaſſung des preußiſchen 
Staates und ſpäterhin auch des Deutſchen Reiches in bisher noch nicht 
übertroffener Weiſe weiter entwickelt hat. 

Von der ſtehenden Armee ſagt das Geſetz, daß ſie beſtändig bereit 
ſein muß, ins Feld zu rücken, und daß ſie die Hauptbildungsſchule der ganzen 
Nation für den Krieg iſt. Letztere Aufgabe hatte ſie bei der alten preußiſchen 
Heeresverfaſſung aber nur für einen kleinen Teil der Nation, für die 
Kantonpflichtigen, gelöſt, zu denen, wie bereits angeführt, nur die Söhne 
von Bauern, Handwerkern, Krämern und Arbeitern in beſchränkter Zahl 
gehörten. Immerhin bildeten aber die Kantonpflichtigen, die ihrer Dienſt— 
zeit genügt, bei Einrichtung der Landwehr im Jahre 1813 den feſten Kern 
derſelben. Von ſolchen ausgedienten Kantonpflichtigen kam beim Wieder— 
ausbruch des Krieges 1815 in der Stadt Danzig und ihrem Landgebiet 
wegen der kurzen Zeit des preußiſchen Regiments und weil der ſtädtiſchen 
Bürgerſchaft zudem noch volle Kantonfreiheit zugebilligt war, jedenfalls 
nur eine kleine Zahl in Betracht, weshalb dort auch die Bildung von 
Landwehrbataillonen unterblieben ſein wird. 

Der erſte Nachweis für die Organiſation der Landwehr in Danzig, 
den ich zu ermitteln vermochte, iſt eine Bekanntmachung des Magiſtrats 
vom 11. Juli 1816, in der verkündet wird, daß nach einer höheren Ortes 
getroffenen Beſtimmung in Danzig, wie in anderen Teilen des Staates 
bereits geſchehen, die Koſten der Equipierung für das zu errichtende Land⸗ 
wehrbataillon von den Bewohnern der Stadt und des Landgebiets zu 
beſtreiten ſind. Ju der Stadt wurden die Bewohner zur Entrichtung dieſer 
Koſten in 26 Klaſſen eingeteilt, von denen die niedrigſte 5 gute Groſchen, 
die höchſte 50 Taler zu zahlen hatte. Es handelte ſich mithin um eine 
Kopfſteuer, zu deren Regulierung und Erhebung eine beſondere Deputation 
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eingeſetzt war. Ende des Jahres heißt es über deren Tätigkeit, daß die 
Abgabe meiſtenteils berichtigt ſen, und daß man ſich noch mit der Ein— 
ziehung der Reſte beſchäftige. 

Die altpreußiſchen Kreiſe hatten vielfach die Equipierung der Land— 
wehr freiwillig übernommen. Vorher war jeder Landwehrmann, der die 
Mittel dazu beſaß, verpflichtet, ſich ſelbſt zu equipieren. Allerdings heißt 
es dabei in der betreffenden Verordnung: „Wo der einzelne Mann ſeine 
Bekleidung nicht ſelbſt beſchaffen kann, wird der Kreis dafür ſorgen, 
wobei vorausgeſetzt wird, daß die Stände auf anſtändige Bekleidung und 
Uniformität ſehen werden, damit die Landwehrmänner nicht dem Geſpötte 
bloßgeſtellt werden.“ Die Landwehruniform beſtand aus einer Litewka von 
ſchwarzem oder blauem Tuch mit einem Kragen in der Farbe der betreffen— 
den Provinz und langen, weiten, leinenen Hoſen. An der Mütze, aus 
gleichem Tuch wie die Litewka, war das Kreuz aus weißem Blech befeſtigt, 
das die Inſchrift „Mit Gott für König und Vaterland“ trug. Außerdem 
war auch noch für einen Mantel zu ſorgen. Hinſichtlich der Bewaffnung 
dürfte es wohl noch eine Reihe von Jahren dabei verblieben ſein, daß das 
erſte Glied mit Piken und die beiden hinteren Glieder mit Flinten zu 
verſehen waren. 

Für die verarmte Bewohnerſchaft der Stadt Danzig und ihres Land— 
gebiets wird auch die Aufbringung der Koſten für dieſe ſehr beſcheidene 
Ausrüſtung der Landwehr drückend genug geweſen ſein; im Jahre 1818 
war die Bildung des Danziger Landwehrbataillons dann aber bewerkſtelligt. 
Das Werder und die Nehrung machten den Bezirk der 3. Kompagnie aus. 
Da bei den gedienten Soldaten die Zugehörigkeit zum ſtehenden Heer fünf 
Jahre währte, wovon die beiden letzten auf die Reſervezeit entfielen, jo 
werden die Kompagnien des Danziger Landwehrbataillons erſten Aufgebots 
zunächſt ganz überwiegend aus nichtgedienten jungen Männern im Alter 
von 20 bis 25 Jahren beſtanden haben, die ihre militäriſche Schulung in 
den Sonntagsübungen erhielten, die vom Frühjahr bis zum 1. November 
allmonatlich einmal in kleineren Abteilungen ſtattfanden. Zu dieſen 
Uebungen hatte jeder Landwehrmann zu erſcheinen, der nicht weiter als 
drei bis höchſtens vier Stunden vom Sammelplatz wohnte. Dieſen 
Uebungen ſchloſſen ſich dann ſolche in größeren Verbänden von I4tägiger 
Dauer in Verbindung mit Truppen des ſtehenden Heeres an, die aber nicht 
alljährlich ſtattfanden, wenngleich das Wehrgeſetz das vorſah. Die Koſten— 
frage wird auch dabei wohl beſtimmend geweſen ſein. Darüber, was durch 
die allgemeine Wehrpflicht und die raſtloſe Arbeit im ſtehenden Heer bis 
zur Gegenwart erreicht worden iſt, bekommt man ein gutes Bild, wenn man 
die Kriegstüchtigkeit eines jetzigen Landwehrbataillons mit der eines ſolchen 
jener Zeit vergleicht, in der die Steuerlaſt zudem zweifellos einen viel 
ſchärferen Druck ausübte als in der gegenwärtigen. 

Mit der Organiſation des Landſturms war es in Danzig und 
ſeinem Territorium ſchneller vorwärts gegangen, da ſie dort ſchon 1816 
vollſtändig zur Durchführung gelangte. Der Landſturm ſollte nach dem 
vorhin bezeichneten Geſetz vom 3. September 1814 nur auf beſonderen 
Befehl des Königs in den vom Feinde bedrohten Provinzen zuſammen— 
gezogen werden, außerdem aber auch noch der Regierung zur Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Ordnung im Frieden dienen, wenn ſeine 
Mitwirkung in einzelnen Fällen verlangt wurde. Aus Anlaß ſeiner 
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letzteren Beſtimmung erfolgte jeine Organiſation im Danziger Bezirk denn 
auch wohl früher als die der Landwehr. Landſturmpflichtig waren die 
aus der Landwehr herausgetretenen Männer und alle nichtgedienten, 
körperlich brauchbaren Leute im Alter von 17 bis 50 Jahren. Bei den 
obwaltenden Verhältniſſen dürfte ſich der Danziger Landſturm faſt durch— 
weg aus Mannſchaften der zweiten Kategorie zuſammengeſetzt haben. 


Von einer Uniformierung war natürlich keine Rede. Die Haupt- 
leute und Rittmeiſter trugen als Kennzeichen ihrer Charge eine ſchwarz— 
weiße Binde um den rechten, die Leutnants eine ſolche um den linken Arm. 
Dieſe Offiziere wurden von der Mannſchaft gewählt; wählbar waren aber 
nur Grundbeſitzer und Eigentümer, Staats- und Kommunalbeamte, 
Schulzen, Oekonomieverwalter, Schöppen, Förſter und Schullehrer. Die 
Uebungen des Landſturms ſollten nach der inſoweit wohl in Geltung 
gebliebenen Verordnung vom 21. April 1813 an Sonn- und Feſttagen wie 
in den Abendſtunden geſchehen und darin beſtehen, die Mannſchaft zu 
gewöhnen, in Maſſen und Gliedern zuſammenzuſtehen und ſich zu bewegen, 
geräuſchlos und ſchweigend zu marſchieren, mit Piken und Heugabeln um— 
zugehen, damit die Kavallerie zurückzuweiſen und diejenigen, die Feuer— 
gewehre hatten, im Schießen zu üben. 


Aehnliche Uebungen wurden nach Bildung des Landſturms im 
Danziger Bezirk denn auch aufgenommen, doch ſcheinen ſie bald wieder 
eingeſtellt zu ſein. Beachtenswert bleibt aber trotzdem, in wie eingehender 
und umfaſſender Weiſe man den Landſturm in Stadt und Land organiſiert 
hatte. Das Adreßbuch für das Kgl. Danziger Regierungs-Departement 
aus dem Jahre 1817 gibt darüber vollkommenen Aufſchluß. In der Stadt, 
den Vorſtädten und dem Territorium waren zuſammen 25 Bataillone 
Infanterie und 13 Eskadrons Kavallerie mit 543 Offizieren und 11 864 
Mann gebildet, wozu auch das Danziger Schützenkorps mit 5 Offizieren 
und 135 Mann gehörte. Abgeſehen vom Schützenkorps beſtanden die 
Bataillone aus je vier Kompagnien, in der Stadt zu 120 bis 150, in den 
Vorſtädten und auf dem Lande zu 80 bis 140 Mann. Die Eskadrons ſetzten 
ſich aus 40 bis 60 Mann zuſammen. In dem erwähnten Adreßbuch ſind 
vom Major abwärts die Namen ſämtlicher Landſturmoffiziere und Feld⸗ 
webel wie auch die Ortſchaften aufgeführt, die zum Geſtellungsbezirk des 
Mannſchaftsperſonals der einzelnen Kompagnien und Eskadrons gehörten.“ 
Nur die Stellen der Bataillonsadjutanten waren durchweg offen geblieben, 
was darauf ſchließen läßt, daß ſie bei der Einberufung des Landſturms 
mit Perſönlichkeiten beſetzt werden ſollten, denen es an der erforderlichen 
militäriſchen Bildung und Erfahrung nicht mangelte. 


Oberſt und Kommandeur dieſer geſamten Landſturmorganiſation 
war der Polizeipräſident und Oberſtwachtmeiſter v. Vegeſack. Er hatte zu 
jener Zeit noch die Polizei im ſtädtiſchen Landgebiet wahrzunehmen, und 
die Durchführung der Landſturmorganiſation in dem geſamten ihm unter⸗ 
ſtellten Polizeibezirk wird wohl vornehmlich ſein Werk geweſen ſein. Sein 
Stellvertreter als Landſturmkommandeur war der Oberſtwachtmeiſter und 
Brigadier der Gendarmerie v. Lübtow; mit drei Adjutanten, den Kauf⸗ 
leuten Lengnich, Wendt und Henrichsdorff, bildeten ſie den „Generalſtab“. 


Auf das ſtädtiſche Landgebiet entfielen bei dieſer Landſturmorgani⸗ 
ſation 11 Bataillone Infanterie und 11 Eskadrons Kavallerie. Die Stellen 
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der Bataillouskommandeure wie der übrigen Landſturmoffiziere waren bei 
dieſer ganz überwiegend mit Gutsbeſitzern oder mit Nachbarn aus den 
Landgemeinden beſetzt. Wenn man ihre Namen lieſt, ſo erkennt man, daß 
die Familien, denen ſie angehörten, ſowohl auf der Höhe wie im Werder 
und auf der Nehrung noch vielfach vertreten und demnach bodenſtändig 
geblieben ſind. Die Familie Weſſel ſtellte zwei Kapitäne: Michael Ehre— 
gott, dem die Führung der 2. Kompagnie 2. Bataillons (Groß-Zünder), 
und ſeinen Bruder Daniel Gottfried, dem die Führung der 3. Kompagnie 
3. Bataillons (Güter und Gemeinden Herren- und Mönchengrebin) an— 
vertraut war, und zwei Seconde-Leutnants: Michael Wilhelm, bei der 
2. Kompagnie 1. Bataillons (Stüblau und Kriefkohl), und Ephraim, bei 
der 4. Kompagnie 1. Bataillons (Langfelde, Letzkau und Gemlitz). 

Der Notbehelf, den ein ſolcher, faſt durchweg aus militäriſch un— 
geſchulten Offizieren und Mannſchaften zuſammengeſetzter Landſturm dar— 
ſtellte, liegt auf der Hand, immerhin aber blieb er zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung in unruhigen Zeiten verwendbar, denn dabei 
hätten die an Selbſthilfe gewöhnten Nachbarn ihre Aufgabe als Führer 
erfüllt und mit ihrer Mannſchaft nicht verſagt. Der weſentlichſte Erfolg 
dieſer für Verteidigungszwecke dennoch recht wertloſen Landſturmorgani— 
ſation iſt aber darin zu erblicken, daß den dabei Beteiligten das Verſtändnis 
für die Idee der allgemeinen Wehrpflicht nähergebracht wurde. Daß es 
bis dahin in dieſer neupreußiſchen Landſchaft ein noch recht geringes war, 
das beruhte auf ihrer Vergangenheit; man darf ſich nur vergegenwärtigen, 
wie ſtark die Abneigung gegen den preußiſchen Militärdienſt und die Furcht 
vor demſelben auch nach ihrer erſten Einverleibung in die preußiſche 
Monarchie in ihr noch weiter beſtand, um das erklärlich zu finden. Der 
Umſchwung der Geſinnung, der nunmehr ſchnell eintrat, ſpricht um ſo mehr 
für den geſunden Sinn der Bevölkerung: wer ſeiner Militärpflicht genügt 
hatte, war der vollwertigere Mann! — 

Jedenfalls war die Inanſpruchnahme der Landſturmpflichtigen, da die 
Zeiten ruhig blieben, nicht eine ſolche, daß fie dadurch in ihrem wirtſchaftlichen 
Erwerbsleben bemerkenswert behindert wurden. Andernfalls wäre das 
Riſiko noch erheblich geſteigert worden, das Michael Wilhelm Weſſel zu 
Stüblau durch den Zukauf des ehemals Arendſchen Hofes einging, das bei den 
herrſchenden Kreditverhältniſſen ſchon ohnehin groß genug war. Er erwarb 
dieſen Hof, den er, wie vorhin erwähnt, ſchon 1814 in pachtähnliche Be— 
wirtſchaftung übernommen hatte, am 27. März 1817. Das Geſamtergebnis 
jener dreijährigen Bewirtſchaftung kann kein ſchlechtes für ihn geweſen ſein, 
wenn es den Entſchluß zum Erwerb des Hofes in ihm reifen ließ. Zu 
beachten bleibt dabei allerdings, daß während des Sommers 1816 anhaltend 
naſſes Wetter geherrſcht hatte und das Ergebnis der Ernte auch in Stüblau 
ein wenig befriedigendes geweſen ſein wird. Der größte Teil des nörd— 
lichen Deutſchlands, wie England und Frankreich litten aus Anlaß der 
ungünſtigen Witterungsverhältniſſe jenes Sommers unter einer Mißernte. 

Der Kaufpreis, den Michael Weſſel mit dem eingetragenen Beſitzer 
des Hofes vereinbarte, belief ſich auf 6000 Taler, wozu der Käufer dann 
noch die rückſtändigen Kämmerei⸗ und Dorfabgaben übernahm, die 
977 Taler 58 gl. 9 Pf. betrugen, wie den anteiligen Betrag der von den 
Kommunen Stüblau und Oſterwick kontrahierten Schulden, der auf den 
von ihm neu erworbenen Grundbeſitz in dieſen beiden Gemeinden entfiel. 
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Auf dem Hofe ſtand zu dieſer Zeit nur noch die von Groddeckſche 
Forderung mit 4500 fl. eingetragen, denn die von Weickhmannſche Forde— 
rung, 500 Dukaten nebſt rückſtändigen Zinſen für ſieben Jahre, hatte 
von Frantzius abgezahlt. Michael Weſſel übernahm nun die von Groddeckſche 
Hypothek — 1125 Taler und ließ den Reſt des Kaufpreiſes von 4875 Talern 
für von Frantzius auf den neuerworbenen Beſitz eintragen, dem er gleich— 
zeitig auch noch ſeinen bisherigen Beſitz zur bereiten Stelle verpfändete. 
Dieſe letztere Hypothek war mit 5% zu verzinſen. Außerdem verpflichtete 
er ſich, von 1818 bis einſchließlich 1823 jährlich am 7. April 300 Taler 
abzuzahlen, wogegen das Kapital bis zum 7. April 1824 bei prompter 
Zinszahlung, die ſpäteſtens vier Wochen nach dem feſtgeſetzten Termin zu 
erfolgen hatte, unkündbar blieb. Flüſſige Mittel hat ſich Michael Weſſel 
mithin zu dieſem Grunderwerb nur in Höhe der rückſtändigen Abgaben 
beſchaffen müſſen, die ſich auf 1300 bis 1400 Taler belaufen haben werden. 
Für denſelben Hof hatte Daniel Gottfried Arend 1789 und damit in einer 
keineswegs günſtigen Zeit 52 700 fl. bezahlt, ſo daß ſelbſt dagegen ſich der von 
Michael Weſſel 1817 bewilligte Kaufpreis nur auf etwa die Hälfte belief. 

Bei der Zuſchreibung dieſes Hofes an den Kaufmann Theodoſius 
Chriſtian von Frantzius im Jahre 1814 war Michael Weſſels älterer 
Bruder Johann Gottlieb mit ſeiner auf dem Hofe eingetragenen Forderung 
von 24547 fl. ausgefallen. Er war nach dem damaligen Recht beim 
Verkauf des Hofes aber befugt, denſelben im Wege des Einſpruchs an ſich 
zu nehmen, wenn er die Bedingungen, die der Käufer vereinbart hatte, 
ſelbſt erfüllte und ihn für die gehabten Koſten entſchädigte. Dazu war er 
aber außerſtande, weshalb er am 18. November 1818 eine dahingehende 
notarielle Erklärung abgab und die Löſchung ſeiner Forderung bewilligte. 
Johann Gottlieb Weſſel blieb in der Wirtſchaft ſeines Bruders Michael und 
führte die Aufſicht in dem ehemals elterlichen Beſitz, nachdem Michael ſeine 
Wohnung von dort in den neu erworbenen Hof verlegt hatte. 

An das Kaufgeſchäft dieſes Hofes ſchloſſen ſich für Michael noch recht 
erhebliche Weiterungen an. Der Kaufmann Theodoſius Chriſtian 
von Frantzius, von dem er den Hof erſtand, geriet 1818 in Konkurs, wobei 
ſich dann herausſtellte, daß von Frantzius ſich den Beſitz 1814 im Auftrage 
ſeines Schwiegervaters, eines Kaufmanns Karl Leſſe aus Konitz, hatte 
zuſchreiben laſſen, der auch, wie ſchon vorhin angegeben, Inhaber der dabei 
in Betracht kommenden Hypothek geweſen war. Nach Verkauf des Hofes 
an Michael Weſſel war dann dieſe Hypothek in Verbindung mit dem Reſt⸗ 
kaufgeld für von Frantzius eingetragen worden, der jedoch ſchon im Dezem— 
ber 1817 die geſamte Forderung an ſeinen Schwiegervater wieder abgetreten 
hatte. Vom Konkursverwalter wurde nun nicht nur dieſe Abtretung an⸗ 
gefochten, ſondern auch die Rechtsgültigkeit des Kaufvertrages angezweifelt. 
Wennſchon der Kaufmann Leſſe durch ſeinen Bevollmächtigten, den Polizei— 
präſidenten von Vegeſack, der ebenfalls ein Schwiegerſohn von ihm war, 
erklären ließ, daß er dem abgeſchloſſenen Kaufvertrag in allen Punkten 
zuſtimme, jo mußte ſich Michael Weſſel doch bis zur Regelung der Angelegeit- 
heit eine Beſchränkung des Verfügungsrechts über ſeinen Beſitz gefallen 
laſſen, was beſonders nach Kündigung der von Groddeckſchen Hypothek, die 
aus Anlaß des Vorgehens des Konkursverwalters erfolgte, bei ſeinen 
Bemühungen zur Beſchaffung eines entſprechenden Kapitals für ihn fühlbar 
wurde. Charakteriſtiſch iſt für Michael Weſſel dabei das beſtimmte Auf- 
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treten beim Kgl. Land- und Stadtgericht zur Herbeiführung einer baldigen 
Entſcheidung. Dieſe erfolgte denn auch am 3. Juli 1820, nachdem der 
Konkursverwalter ſelbſt anerkannt, daß von Frantzius lediglich Namens— 
träger ſeines Schwiegervaters geweſen ſei. Die von Groddeckſche Hypothek 
übernahmen nun die Jacob Lingenbergſchen Eheleute zu Kl. Zünder, und 
in Gemeinſchaft mit ihrem Großſohn Cornelius Gottfried Weſſel liehen ſie 
Michael Weſſel auch noch weitere 3000 Taler zur Abtragung der Leſſeſchen 
Forderung, die inzwiſchen an die Ehefrau des Polizeipräſidenten von Vege— 
ſack übergangen war. Dieſe Kapitalien wurden 1821 für die neuen 
Gläubiger mit 4% Zinſen eingetragen. Bemerkenswert bleibt bei dieſer 
Hypothekenregelung Michael Weſſels, daß er, wie daraus hervorgeht, bis 
dahin nicht nur die vertragsmäßig feſtgeſetzten 300 Taler jährlich, ſondern 
darüber hinaus noch etwa 1000 Taler von der Leſſeſchen Forderung abgezahlt 
hatte. Dabei waren ihm am 15. Oktober 1820 auf dem 1817 erworbenen 
Beſitz die Scheune und zwei Ställe abgebrannt, wodurch er einen erheblichen 
Schaden erlitt. Für dieſe Gebäude, die beim Weſtpreußiſchen Feuer— 
verſicherungsverband der Kgl. Land-Feuer-Sozietät verſichert waren, er- 
hielt er eine Entſchädigung von 3850 Talern. Ob er auch den Einſchnitt 
verſichert hatte, habe ich nicht feſtſtellen können; war es, wie anzunehmen, 
nicht der Fall, dann muß der Verluſt ſogar ein ſehr großer geweſen ſein, 
da Scheune und Ställe zu jener Jahreszeit noch faſt die volle Ernte au 
Getreide und Futter bargen. Die Feuerordnung für die Scharwerksdörfer 
beſtand nicht mehr, der Verband hatte ſich bald nach Eintritt der erſten 
preußiſchen Inbeſitznahme des Danziger Landgebiets aufgelöſt, weil den 
Nachbarn von da ab die Verſicherung ihrer Gebäude in der Weſtpreußiſchen 
Feuerſozietät offen ſtand, die bereits 1785 von Friedrich dem Großen für 
das platte Land gegründet war. 

Das Feuer war auf dem Gehöft der Philipsſchen Erben ausgekom⸗ 
men, das mit Wohnhaus und ſämtlichen Wirtſchaftsgebäuden niederbrannte, 
von wo aus es ſich auf drei andere Beſitzungen übertrug, die aber nur einen 
Teil ihrer Baulichkeiten dadurch verloren. Der Nachbar Carl Wilhelm 
Philipſen war nur wenige Wochen vorher, am 28. Auguſt, im 45. Lebens⸗ 
jahr geſtorben, und ſein älteſter Sohn Salomon übernahm den Beſitz erſt 
im folgenden Jahre nach erlangter Großjährigkeit. Den Wiederaufbau des 
Gehöfts leitete deshalb auch Michael Weſſel als Vormund der minder— 
jährigen Geſchwiſter Philipſen, wozu ihm in erſter Reihe die Brand— 
entſchädigung für die Gebäude mit 8400 Talern zur Verfügung ſtand. 
Der Einſchnitt dürfte auch in dieſem Falle nicht verſichert geweſen ſein. 


Wenn Michael Weſſel und ſeine hier in Rede ſtehenden Mündel über 
den jedenfalls ſehr erheblichen Schaden fortkamen, ſo hat der günſtige 
Stand der Getreidepreiſe in den vorhergehenden Jahren dazu wohl nicht 
unweſentlich beigetragen. Bei dem allgemeinen Mißwachs des Jahres 1816 
waren die Getreidepreiſe ſehr geſtiegen, was dort immerhin einigermaßen 
ausgleichend wirkte, wo der Minderertrag doch noch eine mäßige Lieferung 
von Getreide zum Verkauf zuließ. Im November 1816 galt der Scheffel 
Weizen in Danzig 3 Tlr. 31 gl. 9 Pf., der Scheffel Roggen 1 Tlr. 88 gl. 
9 Pf”) und im Dezember 1817 wie im September 1818 ſtanden die 
Preiſe dort faſt gleich hoch. Schwankungen nach oben und nach unten 


) 1 Taler = 90 gl., 1 gl. = 18 9. 


waren während der dreijährigen Periode natürlich eingetreten, doch ſank 
der Weizen nur ſelten unter 3 Taler, der Roggen nicht unter 5 Mark nach 
heutigem Gelde. Bei den Weizenankäufen auf Rechnung der franzöſiſchen 
Regierung in Danzig zur Verpflegung der alliierten Truppen, die bis 
zur Zahlung der Kontribution in Flandern Quartiere hatten, wurden 
im Januar 1817 4 Tlr. 10 gl. für den Scheffel bezahlt und im Juni 
ſteigerte ſich der Preis nach vorübergehendem Rückgang ſogar auf 4 Tlr. 
42 gl. bei ſchlechten Ernteausſichten, die jedoch übertrieben waren“). Die 
Mißernte des Jahres 1816 in Frankreich und in England belebte beſonders 
den Weizenhandel in Danzig und damit auch den Getreidepreis bis 
zum Jahre 1818, wonach dann nach einer allgemein guten Ernte ein 
anhaltender Rückgang der Preiſe eintrat. Während im September 1818 
der Scheffel Weizen 3 Tlr. 30 gl. 9 Pf., der Roggen 1 Tlr. 76 gl. 9 Pf. 
galt, und der Preis auch in den erſten Monaten des Jahres 1819 nur 
wenig zurückging, ſank der Scheffel Weizen dann im Mai auf 1 Tlr. 78 gl. 
13 Pf., der Scheffel Roggen dagegen nur auf 1 Tlr. 36 gl. Beim 
Preisſturz des Weizens zeigt ſich, daß für deſſen Wertbemeſſung zu jener 
Zeit die ausländiſche Nachfrage ganz überwiegend maßgebend war. Mit 
dem Rückgang des Weizenpreiſes hörte die Ausfuhr dieſer Frucht von 
Danzig nach England faſt gänzlich auf, weil die Landwirte Englands 
es ſchon 1815 durchgeſetzt hatten, daß bei einem Preiſe unter 80 Schilling 
pro Quarter kein Weizen zollfrei eingeführt werden durfte. Nach 
preußiſchem Geld und Gewicht waren das 3 Taler pro Zentner oder 
2 Tlr. 55 gl. pro Scheffel zu 85 Pfund. Die engliſchen Kornzölle, die nun 
eine Reihe von Jahren in Kraft blieben, übten eine um ſo nachteiligere 
Wirkung auf die preußiſche Landwirtſchaft aus, weil nach Preußen 
Getreide, abgeſehen von einer geringen Rekognitionsgebühr, bis 1824 
zollfrei eingeführt werden konnte. 


Verſchärft wurde dieſe ungünſtige Situation noch durch die Reform 
der preußiſchen Steuergeſetzgebung. Am 7. Auguſt 1820 waren die drei 
Geſetze wegen Einführung der Klaſſenſteuer, wegen Entrichtung einer 
Mahl- und Schlachtſteuer und wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer 
publiziert worden. 132 größere Städte, in denen die Mahl- und Schlacht- 
ſteuer zur Erhebung gelangte, wozu auch Danzig gehörte, blieben danach 
von der Klaſſenſteuer frei. Es ergab ſich ſo von ſelber, daß in Jahren 
guter Ernten und bei ſtarkem Getreideangebot die Produzenten auch die 
Mahl- und Schlachtſteuer ganz oder teilweiſe zu tragen hätten, was ſich 
in weiterem Preisrückgang des Getreides bemerkbar machte. Im Dezember 
1824 galt der Scheffel Weizen 1 Tlr., der Scheffel Roggen 17 Sgr., nach— 
dem im September der Weizen ſogar auf 20 Sgr., der Roggen auf 12 Sgr. 
geſunken, womit der niedrigſte Preisſtand des Getreides erreicht war, 
denn gleich ſchlechte Preiſe beider Getreidegattungen ſind auch ſpäterhin 
nicht mehr eingetreten“). 

Die Landwirte waren ſo ſeit 1819 von Jahr zu Jahr in eine immer 
bedrängtere Lage geraten. Die führenden Elemente unter ihnen waren 
ſich auch darüber klar, daß bei den engliſchen Getreidezöllen die zollfreie 
Einfuhr ausländiſchen Getreides und dazu nun noch die Mahl- und 


*) Raimund Behrend: Aus dem Tagebuch meines Vaters Theodor Behrend. 


) Die Getreidepreiſe find den in den Amtblättern für die Garniſon Danzig 
veröffentlichten Nachweiſungen des Danziger Regierungs⸗Departements entnommen. 


386 


Schlachtſteuer in den größeren Städten geradezu ruinierend auf die 
preußiſche Landwirtſchaft einwirken mußten, weshalb ſie auf Abhilfe durch 
geſetzgeberiſche Maßnahmen hinzuwirken ſuchten. So ſchreibt am 
26. Juni 1822 der damalige Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen 
von Schön in Danzig: „Jeder Landjunker macht jetzt Projecte und alles 
reduzirt ſich darauf, daß der Scheffel Weizen 3 Taler und der Roggen 
2 Taler gelten ſoll, als wenn wir blos deshalb in einem Staat lebten!).“ 
Anders faßte der Deichgeſchworene Gottfried Hein aus Zugdam die 
Situation auf, wie das aus einer Denkſchrift von ihm aus dem Jahre 1824 
hervorgeht, auf deren Veranlaſſung ich noch ſpäter zurückkomme. Er hebt 
darin hervor, daß die koloſſalen Mengen des den Weichſelſtrom herab— 
kommenden Getreides, das früher nur für den Durchgangshandel eintraf, 
nunmehr für jeden Preis an Danziger Kaufleute verkauft werde, in den 
inländiſchen Konſum übergehe und ſo auf die Preiſe drücke. Dabei 
bleibe noch zu berückſichtigen, daß der Pole bei ſeiner Verfaſſung mit 
Scharwerksdienſten und Ackerſklaven weit billiger als der heimiſche 
Landwirt produziere und das polniſche Getreide zudem noch gegen das 
hieſige von vorzüglicher Güte ſei. Es handle ſich deshalb darum, ob vom 
Staat nicht Maßnahmen getroffen werden könnten, um dieſe immer 
nachteiligere Konkurrenz zu beſchränken. Wörtlich heißt es dann weiter: 
„Es legt ſich die Frage vor, ob es nicht zuläſſig wäre, daß der freie 
Handelsverkehr mit ausländiſchem Getreide zur hieſigen Conſumtion nicht 
unbedingt ſtattfinden dürfte, wenn die Getreidepreiſe zu einem zu niedrigen 
Standpunkt herabgeſunken, ob nicht nach reellen und ſoliden Grundſätzen 
in Rückſicht auf die Subſiſtenz des inländiſchen Ackerbaues Normalpreiſe 
zu beſtimmen und feſtzuſtellen ſein dürften, bei welchen jener Handels— 
verkehr zuläſſig wäre, und ob das ausländiſche Getreide nicht unter Beſchluß 
der Behörde zu ſtellen ſei, wenn jene Normalpreiſe ſchwankend würden, 
damit kein Mißbrauch des gegebenen Geſetzes ſtattfinden könnte. Die 
Erinnerung an die von Seiten der hohen Staatsbehörden zur Zeit der 
hohen Getreidepreiſe getroffenen Maßregeln gegen dieſelben in Hinſicht 
der Wohlfahrt der Bewohner des Staats beſtärken die Ueberzeugung des 
Beobachters, daß Maßregeln im entgegengeſetzten, gleich nachtheiligen 
Falle eben ſo zweckmäßig ſein würden, wenn nicht etwa aus Gründen 
und Rückſichten anderer Verhältniſſe die Ausführbarkeit unſtatthaft 
ſein ſollte. 


Maßregeln, die das Mißverhältniß der Preiſe der Producte mit den 
Koſten der Production ausgleichen, können die Subſiſtenz der Ackerwirthe 
erhalten, die aber zuverläſſig, wenn keine Maßregeln zu treffen ſind, 
zerſtört und vernichtet werden muß!“ 


Es ſind das dem 80 Jahre ſpäter erörterten und viel bekämpften 
Antrag des Grafen Kanitz nahe verwandte Gedanken. Gleichartige Urſachen 
rufen eben auch gleiche Wirkungen hervor, nur war der Erfolg der daraus 
hervorgegangenen Beſtrebungen 1824 ein ſehr beſcheidener. Von 1825 ab 
wurde in Preußen vom Scheffel Getreide jeder Art ein Zoll von 5 Sgr. 
erhoben, der in dieſem Jahre auch voll zur Geltung kam, denn im 
Dezember galt der Scheffel Weizen 1 Tlr. 5 Sgr., der Roggen 25 Sgr. 
1853 wurde übrigens auch dieſer Zoll bei einem Novemberpreiſe von 


*) Franz Rühl: Briefe und Aktenſtücke- Zur Geſchichte Preußens. Bd. III. 
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3 Tlr. pro Scheffel Weizen, 2 Tlr. 10 Sgr. 8 Pf. für Roggen, ſuspendiert 
und 1857 völlig aufgehoben, womit dann wieder Zollfreiheit bei der Ein— 
fuhr ausländiſchen Getreides eintrat. 


Vorhin geſchah bereits des Oberpräſidenten von Schön Erwähnung, 
und es bleibt deshalb der Hinweis auf die veränderte Einteilung der 
politiſchen Verwaltungsbezirke Weſtpreußens nachzuholen, die inzwiſchen 
eingetreten und in die auch die Stadt Danzig und ihr Landgebiet ein— 
begriffen waren. 1816 wurde der Regierungsbezirk Danzig in ſeinen 
jetzigen Grenzen durch Abtrennung von der Regierung zu Marienwerder 
neugebildet und beide Regierungsbezirke gleichzeitig zu einer ſelbſtändigen 
Provinz Weſtpreußen vereint, die als ſolche zunächſt nur acht Jahre beſtehen 
blieb. An die Spitze der Provinz Weſtpreußen trat der Oberpräſident 
von Schön, der gleichzeitig auch die Präſidialgeſchäfte der Regierung zu 
Danzig führte, die am 1. Juli 1816 ihre Tätigkeit aufgenommen hatte. 
1818 ſchloß ſich dann die Neueinteilung der Kreiſe an, durch die eine Ver— 
lleinerung der bis dahin ſehr ausgedehnten Kreisgebiete und damit eine 
geordnetere Verwaltung herbeigeführt wurde. Dieſer Neueinteilung 
verdankt auch der Landkreis Danzig ſeine Entſtehung, der ſich zum größeren 
Teil aus Gemeinden und Gütern des ſtädtiſchen Landgebiets zuſammenſetzte. 
Zum Landrat des neugebildeten Danziger Landkreiſes wurde der Polizeirat 
Treuge beim Polizei-Präſidium zu Danzig ernannt, den der Regierungsrat 
Flottwell“) am 2. Juli 1818 zu Ruſſoſchin, wohin Treuge ſeinen Wohnſitz 
verlegt hatte, in ſein neues Amt einführte. 


Mit der landrätlichen Kreisorganiſation gelangten erſt die Verwal— 
tungseinrichtungen des brandenburg-preußiſchen Staats in dem ehemaligen 
Landgebiet der Stadt Danzig zur vollen Durchführung, was natürlich 
eine große Veränderung in der Stellung des Stadtregiments zu dieſem 
Gebiet mit ſich brachte. Als ſtändiger Kommiſſar der Regierung war der 
Landrat nun Vertreter des Landesherrn, der Staatsgewalt im Kreiſe, 
und damit verblieben dem Stadtregiment im früheren ſtädtiſchen Landgebiet 
nur noch die Ortspolizeigewalt und die Patronatsrechte bei Kirchen und 
Schulen. 


So heißt es 1819 in einer Bekanntmachung der Danziger Regierung: 
„In polizeilicher Hinſicht ſtehen alle im Kreiſe lebenden Einwohner, ohne 
Unterſchied des Standes und Ranges und des Gewerbes, unter dem 
Landrat deſſelben, und alle Lokalbehörden, namentlich die Dorfſchulzen, 
Dominien, Domänenbeamten, Intendanten, Magiſträte haben ſeinen 
Anordnungen Folge zu leiſten und ihm die verlangte Auskunft zu geben.“ 
Es wird dann weiter hervorgehoben, daß dem Landrat nicht nur die 
Aufſicht über alle Zweige der Lokalpolizei, ſondern auch über die Strom— 
polizei und das Deichweſen zuſtehe. Ueber die Kommunalverwaltung und 
das Gemeindevermögen habe er die Aufſicht ſoweit auszuüben, wie dieſe 
dem Staate vorbehalten ſei. 


Die Stadt nahm danach nunmehr im Landkreiſe hinſichtlich ihres 
eigentümlichen Grundbeſitzes wie hinſichtlich der ihr grundzinspflichtigen 
Dorfgemeinden die Stellung des Grundherrn ein und war in dieſer damit, 

3 9 Er wurde 1830 Ober⸗Präſident der Provinz Poſen und ſpäter auch 
Finanzminiſter und Miniſter des Innern. 
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wie alle anderen Dominien, der Aufſicht des Landrats unterſtellt. Bei 
der landesherrſchaftlichen Macht, die das Stadtregiment jahrhundertelang 
über das Landgebiet ausgeübt hatte, wurde es den Mitgliedern desſelben 
natürlich ſchwer, ſich in die veränderte Situation zu finden, was erſt nach 
Jahren und nach recht häufigen Konflikten zwiſchen Landrat und Stadt— 
regiment eintrat. 

Die der ſtädtiſchen Gutsherrſchaft unterſtellten Ortſchaften wurden 
durch ſolche Konflikte allerdings wenig berührt. Wie bereits erwähnt, 
hatte bis zur Bildung des Landkreiſes Danzig der Polizeipräſident von 
Vegeſack auf Grund des zwiſchen der Organiſationskommiſſion und der 
Stadt geſchloſſenen Vertrages vom 29. April 1814 die Polizeigewalt 
im ehemaligen ſtädtiſchen Landgebiet ausgeübt. Seine Organe dabei 
waren die Deichgeſchworenen, die Oberſchulzen und Schulzen, und außer— 
dem ſtand ihm ſeit 1816 zur Wahrnehmung des polizeilichen Sicherheits— 
dienſtes noch eine beträchtliche Zahl von Gendarmen zur Verfügung. 
Letztere wurden nunmehr dem Landrat unterſtellt, während die Deich— 
geſchworenen und Schulzen unter den Magiſtrat traten, der die guts— 
herrliche Poilzeigewalt wieder ſelbſt übernahm. Die Deich— 
geſchworenen übten nunmehr die Deich-, Waſſer- und Wegepolizei, die 
Schulzen die übrigen Zweige der Ortspolizei als Organe des Magiſtrats 
aus; doch wurden ſie dabei in der gewohnten Selbſtverwaltung kaum 
irgendwie beſchränkt. Deswegen erwuchſen der Stadt auch aus der 
Wahrnehmung der gutsherrlichen Polizei keine nennenswerten Koſten; ſie 
hatte zunächſt auch noch bei ihrer damaligen Leiſtungsfähigkeit hinreichend 
an der Laſt zu tragen, die ihr durch die Unterhaltung des Polizeipräſidiums 
verblieb, deſſen Zuſtändigkeit ſich nicht nur auf den eigentlichen Stadtbezirk, 
ſondern auf den 1818 ebenfalls neu gebildeten Stadtkreis erſtreckte, zu 
dem außer der Stadt eine Zahl der umliegenden ländlichen Ortſchaften?) 
bis zu ſeiner Auflöſung im Jahre 1828 gehörten. So ſcheint es, daß nach 
Eintritt der Aufſichtsbefugnis des Landrats und energiſcher Wahrnehmung 
derſelben in der Folgezeit mindeſtens in den ehemals freiköllmiſchen 
Ortſchaften die gutsherrliche Polizeigewalt des Magiſtrats geradezu in 
Vergeſſenheit gekommen iſt. Denn als 1856 die Verhandlungen über 
die Abtretung der gutsherrlichen Polizeigewalt der Stadt an den Staat 
ſchwebten, äußerte ſich der damalige Landrat dahin, daß ihm die 
Wahrnehmung der Ortspolizei in jenen Ortſchaften obliege. Die Abtretung 
erfolgte dann mit gleichzeitiger Bildung eines ländlichen Polizeiamts 
aus den Landgemeinden des ehemaligen ſtädtiſchen Landgebiets im Jahre 
1857, an deſſen Spitze ein Staatsbeamter trat. Es war demnach faſt 
40 Jahre hindurch auch ohne bemerkbares Hervortreten der gutsherrlichen 
Polizeigewalt gegangen, immerhin ein Beweis dafür, wie anhaltend und 
ohne offenſichtliche Unterlaſſungen dieſe Gemeinden bei allem Wechſel des 
Regiments die Selbſtverwaltung ausübten. 


Das war eben durch die überkommenen Einrichtungen im Gemeinde⸗ 
leben und im Deichweſen bedingt; ſie zu fördern, war das neue landrätliche 
Regiment allerdings nicht angetan, da es ſich zunächſt in den bürokratiſchen 


) Es werden benannt: Allerengel, Altdorf, Dreilinden, Drei Schweinsköpfe, 
Alt⸗ und Neu⸗Emaus, Guteherberge, Heiligenbrunn, Hochſtrieß, Holm, Kalkſchanze. 
Kriefel, Munde, Nehrungſcher Weg, Nobel. Ohra. Landweg, Scharfenort. Schell⸗ 
mühl, Schuitendamm, Strohdeich, Troyl, Tempelburg, Zigankeaberg und Ziegelſcheune. 
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Bahnen hielt. Auch gemeinſame kommunale Intereſſen gab es für die 
Bewohner des neuen Landkreiſes Danzig nicht, denn mit den anderen 
preußiſchen Kreiſen erhielt er erſt nach zehnjährigem Beſtehen im Jahre 
1828 eine ſtändiſche Vertretung. Außer der Halbinſel Hela war das 
geſamte ſtädtiſche Landgebiet, ſoweit ein Teil davon nicht beim Stadtkreiſe 
verblieb, zum Landkreiſe gekommen, dem außerdem noch der größte Teil 
des Domänenamts Sobbowitz und diejenigen adligen Güter des ehemaligen 
Dirſchauer Kreiſes einverleibt wurden, die zwiſchen den Ortſchaften dieſes 
Amtes lagen. Der Kreis war 19,3 Quadratmeilen groß und hatte ungefähr 
31400 Einwohner. Auf die Niederung entfielen 10,4, auf die Höhe 
8,9 Quadratmeilen. 

Bei einem ſo verſchiedenartig zuſammengefügten Kreisgebilde wäre 
die Mitwirkung einer Kreisvertretung zunächſt auch kaum am Platze ge— 
weſen. Ohne ſie traten die vorhandenen Gegenſätze weniger in die Er— 
ſcheinung, was das Einleben in die neuen Verhältniſſe erleichterte, und 
zudem lag ſo den zuſtändigen Staatsbeamten um ſo mehr die Pflicht ob, 
mit ganzer Kraft für das wirtſchaftliche Emporkommen der noch aus 
Anlaß der Kriegsnachwehen ſchwer ringenden Bewohnerſchaft einzutreten. 
Und gerade beim oberſten Beamten der Provinz, beim Oberpräſidenten 
v. Schoen, tritt ein ſolches Beſtreben, beſonders auch hinſichtlich des bäuer— 
lichen Beſitzes, klar hervor, wennſchon er bei ſeinen volkswirtſchaftlichen 
Anſchauungen, wie das ſein vorhin angeführter Ausſpruch erkennen läßt, 
für Hebung der Getreidepreiſe durch zollpolitiſche Maßnahmen nicht zu 
haben war, ſondern lediglich durch Befähigung zur verbeſſerten Wirtſchafts— 
weiſe und vermehrten Produktion der Landwirtſchaft helfen wollte. Auf 
ſeine Veranlaſſung wurden deshalb auch von angeſehenen Nachbarn des 
Danziger und des Marienburger Werders Denkſchriften über die beſtehende 
Wirtſchaftsweiſe eingefordert, um danach bemeſſen zu können, welche Aende— 
rungen und Verbeſſerungen anzuregen ſeien, um zu geſteigerten Erträgen 
und damit zu einer erhöhten Rentabilität zu gelangen. Von Beſitzern im 
ehemaligen Stüblauſchen Werder liegt eine Denkſchrift des Deichgeſchworenen 
Gottfried Heyn zu Zugdam vom 24. September 1824 und eine ſolche des 
Nachbarn Andreas Wannow zu Güttland vom 5. Oktober desſelben Jahres 
vor. Beide Verfaſſer dieſer Schriftſtücke haben bei ihren Ausführungen 
eine Arbeit des Oekonomiekommiſſarius Ploſchnitz: „Beſchreibung des 
Wirtſchaftsſyſtems in der Danziger Niederung und der Angabe ſeiner 
Vortheile, Mängel und möglichen Verbeſſerungen vom 28. Mai 1823“ im 
Auge, die letzterer dem Landrat Treuge eingereicht hatte“). Es war das 
eine Prüfungsarbeit des Ploſchnitz, die den vollen Beifall des Landrats 
fand, denn er ließ ſie dem Deichgeſchworenen Heyn mit folgendem Vermerk 
zugehen: „Dieſe leſenswerthen Aufſätze, die bis auf das intellectuelle Fort— 
ſchreiten, den Gemeinſinn, den regen Eifer für das Gute und Beſſere, die 
hier an den Niederungsinſaſſen gerühmt werden, wovon ſich aber leider 
nichts vorfindet, den wirtſchaftlichen Zuſtand ſehr richtig darſtellen, ſind 
dem Deichgeſchworenen Herrn Heyn in Zugdam zugehen zu laſſen; ich werde 
es nicht ungern ſehen, wenn derſelbe bei deren Rückreichung ſeine Anſichten, 
die vielleicht auf gemachten Erfahrungen beruhen, mittheilt.“ Der Landrat 
hatte an der Arbeit mithin nur zu bemängeln, was irgendwie als Anerken— 


) Akten des Ober-Präſidiums zu Danzig und Königsberg im Kgl. Staats— 
archiv zu Danzig. 
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nung des Verhaltens der Niederungsbewohner gelten konnte, und daß die 
nicht gerade weit ging, ergibt ſich aus dem Vorwort des Ploſchnitz, in dem 
es heißt: „Nicht ganz ohne allen Nutzen ſcheinen die Kriegsdrangſale ge— 
weſen zu ſein. Eine allzu loſe Behandlung, die die Niederungen ſeit 
Jahrhunderten genoſſen, ununterbrochene Einförmigkeit des Ganges des 
Ganzen, die bei guten Getreidepreiſen und einträglichen Ernten unbedeutend 
erſcheinenden Grundabgaben wiegten den Bewohner in Schlummer. Was 
er bedurfte, ward ihm ohne große Anſtrengung, und ſo gerieth er zum Theil 
auf verderblichen, unangemeſſenen Luxus. Sowie offenbar eine übermäßige 
Beſteuerung die Induſtrie niederſchlägt, ſo belebt eine gemäßigte Be— 
ſteuerung dieſelbe. Es iſt ſchauerlich, wenn man ſonſt genügſame und 
fleißige Landwirthe mitunter jetzt in den Schänken ſich einander zum 
Saufen aufmuntern hört, weil ihnen nach ihrem Ausdruck doch nichts 
übrig bleibt, und der Teufel doch alles holt.“ 


Der Deichgeſchworene Heyn und der Nachbar Andreas Wannow 
ließen es denn auch bei Begutachtung der Denkſchrift an einer entſprechenden 
Antwort nicht fehlen. Heyn ſchreibt: „Ich kenne den Verfaſſer nicht und 
habe den Bewegungsgrund zur Beurtheilung ſeiner Abhandlungen nur in 
den abgehandelten Gegenſtänden und in der Art ihrer Behandlung finden 
können. Bei der Anſicht dieſer Abhandlungen, wo die Bewohner der hieſigen 
Niederung zu allgemein und zu auffallend kompromittirt werden, be— 
mächtigt ſich meiner der Gedanke, daß es die Pflicht erheiſche, eine Gelegen— 
heit zu benutzen, unverdienten und falſchen Sagen gegen die Vorfahren 
und Zeitgenoſſen meiner Landsleute durch treue Darſtellung ihrer wirk— 
lichen Eigenſchaften und Verhältniſſe zu begegnen. In allen Ständen 
und Gewerben und in allen Gegenden werden Menſchen von ungleichem 
Character angetroffen; geſittete und ungeſittete, mäßige und unmäßige, 
fleißige und träge, geſchickte und ungeſchickte findet man allenthalben, und 
es giebt keinen Stand und keine Gegend, wo dieſe Miſchung von ver— 
ſchiedenen Menſchen nicht ſtattfindet. Woher verdienen alſo die Bewohner 
der Höhe das Lob der Induſtrie und der Sittlichkeit, und die der Niederung 
den Vorwurf der Indolenz und Rohheit ſo ausſchließend? Wo ſind denn 
die Beiſpiele einer ſo muſterhaften moraliſchen Führung unter den Be— 
wohnern der Höhe anzutreffen? Und wo findet man denn die Bewohner 
der Niederung gleichſam auf der faulen Bärenhaut ſich wälzen oder in 
ſchauerlichen Trinkgelagen in der Schänke geſchäftslos umhertaumeln? 
Finden die Beiſpiele einer zügelloſen Lebensart nicht etwa auf der Höhe 
allgemein ſtatt?? — Es iſt eine durch Vorurtheil ausgebeutete Behauptung, 
daß in der Verfaſſung der Niederung von alters her ein Grund zur Indo— 
lenz und Rohheit der Bewohner liege, und daß Einförmigkeit, un- 
bedeutende Grundabgaben und ergiebiger Boden ſie darin beſtärkt und 
eingewiegt haben.“ 


Und Wannow äußert ſich nach einer Darſtellung der auf ſeinem 
18 Hufen großen Beſitz beſtehenden Wirtſchaftsweiſe mit den der Lage und 
Bodenbeſchaffenheit der Felder angepaßten Fruchtfolgen in gleichartigem 
Sinne: „Ueberhaupt kann man wohl annehmen, daß ſich jeder Wirth nach 
der Beſchaffenheit und den Verhältniſſen ſeiner Wirthſchaft einrichtet, und 
wenn er über die Einrichtung nachdenkt, ſo wird er gewiß auch darüber 
nachdenken, welche Art- und Fruchtbeſtellung ihm den mehrſten Nutzen 
bringt. Und ließe ſich hieraus denn wohl folgern, daß nicht unter den 
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Wirthen im Danziger Werder lauter faule Menſchen find, die nur ohne 
Nachdenken auf der Bärenhaut ihre Wirthſchaft verliegen, wie es oft 
öffentlich ausgeſprochen wird. Sind nun auch nur Einige da, von denen 
man ſagen kann, ſie ſind gute und nachdenkende Wirthe, dann zu glauben 
und vorauszuſetzen, daß eine ganze Gegend voll lauter ſchlechter und 
dummer Menſchen lebt, ſcheint mir von Schwachheit zu zeigen, — ſo kann 
man auch vorausſetzen, daß bei einer ſolchen Vermengung, wie die Felder 
der Werderſchen Wirthe untereinander und nebeneinander liegen, auch der 
ſchlechte, weniger nachdenkende Wirth das Beſſere beobachten und nach— 
ahmen wird.“ 


Man gewinnt den Eindruck, als wenn Heyn und Wannow mit ihren 
Auslaſſungen nicht nur den ungerechtfertigten Behauptungen des Verfaſſers 
der Denkſchrift, ſondern auch der ungünſtigen Meinung begegnen wollten, 
die der Landrat Treuge über Lebensführung und Wirtſchaftsweiſe der 
Werderſchen Nachbarn ſeines Kreiſes bekundete. Es muß bekannt geweſen 
ſein, daß er die Bewohner des Höheteils ſeines Kreiſes höher einſchätzte, 
weshalb Heyn dieſe zum Vergleich heranzieht. Gefügiger werden ſie, was 
den Bauernſtand anbelangt, auch jedenfalls geweſen ſein als die ſelbſt— 
bewußteren Nachbarn des Werders, denn der Bauernſtand auf der Höhe 
war noch ſtark mit polniſchen Elementen durchſetzt, und ihm fehlte die 
Schulung der Selbſtverwaltung, die den Werderſchen Nachbarn durch 
Jahrhunderte eigen war. Von einem Gemeinſchaftsgefühl bei den Be— 
wohnern des neuen Danziger Landkreiſes war damals noch keine Rede, 
die landſchaftlichen Gegenſätze übten vielmehr ihre volle Wirkung aus. 
Vorurteile beruhen eben entweder auf überkommener Meinung oder auf 
oberflächlichen Eindrücken, und ſie ſind meiſtens ſehr langlebig, weil die— 
jenigen, bei denen ſie Eingang gefunden, es nur äußerſt ſelten der Mühe 
wert halten, durch gründliche und ſachliche Prüfung der vorhandenen Zu— 
ſtände und ihres Werdeganges ſich von ihnen zu befreien. Das darf man 
bei dem abfälligen Ausſpruch des Landrats Treuge über die Niederungs— 
bewohner ſeines Kreiſes nicht aus dem Auge laſſen, das gilt aber auch für 
den Deichgeſchworenen Heyn hinſichtlich deſſen Beurteilung der Bewohner 
des Höheſchen Kreisteils. Ebenſo wird man zugeben müſſen, daß er bei 
dem nachſtehenden ungünſtigen Zeugnis, das er den Werderſchen Arbeiter— 
frauen ausſtellt, auf Vorurteilsloſigkeit nicht gerade Anſpruch machen 
kann; aber trotzdem gibt ſeine Denkſchrift ein treffendes Bild für den 
Stand des Landwirtſchaftsbetriebes wie über die Lebenshaltung der Nach— 
barn und Arbeiter zur Zeit des Jahres 1824 im Danziger Werder. Ergänzt 
wird dasſelbe noch in ſehr ſchätzenswerter Weiſe durch die Wannowſche 
Schrift, weshalb ich auf die Darſtellungen beider hier noch weiter eingehe. 


Dieſe laſſen erkennen, daß damals durch den allerdings noch recht 
beſchränkten Anbau von Klee und Kartoffeln der Uebergang zum Verlaſſen 
der Dreifelderwirtſchaft bereits angebahnt war. Die wirtſchaftliche Not aus 
Anlaß der tiefgeſunkenen Getreidepreiſe, die auf eine vermehrte Produktion 
gebieteriſch hinwies, gab dazu eine ausreichende Anregung. Wenn dieſer 
Uebergang zu einer rationelleren Wirtſchaftsweiſe trotzdem nicht geringen 
Bedenken begegnete, ſo ſprachen dabei auch andere Gründe als Vorliebe 
für das Herkömmliche und Mißtrauen gegen Neuerungen mit, die natürlich 
auch nicht wenig ins Gewicht fielen. Bei der großen Ausdehnung der 
Brache, die ein Drittel des geſamten Ackerlandes ausmachte, konnte von 
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deren Düngung in vollem Umfang keine Rede ſein, wenn nicht ein außer— 
gewöhnlich großer Wieſenbeſitz zur einzelnen Wirtſchaft gehörte. Ein 
erheblicher Teil des Brachfeldes erhielt deswegen keine Düngung und wurde 
als ſogenannte Schwarzbrache behandelt. Dies wiederholte ſich der Regel 
nach bei den von der Hoflage weit entfernten Ländereien, die ſo jahrhunderte— 
lang ſtiefmütterlich behandelt worden waren. Sie wurden, wie es hieß, 
lediglich von den Vögeln gedüngt. Die ungünſtige Lage der Felder zur 
Hofſtätte war durch die Auslandungen im 16. und 17. Jahrhundert nicht 
beſeitigt worden, weil eine etwaige Verlegung der Wirtſchaftsgehöfte aus 
der vorhandenen Dorflage dabei völlig außer Betracht blieb. Jene Sepa— 
ration erfolgte vielmehr, wie bereits angeführt, nach der dem Boden 
angepaßten und herkömmlichen Einteilung der Dorfsflur in Acker, Wieſe 
und Weide, wobei auch noch ferngelegene Aecker Sonderpläne bildeten, in 
denen jedem Beſitzer ſein Anteil zugewieſen wurde. Durch zahlreiche Auf— 
teilungen von Höfen im Laufe der Jahrhunderte, von denen die Trennſtücke 
an eine Mehrzahl von Nachbarn übergingen, wurde dann die dergeſtalt 
vorhandene Gemengelage noch vermehrt, und fie beſteht, den Wirtſchafts— 
betrieb nicht ſelten erſchwerend, auch gegenwärtig noch. Andreas Wannow 
maß dieſer Gemengelage nach ſeiner vorhin angeführten Auslaſſung min- 
deſtens einen erziehlichen Wert bei, der auch nicht in Abrede zu ſtellen iſt. 


Es bleibt aber erklärlich, daß bei Einſchränkung der Schwarz— 
brache durch Aufnahme von Klee und Kartoffeln in die Fruchtfolge ein 
Rückgang in den Getreideerträgen befürchtet wurde. So meinte Andreas 
Wannow, Kartoffeln in der Brache brächten den nachfolgenden Saaten 
Schaden, und er führt dabei an: „Ein Beweis dafür, wie unrecht diejenigen 
theoretifchen Oekonomen haben, welche die Brache ganz abgeſchafft und 
durch dergleichen Fruchtbau erſetzt wiſſen wollen. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß Wirthe, die womöglich die ganze Brache durch Kartoffelbau 
nutzten, ſich aus den Höfen herausgewirthſchaftet haben. Der kleine Eigen— 
käthnerbeſitz kann wohl ohne Brache auskommen, nicht aber der geſpann— 
haltende Beſitz. Die Abſchaffung wird alſo wohl, wenn ſie mit Nutzen 
verbunden ſein ſoll, ſo lange unterbleiben müſſen, bis jeder Morgen wenig⸗ 
ſtens mit einer Familie beſetzt iſt.“ Inſofern hat er auch recht behalten, 
als der Anbau der Kartoffel bei der Beſchaffenheit des Niederungsbodens 
ſich durchſchnittlich nicht ſo rentabel geitaltet hat, daß er dazu angetan war, 
die Abſchaffung der Brache in nachhaltiger Weiſe zu fördern; das blieb erſt 
in ſpäterer Zeit dem Anbau der Zuckerrübe vorbehalten. Zudem waren die 
Entwäſſerungsverhältniſſe im Danziger Werder zu jener Zeit noch ſehr 
ungünſtige, was in naſſen Jahren die Erträge an Kartoffeln auf nicht 
beſonders hochgelegenen Aeckern gänzlich in Frage ſtellen mußte. Der 
Deichgeſchworene Heyn hebt ausdrücklich hervor, daß die inneren Abwäſſe— 
rungskanäle ſich größtenteils in ſchlechtem Zuſtand befänden und hinſichtlich 
ihrer Unterhaltung noch große Mängel vorlägen. Damit ſteht auch nicht 
im Widerſpruch, was vorhin über die ſtaatlichen Beihilfen zur Wieder- 
herſtellung der Entwäſſerungsmühlen und Aufräumung der Hauptvorfluten 
während der Jahre 1814 bis 1816 angeführt iſt, denn zur Inſtandſetzung 
der verwahrloſten Vorfluten in einer dem vorhandenen Bedürfnis auch nur 
einigermaßen entſprechenden Weiſe hatten jene Arbeiten auch nicht an- 
nähernd ausgereicht. Beſonders galt dies hinſichtlich der Mottlau, die ſich 
in einer traurigen Verfaſſung befand und dabei das Waſſer faſt ſämtlicher 
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1 Vorfluten zu jener Zeit noch aufnehmen mußte und abführen 
ſollte. 

Solche Mängel der Vorflutverhältniſſe machen es verſtändlich, daß 
auch der Anbau von Klee in der Brache mit großer Vorſicht aufgenommen 
wurde, denn in naſſen Jahren konnte der mit Klee beſtellte Teil, wenn er 
als Weide oder zur Grünfuttergewinnung genutzt wurde, nicht mehr aus— 
reichend für die Winterſaat hergerichtet werden. Andreas Wannow meint 
denn auch, in der Brache gebaut bringe der Klee ebenſo wie die Kartoffel 
Nachteil; ihn an der Stelle einer anderen Frucht zu bauen, gäbe aber keinen 
Nutzen. Doch weiſt er darauf hin, daß die Dörfer Woſſitz, Gemlitz, Groß⸗ 
Zünder uſw., die wenig Wieſenwachs beſäßen, gewöhnlich die Brache zur 
Hälfte mit Klee oder Wicke beſtellten. Sie hätten, ſo hebt er ausdrücklich 
hervor, mithin nicht mehr Drei-, ſondern Sechsfelderwirtſchaft. 

In ſeinem eigenen, nach heutigem Flächenmaß alſo 300 Hektar 
großen Beſitz bewirtſchaftete er das Ackerland in drei verſchiedenen Frucht— 
folgen. Den beſten Boden in fünf Feldern: Brache (mit 60 Fuder Dünger 
pro kulm. Morgen), Kleine Gerſte, Roggen, Erbſen und Bohnen (die 
Stoppel im vorhergegangenen Herbſt geſtürzt), Roggen und Weizen. Den 
geringeren Boden in vier Feldern: Brache (mit 40 Fuder Dünger), Roggen, 
Erbſen, Bohnen, auch Gerſte und Gemenge, Roggen und Weizen. Die 
entfernt gelegenen Aecker in drei Feldern: Brache (ohne Dung), Gerſte, 
Roggen oder Weizen. 

Die ſtarke Düngung bei den erſten beiden Fruchtfolgen, die jedenfalls 
den größten Teil des Ackerlandes einnahmen, war nur durchführbar, weil 
der Beſitz einen hohen Anteil von Wieſen einſchloß, die teilweiſe auch 
noch geackert und dann mit Hafer beſtellt wurden. In eigentlichen Ader- 
felde wurde dem Hafer nur ſehr ungern ein Platz eingeräumt, weil man 
annahm, daß er den Acker verqueckte und kraftlos machte. Eine Meinung 
übrigens, die ſich bis zur intenſiveren Beackerung des Bodens aus Anlaß 
des Zuckerrübenbaues erhielt. Auffällig bleibt, daß Wannow zu jener Zeit 
mindeſtens bei dem beſten Boden dem Raps- und Rübſenbau, der damals 
ſchon vereinzelt aufgenommen war, noch keinen Platz einräumen wollte, 
weil dieſer keinen Nutzen brächte. Heyn gibt allerdings den Ertrag pro 
kulmiſchen Morgen auf nur 15—18 Scheffel an und fügt hinzu, daß man 
befürchte, die Saat werde nur ſchwer aus dem Acker zu bekommen ſein. 
Letzteres iſt jedenfalls ein Beweis dafür, daß die Verſuche mit dem Anbau 
von Oelſaaten erſt aufgenommen waren. Es vergingen immerhin noch 
faſt zwei Jahrzehnte, bevor ſein Wert voll anerkannt wurde, der bei dem 
ausgedehnten Brachfeld und bei der wenig unterbrochenen Reihe der 
Halmfrüchte in der Fruchtfolge eigentlich auf der Hand lag. Der Folge 
von Halmfrucht auf Halmfrucht dürfte es mindeſtens mit zuzuſchreiben ſein, 
daß die Erträge zu jener Zeit keine höheren waren. Der Deichgeſchworene 
Heyn gibt fie für eine bedeutende Niederungswirtſchaft, wie er aus⸗ 
drücklich hervorhebt, in zehnjähriger Fraktion pro kulmiſchen Morgen wie 
folgt an: Roggen 34, Weizen 21, Gerſte 35, Hafer 45, graue Erbſen 21, 
weiße Erbſen 16, Bohnen 32 und Wicken 18 Scheffel. Dieſe Erträge ſind 
doppelt ſo hoch, als ſie in der Taxe bei der vorhin erwähnten Schicht und 
Teilung der Barthel Weſſelſchen Erben im Jahre 1800 in Anſatz gebracht 
waren, weshalb anzunehmen iſt, daß ſie bei der Mehrzahl der Wirtſchaften 
des Stüblauſchen Werders nicht unerheblich zurückblieben. 
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Wenn der Oberpräfident von Schoen, wie erwähnt, in Steigerung 
der Produktion durch verbeſſerte Wirtſchaftsweiſe ein Hilfsmittel für die 
Landwirtſchaft erblickt, um aus dem vorhandenen Notitand zu gelangen, 
ſo hatte er bei den gekennzeichneten Erträgen jedenfalls inſoweit recht, als 
nach dieſer Richtung hin noch ſehr viel geſchehen konnte. Zu einem ſolchen 
Vorgehen gehören aber nicht unerhebliche Betriebsmittel, wenn es auch 
nur einigermaßen energiſch aufgenommen werden ſoll, und daran fehlte 
es eben damals faſt allgemein. Im Stüblauſchen Werder hatten die Nach— 
barn zunächſt darauf ſehen müſſen, ihren Viehbeſtand wieder zu ergänzen. 
Heyn führt an, daß der durch die Kriege ſehr heruntergekommene Pferde— 
beſtand ſich ſichtbar vervollkommnet habe und jede Wirtſchaft wieder mit 
hinlänglichem Angeſpann verſehen ſei. Die Pferde wären zwar nur von 
mittlerer Größe und mehr von feſtem und dauerhaftem, als von feinem und 
ſchönem Wuchs, doch werde ihre Veredlung durch Beſchäler aus dem Kgl. 
Geſtüt immer allgemeiner. 

Die Haltung und Zucht von Rindvieh ſei nur in dem unteren Teil 
der Niederung und in Dörfern, die Moorwieſen beſäßen, von erheblicher 
Bedeutung; für die Dörfer des mittleren und oberen Teils des Werders 
träfe das nicht zu, weil die Wieſen entweder fehlten oder deren Graswuchs 
ſich nicht für Rindvieh eigne. Bei den guten Wieſen im unteren Teil der 
Niederung belaufe ſich der Milchertrag pro Kuh und Tag auf 12—15 Quart, 
wovon ein Pfund Butter gewonnen werde, in den anderen Dörfern, wo 
gleichwertige Weide und gleichwertiges Heu fehlten, werde dieſer Ertrag 
aber lange nicht erreicht. Eine ſchlachtbare Kuh wiege 450—500 Pfund. 

Eine einigermaßen ſichere Grundlage für die Wirtſchaft wird die 
Rindviehhaltung danach, wie auch früher, nur in den Freidörfern geweſen 
ſein, wobei der leichtere und günſtigere Abſatz von Milch und Butter nach 
Danzig wohl ebenſo ins Gewicht fiel wie die beſſere Qualität der Wieſen. 
Jedenfalls erhellt aus alledem, daß die Viehhaltung im großen und ganzen 
noch nicht dazu angetan war, einigen Erſatz bei den ſchlechten Getreide— 
preiſen zu bringen, zumal der an und für ſich niedrige Preis für Schlacht— 
vieh in Danzig noch durch die Schlachtſteuer belaſtet wurde, die auf 3 M. 
pro Zentner Lebendgewicht bemeſſen war, aber nach einem feſten Satz pro 
Stück der verſchiedenen Viehgattungen erhoben wurde und deshalb für den 
Verkäufer bei Tieren von leichterem Gewicht um ſo preisdrückender wirkte. 

Bei der großen Geldknappheit, die dieſe für die Landwirte ſo traurige 
Zeit herbeiführte, kam es denſelben mindeſtens zugute, daß ſie ihre Betriebs— 
koſten in der Hauptſache noch durch Naturalleiſtungen deckten. Denn das 
erforderliche Arbeiterperſonal war beſonders in den Wirtſchaften der Schar— 
werksdörfer wegen des überwiegenden Getreidebaus hoch. Heyn gibt an, 
daß für jede Hufe ein Knecht und eine Arbeiterfamilie gehalten werde 
und außerdem noch für jede Wirtſchaft zwei bis drei Dienſtjungen oder 
Viehhirten wie zwei bis drei Dienſtmägde. Dabei dürfte er Wirtſchaften 
von 4 bis 5 Hufen im Auge gehabt haben, die in den Scharwerksdörfern 
vorwiegend waren. Die Knechte ſetzten ſich in der Mehrzahl aus unver— 
heirateten jüngeren Leuten zuſammen, während die verheirateten Arbeiter 
von Heyn als Mäher, Dreſcher, Gräber und Tagelöhner bezeichnet werden. 
Sie erhielten Wohnung und Gartenland in der Kate ihres Dienſtherrn, 
wofür ihnen eine Miete von 2 Talern jährlich auf ihren Verdienſt an- 
gerechnet wurde. Wenn der Herr ſie beſchäftigte, was natürlich während des 
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größten Teils des Jahres der Fall war, wurden fie der Regel nach im Hof 
gemeinſam mit dem Geſinde beköſtigt; erſt wenn das Getreide ausgedroſchen 
war, traten ſie bis zum Beginn der nächſten Ernte gewiſſermaßen in die 
Stellung freier Arbeiter, ſofern ihr Dienſtherr keine Beſchäftigung für ſie 
hatte. Und auch bei dieſem ſcheinen ſie während dieſes Zwiſchenraums 
gewiſſe Akkordarbeiten, wie Grabenräumen und Grasmähen, auf eigene Koſt 
ausgeführt zu haben. Der Akkordſatz betrug ohne Beköſtigung beim Graben— 
räumen 1 Sgr. 3 Pf. pro laufende Rute, beim Grasmähen 6 Sgr. 6 Pf. 
pro kulmiſchen Morgen. Der gleiche Satz wurde beim Getreidemähen mit 
Beköſtigung gewährt. Die Dreſcher erhielten bei Beköſtigung 6 Pf. pro 
Scheffel, ohne Koſt den 15. bis 12. Scheffel. Im Tagelohn bekamen ſie 
mit Beköſtigung 2½ Sgr. zur Sommers: und 1½ Sgr. zur Winterszeit. 


Dieſe Einwohner ſtanden mithin zu ihrem Dienſtherrn in einem 
freieren Vertragsverhältnis als gegenwärtig die Inſtleute; ſie wurden auch 
noch in erheblich ſpäterer Zeit plattdeutſch „Garner“ genannt, was 
„Gärtner“ bedeutet und darauf hinweiſt, daß ſie nicht zum Geſinde gerechnet 
wurden, ſondern eine ſelbſtändigere Poſition einnahmen, die aus der 
Stellung der Eigengärtner abgeleitet ſein mag. 


Unverheiratete Knechte und Mägde erhielten durchweg Wohnung 
und Verpflegung beim Dienſtherrn mit einem Jahreslohn von 20 bis 
30 Talern für männliche und 15 bis 20 Talern für weibliche Dienſtboten. 


Fremde Arbeiter wurden nur zum Schneiden des Wintergetreides 
während der Ernte angenommen. Dazu trafen dann aus den Ortſchaften 
der Umgegend von Pr. Stargard und Berent polniſche Männer, 
Frauen und Mädchen unter einem Vorſchnitter ein, der die Geſtellung 
der erforderlichen Zahl von Arbeitskräften übernommen hatte und gewöhn— 
lich ſeine Frau und ſeine jüngeren Kinder mitbrachte. Das Schneiden 
wurde nach dem Stande des Getreides zu einem jährlich wechſelnden 
Akkordſatz für den kulmiſchen Morgen verdungen und das geſamte 
Schnitterperſonal vom Arbeitgeber beköſtigt. Das Schneiden des Getreides 
war inſofern praktiſch, als es erheblich weniger Scheunenraum erforderte, 
die Dreſcharbeit nicht wenig verminderte und die dabei verbleibende hohe 
Stoppel als Brennmaterial für die verheirateten Arbeiter genutzt wurde, 
wo nicht Torf oder Holz dazu im eigenen Beſitz zur Verfügung ſtand oder 
nahebei gekauft und angefahren werden konnte. Die damaligen Wege— 
verhältniſſe ließen eine weite Anfuhr des Brennbedarfs in größeren 
Quantitäten nicht zu, und eine Verwendung von Kohlen zu Koch- und 
Heizzwecken kam damals in dieſer Gegend überhaupt noch nicht in Frage. 
Es iſt auch anzunehmen, daß die Einwohner die für ihren Brennbedarf 
erforderliche Stoppel von ihrem Dienſtherrn unentgeltlich erhielten, wie 
das ſpäterhin noch lange der Fall war, wenn Heyn es auch nicht beſonders 
hervorhebt. 


Hinſichtlich der Arbeitserſparnis beim Dreſchen des geſchnittenen 
Getreides bleibt zu berückſichtigen, daß Dreſchmaſchinen den Flegeldruſch 
damals noch nicht zu erſetzen vermochten. Sie kamen, wie auch 
Sämaſchinen, zwar ſchon vor, doch meint Heyn, fie würden in den Wirt- 
ſchaften, wo ſie angeſchafft wären, ſtets in defektem Zuſtand und niemals 
im Gebrauch vorgefunden, wenngleich viele Beſitzer ein großes Gepränge 
damit trieben. 
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Jedenfalls hielt man das Schneiden des Wintergetreides beim 
damaligen Wirtſchaftsbetriebe noch für durchaus zweckmäßig, doch hätte 
es nach Heyns Anſicht ſehr wohl von den Frauen der Einwohner bewirkt 
werden können, wenn nicht die verderbliche Gewohnheit beſtände, daß dieſe 
nicht zur Arbeit gingen. Im andern Falle könnten die Schnitter entbehrt 
werden und der Schnitterlohn im Orte bleiben. Das Haupthindernis 
bilde das verderbliche Aehrenleſen während der Ernte. Verſuche zur 
Abſchaffung dieſes Uebels wären oft gemacht, doch immer fehlgeſchlagen. 
Der einzelne Wirt könne es nicht wagen, dieſe eingewurzelte Gewohnheit 
abzuſchaffen, weil er ſonſt alle Arbeiter verlieren würde. 

Dieſes Urteil iſt natürlich von dem Widerſtreben beeinflußt, das die 
Einwohnerfrauen ihrer uneingeſchränkten Heranziehung nach Wunſch des 
Dienſtherrn für deſſen Wirtſchaftsbetrieb entgegenſtellten. Und dieſes 
Widerſtreben wird nicht unberechtigt geweſen ſein, ſondern vielmehr im 
wohlverſtandenen eigenen Intereſſe der Arbeiterfrauen gelegen haben, 
denn gerade eine ordentliche und wirtſchaftliche Arbeiterfrau hatte auch 
dann, wenn ihr Mann im Hofe beköſtigt wurde, ein volles Tagewerk, 
wenn ſie ihr Hausweſen, ihre Kinder und ihren kleinen Viehbeſtand aus— 
reichend in acht nehmen und verſehen wollte. Der Arbeitsverdienſt hätte 
wahrſcheinlich das nicht erſetzt, was ſie durch Verſäumnis in ihrer eigenen 
Wirtſchaft verlor, doch ſchloß das natürlich nicht aus, daß ſie ſich zu Dienſt— 
leiſtungen im Haushalt ihrer Dienſtherrſchaft auf Stunden und auch auf 
längere Tageszeiten freimachen konnte. Daran wird es auch nicht gefehlt 
haben, in Frage ſtand aber vornehmlich die Heranziehung zu den Ernte— 
arbeiten in Feld und Scheune, wozu die Einwohnerfrauen nicht zu 
haben waren. 

Ich hebe das hervor, weil es bei dem nachfolgenden und gleich 
ungünſtigen Urteil Heyns über die Arbeiterfrauen zu beachten bleibt. 
Weglaſſen wollte ich es aber nicht, weil es ſicher von nicht wenigen 
Nachbarn zu jener Zeit geteilt wurde und immerhin ein intereſſantes Bild 
der damaligen Anſchauungen und auch Zuſtände gibt. 

So berichtet er weiter: „Die Weiber der Einwohner gehen garnicht 
zur Arbeit, ſondern ſuchen ſich lediglich in ihrem Hausweſen zu beſchäftigen 
und laſſen ſich bei Faulheit und Müßiggang von ihren Männern füttern. 
Dieſes hat Armuth und Dürftigkeit zur natürlichen Folge. In ihrer 
Wohnung findet man weder Reinlichkeit noch Ordnung. Die Kinder 
werden thieriſch erzogen und viele werden ein Opfer der Unreinlichkeit und 
Unmäßigkeit. Ein frevelhaftes Zurückhalten derſelben von der Schule 
findet beſonders bei den katholiſchen Konfeſſioniſten ftatt. Einige nicht ganz 
der Faulheit ergebene Weiber beſchäftigen ſich im Sommer mit dem 
Tabaksbau und im Winter mit Stricken und Spinnen. Bei der Ernte 
zieht Weib und Kind zum Aehrenleſen ins Feld. In ganzen Scharen 
verſammeln ſie ſich auf dem Lande, wo geerntet wird, und liegen mehrere 
Stunden müßig und geſchäftslos. Die Langeweile erzeugt hier unter 
ihnen zankſüchtige Klätſchereien, die oft zu Thätlichkeiten führen, zu 
Beſchimpfungen und den abſcheulichſten Aufführungen, während die 
Männer und Väter bei Senſe, Forke oder Harke ſich den Schweiß vom 
Geſicht triefen laſſen. Die hieſigen Einwohner ſind im allgemeinen keine 
ſchlechten und ungeſchickten Arbeiter, nur die Weiber ſind die einzige Urſache 
ihrer Armuth, durch welche ſie oft zum Stehlen verleitet werden.“ 
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An anderer Stelle ſchreibt er allerdings auch noch dem Anbau der 
Kartoffeln, der dazu beigetragen, daß Getreide und beſonders Hülſenfrüchte 
im Werte ſtark geſunken, eine demoraliſierende Wirkung auf die Arbeiter— 
klaſſe und beſonders auf den weiblichen Teil derſelben zu: „Sind die 
Kartoffeln gleich das hauptſächlichſte Nahrungsmittel der armen Klaſſe 
auf dem Lande, ſo werden ſie auch zugleich ein Stärkungsmittel der Faulheit 
Vieler derſelben. Soviel kann jeder Einwohner und Tagelöhner bald 
verdienen, um ſich in einen hinlänglichen Beſitz dieſes Lebensmittels zu 
ſetzen.“) Wenn die Landwirthe bei dem gegenwärtigen großen Geldmangel 
genöthigt ſind, auf einen mäßigen Tage- und Arbeitslohn durchaus zu 
halten, ſo liegen viele Einwohner und Arbeiter lieber in ihrer Wohnung 
müßig und begnügen ſich mit Kartoffeln und Salz, als daß ſie ſich ent— 
ſchließen, für einen kleinen Lohn zu arbeiten; die Wirthe werden in die 
Alternative verſetzt, den Arbeitern den gewöhnlichen Lohn zu geben oder 
ſich zum Nachtheil der Wirthſchaft einzuſchränken. Das weibliche Geſchlecht 
dieſer Klaſſe wird beſonders im Müſſiggange und in der Faulheit durch 
Ueberfluß der Kartoffeln geſtärkt, und es iſt beim Beſitz dieſes wohlfeilen 
Nahrungsmittels ſchwer, zur Arbeit mobil zu machen. Schon die ganz 
jungen Dienſtmägde ſehnen ſich in ihrem Dienſte, von dem Beiſpiel der 
Alten angeſteckt, nach dieſem ſelbſtändigen Kartoffelhausſtande, wo ſie nach 
ihrer Meinung doch nicht ſo ſchwer als bei ihrer Dienſtherrſchaft arbeiten 
dürfen, wenn ſie auch öfterer Kartoffeln eſſen müſſen. Für die haupt— 
ſächlich ihrer Aufſicht anvertraute phyſiſche Erziehung ihrer Kinder ſind die 
Kartoffeln höchſt nachtheilig, denn dieſe werden faſt ausſchließlich und im 
Uebermaß damit gefüttert; dieſen Nachtheil kann man an den blaſſen 
Geſichtern und dicken Bäuchen der mehrſten Kinder wahrnehmen. Dieſe 
nachtheiligen Umſtände bei der Kartoffelkultur, welche die Erfahrung auf 
der Höhe ſchon früher entdeckte, beſtätigen ſich auch in der Niederung immer 
allgemeiner.“ 


Die nachteiligen Folgen einer einſeitigen Kartoffelnahrung werden 
ſicher nicht ſelten bei den Arbeiterkindern vorgelegen haben; um jo vorteil- 
hafter war es für ſie, daß ſie der Regel nach noch im jugendlichen Alter, 
gleich nach ihrer Einſegnung, in den Geſindedienſt traten und in dieſem 
während ihres weiteren Wachstums mit kräftiger Koſt verſehen wurden. 
Und dieſe Koſt übte auch auf die Einwohner eine um jo größere Anziehungs⸗ 
kraft aus, je knapper es in ihrem eigenen Haushalt herging; es iſt deshalb 
auch nicht anzunehmen, daß die Zahl derjenigen nennenswert geweſen iſt, 
die aus Faulheit ſich lieber mit Kartoffeln und Salz begnügten, ehe ſie in 
Arbeit traten. Daß ſie in Rückſicht auf die durch die ſchlechten Getreide— 
preiſe hervorgerufene große Geldknappheit bei den Beſitzern ſich nicht zu 
einer Herabminderung ihrer Löhne verſtehen wollten, ſolange ſie dem wider— 
ſtehen konnten, iſt erklärlich; denn auch die Beſitzer verſtanden ſich in 
Jahren mit hohen Einnahmen nicht freiwillig zur Erhöhung der Löhne, 
ſondern nur, wenn der Mangel an Arbeitskräften ſie dazu zwang. 


Heyn verfährt bei Beurteilung der Arbeiter eben ſo, wie das auch 
gegenwärtig noch für Angehörige der beſſeren Stände nicht ſelten zutrifft: 
er legte der ganzen Klaſſe das zur Laſt, was mit Recht doch nur bei einer 
Anzahl derſelben zu bemängeln war. Anders ſtellt er ſich bei Beurteilung 


*) Derk Scheffel galt im November 1824 ſieben Silbergroſchen. 
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der Beſitzer; dabei hat er nur die tüchtigen Wirte im Auge, wie das aus 
ſeiner anſprechenden und im großen und ganzen auch ſicher zutreffenden 
Schilderung des Betriebes in Haus- und Hofwirtſchaft hervorgeht. Dieſe 
lautet: „In dem Hausweſen der hieſigen Grundſtücksbeſitzer findet man im 
allgemeinen eine Ordnung und einen Ton, der nicht zu tadeln iſt. Im 
Betriebe der Haus- und Wirtſchaftsgeſchäfte herrſcht eine geregelte Ein— 
teilung, und zu jedem Geſchäft wird die rechte Zeit wahrgenommen. Früh 
und ſpät iſt geſchäftige Thätigkeit rege, welche nie durch Theilnahme an 
Vergnügungen oder aus Hang zur Bequemlichkeit zum Nachtheil der Wirth— 
ſchaft geſtört und unterbrochen wird. In der Regel gehen Arbeiter und 
Geſinde um 4 Uhr morgens an ihre Geſchäfte. In den kurzen Tagen er— 
halten die Knechte und Dreſcher beim Häckſelmachen, Viehfüttern und 
Dreſchen morgens Licht; des Abends endet gewöhnlich die Arbeit mit 
Finſterwerden, und die Abendmahlzeit wird bei Licht gehalten. Die Dienſt— 
mägde werden in den kurzen Tagen des Morgens und Abends am Spinn— 
rocken beſchäftigt. 


Die Hauswirtſchaft, das Milchweſen, die Federviehzucht und der 
Gemüſebau ſind Gegenſtände für die Wirthin und werden hauptſächlich 
von den weiblichen Dienſtboten bearbeitet. Zwiſchenzeiten nutzt die Wirthin 
durch Stricken, Nähen, Spinnen und andere weibliche Handarbeiten. In 
der Heu- und Getreideernte leiſtet das weibliche Geſinde Hilfe, ſoweit es 
in der Hauswirthſchaft entbehrlich iſt. 


Das männliche Geſinde hat nach gewiſſer Ordnung ſeine beſtimmten 
Arbeiten, und es giebt Groß-, Mittel-, Jüngſt- und Lehrknechte, Pferde⸗ 
und Kuhfütterer, auch Kutſcher; im Sommer ſind noch beſondere Hirten 
beim Vieh. Der Großknecht führt die Aufficht über die übrigen Knechte 
und Arbeiter, und bei gemeinſchaftlichen Arbeiten wird zweckmäßige 
Betriebſamkeit von ihm vorzüglich gefordert. In großen Wirthſchaften ſind 
dem Geſinde noch beſondere Anführer (Hofmeiſter) vorgeſetzt, die auch in 
vielen Fällen den Wirth repräſentiren müſſen; Haushälterinnen werden 
wenig gehalten. 


Die Beköſtigung des Geſindes iſt zwar kraftvoll und ſehr reinlich; 
jedoch findet dieſelbe nicht in einem verſchwenderiſchen Uebermaße ſtatt. 
Gewöhnlich werden des Tags drei Mahlzeiten gehalten, morgens, mittags 
und abends. Die Wirthin trägt auf, was die Vorrathskammern darbieten; 
dieſe ſind den Bedürfniſſen des Hausſtandes angemeſſen aus den Erzeug— 
niſſen der Wirtſchaft gefüllt. Die Wirthin verſteht die Speiſen reinlich 
und geſchmackvoll zu bereiten und braucht dazu keine koſtſpieligen aus- 
ländiſchen Gewürze. Die Familie wird aus irdenen Eßgeſchirren, das 
Geſinde größtentheils aus hölzernen am beſonderen Tiſche geſpeiſet. Für 
die Mahlzeiten wird eine beſtimmte Zeit regelmäßig und pünktlich gehalten 
und höchſtens eine halbe Stunde dazu verwendet. Dem Geſinde wird 
wöchentlich zu drei Mahlzeiten Fleiſch in abgeſchnittenen, mäßigen Por- 
tionen gegeben. Zum Trinken wird ſogenannter Schimper größtentheils 
ſelbſt gebraut und das Malz dazu ſelbſt bereitet. Branntwein wird in der 
Regel nur in der Ernte bei nächtlicher Arbeit gegeben.“ 


In dieſer Weiſe regelte ſich noch Jahrzehnte hindurch der Betrieb in 
den meiſten Wirtſchaften des Werders, doch kamen natürlich Abweichungen 
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in der Lebenshaltung der Beſitzer vor, da neben der Größe des Beſitzes 
beſonders Herkommen in der Familie und Erziehung dabei nicht ohne 
Einwirkung blieben. Zucht und Ordnung ließen ſich bei einer ſolchen 
Organiſation der Wirtſchaft deswegen leichter aufrecht erhalten, weil die 
Autorität, welche die Arbeiter vom Großknecht abwärts übereinander aus— 
übten, ihrem Standesbewußtſein entſprach und ſie ſo ſelber für Wahrung 
derſelben nachdrücklich eintraten, wenn das notwendig wurde. Das war 
dort, wo dieſe Organiſation beſtand, immerhin von weſentlicher Bedeutung 
in einer Zeit, in der die Landwirte geradezu verzweifelt um ihre Exiſtenz 
ringen mußten. Sie iſt ſo recht bezeichnend dafür, daß auch die aller— 
billigſten Lebensmittel die Not nur weiter verbreiten, wenn die Landwirt⸗ 
ſchaft bei niedrigen Preiſen die Produktionskoſten nicht mehr decken kann. 
Wie der Arbeiter, der nicht in Lohn und Koſt beim Beſitzer ſtand, auf 
Kartoffeln und Salz angewieſen blieb, jo war das wegen unzureichender 
Beſchäftigung noch faſt mehr beim Handwerker der Fall. Der Beſitzer war 
gezwungen, jede wenn auch noch ſo zweckmäßige, ſo doch nicht unbedingt 
notwendige Aufwendung bis zu beſſeren Zeiten hinauszuſchieben, wodurch 
alle, beſonders aber die Bauhandwerker, in Bedrängnis kamen. Auch das 
bekunden die Ausführungen des Deichgeſchworenen Heyn, und zudem, 
daß ſelbſt bei ſehr mäßigen Ernten und guten Preiſen die Landwirtſchaft 
noch gedeihen kann, während bei Preiſen, die jahrelang hinter den Pro— 
duktionskoſten zurückbleiben, auch gute Ernten den Ruin ſchließlich nicht 
aufzuhalten vermögen. Er hat dabei das Jahrzehnt im Auge, das ſeit dem 
Kriege vergangen war, und äußert ſich dahin: „In wenigen Jahren ver— 
ſchwanden gegen alle Erwartungen die Spuren des Krieges und der Ueber⸗ 
ſchwemmung. Gaben gleich die verſäumten und durch die Ueberſchwemmung 
und die mehrjährige Näſſe aus der Kultur gekommenen Aecker einen ſpär⸗ 
lichen Ertrag, ſo wurde doch durch die hohen Preiſe des Wenigen beim 
Wiederaufkommen ſehr viel erreicht. Die durch den Wechſelfall der Zeit- 
umſtände und durch den allgemeinen Frieden umgeſtalteten Handels— 
konjuncturen ſtimmten indeſſen den Werth der Producte allmählich herunter. 
Mit jedem folgenden Jahre wurden die Preiſe derſelben geringer, und das 
Sinken derſelben ging endlich ſo weit, daß neue Beſorgnis für die Subſiſtenz 
aller Landwirthe entſtehen mußte. Noch gegenwärtig dauern dieſe zu 
niedrigen Preiſe der Producte und das immer tiefere Fallen derſelben fort, 
und die Ausſicht in die Zukunft, die ohne Farbe der Hoffnung erſcheint, 
mußte für jeden Landwirth niederſchlagend ſein, denn keine Ackerwirthſchaft 
kann in ihrem bisherigen Verhältniſſe bei der ſtrengſten Oekonomie und 
raſtloſeſten Induſtrie beſtehen, wenn nicht etwas beſſere Preiſe der Producte 
eintreten. Nicht die Bewirthſchaftungskoſten kann der raffinirteſte Land⸗ 
wirth aus dem Ertrage ſeiner Wirthſchaft erſchwingen, nicht Abgaben, 
viel weniger bei verſchuldetem Grundſtücke Zinſen daraus aufbringen. Die 
mehrſten Landwirthe ſind durch dieſes Ereigniß in den nächſtverfloßenen 
Jahren in zerrüttete Vermögensumſtände gerathen und werden immer 
größerer Verlegenheit entgegen geführt. Alle Hilfsquellen, zu welchen ſie 
bis jetzt noch Zuflucht genommen, erſchöpfen ſich, ein Rathſchaffen nach dem 
andern findet ſein Ende.“ 


Heyn hebt dann weiter noch hervor, daß zahlreiche Brände, die in 
letzter Zeit vorgekommen wären, das Mißtrauen hervorgerufen hätten, 
daß die verſchuldeten Beſitzer ſelbſt als Brandſtifter in Frage kämen. 
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Davon könne jedoch bei eingeborenen Nachbarn nicht die Rede fein. Immer⸗ 
hin bleibe zu beachten, daß durch Beſitzwechſel und Zuzug fremde Elemente 
(nicht nationaliſierte Niederunger) ſich im Werder niedergelaſſen hätten. 
Abgeſehen von der Rachſucht des Geſindes, wäre bei den Brandſtiftungen 
beſonders auf Zimmerleute, Brettſchneider, Dachdecker, Lehmſtakkleber und 
deren Handlanger das Augenmerk zu richten, die zahlreich im Werder 
wohnten und ſich auf dieſe Weiſe Arbeitsgelegenheit und Verdienſt zu 
verſchaffen ſuchten. Sie glaubten dabei auch den Gebäudebeſitzer nicht zu 
ſchädigen, weil dieſer die Brandentſchädigung erhalte; das treffe aber nicht 
zu, denn noch niemandes Verhältniſſe ſeien durch ein Brandunglück beſſer 
geworden. Uebrigens wären jene Brände keine vereinzelte Erſcheinung 
für das Werder, ſie kämen in anderen Landſtrichen gleich zahlreich vor, 
was das Feuerſozietätskataſter hinreichend ausweiſe. 


Aus den Schilderungen des Deichgeſchworenen Heyn ergibt ſich mit— 
hin, wie die durch niedrige Getreidepreiſe herbeigeführte Notlage der Land— 
wirtſchaft immer weitere Kreiſe in Mitleidenſchaft zog, weil die Kaufkraft 
des damals noch bei weitem überwiegendſten Teils der Bevölkerung damit 
faſt völlig aufhörte. Mit dem traurigen Jahre 1824 war aber der größte 
Tiefpunkt überwunden. 1825 trat zwar nur eine geringe Beſſerung der 
Getreidepreiſe ein, ſie ſtiegen aber nicht unerheblich im folgenden Jahre. 
Im Dezember 1826 galt der Scheffel Weizen 1 Taler 25 Sgr., Roggen 
I Taler 15 Sgr. 6 Pf., Gerſte 1 Taler 8 Sgr., Hafer 27 Sgr. 6 Pf., weiße 
Erbſen 1 Taler 25 Sgr. Es war eine Preisſteigerung von 2 M. pro 
Scheffel bei faſt ſämtlichen Getreidearten gegen das Vorjahr, beim Hafer 
ging ſie ſogar noch darüber hinaus. 


Auf dieſe hatte der ſehr trockene Sommer des Jahres 1826 hin— 
gewirkt, der beſonders die Erträge an Sommergetreide und Kartoffeln ſehr 
nachteilig beeinflußte. Die Dürre muß in einem ſehr weit ausgedehnten 
Gebiet geherrſcht haben. So wird aus Halberſtadt geſchrieben, daß man 
auch in den Harztälern viel unter der Sommerhitze gelitten, die nicht ſowohl 
dem Grade als der langen Dauer nach unerträglich geweſen ſei. Selbſt 
die Herbſttage zeichneten ſich noch durch eine außerordentliche Wärme aus. 
Trotzdem wäre dort eine gute Mittelernte gewonnen, und nur der Ertrag 
an Kartoffeln gering, was aber zu einer Preisſteigerung bei dieſer Frucht 
nicht geführt habe, weil ſie außerordentlich ſtark angebaut worden ſei. 
Sehr viel ungünſtiger ſtellten ſich die Folgen der Dürre für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen heraus. Der Oberpräſident von Schoen ſchreibt 
darüber am 28. September 1826: „Der Brodnoth wegen müſſen durchaus 
öffentliche Arbeiten vorgenommen werden, die Noth wird furchtbar in 
einigen Gegenden werden. Dies Jahr iſt gut für die Gutsbeſitzer (Winter⸗ 
getreide und hohe Preiſe), aber ſchrecklich für den kleinen Mann (keine Kar⸗ 
toffeln) *).“ Das Urteil des Oberpräſidenten iſt dahin zu verſtehen, daß 
Güter mit ſchwererem Boden in guter Kultur trotz der Dürre keinen ſonder— 
lichen Ernteausfall beim Wintergetreide gehabt haben werden, da dieſes, 
wenn es gut durch den Winter gekommen iſt, erfahrungsmäßig auf ſolchen 
Böden auch bei großer Trockenheit widerſtandsfähig bleibt. Güter von 
leichter Bodenbeſchaffenheit und geringer Kultur, die damals noch zahlreich 


*) Franz Rühl: Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter 
Friedrich Wilhelm III. 
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genug waren, dürften dagegen auch beim Wintergetreide eine Mißernte 
erlitten haben. 

Bei der Bodenbeſchaffenheit des Ackerlandes im Werder kann deshalb 
angenommen werden, daß Ernteverluſte aus Anlaß der Dürre, wenn ſie 
überhaupt vorlagen, nur beim Sommergetreide eingetreten ſind. Die Dürre 
war allerdings derartig anhaltend, daß ſelbſt die Mottlau bei Kriefkohl 
im Juli austrocknete und man im Auguſt in derſelben 4 Fuß tiefe Löcher 
grub, ohne Waſſer zu finden. Erſt in den letzten Tagen des Oktober floß 
dort wieder Waſſer in der Mottlau. 

Auch während des Sommers und Herbſtes 1827 herrſchte im Werder 
große Trockenheit, doch ſcheint dieſe darüber hinaus kein weites Gebiet 
betroffen zu haben. Denn im Dezember dieſes Jahres ſtanden die Getreide— 
preiſe ſchon wieder annähernd gleich niedrig wie 1825. Vom Herbſt 1828 
ſtieg dann aber mindſtens der Preis für den Weizen auf etwa 2 Taler pro 
Scheffel, und er erhielt ſich in dieſer und zeitweiſe noch beſſerer Preislage 
bis einſchließlich 1831, während die anderen Getreidearten gegen den 
Preisſtand von 1826 nicht unerheblich zurückblieben. 

Der Sommer des Jahres 1828 war im Gegenſatz zu den beiden 
Vorjahren ein ſehr naſſer; im Stüblauſchen Werder wurden während des 
Monats Auguſt nur neun regenfreie Tage gezählt. Die unzureichenden 
Vorfluten vermochten das auf den Feldern bei den ſtarken Niederſchlägen 
ſich anſammelnde Waſſer nicht abzuführen, ſo daß auf niedrig gelegenen 
Aeckern das Getreide bis an die Aehren im Waſſer ſtand. Von ſolchen 
Flächen konnte das Getreide nach faſt völliger Entwertung erſt ſpät im 
Herbſt geerntet werden; auf günſtiger gelegenen Feldern litt es durch 
Auswuchs. Trotzdem machte das ungünſtige Ernteergebnis, das nicht nur 
für das Werder, ſondern für weite Landgebiete bereits feſtſtand, nur einen 
geringen Eindruck auf die Getreidepreiſe in Danzig, weil dort noch große 
Mengen Getreides aus den vorjährigen Ernten heimiſcher und beſonders 
polniſcher Herkunft lagerten. Erſt im September ſtieg der Weizen beſter 
Qualität bis auf 2 Taler pro Scheffel, gleichartiger Roggen auf 1 Taler 
7 Sgr. Als ſich dann aber herausſtellte, daß für England, Frankreich und 
Holland bedeutende Weizenankäufe in Danzig gemacht wurden, weil die 
Ernte in dieſen Ländern ebenfalls durch Näſſe litt und die alten Vorräte 
zuſammengeſchrumpft waren, trat im Oktober eine erhebliche Preisſteigerung 
für Weizen ein. Sie ging für den inländiſchen Verbrauch bei geſunder 
Ware bis auf 3 Tlr. 5 Sgr., für die überſeeiſche Ausfuhr bis auf 4½ Tlr. 
Dieſe große Differenz dürfte ſich daraus erklären, daß es ſich bei den Ver— 
käufen zur Ausfuhr um Weizen aus vorjährigen Ernten handelte, der ſich 
weit mehr zur Verſchiffung eignete als die in dem naſſen Jahr geerntete 
neue Frucht. Zudem werden im Oktober, wo die Nachfrage am größten 
war, die Landwirte noch nicht viel Weizen der neuen Ernte auf den Markt 
haben bringen können, das verbot ſchon der Umſtand, daß er damals noch 
faſt durchweg mit dem Flegel ausgedroſchen wurde. Weizen der neuen 
Ernte kam auch erſt in der zweiten Hälfte des Oktober auf dem Danziger 
Markt zur Notierung; während in der erſten Hälfte der niedrigſte Preis 
mit 2 Talern 20 Sgr. pro Scheffel aufgeführt iſt, ſinkt er bei gleichzeitigem 
Preiſe von über 3 Talern für beſte Ware von da ab auf 1 Taler, wobei es 
auch in den folgenden Monaten bleibt. Es handelt ſich dabei zweifellos 
um Weizen, der ſtark durch Auswuchs gelitten hatte, während gute, geſunde 
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Ware, dies allerdings wohl recht knapp geweſen jein wird, bis Anfang 
November 3 Taler 5 Sgr. pro Scheffel erzielte“). 

Bei dem plötzlichen Emporſchnellen der Weizenpreiſe durch die aus- 
ländiſche Nachfrage im Oktober fiel der Gewinn faſt ausſchließlich ſolchen 
Danziger Kaufleuten zu, die über Läger aus den vorjährigen Ernten ver- 
fügten; den Landwirten kam es aber immerhin zugute, daß dieſe voll 
geräumt wurden, denn ohnedem hätte ſich der Preis auch für geſunde Ware 
der neuen Ernte nicht in Höhe von 2 Talern pro Scheffel gehalten, und die 
durch Auswuchs geſchädigte wäre unverkäuflich geblieben. Bemerkenswert 
iſt auch, daß während der hohen Weizenkonjunktur die Preiſe für die andern 
Getreidearten nur ſehr wenig anzogen, ein Beweis dafür, daß der Weizen 
weit mehr Ausfuhr- als Verbrauchsartikel im Inland war, weil ſeine 
geſteigerte Ausfuhr keine Lücke hinterließ, die durch Roggen ausgefüllt 
werden mußte. 

Aus den vorſtehenden Darlegungen dürfte ſich ergeben, mit welchen 
Größen man zu rechnen hat, wenn man bei der beſtehenden Wirtſchaftsweiſe 
über Ernteerträge, Betriebskoſten, den Wert der landwirtſchaftlichen Erzeug— 
niſſe und ſomit über die Rentabilität einer landwirtſchaftlichen Beſitzung im 
Danziger Werder zur Zeit der zwanziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
ein zutreffendes Bild gewinnen will. Das gilt auch für Michael Weſſel 
und ſeine Leiſtungen als Landwirt, auf deſſen weiteren Lebensgang ich nun 
zurückkomme. Für ihn geſtaltete ſich der Kampf um die Exiſtenz durch den 
bereits erwähnten Brandſchaden, den er 1820 erlitt, noch ganz beſonders 
ſchwierig. Andrerſeits kam ihm der Ankauf des ehemals Arendſchen Hofes 
zugute, den er zu einem Preiſe erworben, der der damaligen Entwertung 
der Grundſtücke und der landwirtſchaftlichen Produkte entſprach, was 
ſeine wirtſchaftliche Poſition ſtärkte. Denn nach dieſem Erwerb 
konnte er bei einem Beſitz von 12 Hufen und gleich ſparſamer 
Lebenshaltung beſſer durchkommen als bei einem ſolchen in halber Größe. 
An Schulden werden auf dem Geſamtbeſitz noch etwa 10 000 Taler gelaſtet 
haben, was immerhin zwei Dritteln des damaligen Wertes nahe kam, doch 
waren ſie nur mit 4 Prozent zu verzinſen. Bei der großen Geldknappheit, 
die damals allgemein herrſchte, läßt ſich dieſer niedrige Zinsfuß, der für 
ſichere Hypotheken in jener Zeit die Regel bildete, nur dadurch erklären, daß 
auch Handel und Gewerbe daniederlagen und es an jeder Unternehmungs⸗ 
luſt fehlte. Staat und Gemeinden litten in ihrem Haushalt unter einem 
Defizit und ſtellten auch dringende Aufgaben zurück, weil ſie in der größten 
Sparſamkeit das alleinige Heilmittel erblickten, wobei von einer Förderung 
des Erwerbs- und Verkehrslebens natürlich nicht die Rede ſein konnte. 
Nichts war ſo rar wie bares Geld, was auch für die Landwirtſchaft zutraf, 
aber wegen der beſtehenden Naturalwirtſchaft weniger nachteilig wirkte, 
weil es ſo nur den geringeren Teil der Betriebskoſten ausmachte. Es iſt 
darum auch anzunehmen, daß bei der Beſchaffenheit des Michael Weſſelſchen 
Beſitzes und der damaligen Wirtſchaftsweiſe, die ſichere Durchſchnittserträge 
gewiſſermaßen verbürgten, auch in der Periode der niedrigſten Getreide⸗ 
preiſe von 1820 bis 1825 kaum ein Jahr geweſen ſein wird, in dem er ſeine 
Wirtſchaft nicht durch die Ernteerträge unterhalten konnte, wennſchon dieſe 
zu Ueberſchüſſen natürlich nicht gelangt haben werden. 

) Die Weizenpreiſe ſind der Veröffentlichung über den Danziger Getreide— 
markt im Intelligenzblatt pro 1828 entnommen. ö 
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Bei diefer Situation war es für Michael Weſſel weſentlich, daß ſein 
jüngſter Bruder Carl Ludwig, der ſich 1820 verheiratete und damit deſſen 
Haushalt verließ, keinen Anſpruch auf Auszahlung ſeines Erbes erhob, 
inſoweit es auf Michaels Beſitz laſtete. Es waren das 15 666 fl. 20 gl. 
— 3357 Taler 12 Sgr., die auf den Oſterwicker und Zugdamer Anteilen 
dieſes Beſitzes eingetragen waren und zu jener Zeit bei ihrer Kündigung 
ſehr ſchwer zu beſchaffen geweſen wären. Carl Ludwig Weſſel, geboren am 
20. Dezember 1797, heiratete im Juli 1820 Chriſtine Henriette Lemke, 
eine Tochter des verſtorbenen Nachbarn Johann Jacob Lemke zu Käſemark. 
Sie war mit Schweſtern im elterlichen Beſitz verblieben, worin auch nach 
ihrer Verheiratung keine Veränderung eintrat, ſo daß Carl Ludwig nur 
inſoweit Miteigentümer dieſes Beſitzes wurde, als es durch ſeine Ehe 
bedingt war. Von ſeinem Vermögen ſcheint er nichts in dieſen Beſitz 
eingebracht zu haben, denn ebenſo wie das Kapital auf ſeines Bruders 
Michael Grundſtücken, blieben auch das für ihn hinterlegte Erbgut auf dem 
Depoſitorium des Stadt- und Kreisgerichts zu Danzig und andere für ihn 
ausſtehende Forderungen, letztere im Betrage von etwa 1000 Talern, 
ungekündigt. Beteiligt war er zudem noch an einem Beſitz zu Landau, 
den Michael Weſſel für ſich und ſeine Geſchwiſter hatte erwerben müſſen, 
um nicht mit der gemeinſchaftlichen Forderung aus dem elterlichen Nachlaß 
auszufallen. 


Es kam auch weiterhin nicht dazu, daß Carl Ludwig Weſſel den 
Beſitz zu Käſemark, in dem er die Wirtſchaft führte, übernahm, denn er ſtarb 
ſchon, bevor er ſein 30. Lebensjahr vollendet hatte. Ueber ſeine Perſönlichkeit 
und ſeinen ſonſtigen Lebensgang habe ich weiteres nicht ermitteln können. 
Er hinterließ zwei Töchter und zwei Söhne in jugendlichem Alter, über die 
an Michael Weſſel die Vormundſchaft übertragen wurde. Die Kinder blieben 
natürlich bei der Mutter im Hofe zu Käſemark, die erſt 13 Jahre nach dem 
Tode ihres erſten Mannes eine zweite Ehe mit Eduard Ellerwald einging. 
Nach der Erbauseinanderſetzung, die ſchon 1827 erfolgte, ſcheint das Vater— 
und Muttergut Carl Ludwig Weſſels in vollem Umfang auf ſeine Kinder 
übergegangen zu ſein, ſo daß ſeine Witwe ſich mit dem Anteil begnügt 
haben muß, der ihr an dem Hof zu Käſemark zukam. Aus der Verwaltung 
des Vermögens ſeiner Mündel, die Michael mit der Vormundſchaft zufiel, 
geht mindeſtens hervor, daß ſie die geſamten ausſtehenden Forderungen 
ſeines verſtorbenen Bruders umfaßte, die noch länger als ein Jahrzehnt 
an denſelben Stellen belaſſen wurden, auf denen ſie ſchon ſeinerzeit von 
den Vormündern Carl Ludwigs untergebracht waren. Die Zinſen und der 
anteilige Pachtbetrag aus dem Landauer Grundſtück kamen ſelbſtverſtänd— 
lich der Mutter für die Erziehung der Kinder zugute. 


Im vorliegenden Falle war Michael Weſſel ja der Nächſtberufene 
zur Uebernahme der Vormundſchaft, da er aber in dieſer Beziehung ſchon 
recht viel zu leiſten hatte, ſo vermehrte ſie doch nicht unerheblich die Zahl 
der Pflichten, die von ihm auch außerhalb ſeines Hauſes und ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft zu erfüllen blieben. Doch werden ſich andrerſeits mit den beſſeren 
Getreidepreiſen vom Jahre 1826 ab ſeine Wirtſchaftsſorgen vermindert 
haben. Daß dieſes trockene Jahr und ebenſo das folgende mit gleichartigem 
Sommer ihm gute Ernten gebracht haben, iſt bei der Bodenqualität ſeines 
Beſitzes mit Sicherheit anzunehmen, und bei dem naſſen Sommer 1828 
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dürften die Verluſte durch Auswuchs bei den guten Weizenpreiſen einiger- 
maßen ausgeglichen worden ſein. Jedenfalls läßt der Umſtand, daß 
Michael Weſſel ſeinen älteſten Sohn bereits in Danzig unterhielt und dort 
die Petriſchule beſuchen ließ, bei ſeinem ſparſamen Sinn darauf ſchließen, 
daß er ſich ſtark genug zu der damit verbundenen Geldaufwendung 
fühlte. 

Die Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage, die mit dem Jahre 1826 
für die Nachbarn des Danziger Werders begonnen hatte, erlitt einen 
ſchweren Rückſchlag 1829. Faſt alle Weichſelniederungen von Thorn bis 
zur Oſtſee wurden durch ſchwere Ueberſchwemmungen, die eingedeichten 
infolge von Dammbrüchen, heimgeſucht; das Große Marienburger Werder 
durch einen Bruch des linksſeitigen Dammes der Nogat bei Schadwalde. 


Von Januar bis Mitte März 1829 herrſchte ſtrenge Kälte, und noch 
Anfang April hatte die Eisdecke der Weichſel eine Stärke von 12 bis 20 Zoll. 
Dann trat plötzlich Tauwetter ein, und in der Nacht vom 8. auf den 
9. April ſtaute ein plötzlich aus Nordoſten aufgekommener Orkan das 
Weichſelwaſſer mit einer ſolchen Schnelligkeit auf, daß es an den verſchieden— 
ſten Deichſtellen in wenigen Augenblicken von 12 bis auf 20 und 25 Fuß 
ſtieg, die Eisdecke in großen Tafeln löſte, letztere mit unwiderſtehlicher 
Gewalt gegen die Deiche drängte und die Krone derſelben überflutete. Das 
führte ſchon in den Morgenſtunden des 9. April zu Durchbrüchen des das 
Danziger Werder ſchützenden Weichſeldammes bei Czattkau (Vogelgreif) 
und bei Gemlitz. Die Fluten ergoſſen ſich nun in das Werder und drangen 
bis nach Danzig, wo ſie die niedrig gelegenen Stadtteile tief unter Waſſer 
ſetzten. Beſonders groß war der Schaden an den Vorräten, die auf den 
Speichern der Speicherinſel lagerten. Die Kataſtrophe wurde für die Stadt 
und das Werder noch dadurch verhängnisvoller, daß die Kommandantur 
eine Durchſtechung des Weichſeldammes bei Rückfort nicht zuließ, die auf 
Veranlaſſung der Deichgeſchworenen zur ſchnelleren Ableitung des Bruch— 
waſſers in Angriff genommen werden ſollte. Erſt nachdem das andringende 
Bruchwaſſer an dem Damm bei Rückfort ſo hoch geſtiegen war, daß es den— 
ſelben überflutete, was dann zu einem Durchbruch auf der Dammſtrecke 
zwiſchen Rückfort und Danzig führte, verſchaffte es ſich ſelbſt Abfluß in das 
untere Flußbett der Weichſel, von dem es infolge der Durchbrüche bei 
Vogelgreif und Gemlitz abgelenkt war. Die Waſſerſtandsmarke am Legen— 
tor zu Danzig läßt erkennen, daß das Ueberſchwemmungswaſſer dort erſt 
am 11. April faſt in Manneshöhe ſeinen höchſten Stand erreicht hatte. 
Entſprechend gefährdet waren die Ortſchaften des Unterwerders, wo an 
manchen Gebäuden das Waſſer bis zur halben Höhe des Daches reichte. 
Dort hatte man die Viehbeſtände dadurch zu retten geſucht, daß man ſie 
entweder auf ſogenannten Steuerungen unter den Dächern der Gebäude 
unterbrachte oder auf die Grebiner Berge oder auf den Weichſeldamm trieb. 
Wo das letztere Ziel erreicht wurde, gelang es, das Vieh in Danzig unter— 
zubringen, auf den Grebiner Bergen und auf den Steuerungen der Gebäude 
kam dagegen nicht wenig aus Mangel an Nahrung um. In der größeren 
Ortſchaft Wotzlaff ſoll von dem geſamten Viehbeſtand nur ſehr wenig 
gerettet ſein, allein in einem dortigen Hofe ertranken über 100 Stück. 
Nachdem das Ueberſchwemmungswaſſer ſoweit abgelaufen war, daß ſich 
der entſtandene Verluſt an Vieh in den Unterdörfern überſehen ließ, ſtellte 
ſich heraus, daß er ſich auf etwa 6000 Stück belief. 
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In den Ortſchaften des Oberwerders waren die Verlufte an Vieh gering, 
es gab dort allenthalben hochgelegene Flächen, die vom Ueberſchwemmungs— 
waſſer verſchont blieben, und auf die das Vieh getrieben wurde, ſofern das 
Waſſer in die Ställe trat. Die Gehöftslagen einzelner Dorfſchaften wurden 
auch durchweg vom Ueberſchwemmungswaſſer nicht erreicht, und in anderen 
traf dies für einen Teil der Höfe zu, ſo daß die nachbarliche Hilfe dort 
ſofort eintreten konnte. Wo das Waſſer bis in die Scheunen gelangte, 
verdarben die Stroh- und Häckſelvorräte meiſtens derart, daß ſie als Futter 
für das Vieh nicht mehr gebraucht werden konnten. 


Der Verluſt an Menſchenleben war nur gering. Erwähnt wird, 
daß von drei Eiswächtern der Zugdamer Wachtbude bei Vogelgreif, die 
nach dem eingetretenen Durchbruch ihren Heimatsort Zugdam noch zu 
Pferde durch das Werder über Kriefkohl erreichen wollten, zwei ertranken. 
Dem Ueberlebenden gelang es, einen Weidenſtamm zu erſteigen, auf dem 
er ſich trotz Hunger und Kälte ſo lange zu halten vermochte, bis er gerettet 
wurde. Die anderen Mannſchaften der Zugdamer Wachtbude hatten ſich 
mit Pferden und Wagen nach Dirſchau geflüchtet, von wo aus ſie dann auf 
den umliegenden Höheſchen Dörfern einquartiert wurden. 


In Danzig bildete ſich gleich nach eingetretenem Unglück ein Hilfs— 
verein, der ſich der Notleidenden aus dem Ueberſchwemmungsgebiet in 
Stadt und Land annahm. Sehr ſchwierig geſtaltete ſich für den Verein 
zunächſt die Beſchaffung des notwendigen Brotes. Schon am 11. April 
erklärte das Kgl. Proviantamt, deſſen Gebäude teilweiſe unter Waſſer 
ſtanden, daß es nicht mehr in der Lage wäre, die Brotverpflegung für das 
Militär zu bewirken. Es mußte deshalb in anderer Weiſe für das Militär 
Rat geſchafft werden, wodurch die Leiſtungsfähigkeit der vorhandenen 
Bäckereien ſchon ſehr in Anſpruch genommen wurde. Die im freien Ver— 
kehr zur Verfügung ſtehenden Mehlvorräte konnten zudem nicht ausreichend 
ergänzt werden, weil die Waſſermühlen in der Stadt und im weiteren 
Ueberſchwemmungsgebiet den Betrieb hatten einſtellen müſſen, was die 
Verlegenheit noch vergrößerte. Ihr wurde aber ſchnell dadurch begegnet, 
daß die Regierung zu Danzig ſich ſogleich bereitfand, dem Hilfsverein etliche 
hundert Zentner Mehl aus den Kgl. Magazinen zu überlaſſen. Es handelte 
ſich in den erſten Tagen nach dem Durchbruch um die Verſorgung von 
8-10 000 Menſchen mit Brot, deren Zahl ſich natürlich minderte, nachdem 
das Ueberſchwemmungswaſſer in der Stadt und dem Werder erheblich 
zurückgetreten war. Am 24. April wurden durch den Verein in der Stadt 
2489, in ihren Wohnungen im Ueberſchwemmungsgebiet 537, alſo im 
ganzen noch 3026 Perſonen verpflegt. 


Die hohe Zahl der in der Stadt verpflegten Perſonen erklärt ſich 
dadurch, daß gleich nach Eintritt des Durchbruchs aus den in der Nähe 
belegenen Ortſchaften viele dorthin geflüchtet waren und im weiteren Ver— 
lauf auch alle aus dem Ueberſchwemmungsgebiet Geretteten in der Stadt 
Unterkunft fanden. Seitens der Regierung waren ſofort bemannte Boote 
aus Neufahrwaſſer in das Ueberſchwemmungsgebiet geſandt, die den 
Rettungsdienſt aufnahmen, zu denen weiterhin noch Militärkommandos 
traten, als ſich herausſtellte, daß freiwillige Helfer mit ihren Kähnen die 
Gelegenheit zu Raub- und Erpreſſungszügen in das Ueberſchwemmungs— 
gebiet ausnutzten. Solchen Bewohnern, deren Behauſungen im Waſſer 
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ſtanden, die aber dieſe und ihre Habe nicht verlaſſen wollten, ließ der Hilfs— 
verein die unentbehrlichſten Lebensmittel durch die Rettungsboote zuführen. 


Beim Hilfsverein gingen aus dem In- und Auslande freiwillige 
Spenden an Kleidern, Nahrungsmitteln und Geld ein, was ihm die Durch— 
führung ſeiner Aufgabe weſentlich erleichterte. Beſonders hoch waren in 
jener geldknappen Zeit die eingegangenen Geldbeträge, die ſich bis Anfang 
Oktober auf 88 720 Taler beliefen. Für die Verpflegung der Hilfsbedürf— 
tigen gelangten davon nur 4411 Taler zur Verwendung, woraus hervor— 
geht, daß die Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit, worauf man von vorn— 
herein Bedacht nahm, bald gelungen ſein muß. Die Mehrzahl der in der 
Stadt verpflegten Hilfsbedürftigen beſtand eben aus Arbeiterfamilien, die 
bei der ſchnellen Flucht ihre Lebensmittel, beſonders ihren Kartoffelvorrat 
hatten preisgeben müſſen. Zur Erhaltung des geretteten Viehs verausgabte 
der Hilfsverein 9754 Taler, und an Unterſtützungen gewährte er: 26 515 
Taler zur Ergänzung des verloren gegangenen Inventars, 4764 Taler 
zur Beſchaffung von Saatgetreide und Kartoffeln, 4939 Taler an ſonſtigen 
Beihilfen und 29 704 Taler zur Inſtandſetzung von Baulichkeiten, beſonders 
der Schornſteine. Letztere waren überwiegend aus Lehmklebewerk oder 
Lehmpatzen hergeſtellt und durch das eingedrungene Waſſer vernichtet. 


Im Verhältnis zu dem Schaden, der den Ueberſchwemmten an 
Gebäuden wie totem und lebendem Inventar entſtanden war und den nach 
einem Bericht des Hilfsvereins an den Oberpräſidenten von Schoen zu— 
verläſſige Männer auf 348 865 Taler 3 Sgr. 3 Pf. geſchätzt hatten, müſſen 
dieſe Unterſtützungen erheblich zur Linderung der Not beigetragen haben. 


Zudem trat auch der Staat helfend ein. Auf Anordnung König 
Friedrich Wilhelms III. wurden dem Oberpräſidenten von Schoen aus der 
Generalſtaatskaſſe am 25. April 100 000 Taler zur Abwendung der größten 
Not und zur Wiederherſtellung der Deiche in den durch Ueberſchwemmungen 
heimgeſuchten Niederungen zur Verfügung geſtellt. Davon überwies er 
40 000 Taler der Regierung zu Danzig, 30000 Taler der Regierung zu 
Marienwerder und 30 000 Taler den beiden oſtpreußiſchen Regierungen. 
Die Regierung zu Danzig erhielt außerdem noch von den Miniſterien der 
Finanzen und des Innern 5000 Taler zur Gewährung der erſten Unter- 
ſtützung an die Verunglückten, auch wurden ihr 100 Tonnen franzöſiſches 
Salz zur unentgeltlichen Verteilung an dieſe überwieſen. Die Klaſſenſteuer 
und die Kontribution (Grundſteuer) wurde für die Monate April, Mai 
und Juni erlaſſen. Auch ſcheint noch Saatgetreide aus ſtaatlichen Mitteln 
bewilligt worden zu ſein, denn in einem Schreiben des Vorſtandes des 
Hilfsvereins an den Oberpräſidenten vom 26. Oktober heißt es: „Die von 
Sr. Majeſtät dem Könige geſchenkten Sommerſaaten find wegen des lang— 
ſamen Abtrocknens meiſtens zu ſpät in die Erde gekommen, um eine reich⸗ 
liche Ernte oder auch nur Futter zu liefern. Der höchſt ungünſtige Herbſt 
hat die Ernte in vielen Orten gänzlich vernichtet, und noch jetzt liegt und 
verfault viel reifes Getreide auf dem Felde. An anderen Orten hat aus 
gleichem Grunde die Winterſaat nicht in die Erde gebracht werden können. 
Die zur Anſchaffung von Vieh aus den Unterſtützungsgeldern gegebenen 
Summen find gegen den wirklichen Verluſt jo unbedeutend, daß viele Ein- 
ſaſſen aus Mangel an Angeſpann ihren Acker unbeſtellt laſſen müſſen. 
Vielen fehlt es an Futterung, Feuerung, vielen an Brod.“ 
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Ein naſſer Herbſt ſcheint danach die Not noch verſchärft zu haben. In 
den Dörfern des Oberwerders war ein Teil der ſchneller trocken gewordenen 
Ländereien zur Einſaat von Sommergetreide und Futtergewächſen für das 
Vieh gemietet worden, die bei der verſpäteten Beſtellung erſt im Herbſt zur 
Reife gelangten und dann noch durch die ungünſtige Witterung geſchädigt 
wurden. 

Zu den Verluſten an der Ernte, die für die große Mehrzahl der 
Nachbarn des Danziger Werders einem vollen Ausfall derſelben gleich— 
kamen, den Verluſten an Vieh und ſonſtiger Habe trat nun noch die ſchwere 
Sorge wegen Schließung der Dammbrüche und Fortſchaffung des Ueber— 
ſchwemmungswaſſers. Mit den Schließungsarbeiten wurde zunächſt auf 
Staatskoſten unter Verwendung der dazu vom Oberpräſidenten der 
Regierung überwieſenen 40 000 Taler begonnen. Bei der Ausdehnung 
der beiden Bruchſtellen — die bei Vogelgreif war 150 Meter, die bei Gemlitz 
225 Meter lang — reichte dieſer Betrag aber nicht annähernd zur Vollführung 
der erforderlichen Arbeiten aus. Sie waren gegen Ende des Monats 
Oktober noch nicht zur Hälſte bewirkt, als die pflichtigen Dorfſchaften zur 
Fortſetzung derſelben herangezogen werden mußten. Dieſe hatten nun 
Geſpanne und Arbeitskräfte nach einer für die Dammſcharwerksdienſte feſt— 
ſtehenden Hufenzahl zu geſtellen, was beſonders für die Nachbarn ſolcher 
Ortſchaften, die noch unter dem Ueberſchwemmungswaſſer litten und die 
weder Vieh noch Futter hatten, ſchwer durchführbar wurde. Es iſt deshalb 
auch nicht gerade erſtaunlich, daß in zahlreichen Fällen die Aufforderung 
zur Scharwerksleiſtung wie ſich anſchließende Exekutionsandrohung und 
Vollſtreckung derſelben erfolglos blieben. Das durfte andererſeits bei der 
vorgerückten Jahreszeit die Fortführung der Arbeiten nicht hindern, wes— 
halb auf Antrag des Oberpräſidenten von Schoen der Regierung ein Militär— 
kommando von zwölf Mann zur Verfügung geſtellt wurde, das in den 
ſäumigen Ortſchaften den erforderlichen Nachdruck ausüben ſollte. Er 
meint dazu in einem Bericht an den Miniſter: „Bei der mir beiwohnenden 
Kenntnis von der Individualität der Renitenten darf ich wohl vorausſetzen, 
daß ſobald dieſelben nur den ernſtlichen Nachdruck in Ausführung der 
zutreffenden Anordnung der Regierung auf dem bezeichneten Wege erkennen 
werden, die Sache ohne beſonderes weiteres Aufſehen zur Erledigung 
kommen wird.“ 


Sollte das Militärkommando zur Verwendung gekommen ſein, was 
ich nicht feſtzuſtellen vermochte, dann iſt mit ihm bei den deichpflichtigen 
Höheſchen Ortſchaften jedenfalls die erwünſchte Wirkung nicht erzielt worden. 
Dieſe verblieben bei ihrer Weigerung, und die auf ſie entfallenden Arbeiten 
wurden deshalb auf ihre Koſten an den Mindeſtfordernden vergeben. Der 
Prozeß, auf den fie ſich dann einließen, und den ſie verloren, gelangte erſt 
1838 zum Abſchluß. 

Bis zur Wiederherſtellung des Dammes an den beiden Bruchſtellen 
hatte jede deichpflichtige Hufe 483 Erdfuhren, 11½ Scharwerkstage Hand— 
dienſte und 1 Tlr. 10 Sgr. bares Geld leiſten müſſen. Das wurde bei der 
ſchweren Notlage, in der ſich eine große Zahl von Beſitzern des Unterwerders 
befand, nur durchführbar, weil nicht der einzelne Beſitzer, ſondern die Dorf— 
ſchaft als ſolche nach der Zahl ihrer deichpflichtigen Hufen für die Geſtellung 
von Angeſpann, Arbeitskräften und Geldbeiträgen haftete. Bei einem 
Durchbruch des Weichſeldammes hatten neben den Scharwerksdörfern, 
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denen die laufende Unterhaltung desſelben oblag, auch die Freidörfer und 
die adligen Ortſchaften, die zu dieſer regelmäßigen Unterhaltung 
entweder gar nicht oder nur im geringen Maß verpflichtet waren, in vollem 
Umfange mitzuleiſten. Dazu trat nun, wohl zum erſten Male, auch noch 
die Stadt Danzig mit ihrem im Deichgebiet belegenen Grundbeſitz, ſo daß 
im ganzen 1266 Hufen zur Schließung der Brüche und Wiederherſtellung 
des Dammes bei Vogelgreif und Gemlitz herangezogen wurden. Nach dem 
althergebrachten Verteilungsmaßſtab, au dem ſicherlich feſtgehalten wurde, 
dürften die Leiſtungen der Stadt Danzig aber die einer größeren Werder— 
ortſchaft nicht erreicht haben“). Allerdings verblieb der Stadt mit den 
Ortſchaften des Bauamts die Schließung des Bruches zwiſchen Rückfort 
und Danzig, weshalb das Bauamt auch zu den Arbeiten an den beiden 
anderen Brüchen nicht herangezogen wurde. 


Wenn die Arbeiten zur völligen Wiederherſtellung des Weichſel— 
dammes an den Bruchſtellen ſich auch noch bis in den Herbſt 1830 hinzogen, 
ſo waren ſie doch bis zum Frühjahr dieſes Jahres ſoweit gefördert worden, 
daß man dem zu gewärtigenden Eisgang einigermaßen beruhigt entgegen— 
ſehen konnte. Damit war die Befürchtung wegen des Verluſtes einer 
weiteren Ernte für die Ortſchaften des Unterwerders aber nicht geſchwunden, 
denn dort ſtanden im Dezember 1829 noch 255 Hufen einhalb bis drei Fuß 
unter Waſſer. Und die Fortſchaffung des Ueberſchwemmungswaſſers wurde 
weiterhin noch durch äußerſt ungünſtige Witterungsverhältniſſe ungemein 
erſchwert und verzögert. So berichtet der Oberpräſident von Schoen noch 
unterm 1. Juni 1830: „Im vorigen Herbſt ließ ſich nicht vorausſehen, daß der 
ungewöhnlich frühe Eintritt des Winters und die ununterbrochene und lange 
Dauer desſelben ſowie der ſtarke Schneefall die Entwäſſerung der im vorigen 
Frühjahr überſchwemmten Niederungsländereien bis zum Eintritt des 
jetzigen Frühjahrs verzögern würden, wo man bei Anwendung der vor— 
handenen Abmahlmühlen mit der Trockenlegung der ſchon vor einem Jahr 
überſchwemmten Ländereien noch immer nicht zu Stande kommen kann.“ 
Er beantragt deshalb eine weitere ſtaatliche Beihilfe von 2000 bis 3000 
Taler zur Fortſchaffung des Ueberſchwemmungswaſſers, weil die beteiligten 
Nachbarn bereits durch den Verluſt der vorjährigen Ernte derart erſchöpft 
wären, daß ſie die dazu notwendigen Mittel nicht mehr aufbringen könnten. 
Es werden denn auch noch 2000 Taler bewilligt, die als Beihilfen für die 
Schöpfmühlen zu Wotzlaff, Gottswalde und Schmerblock zur Verwendung 
kamen. 

Auf die Getreidepreiſe übten die großen Ernteverluſte in den Weichſel— 
niederungen kaum eine Einwirkung aus, denn im November 1829 und 1830 


) Es hatten zu leiſten: 

1. Die Scharwerksdörfer: Gottswalde von 51. Güttland 47. Kriefkohl 30, 
Oſterwick 8 ½, Zugdam 48. Stüblau 59, Woſſitz 45½, Trutenau 41. Gemlitz 18. 
Cangfelde 26, Groß⸗Zünder 77, Letzkau 57, Käſemark 42½, Klein-Zünder 40, 
Herzberg 52 und Woglaff von 56 Hufen —= 719 Hufen. 

2. Die Freidörfer: Schmerblock von 57, Breitfelde 17, Schönrohr 14, 
Schönau 4½. Sperlingsdorf 2½, Scharfenberg 30, Reichenberg 4712, Weßlinken 44, 
Quadendorf 18, Hochzeit 24, Neuendorf 22. Plehnendorf 14 und Rückfort von 
4 Hufen = 308 ½ Hufen. 

3. Die Höhiſchen Ortſchaften: Stadt Dirſchau von 23. Stangenberg 1½, 
Cunau 12, Mühlbanz 3. Schönwarling 4, Langnau 14, Prauſt 16, Ohra 12, 
Roftau 12, Müggenhahl 40, Giſchkau 12, Czattkau 12, Mönchengrebin 12, Naſſen⸗ 
huben 12, Krampitz 17½ und drei Einzelgehöfte zuſammen 3 Hufen = 206 Hufen. 
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galt der Scheffel Roggen in Danzig 1 Taler bis 1 Taler 6 Sgr., der 
Scheffel Gerſte 24 Sgr. und der Scheffel Hafer 15 Sgr. Den Beſitzern, 
die beim Ausfall der Ernten zum Ankauf von Getreide zur Unterhaltung 
ihrer Wirtſchaft gezwungen waren, kamen die niedrigen Preiſe natürlich 
zugute, doch konnte bei nicht wenigen Nachbarn trotz der gewährten Bei— 
hilfen deren Ruin in den ſich anſchließenden Jahren nicht mehr aufgehalten 
werden; nach den Verluſten durch den Krieg, nach dem Einnahmeausfall 
während der Periode der niedrigen Getreidepreiſe, beſiegelten nun die 
Schäden und die Laſten aus Anlaß der Durchbrüche des Weichſeldammes 
ihr Geſchick; ihre Höfe kamen unter den Hammer. Aber auch diejenigen, 
die ſich in ihrem Beſitz zu erhalten vermochten, hatten ſchwer an den Schäden 
und Laſten der Durchbrüche zu tragen, und ſo verſteht man es, daß bei den 
Leidtragenden die Frage auftauchte, ob nicht Unterlaſſungen vorlägen, 
denen das große Unglück zuzuſchreiben wäre, und daß man, als man erſt 
einmal auf der Suche nach Sündenböcken war, ſolche auch in den Deich⸗ 
geſchworenen der den Bruchſtellen nächſtgelegenen Wachtbuden fand. 


Auf dem rechten Weichſelufer hatte man am 8. April auf der Binnen— 
ſeite des Dammes bei Palſchau eine Stelle bemerkt, an der das Waſſer 
unter der Sohle des Deiches durchdrang, was natürlich bei dem hohen 
Waſſerdruck gegen die Außenſeite des Dammes zu einem Durchbruch hätte 
führen müſſen, wenn es nicht gelungen wäre, das Quelloch durch Verſenken 
von Steinen und Faſchinen uſw. in dasſelbe zu verſtopfen. Daran hatten 
die Großwerderſchen ununterbrochen zwölf Stunden hindurch gearbeitet 
und ſich weder durch die Nachtzeit noch durch das furchtbar ſchlechte Wetter, 
das bei erheblicher Kälte und dem orkanartigen Sturm mit Schnee und 
Hagel die Nacht hindurch währte, dabon abhalten laſſen. Nachdem dann 
der linksſeitige Weichſeldamm durchbrochen war und die Fluten ſich in das 
Danziger Werder ergoſſen, ſchwand die Gefahr eines Dammbruchs bei 
Palſchau für das Große Werder, der dort zweifellos hätte eintreten können, 
wenn es der betreffende Deichgeſchworene mit ſeinem Eiswachtperſonal an 
der erforderlichen Aufmerkſamkeit und der energiſchen Durchführung der 
gebotenen Abwehrmaßnahmen hätte fehlen laſſen. Im Danziger Werder 
war man dagegen in den beiden Wachtbuden, zu denen die Dammſtrecken 
gehörten, die durchbrochen wurden, untätig geblieben, was bei einem Ver— 
gleich mit der raſtloſen Arbeit der Großwerderſchen die Meinung aufkommen 
ließ, daß man bei gleich energiſcher Aufnahme der Wehrarbeiten an den 
gefährdeten Stellen auch den linksſeitigen Weichſeldamm hätte halten 
können. Dabei blieb aber unberückſichtigt, daß bei dem orkanartigen 
Nordoſt, der Wogen und Eisſchollen mit mächtiger Gewalt gegen dieſen 
Deich drängte, die Situation ſich durch Ueberfluten desſelben bei dem 
rapiden Steigen des Waſſers für das Danziger Werder ſehr viel ungünſtiger 
geſtaltete als für das gegenüberliegende Deichgebiet. Gegen die Ueber— 
flutungen der Dammkrone, die bei dem hohen Waſſerſtande zu den Deich- 
brüchen führten, konnten Menſchenhände nichts mehr ausrichten; es kam 
vielmehr lediglich darauf an, ob der Damm in ſeiner Standfeſtigkeit dieſe 
Kraftprobe beſtehen würde, was leider nicht der Fall war. 


Die Deichgeſchworenen in der Zugdamer und Langfelder Wachtbude, 
denen die Leitung der Eiswacht auf den in Betracht kommenden Damm— 
ſtrecken zufiel, mußten nun aber in der öffenlichen Meinung nach Eintritt 
des Unglücks als Schuldige herhalten. Vornehmlich wurde ihnen die 
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Unterlaſſung jeglicher Wehrarbeit zum Vorwurf gemacht, was man darauf 
zurückführte, daß ſie nebſt ihrer Wachtmannſchaft es vorgezogen hätten, 
bei dem Hundewetter in den warmen Stuben zu bleiben, ſtatt den Eis— 
wachtdienſt ordnungsmäßig zu verſehen. 

Bei derartigen großen Unglücksfällen hat es wohl noch niemals au 
Vorwürfen für diejenigen gefehlt, denen die Verhütung derſelben an 
leitender Stellung oblag. Diesmal richteten ſie ſich gegen den Deichgrafen 
Rebeſchke aus Stüblau und gegen den Deichgeſchworenen Heyn aus Zugdam, 
von dem vorhin ſchon mehrfach die Rede geweſen iſt, die für die Zugdamer 
Wachtbude, wie gegen die Deichgeſchworenen Schumacher aus Woſſitz und 
Bielfeldt aus Gr. Zünder, die für die Langfelder Wachtbude zuſtändig 
waren. In der Zugdamer Wachtbude waltete in der Unglücksnacht übrigens 
auch noch der Deichinſpektor Koſſak ſeines Amtes, was dafür ſpricht, daß 
auch nach deſſen Gutachten bei der vorliegenden Situation ein Ankämpfen 
gegen die Naturgewalt völlig ausſichtslos war“). Selbſt wenn man die 
Ruhe, die die Deichgeſchworenen während der drohenden Gefahr bekundeten, 
dahin auslegen wollte, daß ſie letztere nicht rechtzeitig überſehen hätten, 
ſo würde ihr gegenteiliges Verhalten doch nichts genützt haben. Seitens 
der Aufſichtsbehörde wurden ſie jedenfalls nicht alle ſo ungünſtig beurteilt, 
denn ſchon 1830 gelangte unter deren Beſtätigung der mitbeſchuldigte 
Deichgeſchworene Bielfeldt an Stelle des hochbetagten Rebeſchke zur 
Würde des Deichgrafen. 

Wie immer nach großen Unglücksfällen, ſo war man auch nach den 
Durchbrüchen des Jahres 1829 beſtrebt, ſolchen traurigen Ereigniſſen durch 
eine verbeſſerte Organiſation des Deichſchutzes und der Vorfluteinrichtungen 
zu begegnen. Das bezweckte die von der Regierung zu Danzig für ihren 
Bezirk unterm 25. Januar 1830 erlaſſene Anweiſung für die Bewohner 
der ſämtlichen Niederungen und Werder ſowie der Nehrung, mit der gleich— 
zeitig eingehende Dienſtanweiſungen für die Deichgeſchworenen wie für 
das zum Eiswachtdienſt beorderte Aufſichts- und Arbeiterperſonal verbunden 
waren. Dem vorliegenden Bedürfnis nach Verſtärkung und Erhöhung 
des Weichſeldammes konnte damit aber nicht genügt werden, weil in der 
regelmäßigen Unterhaltungspflicht desſelben nichts geändert wurde, dieſe 
vielmehr, nach wie vor, in der Hauptſache den 16 Scharwerksdörfern 
verblieb, die zu derartig geſteigerten Leiſtungen natürlich außerſtande 
waren. Erſt nachdem die Unzulänglichkeit der beſtehenden Unterhaltungs— 
pflicht durch einen erneuten Durchbruch im Jahre 1854 immer ſchärfer 
hervortrat, wurde mit dieſer 1857 durch eine neue Organiſation des Deich— 
verbandes gebrochen. 

Abgeſehen von den Leiſtungen an Geld und Scharwerksdienſten, die 
1829 die Durchbrüche nach ſich zogen, dürfte das Dorf Stüblau und mit 
ihm Michael Weſſel wohl am wenigſten durch die Ueberſchwemmung ge— 
ſchädigt worden ſein, wenngleich beide Bruchſtellen in der Nähe der Grenzen 
desſelben lagen. Bei der hohen Dorfslage war dieſe vom Ueberſchwemmungs⸗ 
waſſer nicht erreicht worden, und die überſchwemmten Felder werden bis 


*) Bei der Darſtellung des Durchbruchs 1829 habe ich benutzt: Die Chronik 
des Dorfes Kriefkohl vom Superintendenten Pohl (ungedruckt), die Feſtſchrift des 
Deichinſpektors Bertram zum 500 jährigen Jubiläum des Danziger Deichverbandes 
und die im Danziger Staatsarchiv aufbewahrten Akten des Ober-Präſidiums zu 
Königsberg. 
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auf wenig niedrig gelegene Ländereien auch bald trocken gelaufen ſein. 
Trotzdem iſt eine erheblich verſpätete Frühjahrsbeſtellung mit ihren nach— 
teiligen Folgen natürlich unvermeidlich geweſen, denn vor dem Monat Mai 
hat ſie ſicherlich nicht aufgenommen werden können. Hinſichtlich des 
gemeinſchaftlichen Beſitzes der Stüblauer Nachbarn in Oſterwick und Zug— 
dam dürfte mindeſtens der Ausfall einer vollen Jahresernte vorgelegen 
haben. 

Von typhöſen Erkrankungen, die bei den durchnäßten Gebäuden, den 
verſchlämmten Brunnen und der langen Verſumpfung der Ländereien zu 
befürchten ſtanden, ſcheint das Ueberſchwemmungsgebiet während der Jahre 
1829 und 1830 nicht in auffälliger Weiſe heimgeſucht worden zu ſein. 
Groß war aber der Schrecken, in den die Gegend durch das erſtmalige Auf— 
treten der Cholera im folgenden Jahre verſetzt wurde. Ueber den erſten 
Erkrankungsfall in der Stadt Danzig ſchreibt der Prediger Dr. Theodor 
Friedrich Kniewel: „Die ſchreckliche Krankheit der indiſchen Cholera, welche 
ſeit dem Jahre 1829 ſich von des Schwarzen Meeres Küſten nordwärts 
verbreitete und im Jahre 1830 in Moskau wüthete, hat, trotz aller menſch— 
lichen Vorkehrungen, im Jahre 1831 ihren Weg nach Riga und ſeit dem 
27. Mai auch nach Danzig gefunden, — ob nach letzterem Ort durch See— 
verbindung mit Riga oder durch den nicht zu hemmenden Verkehr mittelſt 
der Weichſel mit Polen, wohin die unheilvolle Revolution Ende November 
1830 ein ruſſiſches, alſo inficirtes Heer rief, wird wohl nie ausgemittelt 
werden. Nach den genaueſten angeſtellten Unterſuchungen ſteht jedoch dies 
feſt, daß am 27. Mai 1831 ſchon die erſte Erkrankung im Danziger Hafen 
erfolgte, das erſte Schiff aus Riga aber erſt am 31. Mai dort einlief!).“ 


In Danzig verbreitete ſich die Krankheit ſchnell, und es bleibt nun 
ſehr beachtenswert, mit welchen energiſchen und ſicher auch erfolgreichen 
Maßnahmen die Regierung zur Verhütung einer Weiterverſchleppung der 
Seuche vorging. Auch auf dem platten Lande wurden ſofort Sanitäts⸗ 
kommiſſionen gebildet, die meiſtens für mehrere benachbarte Gemeinden 
zuſtändig waren und in Verbindung mit den Schulzen und Lehrern die 
geſundheitlichen Zuſtände der einzelnen Ortſchaften zu überwachen hatten. 
So gehörten zu der Kommiſſion, der Michael Weſſel vorſtand, die Ort— 
ſchaften Stüblau, Güttland, Kriefkohl, Woſſitz, Gemlitz, Langfelde und 
Letzkau. Vom 15. Juni ab mußten in den Ortſchaften zwiſchen Danzig 
und Dirſchau Wachen ausgeſtellt werden, die jedem aus Danzig herkommen— 
den Reiſenden den Eingang in das Dorf zu verwehren hatten. Dieſer 
Wachtdienſt hörte aber auf, als am 27. Juni ein pommerſches Infanterie— 
Regiment eintraf, das die Abſperrung von Güttländer Fähre über Czattkau, 
Liebenhof und Liebſchau bis nach Gardſchau aufnahm. Der Verkehr von 
Danzig durch dieſen Kordon war faſt gänzlich unterbunden, der in der 
Richtung nach Danzig wurde ſehr erſchwert. Letzteres machte ſich beim 
Beginn der Ernte beſonders für ſolche Beſitzer fühlbar, deren beſtellte 
Schnitter den Kordon paſſieren mußten, um zu ihrer Arbeitsſtelle zu ge⸗ 
langen. Wegen der damit verbundenen Schwierigkeiten blieben ſie ent⸗ 
weder ganz aus oder trafen verſpätet ein. Dabei war eine gute Ernte zu 
bewältigen, die ſich auch zunächſt günſtig vollzog, dann aber zu einer teil⸗ 
weiſen Beſchädigung des Weizens durch Auswuchs führte, als gegen Mitte 


*) Dr. Kniewel: Geiſtliche Wehr und Waffe gegen die Cholera und ihre 
traurigen Folgen. f 
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Auguſt längeres Regenwetter eintrat. Ohne Verſpätung der Schnitter 
wäre der geſamte Weizen vor Eintritt der ungünſtigen Witterung geborgen 
geweſen. 

Eine Beſchränkung der ſonſt für die Ernte zur Verfügung ſtehenden 
Arbeitskräfte zog auch die Ueberwachung des Schiffs- und Flößereiverkehrs 
auf der Weichſel nach ſich. Dieſe erfolgte bei der Güttländer Fähre, wo 
zur Verhütung einer Weiterverſchleppung der Cholera alle von Danzig 
ſtromaufwärts kommenden Güter durchräuchert oder auch in anderer Weiſe 
desinfiziert wurden und nächſtdem in bereitzuſtellende andere Fahrzeuge 
für die Weiterfahrt ſtromaufwärts umgeladen werden mußten. Die 
Weichſelſchiffahrt war aber gerade in dieſem Jahre ſtromaufwärts ſtark 
belebt, weil die ruſſiſche Regierung einen großen Teil des Bedarfs an 
Proviant und Kriegsmaterial für die in Polen eingerückte Armee über 
See nach dem Danziger Hafen und von dort auf dem Weichſelwege heran— 
ſchaffen ließ. Zur ſchnellen Erledigung der Desinfektion und des Umlade— 
geſchäfts hatten ruſſiſche Kommiſſare deswegen die Baulichkeiten des Fähr— 
grundſtücks gepachtet, auf demſelben auf Koſten ihrer Regierung noch 
mächtige Schuppen erbauen und das ganze Anweſen durch einen hohen 
Zaun abſchließen laſſen. Bei Durchführung des Ueberwachungsdienſtes 
ſtanden dem preußiſchen Kommando auch ruſſiſche Offiziere zur Seite. 
Nicht ſelten ſollen an der Ueberwachungsſtelle bis hundert Kähne an einem 
Tage gelegen haben, ſo daß dort Hunderte von Arbeitern aus der Umgegend 
beſchäftigt wurden, um das Umladegeſchäft in beſchleunigter Weiſe zu 
bewirken. ; 

Dieſer Ueberwachungsdienſt hörte erſt im Herbſt nach der vollſtändigen 
Unterdrückung der polniſchen Revolution durch die Ruſſen auf. Dazu hatten 
letztere einen verhältnismäßig langen Zeitraum gebraucht, denn die Em— 
pörung war ſchon am 29. November 1830 zum Ausbruch gekommen. Den 
Anſtoß dazu hatte vornehmlich der erfolgreiche Ausgang der Julirevolution 
in Frankreich gegeben, die im Auguſt 1830 Louis Philipp auf den Thron 
brachte. In der Hoffnung auf die Wiederherſtellung Polens mit franzö— 
ſiſcher Hilfe blieb die vertrauensvolle Behandlung, deren ſich die Polen 
ruſſiſchen Anteils ſeit der letzten Regierungszeit Kaiſer Alexanders 1. zu 
erfreuen hatten, ohne jede Einwirkung auf ihr Verhalten. Er hatte ihnen 
eine kouſtitutionelle Verfaſſung mit eigenem Reichstag gewährt, auch ihre 
eigene Nationalbewaffnung, zugelaſſen und ſeinen Bruder Konſtantin als 
Statthalter in Warſchau eingeſetzt, der ein ſehr wohlwollendes Regiment 
führte. Letzterer blieb auch in dieſer Stellung nach dem Tode Alexanders J., 
der 1825 ohne Leibeserben ſtarb, bei Verzichtleiſtung auf den Thron, den 
ſein jüngerer Bruder Nikolaus beſtieg. 

Unter dem milden Regiment des Großfürſten Konſtantin waren die 
national-polniſchen Beſtrebungen durch einen weitverbreiteten Geheimbund 
kräftig gefördert worden, und als Mitglieder desſelben, angeregt durch den 
Erfolg der Franzoſen, dann offener mit ihrer Geſinnung hervortraten und 
infolgedeſſen die Weiſung zur Verhaftung von Studenten und Militär— 
ſchülern ergangen war, brach die Empörung aus. Zöglinge der Kadetten— 
ſchule drangen in den Palaſt des großfürſtlichen Statthalters und töteten 
mehrere Generäle, während andere Verſchwörer die Bevölkerung zu den 
Waffen riefen, was um ſo mehr Erfolg hatte, als die polniſchen Regimenter 
zu den Verſchwörern übergingen, ſo daß ſich Warſchau bald in deren Macht 
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befand. Dem ſchloß ſich dann ſchnell die Herrſchaft der Verſchwörer über 
ganz Ruſſiſch-Polen an, da der Großfürſt Konſtantin ſich mit ſeinen 
ruſſiſchen Regimentern in altruſſiſches Gebiet zurückzog. 

Der polniſche Reichstag erklärte nach ſolchem Erfolg am 25. Januar 
1831 das Haus Romanow der polniſchen Krone verluſtig, wonach für den 
Kaiſer Nikolaus natürlich nur noch die rückſichtsloſeſte Niederwerfung des 
Aufſtandes in Frage kommen konnte. Wenn die Polen auch in etlichen 
Gefechten tapfer und erfolgreich fochten, ſo unterlagen ſie doch den Ruſſen 
in der entſcheidenden Schlacht bei Oſtrolenka am 26. Mai. Von dem 
polniſchen Korps unter General von Gielgud konnten ſich zwei Abteilungen 
nur noch durch Ueberſchreiten der preußiſchen Grenze retten, während die 
dritte Abteilung nach Warſchau entkam. 

Die nach Preußen übergetretenen Polen wurden vom König Friedrich 
Wilhelm III. aufgenommen, nachdem ſie die Waffen geſtreckt und ihr 
Kriegsmaterial abgeliefert hatten. Es waren das 611 Offiziere und 
6265 Unteroffiziere und Gemeine, deren Unterbringung beſonders deswegen 
mit großen Schwierigkeiten verknüpft war, weil die Cholera unter ihnen 
geherrſcht hatte und deren Uebertragung zu befürchten ſtand. Sie wurden 
deshalb zunächſt am 15. Juli in den beiden Lägern zu Schernen bei Memel 
und zu Packmohnen bei Tilſit untergebracht, wo ſie eine zwanzigtägige 
Quarantäne durchmachen mußten. Während derſelben trat kein Cholerafall 
ein, weshalb ihnen dann vom Monat September ab Quartiere im Sam— 
lande angewieſen wurden, allerdings gegen ſehr lebhaftes Widerſtreben 
der beteiligten Ortſchaften, die von der Cholerafurcht voll beherrſcht blieben“). 

Unerwähnt will ich nicht laſſen, daß der polniſche General von Gielgud 
ſchon am 13. Juli, als er die Uebergabeverhandlungen mit den preußiſchen 
Behörden noch nicht beendet hatte, von einem polniſchen Offizier erſchoſſen 
wurde, da man ihm nach der Niederlage den Vorwurf des Verrats und der 
Feigheit machte. Gleiche Vorwürfe erhob auch die aufgeregte Bevölkerung 
in Warſchau gegen ihre Führer, als der ruſſiſche General Paskewitſch zum 
Entſcheidungskampf heranrückte; unter Anführung von Soldaten wurde 
eine Anzahl Ariſtokraten und Generäle durch einen fanatiſierten Volks— 
haufen ermordet. Auch unter den Führern war in hergebrachter polniſcher 
Weiſe Zwietracht ausgebrochen, trotzdem leiſteten die Polen aber noch zwei 
Tage hindurch den Ruſſen mutigen Widerſtand, wonach ſie Warſchau auf— 
gaben, das von den Ruſſen am 7. September eingenommen wurde. Die 
polniſche Armee flüchtete nach der öſterreichiſchen und preußiſchen Grenze. 
Während 10 000 Polen in Oeſterreich Schutz ſuchten, gelangte eine größere 
Zahl am 5. Oktober 1831 zwiſchen Neidenburg und Strasburg auf 
preußiſches Gebiet. Die Bedingungen, unter denen die Polen in Preußen 
aufgenommen wurden, waren die gleichen wie beim Gielgudſchen Korps, 
doch blieb die Quarantäne wegen der vorgerückten Jahreszeit auf fünf 
Tage beſchränkt. Es handelte ſich um 1032 Offiziere und 16 107 Unter- 
offiziere und Soldaten des Rybinskiſchen Korps, zu deren Ueberwachung 
30 000 Mann preußiſcher Truppen herangezogen waren. Die Verpflegung 
einer derart großen Menſchenzahl in Feldlägern mußte bei der vorgerückten 
Jahreszeit ſchon aus geſundheitlichen Gründen, dann aber auch der hohen 
Koſten wegen vermieden werden, weshalb die Polen in den Weichjel- und 


) W. von Dankbohr: Der Uebertritt des polniſchen Korps von Gielgud, 
Chlapowski und Rybinski auf Kgl. preußiſches Gebiet. 
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Nogatniederungen einquartiert wurden; ſpäterhin erſtreckte jich dieſe Ein— 
quartierung auch noch auf den Kreis Stuhm. 

Von einer Heranziehung der Provinz Pommern zur Einquartierung 
der Polen, die zunächſt in Ausſicht ſtand, nahm man Abſtand, weil dieſe 
Provinz bis dahin von der Cholera verſchont geblieben war. Pommern 
erſchien wohl deswegen beſonders geeignet, weil ſich dort die Auswahl 
von Kreiſen mit rein deutſcher Bevölkerung unſchwer durchführen ließ. 
Das traf für Weſtpreußen nicht zu, und es konnte dort bei derartigen 
Erwägungen nur auf die unteren Weichſelniederungen zurückgegriffen 
werden. Sanitäre Bedenken gegen die Anhäufung von Menſchen in einer 
Landſchaft, in der die Cholera noch nicht völlig erloſchen war, müſſen da— 
gegen zurückgetreten ſein. Denn immerhin waren im Danziger Landkreiſe 
von 900 an der Cholera erkrankten Perſonen 546 geſtorben, wovon aller— 
dings die größere Zahl auf die Höheortſchaften desſelben entfiel. In der 
Stadt Danzig mit damals 54 000 Seelen ſtarben von 1450 an der Cholera 
erkrankten Perſonen 1057. 

Bei ſolcher Situation ſah man natürlich der Ankunft der polniſchen 
Einquartierung in den beteiligten Niederungen mit nicht geringer Beſorgnis 
entgegen. Sie erwies ſich aber als unbegründet, denn während des 
monatelangen Aufenthalts der Polen daſelbſt kam kein Cholerafall unter 
ihnen vor. In Stüblau traf der erſte Polentrupp in Stärke von 30 Offi— 
zieren und 211 Mann am 17. Oktober 1831 ein, der am nächſten Tage 
ſeinen Marſch nach der Nehrung fortſetzte. Am 19. folgten dann 21 Offiziere 
und 111 Mann eines polniſchen Ulanenregiments, die bis in den November 
dort blieben und bei ihrem Weitermarſch nach der Elbinger Niederung von 
Mannſchaften des 1. Auguſtowſchen Huſarenregiments abgelöſt wurden. 
Von Offizieren dieſes Regiments blieben nun 2 Majore, 1 Rittmeiſter, 
3 Leutnants, 1 Auditeur und 1 Arzt monatelang zu Stüblau im Quartier. 
Die Zahl der Unteroffiziere und Gemeinen iſt nicht verzeichnet, doch dürfte 
ſie entſprechend hoch geweſen ſein. Jedenfalls handelte es ſich bei dieſem 
Regiment um einen geordneten Truppenkörper, der im Verband der 
polniſchen Nationalbewaffnung vor ſeinem Uebertritt zu den Revolutionären 
zur ſtehenden Armee des ruſſiſchen Kaiſers gehört hatte. Zuſammen— 
gelaufene Inſurgenten gehörten dem Regiment nicht an; Klagen über die 
Manneszucht der Polen wurden denn auch bis zu ihrem Abmarſch nicht laut. 

Carl, der älteſte Sohn Michael Weſſels, der während der Jahre 1831 
bis 1834 ein Tagebuch geführt hat, das mir vorliegt, ſchildert die polniſchen 
Offiziere als liebenswürdige Menſchen und gute Geſellſchafter. Er ſtand 
damals, 20 Jahre alt, in der Wirtſchaft ſeines Vaters, und es iſt verſtänd— 
lich, daß die Anregung und die Unterhaltung, die das Dorfleben durch den 
Verkehr mit den polniſchen Offizieren während der Wintermonate erhielt, 
ihn voll beeinflußte. Doch überſieht er andrerſeits auch nicht die großen 
Beläſtigungen, denen die Nachbarn des Werders beſonders bei Bequar— 
tierung der Polen ausgeſetzt waren, als dieſe den Rückmarſch nach ihrer 
Heimat antreten mußten. Dieſer Rückmarſch begann im Monat Dezember, 
nachdem Anfang November durch einen Gnadenukas des Kaiſers Nikolaus 
Unteroffiziere und Soldaten amneſtiert worden waren, ſoweit ſie nicht zu 
den Untertanen der weſtlichen Provinzen Polens oder zu den Teilnehmern 
an den Warſchauer Mordſzenen im Palais des Großfürſten Konſtantin 
und beim Anrücken der ruſſiſchen Armee unter Paskiewitſch gehörten. Die 
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Offiziere blieben durchweg von der Amneſtie ſolange ausgeſchloſſen, bis ſie 
ſich der Gnade des Kaiſers unterworfen und dieſe erbeten hatten. 

Trotz der Amneſtie konnten ſich aber auch Unteroffiziere und Soldaten 
nur ſchwer zur Rückkehr in ihre Heimat entſchließen, weil ſie fürchteten, dort 
in die ruſſiſchen Regimenter geſteckt zu werden. Ihre Abſchiebung mußte 
deshalb auf Befehl des preußiſchen Königs zwangsweiſe erfolgen. So 
rückten am 11. Dezember 250 Polen unter einem preußiſchen Militär⸗ 
kommando von 50 Mann auf dem Marſch nach Dirſchau in Stüblau ein 
und mußten hier einquartiert werden. Nach ihrem Abmarſch am folgenden 
Tage trafen dann am Abend Haufen von Polen ohne militäriſche Begleitung 
ein und verlangten ebenfalls Quartier, das ihnen ſchließlich gewährt werden 
mußte. Dieſe marſchierten nur teilweiſe ab, während Trupps von ihnen 
noch in den folgenden Tagen das Dorf und auch andere Ortſchaften durch— 
ſchwärmten, was natürlich Unruhe und Beſorgnis bei den Ortsbewohnern 
hervorrief, die jedoch ſchwand, als eine Kompagnie des 21. Infanterie— 
regiments zur Fortſchaffung der Polen während der Weihnachtsfeiertage 
in Stüblau Quartier nahm. 

Damit ging es nun energiſch vorwärts. Während die Abſchiebung 
der in Stüblau einquartierten Polen ſich ohne Schwierigkeit vollzog, mußten 
dieſe aus Kriefkohl gewaltſam am 3. Januar 1832 herausgebracht werden. 
Sie widerſetzten ſich auf dem Transport auch noch in Stüblau erneut dem 
militäriſchen Begleitkommando, das ſie dann, wenn auch in unblutiger, ſo 
doch in ſehr nachdrücklicher Weiſe mit dem Säbel zur Beſinnung brachte. 
Bis Mitte Januar 1832 dürfte das Danziger Werder von der polniſchen 
Einquartierung mit Ausnahme der Offiziere befreit geweſen ſein. Letztere 
verabſchiedeten ſich dann im Februar. Die in Stüblau einquartierten 
Offiziere kehrten ſämtlich in ihre Heimat zurück, woraus hervorgeht, daß 
ſie ohne Ausnahme die Gnade des ruſſiſchen Kaiſers erbeten und erlangt 
haben müſſen. 

Das traf übrigens nicht einmal für die Hälfte der auf preußiſches 
Gebiet übergetretenen 2686 Offiziere zu, denn von dieſen gingen 1436 ins 
Ausland, und zwar zum allergrößten Teil nach Frankreich. Von 21 739 
Unteroffizieren und Gemeinen blieb dagegen nur 675 Mann die Rückkehr 
in die Heimat verſagt. Sie wurden mit Zuſtimmung der franzöſiſchen 
Regierung von Danzig und Pillau nach Frankreich verſchifft. Bemerkens⸗ 
wert iſt übrigens noch, daß ſich unter den übergetretenen polniſchen Inſur⸗ 
genten 320 öſterreichiſche und 281 preußiſche Untertanen herausſtellten; 
immerhin ein Beweis dafür, daß die zunächſt doch überraſchend großen 
Erfolge der Revolutionäre in Ruſſiſch-Polen keine große Anziehungskraft 
auf die polniſche Bevölkerung der beiden anderen Staaten ausgeübt haben. 

Die polniſchen Offiziere und Mannſchaften erhielten nach ihrer Auf- 
nahme in Preußen dieſelben Verpflegungsgelder, wie ſie dem preußiſchen 
Militär zuſtanden. Eine Erſtattung dieſer Koſten ſeitens Rußlands fand 
nicht ſtatt, ſo daß die den polniſchen Revolutionären gewährte Gaſtfreund— 
ſchaft dem preußiſchen Staat recht teuer zu ſtehen kam. Dankbarkeit halten 
die Polen aber ſicher für einen groben politiſchen Fehler, denn dieſe haben 
ſie der hochherzigen Geſinnung gegenüber, die ihnen König Friedrich 
Wilhelm III. bekundete, als ſie als Flüchtlinge in ſeinem Staat Schutz und 
Unterſtützung ſuchten und fanden, weder damals noch durch ihr ſpäteres 
Verhalten zum preußiſchen Staat bewieſen. 
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Doch darf bei einem ſolchen Urteil nicht unberückſichtigt bleiben, daß 
es nur für das durch eine nationale Tendenz beeinflußte Verhalten der 
Geſamtheit zutrifft, aber nicht ohne weiteres auch für die Haltung des 
einzelnen Mitgliedes derſelben gilt. So erwieſen ſich die in Stüblau ein— 
quartierten polniſchen Offiziere durchweg als dankbare Menſchen, die voll 
die Gaſtfreundſchaft zu würdigen verſtanden, die ihnen in ihrer ſchwierigen 
Lage von den Quartiergebern entgegengebracht wurde. Bei letzteren wurde 
die Gaſtfreundſchaft nach altem Werderſchen Brauch hochgehalten und des— 
wegen auch den polniſchen Offizieren erwieſen; ſie hatte aber ſicherlich mit 
der Schwärmerei für die Polen als Freiheitskämpfer nichts gemein, die 
damals in Preußen und Deutſchland Eingang gefunden und ſolche naiven 
Gemüter beherrſchte, die den Endzielen der polniſchen Revolutionäre ver— 
ſtändnislos gegenüberſtanden. 

Jedenfalls nahm der geſellige Verkehr in Stüblau durch die Anweſen— 
heit der polniſchen Offiziere einen lebhafteren Charakter gegen die ſonſtige 
Gepflogenheit an. Es handelte ſich dabei allerdings weniger um größere 
Gaſtereien, ſondern man kam in der Familie des einen oder des andern 
Nachbarn nach dem Abendbrot zuſammen und erfreute ſich an der anregen— 
den Unterhaltung der polniſchen Gäſte oder verkürzte ſich auch durch Geſangs— 
vorträge und Tanz die Zeit. Dieſer Verkehr dehnte ſich auch auf befreundete 
Familien mit ihrer Einquartierung in den benachbarten Ortſchaften aus, 
wodurch vermehrte Abwechſlung in den Geſellſchaftskreis kam. Man muß 
annehmen, daß die Mehrzahl der polniſchen Offiziere der deutſchen Sprache 
mächtig war, denn Carl Weſſel, den der Verkehr mit dieſen nach ſeinem 
vorerwähnten Tagebuch in hohem Maße feſſelte, macht nie eine Andeutung 
darüber, daß die Verſchiedenheit der Sprache ein Hindernis geboten hätte. 
Unter den Offizieren befanden ſich zwei Brüder Grünhoff, ein Hauptmann 
und ein Leutnant, die deutſcher Abſtammung und lutheriſcher Konfeſſion 
waren; ſie gehörten einem litauiſchen Regiment an, das zu den Revolutio— 
nären übergegangen war. 

Am häufigſten fanden die Zuſammenkünfte in dem Hauſe meines 
Großvaters Salomon Philipſen ſtatt, bei dem der älteſte Offizier, der 
Major Kunicewiz, im Quartier war. Deſſen Stellung und Verhalten mag 
mit darauf eingewirkt haben, beſonders trug dazu aber bei, daß bei dem 
gaſtfreien Sinn der Wirte dieſes Hauſes jedermann wußte, daß er dort gern 
geſehen war. Aus den Erzählungen meiner Großmutter Philipſen weiß 
ich noch, daß dieſe polniſche Einquartierung trotz ihrer verhältnismäßig 
langen Dauer und nicht geringen Belaſtung beſonders wegen des taktvollen 
Verhaltens der Offiziere einen freundlichen Eindruck hinterließ, und daß 
man auch noch ſpäterhin jener Tage gern gedachte. Nationale Gegenſätze 
kamen damals noch wenig zur Geltung, und von der Furcht vor einer 
polniſchen Gefahr war natürlich in einer Landſchaft noch keine Rede, deren 
geſchloſſene Bauernſchaft es verſtanden hatte, unter jahrhundertelanger 
polniſcher Oberherrſchaft ihr deutſches Weſen und ihren evangeliſchen 
Glauben ungeſchmälert aufrecht zu erhalten. 

Der Aufſtand der Polen in dem ruſſiſchen Anteil des ehemaligen 
Polenreiches führte übrigens zu einer nicht unerheblichen Erhöhung der 
Getreidepreiſe in Danzig, was der Landwirtſchaft entſprechend zugute kam. 
Durch die völlig gehemmte Zufuhr polniſchen Getreides auf der Weichſel 
hatte der Weizen wieder einen Preisſtand von 2 Talern 16 Sgr. 6 Pf. pro 
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Scheffel im Dezember 1831 erreicht, und auch der Roggen war auf 1 Tr. 
12 Sgr. 6 Pf., Gerſte auf 1 Tlr. 7 Sgr. 6 Pf. und Hafer auf 24 Sgr. pro 
Scheffel geſtiegen. Es waren das immerhin Preiſe, denen gegenüber bei 
der guten Ernte jenes Jahres in den Niederungen die Belaſtung durch die 
polniſche Einquartierung wenig ins Gewicht fiel. i 


Hatte ſich demnach das Jahr 1831 trotz außergewöhnlicher Hemmniſſe 
und Unruhen durch das günſtige Ergebnis der Ernte und ihrer guten Ver— 
wertung zu einem wirtſchaftlich erfolgreichen auch für Michael Weſſel 
geſtaltet, ſo brachte ihm das folgende Jahr ſchwere Verluſte und Sorgen. 
Die Ausſichten auf die Ernte des Sommers 1832 waren zwar keine un⸗ 
günſtigen, doch reifte das Getreide bei vielfach kaltem und naſſem Wetter 
verhältnismäßig ſpät. Michael Weſſel konnte deswegen auch erſt tags zuvor 
mit dem Schneiden des Roggens beginnen laſſen, als ihn am 3. Auguſt 
das Unglück traf, daß die geſamten Wirtſchaftsgebäude auf ſeinem ehemals 
elterlichen Hof abbrannten. Beim Beginn der Ernte war das ein ſchwerer 
Schlag, der durch die Brandſchadenvergütung nicht gemildert wurde, denn 
dieſe betrug für Stall, Scheune und zwei kleinere Wirtſchaftsgebäude zu⸗ 
ſammen 1130 Taler. Die Gebäude waren auch in dieſem Falle bei der 
Kgl. Landfeuerſozietät verſichert, während eine Verſicherung des Inven— 
tars und Einſchnitts nicht vorgelegen zu haben ſcheint, ſo daß ſchon allein 
der Verluſt eines Teils der bereits geernteten Heuvorräte nicht unerheblich 
ins Gewicht fiel. 

Der Umſtand, daß die Gebäude und beſonders auch die Scheune, die 
Michael Weſſel auf ſeinem andern Hofe nach dem Brande im Jahre 1820 
hatte errichten laſſen, geräumig genug waren, um den größeren Teil der 
Ernte und des Viehs dort zu bergen, ſetzte ihn nun in den Stand, den 
Wiederaufbau der abgebrannten Baulichkeiten bis zum kommenden Winter 
zu verſchieben. So geſchah es auch, doch ſollte ihm die Aufnahme einer recht 
umfangreichen Bautätigkeit noch während derſelben Erntezeit nicht erſpart 
bleiben. Nachdem er mit dem Einfahren des Getreides am 11. Auguſt hatte 
beginnen können und dasſelbe bis zum 16. ſeinen Fortgang nahm, wurde 
am letzteren Tage im andern Hofe die 1820 erbaute Scheune durch eine 
Windhoſe umgeworfen. Die verderbliche Macht dieſer Naturgewalt tritt 
ja in unſerer Gegend glücklicherweiſe nur ſelten auf, ich habe ſie aber in 
ſpäterer Zeit ſelbſt am zweiten Pfingſtfeiertag, am 20. Mai 1907, in 
Stüblau erlebt, an dem ſie den hohen und maſſigen Helm des Kirchturms 
hinabfegte, wonach mir die Schilderung des Superintendenten Pohl über 
das Ereignis am 16. Auguſt 1832, das er nach Mitteilungen von Augen— 
zeugen aufgezeichnet hat, um ſo treffender erſcheint. Er führt dabei an, 
daß Michael Weſſel, bei dem an dieſem Tage Getreide eingefahren wurde, 
als er ſich zwiſchen 5 und 6 Uhr nachmittags in ſeiner Scheune befand, 
von Kriefkohl her einen Wirbelwind aufziehen ſah, der die Luft mit dicken 
Staubwolken erfüllte und die auf dem Felde in Hocken ſtehenden Garben 
hoch in die Höhe hob, ſo daß ſie in der Luft zu tanzen ſchienen. In Er⸗ 
wartung eines heftigen Sturmes befahl er deswegen, die Scheunentüren 
ſchnell zu ſchließen, und eilte danach ſeinem Hauſe zu. Bevor jedoch ſein 
Befehl ausgeführt war, und ehe er ſein ſchützendes Dach erreicht hatte, trat 
die Verheerung ſchon ein. Von der Windhoſe, die von einem fürchterlichen 
Platzregen begleitet war, wurde er auf dem Gehöftsplatz zu Boden geworfen, 
wo er beſinnungslos liegen blieb. Erſt nachdem ihn ſeine Leute aufgehoben 
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hatten und er wieder zu ſich gekommen war, bekam er ein Bild von dem 
Umfang der Verwüſtung. Die Scheune war vollſtändig zuſammengedrückt, 
und auch die ſtärkſten Hölzer derſelben mitten entzweigebrochen. Von den 
Perſonen, die ſich in der Scheune befanden, wurde nur ein Arbeiter Johann 
Stemkowitz ſchwer verletzt, der auch nach wenigen Tagen ſtarb. Er gehörte 
einer Familie an, von der Nachkommen bis zur Gegenwart dem Hofe 
und meiner Familie treugeblieben ſind. Außerhalb der Scheune wurde 
beim Zuſammenbruch derſelben ein Arbeiter namens Kling, der auf dem 
Felde beſchäftigt geweſen war und beim Herannahen des Unwetters an 
derſelben Schutz geſucht hatte, ſofort erſchlagen. 

Bei allem Unglück blieb Michael Weſſel der Troſt, daß ſein bereits 
mehrfach erwähnter älteſter Sohn Carl, der ſich während der Kataſtrophe 
ebenfalls in der Scheune befand, unverletzt geblieben war. Letzterer 
ſchildert ſchon am folgenden Tage in ſeinen Aufzeichnungen, wie tief dieſes 
Unglück ſeinen Vater erſchüttert hatte; ſie laſſen in ihrer Folge aber auch 
erkennen, wie ungebrochen deſſen Kraft trotzdem geblieben iſt, und wie er 
durch tatkräftiges Handeln eine Vergrößerung des erlittenen Verluſtes zu 
verhüten ſuchte. Binnen längſtens zwei Wochen war die Scheune wieder 
aufgerichtet und nach damaliger Bauweiſe mit Stroh eingedeckt. Bis zur 
Beendigung der letzteren Arbeit konnte er aber mit der weiteren Ein— 
bringung der Ernte bei der vorgerückten Jahreszeit nicht warten, weshalb 
ſie teilweiſe in Staken untergebracht, teilweiſe aber auch in die noch un— 
bedeckten Fächer eingefahren wurde, was bei häufig eintretendem Regen— 
wetter nicht unerhebliche Beſchädigungen des Getreides zur Folge hatte. 
Nachbarliche Hilfe wurde Michael Weſſel nicht nur bei den Aufräumungs⸗ 
arbeiten und den Baufuhren in herkömmlicher Weiſe zuteil, ſondern mehrere 
Nachbarn ſtellten ihm auch noch Scheunenraum zur Verfügung. Letzteres 
konnte natürlich ſchon an und für ſich und dann auch noch deswegen nur in 
geringem Umfang geſchehen, weil noch die Scheunen zweier weiterer Nach— 
barn, und zwar die des Deichgrafen Johann Jacob Rebeſchke und die des 
Johann Bielfeldt ebenfalls durch die Windhoſe teilweiſe zerſtört worden 
waren. Immerhin wurde es Michael Weſſel durch die Bereitwilligkeit 
ſeiner Nachbarn möglich, mindeſtens das ſogenannte Schneidegetreide, 
d. h. Roggen und Weizen, größtenteils unter Dach und Fach zu bringen. 
Es in Staken zu ſetzen, wäre bei den kurzen und feſten Garben, wie ſie die 
Schnitter beim Sichelſchnitt damals banden, äußerſt gewagt geweſen und 
hätte bei der ungünſtigen Witterung im Fortgang der Ernte jenes Jahres 
zweifellos zu großen Schäden geführt. Sie konnte mit dem Einfahren von 
grauen Erbſen und Bohnen erſt am 29. September beendet werden. 

Bei den Verluſten, die Michael Weſſel ſo durch Feuer, Sturm und 
zudem noch durch ungünſtige Witterung bei der Ernte im Jahre 1832 erlitt, 
fiel nun noch ins Gewicht, daß die Preiſe für ſämtliche Getreidearten wieder 
gefallen waren; der Weizen ſtand im Dezember mit 1 Tlr. 16 Sgr. 3 Pf. 
pro Scheffel 1 Tlr. niedriger als zur ſelben Zeit des Vorjahres! ). 

Die Ernte des Jahres 1833 wurde auch durch häufiges Regenwetter 
behindert, und die Getreidepreiſe blieben niedrig, dennoch fühlte er ſich 

) Bis zu der gekennzeichneten Stelle iſt der Abſchnitt „Stüblau“ bereits vor 
Ausbruch des Krieges 1914 von mir verfaßt. Die Weiterführung desſelben, die 


aus den bereits S. 231 angeführten Gründen unterbleiben mußte, habe ich erſt im 
Juni 1920 wieder aufgenommen. 
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ſtark genug, ſchon im folgenden Jahre einen Beſitz für feinen älteſten Sohn 
Carl Wilhelm zu erwerben. Letzterer kaufte in der Zwangsverſteigerung 
den Hof des verſtorbenen Nachbarn und ehemaligen Deichgrafen Johann 
Jacob Rebeſchke zu Stüblau am 10. Juli 1834. Zu dieſem 7 Hufen 
großen Hofe gehörten daneben ¼0 Part an dem gemeinſamen Beſitz der 
Stüblauer Nachbarn zu Oſterwick und Zugdam ſowie zwei Krüge zu 
Stüblau. Auf dem Hofe hatte die Ehefrau des Polizeipräſidenten v. Vegeſack 
zu Danzig, geb. Leſſe, eine Hypothek von 4800 Talern ſtehen, der außerdem 
noch in Verbindung mit den beiden Krügen mit einer weiteren Schuld von 
3000 Talern belaſtet war, ſo daß die Geſamtſchulden nebſt rückſtändigen 
Zinſen ſich auf 10 167 Taler 18 Sgr. 1 Pf. beliefen. Den vorbezeichneten 
geſamten Beſitz hatte Carl Weſſel nun für ein Meiſtgebot von 7844 Talern 
erſtanden, jo daß die Gläubigerin mit 2323 Tlru. 18 Sgr. 1 Pf. aus⸗ 
gefallen war. Er einigte ſich nun mit dieſer und ihrem Ehemann dahin, 
daß er für ſie 8000 Taler auf ſeinen Beſitz eintragen ließ, nachdem ſie ihm 
noch 150 Taler bar ausgezahlt, wogegen aber auch ſein Vater die Mithaft 
für die in Rede ſtehende Hypothek übernommen hatte. 


Polizeipräſident von Vegeſack hatte die Zuverläſſigkeit Michael 
Weſſels bei Rückzahlung der Schuldforderungen ſeiner Ehefrau vom ehe— 
maligen Arendſchen Hofe desſelben kennen gelernt, woraus ſich das Ent— 
gegenkommen erklärt, das er demſelben beim Erwerb des Rebeſchkeſchen 
Hofes für ſeinen Sohn Carl augenſcheinlich entgegenbrachte. Da v. Vege— 
ſacks Ehefrau zudem auf einer Mehrzahl von Höfen im Danziger Werder 
Kapitalien ausſtehen hatte, ſo hat er ſich nicht ſelten auch des Rates und 
Beiſtandes Michael Weſſels bedient, wenn die Zinszahlungen ausblieben 
und die Forderung gefährdet erſchien, wobei dann die vermittelnde Tätigkeit 
desſelben recht oft von gutem Erfolg ſowohl für die Gläubigerin als auch 
für den Schuldner begleitet war. Er hat damit ſo manchem Freunde 
und Nachbarn geholfen, über die ſchweren Jahre der niedrigen Getreide— 
preiſe und der damit verbundenen Geldknappheit fortzukommen. Wenn 
man ihm deswegen in ſeinen ſpäteren Jahren nachredete, daß er gern mit 
gutem Rat Beiſtand geleiſtet, bei ſeinem ſparſamen Sinn aber beſonders 
zu Geldopfern wenig bereit geweſen ſei, ſo iſt das nur ein Beweis dafür, 
wie erzieheriſch die Not und die Zeit auf ihn eingewirkt hatten. Mit dem 
Beiſtand durch guten Rat war zudem meiſtens perſönliche Verwendung 
verbunden, die vielfach ausgedehntere Fahrten und damit die Aufwendung 
von Zeit und Koſten erforderte, was beſonders für ſeine zahlreichen Vor— 
mundſchaften zutraf. 


Michael Weſſels Sohn Carl heiratete nach Erwerb ſeines Hofes am 
21. Mai 1835 Henriette Wilhelmine Mix aus Kriefkohl, eine Tochter des 
bereits am 11. Februar 1814 verſtorbenen Nachbarn Abſolon Thomas 
Mix zu Kriefkohl und deſſen Ehefrau Chriſtine Philippine Dorothea 
Wannow. Letztere war eine Tochter aus erſter Ehe des Hilger Wannow 
zu Stüblau und demnach eine Halbſchweſter von der Mutter Carl Weſſels. 
Der Vater der nunmehrigen Ehefrau von Carl Weſſel war ſchon im jugend— 
lichen Alter von 27 Jahren verſtorben, und ihre Mutter hatte in zweiter 
Ehe Karl Eduard Randt, einen Sohn der Erbpächterin von Gut Mönchen- 
grebin, von der ſchon früher die Rede geweſen tft, am 13. September 1814 
geheiratet, womit der ſchöne Mixſche Hof zu Kriefkohl in deſſen Beſitz kam. 
Ihre Mutter ſtarb dann auch ſchon am 26. Februar 1820, und bei der 


— 


369 


Erbteilung vor der Wiederverheiratung ihres Stiefvaters wurden ſie und 
ihre beiden Brüder mit einem Erbgut von je 2000 Talern abgefunden, 
doch blieb ſie mit dieſen, da ſie noch ſämtlich im Kindesalter ſtanden, im 
Hauſe ihrer Stiefeltern. Dem Großvater dieſer Kinder, Abſolon Mix, und 
auch ſchon deſſen gleichnamigem Vater hatte ehemals der Arendſche Hof 
Michael Weſſels zu Stüblau gehört, von erſterem hatte ihn Daniel Gottfried 
Arend 1789 gekauft. 

Die einzige Tochter Michael Weſſels, Caroline Roſalie Mathilde, 
geboren am 16. Mai 1813, heiratete dann am 7. Juni 1836 den Bruder 
ihrer vorerwähnten Schwägerin, Guſtav Adolf Mix, der 1835 einen 
5 Hufen großen Hof an ſeinem Geburtsort Kriefkohl erworben hatte. Auch 
die Verheiratung und die Mitgift für dieſe Tochter weiſt darauf hin, daß 
Michael Weſſel zu dieſer Zeit wirtſchaftlich auf feſten Füßen ſtand. Dabei 
blieb es nun auch, da ſich vom Jahre 1838 ab, zumal er bereits ſämtliche 
Schulden auf ſeinem Beſitz getilgt hatte, zu ſeinen Lebzeiten die Lage der 
Landwirtſchaft durchſchnittlich immer günſtiger geſtaltete. An Rückſchlägen 
in ſeinem Wirtſchaftsbetrieb hatte es ihm, wie bereits ausgeführt, nicht 
gefehlt, wozu noch zu bemerken bleibt, daß ihm im Jahre 1834 zwölf Stück 
Rindvieh an Tollwut eingingen, die auf der Weide von einem tollwütigen 
Hirtenhund gebiſſen wurden. 


1840 war für das Danziger Werder aus Anlaß des Dünendurch— 
bruchs von hoher Bedeutung, der am 1. Februar dieſes Jahres bei Neufähr 
erfolgte. Wenn die dadurch veränderten Gefällverhältniſſe der unteren 
Weichſel auch weiterhin zur ſtarken Beſchädigung der vorhandenen Dämme 
und damit zu außerordentlich hohen Deichunterhaltungskoſten der ſchar— 
werkspflichtigen Ortſchaften führten, ſo wurden andrerſeits doch durch 
Abſchließung des bisherigen Weichſellaufs nach Weichſelmünde durch die 
Schleuſenanlage bei Neufähr die Vorflutverhältniſſe für das Danziger 
Werder erheblich verbeſſert. Die Mündung der Mottlau lag nunmehr in 
dem von der fließenden Weichſel abgeſchnittenen Arm derſelben und wurde 
von den Waſſerſtänden der Weichſel weniger beeinflußt als durch das 
Rückſtauwaſſer der See. Die Danziger Flußſchiffahrt und der Danziger 
Holzhandel bekamen dadurch ein vom Hochwaſſer der Weichſel unabhängiges 
und erheblich vergrößertes Hafengebiet. 

Die aus Anlaß des Dünendurchbruchs ſehr geſteigerten Deichlaſten 
wurden den ſcharwerkspflichtigen Ortſchaften und damit auch Michael 
Weſſel zunächſt ſehr viel fühlbarer als die Vorteile, die ihnen aus demſelben 
für ihre Binnenentwäſſerung zuteil geworden waren. 


1840 übertrug Michael Weſſel die Wirtſchaftsführung in ſeinem 
ehemals väterlichen Beſitz ſeinem Sohn Michael Eduard, der inzwiſchen 
ſeiner Militärpflicht beim 5. Infanterieregiment in Danzig genügt hatte. 
Seine aktive Dienſtzeit währte zwar nur 11% Jahre, trotzdem blieb es ihm 
eine unliebſame Erinnerung, daß er nicht als Einjährig-Freiwilliger hatte 
dienen können. Er war als Sekundaner der Petriſchule zu Danzig ab— 
gegangen und hätte nur noch ein halbes Jahr in dieſer Klaſſe verbleiben 
müſſen, um das Reifezeugnis für den Einjährig-Freiwilligendienſt zu er— 
langen, worauf ſein Vater aber nicht einging, weil er keinen Wert darauf 
legte. Der Ehrgeiz der Nachbarn des Danziger Werders ging damals noch 
nicht ſo weit. Seine Militärzeit, die Eduard Weſſel gemeinſam mit ſeinem 
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Jugendfreunde Guſtav Ziehm aus Stüblau verlebte, der ſpäterhin als 
Nachbar in Letzkau anſäſſig war, blieb ihm trotzdem dauernd eine liebe 
Erinnerung. Sie war auch von ſehr nachhaltiger Wirkung auf ihn; er hing 
an ſeinem alten Regiment, was zur kraftvollen Betätigung ſeines königs— 
treuen Sinnes mit beitrug, wozu ihm ſpäterhin zur Konfliktzeit während 
der erſten Bismarckſchen Periode hinreichender Anlaß gegeben wurde. 

5 Am 30. September 1841 heiratete Eduard Weſſel Aline Wilhelmine 
Bertha Philipſen, das älteſte Kind des Nachbarn Salomon Gottlieb 
Philipſen und deſſen Ehefrau Luiſe Friederike, geb. Fehlauer, zu Stüblau. 
Der 30. September, an dem meine lieben Eltern durch Gottes Gnade auch 
ihre ſilberne und goldene Hochzeit ſpäterhin im Kreiſe ihrer Kinder und 
Enkel ſowie anderer Verwandten feiern durften, iſt mir dauernd ein 
weihevoller Gedenktag an alles das geblieben, was ich ihnen in meinem jo 
wechſelvollen Berufsleben und meiner Lebenshaltung zu danken habe. 

Bei ſeiner Verheiratung hatte Eduard Weſſel den ehemaligen 
elterlichen Beſitz ſeines Vaters noch nicht übernommen, doch durften die 
Vereinbarungen darüber, unter welchen Bedingungen dies geſchehen ſollte, 
ſchon vorher verabredet worden ſein. Der notarielle Vertrag erfolgte erſt 
am 26. November 1842. Nach dieſem übernahm er den 4½ Hufen großen 
Beſitz, zu dem ferner noch / Part an dem gemeinſchaftlichen Beſitz der 
Stüblauer Nachbarn in Oſterwick und Zugdam gehörte, für 11000 Taler. 
Eine endgültige Separation des Stüblauer Außendeiches war damals noch 
nicht erſolgt, weshalb ſich Michael Weſſel die Vertretung ſeines hier in Rede 
ſtehenden Sohnes bei Durchführung derſelben vorbehielt. Eduard Weſſel 
leiſtete nach dem Kaufvertrag eine Anzahlung von 4000 Talern, wovon je 
2000 Taler auf ſeine und auf die Mitgift ſeiner Ehefrau entfielen, während 
er den Reſtbetrag von 7000 Talern mit 4 Prozent jährlich zu verzinſen 
hatte. In dem Verkaufspreis war der Uebergang des zum Grundſtück 
gehörigen toten und lebenden Inventars, der ganzen Kreſzenz und des in 
dem Grundſtück befindlichen Mobiliars an den Käufer mit enthalten, deſſen 
Geſamtwert auf 4000 Taler geſchätzt wurde. 

Nach dem Verkaufsvertrag durfte das Kapital von 7000 Talern dem 
Käufer nicht gekündigt werden, ſolange noch einer der Verkäufer, der 
Michael Wilhelm Weſſelſchen Eheleute, lebte, es ſei denn, daß die Zinſen 
nicht prompt und richtig bezahlt, oder das Grundſtück nicht in baulichem und 
wirtſchaftlichem Zuſtand erhalten wurde. Auch die Käufer begaben ſich des 
Kündigungsrechts, ſolange noch einer der verkaufenden Eheleute lebte. 
Dann heißt es weiter: „Es iſt die Abſicht der Verkäufer, ihren Sohn, den 
Käufer, durch die Uebertragung des Eigenthums der verkauften Realitäten 
und Moventien in Nahrungsſtand zu ſetzen und darin zu erhalten. Deshalb 
verpflichten ſich die Käufer, die Michael Eduard Weſſelſchen Eheleute, gegen 
die Verkäufer, die Michael Wilhelm Weſſelſchen Eheleute, ſolange noch 
einer von dieſen lebt, die durch dieſen Vertrag erkauften Grundſtücke und 
Grundſtücksantheile ſelbſt zu bewirthſchaften, und ſie weder ganz oder theil— 
weiſe zu veräußern, noch zu verpachten, oder durch einen andern bewirth— 
ſchaften und verwalten zu laſſen, es ſei denn, daß die Michael Wilhelm 
Weſſelſchen Eheleute oder der überlebende Theil derſelben darin ausdrücklich 
konſentieren jollten.” Michael Eduard Weſſel übernimmt ſchließlich noch 
die Verpflichtung, ſeinen Vater zur Eiswachtzeit im Amt des Regenten zu 
vertreten, ſoweit dieſer Dienſt auf deſſen Beſitz entfällt, während ſein Vater 
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für ihn dagegen die Gejtellung des Ratmanns aus gleichem Anlaß 
übernimmt. 

Die Bedingungen bei Uebertragung des Beſitzes an Michael Eduard 
Weſſel laſſen erkennen, wie lebendig das Anhänglichkeitsgefühl an den 
Grundbeſitz der Familie bei den Mitgliedern derſelben noch damals war, 
daß dieſer nicht lediglich als eine Ware angeſehen wurde, die ſo hoch wie 
irgend möglich verwertet werden müſſe, damit alle Berechtigten gleich zu 
ſtehen kämen, was ja gegenwärtig leider immer mehr gilt. Aber auch ab— 
geſehen von Erbteilungen oder ſonſtigen notwendigen Auseinanderſetzungen, 
iſt der Grundbeſitz heute ein derartiges Schacherobjekt geworden, daß der 
Sinn für Bodenſtändigkeit ganz ungemein zurückgegangen ſein muß. Auch 
das wird ja eine Folgeerſcheinung des unglücklichen Kriegsausganges mit 
der Revolution vom 9. November 1918 und der gegenwärtigen außer— 
ordentlich hohen Preiſe für landwirtſchaftlichen Grundbeſitz ſein, doch dürften 
die Verkäufer dabei nicht ausreichend die heutige Finanz- und Papiergeld— 
wirtſchaft berückſichtigen, bei der die Anlage des Kapitals in Grundbeſitz 
doch eine ſehr viel größere Sicherheit bietet. Goethe ſagt: „Ein Menſch, 
auf der Scholle geboren, wird ihr durch Gewohnheit angehörig, beide ver— 
wachſen miteinander, und zugleich knüpfen ſich die ſchönſten Bande. Wer 
möchte die Grundfeſte alles Daſeins widerwärtig berühren, Wert und 
Würde ſo ſchöner, einziger Himmelsgaben verkennen.“ Möchten ſie bald 
wieder voll gelten und erkennbar werden in dem Gemüt unſeres Volkes, 
beſonders im Bewußtſein des deutſchen Bauernſtandes, dem ſtarken Quell 
aller Volkskraft, wie Luther ihn bezeichnet. 

Bei ſeiner guten wirtſchaftlichen Lage kam Michael Wilhelm Weſſel 
über Ernteverluſte, die in den kommenden Jahren vereinzelt auftraten, 
unſchwer fort. So ging am 1. Auguſt 1844 beim Hochwaſſer der Weichſel 
die Ernte im Außendeich durch Ueberſchwemmung desſelben verloren, was 
dann wohl zur Folge hatte, daß die Separation der Außendeichländereien 
im Jahre 1847 zur Ausführung kam. Im Jahre 1845, in dem die Kar— 
toffeln einen großen Ertrag verſprachen, trat bei denſelben zum erſtenmal 
die Trockenfäule auf, und in den beiden folgenden Jahren waren ſie nur 
ſehr ſpärlich gewachſen, was nicht nur für das Werder, ſondern allgemein 
galt und zu einer ſehr erheblichen Steigerung der Getreidepreiſe führte. 

Nach den Aufzeichnungen des damaligen Ortspfarrers Pohl zu 
Stüblau traf das beſonders für das Jahr 1846 zu, in dem der Scheffel 
Weizen bis zu 5 Talern, Roggen bis zu 4 Talern, Gerſte bis zu 2 Talern 
10 Sgr. und Hafer bis zu 1 Taler 10 Sgr. bezahlt wurden. Nach den 
für jenes Jahr im Amtsblatt der Danziger Regierung aufgeführten Durch— 
ſchnittspreiſen beliefen ſich dieſelben jedoch nur auf 2 Taler 22 Sgr. 10 Pf. 
für den Scheffel Weizen, auf 2 Taler 2 Sgr. 7 Pf. für Roggen, 1 Taler 
18 Sgr. 7 Pf. für Gerſte und 26 Sgr. 7 Pf. für Hafer. Es iſt das eine 
ſo erhebliche Differenz, daß ſie ſich nur durch örtliche und zeitweiſe Preis- 
ſchwankungen erklären läßt. Immerhin trugen bei der Entwertung der 
Kartoffeln durch die Trockenfäule ſolche Getreidepreiſe dazu bei, daß die 
Not unter der Arbeiterbevölkerung eine ſehr große wurde. Der vorerwähnte 
Prediger Pohl hebt dazu hervor: „Auch hier zeigte ſich faſt durchgängig die 
chriſtliche Mildthätigkeit im ſchönſten Lichte. Nicht nur, daß die zahlreichen 
Bettler faſt von keiner Thüre ohne eine Gabe hinweggingen, es fanden 
ſich auch ſolche, die Brod, Mehl, Erbſen und dergl. an Wittwen austheilten. 
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Es war natürlich, daß der Nothſtand auch Erſcheinungen ſchlechter Art 
hervorrief. Die Bettelei griff auf eine nie geſehene Weiſe um ſich, Diebſtähle, 
Betrügereien, Gewaltthätigkeiten kamen an vielen Orten in großer Menge 
vor. Wir ſind vor dem Allen durch Gottes gnädigen Schutz faſt gänzlich 
bewahrt geblieben.“ Abgeſehen davon, daß ſogenannte freie Arbeiter 
damals in Stüblau wohl nur vereinzelt vorkamen, wird die Beköſtigung 
auch der verheirateten Arbeiter und das gute patriarchaliſche Verhältnis, 
das zwiſchen Arbeitern und Beſitzern damals noch voll beſtand, wohl ganz 
überwiegend zur Ueberwindung der Schwierigkeiten beigetragen haben, 
die durch die Teuerung an anderen Orten ſo ſcharf hervorgetreten waren. 

Das gilt auch hinſichtlich der revolutionären Bewegung des Jahres 
1848, von der auch in verſchiedenen ländlichen Gemeinden die Arbeiterſchaft 
ergriffen wurde, was beſonders für das Große Werder gilt. Doch auch 
dort wurde ſie bald, ſtellenweiſe aber auch mit recht großer Härte, unterdrückt. 

Aus Anlaß der Herſtellung der Oſtbahn in Verbindung mit den 
Eiſenbahnbrücken über die Weichſel und die Nogat bei Dirſchau und 
Marienburg erfolgte 1849 eine Normaliſierung der Deiche an dieſen 
Stromläufen auf Koſten des Staates. Dabei wurden Tauſende von 
Arbeitern beſchäftigt, die zum nicht geringen Teil aus Schleſien ſtammten 
und in erheblicher Zahl entweder bei Stüblauer Arbeiterfamilien oder in 
Baracken Unterkunft fanden. Bei ſolcher Anhäufung von Menſchen wirkte 
die Cholera, die in dieſem Jahre erneut nach Danzig eingeſchleppt war 
und von dort ſich weiter verbreitete, um ſo verheerender. In Stüblau 
ſtarben daran in kurzer Friſt 57 Perſonen, darunter die Nachbarn Ziehm 
und Thomas. Nach Stüblau war zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
unter den fremden Arbeitern ein Militärkommando von 50 Mann entſandt 
worden, das aber bald auf 20 Mann ermäßigt wurde. Ich war damals erſt 
ſechs Jahre alt, trotzdem ſind mir jene für mich an abwechſelnden Bildern 
reichen Tage lebhaft in der Erinnerung geblieben. 

Die Vollendung der Brückenbauten bei Dirſchau und Marienburg 
und ihre Bereitſtellung für den Eiſenbahnbetrieb erfolgte zwar erſt 1857, 
doch wurde die Eiſenbahnlinie Bromberg — Dirſchau — Danzig ſchon 1852 
eröffnet. König Friedrich Wilhelm IV. bewirkte die Eröffnung am 
5. Auguſt 1852 perſönlich. Zum Empfang des Königs auf dem Bahnhof 
Hohenſtein war auch mein Vater durch Kreistagsbeſchluß geladen worden, 
der dann meine Mutter und mich zur Zuſchau mitnahm. Ich ſehe noch 
heute, wie der König aus dem Wagen ſtieg und durch die ſeiner harrenden 
- Deputationen begrüßt wurde. Soweit mir erinnerlich, ſprach er vornehm⸗ 
lich mit dem Prediger Schaper, dem damaligen Ortspfarrer von Rambeltſch 
Später wurde Schaper Geiſtlicher an der St. Katharinenkirche zu Danzig; 
während meiner Schulzeit erteilte er in den oberen Klaſſen der Petriſchule 
den Religionsunterricht, auch bin ich von ihm eingeſegnet. Er war ein 
Anhänger des lutheriſchen Bekenntniſſes ſtrenger Richtung, worin mein 
Vater mit ihm auf dem gleichen Boden ſtand. Sein Hervortreten bei der 
in Rede ſtehenden Deputation blieb mir dauernd in Erinnerung. Ebenſo 
die Perſönlichkeit des erſten Bahnhofsinſpektors zu Hohenſtein, der, wenn 
ich nicht irre, Küſter hieß. Beim Herannahen des Eiſenbahnzuges belehrte 
er die Zuſchauer darüber, daß dieſer ſchneller dahinſauſe als das ſchnellſte 
Pferd. Nach unſerer Ankunft in Hohenſtein waren wir nicht auf dem 
Bahnhof, ſondern im Hauſe des Windmühlenbeſitzers abgeſtiegen. Haus 
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und Windmühle ſtehen 1920 noch unverändert an derjelben Stelle, und 
bei den Fahrten zwiſchen Stüblau und Hohenſtein, die ich in einer langen 
Reihe von Jahren ſeit jenem Tage recht oft zurückgelegt habe, kehrten 
meine Gedanken beim Anblick der Mühle jedesmal auf den Tag der 
Eröffnungsfeier der Eiſenbahnſtrecke Dirſchau — Danzig zurück. 

Michael Weſſel nahm trotz ſeiner angeſehenen Stellung an der Er— 
öffnungsfeier nicht teil, weil er die wirtſchaftliche Bedeutung der Eiſenbahn 
auch für ſeinen Beſitz wohl nicht ausreichend würdigte. Er hat ſie niemals 
benutzt; zu den Fahrten nach Danzig diente ihm auch fernerhin lediglich 
ſein eigenes Fuhrwerk. Er war ein großer Freund des Theaters, nächtigte 
dann aber im Hotel de Thorn an der Reitbahn, was ihm gewohnter blieb, 
und legte die Heimfahrt wieder auf dem Landwege zurück. Je älter man 
wird, deſto verſtändlicher erſcheint einem ſein Verhalten in dieſer Beziehung. 
Ich denke daran, wie wenig Genuß mir bei meinen Jahren die Benützung 
eines Automobils im Vergleich zur Fahrt mit einem guten Pferdefuhrwerk 
gewährt; wenn letztere auch länger dauert, ſo ſieht man bei ihr doch von der 
Landſchaft erheblich mehr, und zur Fahrt mit einem Luftfahrzeug würde ich 
mich heute kaum noch entſchließen können. 

Seit dem Jahre 1832 war Michael Weſſel bis zu ſeinem Ende 
Kirchenvorſteher in Stüblau. 1850 wurde ihm das Allgemeine Ehrenzeichen 
verliehen; bei dem Anſehen, deſſen er ſich im ganzen Werder zu erfreuen 
hatte, ein Beweis dafür, wie unterſchiedslos die brandenburg-preußiſche 
Ständegliederung auch bei den Nachbarn des Danziger Werders ſeitens der 
zuſtändigen Behörden im Auge behalten wurde. Das empfand beſonders 
ſein älteſter Sohn Carl Wilhelm, der ſchon 1847 und 1848 dem vereinigten 
Landtag zu Berlin angehörte, weiterhin 1851 zum Mitglied der zweiten 
Kammer auf vier Jahre und 1855 zum Mitglied des Abgeordnetenhauſes 
gewählt wurde. Die Anerkennung, die ſein älteſter Sohn fand, bereitete 
natürlich auch Michael Weſſel eine beſondere Genugtuung. Die Ehe dieſes 
Sohnes war kinderlos geblieben, deſto mehr konnte das Michael Weſſelſche 
Ehepaar ſich aber an einer Schar von Enkeln bei ſeiner Tochter und ſeinem 
jüngſten Sohn erfreuen. Bei der Tochter Mathilde, verehelichten Mix, zu 
Kriefkohl, wurden noch zu Lebzeiten desſelben ſieben Kinder, beim jüngſten 
Sohn zehn Kinder geboren, von welch letzteren allerdings zwei bald nach 
der Geburt verſtarben. 

Der Zuſammenhang mit dem Elkernhauſe war bei den Kindern des 
Michael Weſſelſchen Ehepaares dauernd ein ſehr inniger und reger. So 
beſuchten ſeine am Ort wohnenden beiden Söhne täglich zu einer Vor— 
mittagſtunde die Eltern, wenn ſie nicht verreiſt waren. Der Regel nach 
nahmen ſie dann bei dieſen auch das zweite Frühſtück ein, das für Carl 
Weſſel in Schokolade und für meinen Vater in Tee bereitet wurde, während 
der Großvater ein Glas Wein trank. Ich bin als Junge noch einige 
Male dabei zugegen geweſen, wenn mich mein Vater bei der Fahrt in die 
weit entlegenen Felder ſeines Beſitzes mitnahm und dann bei der Rückkehr 
ſeine Eltern beſuchte. Nachdem ich dann im Herbſt 1852 zum Beſuch der 
Petriſchule nach Danzig in Penſion gegeben war, gehörten die Begrüßungs— 
und Abſchiedsbeſuche während der Ferien, abgeſehen von ſonſtigem Auf— 
enthalt im Haufe dieſer Großeltern, zur feſten Regel. Bei dieſen Abſchieds— 
beſuchen wurden dann meine Vettern Mix und ich regelmäßig mit je 50 Pf. 
vom Großvater, in ſeiner Abweſenheit von der Großmutter, dann aber noch 
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mit dem dreifachen Betrage beſchenkt. Der ſparſame Sinn des Großvaters 
bekundete ſich auch dabei, dagegen erhielten wir von ihm, wenn er nach 
Danzig kam, jedesmal das Eintrittsgeld für ein Parterrebillet zum Theater, 
das damals etwa eine Mark betrug, gleichviel, ob dasſelbe im Betrieb war 
oder nicht. In ſeinen letzten Lebensjahren litt er an Arterienverkalkung, 
die ſchließlich durch große Vergeßlichkeit ſein Denkvermögen erheblich 
beeinträchtigte. Er ſtarb, 67 Jahre alt, am 28. Mai 1854, wie es hieß, an 
Gehirnerweichung. Ich habe ihn noch auf ſeinem Sterbebett geſehen, da 
die beiden älteſten Vettern Mix, mit denen ich in derſelben Penſion zu 
Danzig war, und ich wegen der ſchweren Erkrankung unſeres Großvaters 
nach Hauſe beordert waren. Mir iſt ſein Sterbetag ſchon deshalb feſt in 
Erinnerung geblieben, weil ich am 27. Mai geboren bin. 


Mit meinem Großvater Michael Weſſel ſchied eine geſchloſſene, kraft— 
volle Perſönlichkeit aus dem Leben; er hat in ſchwerer Zeit nicht nur die 
Güter feſtgehalten, die ihm von den Vätern überkommen waren, jondern 
er hat ſie weiterhin auch noch gemehrt, ohne die Pflichten aus den Augen 
zu laſſen, die ihm ſein Beſitz nicht nur ſeiner Familie, ſondern auch ſeinen 
Arbeitern und dem Gemeinwohl gegenüber auferlegte. Seine Jugendjahre 
fielen ſchon überwiegend in die Zeit der preußiſchen Herrſchaft über das 
ehemalige Landgebiet der Stadt Danzig, und er hat auch in ſeinen Mannes⸗ 
jahren in gut deutſcher, lutheriſcher Geſinnung den Preußenkönigen die 
Treue gehalten. Er kann und wird hoffentlich auch ſeinen Nachkommen 
ein ſchönes Vorbild in ſolcher Treue bleiben. Das ſpreche ich in der feſten 
Zuverſicht auf eine Wiederherſtellung des preußiſchen Staates aus, denn 
was die Hohenzollern in einem halben Jahrtauſend geſchaffen, das kann 
nicht durch eine Revolution wie die vom 9. November 1918 ausgelöſcht 
werden. Wenn gegenwärtig die ſozialiſtiſchen Parteien und auch die An⸗ 
hänger eines großen Teils des katholiſchen Zentrums beſtrebt ſind, den 
preußiſchen, proteſtantiſchen Staat zu zermürben, jo wird die große Mehr— 
heit ſeiner Bevölkerung, und beſonders auch die ſeiner ehemaligen, jetzt 
abgetrennten Landgebiete, immer mehr zu der Erkenntnis gelangen, was 
ſie mit ihm verloren hat. Was der preußiſche Hohenzollernſtaat durch ſeine 
Schulen, durch ſeine Armee, durch die hohe Entwicklung ſeiner Wirtſchafts⸗ 
betriebe, beſonders der Staatseiſenbahnen, geleiſtet, das wird ihm keine 
ſozialiſtiſche oder ſonſtige republikaniſche Regierung nachmachen, deren 
wirtſchaftliche Ergebniſſe ſich bisher nur durch ungedeckte Ausgaben von 
Millionen und Milliarden herausgeſtellt haben. 


Michael Weſſels Ehefrau Regina Concordia, geb. Wannow, überlebte 
ihren Mann nur wenige Wochen. Sie ſtarb am 5. Juli 1854 im Alter von 
65 Jahren, und es ſind am heutigen Tage, an dem ich in dieſen Zeilen 
ihrer gedenke, gerade 66 Jahre ſeit ihrem Ableben vergangen. Sie war 
körperlich von zarter Natur, im vorgerückten Lebensalter oft kränklich, und 
ihrer ſanftmütigen und ſtets hilfsbereiten Sinnesart halber erfreute ſie ſich 
der allgemeinſten Liebe und Verehrung. Aus meinen Kinderjahren iſt mir 
das Wort unſerer Kinderfrau Lehmann, die lange Jahre im Dienſt meiner 
Eltern ſtand, in Erinnerung geblieben, daß mein Vater, an den ſich in 
Krankheitsfällen oder auch aus anderen Anläſſen darauf angewieſene Orts 
bewohner gewiſſermaßen ſchon ortsüblich um Beiſtand wandten und dieſen 
auch fanden, ein gleiches Herz wie ſeine Mutter habe. Und nach ſeinem 
Tode ſagte mir ſein ſchon vorhin erwähnter Jugendfreund Guſtav Ziehm, 
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daß ihm im Leben kein zweiter Menſch bekannt geworden ſei, der dauernd 
eine ſo von jedem Egoismus freie Haltung bekundet habe, wie mein Vater, 
welches Wort ſicherlich auch für ſeine Mutter voll zutrifft. In ihrem Hauſe 
fanden Kinder ihrer Geſchwiſter Jahre hindurch eine zweite Heimat. 

Nach dem Tode ſeiner Mutter übernahm mein Vater denn auch im 
Erbvertrage mit ſeinen Geſchwiſtern am 12. Juli 1854 den väterlichen 
Beſitz, womit deſſen geſamter Grundbeſitz vom Jahre 1817 wieder in einer 
Hand vereinigt war. Vergrößert war dieſer noch durch den Zukauf von 
zwei Eigenkätnergrundſtücken in den Jahren 1800 und 1819. Der Kauf- 
preis betrug 25 000 Taler einſchließlich des Anteils an dem Grundſtück der 
Stüblauer Nachbarn zu Oſterwick und Zugdam. In dem Saufvertrage 
heißt es: „Die Uebergabe der verkauften Grundſtücke nebſt Zubehör iſt am 
1. Juli 1854 an den Käufer erfolgt, und find mit dieſem Tage die Gefahr, 
Abgaben, Laſten und Nutzungen der Grundſtücke auf den Käufer über— 
gegangen, namentlich übernimmt Käufer auch die ſämmtlichen durch den 
diesjährigen Weichſeldurchbruch entſtandenen außerordentlichen Unkoſten 
und Beiträge, ſoweit ſolche auf die gekauften Grundſtücke repartiert werden.“ 

Den Weichſeldurchbruch, der ſich am 18. März 1854 ereignete, hat 
mein Großvater Michael Weſſel demnach noch miterlebt. Die Bruchſtelle 
lag am Rothenkrug bei Weßlinken, und das Bruchwaſſer überſchwemmte nur 
den unteren Teil des Danziger Werders bis nach Kneipab in Danzig, 
während das Oberwerder von demſelben verſchont blieb, was damit auch 
für Stüblau zutraf. Die often für die Schließung der Bruchſtelle und 
Wiederherſtellung des Deiches beliefen ſich für Stüblau auf 275 Taler für 
die Hufe. Wenn der Deichinſpektor Bertram ſie in ſeiner Denkſchrift über 
die Entwicklung des Deich- und Entwäſſerungsweſens im Gebiet des heutigen 
Danziger Deichverbandes von der Ordenszeit bis zur Gegenwart nur auf 
durchſchnittlich 7 M. für den Hektar angibt, ſo bleibt dabei zu berückſichtigen, 
daß die deichpflichtigen Ortſchaften zu jener Zeit noch für die Leiſtung der 
ihnen anteilig zufallenden Arbeiten ſelbſt aufzukommen hatten und des— 
wegen die Koften für die einzelnen Gemeinden verſchieden geweſen fein 
werden. 

Die Abgaben, welche mein Vater nunmehr von ſeinem verhältnis⸗ 
mäßig großen Grundbeſitz zu leiſten hatte, waren demnach recht hohe, wozu 
dann noch kam, daß das folgende Jahr ein ſehr regenreiches während der 
Zeit der Ernte war und das Getreide ſehr erheblich durch Auswuchs litt. 
Trotzdem war die Vergrößerung ſeines Grundbeſitzes für meinen Vater bei 
ſeiner ſtarken Kinderzahl von ſehr großer Bedeutung, denn die Aufwen— 
dungen, die er für die Erziehung ſeiner Kinder zu machen hatte, wuchſen 
dauernd. Bei dem zuletzt übernommenen Grundbeſitz ſeines Vaters waren 
das Wohnhaus, das ſicherlich weit über hundert Jahre alt und ganz im 
Stil der Werderſchen Höfe mit einer Vorlaube erbaut war, und eine Kate 
für die Inſtleute ſchon recht baufällig, während die übrigen Wirtſchafts— 
gebäude und das Inventar wie der Viehbeſtand den Betriebsanforderungen 
jener Zeit entſprachen. 

Die einzige Tochter des Michael Wilhelm Weſſelſchen Ehepaares, 
Mathilde, verehelichte Mix zu Kriefkohl, ſchied von ihren Geſchwiſtern am 
erſten aus dem Leben. Sie ſtarb am 3. Juli 1874 an einem Krebsleiden 
im Alter von 61 Jahren. In der Sorgſamkeit für ihr Hausweſen, für 
ihren Mann und ihre Kinder erfüllte ſie die Pflichten der Hausfrau und der 
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Mutter in hervorragender Weiſe. Ihr Ehemann Guſtav Adolf Mix war 
durch ſeine Wirkſamkeit im öffentlichen Leben viel in Anſpruch genommen 
und deshalb ſehr oft von Hauſe abweſend, weswegen ſie um ſo mehr darauf 
achten mußte, daß in Haus und Wirtſchaft alles im richtigen Gleiſe blieb. 
So war er lange Jahre Deichgeſchworener und von 1869 bis 1880 auch Deich— 
hauptmann des Danziger Werders. Vor Teilung der gemeinſamen Pro— 
vinzialverwaltung von Oſt- und Weſtpreußen gehörte er auch lange Zeit 
dem Provinziallandtag zu Königsberg als Mitglied an. Er war ein Mann 
von prächtiger alter Art, der Treue erzeigte und Freundſchaft hielt. 
Mütterlicherſeits gehörte er der Familie Randt an, die ſeit Jahrhunderten 
in Kriefkohl angeſeſſen war. Auch den Hof daſelbſt, den er 1835 dort er— 
warb, hatten ſeine Voreltern ſchon von 1485 ab bis 1814 beſeſſen. Er 
vergrößerte ſeinen Beſitz noch durch den Erwerb ſeines Nachbarhofes, zu 
dem damals elf Hufen einſchließlich des im Ausbau gelegenen Rothen Hofes 
gehörten, und ſtarb am 29. Juni 1880 im Alter von 70 Jahren. Mit 
ſeinem älteſten Sohn Carl war ich während meiner Schulzeit zu Danzig 
einige Jahre hindurch in derſelben Penſion, ſpäterhin wurden wir am ſelben 
Tage zum Landwehroffizier befördert und wohnten auch zuſammen, als wir 
1865 als ſolche zur Ableiſtung der erſten Uebung einberufen waren. Streb— 
ſam und fleißig, hatte er doch wenig Erfolg, da es ihm wohl an ausreichen— 
der Begabung fehlte. Er war zwar vier Jahre älter als ich, doch hat ſich 
der Altersunterſchied in unſerem Verkehr von den Knabenjahren ab niemals 
geltend gemacht. Sein früher Tod — er ſtarb im Alter von 27 Jahren am 
2. November 1865 an einer Lungenentzündung — verſetzte ſein Elternhaus 
und den Verwandtenkreis desſelben in tiefe Trauer. Am 9. desſelben 
Monats wurde er mit einem großen Gefolge auf dem Friedhof zu Kriefkohl 
beerdigt. Mir war er immer ein lieber und aufrichtiger Freund. 


Der einzigen Schweſter folgte im Tode dann zunächſt mein Vater am 
31. Auguſt 1892 und damit am ſelben Monatstage nach, an dem ſein Sohn 
Otto 1870 vor Metz gefallen war. Ich habe mich ſchon vorhin über ſeine 
Lebenshaltung und Sinnesart geäußert, ſo daß ich dem nur noch hinzu— 
fügen will, daß mir auf meinem Lebenswege kein Menſch bekannt geworden 
iſt, dem ich eine vornehmere Geſinnung zuſchreiben könnte als meinem 
Vater. Leopold von Ranke ſagt in ſeiner Geſchichte der römiſchen . 
„In dem Menſchen iſt es die Geſinnung, welche von allen höheren Kräften 
ſeines Lebens zuſammen hervorgebracht wird und ihm dann ſeine moraliſche 
Haltung, ſeiner Erſcheinung ihren Ausdruck verleiht.“ Auf meinen Vater 
in allerbeſtem Sinne angewendet, gibt das ein zutreffendes Bild von ihm 
und auch von ſeiner Lebensſtellung. Dementſprechend war auch ſein Einfluß 
und ſein Anſehen, deſſen er ſich in weiten Kreiſen zu erfreuen hatte, was 
beſonders bei ſeinem Begräbnis am 5. September 1892 hervortrat. 
Nach ſeinem Tode richtete an mich der nun auch längſt heimgegangene Graf 
Groeben auf Neudörſchen unterm 2. September 1892 folgendes Schreiben: 
„Es drängt mich, Ihnen auszudrücken, wie ſchmerzlich mich die Nachricht 
berührt hat, von dem Scheiden Ihres von mir ſo hoch geſchätzten Herrn 
Vaters. Seit wir auf der Provinzialſynode zu Königsberg nebeneinander 
getagt, hat er mir auch ſein treues Gedenken durch ſeinen Beſuch in Danzig 
noch zu meiner großen Freude bewieſen. Das war ein Mann von altem 
Schrot und Korn, treu ſeinem himmliſchen Herrn wie ſeinem irdiſchen 
Könige, wie ſie ja leider immer ſeltener werden. — 
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Er iſt nun eingegangen in die ewige Heimath, mir aber bleibt jein 
Bild, das eines unentwegt dahinwandelnden treuen Mannes, unvergeßlich. 


Zugleich zu Ihrem neuen Beruf, was Ihrem Herrn Vater gewiß 
noch eine rechte Freude war, meinen herzlichen Glückwunſch.“ 


Meine Ernennung zum Polizeidirektor von Danzig — ich war Land⸗ 
rat des Stuhmer Kreiſes — konnte ich meinem Vater noch mündlich mit— 
teilen, und ſie erfreute ihn auch erſichtlich. 


Das Eheleben meines Vaters war ein glückliches und nach jeder 
Richtung hin vorbildliches, was ja mit ihm ebenſo meiner lieben Mutter 
zu danken blieb. Meinen Eltern wurden 21 Kinder geboren, von denen 
jedoch ſieben im ganz jugendlichen und ein Knabe im Alter von faſt 
16 Jahren verſtarben. Wenn bei der Erziehung der noch verbliebenen 
13 Kinder zunächſt auch die Dorfſchule und Privatunterricht aushalfen, 
ſo wurden die Knaben doch ſchon im Alter von neun und zehn Jahren, die 
Mädchen, wenn ſie einige Jahre älter waren, nach Danzig in Penſion 
gegeben, um dortige Schulen zu beſuchen, da ſich mein Vater ſeines ſchon 
an und für ſich großen Hausſtandes wegen zur Annahme eines Hauslehrers 
oder einer Hauslehrerin nicht entſchließen konnte. Die Aufwendungen, 
welche demnach die Schulbildung ſeiner Kinder, weiterhin deren Berufs— 
ausbildung und das Militärjahr der Söhne wie die Ausſtattung dieſer 
und der Töchter bei Begründung ihres eigenen Hausſtandes auch ihm 
verurſachten, waren im Hinblick auf deren Zahl doch ſehr beträchtlich. 
So kam es, daß ſeine letzten Lebensjahre recht ſorgenſchwer wurden, doch 
iſt er bei ſeinem tiefreligiöſen Sinn deswegen niemals in Mutloſigkeit 
verfallen. Und er befand ſich damit auf dem rechten Wege, denn das 
Vertrauen, das er ſich erworben, blieb auch ſeinen Erben erhalten, wodurch 
auch die Erhaltung des Grundbeſitzes in der Familie ermöglicht wurde. 
Zunächſt ging derſelbe in der Hauptſache auf ſeine Witwe, meine liebe 
Mutter, über, der damit ein ſorgenfreier, ſchöner Lebensabend bereitet 
wurde. Sie überlebte unſern Vater noch faſt 25 Jahre und ſtarb am 
15. Mai 1917 im Alter von annähernd 94 Jahren. Ihr Lebensabend war 
ein von Gott reich geſegneter, denn abgeſehen von der durch ein Augen⸗ 
leiden ſehr geſchwächten Sehkraft, blieb ihr bis auf wenige Monate vor 
ihrem Tode eine verhältnismäßig große Rüſtigkeit und Lebensfriſche durch 
Gottes Gnade erhalten. Ihre Kinder und deren Familien konnten noch 
während der Urlaubs- und Ferientage wie aus Anlaß von Familienfeſten 
die ſchönſten Tage in ihrem Hauſe verleben und in der alten Heimat 
die beſte Erholung finden. Was ſie für ihre Kinder und Enkel, was ſie 
für den Zuſammenhalt der Familie geweſen, das kommt uns nach ihrem 
Abſcheiden immer lebendiger zum Bewußtſein. Es würde zu weit führen, 
hier noch eingehender hervorzuheben, was für ſchöne Vorbilder Kindern 
und Kindeskindern in ſolchen Vorfahren, wie meinen hier in Rede ſtehenden 
Eltern, gegeben ſind. Möchte ihr Wandel und Wirken im Herzen und in 
der Geſinnung ihrer Nachkommen lebendig bleiben, dann werden ſie ſich 
ſolcher Vorfahren am meiſten würdig erweiſen. 


Zuletzt ſchied von den drei Geſchwiſtern Carl Wilhelm Weſſel am 
25. April 1897 im Alter von 86 Jahren aus dem Leben. Er wurde am 
29. desſelben Monats in einer Grabkapelle auf dem Stüblauer Kirchhof 
beigeſetzt, die er ſchon für ſeine 1854 verſtorbenen Eltern hatte erbauen 
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laſſen, und in der auch bereits feine am 21. März 1874 verſtorbene Ehefrau 
ruhte. Es iſt das ein maſſiver, geſchmackvoller Bau, zu deſſen dauernder 
Unterhaltung Carl Weſſel dem Kirchhofsvorſtand einen Betrag von 
500 Talern überwieſen hat, deſſen angeſammelte Zinſen zu etwaigen Repa— 
raturen dienen ſollen. Daß ſeine wirtſchaftliche Lage eine ſehr gute war, 
iſt bereits vorhin ausgeführt. So erbaute er auf ſeinem Grundbeſitz 1853 
ein ſehr ſchönes Wohnhaus, das auch heute noch weitgehenden Anſprüchen 
genügt und eine Zierde des Dorfes bildet. Sein Vater, der mit ſolchen 
über das notwendige Bedürfnis erheblich hinausgehenden Aufwendungen 
wenig einverſtanden war, ließ das auch erkennen. Die Umſtände fügten 
es aber ſo, daß an deſſen Begräbnis und ebenſo weiterhin an dem ſeiner 
Ehefrau die Trauerverſammlung in dieſem Neubau ſeines älteſten Sohnes 
Aufnahme fand, der damit gewiſſermaßen eingeweiht wurde. Die Trauer— 
mähler nach der Beerdigung, welch letztere mit vorherigem Gottesdienſt in 
der Kirche auf dem Friedhof ſtattfand, waren damals noch üblich; da die 
Leidtragenden in erheblicher Zahl meilenweite Fahrten auf dem Landwege 
zurückzulegen hatten, wenn ſie an der Trauerfeier teilnehmen wollten, war 
es auch geboten, für ihre Aufnahme und Verpflegung zu ſorgen, was durch 
die Einladung zum Trauermahl und die Teilnahme an demſelben zweck— 
mäßig bewirkt wurde. Man muß dabei im Auge behalten, daß die Dorf— 
krüge der Regel nach nicht darauf eingerichtet ſind, eine erhebliche Zahl von 
Gäſten gleichzeitig aufzunehmen und zu verpflegen. 5 


Ich habe zur ſpäteren Zeit in anderer Gegend wiederholt Gelegenheit 
gehabt, an Begräbniſſen auf dem Lande teilzunehmen, wo man es wohl 
für angemeſſener und feiner hielt, die auch meilenweit zugereiſten Leid- 
tragenden in recht knapper Weiſe aufzunehmen, wenngleich das hinterlaſſene 
Erbe das nicht erforderte. Aus den Urteilen, die ich dann darüber von 
Reiſegefährten, und zwar von Männern hörte, die ihrer Stellung und 
Lebenshaltung nach ſich keineswegs als ſonderlich empfänglich für materielle 
Genüſſe bekundeten, habe ich dann entnommen, daß die Trauermähler nach 
altem Werderſchem Brauch doch ihre volle Berechtigung hatten. 


Ueber die öffentliche Wirkſamkeit Carl Weſſels iſt ſchon vorhin das 
weſentliche geſagt; nach Einverleibung des Dorfes Stüblau in den neu⸗ 
gebildeten Landkreis Dirſchau war er auch eine Reihe von Jahren Mitglied 
des Kreisausſchuſſes dieſes Kreiſes. Als Vorſitzender des Landwirtſchaft— 
lichen Vereins Gr. Zünder hat er viele Jahre gewirkt. Als mit der Zu— 
nahme des Anbaues der Zuckerrüben in den achtziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts auch die Neubegründung von Rübenzuckerfabriken einen 
ſtarken Aufſchwung in der Provinz Weſtpreußen nahm, wurde auch die 
Zuckerfabrik zu Gr. Zünder durch eine Aktiengeſellſchaft erbaut und in 
Betrieb genommen. Durch die Beteiligung an dieſem Unternehmen verlor 
Carl Weſſel ein Kapital von etwa 10000 Talern. Vordem hatten ihn 
ſchon die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſeines Schwagers Mix zu Kriefkohl 
zur Gewährung von Darlehen in ſehr erheblichem Betrage genötigt, mit 
deren Rückzahlung nicht mehr gerechnet werden konnte, wozu dann noch 
erhebliche anderweite Verluſte kamen, ſo daß ſein Vermögen recht bedeutend 
zurückging. Bei ſeinem Alter wurde er zudem immer mehr ein gutes Objekt 
der Ausbeutung aller Art, ſo daß die Zeit gekommen war, ſeinen Wirt— 
ſchaftsbetrieb in eine feſtere Hand zu bringen, wenn er nicht noch gegen 
Ende ſeiner Lebenszeit in Not geraten ſollte. Am 27. November 1893 
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übernahmen deswegen meine Brüder Eduard und Cäſar mit unſerem 
Schwager Walter Preuß aus Dirſchau mit mir gemeinſam ſeinen Beſitz 
für 168 000 M. und der weiteren Verpflichtung, ihm neben freier Wohnung 
und Verpflegung für ſich und ſein Hausperſonal eine jährliche Geldrente 
von 2400 M. zu zahlen, wobei er natürlich in ſeiner bisherigen Wohnung 
verblieb. Sein Hausweſen wurde von ſeiner Nichte Adele Mix, der älteſten 
Tochter ſeiner verſtorbenen Schweſter, geleitet. 


Nach dem Tode Carl Weſſels übergaben wir dann dieſen Beſitz trotz 
des Wegfalls der Rente für denſelben Kaufpreis an unſern Bruder Cäſar, 
weil er die Wirtſchaftsführung, die während unſerer gemeinſamen Beſitzzeit 
durch einen Inſpektor erfolgte, geleitet hatte, und auch die Leitung hin— 
ſichtlich des Beſitzes unſerer Mutter ſeit dem Tode unſeres Vaters wahr— 
nahm und beibehielt. Die Hoffnung, daß damit auch der ehemals Carl 
Weſſelſche ſchöne Beſitz der Familie erhalten bleiben würde, hat ſich nicht 
erfüllt, weil Cäſar ſchon am 15. September 1905 ſtarb und ſeine Witwe 
bald nachher auch dieſen zuſammen mit dem andern Beſitz ihres Mannes 
in Stüblau verkaufte. Cäſar war unſer jüngſter Bruder, und bei der immer— 
hin ſehr uneigennützigen Uebertragung des Beſitzes an ihn von unſerer 
Seite hatte uns der Gedanke geleitet, daß damit auch ein feſter Halt für 
die Familie am alten Heimatort gegeben ſein würde, der ſich leider nur zu 
bald als das Hirngeſpinſt einer luftigen Möglichkeit auswies. 


Unerwähnt will ich aber auch nicht laſſen, daß wir uns die Ent— 
ſchädigung für die aus Anlaß der Herſtellung der neuen Weichſelmündung 
bei Schiewenhorſt und der damit verbundenen Verlegung der Deiche ab— 
getretenen Außendeichländereien hinſichtlich des Carl Weſſelſchen Beſitzes 
inſoweit vorbehalten hatten, als ſie den Durchſchnittspreis, den unſer 
Bruder Cäſar für deſſen Geſamtbeſitz für die Hufe oder den Morgen bezahlt 
hatte, übertraf. Das ergab immerhin noch einen Betrag, der zur Be— 
ſtreitung der Koſten für die Ausſtattung und Mitgift unſerer zwei jüngſten 
Schweſtern ausreichte. 


Seinerzeit hatten wir bei der Uebernahme ſeines Beſitzes im vollſten 
Einvernehmen mit unſerm Onkel Carl Weſſel gehandelt. Dieſes gute Ein— 
vernehmen blieb auch bis zu ſeinem Lebensende ungetrübt. Wir haben 
ihm ſo für das Vertrauen, das er uns bekundete, zu danken, beſonders aber 
auch für die treue Geſinnung und brüderliche Liebe, die er unſerm Vater 
ſtets bewieſen, dem er in guten und in ſchweren Tagen ſtets nach beſten 
Kräften zur Seite ſtand, das ehrendſte und herzlichſte Gedenken auch über 
das Grab hinaus zu wahren. 


Beendet am 8. Juli 1920. 
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Auslandung 80. 
Außendeich 12. 
Einquartierung 93. 
Kirche St. Matthäus 82 ff. 
Kriegsſteuer 294. 
Leiſtungen 83. 
„Roſenau“ 80, 108. 
Schöpfmühle 357. 
Gralath, von, Geh. Kriegsrat und Bür— 
germeiſter 226, 268, 320. 
Gräber, Anna, Witwe des Schulzen 
George Arend 242. 
Gräske, Peter, Windmühlenbau Klein— 
Zünder 128. 
Graliewski, Jacob, Kgl. Staroſt 45. 
Grams, Landreiter 274. 
Graudenz 282. 
Grebin ſiehe Herrengrebin. 
Grebiner Berge 353. 
Grebinerfeld 11 f., 41, 55, 195, 206, 
250, 254, 285. 
Entwäſſerungsmühle 11 f. 
Grebiner Wald 206, 243. 
Groddeck, Hypothek in Stüblau 332 f. 
Carl, Bürgermeiſter 213. 
von, Wilhelmine Concordia, Frau, zu 


Danzig 291. 
Groeben, Graf auf Neudörfchen 376. 
Groening, Andreas, 87. 
Gröning, Anna Eliſabeth, verehel. 


Valentin Hacker 153. 
Grunau, Joh. David, 154. 
Grundbeſitz 10. 

Rechtsverhältniſſe 146 f. 

Wertbemeſſung 224. 

Grundbücher, Werder 113. 

Grundherrliche Verhältniſſe 315 ff. 

Grundſtücke, Kaufverträge 56. 

Grundſtückswert (1746) 242. 

Grundzins 151, 194 ff. 

Güttland 14, 29, 37, 92, 280, 283, 296, 
357 Anm. 

Brauverbot 160. 

Darlehen 213. 

Einquartierung (1708) 118 f. 
Güttländer Fähre 59, 296, 360 f. 
Güttland, Geſundheitskommiſſion 

Verſandung der Weichſel 291. 
Guſtav Adolf von Schweden 13 ff., 26. 


360. 


198, 232, 
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Guteherberge 64, 245, 302, 337 Anm. 
Gutsherrlich-bäuerl. Verhältniſſe 315 ff. 


Hacker, Gutsbeſitzer aus Kl. Schlanz 234. 

Adelgunde Suſanna Chriſtina, ſiehe 

Peter Preuß, Stüblau, 1. Ehe, 
ſiehe C. G. Hein, 2. Ehe, 219. 

Agathe Renate, ſiehe Hein, Jacob, 219. 

Dorothea, ſ. Gregorius Kling, Gütt⸗ 
land, 224. 

George, Teichgeſchworener, Güttland, 
und Frau, geb. Bieberſtein 153, 
193, 209, 212. 

Hans, aus Oſterwick, Deichgraf 121. 

Jagen, Teichgeſchworener, Kriefkohl 


Johann Traugott, Schulze in Stüb- 
lau 219. 

Michael, Güttland, 153. 

Michael, Bürger und Kaufmann in 
Danzig 241. 

Valentin, Teichgraf aus Stüblau, und 
Frau, geb. Gröning, 153. 

Hagedorn, Thomas, Bürger i. Danzig 144. 

Hakenbüdner 175. 

„Halbe Hube“ 224. 

Halben, Hans, 50 f. 

Hanau, Andreas, Arrendator 53. 

Handel 248, 260, 335. 

Handfeſten 3, 82, 198 ff., 240. 

Hankau, Peter, 97. 

Hanmann, Jakob, 102. 

Maria, geb. Weſſel 102. 

v. Hardenberg, Fürſt 313 f. 

Harder, Görgen, aus Mielenz 270. 

Hardwich, Pfarrer 20. 

Haſelau, Barbara, 77, 87. 

Gregor, 77, 87, 99. 
Jakob, 77, 84. 

Konkordia, ſiehe Jox. 

Haſelau, Maria, ſ. Weſſel, ſ. Klatte 77. 
Wilhelmine, aus Güttland 236. 

Haſſelwald, der, 231. 

Haupt, Danziger, Schanze 14. 

Heiligenbrunn 337 Anm. 

Biereinfuhr 172 f. 

Herrengrebin, von Schweden beſetzt 37. 
Militär 331. 5 
Geſtüt 14. 

Ablöſungen der Leiſtungen 269. 
Kämmereigut 1 ff., 12, 14 f., 29 f., 49, 
63, 103, 223 f., 250. 
Heringslake 109, 250. 
Hein, Adelgunde Suſanne Chriſtina 
geb. Hacker, 2. Ehe, verw. Preuß 219. 
Agathe Renate geb. Hacker 219. 
Hein, Gottfried, in Zugdam, Deich⸗ 
geſchworener 335, 338 ff., 359. 
Gregor, Trutenau, und Frau geb. 
Henrichs 244. 

Hein, Jacob, zu Trutenau 118. 

Jacob, aus Herzberg, und Frau 
Chriſtina Eliſabeth geb. Weſſel, 
verw. Siewert 218. 


25 
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Hein, Johann, Woſſitz 225. 

Johann Carl Friedrich (geſtorben 
1880) 219. 

Julianne Concordia, geb. Rexin aus 
Woſſitz 219. 

Karl Gottlieb, Prauſt 218. 

Louis Ferdinand, in Trappenfelde 219. 

Otto, Stadtrat zu Danzig 219. 

Renate Eliſabeth, verehel. Kniewel 244. 

Salomon, 244. 

Wilhelmine, ſiehe Georg Wilhelm 
Rexin 219. 

Heinig, Franziska, verehel. 2. Ehe 

Bruno Weſſel 236. 

Heinrich, ſiehe Henrich. 
er Hans, Deichgeſchworener (1569) 
Hela, Halbinſel 285, 338. 
Hell, Gabriel, 101. 
Hans, 58. 
Johann, aus Käſemark, und Frau 
Anna Maria geb. Weſſel 132, 155 f. 

Johann Erdmann, Ohra 156. 

— ſiehe Weſſel, Anna Maria, ſiehe 
Erdmann, Anna Maria, 58. 
Henrichs, verehel. Weſſel, 218, 242. 

Anna, 110 f. 

Anna Florentine, verehel. in 1. Ehe 
mit Hein, Gregor, in 2. Ehe mit 
Arend, Gottlieb, 244. 

Hans, Kl. Zünder, 117. 
Henrich(s), Cornelius, 98, 110, 129. 
Henrichs, Peter, 117. 
Peter, Schönrohr 132. 
Henrich, Peter, Wotzlaff 146. 
Henrichs, Sara geb. Bielfeldtin, Witwe 
des ſel. Michael Henrichs, 189, 242. 
Henrichſen, Henrich, 99, 110. 
Maria, geb. Ziemſen, 2. Ehe mit 
Jacob W. d. Ig. 99. 
Henxichsdorf, Bürger in Danzig 120, 330. 
Heringskrug, Dammbrüche 220, 250, 
307 f., 317, 324. 
Herrengrebiner Geſtüt 14. 
5 la 128, 228 f., 279. 
Horrenland, das, zwiſchen Woſſitz und 

Oſterwick 289. oz His 

Herzberg 54, 75, 84, 100 f., 195, 254, 
280, 357 Anm. 

wa Einquartierung (1758 bis 1761) 

151 


Hexenprozeß Gr. Zünder 190. 
Himmelreich, Peter, Chroniſt 6. 

Dr. Hintz, Gymnaſiallehrer, 183. 
Hochſtrieß 337 Anm. 

Hochzeit, Dorf 282, 285, 357 Anm. 
Hochzeitsordnung 86, 116. 

9. ſche Ortſchaften, Dammbaupflicht 


Höpner, Görgen, 12. 

„Hofbeſitzer“, erſtes Aufkommen der 
Bezeichnung für „Nachbar“ 73. 

Hoffmann, Görgen, Stüblau, 239. 

„Hoffmannsland“ 239 f. 


Hohenſtein, Eiſenbahn (1852) 372 f. 
Windmühle 372 f. 

Hoier, Johann, Student 21. 
Holländer, Einwanderung ins Werder 
4 ff., 17, 55, 105, 111 f., 115. 
Görgen, Mann der Witwe des 

Andreas Weſſel 50. 

Hollands, Eliſabeth, und Georg 76. 
Holm, der, 136, 284, 301, 337 Anm. 
Holten, Walter von, 111. 

Holtzmann, Oekonomie-Inſpektor 275. 
Hoppenbruch, kgl. Immediatſtadt 248. 
Hufenkontribution Stüblau 199, 292. 
e künſtl. Ueberſchwemmung 
. Pfennig, der (Steuer) 194, 


Huppe, Maria, geb. Weſſel 99. 
Peter, 99. 


Ingersleben, von, Oberſt 64, 210. 
Jacobſen, Heinrich, 18. 
Jochim, 34. 
Jagdgerechtigkeit 15 f. 
Janeken, Peter, 1, 8. 
Janſen, Anna, ſiehe Weſſel, ſ. Roehm. 
Daniel, 18. 
Jantzen, Andreas, 52, 59, 70. 
Helene, Witwe, Schönau, 55. 
Maria, ſ. Weſſel, Maria, 52 f. 
Peter, 52, 58 f., 78, 85. 
Janzen, Hans, 42. 
Matthias, 11, 30, 41. 
Suſanne geb. Wulf 70. 
Suſanna Eliſabeth, verehel. Weſſel 70. 
Jeſchke, Michael, 28. 
Jeske, Iſrael, 12. 
Jeſuiten 60, 210. 
Jeſuitenkollegium Altſchottland 63. 
Jochem, Erdmann, aus Käſemark, und 
. geb. Weſſel, verw. Hell 155 f., 
21 


Gabriel, Stüblau 238. 
Paul, 111. 

Johann, Prediger 160. 

Jox, Ehefrau v. Bartholomäus Weſſel 69. 
Concordia, geb. Haſelau 64. 
Florentina, ſ. Wulff, Florent. 64. 
George, 64. 

Juden 248. 

Jungmann, Kurt, 23. 

Junk, von, Legationsrat, preuß. Reſi— 
dent in Danzig 210. 


Käſemark 39, 75, 84, 195, 254, 357 Anm. 
Dammdurchſtich (1657) 37. 
Darlehen 213. 
Einquartierung 15, 136, 308. 
Käſemarkſche Grenze 192. 
Käſemark, Grundbeſitz Weſſel 352. 
Mühlenerlaubnis 128, 280. 
Kaffee, Einführung 175. 


Kalckreuth, von, Gouverneur von Dan- 
zig 283 f. 
Kalkſchanze 337 Anm. 
Kantoniſten 208. 
Kantonpflichtige 328. 
Karſten, Johann Gottlieb, und 
geb. Link, 154. 
Peter, und Frau Gertrud geb. Weſſel, 
Langfelde 154. 
Karthaus, Kloſter 60. 
Kartoffelbau 340 ff. 
Kartoffelſpiritus 175. 
Caſpers, Valtin, 11. 
Katharina II., Kaiſerin 193, 250, 258 ff. 
Katholiſche Kirche 59 ff., 184 f. 
Kaufverträge (Grundſtücke) 56. 
Kemnade 245. 
v. Kempen, Eggerd, Bürgermeiſter von 
Danzig 16, 26 f. 
Kerſtenſtein, Siegmund Chriſtian, 50. 
Kiep, Cornelius, Gr. Zünder 231. 
Eduard Wilhelm, Hofbeſitzer in Groß⸗ 
Zünder, u. Frau geb. Weſſel 233. 
Jacob, 68. 
Peter, 18. 
Peter, in Scharfenberg 30. 
Kirchenangelegenheiten 19 ff., 59 ff., 
179 ff 


Frau 


Kirchenpatronate 316. 

Claaßen, Gerd, 41 f., 52, 111. 

Claaßen, Hans, 18, 41 f. 

Jan, 41. 

Claaßen, Peter, 191. 

Peter, Hofbeſitzer in Kl. Zünder, 152. 

Claßen, Volkard, 173. 

Kladau, die, Fluß 193. 

Kladauer Wall 39. 

Klaſſenſteuer 334. 

Klatte, Anna, ſ. Weſſel 81, 110. 

Klatt, Anna Marianne, ſiehe Flocken⸗ 
hagen, Auguſt Friedrich, 230. 

Klatte, Eliſabeth, 81. 

Gregor, 81. 

Hans, Deichgeſchworener aus Gott3- 
walde 77, 81 f., 87, 168. 

Maria, ſiehe Weſſel. 

Maria, 1. Ehe Jakob Haſelau, 2. Ehe 
Jakob Weſſel 77. 

Flauſſen, Gerd, 111. 

Claußen, Hans, 18. 

Kleeanbau 340 ff. 

Kleefeld, Wilhelm Siegfried auf Schön- 
feld 311. 

Klein, Barbara, 

Weſſel, 63. 
Michael, Langfelde 221, 274. 
Michael, Letzkau 292. 

Paul, 63. 

Kleinau, Dorothea Eliſabeth, aus Groß⸗ 
Mausdorf, verehel. Philipſen E. W., 
231. 

Kleiß, Joh. Gottlieb. Deichgeſchworener 
aus Käſemark 307. 


Frau des Andreas 
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Klemm, Johann und Frau, verw. Weſſel 
131 ff., 142 f., 153. 
Kling, Arbeiter, 367. 
Anna Dorothea, ſiehe 
jun., 1. Ehe 224. 
George, Oſterwick 224. 
Kling(e), Gerhard, 60. 
Kling, Gregorius, und Frau Dorothea 
geb. Hacker, Güttland, 153, 224. 
Michael, Schulze in Stüblau 245. 
Michael Ehregott, zu Kriefkohl 226. 
Kneipab, Ueberſchwemmung 301, 375. 
Kneiphof, Peter, 8. 
Kniewel 298. 
Kniewel, Andreas, und Frau Anna 
eis geb. Krieſe, Stüblau 156 f., 
187 


Anna, 1. Ehe Mittag, 2. Ehe Weſſel 57. 

Hans, Kl. Zünder 57. 

Jacob, Kaufmann in Danzig 158. 

Johann, Brauherr in Danzig, und 

Frau, geb. Hein, 158, 175, 275, 296. 
Johann, 147, 218. 
Johann, Langfelde, 

Weſſel, 153, 238. 

Johann, verehel. 2. Ehe mit Catha⸗ 

rina Eliſabeth Köpke geb. Weſſol 

157, 296. 

Johann, und Frau geb. Hein, Klein⸗ 

Zünder 244. 
Theodor Friedrich, 

zig 175 ff., 360. 

Kniprode, Winrich von, Hochmeiſter 80. 
Köllmiſche Beſitzer 317. 

Cölmer, Clement, „Kämmereiherr“ 76. 
König, Kapitän 14. 

Anna Catharina, 99. 
Königlicher Beſuch (1852) 372. 
Königliche Unterſtützung für 

ſchwemmte 355, 357. 
Königstal 306. 

Köpke, Chriſtian, Gr. Zünder 156. 

Hans, Schulze 192. 

Paul, und Frau, geb. Weſſel, Catha⸗ 

= Eliſabeth, Langfelde 156 f., 

Kohl, Daniel, Wotzlaff 56. 

Gregors Frau 19. 

Johann Conrad, aus Oſterwick 275. 
Michael, aus Gr. Zünder 215 f. 
Kohling 92. 

Kohnken, Michael, 87. 
Colerus, Tobias, Kandidat 22. 
Colte, Barthelmes, Deichgeſchworener 

aus Käſemark 168. 

Kontributionen 194, 210 ff. 
Kopfgelder (Steuern) 131, 199. 
Cordivan, Görgen, aus Trutenau 206. 

Michael, aus Trutenau 206. 

Cornelieſſen, Paul, 18. 
Cornelſen, Marten, 44. 
Korſch, Cornelius, Schulze in Schmer— 

block 116. 5 
Korſch, Marie, Schmerblock 116. 


I5* 


Flockenhagen 


und Frau, geb. 


Prediger in Dan— 


Ueber⸗ 
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Korſch, Peter, aus Letzkau 222. 
Koſſak, Deichinſpektor 324, 359. 
Kozyczkowski, von, aus Büchow i. Pomm., 
verehel. Adolf Weſſel 234. 
Eugen Louis, Gutspächter in Büchow, 
und Frau, geb. Weſſel 236. 
9285 verehel. Bruno Weſſel (1. Ehe) 


Lydia, in Büchow, verehel. Weſſel, 

Moritz Richard, 236. 

Krampitz 282, 285, 357 Anm. 

Kramskrug 301 f. 

Krankheiten 360 f., 363. 

Kraſſau, ſchwed. General 118. 

Kreiseinteilung (1816) 336 ff. 

Kreisordnung (von 1873) 82. 

Kriefkohl 219, 229, 357 Anm. 

Brauverbot 160, 173. 

Chronik 359. Anm. 

Einquartierung 364. 

Geſundheitskommiſſion 360. 

Lieferungen 250. 

Militär 331. 

Mottlau ausgetrocknet 350. 

Mühle 280. 

Ueberſchwemmung (1829) 354. 

Windhoſe 336. 

Krieg, Schwediſch⸗Polniſcher 115. 
Kriegsront a 123 f. 
Kriegsleiſtungen (1810) 290, 320. 
Kriegsſteuererhöhung (1811) 294 f. 
Krieſe, Anna Regina, verehel. Kniewel, 
Andreas, Stüblau 156. 
Maria Agathe, verehel. Siewert, 
Joh. Jacob, zu Prauſt 156. 
Krieſel 337 Anm. 
Krolau, Jakob und Simon, 10. 
Kroll, e Ehefrau des Johann 
Kroll, Teichgeſchworenen in Groß⸗ 
Zünder 190. 
Krüge 174. 
Krüger, Joh., Schottland 246. 
Krug, Weißer, Damm 307, 324. 
„Krumme Hube“ 224. 
Küſter, Bahnhofsinſpektor in Hohen— 
ſtein 372. 
Kützmann, Nathanael, Prediger, Oſter⸗ 
wick 60. 
Kuhl, Anna, geb. Weſſel 102. 

Peter, Proitenfelde 102. 

Peter, Hofbeſitzer, Kl. Zünder 143. 
Kulm, Werderſche Geiſeln in, 121. 
Kulmiſche Freiheit u. Kulm. Recht 200. 
Kulturarbeit, preußiſche 257 f. 
Kulturzuſtand (19. Jahrhundert) 345 ff. 
Kuſch, Martin, Deichgeſchworener, aus 

Wotzlaff 168. 

Simon, Kirchenvater 9. 


Landau 18, 39, 254. ER 
Grundbeſitz Weſſel und Philipſen 
55, 352. 
Holländer Siedler 4. 
überſchwemmt, 282. 


Landauer Bruch 43. 

Landrat, Einſetzung (1816) 336 f. 
Landmiliz im Werder 134. 
Landſturm, Organiſation 328 ff. 
Landwehr, Organiſation 326 ff. 8 
Landwirtſchaft im Werder 34 f., 78 ff., 

338 ff., 348 ff. 

Landwirtſchaft, Ernte (1829) 355 f. 
Landwirtſchaftliche Maſchinen 344. 
Landwirtſchaftlicher Verein in Groß— 
Zünder 378. 
Lange, Johann, u. Frau, geb. Kniewel, 
Letzkau 157. 
Michael, und Frau, geb. Kniewel, 
Letzkau 157, 222. 
Langenau 245, 286, 357 Anm. 
„Langes Stück“ 289. 
Langfelde 84, 357 Anm. 

Brauverbot 160. 

Geſundheitskommiſſion 360. 

Er 294. 

Militär 331. 

Mühlenkonzeſſion 280. 

Ueberſchwemmung 44, 84, 106, 253. 
Langfelder Wachtbude 358 f. 
Langfuhr, Biereinfuhr 172. 

Langnau 245, 286, 357 Anm. 
Langwald, ſiehe Weſſel, Barbara, 50. 
Lau, Erdmann, 99, 102. 

Gabriel, Deichgeſchworener 193. 

Jacob, Wotzlaff 146 f., 212. 

— ſiehe Weſſel, Suſanna, 55. 
Laubenhaus Weſſel in Stüblau 375. 
Lebensmittelpreiſe 1813, 305. 
Lechsring, Kommandeur, Werbeoffizier 
Lefebvre, Marſchall 283 f. 

Lehnert, Claus, 87. 

Lehngüter 200. 

Leibeigenſchaft, Aufhebung 270 f. 
Leiſtungen 320. 

bei Dammbauten 356 f. 

Lemke, Chriſtine Henriette, ſiehe Weſſel, 

Karl Ludwig, f. Ellerwald, Eduard. 
Lemmke, Elias, 16. 

Lemke, 5 Jakob, in Käſemark 352. 
Lengnich, Gottfried, Syndikus 201. 

Kaufmann 330. 

Leſſe, Gottlieb, Senator zu Danzig 
291, 321 

Karl, in Konitz 332 f. 

— ſiehe v. Vegeſack. 

Letzkau 75, 254, 292, 357 Anm. 
Letzkauer Durchſtich 37 f. 
Letzkau, Geſundheitskommiſſion 360. 

Militär 331. 

Mühlenkonzeſſion 280. 

Prediger in, 22. 

Ueberſchwemmung 44, 84. 
Lewerentzin, die alte 261. 

Liebenhof 360. 


Liebſchau 360. 
Liebſchauer See 39, 257. 


Liedtke, Amalie, a Pfahl, in 2. Ehe 
verehel. Weſſel, Albert, in Drauſen— 
hof, Pr. Holland 236. 

Lietke, Jacob, 60. 

Peter (Sohn) 60. g 

Lieferungen für Beſatzungstruppen in 
Konitz 212 

Lieſſau, Jakob, 16. 

Linde, von der, Adrian, Bürgermeiſter, 

Amtsverwalt. (1675) 38, 44, 83, 114. 
Johann, 103. 

Lingenberg, Jacob, aus Kl. Zünder, 
und Frau Dorothea & Concordia, verw. 
Weſſel, geb. Arend 228 ff., 322, 333. 

Link, Anna Maria, aus Münſterberg, 
verehel. Karſten, Joh. Gottlieb, 154. 

Litkeherr 24. 

Löbell, von, Ernſt Friedrich, Haupt⸗ 
mann 283. 

Löhne 343 f. 

v. Löwis, ruſſ. General 306. 

„Luchs“ bei Güttland 255. 

v. Lübtow, Brigadier 330. 

Lunau 357 Anm. 


Maaker, Peter, 98. 

Magiſtrate 336 f. 

Mahl- und Schlachtſteuer 334. 

Maker, Sa und 99 Maria geb. 

Weſſel, 45 ff., 98, 115. 
Joh. eis, en 73. 

Mannhardt, Dr. W., 5. 

Marienburg, 

Beſetzung durch Franzoſen 283. 
Beſetzung durch Schweden 14, 
Eisenbahnbrücke 372. 
Huldigung der Stände 214. 
Militär 304. 

Marienburger Werder, 
Brauweſen 168. 
Ueberſchwemmung (1829) 353. 
Verwaltung 269. 

Marienwerder, 
„„ 257. 
Feuerſozietät 67, 228. 

Kriegs⸗ und Domänenkammer 66, 


79 
ee (Einrichtung) 268 f. 
Regierungsbezirk 336. 
Marx, Johann Chriſtian, 56. 
— er Weſſel, chen 
we, geb. Henrichſen 100. 
Maschinen, Nandwirtſchaf tliche, 344. 
b. W preußiſcher Gouverneur 
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Nattheſius, 5 Johannis, e 74. 
Mausdorf, 1: 
Mennoniten we 248. 
Mewe 78, 282. 
Meweßen 17. 
Anna, ſiehe Weſſel. 
8 5 


en ſchwediſcher General 96. 
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Mierau, Eliſabeth, ſ. Weſſel 52. 
Mielenz, Dorf im Gr. Marienburger 
Werder 269 
Militär 328. 
Militärpflicht 215, 220 f. 
Milkau, ſächſiſcher General 122. 
11 ernte (1724) 130. 
Mitſchel, von, Johanna Amalie Filia⸗ 
fon verehel. I. Cornelius Gottfried 
Weſſel, II. Alexand. v. Verſen 230. 
Mittag, Salomon, 57. 
— fiehe Weſſel, Anna, 
— ſiehe Kniewel, Anna, 57. 
„Mittelquartier“ im Werder, Feuer— 
ordnung 106. 
Mix, Abſalon, zu Stüblau 215 f., 256, 
320, 369. 
Abſalon Thomas, in Kriefkohl, und 
Familie 368 f. 
Guſtav Adolf, und Frau Mathilde 
9755 an in Kriefkohl 369, 373, 
Hans, Sperlingsdorf 8, 144. 
Henriette 1 0 ſiehe Weſſel, 
Karl Wilhelm 
Jakob, 20, 23. 
Narl, 376. 
Thomas, Schulze in Kl. Zünder 144. 
Mixdorf, Chriſtian, Kaufmann in Dan⸗ 


31 
Möller, Alex, 175 penmeiſter 18. 
ä (Oliviſch Grebin“) 24, 
225, 286, 357 Anm. 
Rümpfe 0 257. 
Mea 8 294. 
Militär 331. 
in preuß. Beſitz 214, 245, 285 f. 
preuß. Zollſtation 214, 245, N 
Ueberſchwemmung 282. 
Moler, Auguſtin, em 1. 
Montauer Spitze 1 
Motte, de la, franz. Generel (1734) 137. 
Mottlau, ausgetrocknet 350 
lleberſchwemmung 255, 301 12 
19 Ueberſchwemmung 282. 
Waſſerregulierung 193, 256, 341, 369. 
Müggenhall 282, 357 Anm. 
aan 357 Anm. 
Mühlenbau 324. 
Mühlenkonzeſſion 128, 279 f. 
Mühlenhube von Gottswalde 102. 
Münde, ſiehe Weichſelmünde. 
Ei Graf, ruſſiſcher Feldmarſchall 


Münzweſen 203 ff. 

Nachbar, Nachbarſchaft, Hofbeſitzer 73, 

cg el edel,’ Schulze in Jungfer 

Nane ern durch Sprach⸗ 
gebrauch 154. 


Napoleon (1812) 282 ff., 297, 299, 301. 
Naſſenhuben 99, 282, 285, 357 Anm. 
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Nehrung, die, 96, 210, 268. 
Gutsherrliche Verhältniſſe 316. 
Schulzenamt 316 Anm. 

Neuendorf 104, 282, 357 Anm. 

Neufähr, Dünendurchbruch (1840) 369. 
Schleuſe 369. 

Neufahrwaſſer, 

Beſetzung durch Friedrich den Großen 

214, 247, 258. 
bei der Belagerung Danzigs (1813) 
284, 306. 

Neukirch, Peter, 1. 

Neukrügerskampe 194. 

Neumann, Eliſabeth, geb. Weſſel 99. 

Neuſchottland 306. 

Biereinfuhr 172. 

Nickel, Hans, 19, 42. 

Jacob, 63. 

Peter, aus Mönchengrebin 150. 
Nickel, Wilhelm, 72. 
„Niederquartier“ im Werder, 

ordnung 104 ff. 

Nixdorf, Chriſtian, Kaufmann in Dan⸗ 


zig 116. 
Chriſtoph, Amtsſchreiber 83. 
Nobel, Dorf 104, 306, 337 Anm. 
Nogat 250. 
Nonnenacker, Biereinfuhr 172. 
Nürenberg, Maria⸗Magdalene, 101. 
Nürnberg, Eliſabeth, geb. Weſſel 109. 


Feuer⸗ 


Oberwerder, Feuerordnung 106. 
1854 nicht überſchwemmt 375. 
Obſtbau 75. 
Oelrichs, 
ale 
Ogilvi, ſächſiſcher Feldmarſchall 
Ohra 92, 337 Anm., 357 Anm. 
fe bei, 136, 210, 249 f., 301 f., 
308. 
Königl. Beſuch 89. 
Schleuſe 324. 
Oliva, Grundbeſitz des Kloſters 65, 214. 
Religionszwang in Mönchengrebin 59. 
Dlivifch-Grebin, ſ. Mönchengrebin. 
Ordenshandfeſte Stüblau 240. 
Ordnungen, Drei, in Danzig 195 ff. 
Oſtbahn, Bau 372 f. 
Oſterwick 289, 357 Anm. 
Brauverbot 160. 
Dammbruch des Dirfchauer Mühlen⸗ 
kanals 256 ff. 
Darlehen 213. ; 
Stüblauer Grundbeſitz 235, 239, 242 f., 
290, 331, 360, 370, 375. 
Grundbeſitz der Familie Weſſel 230. 
Kirchliches 60. 
Mühlenkonzeſſion 280. 
Ueberſchwemmung 53. 
1784/85 nicht überſchwemmt 255. 
Oſtrowski, Ferdinand, Hofbeſitzer in 
Zugdam, u. Frau, geb. Flockenhagen 
233. 
Otterjagd 15 f. 


Oberlandesgerichtspräſident 


120. 


Pachtangelegenheiten 65 f. 
Pahl, Görgen, 8. 
Palſchau 125. 
Damm 358. f 
Panin, Graf, Einquartierung Dirſchau 
(1758) 148. 
Pape, Kondukteur für Vermeſſungen 291. 
Pariſer Frieden (1814) 312. 
Paſewark 303. 
Michael, Stiefſohn von 
Strauß 60. 
Patronatsrecht 316. 
Patzer, Hauptmann und Kommandant 
von Weichſelmünde 138. 
Paulſſen, Peter, in Wotzlaff (1780) 246. 
Pelplin, Kloſter 241. 
Peſt, Epidemie (1770) 119, 211. 
Peter der Große in Danzig (1717) 122 f. 
Petermann, Jakob, 16. 
Peterſen, Hans, 18. N 
Pfahl, Amalie, verwitw., geb. Liedtke, 
in Drauſenhof, verehel. 2. Ehe Weſſel, 
Albert, 236. 
Pfahlgelder 193. 
Pfarrer, ſiehe Prediger. 
Pferdezucht (Herrengrebin) 14. 
Philipſen, Familie aus Holland 55. 
in Stüblau, Feuer 333. 
Aline Wilhelmine Bertha, ſ. Weſſel, 
Michael Eduard. 
Ephraim, 52. 
Karl Wilhelm, zu Stüblau, u. Frau, 
geb. Kleinau 231, 292 f., 320, 333. 


Jacob 


Louiſe Conſtantia, verehel. Weſſel 
Michael, 295. 

Karoline Eleonore, verehel. Weſſel, 
Michael Ehregott, 231 ff. 

Maria, verehel. Weſſel, Wotzlaff 
53, 55. 

Peter, 67. 

Salomon, in Stüblau, und Frau 


235, 296, 327, 333, 365. 

Salomon Gottlieb, und Frau Luiſe 
Friederike geb. Fehlauer, in Stüb⸗ 
lau 234, 370. 

Simon, Scharfenberg 54 f. 

Wilhelm, 63. . 

Pich, Fleiſchermeiſter 246. 
Plaate, Kapitän, Einquartierung 118 f. 
Plehnendorf 104, 357 Anm. 

Künſtliche Ueberſchwemmung 282. 

Damm 307, 324. 

Plelo, Graf, franzöſ. Geſandter in 

Dänemark (1734) anweſend in Danzig 


Ploſchnitz, Oekonomiekommiſſar 338 ff 
Pocken⸗Epidemie (1723) 129. 
Podwodden, Lieferungen 96, 151. 
Pohl, Superintendent 359 Anm., 366. 
Pfarrer in Stüblau 371. 
Polen, Grenzzoll 247. 
Polen, 1. Teilung (1772) 64 f., 213. 
2. Teilung (1793) 263 f. 
Polniſch⸗Schwediſcher Krieg 115. 


Polniſche Sprache 78. . 

Truppen, Unterbringung im Werder 
(1830) 363. : 

Polizei 315 ff., 319, 336 f. 

Poſten, Chriſtoph, 134. 

Prauſt, Kgl. Beſuch 90. Er 
Leiſtungen bei Dammbauten 357 Anm 
Ruſſenbeſetzung (1734) 135 f. 

Prauſterfelde 70. 

Prediger 20 ff. 

Brauberechtigung 167. 

Predigerhufen 197. 

Preuß, Hofbeſitzer in Stüblau 283. 
Dr., Sanitätsrat, Dirſchau 74. 
Adelgunde Suſanna Chriſtina, geb. 

Hacker, 1. Ehe, 219. 
ſiehe Weſſel, Anna Eliſabeth, 59. 
Anna Maria, Witwe des Deich: 
geſchworenen Preuß 241. 
Johann Jacob, Güttlander Fähre, 
u. Frau, geb. Weſſel, 59, 296, 299. 
Karl Jacob, aus Dirſchau, u. Frau 
Catharine Florentine geb. Weſſel 
296 ff. 
Nathanael, in Stüblau 215 f. 
Walter, und Frau, geb. Weſſel, in 
Dirſchau 379. 

Preußen, Beſitzergreifung Danzigs 312 ff. 

Beſitzergreifung Weſtpreußens (1772) 
64 f., 214. 

Preußiſche Einquartierung im Stüblauer 
Werder (1783) 249. 

Preußen, finanzielle Hilfe bei Damm— 
bauten 324 f. 

Preußiſche Unterſtützung für Ueber— 
ſchwemmte 355, 357. 

Privilegien für Schulzen 317. 

Prohl, Schulze 58. 

Peter, aus Käſemark 156. 
Peter, aus Woſſitz, u. Frau, geb. Dyck, 
Maria Renate, 156. 

Proite, Johann, Bürgermeiſter 108 f. 

Broitenfelde (Breitenfelde) 254. 
Familie Weſſel in, 99, 101 f., 108 f. 
Holländerbeſiedlung 4. 
Mühlenerlaubnis 128. 

Brezechlewski, Caroline Wilhelmine, 
verehel. Weſſel 70. 


Quadendorf, 285, 357 Anm. 
Kloſterbeſitz 60. 
Kriegsbeſatzung 246, 302. 
Künſtl. Ueberſchwemmung 282. 
preuß. Zollſtation 214, 245. 


Raben, Philipp, 134. 

Radaune, alte, 302. 

Radefiſch, George, 41, 50. 

nadtke, Kaufmann in Danzig 233. 

fäck, Witwe des Jacob R., Arrendator 
aus Hof Grebin, verehel. in 2. Ehe 
mit Podowski, poln. Staroſten 155. 

Nambau, von, Leonhard, Abt des 
Kloſters Pelplin 241. f 
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Rambeltſch 246. 
Randt, Familie in Kriefkohl 376. 
Anna Eliſabeth, verehel. Weſſel, 
Woſſitz 56. 
Witwe Friederike, geb. Fromm, zu 
Mönchengrebin 286 ff. 
Karl Eduard, u. Frau, verwitw. Mix, 
geb. Wannow 288, 368. 
Katharina, geb. Rerin, 2. Ehe Schu⸗ 
macher 56. 
Michael Gottlieb, in Kriefkohl 215. 
Napp, franz. General u. Gouverneur 
284, 293, 297, 300 f., 303 f., 306, 309. 
Raps⸗ und Rübſenbau 342. 
Rathske, Peter, 173. 
Ratmann bei Eiswachten 371. 
Ratsländereien in Gottswalde 80. 
Ratzke, Gerhard, 11. 
Hans, 16, 46. 
Jochim, 11. 
W von, preuß. Generalleutnant 


Rebeſchke, Johann, 117. 

Joh. Jak., Deichgeſchworener in 
Stüblau 274, 307, 320, 322, 359, 
367 ff. 

Peter, Grebinerfeld 223 f. 

Reformierte Kirche 179 ff. 
Regent bei Eiswachten 370. 
N Danzig, Einrichtung (1816) 


Rehefeld, Kaufmann, in Danzig 296. 
Reichenberg 254, 357 Anm. 
Holländiſche Beſiedlung 4. 
Künſtl. Ueberſchwemmung 282. 
Mühlenerlaubnis 128. 

Reinfeld, Andreas, 82. 

Rekrutengeſtellung 216. 

Religion 20 ff., 59 ff. 

Revolution (1848) 372. 

Rexin, Georg Wilhelm, Kaufmann in 
Danzig, u. Ehefrau Wilhelmine 
geb. Hein 219. 

Jakob, Deichgeſchworener in Gotts— 
walde 195, 212. 

Johann, Schulze 215. 

Julianne Concordia, aus Woſſitz, 
ſiehe Carl Gottl. Hein 219. 

Paul, Stüblau 219. 

Rhemus, Amtsſchreiber 112, 114. 

Rhode, Carl, Prediger, Woſſitz 57. 

Rfebe, Gregor, 23. 

Riedeſel, polniſcher Oberſt 125. 

Riga, Cholera 360. 

Röhm, Anna, 1. Ehe Janzen, 2. Ehe 
Weſſel 58. 

Anna, Landau 58. 

Rönne, von, ruſſ. General 117. 

Rösner, Hofbeſitzer, in Stüblau 262. 

Roſenau 80, 108. f 

Roſenberg, Bürgermeiſter 20. 

Roß, Paul, Kapellenvorſteher 21, 73. 

Roſſey, von, preuß. Kriegs⸗ und Do» 

mainenrat (1783) 249 f. 


392 


Roſtau 357 Anm. 

Roter Hof 376. 

Rother Krug, Dammbruch (1854) 375. 
Rouquette, von, preuß. General 282 
Rübenzucker 378. 

Rückfort 357 Anm. 

Damm 291, 307, 324, 353, 357. 
Rückforter Schleuſe 87, 301, 324. 
Rüdiger, Johann 80. 

Ruffiſche Einquartierungen im Werder 

141, 318 f. 

Ruſſen im Samlande und Preußen 

(1831) 362. 

„Ruſſiſches Grab“ (1734) 137. 
Ruſſoſchin 336. 

Ruth, Peter, 34. 

Rybinski, von, polniſcher General 121f. 


„Sackwall“ bei Stüblau 255. 
Sagowski, Johann David, in Schön⸗ 
wieſe, u. Frau, verwitw. Flocken⸗ 
hagen, geb. Weſſel 230. 
Pauline Roſalie, verehel. Weſſel, 
Otto, 233. 
Saiſonarbeiter 344 f. 
Sanitäre Maßnahmen 360 f., 363. 
Sauer, Walter, Kaufmann in Danzig, 
und Frau, geb. Weſſel 236. 
Schachmann, Melchior, 103. 
Schadenerſatz nach Ueberſchwemmung 
(1784) 254. 
Schadwalde, Dammbruch 353. 
Schapelau. Jacob, Woſſitz. Einquar⸗ 
tierungsnöte (1758/61) 150. 
Schaper, Prediger in Rambeltſch und 
Danzig 372. 
Scharfenberg 17 f., 254, 357 Anm. 
Holländerbeſiedlung 4. 
Weſſels in Sch. 52, 55, 98. 
Scharfenort 337 Anm. 
Scharpau, die, 268, 285. 
Kontribution 96, 210. 
Scharping, Deichgeſchworener 285. 
8 199.5 15 
Regina, ſiehe Flockenhagen 223. 
Wilhelm, u. Frau, geb. Görtzen 153 
Scharwerksdörfer 3, 5, 29. 
Feuerordnung 103 ff. 
Leiſtungen 29, 75, 357. 
Scheffler, von, Daniel Jacob, Senator 
in Danzig 231. 
Scheibe, Eliſabeth, 68. 
Florentine Eliſabeth, geb. Weſſel 73. 
Nathanael Gottlieb, Sperlingsdorf 68. 
Schele, Adrian, 10. 
Schellmühl 248, 306, 337 Anm. 
Biereinfuhr 172. 
„Schemper“, geringes Bier 174. 
Schenkungsprivileg 14, 199. 
Scheritius, Martin, Prediger in Woſſitz 
61 


Scherwitzti, Joh. Georg, aus Wotzlaff 
Deichgeſchworener 307. 


Schidlitz, militäriſche Beſetzung 210, 
214, 265, 306, 309. 
Biereinfuhr 172. 
Königl. Immediatſtadt 248. 
Schiedmann, Johann, 70. 
Renate, verehel. Weſſel, 70. 
Schiewenhorſt, Außendeich u. Weichſel— 
mündung 379. 
Schiffsverkehr auf der Weichſel 361. 
„Schimper“, ſiehe Schemper 174. 
Schleinitz, von, Freiherr, Regierungs— 
präſident aus Marienwerder 266. 
Schleſiſche Arbeiter 372. 
. 324. 
Schlichting, Andreas, 19. 
Schlickgeſchworene 51, 316. 
Schlieff, Daniel, Bürgermeiſter 94. 
Ludwig, Bürgermeiſter 80. 
Schmerblock 37, 241, 357 Anm. 
Holländerbeſiedlung 4. 
Mühlenerlaubnis 128. 
Schöpfmühle 357. 
Schmidts, Kerſten 76. 
Schmitt, Georg, 83. 
Schneider, evangeliſcher Prediger zu 
Dirſchau 140. 
v. Schön, Oberpräfident 335 f., 338, 343, 
355 ff. 
Schönau 357 Anm. 
Abgaben 202, 254. 
abgabenfrei 8, 29. 
Gründung 3. 
Grundbeſitz 195. 
Ueberſchwemmung 44, 54. 
„Schöne Wieſe“ 289. 
Schönfeld 311. 
Schönrohr 357 Anm. 
Abgabenerlaß 254. 
Dorfverfaſſung und Grundbeſitz 195. 
von der Stadt Danzig an das Dorf 
Stüblau vermietet 241. 
Mühlenerlaubnis 128. 
Weſſels in, 88, 102, 110. 
Schöpfmühle 324. 
Ueberſchwemmung 53. 
Schönwarling 357 Anm. 
Schönwieſe, Kr. Marienburg 230, 233. 
Schöpfmühle in Grebinerfeld 11 f. 
8 324. 
Schöppenamt Danzig 158. 
Schöppenbücher des Werders 112 f. 
Schöppenbuch v. Sperlingsdorf 1 f., 8, 11 
Schöweke, George, 8, 20. 
Görgen, 2, 98. 
Hans, Bürgermeiſter 1, 4, 6, 52, 
ſein Sohn Hans 1 f., 
ſein Enkel Hans 1 f., 6. 
Moritz, 1, 6, 8. 
Schröder, Chriſtian, Amtsverwalter 92. 
Schröder, von, Chriſtian Gabriel, in 
Danzig 144. $ 
Schröter, Chriſtof, Ratsverwandter 83. 
Schrötter, von, Frhr., Oberpräſident von 
Oſt⸗ und Weſtpreußen 158, 267, 271 f. 


Schubert, Jacob, Kl. Zünder, Einquar⸗ 
tierung (1758) 149 f. 

Schuitendamm 337 Anm. 

Schuldverſchreibung (1813) 307 ff. 

Schulte, Jakob, 18. 

Schulweſen im Territorium 
22, 25, 77 f. 85. 

Schulz, Daniel, in Woſſitz 55. 
Jacob, aus Zugdam 215. 
Johann Daniel, in Woſſitz 58. 
Johann Jacob, in Kriefkohl 215. 

Schulzen 336 f. 

Schulzenämter 23 ff., 316 f. 

Schulzenamt in Sperlingsdorf 23 

Schulzenbeſoldung 317. 

Schulzenhufen 80, 82, 197. 

Schulzenprivilegien 317. 

Schulzenuniform 319. 

Schumacher, aus Käſemark 110. 
Andreas, Deichgeſchworener von 

Woſſitz 275, 307, 359. 

Andreas, Schulze in Woſſitz 56 f. 
Sara, verehel. Gerhard Weſſel 153. 
Salomon, in Letzkau 321. 

Schumann, Gerhard, 111. 

Schutzzoll für Getreide 334 f. 

Schwarz Johann, 2 

Schwarzbrache 341. 

e Andreas, aus Zugdam 


Danzig 


George, Deichgeſchworener 92. 


ee 103. 
ohann Conſtantin, Ratmann 
Schwediſch⸗Polniſcher Krieg 13, 37, 115, 
124, 172. g 
n Herrengrebinerfeld 132. 
13 


Anna Maria, verehel. Weſſel 65. 
Conſtantia Renate, ſ. Weſſel, Renate, 
68. 


Max, 34. 

Michael, Mönchengrebin 65. 

Sara Euphroſine, in Schönau, ver⸗ 
ehelichte Weſſel 73. 

Seidel, Stenzel 8, 11. 

Semlin (Kreis Karthaus) 230. 

Separation, Gemeinheitsteilung 78 ff. 

Siemens, Johann, 100. 

Siewert, Adrian, Deichgeſchworener 193. 
Gebrüder, zu Danzig 232. 
Gottlieb, rauf und Frau 

Weſſel 217. 
Johann Jacob, ga Prauft, und Frau 
geb. Krieſe, Maria Agathe 156. 

Sinclär, Danziger Oberſt 121. 

Sobbowitz, Domänenamt 338. 

Sommerfeld, Johann, 56. 

— ſ. Weſſel, Anna, 56 f. 
Spankau, Steffen, 85. 
Sperlingsdorf 1 ff., 50 f., 239, 254, 
357 Anm. 
Grundbeſitz 195. 
Kämpe bei, 257. 
Kapelle und Pfarrer 20 ff. 


geb. 


215. 
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Sperlingsdorf, Kriegsſteuer 294. 
Schöppenbuch 1 f., 8, 11. 
Schule 20 ff., 25. 
Schulzenamt 23. 
von Schweden geplündert 15. 
Willkür 23. 
Spieß, Major 306. 
Se e Namensänderung 154. 
Sprachverhältniſſe 115 f. 
Stadtobligationen, Danziger 293. 
Stammer, Immanuel Gottlieb, Prediger 
zu Stüblau 300, 322. 
Stange, Lorenz, 82. 
Stangenberg 357 Anm. 
Stanke, Andreas, Steegen, u. Kirchen⸗ 
vater in Kobbelgrube 144. 
Efraim, in Steegen 144. 
Eliſabeth, verehel. Weſſel, Barthel, 
144, 153, 217. z 
Laura Luiſe, verehel. Weſſel 233 ff. 
Steinſchleuſe 282, 302. 
Stemkowitz, Johann, 367. 
Stenbock, ſchwed. General 37, 95. 
Steuern im Werder 66 f., 127, 194, 334. 
militäriſche 328 f. 
Steuerreformen im 
gebiet 273. 
Stodert, Adrian, Syndikus von Danzig, 
Hofbeſitzer in Gr. Zünder 192. 
Stolzenberg, RER 172. 
königl. Immediatſtadt (1773) 214, 
248, 285. 
Strauß, Andreas, 54. 
Strehl u, Anna Cat 
Strehlau, Anna harina, geb. König, 
Ann Gli 99. E 1 
nna arina Helena, vereheli 
5 65 9 helichte 
Joh. Gottlieb, 69. 
Strieß, Biereinfuhr 172. 
Strohdeich 337 Anm. 
Strohwiſchrecht 319 f. 
Stromregulierung der Weichſel 87, 369. 
Stüblauer Außendeich, Separation 370 f. 
a Nefeltgun verſandet 255. 
Stüblau, efeſtigungswerke, Gejchii 
(656) 37 8 ante 


Belagerungszeit (1734) 141. 
Beſitzungen 920. ’ 
Brandſchäden 234 f., 333. 
Brauverbot 159 f. 
Cholera 372. 
Dammbauten 357 Anm., 375. 
Einquartierung franzöſiſche 300, 
polniſche 363 ff., 
ruſſiſche 300. 
Geſundheitskommiſſion 360. 
Stüblauer Grundbeſitz in Oſterwick und 
Zugdam 360, 370, 375. 
Stüblau, Grundſtücksverkauf 320. 
Handfeſte 240. 
Hufenkontribution 292. 


Kirche 153, 366. 
Kirchenvorſteher M. Weſſel 373. 


Danziger Land⸗ 
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Stüblau, Kirchhof 280, 377 f. 
zum Landkreiſe Dirſchau 378 
Kriegsſteuer 294. 
Krug 68, 368. 7 
Leiſtungen zu Dammbauten 357 Anm. 
Militär 331. 
Mühlenkonzeſſion 280. 
1784, 1829 u. 1854 nicht überſchwemmt 
255, 359, 375. 
Verſandungen der Weichſel 
Windhoſe 366 f. 
Wirtſchaftslage 277 ff. 
Stüblauer Werder, 
Einquartierung, preußiſche 202, 249, 
ruſſiſche 193. 
Kriegsſteuer 294 f. 
Lieferungen (1813) 303. 
Ruſſeneinfall (1765) 193. 
Schwedenbeſetzung 37. 
Verwaltung 268 f. 
Stulte, Johann, 111. 
Sturmſchaden (1818 u. 1820) 229, 366 f 
Stutterheim, von, General 214. 
Subkau, Dammdurchſtich 45. 
Biſchöfliches Amt 45, 65. 
Domänen-⸗Juſtizamt 65, 257, 286. 


1 


55, 291. 


Täubert, George, Hofmeiſter in Stüblau 
245. 

Tanck, Peter, Prediger 60 ff. 

Taube, ſchwediſcher Oberſt 95. 

Tautenius, Philippus, Prediger 39. 

Tempelburg 337 Anm. 

Thomas aus Stüblau 372. 

Thorn, Stückhauptmann, Werberoffizier 
206. 

Tiedemann, Leutnant 91. 

Tilſit, Friede zu (1807), 68, 284. 


Töge, Ephraim und Suſanna geb. 


Weſſel 102. 
Töws, Johann, 68. 
Trauermahl bei Begräbniſſen 378. 
Trecheler, Gregor, 7. 
Trendelenburg, Joh. Georg, Senator, 
Grebinerfeld 227, 307, 313. 
Treuge, Polizeirat, Landrat 336, 338 ff. 
Trockenheit (1826/27) 349 f. 
Troyl 337 Anm. 
Trutenau 244, 357 Anm. 
Brauverbot 160. 
Einquartierung 308. 
Entwäſſerungsmühle 11. 
Grundzins 202, 254. 
Mühlenkonzeſſion 280. 
preuß. Werbeoffiziere in, 206 ff., 246. 
Ueberſchwemmung (1695) 53. 
Typhus⸗Epidemie in Danzig (1813) 302. 


Ueberſchwemmung (1640) 165, (1659) 
38 ff., (1674) 84 f., (1695) 53, (1784) 
250 ff., (1813) 301 f., 307, (1828) 
350, (1829) 72, 353 ff., (1854) 375. 

Uexküll, ruſſiſcher Oberſt (1734) 140. 

Uniform der Schulzen 319. 


Vegeſack, von, Polizeipräſident, u. Frau, 
geb. Leſſe, 312, 319, 326, 330, 332 f., 
337, 368. 

Verarmung im Werder 121. 

Vereidigung des neuen Danziger Ma— 
giſtrats (1794) 268. 

Verein zur Unterſtützung freiwilliger 

Krieger 326 f. 
Landwirtſchaftl., in Gr. Zünder 378. 

Verfaſſung und Verwaltung des Wer— 
ders 113, 285, 336 ff. 

Verleihungsurkunden des Ordens, ſiehe 
Handfeſten. 

Verſandung der Weichſel 291. 

Verſen, von, Alexander, Leutnant a. D., 
u. Frau, geb. von Mitſchel, verwitw. 
Weſſel 230. 

Verſicherungszwang, Weſtpreuß. Feuer⸗ 
ſozietät 228. 

Verwaltung, ſiehe Verfaſſung. 

Viehbeſtand bei Ueberſchwemmung 
(1829) 353 f. 

Viehzucht 343. 

Vittinghoff, von, Generalmajor der 
Danziger Garniſon 135. 

Vogelgreif, Dammbruch 353 f., 356 f. 

Vogt, Peter, Prediger 83. 

Vogtswieſe 11. 

Vorflut 341 f., 359. 

370 am Hauſe Weſſel in Stüblau 

„Vorſchuß, langer und hoher“, bei 
Güttland 255. 

Voß, Hans, Schulze 23 ff. 


Wachtbuden 358 f. 

Wagner, Balthaſar, 87. 2 

Wahl, Johann, Ratsherr in Danzig 138. 

Walddorf, Gr. u. Kl., Feuerordnung 104. 

Wannow, Andreas, in Güttland 283, 
338 ff. 

Chriſtine Philippine Dorothea, vereh. 
Abſalon Thomas Mix, u. Karl 
Eduard Randt 368. 

Hilger, Schulze in Stüblau, verehel. 
2. Ehe mit Louiſe Conſtantia 
Philipſen 234, 274, 295 f., 328, 368. 

Johanna Dorothea, 233. 

Otto Friedrich, Hofbeſ. in Trutenau, 
u. Frau, geb. Weſſel, Deichhaupt⸗ 
mann (18801901) 233. 

Regina Concordia, aus Stüblau, 
verehel. Weſſel, Michael, 295. 

Wartſcher Wald 250. 

Wedekind, Anna, ſ. Weſſel 101. 

Wegner, Schulze in Mielenz 269. 

Wehrpflicht, allgemeine 328. 

Weichbrod, David, Erben 292. 

Weichſeldurchbruch bei Langfelde (1674) 
54, 84, 106. 

Dal. (1695) 53. 

„ bei Heringsfrug (1784) 220. 
„ (1813) 307. 
„ (1854) 375. 


Weichſel, Dammdurchſtich (1813) 302, 

bei Käſemark (1657) 37. 

Weichſelmündung Schiewenhorſt 379. 
Weichſel-Regulierung 87, 369. 
Weichſel, Schiffsverkehr 248, 361. 

Ueberſchwemmung (1784) 250, (1812) 
301. 

Weichſelmünde (Münde) 337 Anm. 

ruſſiſche Beſatzung 123. 

Schanze 265. 

Weichſellauf 369. 

v. Weickhmann, Joach. Heinr.. Ober 
bürgermeiſter 312 f. 

Jvachim Wilhelm, Geheimer Kriegs- 
rat zu Danzig 290. 

Weickhmann, Oekonomie-Kommiſſarius 
319. 

Hypothet in Stüblau 332. 

Weißer Krug, Damm 307, 324. 

Weizen, Preis 333 ff. 

Wendt, Kaufmann 330. 

Werbungen, preußiſche 205 ff., 246. 

Werderſche Amtsbücher 112. 

Werder, Einquartierungen (1707) 118, 
ruſſiſche 140 ff., 148 ff. 

Erbbücher, Grundbücher 113, 196. 
Werderſche Funktion beim Danziger 
Rat 196 f., 251 ff., 285, 290. 

Dammverbeſſerung 257. 

Werder, 

Grundzinserhöhung (1761/63) 151. 

Landmiliz 134. 

Schöppenbuch 113. 

Steuerverhältniſſe 127. 

Verarmung 121. 

Verwaltung 113 f. 

Marienburger, Ueberſchwemmung 
(1829) 353. 

Werner, Jacob, 83. 

Wernsdorf, Bürgermeiſter 313. 
Wert des Grundbeſitzes 224. 
Weſſel, 

Erbbegräbnis in Stüblau 378. 

Adam, 230. ‚ 

Adelgunde, 58. 

Adolfine Richardine, verehel. Döring, 
in Halbſtadt, Kreis Marienburg, 
233. 

Albert Ferdinand Alexander, u. Frau, 
geb. Liedtke, verwitw. Pfahl 236. 

Albrecht, 1 ff., 6, 13. 

Alice Hermine Hulda, verehel. Bert— 
hold 234. Ä 

Andreas, 16 ff., 20, 33 f., 43, 46, 49 f., 
ff ie, 

Andreas, Sohn des Andreas 30, 
42 f., 63. 

Andreas, Sohu von Bartholomäus 
Weſſel 65, 68. 

Andreas, älteſter Sohn von Hans 
Weſſel 52, 54 f. 

Andreas, Sohn des Henrich W. 88. 

Andreas, Sohn des Jakob W. 77, 85. 

Andreas, Sohn des Joachim W. 11 f. 
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Weſſel, Andreas, Kapellenvorſteher 73. 


Andreas, Sperlingsdorf 74. 

Andreas, und Frau Anna Chriſtina, 
geb. Wittezonska 68. 

Anna, 55 f., 98. 

Anna, Frau des Andreas W. 17 f., 30. 

Anna, Tochter des Andreas W. 52. 

Anna, Ww. des Jak. W. ſen. 10. 

Anna, Ww. des Jak. W. jun., geb. 
Windmüller 10. 

Anna, Tochter des Jakob W. 77, 85. 

Anna, Tochter des Joh. W. 54. 

Anna, verehel. Fröſe 52. 

Anna, ſiehe Fromm 50. 

Anna, geb. Gieſebrecht 53. 

Anna, ſ. Janzen, ſ. Röhm 58. 

Anna, geb. Klatte 81. 

Anna, ſ. Kniewel, ſ. Mittag 57. 

Anna, ſ. Kuhl 102. 

Anna, geb. Meweßen 74. 

Anna, ſ. Mittag, ſ. Kniewel 57. 

Anna, ſ. Röhm, ſ. Janzen 58. 

Anna, verehel. Sommerfeld 56 f. 

Anna, geb. Wedekind 101. 

Anna Eliſabeth, 58, 290. 

Anna Eliſabeth, geb. Arend 280. 

Anna Eliſabeth, geb. Preuß 59. 

Anna Eliſabeth, ſ. Randt 56. 

Anna Katharina Selena 69. 

Anna Marie, 129. 

Anna Maria, verehel. 1. Ehe Hell, 
Johann, verehel. 2. Ehe Jochem, 
Erdmann, 58, 132, 155. 

Anna Maria, ſ. Segler 65. 

Anna Maria, ſiehe Weyl 101. 

Anna Renate, ſiehe Andreas Dyck, 
Zugdam 153 f., 223. 

Arthur Leonhard, ref. Prediger 236. 

Auguſte Luiſe Aurelie, vereh. Sauer, 

Danzig 236. 

Barbara, geb. Langwald 50. 

Barbara, Tochter des Jakob W. jun. 
(. auch Gieſebrecht) 99. 

Barthelmes, 6, 13, 15 f., 23 ff. 33, 
35, 56, 63 ff., 70 ff., 83, 85, 129. 

Barthel, 155, 189 ff., 256, 277, 292, 
297 ff. 

Barthel (Prozeß) 83. 

Barthel, Oekonom 70. 

Barthel, und Frau, geb. Stanke 
117, 142 f., 153. 

Barthel, Bruder von Andreas Weſſel 
18 ff. 

Barthel, Sohn von Andreas Weſſel 
18, 30. 

Barthel, Sohn von Paul Weſſel 45. 

Barthel, Bruder von Hans Weſſel 52. 

N Sohn des Henrich Weſſel 

Barthel, Sohn von Jacob Weſſel 58. 

Barthel, Sohn von Johann u. Maria 
Weſſel, geb. Philipſen 54 f., 56. 

9213 f Witwe, Schicht u. Teilung 
274 ff. 
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Weſſel, Bartel, Schulze in Mönchen— 
grebin 257. 

Barthel, Proitenfelde 132. 

Barthel, Sperlingsdorf 68 f. 

Barthel, Stüblau 157 f., 244, 255 f., 
262, 274. 

Barthel, Stüblau, u. Frau, geb. Arend 
238 ff. 

Barthel, Woſſitz 155. 

Barthel, Kirchenvater in Woßlaff 19. 

Barthel, Gr. Zünder, u. Frau, geb. 
Henrichs 218, 242. 

Barthel, der Aeltere, Kl. Zünder 
33 ff., 53, 56 ff., 144. 

Barthel, der Jüngere, in Kl. Zünder 
33, 49, 58, 132, 216. 

Barthel, Kl. Zünder, Einquartierung 
(1758) 149, 152. 

Cageſar, 379. 

Chriſtina, 132, 142. 

Chriſtine, verehel. Daniel Wilhelm, 
Gr. Zünder 156. 

Chriſtina Eliſabeth, ſiehe Siewert, 
1. Ehe, ſiehe Hein, Jakob, 2. Ehe, 
216, 218. ' 

Daniel Gottfried, Deichgraf in Stüb⸗ 
lau, u. Frau, 1. Ehe geb. Hacker, 
2. Ehe geb. Roſenhagen 228, 233 ff., 
320, 331. 

David, Sohn des Andreas W. 30. 

Dorothea, 16. 

Dorothea, Schweſter v. Andreas W. 28. 
Dorothea Konkordia, ſiehe Johann 
Jacob Flockenhagen jun. 223 ff. 
Dorothea Konkordia, ſiehe Sagowski, 

2. Ehe 230. 

Eduard, Sohn des Michael W. 373, 
375 f., 379. 

Eleonore 56. 

Eleonore, verehel. Balau 57. 

Eliſabeth, 132, 142. 

Eliſabeth, geb. Mierau, Frau des 
Andreas Weſſel 52. 

ee Tochter des Andreas W. 52. 

Eliſabeth, Tochter des Jakob fen. 10. 

Eliſabeth, Ken Neumann 99. 

Eliſabeth, ſiehe Nürnberg 109. 

Eliſabeth, geb. Stanke 238. 

Eliſabeth, geb. Stanke, Ehefrau des 
Barthel Weſſel ſen. 217. 

Emil Oswald, Bei. v. Wilezehmin, 
Kr. Bromberg, u. Frau 236. 

Ephraim, 230, 256, 278, 331. 

Ephraim, Gr. Zünder, u. Frau Dorv- 
thea Concordia, geb. Arend 158, 
220 ff., 234, 274, 292. 

Ephraim jun., u. Frau Maria Renate 
Dyck 217, 220 ff. 

Ephraim, Kinder 323. 

Ernſt, 235. 

Eugen Bruno, Beſitzer in Villkow, 
Kr. Lauenburg, und Frau, 1. Ehe 
von Kozyezkowski, 2. Ehe geb. 
Heinig 236. 


Weſſel, Eveline Ottilie, verehelichte 
von Kozyezkowski 236. 
Florentina, ſiehe Froſt 102. 
Florentine Eliſabeth 68 f. 
Florentine Eliſabeth, vereh. Scheibe 
68 


Friedrich, 109. 

Gerd, Sohn von Andreas Weſſel 30, 
45 ff., 52, 83, 87, 132, 143, 155 ff., 
218. 

Gerhard oder Gerd, u. Frau Sara 
geb. Schumacher 152 ff. 

Gerhard, Prozeß 147. 

Gerhard, aus Langfelde 223. 

Gertrud, Ehefrau des Barthel Weſſel 
d. Aelt. 34. 

Gertrud, verehel. Karſten, Peter, 154. 

Gottlieb, 68 ff. 

Gottlieb, Mönchengrebin 72 . 

Gottlieb Auguſt, Prauſterfelde 70. 

Guſtav Otto, 234. 

Hans, 16, 34, 45 ff., 50 ff., 53, 55. 

Hans, Sohn des Andreas W. 18, 28, 
30, 50. 


Hans, Sohn des Barthelmes W. 6 ff. 
Hans, Sohn von Jakob Weſſel 77, 85. 
Hans, Sohn von Joh. Weſſel 54. 
Hans, Sperlingsdorf 71. 

Heinrich, Ratmann 6. 

Heinrich, 43. 

Heinrich Julius Adolf, Landwirt, u. 
Frau, geb. von Kozyezkowski 234. 

Helena, 10. 

Helene, Tochter des Barthel mes, 
Witwe des Barthelmes 6 f. 
geb. Fehrmann 6 f. 

Tochter des Jakob W. ſen. 10. 

Helene, ſiehe Bieberſtein 101. 

Helene, verehel. Marx 36. 

Dan, 81, 87 f., 110. 

Henrich, Sohn des Andreas Weſſe 
30, 102 } Veſſel 

Henrich ſen. 74 ff., 

15 jun. 101 

Henriette Antoinette, verehel. Radtke, 
in Danzig 233. 

Henriette Thereſe, verehel. Frowerk 
233. 

Hermann Eduard, und Frau, geb. 
Stanke 232 ff. 

Hermann Rudolph, Hofbeſitzer zu 
Gr. Lichtenau, u. Frau, verwitw. 
Krauſe 234. 

High Ottomar, u. Frau, geb. Haſelau 


Hulda Auguſte, 70. 

Jacob, 10, 42, 46, 57. 

Jakob, der Aeltere 74 ff., 128 f. 
Jakob, der Jüngere 10, 97 ff., 128 f. 
Jakob, der Jüngſte 102. 

Jakob, Sohn des Andreas 22, 30, 63. 
Jakob, Sohn des Barthelmes 6 f., 109. 
Jakob, Sohn v. Henrich Weſſel 74, 88. 


Weſſel, Jakob, in Gottswalde, u. Frau 
(verw. gew. Hans Wolter) 74, 76. 

Jacob, in Schmerblock u. Kl. Zünder 
110 ff, i 107,5 

Jacobs Witwe, in 2. Ehe vermählt 
mit Johann Klemm 131 f. 

Jochim, 1, 10 ff., 49 f., 78, 157. 

Jochim, Sperlingsdorf 57, 239, 299. 

Johann, 53 ff., 55. 

Johann, der Jüngere 52, 55. 

Johann, Großvater d. Bartholomäus 
Weſſel 64. 

Johann, in Sperlingsdorf 57, 144. 

Johanna Dorothea, 233. 

Johann Gottlieb, und Frau Agathe 
Eliſabeth, geb. Lange, aus Letzkau, 
verwitw. Klein, Langfelde 220 f., 
230, 274, 280 f., 298, 332. 

Johann Jacob, Sohn von Barthelmes 
68 


Joh. Jacob, Mönchengrebin 73. 

Juliana Albertina 68 f. 

Karl Ludwig, u. Frau Chriſtine Hen⸗ 
riette geb. Lemke 274, 280, 297, 352. 

Karl Wilhelm, u. Frau Henriette 
Wilhelmine geb. Mix 363, 365, 
367 f., 373, 377 ff. 

Karoline Wilhelmine, ſiehe Prezech— 
lewski 70. 

Katharina, 16. 

Katharina, Schweſter des Andreas 
Weſſel 28. 

Katharina, ſiehe Brandt 99. 

Katharina, geb. Kniewel 10. 

Katharina, geb. Weſſel 34. 

Katharina Eliſabeth, verehel. 1. Ehe 
gs Paul, 2. Ehe Kniewel, Joh., 
1 5 


Katharina Florentine, 274, 280. 

Katharina Florentine, verehel. Preuß, 

Karl Jacob, Dirſchau 296 f., 299. 

Konſtantia Renate 68. 

Kornelia, Frau des Jakob W. 77. 

Kornelia, Tochter des Jakob W. jun. 
(ſiehe auch Bartſch) 99. 

Kornelius Gottfried, Kl. Zünder, und 
grau, geb. von Mitſchel 221, 230, 


Lorenz, Sohn des Barthelmes 6 f., 10. 

Louiſe Emilie, 70. 

Maria, 55. 

Maria, Schweſter des Henrich W. 98. 

Maria, Frau von Jakob W. 82, 97. 

Maria, Tochter von Johann W. 54. 

Maria, verehel. Aries, in Schmer- 
block 52. 

Maria, Tochter von Andreas Weſſel 
d. Aelter., vereh. Wiedehöft 30, 45. 

Maria, Ehefrau von Hans Weſſel, 
Tochter von Andreas Jantzen 52 f. 

ie geb. Jantzen, verehel. Strauß 
54 f. 

Maria, ſiehe Hanmann 102. 

Maria, ſiehe Huppe 99. 
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Weſſel, Maria, ſ. Haſelau, ſ. Klatte 77. 


Maria, geb. Klatte 99. 

Maria, in 2. Ehe vermählt mit Jacob 
Maker 115. 8 

Maria, geb. Philipſen 53, 55 ff. 

Maria, geb Philipſen, 2. Ehe Gertzen 
56 


Maria, geb. Ziemſen, verwitwete 
Henrichſen 99. a 5 

Marie Luiſe, vereh. Kiep, E. W. 233. 

Maria Magdalena, geb. Bredau 88, 
102. 

Mathias, 12. 5 

Mathilde Karoline Roſalie, ſiehe Mix, 
Guſtav Adolf, 369. 

Max, i 873, 377 ff. 

Moritz Richard, Beſitzer in Falkenhof, 

u. Frau, geb. von Kozyczkowski 236. 

Michael, 12, 290, 320 f., 323, 331 ff., 
351 ff., 359, 366 fl. 

Michael, Stüblau 233. 

Michael, als Vorſteher der Geſund— 
heitskommiſſion 360. 

Michael, und Frau, 
295, 373 f. 

Michael Eduard, und Frau Aline 
Wilhelmine Berta, geb. Philipſen 
369 ff., 376 f. 

Michael Ehregott, Gr. Zünder, und 
a geb. Philipſen 227, 231 ff., 


Michael Wilhelm, Stüblau 222, 227, 
274, 279 ff., 297, 331. 

Nele (Kornelia), 1. Frau von Jakob 
Weſſel 77. 

Ottilie Amanda, 70. 

Otto Wilhelm, und 
Sagowski 233. 

Paul, 16, 33 f., 41, 45 ff., 

Paul, Bruder von Andreas W. 28. 

Paul, Sohn d. Jakob W. d. Aelt. 10. 

Paul, Sohn von Paul Weſſel 45. 

Paul, Vormund 30. 

Peter, 16. 

Peter, Bruder d. Andreas W. 28. 

Renate, ſiehe Schiedmann 70. 

Sara Euphroſine, ſiehe Segler 73. 

Simon, 12. 

Suſanna, 58, 101. 

Sufanna, Tochter v. Joh. Weſſel 54 f. 

Suſanna, ſiehe Eichholz 59. 

Suſanna, verehel. Lau 55. 

Suſanna PH fiehe Janzen 70. 

Suſanna, ſiehe Toege 102. 


geb. Wannow 


Frau, geb. 


„Weſſelhube“ 12, 53. 
Weſſeln, Gr., Gut bei Elbing 6. 
Weßlinken, 


Beſetzung 
(1734) 135. 
Dammbruch (1854) 375. 
Dammleiſtungen 357 Anm. 
Grundbeſitz 195. 
Grundzinserlaß 254. 
Holländer Siedler 4. 
Mühlenerlaubnis 128. 


durch Ruſſen 
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Weſterplatte 214. 
Weſtpreußen, Regierung (1816) 336 ff. 
Weſtpreußiſche Feuerſozjetät 67, 228, 333. 
Weyl, Anna Maria, geb. Weſſel 101. 
Johann, 101. 
Wiedehöft, Lehnert 45, 98. 
Maria, ſiehe Weſſel 45. 
Wiener Kongreß 312. 
Wieſen 342 f. 
„Wieſe, ſchöne“ 289. 
Willkür 23. 
Windhoſen 366 f. 
Windmühle in Hohenſtein 372 f. 
Windmüller, Hans, 1, 8. 
Wirtſchaft im Werder 338 ff. 
Wittezonska, Anna Chriſtine, ſ. Weſſel— 
Andreas 68. 
Witterungsverhältniſſe 349 f. 
Wolter, Witwe des Hans, Frau des 
Jakob Weſſel in Gottswalde 74, 76. 
Worau, Georg, Deichgraf, aus Herz 
berg, 105, 168. 
Woſſitz, Dammleiſtungen 357 Anm. 
Brauweſen 159 f. 
Einquartierung 
polniſche (1719) 125, 
preußiſche (1783) 249 ff., 
ruſſiſche (1758/61) 149 f. 
Geſundheitskommiſſion 360. 
Grundzinszahlungen 202. 
Familie Hacker in W. 219. 
Lieferungen 249 f. 
Herrenland 289. 
Kirchenſachen 39, 60. 
Kriegslaſten 289 f. 
Landwirtſchaft 342. 
Mühlenkonzeſſion 280. 
Prediger Tautenius in W. 39. 
Ueberſchwemmung (1695) 53. 
Weſſels in W. 55. 
Wotzlaff, zum Danziger 
gehörig, 285. 
Schlechter Zuſtand des Dorfes 75. 
Brand 261. 
Dammleiſtungen 357 Anm. 
Grundzinsermäßigung 254. 
Holländerbeſiedlung 105. 
ie 8 f., 19, 48, 63, 
Kirchenbuch (um 1650) 35. 
Mühlenkonzeſſion 280. 
Schöpfmühle 357. 
Ueberſchwemmung (1659) 39, 
5 (1674) 84, 
5 (1829) 353. 
Werbungen, preußiſche 246. 
Weſſels in W. 55. 
Württemberg, Herzog, Alexander, Kom— 
mandeur der ruſſiſchen Belagerer 
(1813) 303, 309 ff. 
Würtz, Paul, General 38. 
Wulff, Florentine, geb. Jox 64. 
Heinrich, 64, 69. 
Wulff, Henrich, Schönrohr 127. 
Wulff, Suſanna, verehel. Janzen 70. 


Territorium 
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Yorck, von, preußiſcher General 303 f. 


Ziegelſcheune 337 Anm. 

Ziegengraben, der, 257. 

Ziehm, Guſtav, aus Stüblau u. Letzkau 
370, 372, 374 f. 

Ziem, Frau des Jan Z., 

Ziemen, Peter, 87. 

Ziemſen, Maria, ſiehe Henrichſen und 
Weſſel. 

Zigankenberg 337 Anm. 
Belagerung (1734) 136. 

Gefecht bei, 306, 309. 

Zimmermann, Fabian, 82. 
Marten, 16. 

Zollkontrolle Stüblauer Werder Dan— 
zig 245. 

Zollſchwierigkeiten 209, 334. 

Zoppot 236. 

Zuckerfabrik Gr. Zünder 378. 

Zuckerrüben 378. 

Zünder, Groß- und Alerts, 
Dammleiſtungen 357 Anm. 
Grundzinserlaß 254. 
Kirchenweſen 133. 

Kriegsſteuer 294. 

Mühlenkonzeſſion 280. 

Schulweſen 133. 

Zünder, Gr., 

Auslandung 192. 

Darlehen 213. 

Einquartierung (1708) 118, 
polniſche (1719) 125, 
ruſſiſche 308, 
ſchwediſche 26. 

Entwäſſerungsmühle 11. 

Prediger Colerus 22. 

Landwirtſchaft 342. 

Landwirtſchaftlicher Verein 378. 

Lingenbergs in 3., 227. 

Militär 331. 

pachtet Schönrohr 241. 

Ueberſchwemmung (1659/61) 39, 

(1695) 53. 


in Wotzlaff 19. 


Vermeſſüng 192. 3 
Weſſels in, 189 ff., 220 ff., 227. 
Zuckerfabrik 378. 


Zünder, Kl., 


Schlechter Zuſtand des Dorfes 75. 
Ueberſchwemmung (1674) 84. 
Weſſels in, 110 ff., 189 f. 
Zugdam, Dammleiſtungen 357 Anm. 
zum Danziger Territorium gehörig 
25 


Darlehen 213. 
Grundzins 202. 
Mühlenkonzeſſion 280. 
Stüblauer Beſitz in, 235, 239, 212, 
290, 360, 370, 375. 
1784 nicht überſchwemmt 255. 
Wachtbude 354, 358 f. 
Zumpf, Sigismund, 87. 


„ Amwangsanleihen der Stadt Danzig 293. 
ola 
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